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1  E in l e i tung  
 
Der Erste Sekretär des ZK der SED Walter Ulbricht hielt eine mehrstündige Rede auf der 
8. ZK-Tagung des Jahres 1960 zu dem Thema „Der Kampf der sozialistischen Staaten für 
einen Überfluss an landwirtschaftlichen Produkten und die Erhöhung der Marktproduktion 
der LPG in der DDR“. 
 
Während seiner Ansprache vor den ZK-Mitgliedern und vielen ausgewählten Gästen ver-
kündete er, dass sich „bei der Durchführung des Siebenjahrplanes auf der Grundlage der 
Beschlüsse der VI. LPG-Konferenz (Februar 1959, M. J.) ein großer Umschwung in den 
Dörfern von der Wasserkante bis Mitteldeutschland“ vollzogen habe. Die Bauern aus acht 
von 15 Bezirken der DDR waren landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG) 
beigetreten. Die SED drängte auf der 8. Plenartagung, ihre Mitglieder für die rasche Einbe-
ziehung aller Bauern aus den restlichen Bezirken unter Ausnutzung der Erfahrungen aus 
den bisherigen Kollektivierungsaktionen zu mobilisieren. Sie rief zur vollständigen „Ver-
genossenschaftlichung“ der Gesamtheit der Dörfer des Landes alle Partei- und Staats-
organe sowie Massenorganisationen auf. 
 
Obwohl Bauern aus sieben Bezirken, u. a. auch der drei sächsischen Bezirke, sich der voll-
ständigen Kollektivierung bislang widersetzt hatten, resümierte Walter Ulbricht, dass „mit 
dem Beitritt aller Bauern zu LPG die Einheit der genossenschaftlichen Produktion im Dorf 
und Kreis sowie die Gemeinschaft der Bauern“ hergestellt worden sei. In dieser Einheit 
und Gemeinschaft sah die SED nunmehr geschaffene Voraussetzungen für die planmäßige 
Entwicklung für die Landwirtschaft der DDR. 1 
 
Diese Tagung der SED fand auf dem Höhepunkt des „sozialistischen Frühlings auf dem 
Lande“ vor fast 500 Delegierten in Berlin im Haus des Zentralkomitees der SED statt. 14 
Tage später verkündete Walter Ulbricht auf der historischen Volkskammersitzung am 
25.4.1960 den „Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse auch in der Landwirt-
schaft der DDR“. 
 
Mit dem keineswegs „gemeinsam und freiwillig gegangenen großen Schritt zum Zusam-
menschluss der Bauern in landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften“ fand die dra-
matischste, tiefgreifendste und nachhaltigste Umgestaltung eines Teiles des deutschen 
Bauernstandes im Jahre 1960 ihren Abschluss. 
 
Im Ergebnis der „sozialistischen Umgestaltung der Landwirtschaft“ in der DDR wurde 
durch die SED und Staatsführung in allen Bezirken das sozialistische LPG-Modell instal-
liert, in dem die ehemaligen Bauern nicht mehr über ihr Eigentum an Betriebsmitteln, 
Grund und Boden verfügen konnten und sich sozialistischen Normen unterordnen mussten. 
Ziel und Methode der Umgestaltung waren im ganzem Lande gleich. Dennoch zeichneten 
sich nicht prinzipielle, aber regionaltypische Unterschiede auf dem weiteren Wege der total 
kollektivierten Landwirtschaft ab. 
 
Anliegen vorliegender Arbeit ist es, den Weg der in landwirtschaftlichen Produktions-
genossenschaften zusammengeschlossenen bäuerlichen Betriebe während des Jahrzehnts 
von 1960 bis 1970 in den drei sächsischen Bezirken Dresden, Karl-Marx-Stadt und Leipzig 




Damit wird versucht, eine Lücke auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Untersuchung der 
sozialistischen Landwirtschaft der DDR zu schließen. 
 
Die Agrarpolitik der DDR wollte die Kollektivierung der Landwirtschaft als ein wirtschaft-
liches und soziales Großexperiment verstanden wissen, das „Experiment des Sozialismus 
in der Landwirtschaft auf deutschem Boden“. Die Schaffung von LPG hatte zum Ziel, die 
einzelbäuerliche Landwirtschaft auf „nichtkapitalistischem Wege“2 zu einer modernen, 
effektiven und leistungsfähigen Agrarwirtschaft zu führen. Eine der Folgen dieses sozialis-
tischen Großexperimentes waren die nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten 
stattgefundenen schwierigen Vermögensauseinandersetzungen in der sächsischen Land-
wirtschaft zwischen den auf Anspruch berechtigten ehemaligen LPG-Mitgliedern und den 
noch nicht ordnungsgemäß umgewandelten LPG3 auf Grundlage des Landwirtschafts-
anpassungsgesetzes (LwAnpG) von 1991. Die Vermögensauseinandersetzungen haben in 
den Dörfern zu politischen Spannungen geführt. 
 
1.1 Veranlassung und Zielstellung 
 
Die Entwicklung der Landwirtschaft wurde in der SBZ/DDR durch die Parteitage der SED, 
stark beeinflusst von der Sowjetunion und deren Kommunistischer Partei, sowie durch die 
staatlich inszenierten Bauernkongresse bewusst gestaltet. Zwischen diesen Stationen lie-
gende Zeitabschnitte werden in vorliegender Studie periodisiert. 
 
Mit der Analyse der zweiten Etappe der LPG-Bildung von 1960 bis 1969/70, welche den 
Grundstein für die am Ende der siebziger Jahre vollzogene Trennung des einheitlichen 
Produktions- und Reproduktionsprozesses legte, soll die Entwicklung der selbstständigen 
LPG nach Abschluss der völligen Kollektivierung aufgezeigt werden. 
 
Die Landwirtschaft wurde der schon seit dem Halbjahresplan 1948 und sich anschließen-
den langfristigen Plänen der DDR unter Beachtung sowjetischer Vorgaben angewendeten 
zentralistischen Planwirtschaft untergeordnet.4 Damit ergaben sich sozialistische Produkti-
ons- und Betriebsformen, die bereits zu jener Zeit, wie sich am Ende der achtziger Jahre 
zeigen sollte, den Keim ihres Unterganges im Jahre 1990 in sich trugen. 
 
Es gehört zum dringend benötigten politischen Verständnis der Gegenwart, dass der inte-
ressierten Bevölkerung, vor allem aber den politischen Entscheidungsträgern, die wichtigs-
ten Erkenntnisse über die Wirtschafts- bzw. Agrargeschichte der Jahre nach 1945 bekannt 
sein müssen, um am gegenwärtigen politischen Leben teilnehmen zu können.5   
 
Die Gefahr besteht, dass nach Vollzug der staatlichen Einheit Deutschlands ein halbes 
Jahrhundert deutscher Agrarwirtschafts- und Gesellschaftsgeschichte die damaligen wirt-
schaftlichen, technischen und sozialen Komplikationen, aus dem öffentlichen Interesse 
verdrängt werden. 
 
Aus diesem Grunde stellt sich die Aufgabe, mit historiografischer Genauigkeit und agrar-
wirtschaftlichem Sachverstand das sozialistische LPG-Modell zu untersuchen, Schlussfol-








In absehbarer Zeit wird es nur noch die Nachkommen derer geben, die aus eigenem Erle-
ben und unter dem Eindruck des damaligen Zeitgeistes die Umwälzungen in den Dörfern 
der DDR beschreiben und bewerten können. Später wird es lediglich nur noch theoretisch 
anhand von weniger werdenden Quellen oder Literatur möglich sein, „das Experiment des 
Sozialismus in der Landwirtschaft auf deutschem Boden“, nämlich die Bildung von LPG 
und ihre Rolle beim „umfassenden Aufbau des Sozialismus in der DDR“ und dessen wirt-
schaftliche, politische, kulturelle, soziale sowie mentale Auswirkungen auf die Agrarge-
sellschaft der ehemaligen DDR darzustellen. 
 
Indem vorliegende Arbeit sich der zweiten Etappe der LPG-Entwicklung widmet, soll dem 
alleinigen und vielfach mit eingefahrenen, überkommenen Vorstellungen behafteten Bild 
der LPG von Zwangskollektivierung und Enteignung der Bauern bei Erreichen der soge-
nannten Vollgenossenschaftlichkeit im Jahre 1960 begegnet werden. Bei der speziellen 
Betrachtung dieses Zeitabschnittes wird der Blick auf die Arbeit der Betroffenen und des 
Führungspersonals in den LPG unter den Bedingungen der Mangelwirtschaft und politi-
schen Zwänge des Sozialismus in der DDR gelenkt. 
 
Zum Zwecke der Erforschung der Phasen des LPG-Entwicklungsabschnittes zwischen 
„sozialistischem Frühling auf dem Lande“7 und Einführung „sozialistischer Kooperation“ 
werden Beispielsfälle von ehemals in den drei sächsischen Bezirken real existierenden 
LPG untersucht. Dabei fiel die Entscheidung auf die politisch- ökonomische Version, da 
die ökonomischen Ergebnisse das materielle Fundament der gesamten LPG-Entwicklung 
und den Ausgangspunk für die neuen sozialen und kulturellen Beziehungen der Menschen 
im ländlichen Raum bildeten. Letztgenannte Beziehungen werden als ein weiterer in dem 
Zusammenhang stehender und zu bearbeitender Forschungsgegenstand angesehen. 
 
Die LPG können im juristischen Sinne nicht als Genossenschaften angesprochen werden. 
Sie galten als eine besondere, die bedeutendste Form sozialistischer Landwirtschafts-
betriebe. Es drängt sich daher die Frage auf, ob das LPG-Modell einen Fortschritt gegen-
über privatbäuerlicher Landwirtschaft hinsichtlich Produktivität, Effektivität und Verbesse-
rung der Arbeits- und Lebensbedingungen innerhalb von zehn Jahren kollektivwirtschaf-
tlicher Arbeit ergeben hat. Ebenso war auf die Frage einzugehen, ob die ideologische Vor-
stellungen der Staatsmacht oder die wirtschaftliche Notwendigkeit der Änderung der bishe- 
rigen Agrarverfassung zugrunde lagen. In dem Zusammenhang wurde darüber hinaus auf 
die Einwirkung staatlicher Machtmittel gegenüber den kollektiven Betrieben eingegangen. 
Dieser Fragenkomplex wird mit vorliegender Arbeit, insbesondere für die drei sächsischen 
Bezirke, unter Berücksichtigung aller drei LPG-Typen, nicht der LPG schlechthin, beant-
wortet. 
 
Die vorgelegte Arbeit spart marxistische politökonomische Begriffe der DDR-Agrarge-
schichtsschreibung und -politik nicht aus, mit welchen die Entwicklung der LPG und ihrer 
Probleme zwischen „sozialistischem Frühling“ im April 1960 sowie dem Entstehen von juris-
tisch selbstständigen kooperativen Einrichtungen im Zuge von „Konzentration und Speziali-
sierung“ 1968/69 untersucht worden sind. Die zeitgenössischen Begriffe werden größtenteils 
beibehalten, da es sich um Termini handelt, die sich im gesamten Bestand der Quellen und 
der in der DDR herausgegebenen Literatur finden. Die Verwendung marktwirtschaftlicher 
Termini birgt die Gefahr der nicht richtigen Wiedergabe ökonomischer Vorgänge und des 
Zeitgeistes jener Zeitabschnitte in sich. Das auf den Theorien von Karl Marx, Friedrich En-
9 
gels und z. T. utopischer Sozialisten aufgebaute sozialistische Wirtschaftssystem der DDR 
lässt sich nur teilweise mit den modernen Fachbegriffen der freien und marktwirtschaftlich 
orientierten Betriebs- und Volkswirtschaftlehre erklären. In der Studie werden LPG als Kol-
lektivwirtschaften bezeichnet, da davon ausgegangen werden muss, dass es sich bei den LPG 
nicht um Genossenschaften gemäß deutschem Genossenschaftsgesetz handelte. Dem zu ent-
sprechen fehlten solche wesentliche Voraussetzungen, wie Selbstbestimmung und Freiwillig-
keit. Gleiches betrifft das sich auf Genossenschaften beziehende Adjektiv „genossenschaft-
lich“.  
 
Die Studie folgt teilweise der späteren Geschichtsschreibung der DDR, indem der Ablauf der 
Umgestaltung in Etappen und diese in Phasen eingeteilt werden. Allgemein wird von Zeit-
räumen und -abschnitten gesprochen. Zum besseren Verständnis des historischen Ablaufes 
und der agrarpolitischen Vorgänge bei der LPG-Entwicklung wird das Hauptthema in Zeit-
räume und Entwicklungsetappen, die vor und nach dem Untersuchungszeitraum lagen, einge-
bettet. Sie dienen lediglich dazu, in das Thema einzuführen bzw. die Weiterentwicklung an-
zudeuten. Bei der Untersuchung der Vorgänge zwischen 1960 und 1970 wird deshalb gleich-
zeitig die Periodisierung der gesamten Agrarentwicklung von 1945 bis 1990 in der SBZ/DDR 
vorgenommen.  
 
Obwohl die LPG der sächsischen Bezirke untersucht worden sind, muss darauf hingewiesen 
werden, dass in der DDR aufgrund der zentralistisch geleiteten, planwirtschaftlich organisier-
ten Landwirtschaft keine prinzipiellen lokalen Unterschiede des Umgestaltungsverlaufes auf-
getreten sind. Wohl aber entstanden geringfügige Unterschiede zwischen den sogenannten 
Nord-, Süd- und Mittleren Bezirken. Diese sind jedoch zumeist auf natürliche Produktionsbe-
dingungen und auf Unterschiede in der historischen Entwicklung der deutschen Landwirt-
schaft, die ihren Anfang in der Feudalzeit nahm und mit dem Zusammenbruch des Deutschen 
Reiches endete, zurückzuführen.  
 
Die vorliegende Arbeit versteht sich als ein Beitrag zur Vertiefung des Erkenntnisstandes 
über die sächsische Wirtschafts- bzw. Agrargeschichte. Sie soll die Grundlage für Unter-
suchungen zu Detailfragen der sächsischen LPG-Geschichte, aber auch für vergleichende 
Betrachtungen der Entwicklung in anderen Regionen der ehemaligen DDR schaffen. Eben-
so können juristische Fragen, die sich für die Mitglieder der nach 1990 umgewandelten 
LPG ergeben haben, beantwortet werden. 
 
1.3 Quellenlage und -kritik 
 
Bei der Suche nach Quellen für die Entwicklung der LPG sind kaum selbst aufbereitete 
Unterlagen der entsprechenden Betriebe zu erwarten. Im Untersuchungszeitraum war of-
fenbar der Eindruck der seit 1952 bzw. 1960 abgelaufenen agrarpolitischen Umwälzung 
noch nicht verblasst. Dadurch und angesichts der vielen wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
in den LPG sahen sich die wenigsten veranlasst, einen historischen Abriss ihrer Betriebs-
entwicklung zu verfassen. Geschichtlichen Aspekten wendete sich die SED-Agrarpolitik 
im Wesentlichen erst zwanzig Jahre später zu. Diese Hinwendung geschah aufgrund von 
Identitätsverlusten bei den Beschäftigten in den großen Agrarbetrieben in allen Kreisen der 
DDR. 
 
Insbesondere in die Jahre nach 1977 lassen sich Anfänge einer von der SED bewusst in 
Bewegung gesetzten Geschichtsschreibung zur Rolle der Partei und der Entwicklung der 
sozialistischen Landwirtschaftsbetriebe datieren.8 
10 
Die „Richtlinien zur Erforschung und Propagierung der Betriebsgeschichte“ des Sekretari-
ats des ZK der SED, lt. ZK-Beschluss vom 07.06.1977, enthalten dazu den Hinweis: 
„Die anschauliche Darlegung der historischen Entwicklung des Betriebes, der Leistungen 
der Arbeiter und anderer Werktätigen unter Führung der Betriebsorganisation – richtig ein-
geordnet in die historischen Prozesse des Werdens und Wachsens unserer Republik und 
des jeweiligen Territoriums, der Entwicklung des Weltsozialismus sowie der internationa-
len Klassenauseinandersetzung – hat  sich als ein wichtiges Mittel erwiesen, das sozialisti-
sche Bewusstsein weiter auszuprägen und neue Initiativen der Werktätigen zu wecken.“9    
  
Mit dem ZK-Beschluss wird die Führungs-Rolle der SED auch auf diesem Gebiet hervor-
gehoben, d. h. dass die Betriebsparteiorganisationen der SED in der Geschichtsschreibung 
die „Verantwortung für die Erforschung und Propagierung der Betriebsgeschichte“ zu tra-
gen haben. 
 
Dabei bestanden drei Hauptaufgaben, nämlich die Bestimmung der politisch-ideologischen 
Zielstellung, das Herausarbeiten von inhaltlichen Schwerpunkten der Forschungs- und 
Propagandatätigkeit und der Organisation der praktischen Arbeit.10 
 
Die SED orientierte mit dem ZK-Beschluss vom Juni 1977 auf die Bildung von „Kommis-
sionen für Betriebsgeschichte“ in den LPG. Sie kamen aber kaum zur Entfaltung. Deshalb 
kann nicht auf Ergebnisse dieser Kommissionsarbeit als Quelle zurückgegriffen werden. 
Die Agrargeschichtsschreibung der DDR setzte in den Mittelpunkt ihrer Betrachtung (Zi-
tat):„... die schöpferischen Leistungen der Genossenschaftsbauern und Arbeiter, die sie 
unter Führung der Partei der Arbeiterklasse zur Steigerung der landwirtschaftlichen Pro-
duktion und Entwicklung des Dorfes vollbrachten“.11  
 
Mit der agraren Betriebsgeschichte sollte „die Entwicklung der Produktivkräfte und der 
Produktionsverhältnisse sowie ihrer wechselseitigen Beziehungen“ erforscht werden. Der 
Richtlinie folgend, war es Aufgabe, „mit agrarhistorischer Darstellung deutlich zu machen, 
wie 
 
- dem Grundanliegen des Leninschen Genossenschaftsplanes, der Überführung der zer-
splitterten einzelbäuerlichen Warenproduktion in die sozialistischen landwirtschaft-
liche Großproduktion entsprochen wurde,  
- auf der Grundlage des genossenschaftlich-sozialistischen Eigentums der wissen-
schaftlich-technische Fortschritt immer besser mit den Vorzügen der sozialistischen 
Produktionsverhältnisse verbunden wurde und Voraussetzung für den allmählichen     
Übergang zu industriemäßigen Produktionsmethoden entstanden und 
- die ökonomischen Umwälzungen in der Landwirtschaft durch untrennbare Verbindung 
mit der sozialen und geistig-kulturellen Entwicklung der Bauernschaft möglich wur-
den“.12 
 
Die agrare Betriebsgeschichte der DDR umfasste neben der Entwicklung der LPG auch die 
der VEG und ihrer kooperativen Einrichtungen einschließlich deren Beziehungen zu den 
Betrieben des Vorleistungs- und Versorgungsbereiches, wie den MAS, MTS, KfL, ACZ, 
Meliorationsbetrieben u. Ä.13  
 
Der Forschende kann auf betriebliche Dokumente, unter welchen die Jahresabschluss-
berichte (JAB) der LPG hervortreten, und Buchführungsdaten zurückgreifen. Dabei sind 
agrar- und betriebsökonomische Kenntnisse hilfreich, weil man Kennzahlen bewerten und 
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vergleichen können muss. 
 
Da die LPG nach einem Auswahlprinzip archivierungspflichtig waren, liegen in den 
Kreisarchiven Unterlagen und Ergebnismeldungen nur für bestimmte Betriebe vor. Ähn-
lich verhält es sich in den drei sächsischen Staatsarchiven, die Unterlagen der Räte der 
Bezirke (RdB) betreffend. 
 
Bei der Erarbeitung der Studie fanden bevorzugt gegenwärtig noch vorhandene innerbe-
triebliche Unterlagen, Protokollbücher, statistische Meldungen, JAB oder interne Veröf-
fentlichungen kreislicher bzw. bezirklicher Agrarverwaltungen, sofern keine Abwei-
chungen von der Realität nach einer quellenkritischen Überprüfung einzuschätzen waren, 
Verwendung. Diese der Produktionsbasis nahen Quellen lassen eine qualitativ höhere Aus-
sage zu. 
 
Berichte der bezirklichen und zentralen Ebene, Publikationen aus beiden Leitungsebenen 
von Partei und Regierung sowie DDR-Literatur wurden lediglich zum Zwecke spezieller 
Zahlenangaben herangezogen. 
 
In den Nachfolgebetrieben der LPG gelegentlich noch vorhandene Unterlagen laufen Ge-
fahr, in naher Zukunft vernichtet zu werden. Die ab 1990 entstandenen Agrarbetriebe se-
hen keine Veranlassung, das Schriftgut zu bewahren und den Kreisarchiven zuzuleiten, da 
Bestehen in Wettbewerb und Marktwirtschaft deren volle Aufmerksamkeit beanspruchen. 
 
1.4 Stand der Forschung  
 
Bei der Erforschung des prinzipiellen Umbruchs der landwirtschaftlichen Eigentums-, Ar-
beits- und Lebensverhältnisse stößt man auf grundsätzlich unterschiedliche Betrachtungs-
weisen in agrarpolitischen Publikationen zum LPG-Modell, die in den beiden deutschen 
Staaten entstanden sind. 
 
Die Arbeiten aus der DDR waren bis 1989 i. d. R. ideologisch geprägt und enthielten ne-
ben Schönfärberei zum Zwecke der Propaganda politische sowie vielfach wirtschaftliche 
Fehleinschätzungen hinsichtlich der Überlegenheit sozialistischer Agrarpolitik. Fachliche, 
wissenschaftliche agrarhistorische Arbeiten dienten der Legimitation von Maßnahmen der 
SED-Agrarpolitik für die Herausbildung einer sozialistischen Großproduktion und dem 
Beweis deren Überlegenheit gegenüber den westlichen Agrarverhältnissen. 
 
Beiträge aus der BRD ließen ideologische Überfrachtungen nicht erkennen, wohl aber z. T. 
Zweifel, dass das Festhalten am bäuerlichen Familienbetrieb als eine zukunftsträchtige 
Betriebsform anzusehen sei.14 Seit dem Mauerbau 1961 nachlassende Informations-
möglichkeiten und fehlende Einsichtnahme in das betriebswirtschaftliche Geschehen der 
LPG ergeben bei diesen Autoren ein z. T. fragmentarisches Bild der DDR-Landwirtschaft 
nach Abschluss der letzten großen Kollektivierungswelle. Von einem Fehlen der entspre-
chenden Quellen kann jedoch nicht ausgegangen werden. 
 
Für die Autoren agrarhistorischer Arbeiten aus Forschungseinrichtungen beider deutscher 
Staaten gilt, dass politisch unterschiedliche Betrachtungsweisen zu den jeweiligen Ent-
wicklungsphasen der DDR-Agrarwirtschaft vorliegen. Es ist dies die Folge der deutschen 




Aus der Vielzahl agrarhistorischer Arbeiten östlicher Provenienz seien die Veröffent-
lichungen aus dem Institut für Agrargeschichte und Ausländische Landwirtschaft der DAL 
bzw. der AdL der DDR zu Berlin (IALA) genannt. 
 
In der DDR entstandene Arbeiten hatten zum Ziel, die vermeintlichen Vorteile des er-
zwungenen Strukturwandels der einzelbäuerlichen Landwirtschaft in Form von Agitation 
und Propaganda aufzuzeigen sowie die Sozialisierung des Bauernstandes zu legitimieren.16 
 
Gegenüber meistens allgemein gehaltenen Arbeiten aus der BRD, die aber z. T. mit fehler-
haften Darstellungen des LPG-Modells behaftet sind, wie z. B. dem unkritischen Umgang 
mit dem Begriff „Vollgenossenschaftlichkeit“17, sind die Untersuchungen und Beiträge aus 
der DDR in jeglichen Veröffentlichungen, z. T. auch in der Fachpresse, wie „Zeitschrift für 
Agrarökonomik“, „Kooperation“, „Feldwirtschaft“ oder „Tierzucht“ bis zu den Orts- und 
LPG-Chroniken als tendenziös und beschönigend anzusehen. Sie sind somit für eine wis-
senschaftliche Beurteilung nur bedingt verwertbar. 
 
Wissenschaftliche Forschungen an westdeutschen Universitäten basierten auf dem Leitbild 
des „freien Bauern im bäuerlichen Familienbetrieb“18 und stellten den Gegensatz zum 
„werktätigen Bauern in sozialistischen Genossenschaften“ heraus. 
 
Arbeiten aus beiden deutschen Staaten fehlen weitgehend die Belege anhand betriebswirt-
schaftlicher Kennzahlen, was wohl weniger dem Sachverstand von Historikern, sondern 
eher dem von Agrar- und Betriebsökonomen entspricht. Beispiele dafür finden sich bei 
Rocho, J.: Grundtendenzen der Agrarpolitik in der SBZ., Diss. an der Universität Bonn, 
1960 und Tümmler, E./Merkel, K./Blohm, G.: Die Agrarpolitik in Mitteldeutschland und 
ihre Auswirkungen auf Produktionen und Verbrauch landwirtschaftlicher Erzeugnisse. 
Bonn/Berlin (West) 1969. 
 
Erst nach 1990 verfasste Orts- und Betriebschroniken aus sächsischen Gemeinden geben  
z. T., aber nur ansatzweise oder kritikarm, den Verlauf der LPG-Entwicklung objektiv 
wieder. Ein sehr kurzer Abriss der LPG-Entwicklung 1960 – 1970 liegt im Kompendium 
E. Schulzes vor. 19 
 
Detaillierte Arbeiten und mit Bezug auf sächsische Regionen wurden von G. Ender und   
M. Kipping vorgelegt, können aber in einigen Punkten streng wissenschaftlichen Anforde-
rungen nicht entsprechen. 20 
 
Zum Grundanliegen vorliegender Studie, der Untersuchung der LPG-Entwicklung nach 
dem „sozialistischen Frühling auf dem Lande“ im Gebiet des heutigen Sachsens, finden 
sich vorläufig keine Veröffentlichungen von Forschungsergebnissen.  
 
Zu aktuellen Arbeiten, die sich dem Thema nähern, sind die Dissertationen von M. Heinz, 
Rostock, und G. Last, Oxford, aus den Jahren 2008 bzw. 2009 zu rechnen. M. Heinz’ Stu-
die analysiert die Agrarentwicklung der Nord-Bezirke der DDR und stellt die Industri-
alisierung, die er aber zu früh datiert, in den Vordergrund. Nicht ganz zweifelsfrei ist seine 
Methode der „oral history“, die ein zu wenig kritisches Bild ergibt. Der Engländer G. Last 
befasste sich mit der Entwicklung von LPG im thüringischen Bezirk Erfurt. Diese Arbeit 
ist sehr allgemein gehalten. Sie gibt keinen Blick frei in interne Probleme der LPG und 
vermittelt daher ein unklares Bild über die Beziehung bäuerliche Gesellschaft –
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sozialistische Genossenschaft. Klar ist jedoch die „führende Rolle“ der SED erkannt und 
bewiesen worden.21 Hervorzuheben ist die Dissertation von W. Mahlich als mikro-
historische Studie zur LPG-Entwicklung (auch nur bis 1960) im anhaltinischen Kreis Hal-
densleben, die gleichzeitig die Zusammenhänge zur zentralen SED-Agrarpolitik herstellt.22  
 
Für die Entwicklungstappen nach 1960 lässt sich auch in der DDR-Forschung zum LPG-
Modell eine Ausdünnung beobachten. Es lag nicht im Interesse der zentralen SED-
gesteuerten Agrarpolitik, die kritikbelastete Endphase der Kollektivierung, wie auch die 
Widersprüche in den anschließenden Konsolidierungsphasen aufzuzeigen. In gleicher Wei-
se sollten weitere Etappen der LPG-Entwicklung, insbesondere die der unheilvollen Auf-
spaltung des einheitlichen Produktions- und Reproduktionsprozesses, einer Betrachtung 
unterzogen werden. Der langsame „Übergang zu industriemäßigen Produktionsmethoden 
in der Landwirtschaft“ galt der SED-Führung als unaufhaltbarer objektiver Prozess, dessen 
negative Auswirkungen jedoch nicht erwähnt werden durften. So spiegelt es die DDR-
Literatur auch nach 1970 wider. Das betrifft ebenso Veröffentlichungen über die Jahre 
nach 1980, als durch die fehlerhafte Agrarpolitik der SED die Stagnation der Produktion 
zur Rückverwandlung von LPG Pflanzen- und Tierproduktion in die Ausgangs-LPG führ-
te. Zur Erforschung dieser Erscheinungen wurde das IALA in Berlin von der Akademie 
nicht beauftragt.  
 
Seit 1990 wird in gesamtdeutschen agrarsozialen Untersuchungen recht allgemein und      
z. T. auf vermeintlich positive Aspekte des Agrarsozialismus abgehoben. Dabei finden sich 
keine nachvollziehbaren Daten und Auswertungen, welche die fehlende Basis für soziale 
Maßnahmen in der sozialistischen Landwirtschaft reflektieren könnten.  
 
Auffällig ist bei nahezu allen Arbeiten, insbesondere nach 1990 von Autoren der jüngeren 
Generation publiziert, dass über die LPG allgemein berichtet wird.  
 
Es ist inzwischen aus dem Bewusstsein agrarhistorisch Interessierter verschwunden, dass 
es bis zur Mitte der sechziger Jahre, zumindest in den südlichen und sächsischen Bezirken, 
einen beachtlichen Anteil von LPG des Typs I gab. Die prinzipiellen Entwicklungsunter-
schiede aufgrund der unterschiedlichen Vergesellschaftung des Eigentums und der Arbeit 
wurden nicht mehr der Erwähnung oder Untersuchung für Wert befunden bzw. sind kaum 
noch bekannt. Die Allgemeinbetrachtungen enthalten keine Kritik am Begriff der „Genos-
senschaft“, keine Definition der LPG, weder Erfolgsanalysen kollektivwirtschaftlicher Ar-
beit noch Untersuchungen über die Herkunft des LPG-Gedankens. Der fiktive Leninsche 
Genossenschaftsplan ist zumeist unbekannt. 
 
Obwohl Anspruch und Wirklichkeit in der Agrarentwicklung der DDR weit auseinander- 
klafften, wird z. T. ein zu rascher Fortschritt angesetzt. So wird in modernen Publikationen 
die Einführung industriemäßiger Produktionsmethoden wesentlich zu früh datiert.23 Ko-
operation in der Landwirtschaft wird angesprochen, aber nicht analysiert, obwohl es dazu 
sehr aussagefähige Fachliteratur gibt.24 Als Mangel erweist sich, dass agarhistorische Stu-
dien kaum von Agrarfachleuten aus den ehemaligen Betrieben verfasst werden. In Sachsen 
liegen mit den Schriften von M. Kipping, H. Claußnitzer oder W. Hübner derartige Veröf-
fentlichungen vor, wobei jedoch eine ausgeprägte Beleuchtung der eigenen persönlichen 
Arbeit als ehemalige verantwortliche Leiter in den LPG nicht zu übersehen ist (H. Clauß-
nitzer) oder gar der Verlust der politischen Grundlage des LPG-Modells beklagt wird (W. 
Hübner).25 Gemeinsam ist diesen Schriften im positiven Sinne, dass die Diskrepanz zwi-
schen Anspruch und Wirklichkeit der SED-Agrarpolitik aufgedeckt und das unqualifizierte 
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ständige Eingreifen des Staates in das Betriebsgeschehen sowie die wirtschaftliche Konso-
lidierung einer kritischen Analyse unterzogen wird. Das untermauert die These, dass die 
LPG nur dem Namen nach als Genossenschaften firmieren konnten.  
 
Es ist das Verdienst von W. Fernau, der sich im Zuge langjähriger agrarhistorischer For-
schungen zu betriebsökonomischen Problemen der DDR-Landwirtschaft als ehemaliger 
wissenschaftlicher Mitarbeiter des Institutes für landwirtschaftliche Betriebs- und Ar-
beitsökonomik Gundorf der DAL zu Berlin noch 1990 mit dem Betriebsgeld befasste und 
die in vielen LPG angewendete Wertzeichenmethode der Nachwelt überliefert  hat.26 In 
den Quellen kaum und in der zeitgenössischen sowie nach 1990 erschienenen Literatur 
nicht erwähnt, fiel das LPG-Geld dem Vergessen anheim. Als maßgebliche Autoren, die 
offiziell im Sinne der breiten Anwendung einer wirtschaftszweigspezifischen Geldemissi-
on in der Landwirtschaft veröffentlicht hatten, sind H. Lehnert und H. Maschke zu nennen. 
Weitere Autoren mikrohistorischer Studien aus den Jahren 1963-1970 finden sich im Quel-
lenverzeichnis der Arbeit von W. Fernau.27 
 
Der bisherige Forschungsstand erfordert, zusammengefasst, ein Abwenden von allgemei-
nen Studien bzw. Feststellungen und dafür die Hinwendung zur Untersuchung lokaler so-
wie temporärer agrarhistorischer Vorgänge. Dabei sollte auf eine Differenzierung gemäß 
genau abgrenzbarer Entwicklungsetappen einschließlich betriebswirtschaftlicher Auswir-
kungen mit Folgen für die betroffenen Menschen eingegangen werden.  
 
Die vorliegende Studie stellt sich dieser Aufforderung, welche hiermit auch an weitere 
ehemalige Agrarfachleute gerichtet wird, und möchte zugleich zu weiteren Forschungen in 
diesem Bereich anregen. 
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2  Die sächsische Landwirtschaft vor der vollständigen   
Kollektivierung bis 1960 
 
Die Einführung in das Thema wird in drei historische Abschnitte mit den Gliederungs-
punkten 2.1 bis 2.3, die den Wandel der Besitz- und Eigentumsverhältnisse bis zur zuneh-
menden Einschränkung der Verfügungsgewalt und einzelbäuerlichen Eigenständigkeit 
umfassen, unterteilt. Um die zur Zeit der Agrarpolitik der SED und der LPG-Gründungen 
ideologisierte Frage nach Herkunft und Zeitpunkt der Entstehung von Privateigentum an 
Grund und Boden beantworten zu können, wird im Pkt. 2.1 insbesondere auf die sächsi-
sche Agrarreform im ersten Drittel des 19. Jahrhunderts eingegangen. 
 
Mit den Kapiteln 2.2 und 2.3, wird der Zeitraum nach Ende des Zweiten Weltkrieges ange-
rissen. 
 
Da es erst im Frühjahr 1952 zur Herausbildung von LPG verschiedener Vergesellschaf-
tungsstufen kam, erscheint es ratsam, den Zeitraum des willkürlichen Umbaues der bäuer-
lichen Gesellschaft in zwei Zeitabschnitte zu gliedern. Die Zäsur für die Abgrenzung der 
Abschnitte wird festgelegt durch die Entstehung von ersten LPG auf dem Gebiet der DDR, 
die aber zu jener Zeit im Gegensatz zu ihrer politischen Bedeutung keinen hohen wirt-
schaftlichen Rang einnahmen. Damit soll ein besseres Verständnis für die Situation der 
bäuerlichen bzw. ländlichen Gesellschaft in den drei sächsischen Bezirken, die mit den 
Kollektivierungsphasen der fünfziger Jahre des 20. Jahrhunderts entstanden war, geweckt 
werden. 
 
Diese Überblicke dienen der Einführung in das Thema der Arbeit, das sich mit der Ent-
wicklung der sächsischen LPG nach dem legendären „sozialistischen Frühling auf dem 
Lande“ vom April 1960 bis zum beginnenden Verlust ihrer Eigenständigkeit am Ende der 
sechziger Jahre befasst. 
 
2.1 Agrarische Verhältnisse in Sachsen bis 1945 
 
Die bis 1945, im Grunde noch bis 1960/61, bestehenden Agrarverfassung in Sachsen, Be-
sitz- und Eigentumsverhältnisse an landwirtschaftlichem Grund und Boden sowie Umfang 
und Anzahl bäuerlicher Wirtschaften und Rittergüter waren durch grundlegende histori-
sche Entwicklungen bestimmt. 
 
Im Zuge der Kolonisationsbewegung seit dem beginnenden 12. Jahrhundert entstand in den 
sächsischen Regionen ein relativ freies, von Leibeigenschaft weitgehend verschontes Bau-
erntum. Die Siedler in der Mark Meißen waren persönlich frei, hatten ein erbliches Besitz-
recht an Hofstelle und landwirtschaftlichen Nutzflächen, waren jedoch feudalen Verpflich-
tungen unterworfen.1  
 
In den Jahrzehnten der Ostkolonisation entwickelte sich in Sachsen im 12. und 13. Jahr-
hundert ein Siedlungsbild des ländlichen Raumes, das bis in die Gegenwart Bestand hat. 
Zugleich wurde eine Flureinteilung entsprechend der Dreifelderwirtschaft vorgenommen. 
Die Bauern bedienten sich eiserner Pflugschare. Wasser anstatt Handdrehmühlen galten als 
Zeichen eines bis dahin nicht gekannten Fortschritts. Herrschte zur Zeit der Landnahme in 
den Dörfern kaum eine soziale Differenzierung der Bauernschaft, so hatte sich dies im 15. 
und 16. Jahrhundert völlig verändert.2  
17 
Diese Agrarverhältnisse blieben bis in das 19. Jahrhundert bestehen. Erst die bürgerliche 
Agrarreform nach 1832 führte zur Abschaffung der feudalen Zustände und brachte den 
Übergang zu kapitalistischen Formen in der Landwirtschaft. 
 
Die Krise des 14. und 15. Jahrhunderts ging auch an dem wettinischen Territorialstaat, der 
1482 seine größte Ausdehnung erreicht hatte, nicht spurlos vorbei. 
 
Bevölkerungsrückgang3, sinkende Getreidepreise und steigende Löhne sowie fallende Be-
triebsmittelpreise waren dafür charakteristisch. Die nach 1482 eingetretenen tiefgründigen 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Veränderungen führten zu steigenden Feudallas-
ten, die auch in Thüringen und Sachsen Aufstände als Teil des deutschen Bauernkrieges 
hervorriefen.4 In der Zeit nach 1555 kam es, bedingt durch einen weiteren inneren Lande-
sausbau, den Dreißigjährigen Krieg und die Entwicklung zum Absolutismus, für die Bau-
ern zu einer Zunahme der Belastungen. Mit dem bäuerlichen Grundbesitz waren Reallasten 
(Abgaben, Dienste, Servituten und Zwangsbefugnisse) verbunden.5 Zusätzlich waren durch 
die dörfliche Bevölkerung vielfältige Dienste zu leisten.6 Diese Dienste mussten materiell 
erbracht werden und wurden vor allem zur Bewirtschaftung der grundherrlichen Eigen-
wirtschaft eingesetzt. All das bedeutete für den Bauernstand eine Behinderung in dem Be-
mühen, die eigene Agrarproduktion zu steigern. Dazu kam das Bestreben der Grundherren, 
ihre Eigenwirtschaft, die im 15. und 16. Jahrhundert zu einer Marktproduktion im moder-
nen Sinne übergegangen war, zu vergrößern. Trotzdem blieb der Bauernstand der eigentli-
che Träger der grundherrlich-feudalen Wirtschaftsweise. Auch vom 16. bis zum 19. Jahr-
hundert bestand die bäuerliche Wirtschaft als Familienbetrieb. Dabei kam es zunehmend 
zu einer größeren Differenzierung der Bauerngüter. Sie reichten vom Mehrhüfner bis zum 
1/32-Hüfner.7 Je nach Hufengröße mussten Spann- und Handdienste geleistet werden. Zum 
Ende des 18. Jahrhunderts wirkten sich zunehmend die einfache Dreifelderwirtschaft, der 
Flurzwang als eine besondere Form bäuerlicher Arbeitsweise in einer Ortslage unter Vor-
gaben der Gemeinde und eine dadurch erschwerte Modernisierung der bäuerlichen Produk-
tions- und Arbeitsweise nachteilig aus. Diese Zustände riefen in unterschiedlicher Form 
bäuerlichen Widerstand8 hervor, der neben zahlreichen Frondienst- und Abgabeverweige-
rungen bis zum offenen Aufstand führte, so etwa zu den Schönburgischen Bauernunruhen, 
die 1681 endgültig niedergeschlagen wurden, und zum Kursächsischen Bauernaufstand 
von 1790.9 Nach 1763, vor allem im Bemühen um eine Beseitigung der enormen Schäden 
des Siebenjährigen Krieges, kam es in Sachsen zu einem wirtschaftlichen Aufschwung.10 
In diesem Zusammenhang stieß die Agrarwirtschaft an ihre Grenzen und drängte zu einer 
Reform der agrarrechtlichen Verhältnisse zwischen Grundherren und Bauern. 
 
Auch die Bemühungen der Restaurationskommission nach 1763, die der Landwirtschaft 
hohe Aufmerksamkeit gewidmet hatte11, brachte keine prinzipielle Änderung der Agrarver-
fassungsverhältnisse, obwohl die Kommissionsmitglieder Frondienste, Flurzwang und feu-
dale Bindungen als Hemmnisse bei der weiteren agrarischen Entwicklung erkannt hatten.12  
 
Erst die Staatsreform von 1831, eingeleitet durch die Septemberunruhen von 1830, brachte 
den Übergang zum bürgerlichen Verfassungsstaat. Nach Rücktritt des Kabinettsministers 
Graf Einsiedel und der Ernennung Bernhard von Lindenaus am 13.09.1830 zum leitenden 
Kabinettsminister wurde die Arbeit einer schon vorher eingesetzten Kommission be-
schleunigt. Dies führte rasch zur Einleitung der Agrarreform. Dabei sollten Ablösungen 
auf einseitigen Antrag rechtlich möglich werden.13 Die Erarbeitung der Gesetzesentwürfe 
waren im Januar bzw. Februar 1831 abgeschlossen. Am 17.03.1832 verabschiedete die 
sächsische Regierung das „Gesetz über Ablösungen und Gemeinheitsteilungen“ als drittes 
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der großen Reformgesetze nach der Verfassungsurkunde und der „Allgemeinen Städte-
ordnung“14. Später wurden dann die Agrarreformgesetze durch die Landeskulturgesetz-
gebung mit den Teilen Grundstückszusammenlegungen (14.07.1834),15 Dismembration 
(Teilbarkeit des Grundeigentums vom 30.11.1843) und Hypothekenwesen (1843 und 
1844) sowie Nachtragsgesetze zum Ablösungsgesetz ergänzt. Das führte insgesamt zum  
Übergang der bäuerlichen zu einer kapitalistischen Produktionsweise. 
 
Als vollziehende Behörde fungierte bei der Grundentlastung eine Generalkommission für 
Ablösungen und Gemeinheitsteilungen, die insgesamt 25.152 Verfahren bearbeitete.16 Sie 
wurde per Gesetz vom 17.3.1832 eingerichtet und für die Bauern ein außerordentlich wich-
tiges Instrumentarium hinsichtlich der Ablösungen. Da die Grundherren bei Wegfall ihrer 
Sonderrechte an Grund und Boden zu entschädigen waren und man sich für die Kapital-
ablösung entschieden hatte, musste ein Weg zur Finanzierung der Ablösung gefunden wer-
den. Diese Aufgabe übernahm und löste die Landrentenbank, die in den Jahren 1834 und 
1859 eine Ablösungsrente mit einem Kapitalwert in Höhe von 85,7 Mio. Mark übernahm, 
ein Betrag, der an die Rittergutsbesitzer ausgezahlt worden ist.17 Dadurch blieb in Sachsen 
im Gegensatz zu Mecklenburg und Preußen, eine stabile bäuerliche Struktur erhalten. Der 
Bauernstand wandelte sich durch grundbuchliche Eintragung des Bodens sowie Erblich-
keit, auch von Betriebsmitteln, vom Besitzer zum Eigentümer. Das Eigentum hatte vor den 
Nutzungsrechten Vorrang. Damit waren gleichzeitig günstige Voraussetzungen für die 
Beschleunigung der sich entwickelnden Industrialisierung gegeben. Die Erzeugung von 
mehr Nahrungsgütern in modernisierbaren landwirtschaftlichen Betrieben für die zuneh-
menden industriellen Ballungen war genauso notwendig, wie die Verbesserung der Ernäh-
rungssituation der gesamten Bevölkerung in Sachsen. 
 
Es hatte sich ein Bauernstand entwickelt, der imstande war, in freier Form eigene Initiati-
ven zu entfalten, zu investieren und eine höhere Erzeugung von Agrarprodukten zu erbrin-
gen.18 Dabei wurde sowohl die Gefahr der Herausbildung von Großbetrieben als auch des 
Entstehens von nicht lebensfähigen Kleinbetrieben sowie eines Agrarproletariats einge-
schränkt. 
 
Nach einer Betriebsgrößenermittlung der Jahre 1845 bis 1854 wird für die vier Kreishaupt-
mannschaften Sachsens folgendes Betriebsgrößenverhältnis angegeben. 
 
1,5        -      5 ha 36,7 % 
5           - > 20 ha 43,4 % 
> 20      -  100 ha 18,8 % 
> 100 ha    1,2 % 
 
43,35 % der Besitzer mit 36,09 % Anteil an der LN entfielen 1864/65 auf die Betriebs-
größengruppe 5–20  ha. Die Tendenz der Konzentration des mittelbäuerlichen Grundbe-
sitzes setzte sich bis zum Ende des 19. Jahrhunderts fort.19  
 
An die Stelle der durch die feudalen agrarrechtlichen Verhältnisse bedingte Wirtschafts-
weise trat die ausschließlich erfolgsorientierte private Agrarwirtschaft. Auch die letzte Flä-
che erhielt ihren persönlichen Eigentümer. Es spalteten sich die Dorfgemeinschaften der 
Landeigentümer und Landlosen in verschiedene soziale Gruppen, zu denen auch nicht un-
mittelbar Produzierende kamen. Traditionelle Formen der Dorfgemeinschaft ersetzten Ver-
eine. Bauern wurden zu Landwirten. Sie mussten rasch lernen, agrarischen Fortschritt und 
Marktstrategien zu beherrschen, bei Strafe ihres wirtschaftlichen Unterganges.20  
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Modernisierung und technologische Verbesserungen führten u. a. in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts zu Verschuldung des bäuerlichen Grundbesitzes und Kreditbedarf der Be-
triebe. Von 1830 bis 1885 nahm die Verschuldung merklich zu und erreichte 1884         
982 Mio. M, was 39 % des Verkaufswertes entsprach.21  
 
Trotz der durch die Agrarreform geschaffenen günstigeren Produktionsvoraussetzungen22 
konnte seit dem späten 19. Jahrhundert die Bevölkerung Sachsens, welche auf die Fünf-
millionengrenze zuging, nicht mehr ausreichend aus eigenem Aufkommen mit Agrar-
erzeugnissen versorgt werden, wie groß auch die Produktionssteigerungen auf allen Ge-
bieten im Einzelnen waren.23  
 
Im Jahre 1885 wurden von der sächsischen Landwirtschaft 2.806.100 dt Getreide erzeugt. 
Aufgrund der damaligen Bevölkerungszahl von rd. 3 Mio. kam das einer Bruttoproduktion 
von lediglich 93,5 kg pro Kopf gleich. Abzüglich des Getreidebedarfs für die Futterver-
sorgung, der zu jener Zeit bei steigenden Tierzahlen auf ca. 30 % des Gesamtertrages ange-
nommen werden darf, verblieben für die Ernährung der rasch zunehmenden Bevölkerung 
lediglich 65,5 kg/Kopf u. Jahr. Die Unterversorgung musste durch Importe ausgeglichen 
werden.24 Dem je Flächeneinheit mehr Nährstoffe liefernden Kartoffelanbau hatte man 
noch nicht die ihm zukommende Bedeutung zugemessen. Gleichwohl war im Jahre 1871 
die sächsische Landwirtschaft in ihren Ergebnissen der des Deutschen Reiches um etwa 20 
Jahre voraus.25 Aber Sachsen lag hinsichtlich seiner Bevölkerungsstruktur unter dem 
Durchschnitt des Deutschen Reiches (39 % der Bevölkerung in der Industrie und 36 % in 
der Landwirtschaft tätig). Demgegenüber waren nach einer statistischen Erhebung von 
1895 im Deutschen Reich 58 % der Bevölkerung Sachsens in der Industrie, 15 % in der 
Landwirtschaft (1870 noch 25 %) und 14 % im Handel beschäftigt.26 Gegen Ende des 19. 
Jahrhunderts setzten infolge der Industrialisierung bevölkerungsmäßige Verdichtungen ein, 
die die ländlichen Räume einschränkten, was zu einer für Sachsen typischen Erscheinung 
wurde und es von anderen deutschen Ländern unterschied.27 Dadurch verschärfte sich auch 
das Problem fehlender Arbeitskräfte in der Landwirtschaft. Bereits 1843 hatte das sächsi-
sche Ministerium des Innern ein Gutachten der Leipziger ökonomischen Societät über den 
Mangel an Arbeitskräften in der Landwirtschaft angefordert. Daraus ging die Bestätigung 
der sinkenden Bereitschaft, in der Landwirtschaft zu arbeiten, hervor. Die am 22.03.1892 
zum Gedächtnis Kaiser Wilhelms I. gegründete Sachsen-Stiftung bemühte sich, ehemali-
gen Soldaten Arbeit zu vermitteln und sie vor Arbeitslosigkeit zu bewahren. Von 1892–
1913, dem Ende des Wirkens der Stiftung, betrug der Anteil derer, die in der Landwirt-
schaft zu arbeiten bereit waren, lediglich 3,5 %.28 In den Jahren 1851 bis 1855 lagen die 
Getreideerträge in den sächsischen Amtshauptmannschaften bei 16,7–17,96 dt/ha Anbau-
fläche. In den Jahren 1909–1913 waren die Erträge auf 19,2 bis 25,8 dt/ha gestiegen. Die 
Kartoffelerträge mit 107,0 dt/ha folgten noch nicht dem steigenden Trend.29  
 
Nach der Betriebszählung von 1907 bewirtschafteten in Sachsen 175.428 Betriebe 
1.286.594 ha LN. Den größten Anteil hatte die Betriebsgrößengruppe > 2–5 ha, die klein-
bäuerlichen Betriebe, mit 15,3 % und die Betriebsgrößengruppe > 5–20 ha, die mittelbäu-
erlichen Betriebe, mit 21,5 %. Gegenüber dem Königreich Sachsen lag der Reichsdurch-
schnitt in dieser Gruppe bei 17,5 bzw. 18,6 %. In Sachsen dominierten die Kleinstbetriebe 
(< 2 ha) mit 57,3 bzw. 58,9 %.30 Sachsen charakterisierte zu jener Zeit eine ausgesprochen 
kleinstrukturierte Landwirtschaft auf der Grundlage von Familienbetrieben, wobei regiona-
le Unterschiede zu verzeichnen waren. 
Durch den Ersten Weltkrieg wurde die relativ günstige wirtschaftliche Entwicklung unter-
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brochen.31 Seitdem bestimmten verschiedene krisenhafte Entwicklungen und jähe Wand-
lungen das Bild des sächsischen Bauerntums. Zur Vermeidung von Spekulationen während 
des Ersten Weltkrieges und aufgrund der Wirtschaftsblockade mussten Lebensmittel rati- 
oniert sowie staatliche Vorschriften zur Ablieferung von Agrarerzeugnissen erlassen wer-
den. Der rapide Rückgang der Agrarproduktion führte zur Ernährungskatastrophe des Win-
ters 1916/17. 32 Das Vorkriegsniveau wurde erst in den 30er Jahren des 20. Jahrhunderts 
wieder erreicht. 
 
Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges führten fehlende Modernisierungsmöglichkeiten 
und Finanzausstattung in der sächsischen Landwirtschaft zu Ertragsdepression, Mangel an 
Agrarerzeugnissen und zu sozialen Problemen. Schließlich begann in der Weimarer Re-
publik ein Prozess notwendig gewordener Modernisierung und Technisierung der bäuerli-
chen Wirtschaften. Seit den 1920er Jahren erhielt die Landwirtschaft Erleichterungen viel-
fältiger Art, jedoch um den Preis hoher Investitionen. Mit der Elektrifizierung und dem 
Einsatz von Traktoren kam erste „Fremdenergie“ auf die Höfe. Traktoren übertrugen diese 
Energie auf größere Schläge. Gleichzeitig begann das Verlegen des Drusches auf die Feld-
flur. Bis zur Machtübernahme der Nationalsozialisten 1933 hatte in Sachsen aufgrund der 
Industrialisierung die Bevölkerung stark zugenommen. Bei nur 3,2 % des Reichsgebietes 
waren hier 8 % der Bevölkerung und 12,4 % aller Industriearbeiter konzentriert.33  
 
Eine günstige Ausgangslage für die Agrarwirtschaft bot die Betriebsgrößensituation, wel-
che 1932 in Sachsen bei durchschnittlich 7,3 ha lag. Es überwogen, wie schon vor 100 Jah-
ren, die klein- und mittelbäuerlichen Wirtschaften. Der Großgrundbesitz war unter-
repräsentiert. Es lagen im Prinzip gute Absatzverhältnisse vor, die eine intensive Land-
wirtschaft ermöglichten. Dies zog einen hohen Kapitalbedarf bei hohen Bodenpreisen nach 
sich, was ein hohes Kreditvolumen erforderte. Aufgrund von mit Depressionen in der In-
dustrie verbundenen Einbrüchen bei Erlösen in der Landwirtschaft bis in Höhe von 32 % 
kam es zu Verschuldungen und Betriebsversteigerungen. Als Folge davon orientierte die 
sächsische Agrarpolitik auf Importvermeidung und Verwendung einheimischer Agrar-
produkte.34 Die politische Unsicherheit der Weimarer Zeit bildete den Nährboden für das 
Entstehen radikaler Bewegungen. Vor dem Hintergrund der politischen Situation nach dem 
Ersten Weltkrieg und der Arbeitslosigkeit (ca. 718.000 Arbeitslose = 14,3 % in Sachsen im 
Jahre 1933) ergab die Reichstagswahl am 05.03.1933 für die NSDAP 45 % der Wähler-
stimmen. Damit begann die Ära der nationalsozialistischen Diktatur, die bis Anfang Mai 
1945 währte.  
 
Auch die Nationalsozialisten waren mit der „Lösung der Agrarfrage als Lösung der sozia-
len Frage des deutschen Volkes“ konfrontiert. Anfang der zwanziger Jahre sogar eine Bo-
denreform fordernd, sahen sie die Wurzeln des bäuerlichen Niedergangs im Kapitalismus 
und Liberalismus. Dem zu begegnen, war Ziel der „Blut und Boden“-Politik.35 Bereits vor 
der Machtübernahme im Jahre 1933 gab es in Sachsen einen agrarpolitischen Apparat der 
NSDAP.36 Reichsbauernführer Walter Darrè, durch Hitler zum neuen Reichsernährungs-
minister ernannt, erließ am 13.09.1933 das Reichsnährstandsgesetz, um neuen agrarpoliti-
schen Zielen, wie der Eliminierung des deutschen Agrarmarktes von „liberaler und kapita-
listischer“ Wirtschaft, einer neuen auf den Binnenmarkt gerichteten Preis- und Marktord-
nung und des öffentlich rechtlichen Zusammenschlusses der gesamten Bauernschaft, Raum 
zu schaffen. Der Reichsnährstand bestand aus 26 Landesbauernschaften, die sich in Kreis- 
und Ortsbauernschaften gliederten. Als fachlicher Beirat für den Reichsbauernführer wurde 
ein Reichsbauernrat gebildet. Der jährlich abgehaltene Reichsbauerntag diente der politi-
schen Ausrichtung und Festigung der deutschen Bauernschaft sowie als große Propaganda-
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Veranstaltung für die Öffentlichkeit.37 Die Landesbauernschaft Sachsen hatte ihren Sitz in 
Dresden, Ammonstraße 8. Sie verfügte am „1. Scheiding“38 1934 über 29 Kreisbauernfüh-
rer (1939 auf 28 verringert). 
 
Zur „Festigung der Rechtsgrundlagen des deutschen Bauerntums“ wurde von der Reichs-
regierung am 29.09.1933 neben dem Reichsnährstandsgesetz das Reichserbhofgesetz er-
lassen. Gemeinsam mit dem „Gesetz zur Neubildung deutschen Bauerntums“ sollten diese 
Gesetze eine Einheit bilden, um eine „Verstrickung des deutschen Bauerntums mit dem 
kapitalistischen Wirtschaftssystem“ zu verhindern. Die gesetzlichen Erbregelungen stießen 
auf große Zustimmung der Bauern, da sich zunehmend Zwangsversteigerungen von Höfen 
ereigneten.39 Das Reichserbhofgesetz machte ein Drittel der rd. 100.000 sächsischen Land-
güter > 0,5 ha LN zu Erbhöfen.40 Erbhofbesitzer durften sich Bauern nennen, andere ledig-
lich Landwirte.41  
 
Nach 1933 gelang es, dass die Bauern zunehmend die von der NSDAP angestrebte Selbst-
versorgung des Reiches absicherten. Dafür hatten die Nationalsozialisten 1934 zur „Erzeu-
gungsschlacht“ aufgerufen.42 Das bedeutete  die Hinwendung der Bauern zur Intensivie-
rung und Anwendung technologischer Verbesserungen, denn „Extensität könne sich 
Deutschland nicht leisten“. Im September 1933 begannen erste Preis- und Markt-
regelungen, indem der Preis für Brotgetreide festgesetzt wurde. Die Preispolitik wurde an 
der Kaufkraft der Bevölkerung ausgerichtet. Für die sächsischen Bauern wurden staatliche 
Förderungsmaßnahmen erlassen, um Erlösdepressionen, durch Preisfestsetzungen ausge-
löst, ausgleichen zu können.43 Bewusst wurde zur Stabilisierung der Landwirtschaftsbe-
triebe und des Binnenmarktes der Wettbewerb eingeschränkt und Importablösung vorge-
nommen, um eine Stabilisierung der Landwirtschaftsbetriebe sowie des Binnenmarktes zu 
erreichen. 
 
In Sachsen waren Mitte der dreißiger Jahre 431.784 Personen in der Land- und Forstwirt-
schaft tätig, die die Ernährung von rd. 5 Mio. Einwohnern, davon 2,6 Mio. Beschäftigten in 
Industrie und Handwerk, zu übernehmen hatten. Dahinter standen 1933  100.196 Betriebe 
und 1939  103.269 Betriebe mit > 0,5 ha LN. Die Betriebsanzahl hatte sich um 3,1 % und 
die landwirtschaftliche Nutzfläche von 917.605 ha auf 920.018 ha, d. h. um 1,5 % erhöht. 
Die Ernteerträge lagen in den Jahren von 1933–1942 bei (in dt/ha Anbaufläche)44  
 
Winterroggen   18,4 bis   22,0 
Winterweizen   20,1 bis   27,4 
Sommergerste   18,8 bis   22,5 
Kartoffeln 153,0 bis 218,0 
 
In der Erkenntnis, dass viele Standorte in Sachsen gute Bedingungen für den Luzerneanbau 
bieten und das Eigenaufkommen an pflanzlichem Eiweiß gesteigert werden kann, dehnten 
die Bauern die Anbauflächen in den Jahren 1933–1937 von 2.447 ha auf 7.037 ha aus. Mit 
Erträgen bei Getreide von 19,5–27,1 dt/ha überschritten die sächsischen Bauern den 
Reichsdurchschnitt um 2–11 %, bei Kartoffeln und Futterrüben um 10 %. Zur Intensivie-
rung der Viehwirtschaft gingen die sächsischen Bauern zum Zwischenfruchtanbau über. 
1937 wurden 6 % des Ackerlandes mit dem Ziel weiterer Ausdehnung auf 10 % für den 
Zwischenfruchtanbau genutzt.45 Auf den leichten, trockeneren und wärmeren Böden Nord-
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sachsens wurden bereits Grün- und Körnermais angebaut. Von 1932–1937 nahm rasch der 
Anbau von Ölfrüchten zu. Die Anbaufläche in Sachsen stieg von 235 auf 1.873 ha.46 Der 
Hackfruchtanbau wurde um 1,9 % des Ackerlandes erweitert, da steigende Viehbestände 
einen höheren Futterbedarf nach sich zogen. 1937 lag der Milchkuhbestand in Sachsen bei 
430.000 Tieren, welche eine Jahresmilchleistung von etwa 2.200 kg/Kuh erbrachten. Die 
Jahre ab 1939/40 ließen die Anbauflächen und Hektarerträge zurückgehen. Agrarpolitische 
Zielstellungen zur Erhöhung der Ergebnisse in der Feld- und Viehwirtschaft mussten z. T. 
aufgegeben werden oder wurden nicht erreicht, da die Kriegswirtschaft dies nicht mehr 
zuließ. Außer bei Schafen mussten die Tierbestände im Kriege reduziert werden. Per 
31.03.1940 waren in der sächsischen Land- und Forstwirtschaft noch 388.636 Personen 
und per 15.8.1942 lediglich 115.961 Personen beschäftigt. Vor allem den Frauen wurde 
viel abverlangt. Sie leisteten im Kriege neben ihren bisherigen Pflichten den Ersatz für die 
eingezogenen Männer. Im Jahre 1942 standen in Sachsen 52.367 männlichen Beschäftigten 
bereits 63.654 weibliche Arbeitskräfte gegenüber. Unter Zuhilfenahme von 30.665 Zivil- 
und Kriegsgefangenen wurde die Arbeitsfähigkeit der Höfe aufrechterhalten.47 Obwohl die 
Ertragshöhen der sächsischen Landwirtschaft über dem Reichsdurchschnitt lagen, konnte 
die volkswirtschaftliche Zielstellung der Agrarpolitik Deutschlands, bedingt durch den 
Krieg, nicht mehr erreicht werden. 
 
Die bisher aufgezeigten Entwicklungstendenzen und die darüber hinaus erlassenen staatli-
chen Maßnahmen wie Förderung der Wolleerzeugung, Einführung des Tarifsystems für 
Landarbeiter, das System stabiler Preise, Abnahmegarantien für Agrarprodukte, zinsverbil-
ligte Kredite sowie das Gleichstellungsbemühen von Arbeit der Bauern mit Arbeit der In-
dustriearbeiter sollten nach 1945 in ihren Grundzügen weiterwirken. 
 
2.2 Einzelbäuerliche Landwirtschaft in der Sowjetischen Be-
satzungszone (SBZ) und der Deutschen Demokratischen Republik 
(DDR), 1945 bis 1951 
 
Die bedingungslose Kapitulation der Wehrmacht am 8.5.1945 und die Verhaftung der 
deutschen Regierung beendete die politische Selbstständigkeit Deutschlands.48 Die Alliier-
ten bestimmten ab jetzt über die zukünftigen Aufgaben zur Versorgung des deutschen Vol-
kes. 49 
 
Mit dem Einmarsch der Roten Armee und der Unterstellung Sachsens der sowjetischen 
Besatzungsmacht prägten sowjetische Ideen von nun an die kommunistische Agrarpolitik, 
welche auf den Grundaussagen K. Marx’, Fr. Engels’, W. I. Lenins und J. W. Stalins be-
ruhten.50 Die Besetzung ging mit der Beschlagnahme von Rittergütern und Höfen von 
ehemaligen NSDAP-Mitgliedern, aber auch von Vieh und sonstigen Agrarprodukten der 
Bauern zur Versorgung der Besatzungsmacht einher. Die Besatzungsmacht beanspruchte 
viele solcher Güter als „Versorgungsgüter der Roten Armee“. Gleichzeitig plünderten sow-
jetische Einheiten in den Dörfern bäuerliche Betriebe.51 Nach Verbrauch der Vorräte wur-
den diese Betriebe größtenteils zurückgegeben. Das Fehlen einer Landes- oder Zentralge-
walt nach der Kapitulation und das planlose uneingeschränkte Regieren der Besatzungs-
macht drohten zu einer Hungersnot zu führen.  
 
Am 10.06.1945 schuf sich deshalb die sowjetische Besatzungsmacht mit Erlass des Befeh-
les Nr. 2 eine militärische Verwaltung in Deutschland, die Sowjetische Militäradministra-
tion Deutschlands (SMAD). Oberster Chef wurde Marschall Shukow. Diese Behörde re-
gelte von da an bis zu ihrer Auflösung die wichtigsten organisatorischen Fragen des politi-
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schen und wirtschaftlichen Lebens in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ).52 Mit Be-
fehl Nr. 17 der SMAD vom 27.07.1945 über die Bildung von Zentralverwaltungen in der 
SBZ und die Einrichtung der Deutschen Zentralverwaltung für Land- und Forstwirtschaft 
war die erste Landwirtschaftsbehörde nach Kriegsende gegründet worden.53 Neben anfäng-
lichen ungeordneten und z. T. autarken Verwaltungsbildungen durch die deutsche Seite 
hatte sich in Sachsen im Juli 1945 ein Landesernährungsamt gegründet, welches im De-
zember 1945 zum Ressort Landwirtschaft, Handel und Versorgung umgewandelt wurde.54  
  
Am 11.06.1945 konstituierte sich die KPD neu. Das Zentralkomitee der wiederentstanden 
KPD rief als Erstes zur „antifaschistischen Umwälzung in Deutschland“ auf. Im Artikel 7 
des „Aufrufes des ZK der KPD an das deutsche Volk zum Aufbau des antifaschistisch-
demokratischen Deutschlands“ wird von der „Liquidation des Großgrundbesitzes, Enteig-
nung von Kriegsverbrechern und Naziaktivisten ...“ gesprochen. Damit ging die Beschlag-
nahme von Gutshöfen, Schlössern und Herrenhäusern sowie Vertreibung und Inhaftierung 
der Eigentümer einher. In diesem Zusammenhang bereiteten im sowjetischen Besatzungs-
gebiet die Kommunisten die Bodenreform vor.  
 
Die Bodenreform ist als ein historisches Schlüsselereignis, was von 1945 an die weitere 
Agrarentwicklung in der SBZ und späteren DDR grundlegend beeinflusste, anzusehen. 
Dass die Bodenreform nicht nur eine Erfindung deutscher Kommunisten ist, geht aus einer 
Beratung Stalins mit KPD-Führern am 04.07.1945 in Moskau, zu welcher Stalin möglich-
erweise den Anstoß zur Durchführung der Bodenreform in Deutschland gab und Eile ge-
bot, hervor.55  
 
Im Zusammenhang mit der Potsdamer Konferenz vom 17.07.–08.1945 56 wurde im Auf-
trag Stalins von Mitarbeitern des sowjetischen „Volkskommissariats für Auswärtige Ange-
legenheiten“ ein Gesetzentwurf über die Bodenreform in der SBZ erarbeitet. Bereits am 
20.08.1945 erließ das Sekretariat der KPD auf der Grundlage detaillierter sowjetischer 
Vorgaben eine ausführliche Anweisung für Bezirks- und Kreisleitungen der KPD über die 
Durchführung der Bodenreform im sowjetischen Besatzungsgebiet.57 Am 26.08.1945 ver-
abschiedete daraufhin das Sekretariat der KPD einen Maßnahmeplan zur Durchführung der 
Bodenreform.58 Schließlich am 02.09.1945 kündigte Wilhelm Pieck in Kyritz, Provinz 
Brandenburg, vor der Bevölkerung die baldige Durchführung der „demokratischen Boden-
reform“ an.59 
 
Von einem sozialistischen Weg der Umgestaltung bzw. Kollektivierung der Bauern war 
aber noch nicht die Rede. Vielmehr sollten die bestehenden privatwirtschaftlichen Verhält-
nisse beibehalten und auch das bäuerliche Privateigentum an Wirtschaftsgütern vollständig 
erhalten werden.  
 
Nach Meinung von eingeweihten Fachleuten und Historikern60 beruhte dies auf Stalins 
Ansicht während der alliierten Abstimmungen von Potsdam, wonach eine kommunistische 
Umwälzung unmittelbar nach dem Kriege nicht stattfinden sollte. Außerdem konnte das 
rückschrittlichere Sowjetsystem auf das, wenn auch zusammengebrochene, aber doch bes-
ser strukturierte Deutschland nicht übertragen werden.  
 
Am 04.09.1945 vereinbarten das ZK der KPD und der Zentralausschuss der SPD gemein-
same Funktionärs- und Mitgliederversammlungen zur Bodenreform.61 Daraufhin rief am 
08.09.1945 das ZK der KPD zur demokratischen Bodenreform in der SBZ mit der Verord-
nung zur Durchführung der Bodenreform am  
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03.09.1945 in der Provinz Sachsen-Anhalt, 
05.09.1945 im Land Mecklenburg, 
06.09.1945 in der Provinz Brandenburg und 
10.09.1945 in den Ländern Sachsen und Thüringen auf.62 
 
Im sächsischen Borna, Südraum von Leipzig, trafen sich bereits im Sommer 1945 Indust-
rie- und Landarbeiter, die unter dem Ruf „Stadt und Land - Hand in Hand“ eine Bodenre-
form forderten. 63 Bereits im September 1945 erließen die Landes- und Provinzialverwal-
tungen im sowjetischen Besatzungsgebiet Bodenreformverordnungen, obwohl dazu noch 
keine Rechtsgrundlagen geschaffen worden waren.64 Diese gab es erst seit dem 22.10.1945, 
als die SMAD den Verwaltungen im Besatzungsgebiet das Recht zum Erlass von Gesetzen 
und Verordnungen per SMAD-Befehl eingeräumt hatte. Bis dahin galten lediglich die Be-
schlüsse der Siegermächte der Konferenz von Potsdam, um „den deutschen Militarismus 
und Nazismus auszurotten“.  
 
Bereits am 10.09.1945 wurde in Sachsen die Bodenreform durch die entsprechende „Ver-
ordnung der Landesverwaltung Sachsen“ beschlossen und durch die Befehle der SMAD 
Nr. 124 vom 30.10.1945 und Nr. 126 vom 31.10.1945 in Kraft gesetzt.65 
 
Per Verordnungen der Provinzialverwaltungen war den durch die Bodenreform zu Begüns-
tigenden die Durchführung übertragen worden. Durch Mithilfe der damals vier bestehen-
den Parteien wurde die Bevölkerung der SBZ zur Mitarbeit in ca. 10.000 Bodenreform-
kommissionen mit 52.292 Mitgliedern gewonnen.66 
 
Die Kommissionen hatten die Landaufteilung in den Gemeinden ausgearbeitet und organi-
siert. Die schnellstmögliche Verbesserung der zusammengebrochenen Nahrungsmittelver-
sorgung und die Erreichung der Friedenserträge war vorrangiges Ziel. In der SBZ herrschte 
eine katastrophale Unterversorgung mit Nahrungsgütern. Zusätzlich mussten von der SBZ 
ca. 98 Mrd. M Reparationen geleistet werden. Die Landwirtschaft in Sachsen musste dar-
über hinaus unter Bedingungen zerstörter und vernichteter Wirtschaftsgüter, die während 
und nach dem Kriege eine schwere Belastung bedeuteten, den Wiederaufbau beginnen.67 
 
Bis zum 01.01.1950 wurden in der SBZ/DDR durch die Bodenreform sogenannte Groß-
grundbesitzer, d. h. Eigentümer von Landwirtschaftsbetrieben mit > 100 ha LN Flächen-
ausstattung, entschädigungslos enteignet. Gleiches betraf auch Betriebe von als „Naziakti-
visten“ eingestuften Eigentümern. Insgesamt handelte es sich um 14.089 Bodenfondsob-
jekte mit 3.298.082 ha LN. Die Enteignungsfläche entsprach ca. 31 % des Bodenfonds der 
späteren DDR.68 Davon wurden insgesamt 1.978.914 „Kleinstbetriebe“ in der SBZ/DDR 
geschaffen.69 Die Bodenempfänger setzten sich aus Landarbeitern, Heimatvertriebenen und 
sogenannten Kleinstbetrieben, nach damaligem Sprachgebrauch landarme Bauern genannt, 
zusammen. 
 
Vom enteigneten Bodenfonds blieben ca. 1,2 Mio. Hektar in Staatseigentum. Diese bilde-
ten größtenteils den Bodenfonds für die VEG.  
 
Enteignung und Landverteilung waren nicht von Willkür, Ungesetzlichkeiten und Unge-
rechtigkeiten verschont geblieben, begleitet von Rachegelüsten so mancher Kommunisten 
und politischer Eiferer. Die enteigneten Landeigentümer gingen einem schweren Schicksal 
entgegen. Sofern sie sich aufgrund ihres Eigentümerbewusstseins nicht bis zum Abzug der 
amerikanischen Truppen jenseits der Elbe in Richtung Westen absetzten, verblieben sie auf 
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ihren Gütern. Die meisten wurden in „verschiedene örtliche Lager“ abtransportiert. Im 
sächsischen Colditz, Coswig und Mühlberg befanden sich derartige Lagerstandorte. 4.000 
Landeigentümer kamen auf die Insel Rügen (im November 1945 bereits 600 Personen).70 
Auf diese Weise fand eine regelrechte „ethnische Säuberung“ statt. Eine Überprüfung 
durch die bürgerlichen Parteien lehnte die durch die SMAD gelenkte KPD ab.71 Schon in 
dieser frühen Periode zeichnete sich deutlich der Führungsanspruch der KPD ab, was dem 
angestrebten Demokratisierungsprozess nach dem Krieg von vornherein Grenzen setzte.     
  
Am 21. und 22.04.1946 wurde die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED) als 
Ergebnis der vor allem von den KPD-Vertretern geforderten Verschmelzung von KPD und 
SPD im Berliner Admiralspalast gegründet.72    
 
Bereits vom 20.–24.09.1947, auf ihrem I. bzw. II. Parteitag, bezeichnete sich die Partei als 
„führende Kraft“, erklärte sich zu einer „Partei neuen Typus“ und kündigte an, die demo-
kratische Entwicklung in Deutschland „in die Bahn des Kampfes um den Sozialismus“ zu 
lenken.73 Die Gründung der SED ist von entscheidender Bedeutung für den weiteren Weg 
der Bauern in der SBZ und der späteren DDR. Sie bildete eine Zäsur in der deutschen 
Nachkriegs- und Agrargeschichte.  
 
Die sowjetische Besatzungsmacht regelte in ihrem Herrschaftsbereich die wesentlichsten 
Fragen des politischen und wirtschaftlichen Lebens mit sogenannten SMAD-Befehlen. Mit 
Befehl Nr. 71 vom 06.03.1946 nahm die Besatzungsmacht Einfluss auf die Agrarerzeu-
gung.74 Sie verpflichtete die Bauern in der SBZ zur differenzierten Ablieferung pflanzli-
cher Produkte nach Betriebsgrößen und Ländern bzw. Provinzen. Am 27.05.1946 erging 
ein weiterer Befehl der SMAD zur Pflichtablieferung, um die gefährdete Volksernährung 
abzusichern.75   
 
Als besonders schwieriges Problem gestaltete sich die Aufnahme von Heimatvertriebenen 
aus dem Osten und Südosten Europas. Nahezu 15 Mio. Menschen mussten 1945/46 in den 
verbliebenen deutschen Ländern und Provinzen untergebracht werden.76 Die SMAD ließ 
sich nicht ohne Weiteres überzeugen, dass es sich allein in Sachsen um ca. 1 Mio. Men-
schen handelte. SMAD und sowjetische Armee zeigten sich nicht kooperativ, beschlag-
nahmte Vorratslager zur Notversorgung der Bevölkerung freizugeben.  
 
Die lt. SMAD aber zur „Ansiedlung“ zu bringenden Heimatvertriebenen kamen vorerst in 
Lager wie in Niederoderwitz, Industriegelände Dresden, das ehemalige Kriegsge-
fangenenlager Hoyerswerda, die „Umsiedlerlager“ Löbau, Görlitz, Leipzig, Liebertwolk-
witz, Pirna, Oelsnitz und Marienberg. Dort herrschten schlechte sanitäre Bedingungen und 
Nahrungsmittelmangel. 77 
 
Bei der Einweisung in die Lager gab es bereits Differenzierungen, z. B. beim Nachweis 
„antifaschistischer“ Vergangenheit. 
 
In Sachsen entstanden in bestimmten Gebieten Zentren von Heimatvertriebenen, z. B. Un-
garn-Deutsche im Kr. Meißen oder im Süd-Raum Leipzig. Die spätere Entwicklung zeigte, 
dass sie sich schwer integrieren konnten. 
 
Die große Zahl der Neubauern erforderte, um eine kleinbäuerliche Wirtschaft aufbauen zu 
können, die Errichtung von Wohn- und Wirtschaftsgebäuden. Neben der Bereitstellung 
von Boden an die Landarmen stellte die SBZ/DDR in den Jahren von 1946–1953 Kredite 
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in Höhe von 1.345 Mio. Mark und materielle Hilfe über ein Neubauern-Bauprogramm zur 
Verfügung. Von den Krediten wurden im Jahre 1950 344 Mio. Mark erlassen.78 Im Zuge 
dieses Programms wurden in der SBZ 94.688 Wohnhäuser, 104.295 Ställe und 38.400 
Scheunen gebaut.79 Das Baumaterial stammte größtenteils aus unsinnigen Abrissen bauli-
cher Anlagen der Enteigneten. Dazu erließ die SMAD am 09.09.1947 den Befehl Nr. 209 
über den Abriss von Gutsanlagen, Herrenhäusern und Schlössern, die nicht für die Verwal-
tung, als Schulen oder für das Gesundheitswesen genutzt werden konnten.80 Die Abrisse 
hatten zwei Gründe, nämlich die Beseitigung dieser Gebäude als Symbole des „feudalen, 
reaktionären Junkertums“ im Dorf und die Gewinnung von Baumaterial für die Errichtung 
von Neubauernhöfen.81    
 
Komplette bauliche Anlagen von bis dahin enteigneten, vertriebenen und vielfach inhaf-
tierten Großgrundbesitzern wurden dem Erdboden gleichgemacht. Gemäß der Beschlüsse 
der Landesbodenkommission sollten von den Gebäuden 
- 599 =  59,7 %  verändert oder zerstört werden, davon 
- 236 =  23,5 %  total abgebrochen und 
- 383 =  38,1 %  für die Neubauern bereitgestellt werden.82 
 
In den Jahren von 1947–1952 wurden auch Übereignungen solcher Gebäude an Kommu-
nen vorgenommen, so z. B. am 22.03.1948 in Lichtenwalde, Kr. Flöha, und am 13.05.1949 
in Tirpersdorf, Kr. Oelsnitz, beide im späteren Regierungsbezirk Chemnitz.83  
 
In den Jahren von 1951–1952 wurden die Abrisse wieder eingestellt. Aus dem Material der 
Abrisse entstanden in der gesamten SBZ 210.276 Neubauernstellen. 
 
Obwohl Schlösser und Herrenhäuser für ihre Besitzer in finanzieller Hinsicht bereits zu 
Anfang des 20. Jahrhunderts eine Last bedeuteten und die Nutzung zum Problem gewor-
den war, hatten bislang in Sachsen sowohl Eigentümer und Nutzer als auch der Freistaat 
selbst bis Kriegsende in eigener Regie diese Gebäude und baulichen Anlagen als bautech-
nische und kunsthistorische Denkmale vor dem Verfall bewahrt.84 Durch die Bodenreform 
waren plötzlich in Sachsen 1.052 Schlösser und Herrenhäuser von der Enteignung betrof-
fen und vom Verfall bzw. von der absichtlichen Zerstörung als „Zeugnisse des Feudalis-
mus, Brutstätten des Junkertums und Faschismus“ bedroht. Von diesen Gebäuden sollten 
236 total abgerissen werden, 383 Objekte Baumaterial für Neubauern liefern, 166 Objekte 
für soziale Zwecke und 185 Objekte für landwirtschaftliche Zwecke genutzt werden.85 In 
Sachsen setzte sich insbesondere der SED-Funktionär Edwin Hoernle für die Errichtung 
von ca. 5.000 Neubauernhöfen aus dem Abbruchmaterial von Schlössern und Herrenhäu-
sern ein.86 Wenige Objekte sind bis in unsere Tage erhalten geblieben. Es handelt sich da-
bei nicht nur um Wohngebäude mit Inneneinrichtungen, sondern auch um Ställe, Scheu-
nen, Funktionsgebäude, Gutsparkanlagen, Kirchen oder Kapellen mit Logen und Epita-
phen. Deren Rekonstruktion wurde nach 1990 z. T. vom Freistaat Sachsen staatlich geför-
dert.  
 
Zur Koordinierung der Arbeit der Zentralverwaltungen in der SBZ wurde am 14.06.1947 
ein wirtschaftslenkendes Gremium, die Deutsche Wirtschaftskommission (DWK), gegrün-
det.87 Um dem Lebensmittelmangel der Bevölkerung der SBZ zu begegnen, ergriff die 
SED Maßnahmen zur Erfassung von Agrarprodukten. Am 04.05.1948 ordnete die DWK 
den Verkauf von „freien Spitzen“, d. h. über das Soll der Bauern hinaus erbrachte land-
wirtschaftliche Erzeugnisse, an.88    
Da der Zugkraftbedarf der Landwirtschaft nicht gedeckt war, musste sich die SBZ der Me-
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chanisierung zuwenden. Aufgrund der Anordnung der DWK vom 10.11.1948 wurden die 
ersten Maschinen-Ausleih-Stationen (MAS), Wegbereiter für die späteren Maschinen- und 
Traktorenstationen, gegründet.89 Die MAS als Körperschaften öffentlichen Rechts waren 
die ersten staatlichen Einrichtungen in der Landwirtschaft. Sie erhielten eine Ausstattung 
mit relativ moderner Landtechnik. Über die örtlichen Ausschüsse der gegenseitigen Bau-
ernhilfe erhielt die Landwirtschaft in Sachsen 813 Traktoren, 72 Lokomobile, 1894 Elekt-
roaufzüge, 29 LKW, 996 Traktorenpflüge, 1.112 Garbenbinder, 49 Kombinen, 713 
Dreschmaschinen, 623 Strohbinder u. a. Landtechnik aus dem Enteignungsgut der Boden-
reform.90 In den Besitz oder die Verfügung der Ausschüsse gingen u. a. auch 200 Saatgut-
reinigungsstellen, 44 Deckstationen für Pferde und 540 für Rinder.91 Wenngleich es Diffe-
renzen zwischen Technikeinsatz durch Ausschüsse der VdgB und die neuen MAS gab, so 
bedeuteten sie eine Hilfe bei der Feldwirtschaft der Bauern. Infolge Mangels an geschul-
tem Personal lagen Auslastung und Arbeitsleistung der MAS-Technik weit unter der der 
VdgB. Die MAS erfüllte aber einen wichtigen politischen Auftrag des Staates und der Par-
tei. Sollte anfänglich ausdrücklich die großbäuerliche Wirtschaft nicht in ihrer Bedeutung 
und Funktion eingeschränkt werden, so diente jetzt die MAS der Einschränkung der Stel-
lung der Großbauern. Die Repressalien bestanden in vorrangiger Bereitstellung von Trak-
toren für Neubauern, gestaffelten Landtechnik-Tarifen und Ausgrenzung bei Ersatzteillie-
ferungen. Widersprüchlich, aber typisch für sozialistisches Wirtschaften nach sowjeti-
schem Vorbild, verlief die Zuführung von neuen Landmaschinen in der SBZ. Obwohl erst 
durch Reparationsverpflichtungen in der SBZ auch Produktionsstandorte für Landtechnik 
demontiert und in die UdSSR verbracht wurden, lieferte die Besatzungsmacht mit entspre-
chender Propaganda sowjetische Landtechnik in die SBZ.92 
 
Im Jahre 1949 begann der Wiederaufbau des Traktoren- und Landmaschinenbaues in der 
SBZ auf der Grundlage des SMAD-Befehls Nr. 133. Im Brandenburger Traktorenwerk 
wurde der Traktor RS 03/30 „Aktivist“ (30 PS), im Thüringer Traktorenwerk Nordhausen 
der 20 PS-Traktor RS 02/22, allgemein bekannt als „Brockenhexe“, (der Vorgängertyp von 
RS 30 und „Famulus“) sowie im sächsischen IFA-Werk Zwickau (ehemaliges Horch-
Werk) der 40 PS-Traktor RS 01/40 „Pionier“ gebaut. Bereits zur 1. Mai-Demonstration im 
Jahre 1949 in Zwickau wurde der „Pionier“ im Umzug mitgeführt.  
 
Welche Schwierigkeiten die damalige Herstellung von Traktoren bereitete, geht aus einem 
Brief der Brandenburger Traktorenwerker von 1949 an den Staatspräsidenten Wilhelm 
Pieck hervor, wonach Traktoren zur Auslieferung bereitstünden, diese aber keine Reifen 
hätten und daher um staatliche Hilfe gebeten werde. Eine Vielzahl von landwirtschaftli-
chen Geräten, insbesondere Pflüge, stellte in Leipzig-Plagwitz die bekannte sächsische 
Firma Rudolf Sack her.93 In Neustadt/Sa wurden traditionsgemäß Dreschmaschinen ge-
baut.  
 
Nach wie vor bestand das Problem, dass es an jüngerem und qualifiziertem Personal für 
die MAS fehlte. 
 
Im März 1949 rief der Zentralrat der Freien Deutschen Jugend (FDJ), die Einheits-
Jugendorganisation der SBZ, zur Hilfe für die Bauern mit der Aktion „FDJ’ler auf die 
Traktoren“ auf, um die nötigen Besatzungen für die MAS-Technik stellen zu können.94 
Dem Aufruf folgten mehr als 2.000 Jugendliche, welche zur Steigerung der Erzeugung 
beitragen sollten. Nach wie vor hatten die Bauern in der SBZ noch nicht das Vorkriegsni-
veau erreicht und es gab Mängel bei der Erzeugung von Agrarprodukten und der Lebens-
mittelversorgung. Vor allem galt es, dem unkontrollierten Handel, Schwarzmarkt und Spe-
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kulationen einen Riegel vorzuschieben. Am 29.03.1949 ordnete deshalb die DWK die Bil-
dung volkseigener Erfassungs- und Aufkaufbetriebe (VEAB) für landwirtschaftliche Er-
zeugnisse an.95 Die VEAB spielten in der Landwirtschaft der DDR bis zu ihrer Umbildung 
1963 eine zentrale Rolle. Sie dienten anfangs der Abnahme, dem Aufkauf und dem Um-
schlag von Pflichtablieferungen der Bauern und später, ab 1960, der Erzeugnisse der nun-
mehr als sozialistisch bezeichneten Landwirtschaft. Eine Parallele zum garantierten Erfas-
sungs- und Preissystem unter dem Reichsnährstand ist nicht zu übersehen. 
 
Am 10.10.1949 übergab der Oberste Chef der SMAD im Auftrag der Regierung der 
UdSSR die bisher von den sowjetischen Militärbehörden im Sinne des Potsdamer Ab-
kommens und als Besatzungsmacht ausgeübte Verwaltungsfunktion an die Staatsorgane 
der am 07.10.1949 gegründeten DDR.96 
 
Nach der Gründung dieses zweiten deutschen Separatstaates wurden in der DDR staatliche 
und kleinbäuerliche Betriebe, wie es der II. Parteitag der SED im September 1947 bereits 
beschlossen hatte, staatlich gefördert. Dabei erfuhren die Kleinbauern als „kleine Waren-
produzenten“, eine Bezeichnung, dem Marxismus-Leninismus entlehnt, eine höhere mora-
lische und politische Bewertung als die „Großbauern“, die mit dem Makel eines „kapitalis-
tischen Unternehmers“ behaftet waren.97 
 
Die „Arbeiterklasse“ und ihre Partei sorgten mit dieser Zuordnung zu „Klassen“ der bäuer-
lichen Bevölkerung bereits am frühesten Anfang der sozialistischen Entwicklung auf dem 
Lande für die Differenzierung der ländlichen Gesellschaft. Diese Klassifizierung war spä-
ter während der LPG-Entwicklungsetappen noch spürbar. 98 
 
Die Bodenreform vom September 1945 führte darüber hinaus zu einer sozialen und agrar-
strukturellen Verschiebung, indem Betriebe mit 1–5 ha LN in der DDR um rd. 36 % zu-
nahmen.99 
 
Nachteilig im Sinne der Aufrechterhaltung der Versorgung der Bevölkerung waren die 
zahlreichen Betriebsaufgaben von Neubauern. Diese waren aber hauptsächlich eine Folge 
fachlichen und wirtschaftlichen Unvermögens. Daneben gab es eine Reihe weiterer Grün-
de, wie z. B. Abwanderung von Heimatvertriebenen, verharmlosend als Umsiedler be-
zeichnet, in Richtung Westen. 10 % der Heimatvertriebenen verließen die SBZ/DDR bis 
1949.100  
 
Bis 1952 gaben ca. 60.000 Neubauern (= 30 % der vorhandenen Betriebe) ihr Land in den 
Bodenfonds zurück.101   
 
Die Feldwirtschaft wurde in starkem Maße von der unzureichenden Bereitstellung von 
mineralischem Dünger sowie Saat- und Pflanzgut beeinträchtigt. Im Vergleich zum Vor-
kriegsstand (1938/39), als in Sachsen die Landwirtschaft noch mit 27.000 t Reinstickstoff 
(N) beliefert wurde, sank die Menge auf 6.112 t im Jahre 1945/46. Der Phosphor-
säurebedarf konnte nur noch zu 3,7 % gedeckt werden. Durch Kalkmangel entstanden Er-
tragseinbußen bis zu 70 %. Um ihren Pflichtablieferungen nachkommen zu können, wurde 
häufig das für die Aussaat bestimmte Getreide abgeliefert. Bei Pflanzkartoffeln herrschte 
permanenter Mangel. 1947 konnte nur das Land Mecklenburg ca. 10.000 t liefern. Hinge-
gen führte Sachsen vor dem Kriege 120.000 t Pflanzgut aus anderen Provinzen Deutsch-
lands ein.102 
Seit der Staatsgründung der DDR waren die Entscheidungen für die Landwirtschaft, der 
29 
von nun an nur noch etwa 10 Jahre lang eine privatbäuerliche vergönnt sein sollte, nicht 
mehr abhängig nur von der SED als Partei schlechthin, sondern auch von der Funktion als 
„führende Kraft“, die administrativ in alle Bereiche des Staates und der Wirtschaft eingriff. 
Zur Produktionssteigerung und Erzielung der Vorkriegserträge sowie zur Beseitigung der 
Unterversorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln wurden die Bauern mit Ablieferungs-
soll sowie nicht realisierbaren Anbau- und Viehhalteplänen belastet.103 Großbäuerliche 
Betriebe bekamen nicht nur im Verhältnis zu kleineren Betrieben z. T. unerreichbare Auf-
lagen, sondern wurden u. a. bei der Belieferung von Saatgut, Düngemitteln und der Hilfe 
durch die MAS benachteiligt, sodass es ihnen noch schwerer fiel, den Versorgungsaufga-
ben gerecht zu werden. Um das Vorkriegsniveau und eine höhere Produktion zu erreichen 
sowie die schwierige Versorgungslage der Bevölkerung zu verbessern, beschloss der Mi-
nisterrat der DDR deshalb ab 1950 gestaffelte Sollerhöhungen für die Bauern.104 Diese 
belasteten wieder die Großbauern und hemmten deren Entwicklung zu leistungsfähigen 
und effektiven Betrieben. Bei Nichterfüllung des Solls wurden sie kriminalisiert. Sie konn-
ten mit Haftstrafen bis zu Betriebsenteignung geahndet werden. Demzufolge sahen Tau-
sende Mittel- und Großbauern den Ausweg nur in der Flucht in den anderen Teil Deutsch-
lands. Bei Betriebsenteignung der Bauern aufgrund angeblich schlechter Wirtschaftsfüh-
rung wurden die Höfe in Treuhandschaft überführt.  
 
Ab Sommer 1950 musste die Herabsetzung des Ablieferungssolls eingeführt werden.105 
Das begünstigte vor allem Mittelbauern, jetzt aber auch Großbauern, die durch die diffe-
renzierte Pflichtablieferung höher als Klein- und Neubauern veranlagt waren. Die produk-
tiveren größeren Bauernwirtschaften wagte die SED angesichts der immer noch anhalten-
den Lebensmittelknappheit und prekären Versor-gungslage nicht zu gefährden.  
 
Im Jahre 1950 hatte die DDR-Landwirtschaft die „Friedenserträge“, d. h. die Ernteerträge 
von 1938 erstmals wieder erreicht, ein Ziel, das die KPD bzw. SED seit Sommer 1945 ver-
folgt hatte.106   
 
Heimliches Verlassen der Höfe und zunehmendes Neubauernsterben veranlassten die 
SED-Agrar-Politiker zum Nachdenken über neue Wege in der Landwirtschaft und einen 
Agrarstrukturwandel. Dabei hatte die SED stets das Vorbild der Bolschewiki der Sowjet-
union im Auge. Die langfristige Strategie der KPD bestand in einem Umwandlungs-
prozess der Eigentumsverhältnisse in Landwirtschaft und dies auf sozialistischem Wege, 
ähnlich wie es in der Sowjetunion nach der Revolution von 1917 geschehen war. Vorstel-
lungen zu einer Agrarreform hatten Mitglieder der KPD 1944 bereits während ihres Mos-
kauer Exils erarbeitet.107 Konkrete Vorstellungen, entweder die Nachahmung des sowjeti-
schen Kolchosmodells oder ein eigenständiger kommunistischer Weg, lagen aber nicht vor. 
  
Ab 1951 wurde in Kreisen der SED, vorläufig noch hinter vorgehaltener Hand, aber immer 
öfter, von landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften gesprochen, das Beispiel 
sowjetischer Kolchosen diskutiert und teilweise Forderungen nach Bildung von LPG erho-
ben. Eine Kollektivierung schien der SED-Führung vorläufig aber noch nicht der richtige 
Weg zur Verbesserung der Agrarwirtschaft der DDR zu sein. 
 
Offenbar scheute sich die SED vor diesem Experiment, denn auf der 5. Tagung des ZK der 
SED am 15.–17.03.1951 trat Walter Ulbricht noch offen der Forderung nach LPG, die      
z. T. auch von unten, d. h. aus schwachen kleinbäuerlichen Kreisen erhoben wurde, entge-
gen.108 Vorläufig hielt es die SED noch mit den „werktätigen Bauern“ insgesamt und maß 
ihnen als „wichtigsten Bündnispartnern der Arbeiterklasse“ hohe politische Wertschätzung 
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bei. So ist beispielsweise die Einführung des Ehrentitels Meisterbauer zu verstehen. Auf 
dem Dritten Deutschen Bauerntag am 08. und 09.12.1951 verlieh der Ministerrat 500 Bäu-
erinnen und Bauern diesen Titel.109    
 
Am Ende der SBZ und nach Gründung der DDR war die Arbeit der Bauern von körperli-
cher Schwere und langer täglicher Arbeitszeit gekennzeichnet. Eine Bäuerin leistete täg-
lich: 
Stallarbeiten                  4 Std. 
Feldarbeiten, Dreschen Fütterung, Futterbereitstellung          6 -   7 Std. 
Hauswirtschaft, Kochen, Waschen, Kinderbetreuung           3 -   5 Std. 
d. h. insgesamt        13 - 16 Std. 
Für Freizeitgestaltung, Urlaub, Bildung und Selbstverwirklichung der Frau blieb dabei 
kaum Zeit.110   
 
Diesen Zustand und gleichzeitig die Eigentumsverhältnisse in der Landwirtschaft im sozi- 
alistischen Sinne zu ändern, hatte sich die Agrarpolitik der SED als Zielstellung vorge-
nommen. Deshalb war es an der Zeit, dass sich die SED ab dem Jahre 1952 mit Alternati-
ven zur Lösung der Agrarfrage im Deutschland ihres Einflussbereiches befasste. 
 
2.3 Umwandlung der einzelbäuerlichen Landwirtschaft zu LPG,  
 1952 bis 1960 
 
Erst im Jahre 1951, d. h. sechs Jahre nach Beendigung des Zweiten Weltkrieges, erklärten 
die Westmächte den Kriegszustand mit Deutschland beendet. Vor diesem politischen Hin-
tergrund begann in der DDR das „Experiment des Sozialismus in der Landwirtschaft auf 
deutschem Boden“. Dieses Experiment fand seinen Abschluss mit der Auflösung der DDR 
im Jahre 1990 und der anschließenden Privatisierung der sozialistischen landwirt-
schaftlichen Betriebe.  
 
Die Umwandlung der einzelbäuerlichen Betriebe, seinerzeit als sozialistische Umge-
staltung der Landwirtschaft von der Agrarpolitik der DDR erklärt, vollzog sich ab Sommer 
1952. Im Frühjahr des Jahres 1960 war der Umgestaltungsprozess, von gegenwärtigen Ag-
rarhistorikern fälschlicherweise mit dem Fachbegriff Transformation versehen, nahezu 
vollständig abgeschlossen. In diesem Zeitraum waren LPG gegründet worden, die meisten-
teils unter ernsthaften wirtschaftlichen Schwierigkeiten litten. Die in diesen LPG wirt-
schaftenden Bauern, nunmehr Genossenschaftsbauern genannt, waren jedoch nicht die 
treibende Kraft bei der Gründung kollektivwirtschaftlicher Betriebe gewesen, auch nicht 
die Erfinder des LPG-Modells, sondern die SED-Agrarpolitik. 
 
Parallel dazu existierten drei Gruppen von einzelbäuerlichen Betrieben, deren Produktions-
weise noch auf Privateigentum an Wirtschaftsgütern beruhte. Als wirtschaftlich stabil er-
wiesen sich die Großbauern und ein Teil der Mittelbauern. Beide Gruppen, z. T. aber auch 
die Klein- und Neubauern, sahen i. d. R. keine Notwendigkeit, ihre Betriebe in die Kollek-
tivwirtschaft zu überführen.  
 
2.3.1 Erste Etappe der LPG-Entwicklung, 1952 bis 1960 
 
Der Zeitraum von der Gründung der ersten LPG im Jahre 1952 und der Volkskammer-
erklärung im April des Jahres 1960 zum Abschluss der vollständigen Kollektivierung der 
Bauern in der DDR bildet die erste Etappe der LPG-Entwicklung. Das Ende der ersten 
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Entwicklungsetappe der LPG wurde in der SED-Agrarpropaganda auch als sozialistischer 
Frühling auf dem Lande bezeichnet. Weitere Umgestaltungsetappen sind auf die Zeiträume 
1960–1969, 1970–1979 und 1980–1989 zu datieren. Die Abgrenzung dieser Zeiträume 
erfolgt aufgrund jeweiliger politischer Ereignisse, die von der SED im Zuge ihrer Wirt-
schaftspolitik ausgelöst worden waren.  
 
2.3.2 Entwicklungsphasen der LPG bis zum „sozialistischen Frühling auf dem Lande 
1960“ 
 
Die erste Etappe der LPG-Entwicklung ist in sich durch drei Phasen, die anhand bestimm-
ter historischer Ereignisse voneinander abgrenzbar sind, gegliedert. Zwischen den drei 
Phasen bestanden zwei relativ kurzfristige  Intervalle, in welchen die Agrarpolitik der SED 
von einem verstärkten Druck auf die Bauern zum LPG-Beitritt vorübergehend Abstand 
nahm. Vom agrarhistorischen Sprachgebrauch der DDR entlehnt, wird im Weiteren der 
Terminus Phasen verwendet.  
 
Die erste Phase ist auf die Zeit zwischen der II. Parteikonferenz der SED (09.–12.07.1952) 
und der Niederschlagung des Arbeiteraufstandes vom 17.06.1953 zu datieren. 
 
Die zweite Phase dieser ersten Entwicklungsetappe fiel mit der III. Parteikonferenz der 
SED (24.–30.03.1956).111 zusammen, d. h. sie ist zwischen Ende 1955 und Anfang 1957 
einzuordnen. 
 
Die dritte Phase löste der V. Parteitag der SED (10.–16.07.1958) aus und schloss im Früh-
jahr 1960 mit dem „sozialistischen Frühling auf dem Lande“, der vollständigen              
Kollektivierung des Bauernstandes in allen Bezirken der DDR, ab. 
 
Wie sich diese drei Phasen der ersten Etappe der LPG-Entwicklung in den sächsischen 
Bezirken vollzogen haben, wird in den folgenden Gliederungspunkten 2.3.2.1–2.3.2.3   
rekonstruiert. 
 
2.3.2.1 Erste Phase der Bildung von LPG, 1952 bis 1953 
 
Am 06. und 07.06.1952 empfing im Auftrag der Regierung der DDR der stellvertretende 
Vorsitzende des Ministerrates, Paul Scholz, „Bauerndelegationen“ aus den Gemeinden 
Ilberstedt (Kr. Bernburg), Jahna (Kr. Meißen), Meiersdorf (Kr. Grevesmühlen) und Merx-
leben (Kr. Mühlhausen), die um Zustimmung zur Bildung von landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgenossenschaften ersuchten. Diese Besuche waren nach Rückkehr der SED-
Spitzenfunktionäre aus Moskau nach der ersten Aprilwoche 1952 und dem „grünen Licht“ 
zur LPG-Gründung aus dem Kreml inszeniert worden. Damit hatte die SED plötzlich die 
politische Wende von der bisherigen Zurückhaltung zur Bildung von LPG vollzogen.112 
Um rasch das LPG-Modell ins Leben rufen zu können, täuschte die SED ein „Ersuchen 
von Bauern um Hilfe bei der Bildung von LPG beim ZK und der Regierung“ vor. 113   
 
Im Sommer 1952 wurden danach in allen Bezirken der DDR die ersten LPG gegründet, im 
Juli des gleichen Jahres in Sachsen. Nach Ablauf dieser Phase arbeitete die SED program-
matisch und kontinuierlich an der Kollektivierung der Bauern in der DDR, um die Schaf-
fung von LPG als ein groß angelegtes „Experiment des Sozialismus in der Landwirtschaft 
auf deutschem Boden“ weiter voranzubringen. Die SED begründete die Bildung von LPG 
1952–1953 mit Zielen, die ihrer Ideologie als kommunistischer Partei entsprachen.  
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Die Agrarproduktion mit Hunderttausenden einzelbäuerlichen Betrieben, die sich nicht 
einer zentralistischen Planwirtschaft, angeführt von einer kommunistischen Partei, zu un-
terstellen bereiterklärten, war die SED auf die Dauer nicht bereit zu dulden. 1952 betrug 
der Anteil der volkseigenen und genossenschaftlichen Betriebe an der industriellen Brutto-
produktion bereits 81 %.114 In der Landwirtschaft hingegen dominierte noch der privat-
wirtschaftliche Sektor.  
 
Stabil waren insbesondere die Neubauernwirtschaften i. d. R. nicht, weswegen viele wieder 
aufgaben. Bis 1952 betraf das ca. 60.000 Betriebe (= 30 % der Neubauern), vor allem in 
den nördlichen Bezirken der DDR.115 Im sächsischen Kreis Grimma, Bez. Leipzig, wurden 
im Jahre 1952 112 Hofaufgaben der Neubauern registriert. 33 Neubauern musste der Be-
trieb von der Landwirtschaftsverwaltung des Kreises wegen wirtschaftlichen Unvermögens 
gekündigt werden.116  
 
Als Folge der Ausgrenzungspolitik gegenüber Großbauern wurden zwischen 1950 und 
1952 ca. 5.000 Betriebsaufgaben in der DDR verzeichnet.117   
 
Von Mitte 1952–1953 verringerte sich die Zahl großbäuerlicher Betriebe um ca. 30 %. 
Von 1949–1953 gaben 17.800 Betriebe der Größengruppe > 20 ha (= 38,2 %) ihre Wirt-
schaft auf. Gleichzeitig verließen 110.000 Bauern der Größengruppe < 20 ha (= 19,1 %)   
d. h. Klein- und Mittelbauern, ihren Betrieb. Das bedeutete einen Verlust von ca. 1.410.000 
ha, für welche neue Bewerber nicht vorhanden waren. Vor allem nahmen die Betriebsauf-
gaben von 1952 bis 1953 deutlich gegenüber den Vorjahren als Zeichen des hohen politi-
schen Drucks durch den Staat auf die Bauern zu. Die Sowjetische Kontrollkommission 
(SKK) hatte von den Bauern Steuererhöhungen und eine Erhöhung der Pflichtablieferung 
von 200–240 % gegenüber dem Aufkommen von 1950 gefordert, deren Nichteinhaltung 
strafrechtliche Konsequenzen hatte.118 Dennoch traten von diesen Hofinhabern lediglich 
45,3 % einer LPG bei.119    
 
Von den aufgebenden Landwirten verließen etwa 50 % heimlich ihre seit Generationen 
angestammten Höfe und gingen in den Westen Deutschlands. Damit fielen ca. 621.000 ha 
(= 10 % der LN der DDR) dem Staat zu.120 Diese Betriebe übernahmen die Kreisstellen der 
Landwirtschaftsverwaltung als Örtliche Landwirtschaftsbetriebe (ÖLB). Die Pflicht und 
Notwendigkeit zur Bewirtschaftung der herrenlosen ÖLB war u. a. ein nicht unwesent-
licher Grund der Staatsführung zur Bildung von LPG in den Jahren 1952 und 1953.   
 
Die SED sah aber auch die Möglichkeit der Beseitigung der allgemeinen schlechten wirt-
schaftlichen Lage und der mangelhaften Lebensmittelversorgung der Bevölkerung im Zu-
sammenschluss von Bauern zu LPG und förderte deshalb diese kollektive Betriebsform.     
  
Die Neu- und Kleinbauern waren, da die meisten von ihnen wirtschaftliche Probleme hat-
ten, die Ersten, die bereit waren, sich freiwillig zu LPG zusammenzuschließen, um sich aus 
ihrer Notlage zu befreien. Das Vorbild der kollektivierten Landwirtschaft der Sowjetunion 
stand Pate und wurde kritiklos von der politischen Führung der DDR, wie vieles andere im 
politischen, kulturellen und wirtschaftlichen Leben, nachvollzogen. Die Partei und die von 
ihr gelenkte Regierung wollten bei der kommunistischen Neuordnung der DDR keine Kri-
tiken aus Moskau aufkommen lassen. Die SED-Führung ging davon aus, dass gefestigte 
sozialistische Ordnung auch unabdingbar sozialistische Produktionsverhältnisse erfordere. 
Deshalb erklärte sie auf der II. Parteikonferenz vom 09.–12.07.1952 in Berlin den „Aufbau 
des Sozialismus zur grundlegenden Aufgabe“ in der DDR.121 Sie beschloss den Beginn des 
„planmäßigen Aufbaues der Grundlagen des Sozialismus in der DDR“, was zwangsläufig 
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auch die sozialistische Umgestaltung der Landwirtschaft nach sich ziehen musste. Die Par-
teikonferenz fasste die historische Resolution zum „freiwilligen Zusammenschluss der 
werktätigen Bauern in LPG“. Die SED deklarierte, im Sprachgebrauch der Partei, diese 
Resolution als „die Entscheidung der werktätigen Bauern in unserem Lande, im festen 
Bündnis mit der Arbeiterklasse unter Führung der SED auf freiwilliger Grundlage zur ge-
nossenschaftlichen Produktion überzugehen“, obwohl noch ein Jahr zuvor, während der   
5. Tagung des ZK der SED (15.–17.03.1951) keine Zustimmung zur LPG-Bildung vorge-
legen hatte.122 Für einen Übergang zur landwirtschaftlichen Großproduktion fehlten ohne-
hin die wirtschaftlichen Voraussetzungen. 123 Der Zusammenschluss der Bauern sollte 
grundlegende Voraussetzung schaffen, um 
 
- „eine leistungsfähige Landwirtschaft aufzubauen“, 
- die Produktions- und Lebensverhältnisse in den Dörfern von Grund auf zu verändern 
und 
- die Bauern zur „Klasse der Genossenschaftsbauern“ zu formieren. 
 
Damit wurde der „sozialistische Umgestaltungsprozess der Landwirtschaft“ der DDR und 
der bäuerlichen Gesellschaft eingeleitet. 
 
Der SED-Generalsekretär Walter Ulbricht sagte demgegenüber auf der Parteikonferenz bei 
LPG-Gründungen die volle Unterstützung durch die SED mit den Worten: „Den Land-
arbeitern und werktätigen Bauern, die sich auf völlig freiwilliger Grundlage zu Produk-
tionsgenossenschaften zusammenschließen, ist die notwendige Hilfe zu gewähren und da-
durch zugleich das Bündnis der Arbeiterklasse mit den werktätigen Bauern zu festigen“ 
zu.124    
 
Die Gläubigkeit der SED gegenüber Stalin und der Sowjetunion kommt in Walter Ulb-
richts Rede über die Landwirtschaft auf der II. Parteikonferenz 1952 zum Ausdruck: „Wir 
haben an das ZK der KPdSU und an den Genossen Stalin persönlich die Bitte gerichtet, 
uns zunächst sowjetische Mähdrescher zur Verfügung zu stellen. Unsere Bitte wurde voll-
ständig erfüllt. Wir danken Genossen Stalin besonders für diese Hilfe, denn damit können 
die Maschinenausleihstationen den werktätigen Bauern in den Produktionsgenossen-
schaften größere Hilfe erweisen“. Während der Entschließung der II. Parteikonferenz, den 
„planmäßigen Aufbau der Grundlagen des Sozialismus“ zu beginnen, deklamierte Walter 
Ulbricht: „Wir werden siegen, weil der große Stalin uns führt“.125     
 
Es war auch die II. Parteikonferenz, während welcher sich die SED selbst den Auftrag zur 
Durchsetzung ihrer führenden Rolle erteilte. Dieser Anspruch bestimmte fortan das gesam-
te Leben in der DDR bis zu ihrem Ende 1990. 126       
 
In der Folge dieses Ereignisses hatten sich nach sechs Monaten, Ende 1952, aber lediglich 
ca. 37.000 Bauern, davon 28.879 Neubauern und andere Berufstätige, wie z. B. delegierte 
Industriearbeiter, in 1.906 LPG mit einer Flächenausstattung von 218.043 ha, das ent-
sprach 3,5 % der damaligen LN der DDR, zusammengeschlossen. Die Betriebsgröße dieser 
LPG betruge x =114 ha.127  
 
Die erste LPG in der DDR gründeten Bauern im thüringischen Merxleben, Kr. Langen-
salza, Bez. Erfurt, am 08.06.1952.128 Weitere Erstgründer von LPG waren seit Sommer 
1952 Bauern in den Gemeinden: 
Fienstedt, Saalkreis        Sachsen-Anhalt 
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Gollensdorf, Kr. Seehausen        Sachsen-Anhalt 
Herdersleben, Kr. Aschersleben        Sachsen-Anhalt 
Hornhausen, Kr. Oschersleben        Sachsen-Anhalt 
Brüsewitz, Kr. Schwerin-Land    Mecklenburg-Vorpommern 
Gräfenstein, Kr. Grevensmühlen    Mecklenburg-Vorpommern 
Zarnewanz, Kr. Rostock    Mecklenburg-Vorpommern 
Alt -Tucheband, Kr. Seelow         Brandenburg 
Groß–Glienicke, Kr. Potsdam-Land         Brandenburg 
Hohenlandin, Kr. Angermünde         Brandenburg 
Pulsberg, Kr. Spremberg. 129             Brandenburg 
Worin, Kr. Seelow         Brandenburg 
 
In Sachsen fand die erste LPG-Gründung am 24.07.1952 in Cranzahl, Kr. Annaberg, Bez. 
Karl-Marx-Stadt, statt. Acht Bauern hatten sich zu einer 48 ha umfassenden LPG, der sie 
den Namen „Wolf Gyftel“ gaben, zusammengeschlossen. 130 
 
Auf die LPG-Erstgründungen treffen verallgemeinernd folgende Merkmale zu: 
- nördliche Bezirke der DDR und vorwiegend geringere Bodenqualitäten 
- ehemaliger Besitz des Adels oder Großgrundbesitz 
- keine traditionell mittel- und großbäuerliche Herkunft der Mitglieder 
 
Die Betrachtung der Ortslagen von Erstgründungen bestätigt diese Feststellung. Eine Aus-
nahme bildete die zweite sächsische LPG in Jahna in der Lommatzscher Pflege (Bez. 
Dresden), bei der diese vier Merkmale nicht zutrafen.  
 
In Sachsen wurden vorrangig in der dritten Phase der LPG-Bildung, d. h. ab 1958, im Zuge 
der vollständigen Kollektivierung, die Bauern zu LPG zusammengeschlossen. Hier 
herrschte eine wirtschaftlich stabile Schicht von Mittel- und Großbauern vor, die sich län-
gere Zeit dem Kollektivierungsdruck widersetzen konnten.  
 
Den Erstgründungen der LPG gingen Vor-Ort-Studien von Funktionären der SED, DBD 
und der VdgB in Kollektivwirtschaften der Sowjetunion, Bulgarien und Ungarn voraus. 
Die SKK stellte spezielle Berater für das LPG-Modell ein. Im Landwirtschaftsministerium 
der DDR wirkte eine Gruppe von sowjetischen Beratern zum Aufbau von Kollektivwirt-
schaften.131  
 
Bei den frühen LPG-Gründungen ist prinzipiell davon auszugehen, dass die örtlichen SED-
Leitungen die Initiatoren waren und nicht die Bauern selbst.132 
 
Ein wichtiges Datum bei der Weiterentwicklung der DDR zu einem zentralistisch ge-
leiteten Staat war der 23.07.1952 mit dem Beschluss der Volkskammer zum „Gesetz über 
die weitere Demokratisierung des Aufbaues und die Arbeitsweise der staatlichen Organe in 
den Ländern der DDR“.133 Die Zentralisierung der Verwaltung der DDR ging auf den Kurs 
der SED zum „planmäßigen Aufbau des Sozialismus in der DDR“ zurück. Dieser Be-
schluss schränkte die Mitbestimmung ein, verhinderte den Einfluss der Basis der Bevöl-
kerung und baute die Diktatur weiter aus. Der Verwaltungsumbau löste alle fünf bisher 
bestehenden Länder auf. An deren Stelle traten 14 Bezirke und 217 Kreise, an welche auch 
die Parteistrukturen der SED angepasst wurden. Dabei wurden 14 Bezirksparteiorgani-
sationen der SED (BL) eingerichtet. Für Sachsen wurde die Bildung der Bezirke 
Dresden mit 15 Land- und 2 Stadtkreisen 
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Karl-Marx-Stadt mit 21 Land- und 3 Stadtkreisen sowie 
Leipzig mit 13 Landkreisen, davon 1 Stadtkreis  
erlassen.134 
 
Am 20.08.1952 beriet sich das ZK der SED mit SED-Kreissekretären und leitenden Funk-
tionären der Landwirtschaft über Probleme der Bildung von weiteren LPG und deren Un-
terstützung durch die MAS als „Stützpunkte der Arbeiterklasse auf dem Lande“.135  
 
Am 05.und 06.12.1952 fand in Ost-Berlin die „1. Konferenz der Vorsitzenden und Aktivis-
ten der LPG“ statt. Walter Ulbricht nutzte die Konferenz zur Forderung nach Beschleuni-
gung der „sozialistischen Umgestaltung der Landwirtschaft“ sowie nach Übernahme sow-
jetischer Erfahrungen. Dabei wurde bereits über Musterstatuten der LPG und eine Be-
triebsordnung diskutiert. Zu diesem Zeitpunkt, als das Fazit der Konferenz gezogen wurde, 
lag in der DDR ein Bestand von 1.335 LPG mit 22.174 Mitgliedern, die 113.750 ha LN 
bewirtschafteten und 300 Gründungskomitees zum Zwecke der „Festigung und Gründung 
weiterer LPG“vor.136 
 
Das Verhältnis von Produktions-Kosten und Preisen in der Landwirtschaft war 1952/53 so 
ungünstig, dass sich einige Produktionszweige, dies betraf insbesondere Kartoffeln und 
Milch, für die Bauern als finanzielle Zuschussgebiete erwiesen.  
 
Die sozialen Begleitumstände in den bäuerlichen Betrieben und LPG zur Zeit der frühen, 
teilweise noch freiwilligen LPG-Beitritte waren schwere körperliche Arbeit aller Famili-
enmitglieder, ungeregelte lange tägliche Arbeitszeit, z. T. Unwirtschaftlichkeit und gerin-
ges Arbeitseinkommen. 
 
Diese Zustände hielten sich bis weit in die Jahre nach 1960, in die Periode, der diese Arbeit 
gewidmet ist. Unter diesen Umständen konnten sich die frühen LPG, obwohl sie zumeist 
von den bisher geförderten Neu- und Kleinbauern hervorgebracht waren, nicht lange hal-
ten.  
 
Auch wenn aus Sicht der SED die LPG-Erstgründer die „fortschrittlicheren“ und „ideo-
logisch reiferen“ Bauern waren, so waren die Beweggründe zum LPG-Beitritt doch pro-
faner. Als solche kamen in Betracht  
- wirtschaftliches Unvermögen der Bauern aufgrund geringer oder fehlender Berufser-
fahrungen, 
- mangelhaftes Betriebsergebnis, 
- geringe und leistungsschwache Viehbestände, 
- unzureichende finanzielle, bauliche und technische Ausstattung, 
- Schwierigkeiten bei Soll-Ablieferungen und Erlösdefizit, 
- Unvermögen, „freie Spitzen“ abzuliefern. 
 
Ab Juni 1953 gab es bereits wieder Auflösungen von LPG und Wiederherstellung von ein-
zelbäuerlichen Betrieben. Bis zum 14.07.1953 betraf es in der DDR 217 LPG mit 1.105 
Betrieben und 13.156 ha LN. Die drei sächsischen Bezirke waren mit 34 LPG beteiligt, 
wobei 74 beabsichtigte Fälle registriert worden waren.137 Partei und Regierung konnten 
diesen Prozess nicht mehr verhindern.  
 
 
Die Rückbildung von LPG fand statt, obwohl den ersten LPG vielfältige staatliche Hilfe 
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zuteil wurde, welche in 
- kostenloser Zuordnung ausgebildeter Agronomen und Zootechniker aus den MAS, 
- Bezug von Mineraldünger bei Kreditgewährung, 
- Lieferung von qualitativ gutem Saat- und Pflanzgut, 
- Steuerbefreiung in den ersten zwei Jahren, 
- Gewährung von kurz- und mittelfristigen Krediten, 
- Bevorzugung bei Ablieferungsverpflichtung und Sollreduzierung, 
- Schuldenerlass,  
- Bevorzugung bei technischer Hilfe durch die MAS 
bestand. 
 
Die Jahre 1954–1958 brachten aber dennoch eine bescheidene Verbesserung der Lebens-
mittelversorgung mit sich, da die privaten Bauern eine höhere Marktproduktion als die 
LPG leisteten. Dem LPG-Modell war das demnach nicht anzurechnen.  
 
Die erste Phase der LPG-Bildung endete damit, dass von 1952 bis Anfang 1953 4.195 LPG 
mit 128.550 Bauern gegründet worden waren.138 Am 23.04.1953 erging trotz gewisser 
Auflösungserscheinungen ein „Beschluss des Sekretariats des ZK der SED über die Ent-
sendung von Arbeitern aufs Land zur unmittelbaren Hilfe bei der Umgestaltung des Dor-
fes“,139 d. h. zur Werbung für den LPG-Beitritt. 
 
Die Versorgungslage in der DDR war Ende 1952 so angespannt, dass die SKK in einer 
Empfehlung forderte, privaten Handwerkern, Gewerbetreibenden, Bauern, Unternehmern 
und Freischaffenden die Lebensmittelkarten, die es sieben Jahre nach Kriegsende immer 
noch gab, zu entziehen. Nach Umsetzung dieser Empfehlung erhielten diese ausgegrenzten 
Personenkreise z. T. verschiedene Lebensmittel gar nicht mehr oder waren gezwungen, 
sich diese zu überteuerten Preisen in den staatlichen HO-Geschäften zu kaufen. 
 
Die Zuspitzung der wirtschaftlichen und politischen Lage äußerte sich in der Massenflucht 
der Menschen aus dem sowjetisch besetzten Teil Deutschlands. Sie führte zum „neuen 
Kurs“ der SED und endete mit dem Arbeiter-Aufstand des 17. Juni 1953. 
 
An den Tagen zwischen dem 17. und 21.06.1953 hatten sich in einigen Großbetrieben in 
Berlin und in vielen Städten der DDR, vor allem im industrialisierten Süden, erstmals die 
Werktätigen aus Protest gegen die von der Regierung beschlossenen Normenerhöhungen 
empört, gestreikt und demonstriert. Auch Teile der Bevölkerung, die nicht der „Arbeiter-
schaft“ zuzurechnen waren, hatten sich den Demonstrationen angeschlossen.  
 
Nach einer Presseveröffentlichung der „Sächsischen Zeitung“ vom 17. Juni 1953 gab es 
Unruhen in 373 Orten der DDR, vor allem in den Süd-Bezirken mit ca. 604.000 Streiken-
den und 463.000 Demonstranten, unter welchen 141 Todesopfer zu beklagen waren. Ande-
re Quellen140 sprechen von über 700 Städten und Gemeinden der DDR mit mehr als einer 
Million beteiligter Menschen. In über 1.000 Betrieben wurde gestreikt. In 167 von 277 
Land- und Stadtkreisen hatte die sowjetische Besatzungsmacht den Ausnahmezustand aus-
gerufen. Anhand neuester Forschungen wurden genaue Opferzahlen bekannt: zwischen 17. 
und 23.06.1953 gab es 55 Tote, dav. 4 Frauen, dar. 34 Demonstranten von Volkspolizei 
und Roter Armee erschossen. Ausserdem gab es 2 Todesurteile gegen Demonstranten und 
5 getötete Angehörige der DDR-Sicherheitsorgane.141 
 
Bislang wurde bei Veröffentlichungen zum 17. Juni 1953 vorwiegend auf die allgemeine 
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politische und wirtschaftliche Lage, die zu den Erhebungen führte, und auf die Ereignisse 
der Tage vom 16. bis zum 21. Juni 1953 eingegangen. Relativ wenig beachtet blieb die 
Reaktion der SED vor und nach dem 17. Juni, die die Aufstände als konterrevolutionären 
Putsch, inszeniert vom Westen, dem Volke glaubhaft machen wollte. Die SED war stets 
durch Melde- und Berichtspflichten bis hinunter zu kleinsten Parteiorganisationen (APO, 
WPO) über alle Details der Unzufriedenheit des Volkes und des Versagens ihrer Politik 
informiert. So war sie es auch im Frühjahr 1953 und versuchte, mit einem Täuschungsma-
növer in Form des „neuen Kurses“ gegenzusteuern. 
 
Im Frühjahr 1953, kurz nach Stalins Tod (05.03.1953), wurde aufgrund des wachsenden 
Unmutes der Bevölkerung im Politbüro der SED eine Kommission berufen, die sich mit 
politischen Aspekten eines „Kurswechsels“ der SED-Politik befasste.142 Für die damalige 
Zeit, in der Abweichungen von der stalinistischen Doktrin schwer geahndet wurden, ist die 
Diskussion um die „heißen Eisen“, wie sie wörtlich im Politbüro angesprochen wurden, 
äußerst bemerkenswert. Es ging um die Rücknahme von Repressalien gegen die Kirche, 
Herstellung eines Vertrauensverhältnisses mit der Intelligenz, bislang als „bürgerlich“ be-
argwöhnt, Bildung von Vereinen, Hören auf die allgemeine Volksmeinung und Abbremsen 
der verstärkten Kollektivierung der Landwirtschaft. 
 
Der „neue Kurs“ der SED wurde nach Niederschlagung des Aufstandes am 21.06.1953 
während der 14. ZK-Tagung und der Beratung zur aktuellen Situation erneut bekräftigt. 
Dabei wurde auch vorgeschlagen, den Fünfjahrplan 1951-1955 zugunsten der Konsumgü-
ter- (auch Nahrungsgüter-) Produktion und zu Lasten der Schwerindustrie zu korrigieren. 
Außerdem wurde der 17. Juni als „faschistischer Putsch der amerikanischen und westli-
chen Kriegstreiber gegen die DDR und von langer Hand als Reaktion auf die SED-
Maßnahmen zur Konsolidierung der DDR vorbereitet“, erklärt. Die 15. ZK-Tagung vom 
24.–26.07.1953 gab die Entschließung „Der neue Kurs und die Aufgaben der Partei“, in 
welcher die Beschlüsse des Politbüros vom 09.06.1953 und des ZK vom 21.06.1953 als 
„Änderung des politischen Kurses“ der DDR proklamiert wurde, heraus.143  
 
Die SED hatte der Bevölkerung einen „neuen Kurs“ in Aussicht gestellt, der aber in Wirk-
lichkeit nie gegangen wurde. Die SED konnte, gestützt von der sowjetischen Be-
satzungsmacht, den Volksaufstand militärisch niederschlagen lassen. In der Folge der     
15. ZK-Tagung wurden personelle „Säuberungen“ und Umbesetzungen in der Führung der 
SED vorgenommen.  
 
Walter Ulbricht gelang es danach, seine Macht weiter auszubauen, und er rechnete mit 
reformwilligen SED-Funktionären ab. Wichtige Mitglieder des SED-Politbüros wurden 
entfernt und die Berliner Bezirksleitung der SED neu organisiert.144  
 
Allein aus der Tagesordnung der ZK-Tagungen der SED des Jahres 1953 lassen sich die 
Gründe des Aufstandes ableiten. Zum einen waren es bis dahin die Beschäftigung der Par-
tei- und Staatsführung mit bevorzugt ideologischen Themen, trotz großer wirtschaftlicher 
Probleme, zum anderen der politische Druck auf die Bevölkerung.145 
 
Der „17. Juni“, im anderen Teil Deutschlands offiziell als „Tag der Einheit Deutschlands“ 
gewürdigt, hatte aber vordergründig nicht die Wiedervereinigung zum Ziel, sondern die 
Aufhebung von Repressalien und die Verbesserung der allgemeinen Versorgungslage. 
Gleichwohl hätte ein erfolgreicher Aufstand sowohl die Veränderung der Machtver-
hältnisse in der DDR mit sich gebracht als auch die Wiedervereinigung, zu der sich die 
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DDR-Führung immerhin noch nach außen bekannt hatte. 
 
Die von der Bundesrepublik seit 1953 gewidmete Aufmerksamkeit gegenüber dem 17. Juni 
rechtfertigt daher nicht die Bezeichnung „Tag der Einheit Deutschlands“. Ebenso ist die 
Bezeichnung „Volksaufstand“ nicht ganz zutreffend, da von den Zuständen in der DDR 
1953 in erster Linie die Arbeiter und die Bevölkerung der industriell geprägten Orte sowie 
der Ballungsgebiete betroffen waren. Arbeiter waren es, die in Berlin, Dresden, Halle, Gör-
litz und anderen Städten auf die Straße gingen. Andere Berufs- und Bevölkerungsgruppen 
hielten sich weitestgehend vom Aufstand zurück. 
 
Von der bäuerlichen Bevölkerung wurden die Aufstände des 17. Juni allgemein begrüßt, 
selbst von Neubauern, die eigentlich durch die Bodenreform begünstigt worden waren. In 
Dorfgaststätten fanden verschiedentlich heimlich Sympathiekundgebungen146 statt, welche 
z. T. von den Sicherheitsorganen beobachtet wurden. Die Großbauern hatten die Hoffnung, 
dass sich ihre Betriebe in einer freien Wirtschaft ohne Hemmnisse, wie auch in den westli-
chen Bundesländern entwickeln könnten. Aktiv hatte aber die bäuerliche Bevölkerung in 
der DDR nicht am Aufstand teilgenommen, wenn man von den Einzelfällen, wie in Jessen 
(Brandenburg) und Eckolstädt (Thüringen) absieht. Die erwähnten „heißen Eisen“, die zum 
„neuen Kurs“ der SED geführt haben, waren für sie nicht vordergründig relevant. Das ge-
störte Verhältnis zwischen SED und Intelligenz war z. B. in bäuerlichen Kreisen kaum 
bekannt.147 Andererseits hielten sich wirtschaftsstarke Mittel- und Großbauern für genü-
gend stabil, eine Kampagne zur verstärkten LPG-Bildung unbeschadet überstehen zu kön-
nen. Außerdem bestand die Annahme, der Staat brauche sie zur Volksernährung. Dies er-
wies sich wenige Jahre später als Trugschluss. 
 
Die allgemeine Unzufriedenheit des Volkes in der DDR äußerte sich in der Massenflucht 
im Jahre 1953 und der Erhebung der Arbeiter in Industriezentren der noch relativ jungen 
DDR. Die KPdSU reagierte daraufhin mit einer Note, die am 03.06.1953 an Walter Ulb-
richt und Otto Grotewohl übergeben wurde. Die Note „Über die Maßnahmen zur Gesun-
dung der politischen Lage in der DDR“ enthielt auch Empfehlungen für die Entwicklung 
der Landwirtschaft in der DDR. Darin hieß es: „... ein künstliches Aufrechterhalten der 
landwirtschaftlichen Genossenschaften, die sich in der Praxis nicht bewährt haben und die 
Unzufriedenheit unter den Bauern hervorrufen, ist einzustellen. Alle bestehenden LPG sind 
sorgfältig zu überprüfen und dieselben, die auf einer unfreiwilligen Basis geschaffen wor-
den sind oder die sich nicht als lebensfähig gezeigt haben, sind aufzulösen!“148 Darüber 
hinaus forderten die sowjetischen Kommunisten die Stärkung und Neubildung von MAS, 
welche im Gegensatz zur bisherigen Praxis allen Einzelbauern zur Verfügung stehen soll-
ten. Nach dem 17.06.1953 lockerte die Regierung der DDR vorübergehend die Beschrän-
kungen gegenüber der privaten Wirtschaft und die Restriktionen gegenüber den Einzelbau-
ern. In einem Artikel im Zentralorgan der SED „Neues Deutschland“ vom 23.06.1953 for-
derte der Landwirtschaftsminister der DDR Paul Scholz in Abstimmung mit dem Politbüro 
des ZK der SED „... wenn also Mitglieder der SED der Meinung sind, dass sie die Genos-
senschaft nicht weiter entwickeln können, liegt es in ihrer Hand, die LPG aufzulösen“.149 
Daraufhin reprivatisierten sich in der DDR Bauern aus 564 LPG, was einer Reduzierung 
der genossenschaftlich bewirtschafteten LN von 16 % entsprach. 33.000 Mitglieder traten 
wieder aus LPG aus.150 Im Rahmen des „neuen Kurses“ musste die SED einige Maßnah-
men zur Minderung des ökonomischen Drucks auf die Bauernschaft beschließen. Es han-
delte sich im Wesentlichen um die bessere Unterstützung der Privatbauern durch die MAS 
und die Senkung der staatlichen Pflichtablieferung in Abhängigkeit von der Flächenaus-
stattung.151 Ferner wurden Rückstände bei der Pflichtablieferung erlassen und Strafprozes-
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se wegen Pflichtablieferungsrückständen sowie angeblichen Wirtschaftsvergehen einge-
stellt. Am 09.06.1953 empfahl das Politbüro in einem Kommunique dem Ministerrat der 
DDR auf sowjetischen Druck die „Korrektur von Fehlern“, die Rücknahme von repressi-
ven Maßnahmen und forderte die in den Westen geflüchteten Bauern zur Rückkehr in die 
DDR und zur Übernahme der zurückgelassenen Höfe auf.152 Nur in wenigen Fällen kamen 
die Bauern dieser Aufforderung nach. Das Misstrauen gegenüber der kommunistischen 
Agrarpolitik war zu groß. Am Beginn der ersten Phase der LPG-Bildung bewirtschafteten 
in der DDR Bauern mit Betriebsgrößen von 1-20 ha 62 % der LN, > 20 ha 23 % der LN 
und VEG 9,6 % der LN. Am Ende der ersten Phase, 1953, setzten sich die LPG aus 32.000 
ehemaligen Neubauern und 11.000 ehemaligen Altbauern von < 20 ha Betriebsgröße zu-
sammen. 153 Nach dem 17. Juni 1953 bis Ende 1954 war eine Zeit relativer Ruhe der Aus-
übung staatlichen Drucks auf die Bauern zum LPG-Beitritt festzustellen. Am 17.02.1954 
jedoch erließ die Volkskammer der DDR ein Gesetz über die Entschuldung der Klein- und 
Mittelbauern im Falle des Eintritts in die LPG. Damit kündigte sich erneut eine Kampagne 
zur Gründung von LPG an, die aber noch nicht den gewünschten Erfolg brachte. Vorläufig 
trat eine gewisse Stagnation, die bis 1955 währte, ein, indem sich die Bauern von LPG-
Gründungen oder -Beitritten zurückhielten. Es handelte sich um das Intervall, das zwi-
schen erster und zweiter Phase der ersten Entwicklungsetappe der LPG-Entwicklung auf-
treten war. Im Jahr 1954 wollte die SED nach den bisherigen Misserfolgen einen großen 
Ruck hinsichtlich des wirtschaftlichen Niveaus nach vorne starten. Das Jahr 1954 wurde 
auf der 17. ZK-Tagung am 22. und 23.01.1954 154 zum „Jahr der großen Initiative“ erklärt, 
d. h., die SED nahm sich einen großen wirtschaftlichen Aufschwung vor, um aus der miss-
lichen Lage des Landes angesichts der erkennbaren positiven Entwicklung im anderen Teil 
Deutschland herauszukommen. Das Heil für die Landwirtschaft sahen die Teilnehmer der 
Plenarsitzung in der „Entfaltung der politischen Massenarbeit im Dorf“ und entwickelten 
die „nächsten Aufgaben für die Landwirtschaft“. Am 08. und 09.09.1954 beschäftigte sich 
die 20. ZK-Tagung155 u. a. mit den wirtschaftlichen Kontrollziffern des Jahresplanes 1955, 
da dieses Jahr das „erfolgreichste Jahr des laufenden Fünfjahrplanes“ werden sollte. 
 
2.3.2.2 Zweite Phase der Bildung von LPG, 1955 bis 1957 
 
Nach Kurskorrekturen als Folge des 17. Juni 1953 setzte zunächst eine Periode gewisser 
Zurückhaltung und Ruhe von knapp zwei Jahren hinsichtlich des staatlichen Drucks auf 
erneute und weitere LPG-Gründungen ein.  
 
Die zweite Phase der LPG-Bildung war durch die neue agrarpolitische Zielstellung der 
SED gekennzeichnet, welche sich in der 
- organisatorischen und wirtschaftlichen Stabilisierung der bestehenden LPG (d. h. die 
Stagnation der LPG zu überwinden), 
- Übernahme von ÖLB -Flächen verlassener Betriebe, 
- Aufhebung der Pflichtablieferung und des doppelten Preissystems (Erfassung und 
 Aufkauf), 
- Tendenz zur Auflösung wirtschaftsschwacher LPG und staatlicher Förderung klein- 
und mittelbäuerlicher Betriebe, 
- Beschleunigung weiterer LPG-Bildung unter dem Schlagwort „in jedem Dorf eine 
LPG!“, 
- Steigerung der landwirtschaftlichen Erzeugung, Verbesserung der Lebensmittelversor-
gung und Aufhebung der Lebensmittelrationierung,  
- Verschickung Zehntausender Erntehelfer auf das Land zur Bewältigung von Ernte-
kampagnen und 
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- Weiterführung der Bewegung „Industriearbeiter aufs Land“ 156  
ausdrückte.  
Nach der Zeit relativer Ruhe hinsichtlich des Werbungsdrucks durch die SED ab Ende 
1955 setzte wieder ein Anschwellen des Druckes auf die Einzelbauern ein. Diese Phase 
lässt aber nach 1956 erneut ein Intervall erkennen. Deshalb muss bei den Jahren         
1952–1960, der ersten Etappe der LPG-Entwicklung, von einer zweiten Phase gesprochen 
werden, die am Ende der fünfziger Jahre von einer dritten Phase abgelöst wurde. Die zwei-
te Phase der LPG-Gründungen lässt sich insbesondere auf die Beschlüsse des III. Parteita-
ges der SED zurückführen. 
 
Der Ausklang des Jahres 1954 hatte für eine weitere LPG-Betrittskampagne die Weichen 
gestellt, indem plötzlich die sogenannten Großbauern, bisher verfemt, Mitglieder von LPG 
werden durften, sofern sie sich loyal zur DDR verhielten.157   
 
Im Zuge der organisatorischen Hilfe der SED für die LPG folgten dem Aufruf des ZK der 
SED vom 23.04.1953 in den Jahren 1953–1955 in der DDR 31.422 SED-Genossen und 
„klassenbewusste“ Arbeiter.158 1954 gab es mehr als 5.000 Patenschaftsverträge zwischen 
Industriebetrieben und LPG als Ausdruck des von der SED eingeforderten „Bündnisses 
zwischen Arbeiter und Bauern“.159 Zwischen 1950 und 1955 war die Zahl der einzel-
bäuerlichen Betriebe von 855.624 auf 780.990 abgesunken. Das entspricht einem Rück-
gang von 74.630 Betrieben, wovon die Wirtschaften mit < 10 ha den Hauptanteil einnah-
men.160    
 
Die nach dem „neuen Kurs“ von 1953 vorübergehend entlasteten Großbauern erhielten die 
Möglichkeit, durch erweiterte Reproduktion, ihre Betriebe wirtschaftlich zu verbessern. Sie 
durften sogar ihren Betrieb aus der LPG wieder herausnehmen, wovon jedoch die wenigs-
ten Gebrauch machten. Im Gegenteil, ab 1955–1960 traten mehr als 23.000 Großbauern 
aufgrund der Aussichtslosigkeit ihrer privatbäuerlichen Zukunft mehr oder weniger frei-
willig in die LPG ein.161 Dessen ungeachtet erreichte bis 1956 die von geflüchteten Groß-
bauern aufgelassene Fläche ein Ausmaß von ca. einer Million Hektar.162 Von 1954–1957 
gaben erneut ca. 37.000 Bauern ihre Betriebe auf.163 Das Vertrauen der städtischen Bevöl-
kerung und das der bäuerlichen Bevölkerung in eine kommende günstige Entwicklung, wie 
sie der Sozialismus bringen sollte, war nicht vorhanden. Hinsichtlich des Verlassens der 
Heimat aus politischen und wirtschaftlichen Gründen muss betont werden, dass es einen 
großen Unterschied bedeutete, ob ein Industriearbeiter seinen Wohnort und seine Miet-
wohnung in Richtung Westen verließ oder ob die traditionsbewussten, mit dem Hof seit 
Generationen verwurzelten Bauern Heimat und Eigentum für immer aufgaben. Die Repri-
vatisierung von LPG bedeutete aber nicht, dass nicht weiterhin LPG gebildet worden wä-
ren. Aus den Jahren nach 1955 ist bekannt, dass sich vor allem LPG Typ III wirtschaftlich-
organisatorisch weiterentwickelt und vergrößert hatten. 1958, als die Partei weitere Kollek-
tivierungsschritte verstärkt in Angriff nahm, gab es bereits relativ große und lebensfähige 
LPG Typ III, die dann nach dem „sozialistischen Frühling“, 1960/61, von der Agrarpolitik 
als Maßstab gesetzt wurden und viele ursprünglich beitrittsunwillige Bauern in sich auf-
nahmen.  
 
Das Jahr 1955 ergab insgesamt betrachtet für die Landwirtschaft eine Periode, die im We-
sentlichen von politischer Ruhe geprägt war. Es gab nur noch zögernd LPG-Gründungen. 
Die SED behandelte während der ZK-Tagungen hingegen ideologische und militärische 
Probleme im Zusammenhang mit der europäischen Sicherheit, ohne sich vorrangig der 
Wirtschaft zu widmen. Aber die III. Parteikonferenz der SED (24.–30.03.1956 in Berlin) 
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beschloss die Direktive für den zweiten Fünfjahrplan im Zeitraum 1956–1960. Obwohl 
sich die Parteikonferenz vorwiegend mit ideologischen Problemen befasste, welche vor 
allem aufgrund der Enthüllungen N. S. Chruschtschows von Stalins Verbrechen innerhalb 
der SED164 aufgetreten waren, bedeutete die Bestätigung des Kurses der SED seit dem        
IV. Parteitag 1954, dass der Druck „von oben“ hinsichtlich weiterer LPG-Gründungen und 
-Beitritte wieder zunahm. Damit begann für die Bauern abermals eine gefährliche Periode. 
Die Aufgabe von ca. 37.000 bäuerlichen Betrieben im Zeitraum zwischen 1954 und 1957 
aufgrund der nicht bauernfreundlichen Situation stellte die Agrarpolitik der DDR vor kaum 
lösbare Probleme. Es mussten die aufgegebenen Nutzflächen bearbeitet werden, und diese 
gingen an die oft schwächelnden LPG.165 Die relative Ruhe hinsichtlich der Kollektivie-
rungsbestrebungen der SED war aber nicht gleichbedeutend mit einer allgemeinen politi-
schen Ruhe in der DDR. 1956 war in der DDR eine Opposition in den Reihen der SED, die 
einen „dritten Weg“ zu beschreiten bereit war, gewachsen.166 Schauprozesse und langjäh-
rige Zuchthausstrafen für einige dieser Vertreter legen davon Zeugnis ab, dass es Ulbricht 
und seinen Genossen nicht tatsächlich um ein Abwenden vom Stalinismus ging, sondern 
dass die SED immer treu der SU ergeben war. Kurt Viehweg, der von 1947–1953 General-
sekretär bzw. Erster Sekretär der VdgB und von 1950–1953 ZK-Sekretär für Landwirt-
schaft gewesen war, forderte auf der IV. LPG-Konferenz im Dezember 1955167 die „Ab-
kehr vom sowjetischen Vorbild“ und kritisierte die Konzeptionslosigkeit der Kollektivie-
rung. Er schlug vor, die privatbäuerlichen Betriebe gleichermaßen mit arbeitsparenden 
Produktionsmitteln auszustatten wie die LPG und für alle Betriebsformen geltende Preise 
einzuführen. Seine Vorschläge zur Abkehr vom eingeschlagenen Weg der SED-
Agrarpolitik bzw. der rigorosen Durchsetzung der „Vervollgenossenschaftlichung“ in der 
DDR führte zur Maßregelung durch das Politbüro der SED, zeitweiligen Flucht aus der 
DDR und Verhaftung im Jahre 1957. Im Oktober 1959 wurde K. Viehweg schließlich zu 
zwölf Jahren Zuchthaus wegen „gemeinschaftlich begangenen schweren Staatsverrates“ 
verurteilt.168 Mit der Ignorierung des fachkompetenten, wissenschaftlich ausgebildeten 
Agrarökonoms vergab sich die SED eine Chance, die LPG-Entwicklung auf der Grundlage 
des Freiwilligkeitprinzips, wie es eigentlich die Leninschen Prinzipien bei der Genossen-
schaftsbildung vorsahen, und unter Beachtung des Entwicklungsstandes der DDR weiter 
zu festigen. Bei einem Besuch Wilhelm Piecks, Walter Ulbrichts und Otto Grotewohls in 
Moskau im März 1952 hatte Stalin gegenüber den deutschen Genossen die Möglichkeit der 
Bildung von Genossenschaften mit dem Hinweis als nicht ausschließliche Betriebsform 
eingeräumt. Diese Empfehlung Stalins führt den Beweis, dass das Vorbild und die Sowjeti-
sierung nicht nur auf sowjetische Kommunisten zurückgehen, sondern durch Eiferer in der 
DDR von sich aus auch ohne Fremdbestimmung gesucht wurden.169 In jene Zeit fällt z. B. 
eine Reihe z. T. von der Sowjetunion entlehnter technologischer Neuerungen, die in der 
Bevölkerung Heiterkeit hervorriefen und der sozialistischen Landwirtschaft ein nachhalti-
ges Negativ-Image einbrachten.170 Bis zum Jahresende 1955 waren 77.392 einzelbäuerli-
che Betriebe in LPG zusammengeschlossen, davon 55.970 mit 5–20 ha und 12.990 > 20 
ha.171 Andererseits verließen von 1954–1957 über 60.000 Bauern, deren Beschäftigte und 
auch Mitglieder von LPG die DDR. 1957 bestanden 55 % der LN der LPG in der DDR aus 
verlassenen oder beschlagnahmten Höfen.172 
 
2.3.2.3 Dritte Phase der Bildung von LPG, 1958 bis 1960 
 
Das 1957 eingetretene Intervall hinsichtlich wiederholter LPG-Gründungen wurde mit den 
Direktiven des V. Parteitages der SED beendet. 
 
1958 traten in der DDR ca. 80.000 Einzelbauern den LPG bei.173 Die Gründe sind in der 
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Einsicht der Unvermeidbarkeit der weiteren sozialistischen Entwicklung und im Druck 
durch den Propaganda-Apparat zu suchen. Das bedeutete eine weitere LPG-Eintrittswelle, 
die ca. 60.000 Betriebe, davon 20.000 mit 1–5 ha Flächenausstattung, d. h. wiederum 
hauptsächlich kleinere Wirtschaften, erfasst hatte.174   
 
Vom 10.–16. 07. 1958 hielt in Berlin die SED ihren V. Parteitag ab.175 Mit aller Macht 
sollte die Wirtschaft der DDR so rasch und stark entwickelt werden, dass die Bevölkerung 
in der DDR bald gleiche oder gar bessere Lebensbedingungen als in der BRD vorfände. 
Diese Zielstellung ließ zugleich das Zugeständnis erkennen, dass es Versorgungslücken bei 
Konsumgütern und Nahrungsmitteln gab. Auf dem Parteitag wurden von der SED ein 
„Kampfprogramm“ aufgestellt und der Weg zur Lösung der „ökonomischen Hauptaufga-
be“ vorgezeichnet. Das geschah in Anlehnung an Ziele der sowjetischen, chinesischen und 
anderen kommunistischen Parteien. Die SED beabsichtigte, die Volkswirtschaft so zu ent-
wickeln, dass die Überlegenheit des Sozialismus in der DDR gegenüber der „imperialisti-
schen BRD“ eindeutig bewiesen werde. Bisher war dies noch nicht gelungen. Der Pro-
Kopf-Verbrauch der DDR-Bevölkerung sollte bei „allen wichtigen Lebensmitteln und 
Konsumgütern“ den der westdeutschen Bevölkerung erreichen und übertreffen. In jedem 
Dorf sollte, wie schon Mitte der fünfziger Jahre angestrebt, eine LPG gegründet werden, 
um die Ernährungsprobleme zu lösen. Als Erfolg wertete es die Staatsführung, dass 13 
Jahre nach Kriegsende, am 28.05.1958 per Gesetz die Lebensmittelkarten abgeschafft wer-
den konnten, was aber schon viel früher von der SED geplant war.176 Als Ziel des laufen-
den Fünfjahrplanes im Jahre 1959/60 und des bereits angekündigten dritten Fünfjahrplanes 
1961–1965 markierte die SED die „sozialistische Rekonstruktion der Produktion“ und den 
Kurs auf die „weitere sozialistische Umgestaltung des Handwerks, der kapitalistischen 
Kleinindustrie und der Landwirtschaft“.177 Der V. Parteitag der SED im Jahre 1958 forder-
te jetzt die Erhöhung des Tempos der LPG-Bildung. Damit leitete die SED die letzte, die 
dritte Phase der Kollektivierungsaktion ein, welche in rigoroser Art und Weise, im Norden 
beginnend nach dem Süden der DDR fortschreitend, die Dörfer traf.  
 
Ein Kurswechsel trat ein, indem die DDR dem gesamtgesellschaftlichen sowjetischen Mo-
dell folgte. Nachdem in der UdSSR Nikita Chruschtschow als Erster Sekretär des ZK der 
KPdSU an die Macht kam und 1958 die DDR besuchte, setzten die Silomais- und die Of-
fenstallkampagne ein.178 Der Silomais begann seinen Siegeszug unter der Parole „Der Mais 
– das ist die Wurst am Stengel“ in der DDR-Landwirtschaft. Damit sollte in den LPG der 
Kampf dem permanenten Futtermangel, insbesondere des Kraftfutters, angesagt werden. 
Bereits vom 16.–19.10.1957 hatte sich die 33. Tagung des ZK der SED179 den grundlegen-
den Fragen der ökonomischen und politischen Weiterentwicklung der DDR gewidmet. In 
diesem Rahmen wandte sich die SED der besonderen Förderung der LPG Typ I und dem 
verstärkten Anbau von Silomais zu. Deshalb rief am 07.05.1958 der Ministerpräsident der 
DDR zur Sicherung und Erfüllung des Maisprogramms auf.  
 
Am 02. und 03.05.1958 beschloss der Ministerrat als Ergebnis einer erweiterten Sitzung 
des LPG-Beirates, „besondere Fördermaßnahmen für schwach entwickelte LPG“ staatli-
cherseits zu ergreifen. Damit sollten die zwischen 1952 und 1958 gegründeten LPG stabili-
siert werden.180 Die ZK-Tagungen des Jahres 1959 standen danach völlig im Zeichen des 
Abschlusses der „Vervollgenossenschaftlichung“, dem Zeitraum, indem der Begriff der 
Zwangskollektivierung der Bauern geprägt wurde. Da es mit der Leitung der LPG man-
cherorts Probleme gab, beschloss die SED-Führung auf der 4. ZK-Tagung vom             
15.–17.01.1959 Maßnahmen zur Verbesserung des Arbeitsstils des Leitungspersonals in 
allen Betrieben, Verwaltungen und Institutionen. Zu Beispiel sollten alle Mitarbeiter des 
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Parteiapparates „jedes Jahr mindestens einen Monat körperliche Arbeit in der Produktion 
leisten“. Damit sollte einer Entfremdung bei Leitungskräften der Wirtschaft gegenüber der 
„produktiven“ Arbeit vorgebeugt werden. In den LPG mussten derartige Arbeitsweisen 
nicht erst eingeführt werden. Es war ohnehin bis in die Zeit der zunehmenden „Konzentra-
tion und Spezialisierung“ Ende der sechziger Jahre üblich, dass „Leitungskader“ öfters 
einmal im Betriebsablauf praktisch mit Hand anlegen mussten, weil es der Arbeitsablauf 
und die Kontrolle erforderten.181  
 
Die Erklärung des ZK vom 17.02.1959 182 stellte die „völlige Übereinstimmung der Be-
schlüsse des V. Parteitages der SED mit dem XXI. (außerordentlichen) Parteitag der 
KPdSU“ vom 27.01.–05.02.1959 fest. Wie auch in der Sowjetunion wurde der Übergang 
vom Fünfjahrplan zu einer Siebenjahresplanung ins Auge gefasst, wobei erst im Juli 1957 
die SED noch von einem dritten Fünfjahrplan 1961–1965 gesprochen hatte. Mit dem Sie-
benjahrplan, welcher direkte Auswirkungen auf die Landwirtschaftspolitik der sechziger 
Jahre haben sollte, befassten sich im Jahre 1959 die 5. und 6. ZK-Tagung. Das Dokument 
„Durch sozialistische Rekonstruktion und Erhöhung der Arbeitsproduktivität zur Erfüllung 
des Siebenjahrplanes“183 enthielt derart anspruchsvolle und mit Superlativen ausgedrückte 
Aufgaben, dass sie aufgrund der wirtschaftlichen Situation der DDR überhaupt nicht er-
füllbar waren. Mit Sorgen der SED auf dem Gebiet der Landwirtschaft musste sich die     
7. ZK-Tagung vom 10.–13.12.1959 befassen.184 Es war unumgänglich, erneut Rückstände 
bei der Planerfüllung der Agrarproduktion und Versorgungsprobleme zuzugeben. Ein 
Schwerpunkt war z. B. seit ca. zwei Jahren wieder die Versorgung mit Molkereierzeug-      
nissen. 
 
Die Medien begannen, sich immer häufiger den Alltagsproblemen der Landwirtschaft wie 
Herbstbestellung und Ernte von Kartoffeln oder Zuckerrüben zu widmen. Solchen Parolen 
wie „Die Knollen sollen rollen“ begegnete die Bevölkerung mit Ironie.185 Der Landwirt-
schaftsminister musste sich regelmäßig Interviews mit den öffentlichen Medien stellen. 
Dadurch war er im Volk bekannter als die höchsten Parteiführer. Im Bewusstsein der Be-
völkerung existierte deshalb die Landwirtschaft als ein mit besonders vielen Problemen 
behafteter Volkswirtschaftszweig.  
 
Zu einer Stabilisierung der Landwirtschaft war es jedoch nicht gekommen. Im Jahre 1959 
mussten noch 58 % der LPG Typ III staatliche finanzielle Hilfe in Anspruch nehmen.186 
Die vorhandenen Probleme sowohl bei der Agrarproduktion als auch der Versorgung der 
Bevölkerung sollten jetzt unbedingt durch die Beschleunigung der Kollektivierung der 
Landwirtschaft überwunden werden. Deshalb erging von der SED eine Zielstellung, das 
Weltniveau bei den Hektarerträgen und in der Viehwirtschaft zu erreichen. Das Politbüro 
wurde beauftragt, ein „Dokument für die vollständige Vergenossenschaftlichung“ der Dör-
fer zu erarbeiten. Zugleich begann eine groß angelegte Aktion zur Werbung noch privater 
Bauern für den Eintritt in die LPG, die mit aller Heftigkeit bis zum „sozialistischen Früh-
ling auf dem Lande“ im Jahre 1960 währte. Die 7. ZK-Tagung ist deshalb auch von ent-
scheidender Bedeutung für die weitere Entwicklung der LPG, da Gerhard Grünberg zum 
Kandidaten des Politbüros des ZK der SED gewählt wurde. Der SED-Funktionär nahm 
von nun an fast uneingeschränkten Einfluss auf die gesamte Agrarpolitik der SED. Er   
avancierte in seiner Funktion als Sekretär für Landwirtschaft zur Schlüsselfigur für jegli-
ches Geschehen bei den weiteren Umgestaltungsprozessen bis zu seinem Tode im Jahre 
1984. 187 In den jetzt folgenden Wochen begann in allen Kreisen der DDR die totale rück-
sichtslose Kollektivierung mit dem Ziel der „Gewinnung aller Bauern für die LPG“. 
Gleichwohl wurden während der 7. Tagung des ZK der SED vom 10.–13.12.1959 von der 
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Partei scheinheilig offiziell „massiv administrative Maßnahmen und Zwangsmethoden“, 
die bisher bei der Kollektivierung angewendet worden waren, verurteilt. Trotzdem setzte 
sich weiterhin der Druck des Staates auf die Bauern fort. Bauern, die sich den Werbeme-
thoden vonseiten der Behörden und der in die Dörfer ausgesendeten Propaganda-Trupps 
widersetzten, wurden öffentlich angeprangert, kriminalisiert und z. T. verhaftet.  
 
Nach dem V. Parteitag nahm die SED scharfen Kurs auf den „Aufbau des Sozialismus in 
der DDR“. Dieser neuen Richtung folgend, ging es jetzt nicht mehr nur um den „Aufbau 
der Grundlagen des Sozialismus“, sondern um den „Aufbau des Sozialismus“ direkt und 
unmittelbar. Die SED war nicht mehr bereit, einen überwiegend nicht-sozialistischen Sek-
tor in der Volkswirtschaft der DDR, die Landwirtschaft, weiterhin zu dulden. Die SED 
hatte ab 1958 eine groß angelegte politische Aktion, die im April 1960 mit dem „sozialisti-
schen Frühling auf dem Lande“ beendet war, die völlige „Vergenossenschaftlichung“ des 
Bauernstandes durchgesetzt. Es galt  jetzt, wie auch zu allen Zeiten in der DDR, der 
Grundsatz, von Walter Ulbricht 1945 geäußert: „Es ist doch ganz klar: es muss demokra-
tisch aussehen, aber wir müssen alles in der Hand haben“.188 Zu dieser Zeit bezeichnete der 
vom Propaganda-Apparat geschöpfte Begriff „vollgenossenschaftliches Dorf“ das Kriteri-
um des „Standes der gesellschaftlichen Entwicklung“.189 Im Dezember 1959 meldete der 
erste Kreis der DDR, es war der nordsächsische Kreis Eilenburg, dass er vollgenossen-
schaftlich sei.190 In der DDR arbeiteten bereits 446.348 Mitglieder in 9.566 LPG verschie-
denen Typs und bewirtschafteten ca. 48 % der LN der DDR.191 Auf der 8. Plenartagung 
des ZK der SED vom 30.03–02.04.1960 kündigte der Erste Sekretär des ZK der SED aber 
an, dass die „Vollkollektivierung ... nur als erste Etappe ... für den Sieg des Sozialismus 
auf dem Lande“ anzusehen sei.192 Die Mehrzahl der Mittel- und Großbauern hatte ab Ende 
1958 bis zum Bau der Berliner Mauer am 13.8.1961 die Wahl zwischen Hofaufgabe und 
Verlassen der DDR oder dem politischen und ökonomischen Druck nachzugeben und 
freiwillig den LPG beizutreten. Als 1959 Aufklärungsbrigaden begannen, die Dörfer zu 
besetzen und die Einzelbauern, vor allem die wirtschaftlich stärkeren Großbauern, zum 
Eintritt in die LPG zu attackieren, sah sich Otto Grotewohl, Ministerpräsident und Vorsit-
zender des Ministerrates der DDR, veranlasst, das öffentliche Anprangern von Bauern als 
„Feinde des Friedens und des Sozialismus“, wenn sie nicht freiwillig in die LPG eintreten 
wollten, zu verurteilen. 193  Auch Walter Ulbricht musste intervenieren: (Zitat)“... mit die-
sen administrativen Methoden muss absolut Schluss gemacht werden“ und „die Bauern 
gegen uns (die SED, M. J.) aufbringen, das können wir uns nicht erlauben“.194 Als im 
Frühjahr 1960 Walter Ulbricht den „Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse“ ver-
kündete, waren ca. 19.000–28.000 Einzelbauern verblieben, die 7,4 % der LN bewirtschaf-
teten. Diese Tatsache wurde offiziell verschwiegen, und die Statistiken geben über deren 
Existenz und Verbleib keine Auskünfte.195 Im Ergebnis der Kollektivierung entstanden aus 
über 830.000 einzelbäuerlichen Höfen in der DDR 19.345 LPG, darunter 13.022 LPG Typ 
I und II. Die durchschnittliche Größe der LPG betrug 245 ha, sie bewirtschafteten 85 % der 
Gesamt-LN.196 Mit der völlig überstürzten Beendigung des Umwandlungsprozesses der 
Bauern in der DDR hatte die Partei eine politische Entscheidung getroffen, um sich aus der 
Notlage der Versorgung der Bevölkerung zu befreien, die innenpolitische Situation der 
DDR zu stabilisieren und die internationalen Auseinandersetzungen des „Kalten Krieges“ 
besser überstehen zu können. Dafür nahm sie zeitweiligen Produktionsrückgang, Verlet-
zung des Selbstbestimmungsrechtes der Bauern, Verlust internationalen Ansehens und 
Abschottung von westlichen Wirtschaftssystemen in Kauf. Somit war es gelungen, die 
einzelbäuerliche Landwirtschaft, neben Industrie und Handwerk, der zentralistischen Wirt-
schaftsführung des Machtapparates der DDR unterzuordnen. 
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Fußnoten Pkt. 2  
 
1 Naumann, G.: Sächsische Geschichte in...Wiesbaden 2003, S. 22. In der Mark Meißen war die wirt-
schaftliche Erschließung durch Bauern etwa um 1220 im Wesentlichen abgeschlossen. Es wird mit ei-
ner Einwanderung von ca. 200.000 Menschen, die etwa 4.000 neue Dörfer gründeten, gerechnet. Um 
1300 wird die Bevölkerung auf 320.000 Deutsche und 80.000 Slawen geschätzt, welche im Zuge der 
weiteren Entwicklung zum obersächsischen Volksstamm auf friedlichem Wege verschmolzen. Um 
1150 setzte eine planmäßige Ansiedlung von deutschen Bauern aus Thüringen, Niedersachsen, Main-
franken auch Flamen zwischen Saale und Elbe ein. Für diese Aktionen gibt es kaum urkundliche Be-
lege. In Kühren bei Wurzen wurden im Jahre 1154 flämische Bauern durch Bischof Gerung von Mei-
ßen angesiedelt. 1186 wurden unter Konrads Sohn Otto („der Reiche", Markgraf von Meißen) in Tau-
benheim bei Meißen fränkische Bauern angesiedelt. 
 
2 Ebenda, S. 30. Neben Bauernhöfen mit unterschiedlichen Flächenausstattungen werden in den Quel-
len Gärtner, Häusler und Hausgenossen erwähnt. 
 
3 Ebenda, S. 73 und 74. Der Bevölkerungsschwund betrug etwa ein Drittel, d. h. senkte die Bevölke-
rungsdichte von 22 auf 14-15 Einwohner/km2. 
 
4 Wie noch zu behandeln sein wird, hatte um 1525 der Buchholzer Bergknappe Wolf Göftel aufständi-
sche Bauern angeführt. Seinen Namen erhielt die am 24.07.1952 gegründete LPG Cranzahl im Erzge-
birge, die nachweislich erste LPG in den sächsischen Verwaltungsbezirken. 
 
5 Groß, R.: Die bürgerliche Agrarreform...Weimar 1968, S. 31–35. Diese Lasten waren nicht an die 
Person, sondern an den Hof gebunden und konnten deshalb nicht zu persönlicher Unfreiheit führen. 
Ursprünglich mussten Abgaben in Naturalform geleistet werden. Im 16. und 17. Jahrhundert mussten 
im Zuge der Entwicklung der Geldwirtschaft diese Leistungen gegenüber den Grund- und Gerichts-
herren geldwert erbracht werden. 
 
6 Ebenda. S. 33–35. Dabei unterschied man landesherrliche Dienste, grund- und gerichtsherrliche 
Dienste sowie Gemeinde-, Pfarr- und Schulfronen. Regional waren die Dienste sehr unterschiedlich 
geregelt. Sie reichten von einigen Tagen im Jahr bis zu vier bis fünf Tagen wöchentlich, vor allem in 
den grundherrlichen Eigenwirtschaften, damals schon als Rittergüter, Größe von > 50-300 ha, be-
zeichnet. 
 
7 Die bereits bei der Landnahme den Siedlerstellen zugewiesene Hufe nahm in Sachsen eine Fläche von 
7 - 27 ha ein, abhängig von der Region. 
 
8 Groß, R: Die bürgerliche Agrarreform ...Weimar 1968, S. 36 und 37. Der Widerstand bezog sich zu-
meist nur auf eine Ortslage bzw. Grundherrschaft. Er zeigte sich in einer Art passiven Widerstandes 
durch lange Prozesse, Frondienstverweigerungen, mangelhafte Arbeits- und Abgabenleistungen. Ge-
gen die Abschaffung von Zugvieh durch die Bauern musste der Staat nach 1750 Verbote und Strafen 
aussprechen. 
 
9 Naumann, G.: Sächsische Geschichte in ...Wiesbaden 2003, S. 58. Die Aufstände begannen im August 
1790 in der fruchtbaren Lommatzscher Pflege und wurden militärisch niedergeschlagen. Ebenso erho-
ben sich die Freiberger Bergleute in diesem Jahr gegen Hungersnot und Wucher mit Lebensmitteln. 
Auch im Vogtland kam es zu Bauernunruhen. Die Bauernaufstände können als unmittelbare Folge der 
Französischen Revolution angesehen werden. Fortgeschrittene soziale Differenzierung, fehlendes ein-
heitliches Vorgehen und was marxistisch-leninistische Theorien als fehlendes „Klassenbewusstsein" 
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10 Ebenda, S. 160. Nach der Zerrüttung der Staatsfinanzen durch Graf Heinrich von Brühl, 1738 von 
Kurfürst Friedrich August II. als Finanzminister eingesetzt, wurde 1762 unter Kurfürst Friedrich 
Christian eine Restaurationskommission gebildet, die sich zwangsläufig dem wirtschaftlichen Wie-
deraufbau widmen musste. 
 
11 Ebenda, S. 163. Unter dem Einfluss des Kurfürsten und bürgerlicher Politiker hielten aufklärerische 
Gedanken in der Regierungstätigkeit Einzug. Der „aufgeklärte Absolutismus" förderte die wirtschaft-
liche Entwicklung des Bürgertums, sodass diese Periode zur unmittelbaren Vorstufe des bürgerlichen 
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Zeitalters wurde. In diesem Kontext sind Fortschritte in der Landwirtschaft zu sehen, die von bürgerli-
chen, liberalen und wissenschaftlich gebildeten Agrariern hervorgebracht wurden. 1764 wurde die 
Leipziger ökonomische Societät zum Zwecke der Verbesserung der landwirtschaftlichen und gewerb-
lichen Produktion gegründet. (Die Societät ist nach 1990 wiedererstanden, M. J.) Ein bedeutender 
Fortschritt für die sächsische Schafhaltung trat 1765 mit der Überführung einer Merinoschafherde aus 
Spanien ein, mit deren Hilfe ein entscheidender Qualitätszuwachs der Landschafwolle durch Einkreu-
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Nebeneffekt, dass sich nunmehr der Kartoffelanbau allgemein verbreitete (ebenda, S. 166). Mit dem 
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mahnten die Abänderung der bestehenden Agrarverfassung der Dresdner Advokat J. L. Hauschild 
(1694–1770) und Thomas Freiherr von Fritzsch als Mitglied der Restaurationskommission an. 
 
13 Ebenda, S. 92–94. Der Ablösungskomplex wurde von der Kommission in drei Tatbestände gegliedert: 
-  Teilung der Gemeinheiten im Zusammenhang mit der Aufhebung der Hut- und anderen Servitu-
ten, Zusammenlegung von Grundstücken 
-  Ablösung der Fronen und anderer Dienste  
-  Verfahrensvorschriften und Behörden 
 Die Kommission hatte bei ihrer Arbeit alle in Preußen bis 1830 erschienenen Gesetze und Verordnun-
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3  Entwic k lung  der  l andw ir t schaf t l i che n  Pro -
dukt io nsgenossenschaf t en  in  den  sächs i s che n  
Bez i rken  zwi schen  1960  und  1969  
 
Das Thema der Arbeit umfasst die Entwicklung der LPG zwischen „sozialistischem Früh-
ling auf dem Lande“ und Entstehen von kooperativem Verbünden in dem Zeitraum von 
1960–1969, als zweite Entwicklungsetappe der LPG. 
 
Zum besseren Verständnis des Untersuchungsgegenstandes werden der Reflexion und An-
alyse der agrarpolitischen Vorgänge bei der LPG-Entwicklung Aussagen zu den Bedin-
gungen für eine landwirtschaftliche Tätigkeit in Sachsen und die Definition des Untersu-
chungsgegenstandes vorangestellt. 
 
- Natürliche Bedingungen für die landwirtschaftliche Produktion 
Als sächsische Bezirke werden in der vorliegenden Studie die zwischenzeitlich von 
1952 – 1990 bestehenden drei Bezirke Dresden, Leipzig und Karl-Marx-Stadt bezeich-
net. Im Weiteren werden sie in dieser Reihenfolge in den tabellarischen Übersichten ge-
führt. Ihre Lage innerhalb der DDR mit den zugehörigen Kreisen zeigt der nachstehende 
Übersichtsplan Abb. 1. 
 
Nach Wiederherstellung des Freistaates Sachsen, der mit der Verwaltungsreform der 
DDR im Jahre 1952 aufgelöst wurde, entstanden im Jahre 1990 aus den drei ehemaligen 
Bezirken die gleichnamigen Regierungsbezirke bzw. Landesdirektionen (mit Ausnahme 
von Karl-Marx-Stadt). Sie entsprechen, unberücksichtigt der Erweiterung durch die 
Kreise Hoyerswerda und Weißwasser und des Verlustes der Kreise Altenburg und 
Schmölln in ihrer Gesamtheit im Wesentlichen dem ehemaligen Freistaat Sachsen, wie 
er vor dem Jahre 1952 bestand. Die Kreisgliederung im Jahre 1990 gemäß Übersichts-
plan Abb. 2 unterlag nach 1990 mehrfach Veränderungen und entspricht nicht mehr 
dem heutigen Stand. Sie zeigt jedoch noch das Bild der ursprünglichen Kreise gemäß 
Abb. 1 mit den Gemeindegrenzen, wie sie im Untersuchungszeitraum bestanden hatten.  
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Die folgenden zwei Übersichtspläne zeigen die Lage des Untersuchungsgebietes innerhalb 









































Abb. 1 Die Lage der sächsischen Kreise und Bezirke innerhalb der DDR zum Zeitpunkt des „Sozialistischen Frühlings“ 




















































Abb. 2 Freistaat Sachsen mit Kreisgliederung von 1990, Die sächsischen Kreise mit Gemeindegrenzen   







Während des Untersuchungszeitraumes zählten die drei sächsischen Bezirke neben den 
thüringischen Bezirken Gera, Erfurt und Suhl zu den „Süd-Bezirken“ der DDR. Im Unter-
schied dazu gab es die „Nord-Bezirke“ Rostock, Schwerin und Neubrandenburg. Alle da-
zwischenliegenden Bezirke galten als „Mittlere Bezirke“. Diese Einteilung besaß zwar 
keinen offiziellen Charakter, findet sich aber häufig im Sprachgebrauch von Partei- und 
Regierungsstellen sowie der übrigen Verwaltung. Insbesondere bediente sich die Um-
gangssprache im Volkswirtschaftzweig Landwirtschaft dieser Begriffe, da man hiermit 
unwillkürlich gewisse Standortbedingungen ansprach, die jedem verständlich waren.  
 
Die drei sächsischen Bezirke weisen keine ausgesprochen agrarische, sondern eher eine 
mittelständisch-industrielle Prägung aufgrund des reichen Vorkommens von Boden-
schätzen und Energie auf. Dies unterschied sie wesentlich von den großen Agrarbezirken 
des Nordens der DDR. Gleichwohl kann Sachsen aufgrund seiner naturräumlichen Gege-
benheiten als eine Region in Deutschland angesehen werden, in der seit dem Mittelalter 
traditionell Landwirtschaft betrieben wird.  
 
Nicht zuletzt war es die politische Entwicklung der vergangenen Jahrhunderte, die die Un-
terschiede der Agrarstruktur der sächsischen Bezirke gegenüber den „Mittleren und Nord-
Bezirken“ hervorrief. Die sächsische Agrarreform von 1832 hatte die Bildung eines vor-
wiegend klein- bis mittelbäuerlichen freien Bauernstandes mit uneingeschränktem Eigen-
tum und Nutzungsrecht an Grund und Boden sowie Wirtschaftsgütern gefördert. Dieser 
Besitzstand war mit den staatlichen Kollektivierungsmaßnahmen, die im „sozialistischen 
Frühling auf dem Lande“ 1960 gipfelten, seiner freien Verfügbarkeit beraubt worden.  
 
Die Übersicht zur Bevölkerungsstruktur (siehe Pkt. 6.1, Anlagen, Übersichten, S. 747) 
ergibt einen Vergleich der drei sächsischen Bezirke mit den Bezirken der gesamten DDR. 
Die Zahlen verdeutlichen, dass alle drei Bezirke hinsichtlich des Anteils der Bevölkerung 
im ländlichen Raum unter dem Durchschnitt der DDR gelegen haben. Am ehesten bestand 
demnach eine ländliche Prägung im Bezirk Dresden. Der industrialisierte, dicht besiedelte 
Bezirk Karl-Marx-Stadt wies mit 17,7 % Anteil der Bevölkerung ländlicher Dörfer an der 
Gesamtbevölkerung im Jahre 1969 die geringste ländliche Prägung auf. 
 
Aus der Übersicht ist ein leichter Rückgang in diesem Zeitraum in allen Bevölkerungs-
kategorien und des ländlichen Raumes zu ersehen.  
 
Gemessen am Anteil der Anzahl der Gemeinden im ländlichen Raum der gesamten DDR 
mit 87,8 % zu Beginn der zweiten Hälfte der zweiten Entwicklungsetappe im Jahre 1965, 
wiesen die drei sächsischen Bezirke mit 82,8 % eine etwas geringere ländliche Prägung 
auf. Dabei nahm der ausgesprochen industriell strukturierte Bezirk Karl-Marx-Stadt mit 
nur 72,7 % seiner Gemeinden im ländlichen Raum eine Sonderstellung ein, da in diesen 
Dörfern und Gemeinden mit einer wesentlich geringeren agrarischen Prägung als in den 
Gemeinden der zwei anderen sächsischen Bezirke gerechnet werden muss. 
 
Hinsichtlich der Wohnbevölkerung im ländlichen Raum lagen ähnliche Relationen vor. 
 
Für die Gesamtheit der Bezirke der DDR und das Jahr 1965 registrierte die Staatliche Zent-
ralverwaltung für Statistik (StZVfSt) der DDR einen Anteil der Wohnbevölkerung des 
ländlichen Raumes an der Gesamtbevölkerung von 27 %. Demgegenüber betrug der Anteil 
der Bevölkerung im ländlichen Raum der drei sächsischen Bezirke zusammen lediglich   
21 %. Auch hierbei nahm der Industriebezirk Karl-Marx-Stadt wieder eine Sonderstellung 
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ein, indem lediglich 17,3 % der Wohnbevölkerung auf den ländlichen Raum entfielen. Die 
teilweise geringere agrarische Prägung dieser Ortschaften ist, wie bereits erwähnt, auch bei 
den Bevölkerungszahlen in Betracht zu ziehen. 
 
Die Aussagen zu Gemeinden und Bevölkerung im ländlichen Raum sind insoweit unter 
Vorbehalt zu sehen, da es in allen sächsischen Kreis- und Bezirksstädten innerhalb ihrer 
politischen und Gemarkungsgrenzen LPG gab, deren Beschäftigte und Mitglieder nicht im 
ländlichen Raum, sondern in Ballungs- und Verdichtungsräumen lebten. 
 
Aussagefähiger sind deshalb die Angaben aus nachstehender Übersicht, die das Verhältnis 
von Beschäftigten in den LPG (Sp. 4) zur Wohnbevölkerung von Gemeinden des länd-
lichen Raumes der Bezirke (Sp. 2) wiedergeben. Aber auch hier sind Arbeitskräfte der 
LPG in Verdichtungsgebieten bzw. in Städten nicht berücksichtigt. 
 
Tabelle 1: Gemeinden und Wohnbevölkerung im ländlichen Raum, Mitte der sechziger 
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 1 2 3 4 5 
1. Gemeinden  
DDR   9.164 8.049 87,8 . . 
dar. sächsische Bezirke 2.117 1.740 88,2 . . 
dav. Bez. Dresden 806 694 86,1 . . 
dav. Bez. Leipzig 612 537 87,8 . . 
dav. Bez. Karl-Marx-Stadt 699 509 72,8 . . 
2. Wohnbevölkerung 
DDR 17.011.900 4.609.700 27,0 910.043 19,7 
dar. sächsische Bezirke 5.486.000 1.150.000 21,0 188.258 16,4 
dav. Bez. Dresden 1.884.300 465.300 24,7 70.669 15,2 
dav. Bez. Leipzig 1.511.500 323.500 21,4 57.908 17,9 
dav. Bez. Karl-Marx-Stadt 2.090.200 361.200 17,3 59.681 16,5 
 
Vor der Gründung von LPG prägte die bäuerliche Bevölkerung die soziale, kulturelle und 
bevölkerungspolitische Situation im Dorf. Bereits seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges, 
jedoch spätestens nach der totalen Kollektivierung, unterlagen die sächsischen Dörfer vor 
allem hinsichtlich der Sozialstruktur der Bevölkerung einer beträchtlichen Veränderung. 
Der grundlegende agrarstrukturelle Umbruch in den Jahren nach 1952 brachte den Men-
schen in den „vollgenossenschaftlichen“ Dörfern, sowohl den Beschäftigten in den LPG 
als auch den Einwohnern, einen totalen Wandel des ursprünglichen Zustandes. 
 
Nicht nur angesiedelte Heimatvertriebene, sondern auch geflüchtete ehemals ansässige 
Bauern ergaben eine Veränderung der Bevölkerungszusammensetzung. Auch die im Zuge 
des zunehmenden Ausbaues der LPG staatlich gelenkten Zuwanderungsaktionen (FDJ, 
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Industriearbeiter, MTS-Beschäftigte, „Kader-Delegierung“) führten zu einer Etablierung 
neuer Bevölkerungsschichten. Mitte der sechziger Jahre (1964) wiesen die drei sächsischen 
Bezirke 1.740 Gemeinden in den Größengruppen < 2.000 Einwohner auf. Da diese Grö-
ßengruppen dem ländlichen Raum zuzuordnen sind, auch wenn nicht alle dieser Gemein-
den agrarisch geprägt waren, können sie in die Betrachtung der sozialen und kulturellen 
Veränderungen einbezogen werden. 
 
Die Voraussetzung für den Erfolg landwirtschaftlicher Tätigkeit des Menschen werden in 
erster Linie von Boden, Klima und naturräumlicher Gliederung der Nutzungsareale gebil-
det. Die sächsischen Bezirke verfügen über günstige natürliche Standorteinheiten des Ack-
erlandes.  
 
Die folgende Übersicht stellt die Verteilung der vorkommenden Bodenarten in den drei 
sächsischen Bezirken im Vergleich zur gesamten DDR und einem ausgesprochen agrarisch 
geprägten Bezirk im Norden der DDR dar. (Angaben in Prozent der Ackerfläche des Be-
zirkes.2 
 
 D 1 - D 6 Al 1 - Al 3    Lö 1 - Lö 6        V 1 - V 9 3 
Dresden 29,3 - 58,2 12,5
Leipzig 24,7 5,1 69,6 0,6
Karl-Marx-Stadt - - 31,7 68,3
Schwerin 98,8 1,8 - -



























Abb. 3 Die Verteilung der Bodenarten innerhalb der landwirtschaftlichen Vergleichsgebiete Sachsens 
Quelle: GEMDAT Natürliche Standorteinheiten im Freistaat Sachsen, GIS und Kartographie: Fachbereich Ländlicher Raum, 
Betriebswirtschaft und Landtechnik der LfL 
 
 
Die geografische Gliederung Sachsens erlaubt Hinweise auf die Voraussetzungen, welche 





Sachsen hat Anteil an drei bedeutenden europäischen Naturregionen:  
• Nordsachsen gehört zum europäischen Tieflandbereich (Nordsächsisches Flachland). 
• Der mittlere Teil Sachsens ist Bestandteil des Lößgürtels (Sächsische Gefildezone 
oder Sächsisches Hügelland). 






















Abb. 4  Die Bodenregionen und -landschaften Sachsens 
Quelle: Sächsisches Landesamt für Umwelt und Geologie  
 
Das Relief ist eine entscheidende Produktionsvoraussetzung, insbesondere für die moderne 
Landwirtschaft, welche Traktorengängigkeit erfordert. Hangneigung spielt eine wesentli-
che Rolle beim Einsatz von mobiler Landtechnik, der Kulturartenverteilung und dem Was-






   < 6 
  2 
7-10 
    3 
11-15 
    4 
16-20 
    5 
21-25 
     6 
> 26 
Bez. Dresden 62,8 21,0 10,2 4,3 1,0 0,7 
Bez. Leipzig 81,9 11,5   4,8 1,4 0,4 - 
Bez. Karl-Marx-Stadt 
/Chemnitz 30,2 32,3 27,2 7,9 2,1 0,3 
(Vgl. Pkt. 6.2, Anlagen, Übersichtsplan „Die Höhenstufen in Sachsen“) 
 
Klimatisch gehört Sachsen der gemäßigten Westwindzone an. Die einzelnen Klima-
elemente in ihrer regionalen Differenziertheit gliedern Sachsen in mehrere Teile, vom Tief-
land über das Hügelland bis zu den Mittelgebirgen. Von West nach Ost nimmt der konti-
nentale Charakter zu.  
 
An den Luvseiten der Mittelgebirge kommt es zu stärkeren Niederschlägen, in den Leela-
gen ist der Klimacharakter mehr kontinental. In den Hügel- und Bergländern treten die 
maritimen Eigenschaften stärker hervor.5 
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x -Höhe über  
   NN in m 
x -verfügbare  
Feldarbeitstage 
x -Jahresnieder- 
schlag in mm 
x -Jahres- 
temperatur °C 
I 134 209 628 8,3 
II 264 161 763 7,4 
III 199 176 668 8,0 
IV 418 147 798 6,4 
V 621 131 942 5,5 
 
Zu den klimatisch günstigsten und wärmsten Gebieten Sachsens gehören das Elbtal und die 
Leipziger Tieflandsbucht. Andererseits rechnet man die Höhenlagen des Erzgebirges, Lau-




Abb. 5 Klimazonen in Sachsen 
Quelle: Autorenkollektiv: Die landwirtschaftlichen Vergleichsgebiete im Freistaat Sachsen, LfL, FB Ländlicher Raum, Betriebs- 
wirtschaft und Landtechnik, Böhlitz-Ehrenberg 1999, S. 6 
 
Da die drei sächsischen Bezirke hinsichtlich ihrer natürlichen Bedingungen für die Land-
wirtschaft ein heterogenes Gebiet darstellen, erweist sich die Beurteilung der Erfolgsaus-
sichten der Agrarproduktion, gleich in welcher Betriebsform, als nur eingeschränkt aussa-
gefähig. Neben den subjektiven, politisch vorgegebenen Rahmenbedingungen sind vor 
allem die objektiven, naturgegebenen Produktionsbedingungen entscheidend. Aus diesem 
Grunde kann, um Letztere hervorzuheben, nicht auf die Einordnung der sächsischen     
Agrargebiete in Gebietsstrukturen, d. h. die 12 Vergleichsgebiete, bei der Behandlung der 












I. feucht-mildes Hügelland 
II. Trocken- und Randgebiete 
III. Übergansgebiet von Hügelland zu den Vorge-
birgslagen bis zu den mittleren Berglagen der 
Mittelgebirge 



























Abb. 6 Die Lage der drei ehemaligen sächsischen Bezirke innerhalb der 12 Vergleichsgebiete Sachsens  
Quelle: Autorenkollektiv: Die landwirtschaftlichen Vergleichsgebiete im Freistaat Sachsen, LfL, FB Ländlicher Raum, 
Betriebswirtschaft und Landtechnik, Böhlitz-Ehrenberg 1999, „Gebietsstrukturen in Sachsen“, S. 17 
 
Erläuterung der Vergleichsgebiete 
 
1 Lausitzer Heide und Teichgebiete 
leichte bis mittlere Böden (D1 … D5) 
kontinentales Klima mit mittleren Jahrestemperaturen territorial zwischen 8,3° und   
9,0° C Niederschläge territorial zwischen 600 und 700 mm 
natürlicher Grünlandanteil 19,3 % 
126,6 Tha = 11 % der LN (der Vergleichsgebiete) 
überwiegend ebene Flächen mit geringer Ertragsfähigkeit und hoher Anteil an Forsten, 
Braunkohlevorkommen. 
 
2 Oberlausitzer Platte, Zittauer Becken, Oberlausitzer Bergland 
mittlere Böden (D4/5 … 6 und V5/7) 
Mitteldeutsches Berg- und Hügellandklima mit mittleren Jahrestemperaturen zwischen 
7° und 8,6° C. 
Niederschläge territorial zwischen 665 mm und 700 mm, in Extremlagen 950 mm–
1.000 mm 
natürlicher Grünlandanteil 14,3 % 
142,3 Tha = 13 % der LN 
gute bis mittlere landwirtschaftlich nutzbare, überwiegend mäßig geneigte Flächen mit 
breitem Anbau- und Viehhaltungsspektrum, ausgeprägte Agrarlandschaft mit geringe-
rem Waldanteil, gute natürliche Voraussetzungen für mittlere bis hohe Erträge. 
 
3 Elbsandsteingebirge und Zittauer Gebirge 
mittlere Böden (Lö 3 … Lö 6 und V7/8) 
kontinental beeinflusstes Klima mit mittleren Jahrestemperaturen 7,5°–8,0°C Nieder-
schläge territorial zwischen 650 mm und 700 mm, in Extremlagen bis zu 1.000 mm 
natürlicher Grünlandanteil 20,9 % 
38,4 Tha = 3 % der LN 
teilweise stärkere Hanglage, geringe Bodenqualitäten, Nutzung als Ackerland zu 65 % 






4 Nördliche Erzgebirgsabdachung (Ost- und Mittleres Erzgebirge) 
Verwitterungsböden (V7/8) bei stark hängigen Geländeformen 
z. T. kontinentaler Einfluss, Mittelgebirgsklima mit starken kleinräumigen Differen-
zierungen 
Niederschläge bis zu maximal 1.000 mm 
natürlicher Grünlandanteil 16,8 % 
86,3 Tha = 8 % der LN 
nur bedingt geeignet für den Anbau anspruchsvoller Fruchtarten, nach Westen zu-
nehmender Grünlandanteil mit guten Bedingungen für Viehhaltung. 
 
5 Erzgebirgskamm (Westerzgebirge) 
flachgründige, z. T. steinige Verwitterungsböden (V 9) 
ungünstige klimatische Bedingungen mit maritimem Einfluss, die ackerbauliche Nut-
zung einschränken 
Niederschläge bis zu 1000 mm 
natürlicher Grünlandanteil 30,7 % 
73 Tha = 7 % der LN 
niedriges bis mittleres Ertragsniveau bei ausgewählten Fruchtarten, hoher 
Grünlandanteil erlaubt hohen Viehbesatz (Rinder). 
 
6 Zwickauer - Chemnitzer Hügelland/Erzgebirgsbecken 
z. T. schwere Verwitterungsböden (V2 … V6, V9) 
Mitteldeutsches Berg- und Hügellandklima mit mittleren Jahrestemperaturen zwischen 
7,6° und 8,3° C 
Niederschläge zwischen 690 mm und 750 mm 
natürlicher Grünlandanteil 13,7 % 
ca. 53 Tha = 12 % der LN 
im Nordteil günstige klimatische Verhältnisse mit Bodenwertzahlen von 36–50, die 
mittlere bis hohe Erträge in der Pflanzenproduktion zulassen. 
 
6a Elsterbergland (Sächsisches Vogtland) 
Verwitterungsböden mäßiger bis mittlerer Güte in unteren und mittelhohen Berglagen 
Niederschläge zwischen 640 mm und 750 mm 
natürlicher Grünlandanteil 24 % (typischer Dauergrünlandstandort) 
129 Tha = 12 % der LN 
Verwitterungsböden mäßiger bis mittlerer Güte haben in Abhängigkeit von Nieder-
schlägen z. T. eine überdurchschnittliche Ertragsfähigkeit. Bessere Standorte erreichen 
Ackerzahlen bis zu 50 und lassen mittlere bis gute Erträge erwarten. Das Gebiet weist 
traditionell überdurchschnittlichen Rinderbesatz auf. 
 
7 Mittelsächsisches Hügelland (Mulde-Lößhügelland) 
mittlere Böden (Lö 4 … Lö 6) auf flachwelligem Geländeprofil 
klimatische Bedingungen werden vom Erzgebirge bestimmt 
mittlere Jahrestemperaturen zwischen 7,8° und 8,3° C 
Niederschläge zwischen 700 mm und 800 mm 
natürlicher Grünlandanteil 13,7 % 
94 Tha = 9 % der LN 
LN wird durch einen hohen Anteil Ackerland mit sehr großen Schlägen bestimmt, 
hochertragsfähige Böden, die alle in Sachsen anzubauende Kulturarten zulassen. 
 
8 Mittelsächsische Platte 
mittlere bis beste Böden (D5 und Lö3 … Lö6) auf z. T. stark geneigten Flächen  
mittlere Jahrestemperaturen territorial zwischen 8,3 ° und 8,5 °C 
Niederschläge zwischen 590 mm und 700 mm 
natürlicher Grünlandanteil 10,3 % 
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196 Tha = 18 % der LN 
intensive ackerbauliche Nutzung, „Kornkammer Sachsens“, neben traditionell intensi-
ver ackerbaulicher Nutzung Anbau von Gemüse und Obst (nördlichstes geschlossenes 
Weinanbaugebiet Europas). „Lommatzscher Pflege“ zählt neben „Thüringer Becken“ 
und „Magdeburger Börde“ zu den besten Agrarzonen der ehemaligen DDR. Möglich 
sind Spitzenerträge bei Getreide und Zuckerrüben. Das Ertragsniveau insgesamt liegt 
mittel bis hoch, der Viehbesatz unter dem Landesdurchschnitt. 
 
9 Leipziger Tieflandsbucht 
mittlere bis beste Böden (D4 … D6 und Lö1 … Lö5) 
vom mitteldeutschen Trockenklima beeinflusste Ebene mit durchschnittlichen Jahres-
niederschlägen von 500 mm – > 650 mm, von Nordwest nach Südost zunehmend natür-
licher Grünlandanteil 8 % 
136,4 Tha = 12 % der LN 
gute bis sehr gute natürliche Standorteigenschaften, die eine überdurchschnittliche Er-
tragsfähigkeit weithin ausgeräumter Ackerflächen ergeben. Die Böden lassen gute bis 
sehr gute Zuckerrübenerträge zu. Trotz geringerem Grünlandanteil ist ein hoher Vieh-
besatz möglich. 
 
10 Dübener-Dahlener Heide 
leichte Diluvialböden (D2 … D4) 
Einfluss des mitteldeutschen Trockenklimas mit mittleren Jahrestemperaturen von  
8,0°–9,0° C 
Niederschläge territorial von < 550 mm – 650 mm 
natürlicher Grünlandanteil 16,3 % 
55,9 Tha = 5 % der LN 
teilweise sind die Böden nur bedingt geeignet für Ackernutzung. Auf den vielen Tro-
ckenstandorten ist zusätzliche Bewässerung notwendig, um die starken Ertrags-
schwankungen auszugleichen und nur ein durchschnittliches Ertragsniveau zu er-
reichen. 
 
11 Sächsische Elbtalniederung 
z. T. schwere Alluvialböden (AL 3) 
niederschlagsarmes Regenschattengebiet mit mittleren Jahrestemperaturen bei 9° C 
und mittleren Niederschlägen von 500 mm – 550 mm 
natürlicher Grünlandanteil 18,3 % 
17,3 Tha = 2 % der LN 
traditionelles Agrargebiet, in dem Ackerbau und Viehwirtschaft eine große Rolle spiel-
te. Die schweren Böden sind grundwassernah bis vernässt und nährstoffreich, bringen 
aber nur ein mittleres Ertragsniveau bei ausgewählten Fruchtarten hervor.  
 
Die landwirtschaftliche Nutzfläche der sächsischen Bezirke unterlag durch Braunkohle-
vorkommen und Industriebedarf einem ständigen Rückgang.9 
 
Mit der Kolonisierung der sächsischen Gebiete im 12. Jahrhundert und der Urbarmachung 
der Böden setzte in allen Siedlungsarealen ein reger Ackerbau ein. Aufgrund der natürli-
chen Standortbedingungen führte das auf ca. 30 %–40 % der Nutzflächen, vor allem im 
Sächsischen Lößgebiet, zu gutem nachhaltigen wirtschaftlichen Erfolg, wie er sich auch im 
Siedlungsbild des Wirtschaftsgebietes 2 widerspiegelt. In den anderen beiden Wirtschafts-






























Abb. 7 Die drei sächsischen Regierungsbezirke und die Wirtschaftsgebiete in Sachsen  
Quelle: Autorenkollektiv: Die landwirtschaftlichen Vergleichsgebiete im Freistaat Sachsen, LfL, FB Ländlicher Raum, 
Betriebswirtschaft und Landtechnik. Böhlitz-Ehrenberg 1999, „Gebietsstrukturen in Sachsen“, S. 17 
 
Das Wirtschaftsgebiet 2 „Sächsisches Lößgebiet“ mit Anteilen aus den Vergleichsgebieten 
2, 7, 8, 9 und 11 sowie Randgebiete bietet die Gewähr für mittlere bis hohe Erträge in der 
Feldwirtschaft, welche auch die Grundlage für eine stabile und qualitativ gute Viehwirt-
schaft bilden (vgl. Pkt. 6.2, Anlagen, Pläne, „Anteil der LN an der Territorialfläche der 
Gemeinden“). In den Wirtschaftsgebieten 1 und 3 ist die Produktvielfalt eingeschränkt, 
und es können lediglich niedere bis mittlere Erträge erreicht werden. Die drei sächsischen 
Bezirke unterscheiden sich grundsätzlich von den drei nördlichen Bezirken mit ihren eher 
homogenen Voraussetzungen für eine landwirtschaftliche Erzeugung. 
 
- Definition des Untersuchungsgegenstandes 
Die LPG wurden unter dem Begriff „sozialistischer Landwirtschaftsbetriebe“ subsu-
miert. Deshalb erscheint es angebracht, der Definition der LPG eine zeitgenössische 
wissenschaftliche Definition des sozialistischen Landwirtschaftsbetriebes voranzustel-
len. 
Klose vermerkt 1966 dazu: 
„Der sozialistische Landwirtschaftsbetrieb ist eine selbstständig planende, abrechnende 
und bilanzierende sowie mit Rechten und Pflichten einer juristischen Person ausgestat-
tete Einheit der sozialistischen Produktion, in der eine Gruppe von Menschen von einer 
nach einheitlichen ökonomischen, juristischen und ethischen Grundsätzen arbeitenden 
Leitung geführt wird. Ihr Zweck ist die auf planmäßiger Grundlage vorgenommene 
Kombination von menschlicher Arbeit und in gesellschaftlichem Eigentum befindlicher 
Produktionsmittel zur Herstellung energiereicher Substanz, durch Einsatz von Pflanzen 
und Tieren mit dem Ziel, die Befriedigung des volkswirtschaftlichen und ein stetig stei-
gendes Bruttoeinkommen zu erreichen.“10 
 
Zu beachten ist dabei, dass die Erwähnung juristischer Grundsätze sich in der LPG-
Definition wiederfindet. 
 
Da die aus den drei Umgestaltungsphasen hervorgegangenen LPG den Hauptteil der so-
zialistischen Landwirtschaftsbetriebe bildete und die Bezeichnung LPG sich im Weite-
ren in den nachfolgenden Texten wiederfindet, bedarf die Analyse der zweiten Etappe 
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der LPG-Entwicklung der zu jener Zeit offiziell gebrauchten Begriffsbestimmung. 
Demnach seien LPG ihrem Wesen nach: 
„Einheiten der sozialistischen gesellschaftlichen Produktion, in denen eine sinnvoll mit 
Produktionsmitteln, die ganz oder überwiegend sozialistisches Eigentum sind, ausge-
stattete Gruppen von Menschen zur planmäßigen Produktion von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen zusammenwirkt.“11 
 
Eine wahrscheinlich 1988 entstandene Erklärung des LPG-Begriffes war mit nach-
stehender Formulierung in der Agrarhistorischen Sammlung der agra Markkleeberg bei 
Leipzig zu finden: 
„Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften sind juristisch selbstständige land-
wirtschaftliche Betriebe auf genossenschaftlicher Grundlage, die durch freiwilligen Zu-
sammenschluss von werktätigen Bauern, Bäuerinnen und Landarbeitern entstehen. Die 
LPG führen ihre Tätigkeit in voller Selbstständigkeit auf der Grundlage ihrer beschlos-
senen Statuten durch. Der Boden wird durch die Mitglieder zur gesellschaftlichen Nut-
zung eingebracht, bleibt aber persönliches Eigentum der Bauern.“12 
 
Nicht zuletzt wurden in der Verfassung der DDR die LPG als ausdrücklicher Bestand-
teil verankert. Diese Definition lautete: 
„Die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften sind die freiwilligen Vereini-
gungen der Bauern zur gemeinsam sozialistischen Produktion, zur ständig besseren Be-
friedigung ihrer materiellen und kulturellen Bedürfnisse und zur Versorgung des Volkes 
und der Volkswirtschaft. Sie gestalten auf der Grundlage der Gesetze eigenverantwort-
lich ihre Arbeits- und Lebensbedingungen.“ 13 
 
Aufgrund der Rekonstruktion und Analyse der LPG-Entwicklung anhand vorliegender 
Studie ist davon auszugehen, dass die LPG ihrem Wesen nach und formal juristisch ge-
sehen keine Genossenschaften im Sinne des deutschen Genossenschaftsgesetzes14 ge-
wesen sind. Hinsichtlich ihrer Rechtsstellung können die LPG der DDR als juristische 
Personen des Privatrechts definiert werden. Demnach wären sie aber den juristischen 
Personen, die nach der Umwandlung der LPG im Zuge der staatlichen Einheit nach 
1990 entstanden sind, gleichzusetzen. Die LPG standen jedoch, abweichend vom Ge-
nossenschaftsgesetz15, unter Aufsicht und Weisungsbefugnis staatlicher Organe, mit der 
Verpflichtung, ihre Erzeugnisse an den Staat bzw. staatliche Betriebe abzuliefern, wobei 
sie dem zentralistischen planwirtschaftlichen und parteipolitischen Diktat ausgeliefert 
waren, d. h., sie besaßen nicht die o. g. volle Selbstständigkeit, wie es sich in der Praxis 
zeigte und wie sie die äußere Einwirkung durch die SED verhindern konnte. Die 
Rechtsgrundlage für die LPG der DDR, nicht ohne Grund seinerzeit auch sozialistische 
Genossenschaften genannt, bestand im Gegensatz zu den „echten“ Genossenschaften im 
LPG-Gesetz vom 03.06.1959. Demnach ist bei der weiteren rückschauenden Betrach-
tung von zwei unterschiedlichen Rechtssubjekten auszugehen. 
 
Fußnoten Pkt. 3 
 
1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S.10. Übersicht über Gebiet und Bevölkerung,. Anhand dieser 
wurde die Berechnung der Anteile Sp. 5 vorgenommen. Als Gemeinden des ländlichen Raumes sind 
solche mit < 2.000 Einwohnern anzunehmen.  
 
2 Schilling, D./Bannroth, H./Schlicht, H.: Natürliche Standorteinheiten der ... Müncheberg 1965, S. 40  
und 41. 
 
3 Bodenkundliche Einteilung nach Entstehungsart der Böden in Diluvial-, Alluvial-, Löß- und Verwitte-   
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rungsböden. Zur besseren Vergleichbarkeit der sächsischen Verhältnisse wurden der Nord-Bezirk 
Schwerin und der Durchschnitt der DDR den sächsischen Bezirken gegenübergestellt. 
 
4 LfL, FB Ländlicher Raum, Betriebswirtschaft und Landtechnik, Böhlitz-Ehrenberg: Die landwirtschaft-
lichen Vergleichsgebiete ... Dresden 1999, S. 7 und 8. 
 
5 Ebenda, S. 6 und 7. Ebenso Grundmann, L. u. a.: Sachsen – Kleine Landeskunde. Braunschweig 1993, 
S. 24 und 25. 
 
6 Ebenda, S. 13. 
 
7 Die Gliederung erfolgte nach Wettbewerbsfähigkeit der landwirtschaftlichen Unternehmen für die För-
derpolitik der Bundesrepublik. 
 
8 LfL, FB Ländlicher Raum, Betriebswirtschaft und Landtechnik, Böhlitz-Ehrenberg: Die landwirtschaft-
lichen Vergleichsgebiete ... Dresden 1999, Beschreibung der Vergleichsgebiete, S. 14–62. Die Eintei-
lung in Vergleichsgebiete wurde von der Sächsischen Landesanstalt für Landwirtschaft, Fachbereich 
Ländlicher Raum, Betriebswirtschaft und Landtechnik, Böhlitz-Ehrenberg in den Jahren von 1991–1999 
erarbeitet. Darüber hinaus gibt es weitere Einteilungen in fünf Agrarstrukturgebiete und drei Wirt-
schaftsgebiete. Letztere sind nicht für landwirtschaftliche Vergleiche der Jahre vor 1991 anwendbar, da 
hierbei moderne wettbewerbsfähige Betriebsformen zugrunde gelegt worden sind. Dennoch geht die 
Einteilung Sachsens in Gebietsstrukturen auf ältere Daten wie die der Reichsbodenschätzung von 1936 
und der Erfassung klimatologischer Werte für das Gebiet der DDR von 1901–1950 und 1951–1980 zu-
rück. 
 Es ist fachlich nicht unzulässig, die politischen Grenzen der drei sächsischen Bezirke in Übereinstim-
mung mit den Gebietsstrukturen Sachsens der Jahre nach 1991 zu bringen, da die Flächendifferenzen 
nicht die Aussage über die Standortbedingungen verändern, zumal die Fläche der drei Bezirke kleiner ist 
als die Fläche des heutigen Freistaates Sachsen. 
 Die Übersichtskarte Abb. 6 weist 9 Vergleichsgebiete aus, wobei Gebiet 6 aus zwei Teilgebieten besteht 
und die Sächsische Elbtalniederung als Vergleichsgebiet 11 ab S. 14 der Quelle beschrieben wird. 
 
9 Die Gesamt-LN Sachsens betrug 1992 nur noch 1.095,2 Tha und 1997 908,3 Tha. Im Untersuchungs-
zeitraum spielte der Braunkohletagebau in den nordsächsischen Gebieten, außer dem Südraum von 
Leipzig, noch keine bedeutende Rolle. 
 
10 Klose, M.: Thesen zum Vortrag ... Gundorf 1966, unpag. Begriff und Gliederung des sozialistischen 
Landwirtschaftsbetriebes. Pkt. 6 Definition sozialistischer Landwirtschaftsbetrieb. In: Wissenschaftliche 
Arbeiten der DAL zu Berlin, Institut für landwirtschaftliche Betriebs- und Arbeitsökonomie Gundorf. 
 Lhg. 193/ 30/ 66-25-B. 
 
11 Rosenkranz, O./Klose, M.: Ökonomik der sozialistischen ... In: Lehrbriefe Hochschulstudium der Land-
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3.1 Zweite Etappe der LPG-Entwicklung, 1960 bis 1969 
 
Während dieses Zeitabschnittes verlief die Entwicklung der LPG unter „vollgenossen-
schaftlichen“ Bedingungen abermals, wie bei der ersten Etappe des sozialistischen Umge-
staltungsprozesses, auf sozialistische Weise in drei Phasen.  
 
Diese drei Phasen sind deutlich voneinander abgrenzbar und jeweils durch besondere poli-
tische Ereignisse bzw. zentralistische Entscheidungen der SED-Agrarpolitik hervor-
gerufen bzw. wieder abgelöst worden.  
 
Die erste, eine Konsolidierungs-Phase, im Sprachgebrauch während der DDR-Zeit Festi-
gungsperiode genannt, umfasste die Strukturierung und Organisation von landwirtschaftli-
chen Großbetrieben, die aus den insgesamt drei Kollektivierungswellen der Jahre       
1952–1960 hervorgegangen waren. Während dieser Konsolidierung musste der Betriebsab-
lauf der neuen LPG in Gang gesetzt und eine den sozialistischen Normen und der Partei-
vorgaben entsprechende Betriebswirtschaft aufgebaut werden. Hierbei versuchten die LPG, 
sowohl weiterhin bestehenden persönlichen materiellen Interessen beim Einkommenser-
werb der Beschäftigten und ehemaligen Bauern als auch den Anforderungen des Staates, 
dem die Sicherung der Volksernährung als Pflichtaufgabe oblag, zu entsprechen. 
 
Die zweite Phase ist, ohne dass die erste Phase damit abgeschlossen worden wäre, zeitlich 
auf die Jahre 1964–1966 einzugrenzen. Die krisenhafte Entwicklung der Volkswirtschaft 
der DDR erforderte ein neues politisches und wirtschaftliches Denken, mit dem Ziel, die 
Talfahrt der Volkswirtschaft aufzuhalten, die Effektivität wirtschaftlicher Prozesse zu er-
höhen und Versorgungskontinuität zu erreichen. Diese zweite Phase wurde durch das neue 
ökonomische System der Planung und Leitung der Volkswirtschaft (NÖSPL) ausgelöst. 
Innerhalb dieses Zeitraumes setzten ökonomische Regelungen des Staates ein betriebswirt-
schaftliches Denken in den durch die Kollektivierung entstandenen LPG in Bewegung. Um 
in wirtschaftlicher Schieflage arbeitenden LPG zur Existenzsicherung von Betrieb und 
Personal zu verhelfen, mussten Fehler in der Betriebswirtschaft beseitigt und ökonomische 
Überlegungen innerhalb der LPG entwickelt werden. Mit dem staatlichen Umschwenken 
zur Spezialisierung und Konzentration von einzelnen Produktionszweigen der LPG ent-
standen „zwischengenossenschaftliche“ Betriebsformen, die mancherorts ökonomische 
und juristische Selbstständigkeit erreichten. Damit gelang es bereits 1964, bestimmte, nicht 
typisch landwirtschaftliche Zweige aus den LPG zu verlagern, was auch bis zum Ende der 
DDR anhielt, wobei aber spezielle Produktionszweige unter staatlichen Einfluss gerieten.  
 
Neben den beginnenden zwischenbetrieblichen Beziehungen der LPG entwickelten sich 
gleichzeitig sogenannte innerbetriebliche Beziehungen, die eine höhere Effizienz der Er-
zeugung in der Feld- und Viehwirtschaft hervorbringen sollten. Ausgehend von staatlich 
gelenkten Initiativen, die von der LPG Neuholland im brandenburgischen Kreis Oranien-
burg ausgingen, übernahmen viele der größeren LPG des Typs III ein System, welches das 
ökonomische Denken bis hinunter zu den Produktionsbrigaden verbreiten sollte. 
 
Die dritte Phase der seit 1960 „vollgenossenschaftlichen“ Etappe der LPG-Entwicklung 
entwickelte sich aus diesen Organisationsformen ab 1966/67. Hierbei entstanden Betriebs-
formen, unter staatlichem Einfluss politisch und finanziell gefördert, welche gemeinhin, 
jedoch nicht präzise ausgedrückt, als Kooperationen bezeichnet wurden. Dass es innerhalb 
der Kooperation zu differenzieren gilt, beschreiben die nachfolgenden Kapitel. Mit dem 
Herausarbeiten der Unterschiede in der Kooperation soll gleichzeitig zum Erkenntnis-
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gewinn für die Agrarentwicklung in den sächsischen Bezirken beigetragen werden. Die 
zwischen 1966 und 1969 entstandenen Kooperationsgemeinschaften (KOG) und koopera-
tiven Einrichtungen, im Text als frühe Kooperation bezeichnet, waren nahezu ausschließ-
lich ökonomisch und juristisch noch keine selbstständige Einheiten. Sie verteilten das Be-
triebsergebnis am Jahresende an die beteiligten ökonomisch und juristisch selbstständigen 
LPG je nach ihrem Anteil. Sie besaßen weder eigene materielle und finanzielle Fonds noch 
eigene Arbeitskräfte und Gewinnzentralisierung. Die Arbeit der kooperierenden Partner 
basierte in den Jahren 1966/67–1969/70, mit gewissen Einschränkungen, auf dem Freiwil-
ligkeitsprinzip und diente der höheren Auslastung von Wirtschaftsgütern der LPG. Das 
Ziel der Kooperation bestand in der Erwirtschaftung von Gewinn, jedoch nur zur Weiter-
leitung an jeden Partnerbetrieb. 
 
Mit Beginn der dritten Phase zeigten sich beim NÖSPL erste Zerfallserscheinungen. Die 
Umbenennung in NÖS leitete eine Abkehr vom ehedem vorgesehenen Reformkurs ein, da 
das sozialistische Wirtschaftssystem zu einer solchen Reform objektiv nicht fähig war. 
 
3.1.1 Erste Phase der kollektivwirtschaftlichen Entwicklung, 1960 bis 1964 
 
Die Anfangsjahre der Arbeit der LPG unter den Bedingungen der „Vollkollektivierung“ 
der Dörfer wurden von der agraren Geschichtsschreibung der DDR als Festigungsphase 
bezeichnet. Es ging hierbei vorerst um die betrieblich-organisatorische Konsolidierung der 
zumeist schwachen LPG.  
 
Die Arbeit der Menschen unter kollektivwirtschaftlichen Bedingungen gestaltete sich in 
den Anfangsjahren schwierig. Am Ende des Jahres 1960 gab es bis auf Reste keinen priva-
ten Bauernstand mehr. Vor allem sahen sich die ab 1959 beigetretenen Bauern, hierbei 
besonders ehemalige Großbauern, ihrem Wesen nicht angepassten Arbeitsbedingungen 
gegenübergestellt.  
 
Die Konsolidierung bezog sich in erster Linie auf die Ausformung eines funktionsfähigen 
landwirtschaftlichen Großbetriebes, der aus einem Konglomerat von vielen ehemaligen 
einzelbäuerlichen Betriebe hervorgegangen war. Dazu gehörten 
- Aufbau einer dem neuen Betrieb angepassten Organisationsstruktur mit Arbeitsgruppen 
und Brigaden, 
- Einordnung der Neben- und Hilfsproduktionszweige in die LPG, 
- Aufbau einer Verwaltungs- und Buchhaltungsstruktur, 
- Schlagzusammenlegung, 
- Personalauswahl und 
- Lösung von Verteilungsproblemen der gemeinsamen Arbeit. 
 
Alles sollte demokratischen Prinzipien entsprechen, was mit „innergenossenschaftlicher 
Demokratie“ umschrieben wurde. 
 
Im Gegensatz zu den meisten VEB waren die LPG von der Kreisverwaltung angeleitete 
Betriebe, unterlagen jedoch als „sozialistische Genossenschaften“ nicht unmittelbar der 
Weisungsbefugnis des Rat des Kreises. Wohl aber erhielten die LPG staatliche Planauf-
lagen, die Gesetzescharakter trugen. 
 
Erst in zweiter Linie konnten die LPG zu einer Konsolidierung in wirtschaftlicher Hinsicht 
übergehen. Schwächen der Rentabilität wurden offenkundig bei der Verteilung des Rein-
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einkommens und bei der Kreditaufnahme bzw. -rückzahlung an die Bauernbank. Die meis-
ten LPG waren nicht rentabel. Auch fehlte es in den meisten Betrieben aller Typen an ei-
nem qualifizierten Buchhaltungssystem. 
 
3.1.1.1 Abschluss der Kollektivierung, 1960 bis 1961 
 
In dem Maße wie der zeitliche Abstand zu den Ereignissen der LPG-Bildung und insbe-
sondere zum „sozialistischen Frühling“ des Jahres 1960 wächst, verliert sich bei den Men-
schen, auch den Betroffenen, die Realität bei der Einschätzung der Prozesse der „sozialisti-
schen Umgestaltung der Landwirtschaft“. Unter dem aktuellen Eindruck der Ereignisse ab 
Jahresbeginn 1960, dem Vorabend des „sozialistischen Frühlings“ im April 1960, bestand 
bei den Menschen im Land kein Zweifel, dass es sich bei der LPG-Bildung weitestgehend 
um eine Zwangskollektivierung, ähnlich der auch in Russland stattgefundenen, gehandelt 
hat. Nach 1990 wurde der zwanghafte Charakter der Kollektivierung in einigen Bevölke-
rungsgruppen, auch von Agrarhistorikern, in Frage gestellt. Derartige Meinungen werden 
von Aussagen betroffener Landwirte genährt, die einige Jahre nach dem LPG-Beitritt zu-
gaben, dass sie Mitte oder Ende der sechziger Jahre ihren Betrieb nicht mehr hätten weiter-
führen können und wollen. Ausschlaggebend für solche Aussagen waren fehlende Hof-
nachfolge, Alter oder nachlassende Gesundheit. Dass die Hofnachfolge z. T. nicht mehr 
gegeben war, ist aber wiederum der Umwandlung der von den Vorfahren übernommenen 
Betriebe in Kollektivwirtschaften anzulasten. In dieser Betriebsform sahen viele Hofnach-
folger für sich keine Perspektive, auch wenn sie sich aufgrund ihrer Herkunft der Land-
wirtschaft verbunden fühlten. Vor allem trifft dies auf die Gruppe der Großbauern zu, die 
ihre Betriebe durchaus bis zur Hofübergabe hätten weiterführen können.  
 
Dass die Umwandlung des Großteils der einzelbäuerlichen Landwirtschaft in LPG am En-
de der ersten Etappe der LPG-Entwicklung, d. h. während der letzten Phase der Bildung 
von LPG 1959/1960, größtenteils unter staatlichem Druck und Nötigung stattfand, lassen 
sehr eindrucksvoll Akten des ehemaligen MfS erkennen. Akten der Kreisdienststellen do-
kumentieren das Vorgehen von Werbertrupps, Patenbrigaden, Bürgermeistern, Volkspoli-



















Abb. 8 Dieses und ähnliche Flugblätter verteilten die Agitatoren der Na-
tionalen Front, genannt „Rote Brigaden“, an die Bauern, die der 
LPG noch nicht beigetreten waren. Gleichzeitig wurde dokumen-
tiert, wie viel ha LN durch den Zugang weiterer Bauern als „ge-
nossenschaftliche landwirtschaftliche Fläche“ betrachtet wurde. 
Quelle: Kreisarchiv Freiberg. Unsigniert, Ortschroniken K 24–26, Groß-





Die Akten der MfS-Dienststellen aller Leitungsebenen können generell als die aussagefä-
higsten Quellen zu diesem Thema gelten, da das MfS bereits 1960 eine derartige Macht-
stellung eingenommen hatte, dass die SED, Volkskammer oder die staatliche Leitung des-
sen Tätigkeit zu kritisieren oder gar zu kontrollieren nicht gewagt hatten. Das MfS konnte 
deshalb ungehindert die Zustände bei der LPG-Bildung und der sich anschließenden Ent-
wicklung beschreiben sowie Berichte an die übergeordneten Dienststellen weiterleiten. Das 
MfS war auch deshalb bestens informiert, da es schon Ende der fünfziger Jahre über Ge-
heime Hauptinformanten (GHI) in den MTS-Bereichen der Kreise verfügte und mittels 
verstärkter Werbung von Geheiminformanten (GI) ein Netz von ca. 6 GI/1 GHI je MTS- 
Bereich aufbaute. Zum Beispiel sollten lt. Arbeitsplan vom 30.12.1961 für das I. Quartal 
1962 der Kreisdienststelle (KD) Döbeln1 die Bildung und Erweiterung von GHI-Netzen 
sowie die Qualifizierung der GHI in den Mittelpunkt deren operativer Arbeit gestellt wer-
den. Im MTS-Bereich Ostrau, Kr. Döbeln, fehlte es noch an GI, später IM genannt. Die 
LPG „Erich Weinert“, Typ III, Schrebitz war, wie es hieß, noch „ungenügend inoffiziell 
abgesichert“. Dafür sollte bis zum 25.01.1962 eine geeignete Person als IM angeworben 
werden. Gleiches galt für die LPG Typ I in Noschkowitz, OT Kattwitz, wo „Zersetzungs-
erscheinungen zum operativen Schwerpunkt“ erklärt wurden. In der LPG „Heimaterde“, 
Typ III, Zschepplitz, sollten die ehemaligen Großbauern durch Werbung eines geeigneten 
IM „bearbeitet und abgesichert“ werden. Bis zum 15.03.1962 war gefordert, in den LPG 
„Bundschuh“, Typ III in Lüttewitz-Kleinmockritz und „Rotes Banner“, Typ III in Pulsitz 
IM aus dem Leitungskollektiv anzuwerben.2 
 
Diese Aufzählung ließe sich weiter fortsetzen, auch für andere Kreise und MTS-Bereiche 
in allen Bezirken der DDR. Es liegt also auf der Hand, dass als Brigadeleiter und Vor-
standsmitglieder tätige Informanten dem MfS konkrete Berichte zukommen lassen konn-
ten. Auf diese Weise ergibt sich über MfS-Berichte eine wahrhafte Tatsachenbe-
schreibung, nicht nur über das gesamte Entwicklungsgeschehen in den LPG während der 
Festigungsperiode, sondern auch von Arbeitsmoral, Futterschwierigkeiten, Einkommens-
verhältnissen, Tierverlusten und Bevölkerungsschichten im ländlichen Raum bis zur Auf-
lösung der LPG 1989/90. Dessen ungeachtet handelt es sich hierbei vielfach nicht um ob-
jektive Darstellungen von Sachverhalten. Beispielweise wurden die außergewöhnlich ho-
hen Tierverluste in den Jahren 1960–1963 dem subjektiven Versagen von Verantwortli-
chen oder der nicht definierten „Feindtätigkeit“ zugeschrieben. Es erfolgte keine klare und 
offene Ansprache der Ursachen für die Zustände, wie sie durch den plötzlichen und allum-
fassenden Umwandlungsprozess der Jahre 1959/1960 eingetreten waren, sondern lediglich 
die Fakten, jedoch ohne dass sie verschwiegen worden waren. Verschleierung von Tatsa-
chen war hingegen bei Berichten staatlicher Behörden festzustellen. In die Studie sind die 
Ergebnisse der Sichtung von Unterlagen aus drei Leitungsebenen des MfS in die Themen 
gemäß Gliederung eingebaut. Anhand derer kann die LPG-Entwicklung analysiert werden.  
 
Mit dem „sozialistischen Frühling auf dem Lande“ bezeichnete die DDR-Agrarpolitik die 
Frühlingswochen des Jahres 1960 bis zur Volkskammererklärung am 25.04.1960. Während 
dieser Plenartagung erklärte Walter Ulbricht, dass die Kollektivierung der Landwirtschaft 
nunmehr abgeschlossen sei.3 Täglich gingen bei der Presse Meldungen über LPG-
Gründungen aus den Bezirken ein. In der Sächsischen Zeitung (SZ) vom 11.04.1960 er-
schien z. B. die Erfolgsmeldung: „Am Wochenende entschieden sich auch die Bauern der 
Kreise Bautzen, Löbau, Großenhain, Dresden-Stadt und Dresden-Land sowie Kamenz für 





Die SZ vom 25.04.1960 kündigte an: „Heute beginnt die 11. Tagung der Volkskammer, 
auf der der Erste Sekretär des ZK der SED und Erste Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates, Walter Ulbricht, die Erklärung der Regierung der DDR über die Ent-
wicklung der LPG abgeben wird.“ 
 
Die SZ vom 27.04.1960 veröffentlichte den Beschluss der Volkskammer zur Regierungs-
erklärung vom 25.04.1960. Er gab bekannt: „Die Volkskammer der DDR bestätigt auf- 
grund des Gesetzes über die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften vom 
03.06.1959 den vollständigen Übergang der Bauern zur genossenschaftlichen Arbeit in 
landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften.“ Diesen Beschluss zeichneten alle Frak-
tionen der Volkskammer (SED, LDPD, CDU, NDPD, DBD, FDGB, FDJ, DFB, Kultur-
bund und VdgB) mit. Damit hatte der „sozialistische Frühling auf dem Lande“ seinen Ab-
schluss gefunden. Bis auf wenige Ausnahmen war die Bauernschaft in den sächsischen 
Bezirken kollektiviert worden. 
 
Am 25.04.1960 gab die SZ bekannt, dass die LPG „Am Friedewald“, Kr. Dresden-Land, 
sich eine Planübererfüllung von 15 t Milch und 10.000 Stück Eiern zu Ehren der Volks-
kammertagung und als Dank an „unseren Arbeiter- und Bauernstaat, dem wir volles Ver-
trauen schenken“, vorgenommen habe. Auch LPG aus Förstgen und Kunnersdorf, Kr. Gör-
litz-Land, meldeten sich mit Verpflichtungen über die Presse. Der Viehzüchter Paul Hahn 
aus der LPG „Fortschritt“, Typ III, Schmölln, Kr. Bischofswerda, bot an, zusätzlich 32 t 
Milch über den Plan durch bessere Wartung der Kühe zu liefern. Die SZ zitierte den Ge-
nossenschaftsbauern Franz Müller, der in der Vollendung der Kollektivierung gar die 
„Antwort auf die unverschämte Hetze der Bonner Politiker“ sah. 
 
In der SZ vom 27.04.1960 waren ebenfalls, wie am 11.04.1960, viele Beifallsbekundungen 
aus dem Bezirk Dresden zu lesen. Der Vorsitzende der LPG „Einheit“, Typ III, Sönitz, Kr. 
Meißen, meldete, dass ab sofort seine LPG 11 Tage Urlaub mit Bezahlung nach dem Jah-
resdurchschnitt und bis zu sechs Wochen Lohnausgleich im Falle von Krankheit eines Be-
schäftigten gewähren werde. 
 
Die letzte Kollektivierungswelle war im Wesentlichen mit der Deklaration und der Ausru-
fung des letzten „vollgenossenschaftlichen Dorfes“ der DDR im Bezirk Karl-Marx-Stadt 
am 14. April abgeschlossen. Die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften be-
schritten von nun an die zweite Etappe ihrer Entwicklung, die knapp zehn Jahre gedauert 
hatte. Danach begann deren dritte Entwicklungsetappe, die die LPG und ihre Mitglieder 
sowie Beschäftigte in völlig veränderte Betriebsformen überführen sollte. In den letzten 
drei bis vier Monaten vor dem Abschluss der „Vollkollektivierung“ waren die Bauern, 
welche noch keiner LPG freiwillig beigetreten waren, einem überaus hohen staatlichen 
Werbedruck ausgesetzt, dem sie bis zum April 1960 nicht mehr in der Lage waren, stand-
zuhalten. Der Unterschrift eines Ehepaares zum LPG-Beitritt gingen oft schwere, z. T. tät-
liche Auseinandersetzungen mit Vertretern der staatlichen Behörden, Partei, Polizei sowie 
den Werbertrupps aus den Städten und volkseigenen Betrieben voraus. Das MfS schaltete 
sich ebenfalls in die sozialistische Umgestaltung ein.  
 
Am 06.04.1960 wurden z. B. im Kreis Döbeln 120 LPG Typ I, 3 LPG Typ II und 42 LPG 
Typ III gezählt. Dessen ungeachtet waren in 12 Gemeinden noch keine LPG gegründet 
worden. Lt. damaliger Statistik waren in diesem Kreis bis zum 31.03.1960 noch 73 Einzel-
bauern verblieben. Die MTS-Bereiche, wo das passierte, wurden vom MfS „operativ bear-
beitet“, wobei das GHI-Netz durch Neuwerbung von GI erweitert wurde.4  
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In Malitzsch, Kr. Döbeln, fanden bei der nicht freiwilligen LPG-Gründung Auseinander-
setzungen statt, in deren Verlauf die Bauernversammlung aufgelöst werden musste. Als 
Ursache gab die Berichterstattung des MfS an, dass die „Brigaden“, d. h. die Werbertrupps, 
den Bauern keine Auskünfte über das LPG-Modell geben konnten, was sehr oft vorkam. 
Dennoch wollte der Leiter der Abteilung Landwirtschaft des RdK den Misserfolg der Ver-
anstaltung den Bauern unterschieben. Auch dieses Beispiel besagt, dass es mit der Freiwil-
ligkeit nicht weit her war. Die Verletzung des Freiwilligkeitsprinzips war dem MfS aufge-
fallen und wird vor allem aus dessen Berichterstattungen ersichtlich, da es das MfS auf-
grund seiner Unantastbarkeit im DDR-Staat sich leisten konnte, ungeschönte Berichte in-
nerhalb der Melde- und Berichtshierarchie weiterzugeben. Von fachlichem Unverstand der 
Berichterstatter zeugt andererseits die Feststellung, dass das Maisprogramm vernach-
lässigt worden wäre, da lediglich sechs Gemeinden bis zum 06.04.1960 die staatliche Vor-
gabe von 11 % Mais in der Anbauplanung eingehalten und 80 Gemeinden dies noch gar 
nicht getan hätten. Nach dem strengen Winter des Jahres 1960 konnten aber bis zu diesem 
Zeitpunkt noch keine Maisflächen bestellt worden sein. Die Probleme, die zum Zeitpunkt 
des Abschlusses der sozialistischen Umgestaltung in der DDR bestanden, werden anhand 
einer „Anlage zum Protokoll der Kollegiumssitzung des MfS am 15.03.1960“ in Berlin 
offenbar.5  
 
Das MfS nahm sich konsequent der Liquidierung des Einzelbauernstandes an. Es findet 
sich die Feststellung, dass die sozialistische Umgestaltung alle „Linien“ (Organisations-
einheiten) des MfS betrifft und „kein Organ der DDR hat solche Möglichkeiten, um die 
Partei zu unterstützen, ihr zu helfen und Hinweise zu geben, wo mit welchen Methoden 
angepackt werden muss.“ Das MfS überzog das gesamte Land im Laufe der Zeit mit einem 
flächendeckenden Informationsnetz. Gleichzeitig stellte sich das MfS damit quasi über die 
SED und deren Führungsanspruch. 
 
Als vordringlichste Arbeit wurde in jener Zeit vonseiten der Partei und aller Staatsorgane 
die „Lösung des Widerspruchs“ zwischen dem Stand der Entwicklung der Industrie (die 
schon volkseigen geworden war) und dem der Landwirtschaft (die noch weitgehend über 
private Wirtschaftsformen verfügte) angesehen. Als Hemmnis in der Entwicklung bzw. 
Umgestaltung der Landwirtschaft trat nach Meinung des MfS bisher der Staatsapparat auf, 
der den einzelbäuerlichen Sektor begünstigt hatte und „dadurch die Einzelbauern ungesetz-
liche Vorteile erlangten“. Hier zeigen sich deutlich das Misstrauen und die Geringschä-
tzung des MfS gegenüber den staatlichen Behörden, mit Staatsapparat als Sammelbegriff 
bezeichnet. Mit einer gewissen Selbstgefälligkeit stellte das MfS fest, dass die Strategie 
des MfS, starke, einflussreiche Einzelbauern zum Eintritt in die LPG zu veranlassen, rich-
tig wäre. Damit wird im Prinzip der Beweis geliefert, dass der LPG-Beitritt, vor allem der 
wirtschaftlich starken Groß- und Mittelbauern, nicht freiwillig, war, sondern unter Zwang, 
durch die Staatsmacht ausgeübt, vor sich ging. Von den Vorteilen der sozialistischen Ein-
vernahme ihrer Betriebe waren Großbauern neben vielen anderen Vertretern der verschie-
denen bäuerlichen Schichten nicht überzeugt.6 Die Beispiele des Vorgehens gegen Bauern, 
die nicht freiwillig der LPG beitreten wollten, legen die MfS-Akten offen. 
 
Aus dem Kreis Pirna, Bez. Dresden, wird von den „Cottaer Ereignissen“ berichtet.7 In 
Börnersdorf traf sich in Abständen eine Gruppe Bauern aus Cotta, Börnersdorf, Langen-
hennersdorf und Umgebung, welche den „Sattelberg-Verein“ gründeten. Dieser Verein 
diente der gemeinsamen Interessenvertretung von Bauern, die sich nicht in Kollektivwirt-
schaften einordnen lassen und auch dazu andere Bauern vom LPG-Beitritt abhalten woll-
ten. Nachdem die Bauern im Frühjahr 1960 eine Woche lang vom MfS in der Bezirks-
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dienststelle Dresden inhaftiert worden waren, mussten sie wieder freigelassen werden, da 
ihnen kein Straftatbestand nachgewiesen werden konnte. Ihre Entlassung erfolgte hingegen 
mit der Auflage zum LPG-Beitritt. In vielen sächsischen Orten gab es derartige Verhaftun-
gen und Entlassungen unter der Bedingung des LPG-Betritts.8 Der Bericht zu den Cottaer 
Vorgängen aus der MfS-Chronik zum 30. Jahrestag der Gründung des MfS, KD Pirna, 
vom 08.02.1980 beschreibt diese Aktion: „So wurden Kräfte der KD Pirna und der BV 
Dresden zusammengefasst, um eines schönen Morgens in aller Frühe fast alle Bauern der 
Gemeinde Cotta festzunehmen und nach Dresden zu bringen. Nach Abschluss dieser er-
folgreichen Aktion wurde Cotta vollgenossenschaftliches Dorf und die dortigen verbliebe-
nen Landwirte in der Folgezeit sehr gute Genossenschaftsbauern.“  
 
Im Südraum Leipzig, im Kr. Borna, verweigerten sich in fünf Gemeinden verschiedene 
Einzelbauern Anfang April 1960 dem LPG-Eintritt mit der Begründung, dass ohnehin in 
nächster Zeit der Kohleabbau die Flächen entzöge. Außerdem habe der Staatsapparat die 
Rekultivierung von Abraumgebieten in der Vergangenheit vernachlässigt und nicht plan-
mäßig vorgesehen.9 In den meisten Kreisen Sachsens traten die Bauern im März/April be-
vorzugt den LPG Typ I bei. Im Kr. Borna, Bez. Leipzig, gab es 29 LPG Typ III und 105 
LPG Typ I, wovon der größte Teil in den letzten Wochen vor dem 25. April 1960 gegrün-
det worden war. Sie wählten den Typ I, damit ihnen nicht angelastet werden konnte, sich 
dem Entwicklungsprozess entziehen zu wollen.10 Es geschah nicht selten, dass die Bauern 
Anfang 1960 eilig einen Teil ihres Inventars veräußerten, z. B. an bereits bestehende LPG 
Typ I, und auch den Werbern gegenüber ihre Ablehnung der LPG unverhohlen bekunde-
ten. Viele gaben offen zu, dass ohnehin eine Veränderung der politischen Verhältnisse im 
Lande zu erwarten sei.11 Andere Bauern bewegten ihre Berufskollegen im Dorf zum Aus-
tritt aus der LPG. In der Gemeinde Pötzschau wurden 10 Personen aus drei LPG, die bei 
den „Brigaden“ zur LPG-Werbung von „SS-Methoden“ und „Genickschuß-Brigaden“ 
sprachen, vom MfS beobachtet.12 Schwerpunkte des Widerstandes in diesem Kreis bestan-
den in Hain, Bräunsdorf und Lobschütz. Dabei wurde ein ABV als nicht zuverlässig im 
Sinne der Staatsmacht, da er aufseiten der Bauern stand, festgestellt.13 In Elstertrebnitz 
legten Gegner der LPG Brände und brachten Schriften mit Protesten an. Einige LPG-
Gegner verteilten Flugblätter. 
 
Der Widerstand gegenüber der kollektiven Arbeit äußerte sich im Wesentlichen in folgen-
den Erscheinungen: 
- keine Durchführung von Gründungsversammlungen 
- Ablehnung des Statuts, der Betriebsordnung und der Bildung eines unteilbaren Fonds 
- private Weiterbewirtschaftung und Unterlassen von Flächenzusammenlegung 
- Belassen der Grenzsteine bzw. deren Vergraben 
- Fernbleiben von der kollektiven Arbeit 
- Verkürzung des Acht-Stunden-Tages 
- Urlaub während der Erntesaison und 
- Krankmeldungen14  
 
Nach den MfS-Beobachtungen und Berichten, die weitestgehend von den Zeitungsberich-
ten und offiziellen Verlautbarungen sowie der DDR-Literatur zu dieser Zeitspanne abwi-
chen, hatten in der DDR ca. 10.000 LPG keine SED-Parteigruppen. Es wurde jedoch auch 
eindeutig festgehalten, dass der Staatsapparat nach der Werbekampagne des „sozialisti-
schen Frühlings“ keine ordentliche Unterstützung den LPG gegeben, die Entwicklung dem 
Selbstlauf überlassen, die innergenossenschaftliche Demokratie verletzt habe und „durch 
administrative Maßnahmen schwerwiegende Fehler“ entstanden seien.15  
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Die Akten geben auch an, dass Ende Februar 1961 noch 17.000 Einzelbauern 74,9 Tha LN 
(= 1,2 % der LN der DDR) bewirtschafteten. Der ausgeprägte Hang der Bauernschaft zur 
privaten Bodennutzung spiegelt sich darin wider, dass noch 407,3 Tha LN (= 6,7 % der LN 
der DDR) in privaten Nebenwirtschaften bis 1 ha bewirtschaftet wurden. Die Spitze beim 
verbliebenen Einzelbauerntum hielt der Bezirk Schwerin in Mecklenburg mit 3.244 Bauern 
auf 16,1 Tha LN. Auch Sachsen gehörte zu den Tabellenspitzenreitern: 
Bezirk Karl-Marx-Stadt  1.748 Einzelbauern mit 7,7 Tha LN 
Bezirk Dresden  1.486 Einzelbauern mit 6,9 Tha LN 
Die Meldung ist insofern für die Betrachtung aus historischer Sicht wichtig, da die offiziel-
le Berichterstattung und Statistik diese Zahlen nie erwähnt hat.16 
 
Die Hauptargumente der Bauern, die sich nicht dem Werbedruck beugten, drückten sich 
wie folgt aus:  
- „Wir gehen erst in die LPG, wenn sie nachweisen, dass eine höhere Organisiertheit als 
im Einzelbetrieb gegeben ist“ und  
- „Wir wollen freie Bauern bleiben und werden auch als Einzelbauern nicht hinter dem 




Abb. 9 Gründerehepaar einer LPG Typ III im Kr. Freiberg, Bez. Karl–Marx-Stadt. Da sich die Frauen, vor allem der Klein- und 
Mittelbauern, von der Arbeit in der LPG Erleichterungen erhofften, fiel ihnen der LPG-Eintritt oft leichter als den 
Männern. 
Quelle: Archiv der Gemeinde Conradsdorf, Kr. Freiberg. 900/2, J1 VIII. 8 
 
Die unter staatlichem Druck beigetretenen Bauern litten seelisch, sofern sie sich in der La-
ge sahen, den Hof weiterführen zu können, in den Wochen des „sozialistischen Frühlings 
auf dem Lande“. So vermerkte ein Landwirt aus Kleinhartmannsdorf, Kr. Flöha, in seinen 
Tagebuchaufzeichnungen den 08.04.1960 als „schlimmsten Tag, da die Aufklärer wie tö-
richt von Bauer zu Bauer liefen“ und es „fast unerträglich“ gewesen sei. Er selbst konnte 
dem Werbedruck nicht mehr standhalten und erklärte am 09.04.1960 seinen Eintritt in die 
LPG. Nach den persönlichen Aufzeichnungen des Zeitzeugen hatte sich am Montag, dem 
11.04.1960 die LPG „Unsere Zukunft“ als Typ I im Gasthof Hofmann, Kleinhartmanns-





Abb. 10 Tagebucheintragung des Mittelbauern H. Tanneberger sen. im April 1960 zu den Ereignissen während des „sozialistischen 
Frühlings auf dem Lande“ im Kr. Flöha, Bez. Karl–Marx-Stadt  
Quelle: Sammlung H. Tanneberger jun., Augustusburg, Lkr. Mittelsachsen 
 
Es kam vor, dass Bauern dem Werbedruck nicht gewachsen waren und Selbstmord begin-
gen. Am 07.04.1960 hatte der Zeitzeuge an der Beerdigung eines Bauern aus Klein-
hartmannsdorf teilgenommen. Landwirt Fritz Franke hatte als Reaktion auf die staatliche 
Werbekampagne keinen Ausweg mehr gefunden und sich am 02.04.1960 das Leben ge-
nommen.19 Da der Westberliner Rundfunksender RIAS ständig über die Kollektivierung in 
der DDR berichtete, sah sich das MfS veranlasst, derartige Vorfälle zu dementieren und 
Selbstmorde von Bauern als Folgen von angeblich allseits bekannten Herzleiden der Be-





Abb. 11 Tagebucheintragung des Mittelbauern H. Tanneberger sen. im April 1960 zum Selbstmord des Landwirtes Fritz Franke, 
Kleinhartmannsdorf, Kr. Flöha, Bez. Karl–Marx-Stadt  
Quelle: Sammlung H. Tanneberger jun., Augustusburg, Lkr. Mittelsachsen 
 
Die Kollektivierung war ein Prozess der Auflösung der jahrhundertelang gewachsenen 
Strukturen und hatte tiefgreifende Auswirkungen auf die Familien. 
 
3.1.1.2 Politische Wertung der Ergebnisse des „sozialistischen Frühlings auf dem 
Lande“ durch die SED 
 
Partei und Staat werteten den Abschluss der Kollektivierung im April 1960 als großen Er-
folg, der die „Voraussetzung für die Erfüllung der ökonomischen Hauptaufgabe jetzt auch 
in der Landwirtschaft“ geschaffen habe.20 
 
Mit der Feststellung der Volkskammertagung vom 25.04.1960, „dass der freiwillige Zu-
sammenschluss aller Bauern in LPG den Interessen der Bauern und des ganzen Volkes 
entspricht, in völliger Übereinstimmung mit den gesellschaftlichen Entwicklungsgesetzen 
und den Beschlüssen der Volkskammer steht“, legten die Regierung und die legitimierte 
Volksvertretung der DDR ihr Bekenntnis zur Rechtmäßigkeit der Zwangskollektivierung 
ab. Von Legitimierung kann insofern gesprochen werden, da die Abgeordneten der Volks-
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kammer durch Wahlen und Mehrheiten von weit über 90 % vom Volk gewählt wurden. 
Wahlmanipulierungen fanden zwar teilweise statt, konnten aber nicht das Ergebnis auf      
> 97 % erhöhen. Damit kann von einer, wenn auch eingeschränkten, Mitverantwortung der 
gesamten Gesellschaft bei der letzten großen Kollektivierungswelle, die die Dörfer von 























Abb. 12 Brief des ZK der SED an die Bauern, die SED-Bezirksleitung und den Bezirksausschuss der Nationalen Front des 
demokratischen Deutschland Leipzig vom 12.4.1960 anlässlich der vollständigen Kollektivierung 
Quelle: Kreisarchiv Freiberg. Signatur 329 
 
Gleichermaßen kam in dem Offenen Brief des ZK der SED an alle Parteimitglieder in den 
örtlichen Organen der Staatsmacht über ihre Aufgaben bei der vollgenossenschaftlichen 
Arbeit vom 01.07.1960 die Verantwortung der Partei und die Selbstwürdigung der Wahr-
nehmung der führenden Rolle bei der Umgestaltung der Landwirtschaft zum Ausdruck. 
 
Als der VI. Parteitag der SED am 15.–21.01.1963 in Berlin abgehalten wurde, resümierte 
die SED zum „sozialistischen Frühling“, dass, wie es im Sprachgebrauch der Partei hieß, 
die Bauern in nur zehn Jahren unter Führung der Arbeiterklasse bei offener Grenze zum 
westdeutschen Imperialismus die größte revolutionäre Umwälzung auf dem Lande in der 
deutschen Geschichte vollzogen hätten und das bei steigender Brutto- und Markt-
produktion und obwohl zwischen 1952 und 1962 ein Flächenrückgang an LN, haupt-
sächlich durch Industrie und Bergbau, von 132.000 ha stattfand, 
- die Vervollgenossenschaftlichung ein Ergebnis der schöpferischen Anwendung des 
„Leninschen Genossenschaftsplanes“ sei, 
- die Bauern sich vom privaten Kleinproduzenten zu Mitgliedern genossenschaftlich-
sozialistischer Betriebe gewandelt hätten, 
- das schnelle Handeln der Arbeiterklasse und ihrer Partei im Frühjahr 1960 endgültig die 
Illusion der westdeutschen imperialistischen Kräfte, die Bauern der DDR politisch 




- der Beweis bestehe, dass dieser Weg (d. h. die sozialistische Umgestaltung, M.J.) nur 
im Bündnis mit der Arbeiterklasse und unter Führung ihrer revolutionären marxistisch–
leninistischen Partei erfolgreich beschritten werden könne, 
- die SED in diesem Prozess gelernt und bei der sozialistischen Umgestaltung seit 1952 
große Verdienste errungen habe, stets die Entwicklungsprobleme in den jeweiligen      
Etappen der Entwicklung rechtzeitig erkannt und die entsprechenden Verallgemeine-
rungen getroffen habe, 
- in Zusammenarbeit mit der Nationalen Front (der demokratischen Parteien und Mas-
senorganisationen, M. J.) und allen gesellschaftlichen Kräften der Prozess der sozialisti-
schen Umgestaltung der Landwirtschaft mit „verhältnismäßig geringen Reibungsverlus-
ten“ durchgeführt worden sei, 
- der SED das historische Verdienst zukomme, die Ideen von Marx und Engels in ihrem 
Heimatland durchgesetzt zu haben, einen bedeutenden Beitrag zur Lösung der nationa-
len Frage in Deutschland und im ökonomischen Wettbewerb mit dem Kapitalismus ge-
leistet zu haben und damit die marxistisch-leninistische Agrartheorie bereichere. 
 
Mit weiteren Feststellungen Gerhard Grünebergs von 1965 (Zitat):  
- „die von den Bäuerinnen und Bauern der DDR gewonnenen Erfahrungen  beweisen, 
dass die sozialistische Umwälzung auf dem Lande auch in einem Lande mit hochentwi-
ckelter Industrie und bereits intensiver Landwirtschaft der einzige Weg ist, um die 
Schranken der einzelbäuerlichen Produktion und Rückständigkeit des Dorfes zu über-
winden“ und 
- „der Aufbau rentabler landwirtschaftlicher Großbetriebe der objektiven Gesetz-
mäßigkeit der Konzentration in der Landwirtschaft entspricht, den Interessen der Bau-
ern dient und damit die Genossenschaftsbauern Beispielswirkung (auf West-
deutschland, M. J.) ausstrahlen“, 
gab die SED-Agrarpolitik sich und gegenüber der Bevölkerung eine Rechtfertigung über 
die Richtigkeit und Unfehlbarkeit ihres Handelns ab 
 
Mit dem Resümee des VI. Parteitages wurde deutlich, dass sich die SED in der „führen-
dern Rolle“ auch im Bereich der Landwirtschaft sah. Die Betriebsform der sozialistischen 
LPG galt der SED als der einzige Weg, die Agrarfrage in Deutschland lösen zu können. 
Nach dem „sozialistischen Frühling“ kristallisierte sich insbesondere die Landwirtschaft 
zum Experimentierfeld der SED heraus. Dies hielt bis Ende 1989 an, d. h. bis zur Selbst-
umwandlung der SED in eine andere sozialistische Partei.  
 
Anlässlich des Beitrittes aller Bauern eines Dorfes, das somit „vollgenossenschaftliches 
Dorf“ geworden war, erhielten zahlreiche Gemeindeverwaltungen von der Kreisdienst-
stelle der SED und dem Rat des Kreises sowie der Nationalen Front eine Urkunde mit den 














































Abb. 13 Beurkundung einer Gemeinde als „vollgenossenschaftliches Dorf“ durch die SED, den Rat des Kreises und die Nationale 
Front des demokratischen Deutschland im Kr. Freiberg während des „sozialistischen Frühlings“ 
Quelle: Kreisarchiv Freiberg. Signatur182 und 192. Akte Landwirtschaft. Krummenhennersdorf 
 
Die Wertung der Ergebnisse des „sozialistischen Frühlings“ durch die SED und die offizi-
ellen Bekanntmachungen offenbarten jedoch nicht die wahre Stimmung in den Dörfern. 
Deshalb werden im Weiteren im Gegensatz dazu verallgemeinernde Beobachtungen des 
MfS angeführt. Insbesondere geben das vorangegangene Kapitel 3.1.1.1 Abschluss der 
Vollkollektivierung und die unter Pkt. 3.1.1.4 aufgeführte Charakterisierungen der LPG 
zur Zeit des „sozialistischen Frühlings“ einen Einblick in die wirklichen Verhältnisse. Die 
danach folgenden Kapitel zur sogenannten Festigungsperiode zeigen, wie schwer es war, 
die aus der „sozialistischen Umgestaltungsperiode“ hervorgegangenen LPG zu modernen 
landwirtschaftlichen Großbetrieben zu entwickeln.  
 
Da die SED, die staatliche Leitung und vor allem das MfS immer den „Klassengegner“ 
und den „Feind“ als imaginären, vielseitig definier- und auslegbaren Grund für Schwierig-
keiten im Leben der DDR benutzten, unterließen es die damaligen Berichte und Bewertun-
gen des „sozialistischen Frühlings“ nicht, auf den „Gegner“ einzugehen.21 Als Positivum 
heben die Berichte hervor, dass „es dem Klassengegner nicht gelungen war, sofort negativ 
auf die Einzelbauern einzuwirken“. Aber in der nachfolgenden Periode (d. h. der „Festi-
gungsperiode“, M. J.) habe er versucht, durch Gerüchteverbreitung Unruhe und Unsicher-
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heit auf die in den LPG Tätigen zu übertragen sowie das Vertrauen zum Arbeiter- und 
Bauernstaat zu erschüttern. Dass ihm dies auch teilweise gelungen war, sollte sich nach 
den Berichten in der vielfach nicht stattgefundenen genossenschaftlichen Großproduktion 
in LPG Typ I gezeigt haben. In den Berichten ging man davon aus, dass sich der „Klassen-
gegner“ vor allem auf die LPG vom Typ I orientiere und als Auswirkung in sehr vielen 
Fällen eine abwartende Haltung in den LPG zu bemerken sei. Man hatte festgestellt, dass 
diese Bauern weiterhin die Flächen „individuell“ bewirtschafteten und „nur die Unter-
schrift zum Eintritt in die LPG gegeben haben, um Zeit zu gewinnen“. Sie spekulierten auf 
die Weiterführung ihrer einzelbäuerlichen Wirtschaft.22 
 
Die zitierte Berichterstattung bewertete das Geschehen in vielen Dörfern mit folgenden 
Informationen an die MfS-Zentrale, aber auch an die SED-Führung in Berlin, die besagten 
dass 
- in den Gemeinden, wo ehemalige Groß- und Mittelbauern, „Faschisten und andere ne-
gative Elemente“ konzentriert vorhanden seien, diese immer offener in Erscheinung trä-
ten, 
- sie sich aktiv der genossenschaftlichen Arbeit widersetzten, 
- sogar die Auflösung der LPG fordern und 
- sie versuchten, die „fortschrittlichen Genossenschaftsbauern“ zu diffamieren bzw. sie 
auf ihre Seite zu ziehen, um dadurch eine Zersetzung und Auflösung der LPG herbeizu-
führen. 
 
Dessen ungeachtet verbreitete die Agrarpropaganda in den Medien zweckoptimistische 
Veröffentlichungen, die den Eindruck erwecken sollten, dass der Eintritt in die LPG ein 
freudiges Familienereignis sei. 
 
Abb. 14 Gründung der LPG „Einigkeit“, Typ I, Dürrenuhlsdorf, Kr. Glauchau, Bez. Karl-Marx-Stadt, April 1960, Ehepaar Koltitz 
bei der Unterschrift des Antrages zur Aufnahme in die LPG (Originalbildtext fehlerhaft)  






Abb. 15 Walter Hermann, Ortsvorsitzender der VdgB, (mi.) nimmt die Glückwünsche des Vorsitzenden der DBD im Bezirk Karl-
Marx-Stadt, Rudi Werner (li.), zur Vollgenossenschaftlichkeit von Göritzhain, Kr. Rochlitz, entgegen 
Quelle: Die Enkel fechtens besser aus. Karl-Marx-Stadt 1982, S. 137 
 
3.1.1.3 LPG-Gründungen zur Zeit des Abschlusses der vollständigen Kollektivie-
rung, 1960 bis 1961 
 
Im Jahre 1960 traten in der DDR rund 500.000 „werktätige Einzelbauern“, wie sie ur-
sprünglich in einer für sie politisch günstigen liberalen Phase in den fünfziger Jahren ge-
nannt wurden, in die LPG ein.23 Rund 20.000 Bauern, die Zahlen liegen nach unter-
schiedlichen Quellenangaben zwischen 19.000 und 28.000, verweigerten diesen Schritt. 
Ein Großteil von ihnen trat bis 1961 aufgrund der Aussichtslosigkeit weiterer Ver-
weigerung in die LPG ein. Der verbliebene Rest wurde in den Folgejahren politisch und 
vor allem wirtschaftlich vom Staat ausgegrenzt. Die Zahl derer ist kaum feststellbar, da sie 
nicht von der Statistik erfasst wurden. Einzelfälle von Bauern lassen sich z. T. in Akten der 
Gemeindeverwaltungen nachweisen. Aus dem Bezirk Karl-Marx-Stadt ist eine Zahl von 
sieben Verweigerungen bekannt. Nach Zeitzeugenangaben finden sich diese in den südli-
chen Gegenden des Bezirkes, im Kreis Auerbach24. In Langhennersdorf, Kr. Freiberg, war 
nach dem „sozialistischen Frühling“ noch ein Einzelbauer mit 4,86 ha selbstständig geblie-
ben. Er trat aber 1961 der LPG „Einigkeit“ Typ I, die im Zuge der Werbeaktion 1960 ent-
standen war, bei. In Kleinbobritzsch, Kr. Brand-Erbisdorf, traten einzelne Bauern erst zu 
Anfang 1964 der örtlichen LPG bei.  
 
Ökonomischer Zwang, Nötigung und Willkür bei der Formierung der LPG waren üblich, 
aber nicht unbedingt die Regel. Zumindest ist ausgeübter Zwang auf die Bauern bei der 
Gründung anhand der Aktenlage schwer nachweisbar. Es sei denn, man legt die ausge-
werteten MfS-Akten und die Entgegnung des MfS auf Meldungen von westdeutschen 
Rundfunksendern so aus. Für alle drei Phasen der ersten Etappe der LPG-Bildung kann 
verallgemeinert werden, dass die Einzelbauern, die sich vor der LPG Typ III bewahren 
wollten, in den Typ I eintraten. Bis einschließlich 1960 gingen nur diejenigen in den Typ 
III, die ihre einzelbäuerliche Wirtschaft aus unterschiedlichen Gründen nicht weiter auf-
rechterhalten konnten. Dies konnten sein: 
- wirtschaftliche Misserfolge  
- keine Hofnachfolge (fehlende Kinder, Desinteresse der Hoferben) 
- körperliche Überforderung und Überalterung 
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Es gab auch Fälle, in welchen Bauern aus Überzeugung zur LPG gingen, wie das mit ei-
nem Beispiel aus dem Kreis Auerbach bewiesen wird. Hier konnte 1967 ein Einzelbauer 
aus Angst vor „westlichen Kriegstreibern“ zum Eintritt in Typ III „überzeugt“ werden.25 
Die Einsicht, dass ihnen als Einzelbauern im DDR-Staat und aufgrund des Trends zum 
Großbetrieb, wie er sich auch in Westdeutschland zeigte, nicht die Zukunft gehöre, war 
auch ein Beweggrund. 
 
Der 1960 durch die Werbertrupps über psychisch belastende Daueragitation ausgeübte 
Druck hatte in der Hauptsache das Ziel, lediglich eine Unterschrift zum LPG-Beitritt, 
gleich welchen Typs, zu erhalten. Die in vielen sächsischen Regionen zumeist unter dem 
Namen Rote Brigaden ausgesandten Werbertrupps begnügten sich bei ihrer Tätigkeit wäh-
rend des „sozialistischen Frühlings auf dem Lande“ in den Kreisen mit jedweder Erklärung 
der Bauern zur Aufgabe des Einzelbauerntums und zur prinzipiellen Bereitschaft für einen 
LPG-Eintritt.  
 
Es war für die Staatsmacht zunächst völlig belanglos, für welche LPG und welchen Verge-
sellschaftungsgrad die Unterschrift abgerungen worden war. Die Auftraggeber der Werbe-
reinsätze gaben sich deshalb auch mit der Beitrittserklärung und dem „persönlichen Bei-
trag für Frieden, Wohlstand und Glück des Volkes“ einer bäuerlichen Familie für eine LPG 
des Typs I, der „genossenschaftlichen“ Betriebsform, welcher noch der größte privatwirt-
schaftliches Handlungsspielraum zugesichert war, zufrieden. Die Hauptsache war die 
schnellstmögliche Abrechnung „vollgenossenschaftlicher“ Dörfer, Kreise und Bezirke.  
 
Dennoch, auch wenn der Erste Sekretär des ZK der SED persönlich vor stattfindenden  
Übertreibungen bei der Umwandlung der LPG des Typs I zum Typs III warnte, ließ die 
SED-Führung ihre Meinung zum Typ I als den „weniger fortschrittlichen“ und mit „indivi-
dualistischen Resten“ behafteten LPG-Typ unverhohlen erkennen. Als Ausdruck dessen 
kann z. B. der öffentliche verbale Angriff des damaligen Sekretärs für Landwirtschaft und 
KdPB des ZK der SED, Gerhard Grünberg, während des VII. Deutschen Bauernkongresses 
1962 gewertet werden.  
 
Obwohl im Falle des namentlich genannten ehemaligen Großbauern Georg Zschoorlig aus 
dem Kreis Kamenz, Bez. Dresden, nach im Jahre 1961/62 geltenden Rechtsnormen und 
dem LPG-Musterstatut keineswegs illegitime Handlungen vorlagen, hatte der hohe SED-
Funktionär vorgeschlagen, ihn in ein Arbeitslager einweisen zu lassen.26 Der juristischen 
Überprüfung, selbst unter den Bedingungen der „sozialistischen Demokratie“ und der 
Rechtspraxis der DDR, hätte ein solcher Akt nicht standhalten können. Anderenfalls wäre 
der Typ-I-Bauer auch tatsächlich vor ein Gericht gestellt worden. 
 
Es handelte sich hier eindeutig um eine Drohgebärde der SED gegenüber der ihr letzten 
Endes doch nicht so loyal erscheinenden Schicht der Groß- und Typ-I-Bauern. So ist es 
auch nicht verwunderlich, dass mancherorts Druck durch Mitarbeiter staatlicher Behörden 
in vorauseilendem Gehorsam auf LPG Typ I zur Umwandlung in den Typ III ausgeübt 
wurde. Dass die staatliche Leitung dabei eventuell ein sichereres, kontinuierlicheres und 
qualitativ höheres Marktaufkommen aufs Spiel setzte, hat sie billigend in Kauf genommen. 
Zu einer allgemeinen Erscheinung gehörten derartige Vorgänge in den drei sächsischen 
Bezirken nicht. Sie sollen aber nicht unerwähnt bleiben. Wie immer in allen Phasen der 
LPG-Entwicklung, und das gilt auch für sämtliche Kreise der DDR, hingen Form und Me-
thode bei der Ausübung hoheitlicher Tätigkeit von den Menschen in jeglichen Hierarchie-






Abb. 16 Auszug aus dem Schlusswort Gerhard Grünbergs zum VII. Deutschen Bauernkongress im März 1962 in Magdeburg: „Die 
Mehrung des genossenschaftlichen Eigentums - wichtige Voraussetzung für die Erhöhung der Produktion“  
Quelle: Überarbeitetes Protokoll VII. Deutscher Bauernkongress vom 09.–11.03. 1962 in Magdeburg. Berlin (Ost) 1962, S. 351 
und 352 
 
Dadurch bedingt kam es zu zeitlichen und regionalen Unterschieden bei der Verwirkli-
chung der an sich zentral gesteuerten Agrarpolitik. Der Ermessensspielraum von Mitarbei-
tern und Verantwortungsträgern war groß, wenn es um politische Auslegung ging. Es gab 
keine juristisch eindeutigen Regelungen infolge fehlenden Verwaltungsrechts in der DDR. 
Die SED maßte sich die Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben an, und staatliche Behörden 
arbeiteten nicht auf der Grundlage demokratischen Verwaltungshandelns, das von Anbe-
ginn an in der SBZ/DDR gar nicht erst zugelassen worden war. Die intensive Werbung für 
den LPG Typ III darf dabei nicht übersehen werden, da die SED-Agrarpolitik im Typ III 
die höchste und fortschrittlichste Form der „genossenschaftlichen Entwicklung“ sah. Im 
Jahre 1960 nahmen die „Republikfluchten“ zu, welche sich zur Jahresmitte 1961 steiger-
ten. Eine Statistik des Bezirkes Leipzig vermeldet vom 01.01.1961–31.05.1961 insgesamt 
6.284 geflüchtete Personen, davon 4.342 aus der Bezirkshauptstadt. Andererseits immi-
grierten in die DDR auch „Rückkehrer und Zuzügler“ aus Westdeutschland, Letztere zu    
27 % vorbestraft. Unter den Rückkehrern waren auch Bauern.27 Eine offizielle Umsiedlung 
nach Westdeutschland im Falle der fehlenden Bereitschaft, in die LPG einzutreten, ließ die 
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DDR nicht zu. Aufgrund fehlender Alternativen ist das Wort Zwangskollektivierung dem-
nach nicht unberechtigt.  
 
Im Monat April des Jahres 1960 trat die Masse der noch selbstständigen Bauern in die 
LPG ein. In den drei sächsischen Bezirken, vor allem in den südlichen Kreisen, traten die 
Bauern bevorzugt in die LPG des Typs I ein und mieden die LPG Typ III, sowohl als Neu-
gründung als auch als Eintritt in bestehende Typ III. Die LPG Typ-III-Gründungen gingen 
zumeist auf die Vorgängerphasen der LPG-Gründungen in den fünfziger Jahren zurück.  
 
Häufig bildeten die Bauern in einem Ort nicht nur eine LPG Typ I. In zahlreichen Dörfern 
existierten noch Mitte der sechziger Jahre neben einer größeren LPG Typ III bis zu fünf 
kleinere LPG Typ I, die aber bald zu größeren LPG Typ I verschmolzen, eine LPG Typ III 
bildeten oder dem Typ III beitraten. In Neukirch, Kr. Bischofswerda, Bez. Dresden, exis-
tierten 1960 neben einer LPG Typ III sieben LPG Typ I. 1961 hatten diese LPG des Typ I 
1.800 Einzelschläge mit einer Durchschnittsgröße von 0,26 ha in der Bewirtschaftung. 
1964 waren durch Schlagvergrößerung 160 Einzelschläge mit einer durchschnittlichen 
Schlaggröße von 2,90 ha entstanden. Diese LPG umfasste insgesamt 88 bäuerliche Betrie-
be.28 In Elstra -Talpenberg, Kr. Kamenz, Bez. Dresden, existierten noch 1963 neun LPG 
Typ I und zwei LPG Typ III. Die LPG Typ I bewirtschafteten hier eine kollektive Nutzflä-
che zwischen 22 und 200 ha.29  
 
Da in Sachsen ein starker Typ-I-Anteil vorherrschte, werden in vorliegender Studie im Pkt. 
3.2.2.1 die Entwicklungsmerkmale dieses LPG-Typs gesondert behandelt. Der Werdegang 
der LPG Typ I wird in vorliegender Studie anhand 12 verschiedener Lösungswege nach-
vollzogen, wobei innerhalb der sächsischen Bezirke regionale Unterschiede auftraten. 
 
Die Namensgebung in beiden LPG-Typen hing mit deren sozialer Zusammensetzung zu-
sammen. Die Typ-I-Bauern vermieden i. d. R., ihrer LPG, wenn sie schon eine solche zu 
bilden gezwungen waren, sozialistische Namen zu verleihen. Ein lebendiges Beispiel bot 
die sich 1965 während der Landwirtschaftsausstellung in Markkleeberg präsentierende 
LPG Typ I aus Mulda im Tal der Freiberger Mulde, Kr. Brand-Erbisdorf, Bez. Karl-Marx-
Stadt. Drei Familien bewirtschafteten hier ca. 55 ha LN in einer LPG, die sie „Deutsche 
Treue“ tauften. Im Frühjahr des Jahres 1960 sollte im Bezirk Leipzig, wie das MfS in ei-
nem Einsatzbericht schrieb, ein ehemaliger Einzelbauer, der sich anfangs gegen die Grün-
dung der örtlichen LPG stark aufgelehnt hatte, lt. Sprachgebrauch des MfS, „kontrolliert“ 
werden. Er hatte bei den Beratungen der Mitglieder der neuen LPG zur Namensgebung den 
Namen „Deutschland erwache“ vorgeschlagen.30 Es handelte sich hierbei keineswegs um 
eine Einzelerscheinung. Weitere Beispiele aus anderen Kreisen der sächsischen Bezirke 
sind in den Akten des MfS überliefert. Sie verdeutlichen die ablehnende Haltung der Bau-
ern gegenüber dem LPG-Modell und des gesellschaftlichen Systems der DDR überhaupt. 
Die vor April 1960 gegründeten LPG Typ III erhielten zumeist im Sinne der SED-Politik 
sozialistisch gefärbte „fortschrittliche“ Namen, die sie aufgrund von massiven Vorschlägen 
der SED-Kreisleitung annehmen mussten. Verdeutlicht wird diese Feststellung auch bei 
den LPG-Gründungen im Kreis Freiberg, Bez. Karl-Marx-Stadt. Gleiche Beobachtungen 
konnten auch in den anderen, vor allem südlichen Kreisen der drei sächsischen Bezirke, 
angestellt werden. Die vorwiegend im April gegründeten LPG Typ I weisen gegenüber den 





Nachfolgende Übersicht vermittelt einen Eindruck, unter welchem Namen sich LPG im 
Bezirk Karl-Marx-Stadt nach ihrer Gründung beim RdK registrieren ließen.31  
LPG Typ I LPG Typ III 
Ort Name Gründungsdatum Ort Name Gründungsdatum 
Kr. Freiberg 
Großschirma Heimatliebe 1.4.1960 Großschirma Albert Funk 19.5.1954 
Großschirma Traktor 1.4.1960    
Rothenfurth Muldental 22.3.1958    
Reichenbach Silberblick 4.4.1960 Reichenbach Pionier 29.10.55 
Naundorf Buchberg 14.4.1960 Naundorf Morgenrot 1.3.1955 
Naundorf Waldfrieden 14.4.1960    
Naundorf Bergfrieden 2.2.1962    
Hetzdorf Waldblick 9.4.1960    
Niederschöna Rodeland 1960 Niederschöna Otto Buchwitz 1.5.1956 
Niederschöna Agricola 9.4.1960    
Niederschöna Heideland 13.4.1960    
Niederschöna Drei Linden 1960    
Conradsdorf Rosental 6.4.1960 Conradsdorf Vorwärts 4.3.1953 
Conradsdorf Weltfrieden 7.4.1960    
Krummenhennersd. Grabentour 29.3.1960 Krummenhennersdorf Freundschaft 25.4.1955 
Kleinschirma Goldene Ähre 23.3.1960 Kleinschirma Neues Leben 7.7.1954 
Kleinschirma Neues Leben 1954    
Kleinschirma Glück Auf 29.3.1960    
Dittmannsdorf Gute Hoffnung 26.3.1960 Dittmannsdorf Einheit . 
Dittmannsdorf Einigkeit 26.3.1960    
Reinsberg Wiesengrund 23.3.1960 Reinsberg Junge Pioniere . 
Reinsberg Heimattreue 23.3.1960    
Neukirchen Saat und Ernte 21.3.1960 Neukirchen Ernst Thälmann 31.1.1953 
Oberbobritzsch Bergland 9.4.1960 Oberbobritzsch Rotes Banner 21.3.1956 
Oberbobritzsch   Oberbobritzsch Bobritzschtal 15.2.1963 
Weißenborn Weiße Taube 29.3.1961 Weißenborn Theodor Körner 6.2.1960 
Hilbersdorf Glück Auf 7.4.1960 Hilbersdorf Lenin 21.1.1953 
Bräunsdorf Wasserturm 14.4.1960    
Bieberstein Goldene Ähre 1.4.1960 Bieberstein Clara Zetkin 24.2.1958 
Burkersdorf Glück Auf 1.4.1960    
Hohentanne Grüne Tanne 21.3.1960    
Hirschfeld Zeitenwende 1960 Hirschfeld Neuer Weg 5.12.1957 
Hirschfeld Gute Hoffnung 1960    
Hirschfeld Schönes Dorf 5.4.1960    
Seifersdorf   Seifersdorf Aufbau 13.3.1955 
Freiberg Münzbachtal 1.4.1960    
Großvoigtsberg Zuchtgemeinschaft 11.4.1960 Großvoigtsberg Rosa Luxem- 1.4.1956 
Kleinwaltersdorf   Kleinwaltersdorf Fortschritt 5.3.1953 
Oberschöna- 7. Oktober 20.9.1958 Oberschöna- Zukunft 15.2.1954 
Wegefahrt Striegistal 9.4.1960    
Zug   Zug Glück Auf 1.1.1955 
Kr. Flöha 
Gahlenz Vergiß mein nicht 1960 Gahlenz Karl Marx 24.3.1953 
Gahlenz Unser Eigentum 1960    
Gahlenz Bergeshöhe 1960    
Breitenau Grüne Aue 1960 Breitenau LPG des Frie- 1960 
Langenau Striegisquelle 29.4.1960    
Eppendorf Neue Zeit 4/1958 Eppendorf Neue Zeit 1959 
Frankenstein Kameradschaft 4/1960 Frankenstein V. Parteitag 21.2.1958 
Hartha Der Scholle treu 4/1960    
Wingendorf Eintracht 1960    
Wingendorf Freier Bauer 1960    
 
Der Beitritt zur LPG wurde oft als ein persönlicher Beitrag für Frieden, Wohlstand und 
Glück des Volkes verbrämt, wie es das Beispiel aus Conradsdorf, Kr. Freiberg, Bez. Karl-
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Marx-Stadt, zeigt. Wer nicht bereit war, in die LPG einzutreten, konnte demnach damit 
rechnen, als in Gegnerschaft zum Frieden eingestuft zu werden. 
 
In einem diesbezüglichen Beitrag des Deutschen Landwirtschaftsmuseums Schloss Blan-
kenhain (Lkr. Zwickau) zu LPG-Namen im Kreis Perleberg wird die Namensverleihung 
von LPG in Mecklenburg-Vorpommern analysiert und klassifiziert.32 Von den 220 LPG 
dieses damaligen Kreises im Bezirk Schwerin wird dabei ein Trend abgeleitet, der von 
politisch betonten Namen zu politisch unverbindlichen Bezeichnungen, welche vielfach 
Heimatverbundenheit ausdrücken, führte. Dass dies zumindest für sächsische Verhältnisse 
nicht ganz zutrifft, beweisen Namensgebungen, die archivalisch z. B. im Kreis Döbeln, 
Bez. Leipzig, anzutreffen sind. Die „unpolitischen“ Namen zogen die LPG Typ I vor, und 
die politisch betonten wählten die LPG Typ III, unbeachtet der Gründung in den fünfzi-
ger Jahren oder während des „sozialistischen Frühlings". Einen Trend, der hinweg führ-
te von den politischen Namen, wie im o. g. Beitrag angeführt, kann für die sächsischen 
Bezirke nicht nachgewiesen werden. 
 
Kleine, nach 1961 z. T. nicht mehr existierende LPG des Typs I im Kreis Döbeln hießen    
z. B. „Bergfrieden“ Zschepplitz, „Heimaterde“ Zschepplitz, „Wiesengrund“ Gersdorf, 
„Friedenslinde“ Mannsdorf, „Goldene Ähre“ Rudelsdorf und „Striegistal“ Niederstriegis. 
Dagegen nannten sich LPG Typ III z. B. „Revolution“ in Zschepplitz oder „Max Reimann" 
in Sitten.33  
 
Der Versuch der Kategorisierung von LPG-Namen in den sächsischen Bezirken ergibt je-
doch Übereinstimmung mit dem o. g. Beispielskreis in Mecklenburg-Vorpommern34  
- eindeutig politische Namen, in der Regel nur vom Typ III gewählt, z. T. mit Huldigung 
der Sowjetunion, wie „Roter Stern“, „Junge Garde“, „Rotes Banner“, „Einheit“,         
„8. Mai“, „Hammer und Sichel“, „Freundschaft“, „Frieden“, „Komsomol“ 
- mehr oder weniger bekannte Persönlichkeiten aus Politik und Geschichte, wie „Otto 
Grotewohl", „Walter Ulbricht“, „Wilhelm Pieck“, „Edwin Hoernle“, „Thomas     
Müntzer“, „Friedrich Engels“, „Karl Marx“, „Ernst Thälmann“, „Lenin“, „Florian 
Geyer“, „Georgi Dimitroff', „Lilo Hermann“, „Käte Niederkirchner“ 
- Schlagworte zur Charakterisierung der neuen sozialistischen Zeit, wie „Vorwärts“, 
„Aufbau“, „Neue Zeit“, „Neues Deutschland“, „Neuer Weg“, „Vereinte Kraft“, 
„Fortschritt“, „Frohe Zukunft“, „Sieg des Sozialismus“, „7. Oktober“, „Pionier“, 
„Friedenswacht“, Bezug auf Parteitage und Bauernkongresse  
- Namen mit Bezug auf die engere Heimat, bevorzugt vom Typ I gewählt, wie„Glück 
auf“, „Heimaterde“, „Freie Scholle“  
- sowie weitere, wie sie in vorstehender Übersicht aufgeführt sind und sich auch für alle 
anderen sächsischen Regionen nachweisen lassen. 
 
Auf eine Analyse der Verteilung dieser Gruppen und ihrer Häufigkeit in den sächsischen 
Regionen musste in dieser Arbeit verzichtet werden, da sie über deren Rahmen hinaus-
gehen würde. Die Namensverleihung an LPG und Betriebe als historische Tatsache soll 
jedoch nicht unerwähnt bleiben, da sie die politische und moralische Situation der Men-
schen während der Zeit der LPG-Gründungen nachempfinden lässt. 
 
Eine innere Beziehung entfalteten die Beschäftigten zum Namen ihrer LPG nicht und nah-
men ihn mehr im Unterbewusstsein wahr. Sie empfanden die Namen auch nicht als Ver-
pflichtung zu besonderen Leistungen, wie das von den politischen Ebenen aus angestrebt 
war. Dass aber die Angehörigen der drei bäuerlichen Schichten nicht den Versuch 
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unternahmen, die politischen Namen abzuändern, darf als Zeichen einer gewissen Re-
signation bzw. Gleichgültigkeit angesehen werden. Auf diese Art und Weise blieben die 
LPG-Namen bis zur Zeitspanne der Auflösung der Eigenständigkeit der LPG, die von der 
Kooperationsbewegung bis zum Ende der DDR währte, erhalten. Die Namensverleihung 
hielt nur bis zur Bildung von KAP an, bei manchen LPG maximal zehn Jahre. Kooperati-
ve Betriebe oder später die LPG der Pflanzen- und Tierproduktion firmierten nicht mehr 
unter derartigen Namen.  
 
Die Namensverleihung an Betriebe bzw. LPG darf als ein Beispiel für die Nachahmung 
sowjetischer Vorbilder durch die SED-Agrarpolitik in der DDR angesehen werden. In den 
kollektivierten Agrarbetrieben der Ostblockländer, vor allem der UdSSR, fanden ebenfalls 
Verleihungen fast ausschließlich politischer Namen statt. 
 
Von April bis Juni 1960 beschloss der Ministerrat der DDR Sofortmaßnahmen zur Unter-
stützung der nunmehr vollkollektivierten Landwirtschaft mit Traktoren, Maschinen und 
Ersatzteilen. Zahlreiche Betriebe wurden auf die Produktion von Landmaschinen umge-
stellt. 
 
Trotz mangelhafter Ernteergebnisse vom Sommer 1960 und Schwierigkeiten in der eige-
nen Volkswirtschaft unterbreitete der Ministerrat der DDR am 01.09.1960 Westdeutsch-
land ein Angebot zur Unterstützung der in einen angeblichen Erntenotstand geratenen 
westdeutschen Bauern mit Erntemaschinen einschließlich Bedienungskräften aus der DDR. 
 
Zur Einbringung der ersten Ernte nach dem „sozialistischen Frühling“ mussten wiederum, 
wie schon 1958 und 1959, Industriearbeiter, Angehörige der Nationalen Volksarmee 
(NVA), der Roten Armee, Behördenmitarbeiter und Studenten eingesetzt werden. Dennoch 
wurde allerorten in der DDR der Spruch „Ohne Gott und Sonnenschein bringen wir die 
Ernte ein“ von der Partei zur Verbreitung von Zweckoptimismus und als kämpferische 
Parole bei der Durchsetzung von Beschlüssen der SED, die natürlichen Bedingungen zu-
widerliefen, verbreitet. Die Ernteschwierigkeiten der Jahre 1960 und 1961 ließen unter 
Mitgliedern der Kirche bereits die Meinung aufkommen, es handele sich wegen der 
Zwangskollektivierung um die Strafe Gottes. 
 
Regional auftretende ungünstige Witterungsbedingungen in den Jahren 1960 und 1961 
führten zu niedrigen Erträgen in der pflanzlichen Erzeugung. Im südlichen Sachsen ver-
nichteten Gewitter im Sommer 1960 bis zu 50 % der Getreideernte, z. B. am 14.07.1960 in 
Conradsdorf, Kr. Freiberg.35 Devastierte und von LPG unbearbeitete Flächen ver-
minderten zusätzlich die pflanzliche Bruttoproduktion. Die Futterbasis für die Vieh-
wirtschaft war deshalb zu schwach. Die von der SED aus der Offenstall- und Maiskam-
pagne erhofften Erfolge blieben aus und ergaben Rückschläge in der tierischen Produktion. 
Die Termini „Futterprobleme“ und „Mängel in der Futterwirtschaft“ prägten mindestens 
zehn Jahre lang die Viehwirtschaft der LPG.  
 
Ungeachtet der Schwierigkeiten in der eigenen Landwirtschaft unterbreitete Walter       
Ulbricht den westdeutschen Bauern ein „Sechs-Punkte-Programm mit agrarpolitischen 
Maßnahmen für eine zukünftige demokratische Regierung“. Das Motiv des Programms 
lautete: „Die Sorge unserer Bauern um das Schicksal der westdeutschen Bauern“,36 ein 
Blasphemie gleichkommendes Ansinnen angesichts der Probleme der DDR-




Am 20.09.1960 beschloss die Agrarkommission des ZK der SED das Programm zur Ver-
wirklichung der vom 8. Plenum des ZK der SED zur Entwicklung der sozialistischen 
Landwirtschaft angeordneten Maßnahmen. Die inhaltlichen Schwerpunkte des Programms 
offenbaren die größten Probleme in den jungen LPG und der Viehwirtschaft, welche sich 
schlagartig mit dem Kollektivierungsabschluss ergeben hatten: 
- Bereitstellung von Futter für die LPG aus dem staatlichen Futtermittelfonds 
- Bau von Ställen 
- Unterstützung der sozialistischen Forstwirtschaft, d. h. der genossenschaftlichen Wald-
bewirtschaftung mittels Jahresarbeitsverträgen zwischen Staatlichen Forstwirtschafts-
betrieben (StFB) und LPG 
 
Im Juni 1961 gestand Ministerpräsident Willy Stoph, kurz zuvor noch Oberkomman-
dierender der NVA, einen Engpass bei der Versorgung der Bevölkerung mit Fleisch, Milch 
und Butter ein. In dessen Folge musste die Regierung im Oktober 1962 Lebensmittel rati-
onieren und Stammkundenausweise, sogenannte Kundenkarten, einführen. 
 
Um der Schwierigkeiten bei der Agrarerzeugung, durch die Kollektivierung hervorgerufen, 
Herr zu werden, beschloss das 11. Plenum des ZK der SED am 03. und 04.07.1961, poli-
tisch und fachlich gut ausgebildete Arbeitskräfte in wirtschaftsschwache LPG zu delegie-
ren. Eine Vielzahl der neu gebildeten LPG war als solche einzustufen. Wie schon in den 
Vorjahren geschehen, erfolgte eine Arbeitskräfteumlenkung aus Bereichen, in welchen sie 
effektiver eingesetzt waren, in einen Zweig der Wirtschaft, der ihrer nicht bedurfte. Ob-
wohl die Landwirtschaft bereits einen hohen Ak-Besatz hatte, lenkte der Staat noch mehr 
Arbeitskräfte in die LPG. Der bestehende Bedarf an technisch und handwerklich ausgebil-
detem Personal wurde jedoch nicht gedeckt.  
 
Dass die stetige Hilfe und Unterstützung durch die „führende Kraft der Arbeiterklasse und 
ihrer Partei“, d. h. durch Partei und Staat, bei der sozialistischen Umgestaltung der Land-
wirtschaft nötig war, zeigte sich schon während der ersten Etappe der LPG-Entwicklung. 
Bereits bei der ersten und zweiten Phase der LPG-Bildung zwischen 1952 und 1957 muss-
te die Regierung wiederholt „agrarpolitische Maßnahmen“ zur Stützung der relativ schwa-
chen LPG beschließen. 
 
Dem Ruf „Industriearbeiter aufs Land“ waren in der DDR in den Jahren 1953/54  31.422 
Partei-mitglieder und „klassenbewusste“ Arbeiter sowie 1956/57  8.659 Facharbeiter und 
Ingenieure gefolgt. Darüber hinaus wurden 1957/58  4.557 Agronomen und Zootechniker 
aus den MTS in die LPG delegiert.37 Zusätzlich hatte die FDJ 17.500 Jugendliche aufs 
Land beordert. 38  
 
Um den Eintritt in die LPG den Bauern schmackhaft zu machen, hatte der Staat am 










































Abb. 17 Nicht den Großbauern, aber eintrittswilligen Klein- und Mittelbauern wurde die Entschuldung ihrer Betriebe im Falle des 
LPG-Beitritts in Aussicht gestellt 
Quelle: Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschafts- und Dienstleistungsgesellschaft mbH. Akten der LPG „Einigkeit“, Typ I/III, 
Kr. Dippoldiswalde. Dokumente 
 
Nachstehend abgebildete Dokumente zeigen, wie Bauern mit unverbindlichen Erklärungen 
sich dem LPG-Beitritt fügten. Formaljuristisch gesehen, lag in manchem Falle eine Bei-
trittserklärung nicht vor. Dieser Tatbestand nützte aber den Betroffenen nach der in der 
DDR üblichen Rechtspraxis nichts und hatte auch keine Rechtsfolgen, nicht einmal in der 













































































Abb 18 Beitrittserklärungen von Bauern zur LPG in der Gemeinde Conradsdorf, Kr. Freiberg, Bez. Karl–Marx-Stadt, als persön-
licher Beitrag zum „Frieden“ und „Glück des Volkes“. Viele Bauern erklärten ihre Bereitschaft zum LPG-Eintritt auf 
unverbindliche Art und Weise, um ihre Ablehnung auszudrücken.  









3.1.1.4 Charakterisierung der LPG zur Zeit des Abschlusses der Vollkollektivie-
rung, 1960 bis 1961 
 
Obwohl die nachfolgenden Ausführungen sich auf das gesamte Gebiet der DDR beziehen, 
darf man die Ereignisse auch für die sächsischen Bezirke verallgemeinern. Gegenüber den 
nördlichen Bezirken lag in den Dörfern Sachsens, vor allem in den Bezirken Dresden und 
Karl-Marx-Stadt, eine außerordentlich starke einzelbäuerliche Prägung und Verhaltenswei-
se vor. Das unterschied die sächsischen von anderen Bezirken. 
 
Der Eintritt der Einzelbauern zur Zeit des „sozialistischen Frühlings“ erfolgte vorwiegend 
in die LPG Typ I. Zwei Drittel der zum 01.03.1960 vorhandenen LPG Typ I wurden in den 
drei Monaten vom 01.03.–31.05.1960 gegründet. Da in zahlreichen Gemeinden auf Grund 
„individueller Interessen“ mehrere LPG Typ I entstanden, sah die Staatsmacht deren Zu-
sammenlegung als erforderlich an. Die Anzahl der LPG Typ III nahm dagegen in diesem 
Zeitraum nur um 3 % zu. Aber in großem Umfange gab es Neueintritte in bestehende LPG 
Typ III und z. T. Zusammenschlüsse zu „Groß-LPG“. Von Letzteren existierten in der 
DDR 570, dav. 59 in den sächsischen Bezirken. Unter „Groß- LPG“ verstand die staatliche 
Leitung zu jener Zeit LPG der Größengruppe 1.000-2.000 ha und > 2.000 ha. In dem den 
Zahlen zugrunde liegenden MfS-Bericht findet sich erstmals der Begriff „Groß- LPG“, der 
nach weiteren zehn Jahren LPG-Entwicklung seitens der Agrarpolitik negativ belegt war.39 
Bereits im August 1960 hatte in Mockrehna, Kr. Eilenburg, Bez. Leipzig, die LPG eine 
Größenordnung von 2.500 ha LN mit 318 Mitgliedern (= 12-13 Ak/100 ha LN) erreicht.40 
 
Der überwiegende Teil der neu eingetretenen Bauern verhielt sich loyal und arbeitete mehr 
oder weniger aktiv in den LPG mit. Der Eintritt wirtschaftlich starker Bauern wirkte sich 
auf die Entwicklung der meisten LPG positiv im Sinne der agrarpolitischen Zielstellung 
aus. Deshalb hatte sich seit Anfang 1959 die Tätigkeit der Werbertrupps auf die Mittel- 
und Großbauern konzentriert. Man erhoffte sich von diesen, dass sie als „Zugpferde“ bei 
der Kollektivierung aufträten. Die Agrarpolitiker glaubten, wenn die guten Bauern einträ-
ten, würden die kleineren und wirtschaftlich schwächeren Bauern ebenfalls „umfallen“. 
Diese Rechnung ging auch größtenteils auf.41  
 
- Aufnahme der kollektiven Arbeit 
Zu Beginn des Jahres 1961 hatten ca. 30 % der neu gebildeten LPG noch immer nicht 
mit der kollektiven Arbeit begonnen. Nicht korrigierte Überspitzungen und nicht einge-
haltene Versprechungen dienten öfters als Vorwand und Begründung zum Austritt aus 
den LPG. Der zitierte MfS-Bericht verteilte einen Seitenhieb in Richtung des Staatsap-
parates, indem er informierte, dass der „Gegner“ dessen Unklarheiten und Fehler nutze, 
um Austritte zu organisieren. In manchen Regionen waren Austritte nichts Seltenes. Sie 
wurden meistenteils aus Einsicht in die Aussichtslosigkeit eines solchen Unterfangens 
später wieder zurückgezogen.42 Dort, wo sich SED und MfS aktiv einschalteten, ging 
der organisatorische Aufbau der LPG zügiger voran. Es war aber der Partei und dem 
Staatsapparat noch nicht gelungen, die neu gebildeten LPG allerorten politisch in den 
Griff zu bekommen.  
 
- Widerstand gegen die kollektive Arbeit 
Der Widerstand, wie er sich zurzeit des „sozialistischen Frühlings“ in zahlreichen LPG 
regte, hielt auch noch bis Jahresende 1960 und darüber hinaus an. Das MfS informierte 
dazu in ungeschönter Form die Parteispitze und die Staatsführung.43 Die kreislichen und 
bezirklichen Landwirtschafts-Behörden wagten in ihren Berichterstattungen das nicht 
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zu tun. Es bestand die Tendenz, besonders bei LPG des Typs I, Mitglieder der SED oder 
an das System angepasste Mitglieder aus den Vorständen zu drängen und dafür Leute, 
die das Vertrauen der Bauern genossen, zu wählen. Zuweilen kam es zu Arbeits-
niederlegungen, die z. T. in persönlichen Kränkungen und administrativem, herzlosem 
Verhalten vonseiten der LPG-Leitung begründet waren. Die häufigsten Arbeitsnieder-
legungen traten in den Viehzuchtbrigaden, besonders bei Melkern, auf. Letztere fielen 
ohnehin, auch in den folgenden Jahren, öfters durch eine der LPG-Arbeit nicht zuträgli-
che Arbeitsmoral auf.44 In fast allen LPG, wo neue Mitglieder aufgenommen waren, er-
schienen einige von ihnen nicht zur Arbeit. Vielfach waren das aber Mitglieder, die kei-
ne Betriebe eingebracht hatten. Sofern es um ehemalige Bauern ging, waren es solche, 
die der LPG nicht aus Überzeugung beigetreten waren. Sie handelten aus der Einsicht 
heraus, dass ein weiterer aktiver Widerstand gegenwärtig keinen Zweck hat, verfielen 
aber in Passivität.  
 
In der Hauptsache waren das Bauern, die über hohe finanzielle Rücklagen verfügten 
und auf die geringe Vergütung in der LPG nicht angewiesen waren. Von VEG wird be-
richtet, dass den Beschäftigten im Monat lediglich 220,- M gezahlt wurden. Bei LPG 
des Typs III wechselten Arbeitskräfte häufig von schwächeren Betrieben in solche, die 
einen höheren AE-Wert erreicht hatten. Zahlreiche LPG konnten nur bis 6,- M/AE zah-
len und mussten für die Vergütung kurzfristige (Überbrückungs-) Kredite aufnehmen.  
 
- „Republikfluchten“  
Im ersten Halbjahr 1960 traten in der DDR 5.590 sogenannte Republikfluchten von 
Bauern auf.45 Das bedeutete einen Anstieg gegenüber 1959 von 130 % und gegenüber 
1958 von 280 %. Der überwiegende Teil verließ die Heimat über Westberlin. 1960 
nahmen auch die Zahlen des Verlassens der DDR über die „grüne Grenze“ zu, wobei 
Bauern z. T. lebendes und totes Inventar mitnahmen. Da derartige Fluchten nur in un-
mittelbarer Nähe der innerdeutschen Grenze technisch möglich waren, wird diese Er-
scheinung wohl eher in den westlichen Bezirken als in Sachsen, wo lediglich 18 km 
gemeinsame innerdeutsche Grenze zu Bayern errichtet worden waren, aufgetreten seien. 
Gefördert wurde das Verlassen der Heimat durch die Unterstützung, die die Bauern in 
der BRD erhielten, das heißt 
 Hilfe bei Erwerb aus den Landsiedlungsgesellschaften, 
 Möglichkeit der Auswanderungen aus Deutschland, 
 sofortige Anerkennung der Bauern als politische Flüchtlinge und  
 Geldumtausch der DDR-Mark zur D-Mark im Verhältnis 1:1. 
Genährt wurde die Angst der Menschen durch die Flüsterpropaganda, dass „demnächst 
die Grenzen dichtgemacht werden“. Zunächst in den MfS-Berichten als Gerüchte, Dro-
hung, Hetze und indirekte sowie direkte Werbung noch Anfang März 1961 festgehalten, 
sollten diese Aussichten bald zur Wahrheit werden. 
 
Auch Tierärzte und Besamungstechniker verließen zunehmend die DDR. 1960 waren es 
70 Tierärzte gegenüber 42 im Jahr 1959, deren Fehlen bei den anschließenden Festi-
gungsbemühungen der LPG und dem Aufbau der kollektiven Viehwirtschaft merkliche 
Spuren hinterließen.46 Das MfS war so ehrlich, Gründe für das Abwandern anzugeben, 
nämlich 
 „Feuerwehreinsätze“ in der Landwirtschaft, 
 schlechte Arbeit des Staatsapparates und Überspitzungen (darunter waren übereifrige 
Durchsetzung von Beschlüssen von Partei und Regierung zu verstehen, M. J.), 
 Zuweisung der Verantwortung für Viehverendungen, 
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 ungenügende Versorgung mit Wohnraum und Fahrzeugen, 
 Behinderung bei der prophylaktischen Tätigkeit, 
 verlockende Angebote aus Westdeutschland (z. B. die Angebote an Besamungstech-
niker durch die Besamungszentrale Nordbayern)47 und 
 Unsinnigkeit des Offenstallprogramms. 
 
- Offenstallprogramm 
Infolge des Versagens des zentralen Staatsapparates und auch der örtlichen Dienststel-
len beim Offenstallprogramm in den Jahren 1958-1960 war eine äußerst ernste Situation 
in der LPG entstanden. Die Agrarpolitik hatte die fehlenden Voraussetzungen für den 
Bau derartiger Ställe missachtet.48  
 
Offen prangerten die MfS-Informationen die Situation der Milchviehhaltung an.  
Es handelte sich um 
 Eingriffe des Staates in die Entscheidungen der LPG, 
 zu niedrig angenommene Investitionsaufwendungen je Kuhplatz, 
 fehlende Mechanisierungsmöglichkeiten, 
 die Vielzahl halbfertiger und bereits genutzter Anlagen und die 
 stagnierende bzw. rückläufige Milchleistung der Kühe, wodurch eine katastrophale 
Lage in den LPG entstanden war. (Derartige Berichte durften sich die staatliche Lei-
tung und die Medien nicht leisten. Sie waren auch nicht der Öffentlichkeit zugäng-
lich gemacht worden.)  
 
Unter den Fachleuten und Praktikern waren die Mängel bekannt, und deshalb gingen die 
LPG dazu über, die Offenställe „zu komplettieren“, d. h. zu schließen. Langsam musste 
die Spitze von Partei und Regierung nachgeben und war geneigt, den LPG mehr Rechte 
bei Entscheidungen in Baufragen zuzugestehen. Aus diesem Grunde wurden im Januar 
1961 zwei Ministerratsbeschlüsse speziell zur Beseitigung der Mängel des Offen-
stallbaues der Jahre 1958-1960 erlassen. Dadurch konnten ca. 70 % neuer Stallplätze in 
kompakten Stallanlagen, die für 1961 vorgesehen waren, nicht geschaffen werden. 
 
Für die Fehlschläge, die das Offenstallprogramm auslöste, machte das MfS wiederum 
die örtlichen und zentralen Dienststellen des Staatsapparates verantwortlich, aber ohne 
die wahren systembedingten Ursachen herauszustellen.49 
 
- Einsatz und Instandhaltung der Landtechnik 
Die erst 1964 in einigen sächsischen Kreisen vollständig realisierte Übergabe der MTS-
Technik an die LPG basierte auf der Orientierung der VI. LPG-Konferenz vom Februar 
1959 zur Technikverlagerung, sofern die Voraussetzungen, wie Festigungsstand der 
LPG und Aussicht auf Steigung der Arbeitsproduktivität, vorlägen. 
 
Die überhastete Übergabe der MTS-Technik, die schon 1959 und 1960 in vielen Ge-
genden durch Drängen und Übereifer von staatlichen Behörden stattfand, führte eben-
falls zu schweren Fehlern. Im Jahre 1961 mussten ehemalige MTS-Brigaden aus den 
LPG zurückgeführt und auch bereits gegründete RTS in MTS rückverwandelt werden. 
Diese Voreiligkeit und das Nichtbeachten der Voraussetzungen führten teilweise zu er-
heblichen Mängeln bei der Instandhaltung der Maschinen und Geräte. Im Winterrepara-
turprogramm gab es bei einigen Maschinen erhebliche Rückstände, weshalb sie zur 




 Verschlechterung von Pflege und Wartung der Landtechnik in übernehmenden LPG, 
Überforderung der LPG durch Reparaturen, die sie selbst übernehmen mussten oder 
übernahmen, um Kosten zu sparen und wofür die Voraussetzungen fehlten 
 fehlende Unterstützung der LPG durch die übergebenden MTS bei Winterreparaturen 
fehlende Ersatzteilbestellung und Lieferterminverzögerung durch die MTS, RTS feh-
lende Ersatzteile für Mähdrescher (z. B. Getriebe), Räum- und Sammelpressen Man-
gel an Bereifung, Batterien, Rollenketten und Keilriemen 
 Mängel bei der Produktionssteuerung von Ersatzteilen für die Alttechnik und bei der 
Ersatzteilregenerierung durch die VVB Landmaschinen und Traktorenbau 
 zu geringe Produktion von Maschinen und Geräten für die Viehwirtschaft 
 
Letztere zu steigern wurde daraufhin Gegenstand der 8. ZK-Tagung (30.03–
02.04.1960), welche den „freiwilligen Eintritt aller Bauern“ von acht Bezirken in die 
LPG gewürdigt und Maßnahmen zur Konsolidierung der LPG beschlossen hatte.  
 
Erkenntnisse, Wünsche und materielle Möglichkeiten waren von der Politik oft nicht in 
Übereinstimmung zu bringen. Meistens wurden für derartige Probleme „subjektive 
Mängel“ und nicht die objektiven, systembedingten Mängel als Entschuldigung ge-
braucht.50   
 
- Planerfüllung 1960 
Trotz vermeintlicher Produktionssteigerungen im Jahr des „sozialistischen Frühlings“ 
verzeichneten die LPG der DDR insgesamt eine Erfüllung des Volkswirtschaftsplanes 
von: 
  Schweinefleisch 86,6 % 
  Schlachtvieh gesamt 95,2 % 
  Milch 91,9 % 
  Eier 108,3 % 
 
Die Milchrückstände bedeuteten einen zusätzlichen Butterimport des Staates in Höhe 
einer Versorgungsdauer von 25 Tagen. Die sächsischen Bezirke nahmen bei den Rück-
ständen keine vorderen Plätze ein. Es handelte sich vor allem um die Nord-Bezirke. Die 
Planrückstände setzten sich über das Jahr 1961 fort und führten im Herbst 1962 zu einer 
ernsten Versorgungskrise für die Bevölkerung. 
 
Im I. Quartal 1961 mussten in der DDR ca. 145.000 weibliche Jungrinder, die für die 
Zucht und Tbc-Freimachung vorgesehen waren, geschlachtet werden, um das geplante 
Gesamtaufkommen „Fleisch“ zu sichern. Die Rückstände bei Milch vergrößerten sich 
1961 und 1962, da weiterhin erhebliche Mängel in der Futterwirtschaft der LPG auf-
traten und hohe Bestände aufgrund staatlicher Einflussnahme gehalten werden muss-
ten.51 Gegenüber 1959 war ein Rückgang der Milchleistung um 83 kg/Kuh und Jahr auf 
2.645 kg/Kuh und Jahr aufgetreten. 
 
- Situation in der Viehwirtschaft 
Die Viehbestände wiesen Rückstände von 5,5 % bei Schweinen und 6 % bei Kühen ge-
genüber den Planbeständen auf. Als Ursache waren Futtermangel, schlechte Arbeits-
moral und Qualifikation der in der Viehhaltung Beschäftigten, Viehverendungen und 
Krankheiten, Nichteinhaltung der Färsen- und Sauenbedeckungspläne und Fluktuation 
bei den Viehpflegern anzusehen. In MfS-Berichten tauchten wiederholt die „Wander-





Das MfS prangerte bei seinen Beobachtungen der neu gegründeten LPG offen Verant-
wortungslosigkeit und Misswirtschaft an. Als suspekte Schicht von Arbeitskräften in 
den LPG bezeichnete es außer „Wandermelkern“ auch „Erstzuziehende“ und „Rückkeh-
rer“. Unter „Erstzuziehenden“ verstand das MfS Arbeitskräfte, die nicht aus dem Dorf 
stammten. Zum Teil zogen sie nach kurzer Zeit wieder fort in andere LPG. „Rückkeh-
rer“ waren Menschen, die ehedem in der DDR gelebt hatten. Nach dem Verlassen der 
DDR waren sie in Westdeutschland gescheitert, kehrten reumütig zurück, wurden vom 
Staat mit offenen Armen empfangen, erhielten Wohnung und Arbeit durch die RdK und 
die Gemeindeämter. Unter ihnen befanden sich viele Menschen, die beim zweiten An-
lauf in der DDR wieder versagten, Arbeitsstellen wechselten und keinen Ruf als gute 
Arbeitskräfte genossen. Manche wechselten erneut die „Front“. In einem MfS-Bericht 
wird ein 1953 aus Westdeutschland gekommener Melker genannt, der bis zu seiner 
Festnahme im Juni 1960  35-mal seine Arbeitsstelle als Viehpfleger und Melker ge-
wechselt hatte. Auf fast allen Arbeitsstellen misshandelte er Rinder und Schweine, 
wodurch bei Kühen die Milchleistung zurückging und zahlreiche Tiere verendeten oder 
notgeschlachtet werden mussten.53   
 
Die Viehverluste gingen in den Jahren 1958–1960 über das normale Maß hinaus. Vom 
gesamten Bestand der Schweine in der DDR verendeten mindestens 1.250.870 Tiere   
(= 13 % des Bestandes), 
  davon Ferkel 875.379  
  Rinder 211.678  
  davon Kühe   35.835 (= 10 % des Bestandes) 
  Schafe 114.773 54 
 
Die Stallverhältnisse waren größtenteils mangelhaft. Es fehlte an den zu hohen Rinder-
beständen angepassten Ställen. Von 1957 bis Ende 1960 waren die Rinderbestände in 
der DDR um 931.000 Tiere erhöht worden. Davon wurden 430.000 Tiere in Offenstäl-
len als einzig moderne Haltungsform untergebracht, die anderen Tiere (= 54 %) in z. T. 
massive Altställe.  
 
Unter Verweis auf Pkt. 3.1.1.8 muss beim Thema Entwicklung der Viehbestände auf 
das Problem der Pferde als wichtigste Zugkraft in den einzelbäuerlichen Betrieben ein-
gegangen werden. Bereits unmittelbar nach dem Abschluss der totalen Kollektivierung 
begannen größere und in den fünfziger Jahren gegründete LPG ihre Pferdebestände ab-
zubauen. Dies geschah, da schon vor 1960 Überführungen von Maschinen und Ausrüs-
tungen sowie Traktoren von den MTS oder Unterstellungen von MTS-Brigaden in den 









Abb. 19 Volkstümliche literarische Texte, veröffentlicht in der örtlichen Presse, sollten die Agrarpropaganda unterstützen. In 
diesem Gedicht geht es um die hohen Verluste in der Ferkelaufzucht. Die Zeichnung symbolisiert den „Schweinetod“ und 
erinnert an den aus der NS-Zeit bekannten „Kohlenklau“. 






Im Jahre 1960 war der Futterbedarf in der Viehwirtschaft zu 92 % gedeckt.55 Diese An-
gabe erscheint jedoch zweifelhaft. Inwieweit diese Angabe auf geschönten Berichten 
aus den Bezirken beruhte, kann hier nicht nachgewiesen werden. Die Situation war 
mancherorts noch schwieriger. Unter den Spitzenreitern bei der Unterversorgung mit 
Futter wurden die sächsischen Bezirke nicht ausdrücklich genannt, was jedoch nicht be-
sagt, dass hier alle die vorgenannten Tatsachen nicht auch zugetroffen haben. Insbeson-
dere bestand Mangel an 
 Heu und gutem Stroh; 
 Kraftfutter (Fehlmenge 16.000 t); 
 Mais (Plan 660 dt/ha, Ist 360 dt/ha); 
 Eiweißkonzentrat (durch ausgebliebene Lieferung von 140.000 t aus China wegen 
einer Missernte). 
 
Als Folge der Futtersituation mussten in den LPG, was am meisten in der Volkswirt-
schaft zu Buche schlug, außerplanmäßige Schlachtungen angeordnet werden.56 Anga-
ben aus den drei sächsischen Bezirken konnten nicht ermittelt werden. 
 
Aus diesen Schilderungen darf nicht die Schlussfolgerung gezogen werden, dass das 
Personal in den LPG grundsätzlich nicht in der Lage gewesen wäre, die Arbeiten zu er-
ledigen. Das Niveau war sehr unterschiedlich, abhängig von der sozialen Herkunft. In 
der LPG Typ I dominierte im Gegensatz zu den LPG Typ III der ehemalige Bauern-
stand. Daraus erklären sich einige Unterschiede in der Arbeitsauffassung. Die ehemali-
gen Bauern, gleich welcher Betriebsgröße, waren nicht sonderlich an Leitungstätigkei-
ten in der LPG interessiert, hätten aber nie das Vieh vernachlässigt oder die Arbeit ver-
weigert.  
 
Die MfS-Berichte gestatten auf alle Fälle einen Einblick in die schwierige Situation des 
Jahres 1960 und den schwierigen Start der LPG im Jahr des „sozialistischen Frühlings“ 
als sozialistische Landwirtschaftsbetriebe, wie sie im offiziellen Sprachumgang nun-
mehr genannt wurden. 
 
Für die missliche Lage in der Viehwirtschaft im Jahr des Abschlusses der Kollek-
tivierung machte das MfS auch die „Wissenschaft“57 verantwortlich und die vermeint-
lich inkonsequente Haltung der Leitung der Deutschen Akademie der Landwirtschafts-
wissenschaften (DAL) zu Berlin. Der Hauptvorwurf bestand im ungesunden Verhältnis 
zwischen angewandter und Grundlagenforschung sowie der mangelhaften Verwirkli-
chung der „führenden Rolle der SED“ im Leitungsapparat der Institute.58  
 
- Situation in der Feldwirtschaft 
Auch in der Feldwirtschaft gestaltete sich der Start in die kollektivwirtschaftliche Pro-
duktionsform mit Hindernissen.  
 
Der Stand der Kulturen ließ eine gute Ertragserwartung zu. Dennoch führte die Agrar-
politik erschwerte Witterungsbedingungen auf, quasi als vorbeugendes Argument für 
schlechte Betriebsergebnisse. Ein Vergleich mit den Klimadaten der Statistik lässt je-
doch keine vom längerfristigen Mittel abweichenden Werte erkennen.  
 
Bei Getreide wurden die im Volkswirtschaftsplan vorgesehenen Hektar-Erträge erreicht 
(vgl. Tabelle 8, S. 113): 
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x = DDR Plan 27,3 dt/ha 
  Ist 27,5 dt/ha 
Bezirk Dresden (LPG) Ist 29,9 dt/ha 
Bezirk Leipzig (LPG) Ist 32,6 dt/ha 
Bezirk Karl-Marx-Stadt  Ist 29,6 dt/ha 
Die Marktproduktion wurde aber nur zu 98,8 % erfüllt, da die LPG das Getreide für 
Futterzwecke zurückhielten. Infolge fehlender Lagerkapazität und Notlagerung traten 
Substanzverluste auf.  
 
Bei Kartoffeln wurde der geplante Ertrag nicht erreicht (vgl. Tabelle 8, S. 113): 
x = DDR Plan 205,0 dt/ha 
  Ist (LPG) 191,7 dt/ha 
Bezirk Dresden (LPG)  Ist 204,0 dt/ha  
Bezirk Leipzig (LPG) Ist 198,3 dt/ha 
Bezirk Karl-Marx-Stadt  Ist 218,2 dt/ha 
Für die Versorgung der Bevölkerung fehlten 400.000 t. Unter anderem waren hohe Ern-
te- und Lagerverluste für die Fehlmengen verantwortlich. Der Verlust von 3 Mio. t Kar-
toffeln bedeutete einen Produktionsausfall von 250.000 t Schweinefleisch, was 35 % der 
geplanten Gesamterzeugung entsprach. 
 
Bei Zuckerrüben wurden die Erträge ebenfalls nicht erreicht: 
x = DDR Plan 336,0 dt/ha 
  Ist 287,6 dt/ha 
Bezirk Dresden (LPG) Ist 300,7 dt/ha 
Bezirk Leipzig (LPG) Ist 323,0 dt/ha 
Bezirk Karl-Marx-Stadt  Ist 273,5 dt/ha 
Der Ausfall von 2 Mio. t entsprach 25 % der geplanten Gesamterzeugungsmenge. 
 
Bei Hackfrüchten ist für die geringen Erträge eine Vielzahl von subjektiven Ursachen 
zu nennen. Sie beschäftigten die Landwirtschaft der DDR nicht nur in der Festigungspe-
riode, sondern auch in den sechziger Jahren insgesamt. Die westdeutschen Berufskolle-
gen waren den LPG-Bauern bei den Erträgen ständig überlegen.  
 
Die geringen Silomaiserträge waren die Hauptursache für den Futtermangel in der LPG. 
Das Ertragsziel war zu hoch geschraubt: 
x = DDR Plan   660 dt/ha 
  Ist   360 dt/ha 
Für derartige Leistungen waren die zur Verfügung stehenden Maissorten, z. T. kamen 
sie aus der Sowjetunion, nicht geeignet und in der Lage. Die Fehlmenge wurde mit 13 
Mio. t eingeschätzt. Als Ursachen wurden 
 Ausfall von Maschinen durch Ersatzteilmangel, 
 mangelhafte staatliche Leitungstätigkeit, Administration, Falschmeldungen, man-
gelnde Übersicht, 
 ungenügende Auslastung im Schichtbetrieb, 
 mangelhafte Organisation der Sondereinsätze von fremden Arbeitskräften, 
 z. T. schlechte Arbeitsmoral, die von den vorgenannten Tatsachen noch beeinflusst 
worden war, 





Mit nachstehenden Tabellen 2–8, S. 107–113 werden sowohl der Stand der frühen LPG 
zur Zeit des „sozialistischen Frühlings“ 1960 als auch die agrar- bzw. betriebsökonomi-
schen Verhältnisse verdeutlicht. Am Jahresende 1960 waren größere Veränderungen zu 
verzeichnen, da sich im Jahresverlauf der sozialistische Umgestaltungsprozess weiter 
fortgesetzt hatte.  
 
- Fazit 
Das Fazit der Kollektivierung des Bauernstandes in den drei sächsischen Bezirken be-
steht in Folgendem. 
 
Von 19.345 in der DDR entstandenen LPG befanden sich 4.886 in den drei sächsischen 
Bezirken, was einem Anteil von 25,3 % entspricht. Die sächsischen LPG nahmen mit 
948.654 ha LN unmittelbar nach der völligen Kollektivierung 17,6 % der „genossen-
schaftlichen“ LN der DDR ein.60 Deren durchschnittliche Betriebsgröße lag mit 194 ha 
LN unter dem Mittel der DDR ( x = 245 ha), was knapp 80 % entspricht. Die unter-
durchschnittliche Betriebsgröße erklärt sich aus dem hohen Anteil der kleinen LPG des 
Typs I, der von allen in der Lausitz und im ehemaligen Bezirk Karl-Marx-Stadt entstan-
den waren. 
 
Verallgemeinernd lassen sich folgende Merkmale der LPG in den sächsischen Bezirken 
im Jahr des „sozialistischen Frühlings“ 1960 und in dieser Entwicklungsphase als kenn-
zeichnend angeben: 
 hoher Anteil von LPG Typ I, vor allem bei Neueintritten und Neugründungen 
 bei LPG Typ I hoher Anteil von alteingesessenen und wirtschaftsstarken Bauern 
 höherer Ak-Besatz in den LPG Typ I 
 dadurch günstige Voraussetzungen für eine höhere Produktion gegenüber den LPG 
Typ III 
 starke Bindung der Typ-I-Mitglieder an Privateigentum von Wirtschaftsgütern und 
Schwierigkeiten bei der Umstellung auf genossenschaftliche Arbeit (im Unterschied 
zu Landarbeitern und Typ-III-Mitgliedern) 
 noch geringere politische Arbeit in den LPG und dadurch schwacher politischer Ein-
fluss der SED in den Dörfern. Deshalb waren die ideologischen und sogenannten ka-
dermäßigen, d. h. personellen Voraussetzungen in LPG Typ I weniger entwickelt als 
in LPG Typ III. Daraus resultierten Entwicklungsunterschiede der LPG und z. T.  
materielle Besserstellung der LPG Typ I 
 starke regionale Unterschiede im Vorkommen der LPG Typ I 
 
Die ersten zwei Jahre der vollkollektivierten Entwicklung der LPG waren gekennzeich-
net durch die neue Aufgabenstellung für die SED-Grundorganisationen. Es ging dabei 
um eine Reihe von, wie es im Parteisprachgebrauch hieß, politisch-ideologischen und 
ökonomischen Aufgaben nach dem Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse, die 
in der Festigung der SED-Parteiorganisation und Erhöhung ihrer Wirksamkeit in den 
LPG, Entwicklung einer bewussten Einstellung zum genossenschaftlichen Eigentum 
und zur genossenschaftlichen Arbeit bestanden. Darunter war das Verhältnis zwischen 
kollektiver Produktion und persönlicher Hauswirtschaft zu verstehen. Ferner ging es um 
die Gewinnung von Frauen und Jugendlichen für die kollektivwirtschaftliche Arbeit, 
Qualifizierung der „Genossenschaftsmitglieder“ und „Kaderfragen“. Mit letzterem wa-
ren Personalangelegenheiten im umfassenden Sinne, d. h. auch die Auseinandersetzung 
mit Gegnern der LPG, der DDR und des Sozialismus gemeint. Im Jahre des „sozialisti-
schen Frühlings“ standen den LPG ca. 4,5 % ausgebildetes Personal zur Verfügung, 
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wobei nicht jeder eine landwirtschaftliche Ausbildung hatte. Über 95 % der Beschäftig-
ten besaßen keine beruflichen Abschlüsse. In den LPG des Typs I war ein deutlich ge-
ringerer Ausbildungsstand zu verzeichnen als in den LPG des Typs III. Der Ausbil-
dungsgrad in den drei sächsischen Bezirken entsprach etwa dem Durchschnitt der DDR. 
Zum Jahresende 1962, d. h. in einem reichlichen Jahr hatte sich die Zahl ausgebildeter 
Beschäftigten nahezu verdoppelt. Bei den Facharbeitern in den LPG des Bezirkes Karl- 
Marx-Stadt hatte sich die Anzahl auf das 2,7-fache erhöht. In den LPG des Bezirkes 
Dresden zeichnete sich, wie auch in den anderen beiden sächsischen Bezirken, ein ho-
her Altersstand ab. Nur 8,4 % der Beschäftigten waren jünger als 24 Jahre. Dafür sind 
62,1 % der Mitglieder der Gruppe > 40 Jahre und 15,4 % der Gruppe > 60 Jahre zuzu-
ordnen. In den LPG arbeiteten häufig Beschäftigte, deren Lebensalter über 65 Jahre lag. 
 
Darüber hinaus sollte der Entfaltung des sozialistischen Wettbewerbs Aufmerksamkeit 
geschenkt werden.  
 
Die Gesamtheit der hier dargestellten Charakterisierung der LPG im Jahr der totalen 
Kollektivierung trifft uneingeschränkt auf alle drei sächsischen Bezirke zu und kann da-
her verallgemeinert werden. Unter diesen personellen Voraussetzungen startete die 
Landwirtschaft der sächsischen Bezirke in eine „vollgenossenschaftliche“ Zukunft. Da 
allerdings bis zum Jahresende 1960 und im Jahre 1961 noch LPG-Eintritte erfolgten, 


























Tabelle 2: Anzahl und Struktur der LPG (LPG Typ I bis III) nach dem „sozialistischen Frühling auf dem Lande“ 1960 (Stand 31.05.1960 *10) 
 
 DDR dav. Bez. Dresden dav. Bez. Leipzig dav. Bez. Karl-Marx-Stadt
gesamt Typ I - III dav. Typ I/II dav. Typ III gesamt 
*1;4 
Typ I - III davon Typ I/II davon Typ III 
gesamt 
Typ I - III dav. Typ I/II 
*3 dav. Typ III *3 gesamt 
*1 
Typ I - III dav. Typ I/II 
*3 dav. Typ III *3 
  Reihe Sp. 1 (Sp. 2+3) Sp. 2 Sp. 3 
Sp. 4 
(Sp. 5+6) Sp. 5 Sp. 6 
Sp. 7 
(Sp. 8+9) Sp. 8 Sp. 9 
Sp. 10 
(Sp.11+12) Sp. 11 Sp. 12 
LPG-Bestand *2 
Anz. 1     19.345 
     12.797 
          225 
I 
II        6.323    2.056    1.543       513 l. 358 . . 1.472 . . 
         13.022
Gesamt-LN *2 
der LPG ha 2 5.384.365 
1.965.415 
       40.410
I 




 301.833 . .  2.005.825
Anteil der LN der LPG 
der Gesamt-LN an der 
LPG*5 
(Sp. 2;3 : Sp. 1) 
% 3 100,0 37,3   62,7 100,0 58,4   41,6 100,0 .  
. 
 100,0 . . 
dav. genossenschaftlich 
genutzte LN der LPG 
(Reihe 2 ٪ 6) 
ha 4 4.714.685 
1.472.902 
     34.305 
I 
II 3.207.478 283.830 .*3 .*3 279.311 .  
. 
 249.022 . . 
1.507.207
Anteil an der Gesamt-
LN der LPG 
(Reihe 4 : 2) 
% 5 87.6 75,1   94,9 83,4 .*3 .*3 91,1 . . 82,5 . . 
dar. persönlich (indivi-
duell) genutzte LN der 
LPG-Mitglieder*2, 8 
(Reihe 2 ٪4) 
ha 6 669.680 
492.513 
    6.105
I 
II
    171.062 56.305 .*3 .*3 27.375 .  
. 
 52.811 . 
.
498.618 
Anteil an der Gesamt-
LN der LPG 
(Reihe 6 : 2)) 
% 7 12,4 24,9     5,1 16,6 .*3 .*3 8,9 .  
. 
 17,5 . . 
x -Betriebsgröße * 6, 7 




II 507,3 . 128,7 275,9 *9 . 113,8 *5, 9 483,5 *5, 9 .  170,5 
















Quellen:   *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, Stand 20.11.1960, S. 422 
   *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, Stand 31.5.1960 bzw. 20.11.1960, S. 421, auf Grundlage des Gesamt-LN der LPG, genossenschaftlich und 
individuell gemäß Angaben zu Pkt. 3.1.2.5, Tabelle 16 
   *3 Nicht zu ermitteln, da statistisch per 31.5.1960 nicht erfasst, sondern erst per 20.11.1960 
   *4 Statistisches Taschenbuch 1960 Bezirk Dresden, S. 171 
   *5 Anteile der Bezirke wurden analog der Sp. 1, 2 und 3 berechnet 
   *6 Die x Betriebsgrößen wurden anhand der genossenschaftlich genutzten LN der LPG errechnet 
 
Anmerkungen:    *7 Aufschluss geben x - Betriebsgrößen, die anhand der genossenschaftlich genutzten LN errechnet wurden. 
   *8 Hoher Anteil der persönlich (individuell) genutzten LN im Bezirk Dresden und Karl-Marx-Stadt gegenüber x - DDR und Nordbezirke 
   *9 Geringe Betriebsgrößen bei LPG Typ I/II und Typ III, die geringer sind als der x - DDR (zu Betriebsgrößen wurde nur die genossenschaftlich genutzte LN 
herangezogen) als Ausdruck stärkeren Individualismus und Verzögerns der genossenschaftlichen Entwicklung 




Tabelle 3: Personalstruktur der LPG- Mitglieder und ihre Tätigkeit vor Eintritt in die LPG (Typ I-III) im Jahre des „sozialistischen  
Frühlings auf dem Lande“ 1960 (Stand 31.12.1960) *1 
 DDR Bezirk Dresden Bezirk Leipzig Bezirk Karl-Marx-Stadt 
 Anzahl Anteil in % Anzahl Anteil in % Anzahl Anteil in % Anzahl Anteil in % 
Mitglieder gesamt 961.539 100,0 70.640 7,4 58.099 6,0 59.403 6,2 
dav. in Typ I/II 380.096 39,5 . . . . . . 
dav. in Typ III 581.443 60,5 . . . . . . 
dar. weibliche Mitglieder *4,5 438.658 45,6 34.590 49,0 27.853 47,9 27.059 45,6 
dar. Jugendliche < 18 Jahre *2 
 9.787 1,0 625 0,9 592 1,0 813 1,4 
dar. Einzelbauern *6 398.602 41,5 31.830 45,1 19.937 34,3 25.432 42,8 
dar. deren Familienangehörige *6 279.216 29,0 23.586 33,4 17.039 29,3 23.505 39,5 
dar. Landarbeiter (mit Familien-
angehörigen) 157.916 16,4 7.944 11,2 11.602 20,0 4.513 7,6 
dar. Industriearbeiter (mit Fami-
lienangehörigen) *3 48.637 5,1 3.556 5,0 5.219 9,0 3.780 6,4 













Quelle: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 430 
  
Anmerkungen: *2 Anteil von 9.787 Jugendlichen unter 18 Jahren (≈ 1,0 %) weist auf beginnende Überalterung der Betriebe hin 
 *3 Anteil der Industriearbeiter ist in den mittleren, d.h. hoch industrialisierten Bezirken  
 (Halle, Magdeburg, Erfurt, Dresden, Leipzig, Karl- Marx- Stadt) am höchsten, d.h. die Industriearbeiter verblieben 
dort und kamen weniger in die Nordbezirke 
 *4 Von den Gesamt-Mitgliedern der LPG in der DDR waren 425.147 weiblich (= 45 %) und 12.318 Jugendliche unter  
18 Jahren (=1,0 %) lt. Statistischem Jahrbuch der DDR 1969/61, S. 428. Aus Letzterem ergibt sich ein Hinweis 
auf das relativ hohe Alter der zum Zeitpunkt des Beginnes der vollkollektivierten Arbeit in den LPG registrierten Mitglieder 
 *5 Von den 45 % weiblichen Mitgliedern war ein Großteil nicht als vollbeschäftigte Mitglieder in den LPG eingesetzt 












 Beschäftige *5 dav. qualifizierte Beschäftigte  *5 dav. unqualifizierte 
Beschäftigte *5 
 gesamt gesamt Anteil dav. Hochschulab-            schluss 
dav. Fachschul- 
        abschluss 
dav. Meisterab- 
        schluss 
dav. Facharbei-   
         terabschluss Gesamt Anteil  
 Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %   Anzahl      % 
 1 2 3 4 5 6*8 7 8*8 9 10*8 11 12*8 13 14 
 (Sp. 3+ 3) (Sp. 4+14) (Sp.5+7+9+11)          (Sp. 13:1) 
DDR gesamt *1 1.015.988 *5 100,00 41.780 *5 4,1 1.369 3,28 6.093 14,58 10.632 25,45 23.868 56,69 974.208 *5 95,9 
dav. LPG Typ l/ll 400.388 100,00 8.851 2,2 63 0,71 776 8,77 2.178 24,61 5.834 65,91 391.537 97,8 
dav. LPG Typ III 615.600 100,00 32.893 5,4 1.306 3,97 5.317 16,17 8.445 25,67 17.825 54,19 582.707 94,7 
              
Bezirk Dresden *2 70.327*6 100,00 3.080 *6 4,4 96 3,12 509 16,53 748 24,29 1.727 56,07 67.247 *6 95,6 
dav. LPG Typ l/l l 41.693 100,00 .*7 . . . . . . . . . .*7 . 
dav. LPG Typ III 28.634 100,00 .*7 . . . . . . . . . .*7 . 
              
Bezirk Leipzig ges. *3 57.963*6 100,00 2.832*6 4,9 113 3,99 488 17,23 614 21,68 1.617 57,10 55.131 *6 95,1 
dav. LPG Typ l/ll 18.741 100,00 .*7 . . . . . . . . . .*7 . 
dav. LPG Typ III 39.222 100,00 .*7 . . . . . . . . . .*7 . 
              
Bezirk Karl-Marx-
Stadt *1,4 59.287 100,00 2.905 4,9 53 1,82 363 12,50 541 18,62 1.948 67,06 55.770 95,1 
dav. LPG Typ l/l l 32.552 100,00 .*7 . . . . . . . . . .*7 . 
dav. LPG Typ III 26.735 100,00 .*7 . . . . . . . . . .*7 . 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 426 
*2 Statistisches Taschenbuch 1960 Bezirk Dresden, S. 178 und 179 
*3 Statistisches Taschenbuch 1960 Bezirk Leipzig, S. 232 
Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 427 und 432 
*4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 422 und 432 
Anmerkungen: *5 Mitglieder und ständig beschäftigte Nichtmitglieder 
 *6 Mitglieder 
 *7 Keine Angaben durch die Bezirksstellen der ZVfSt  




Tabelle 5: Ausbildungsstand der LPG-Mitglieder in den Leitungsebenen im Jahre des 


















  1 2 3 4 5 
 Anzahl 957.939 (4,2) *8 1.306 5.768 10.412 22.356 
 Anteil  % 100,0 0,14 0,60 1,09 2,34 
DDR *1 dar. Vorsitzende 19.261 659 1.383 1.147 869 
gesamt Anteil  %*5 100,0 (21,1) *8 3,42 7,18 5,96 4,51 
 dar. Brigadiere 24.440 109 814 3.150 1.936 
 Anteil  %*6 100,0 (24,6) *8 0,45 3,33 12,89 7,92 
 dar. weitere leitende 
Mitarbeiter 24.595 438 2.883 1.840 2.155 
 Anteil  %*7 100,0 (31,1) *8 1,78 11,72 8,81 8,76 
 Anzahl 70.327 96 509 748 1.727 
 Anteil  % 100,0 (4,4) *8 0,14 0,72 1,06 2,46 
 dar. Vorsitzende 2.086 61 135 117 95 
 Anteil  %*5 100,0 (19,6) *8 2,92 6,47 5,61 4,55 
Bez. Dresden *2 dar. Brigadiere 2.169 4 81 208 178 
 Anteil  %*6 100,0 (21,7) *8 0,18 3,73 9,59 8,21 
 dar. weitere leitende 
Mitarbeiter 2.028 27 191 39 130 
       
 Anteil  %*7 100,0 (19,1) *8 1,33 9,42 1,92 6,41 
 Anzahl 57.963 113 488 614 1.617 
 Anteil  % 100,0 (4,9) *8 0,19 0,84 1,06 2,79 
 dar. Vorsitzende 1.356 47 109 70 75 
 Anteil  %*5 100,0 (22,2) *8 3,47 8,04 5,16 5,53 
Bez. Leipzig *3 dar. Brigadiere 1.521 7 64 167 120 
 Anteil  %*6 100,0 (24,4) *8 0,46 5,02 10,98 7,89 
 dar. weitere leitende 
Mitarbeiter 1.683 56 260 66 188 
 Anteil  %*7 100,0 (33,9) *8 3,33 15,45 3,92 11,17 
 Anzahl 58.675 53 363 541 1.948 
 Anteil   % 100,0(5,0) *8 0,09 0,62 0,92 3,32 
Bez. Karl-Marx-
Stadt *4 
dar. Vorsitzende 1.457 32 82 83 102 
Anteil  %*5 100,0 (20,58) *8 2,20 5,63 5,70 7,00 
 dar. Brigadiere 1.784 4 35 133 145 
 Anteil  %*6 100,0 (17,88) *8 0,22 1,96 7,46 8,13 
 dar. weitere leitende 
Mitarbeiter 1.561 13 186 58 108 
 Anteil  %*7 100,0 (23,3) *8 0,83 11,91 3,72 6,92 
 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 426, 431 und 432 
 *2 Statistisches Taschenbuch 1961/62, Bez. Dresden, S. 140 
 *3 Statistisches Taschenbuch 1960, Bez. Leipzig, S. 32 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR, S. 431 und 432 
  
Anmerkungen: *5  
 *6         Sp. 2, 3, 4, 5 : Sp. 1 
 *7 
 *8         Sp.1 (in %) = ∑ Anteil Sp. 2, 3, 4, 5 = Anteil des qualifizierten Personals 
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Tabelle 6: Staatliches Aufkommen im Jahre des „sozialistischen Frühlings auf dem     
Lande“ 1960 *4 
 
Jahr 
DDR/Bezirk Schlachtvieh *6 Milch (3,5 % Fett) Eier 
(kt) (kt) (T-Stck.) 
1957 
DDR *1 925,8 3.586,2 1.490,9 
dav. Bez. Dresden 49,5 (+ 22,5) 329,1 112,0 
dav. Bez. Leipzig 43,1 (+ 16,1) 234,2 97,6 
dav. Bez. Karl-Marx-Stadt 36,1 (+ 29,6) 283,4 87,8 
 
1960 *5 
DDR 1.062,5 4.878,3 2.176,3 
dav. Bez. Dresden 51,3 (+ 30,6) 470,7 159,0 
dav. Bez. Leipzig 51,9 (+ 24,1) 342,9 156,1 
dav. Bez. Karl-Marx-Stadt 40,7 (+ 27,8) 406,7 146,5 
 
Quellen: *1  Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S.492, 502–505 
 *2  Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 430 
 *3  Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S.18 
 
Ergänzungen:   *4  In Tabelle 5 wird die Entwicklung der Landwirtschaft in den sächsischen Bezirken zwischen der zweiten und dritten 
(letzten) Phase der ersten Etappe der LPG-Entwicklung veranschaulicht. Die Ergebnisse des Jahres 1957 sind noch 
geprägt von vorwiegend einzelbäuerlicher Wirtschaftsweise bzw. geringere Anteil sozialistischer Landwirtschaft in 
Form von relativ schwacher LPG. Die Ergebnisse des Jahres 1960 sind ebenfalls geprägt von ausklingender einzel-
bäuerlicher Wirtschaftsweise, gepaart mit zunehmender sozialistischer Landwirtschaft in Form von LPG aller Typen. 
Diese LPG befanden sich in Gründung, schwieriger Anfangsentwicklung und verzeichneten in einigen Positionen 
Produktionsrückgang. Diese Schwierigkeiten konnten größtenteils nach der sogenannten Festigungsperiode verrin-
gert werden, führten aber nicht generell zum Überwiegen ökonomisch starker Einzel-LPG, sondern wurden einem 
staatlich gesteuerten erneuten Transformationsprozess unterworfen. 
 
*5  Die Produktionssteigerung von 1957 bis zum Jahr des Kollektivierungsabschlusses geht einerseits auf den allgemei-
nen Entwicklungstrend und andererseits auf die staatliche Unterstützung der LPG, die die DDR-Agrarpolitik im Ge-
gensatz gegenüber den Einzelbauern gewährt hatte, zurück. Die Steigerung des staatlichen Aufkommens ist auch ein 
Ergebnis der Sollerhöhung, die der Staat den Einzelbauern auferlegte, und deren Produktionssteigerung, die sie       
ebenfalls aufwiesen. Der Produktionszuwachs ermöglichte zu Beginn der vollkollektivierten Landwirtschaft im    
April/Mai 1960 folgenden Pro-Kopf-Verbrauch der Bevölkerung.*2  
Fleisch- und Fleischerzeugnissen   55,0 kg 
Trinkvollmilch (2,5 % Fett)   94,5 kg 
Eiern 197 Stck. 
Getreideerzeugnissen 101,6 kg 
dar. Brotgetreidemehl   96,2 kg 
Kartoffeln 173,9 kg 
Zucker   18,2 kg 
Bier   79,5 kg 
Nach der vollständigen Kollektivierung der Landwirtschaft verringerte sich in der darauffolgenden Zeit aufgrund der 
Schwierigkeiten, die der Umgestaltungsprozess auslöste, der angegebene Pro-Kopf-Verbrauch an Agrarprodukten. 
Die Bevölkerung der DDR betrug per 31.12.1959  17.285.902 Personen bzw. per 31.12.1960  17.188.488 Perso-
nen.*3  
Demnach betrug das Marktaufkommen für die Zeit um den „sozialistischen Frühling“ bei  
Fleisch- und Fleischerzeugnissen 61,5 - 61,8 kg/Kopf und Jahr 
Molkereiprodukten 282 -  284  kg/Kopf und Jahr 
  























  1952 1956 1960 




















kg/ha 120,6*7 36,9*7 . . 133,7*7 178,4*5 171,7 180,1 169,6*3 204,8 217,0 201,9 
dar. Schlacht-
schwein kg/ha 79,6





kg/ha 39,8*6 32,1*7 . . 34,8*6 55,9*5 44,7 64,1 58,8*3 74,5 66,6 79,6 
Milch kg/ha 412,3*7 787,0*6 . . 509,6*6 924,5*5 793,7 933,6 759,6*3 1.146,6*9 947,1 1.165,9*9 
Eier Stck/ha 116,5*7 . . . 180,9*6 294,1*5 302,6 271,7 337,9*10 389,8 341,2 413,9 
Quellen:   *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 454–475, 499, 512, Anhang S. 45 
   *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61 (nur LPG) und Statistisches Taschenbuch Bezirk Dresden 1960, S. 183, 185 
   *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, sämtliche Betriebe (LPG nicht gesondert ausgewiesen) 
   *4 Statistisches Taschenbuch für den Bezirk Dresden, 1952–1955 (gemittelt) 
   *5 1958, da 1956 keine Angaben 
   *6 1955, da 1952 bzw. 1956 keine Angaben 
   *7 Errechnet anhand Statistischem Jahrbuch der DDR 1965, S. 21 und 22 
   *8 Keine Angaben von der StZVfSt veröffentlicht 
 
Anmerkungen:    *9 Die Bezirke Dresden und Karl-Marx-Stadt hatten bis 1960 das höchste staatliche Aufkommen je ha LN bei Milch  
erreicht, im Gegensatz zum Bezirk Frankfurt/Oder mit 523,2 kg/ha LN. Es lag nahe, vor allem den Bezirk Karl-Marx-
Stadt bzw. die Erzgebirgslagen der Bezirke Dresden und Karl-Marx-Stadt für die Milcherzeugung zu profilieren. 
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Ölfrüchte *4 Erträge  
staatl. 
dt/ha 10,5*2 









16,6*2 15,1*2 16,2*2 
Aufkommen kg/ha 22,2*2 28,4*2 









205,0*2 198,4*2 219,2*2 
Aufkommen kg/ha 654,6*8,9 . 548,58 . 534,3*8 









301,0*2 323,0*2 273,5*2 
Aufkommen kg/ha 781,0*8,9 . 622,68 . 1011,9*8 
Feldfutter*11 Erträge*3 dt/ha . . . . 56,0 80,0*6 . . 68,9*1 70,7*2 72,1*2 70,9*2 
Quellen:   *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 454– 475, 499, 512, Anhang S. 45 
   *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, sämtliche Betriebe, (LPG nicht gesondert ausgewiesen) 
   *3 Heuertrag aller Futterpflanzen 
   *4 Winterölfrüchte 
   *5 Statistisches Taschenbuch für den Bez. Dresden, 1952–1955 gemittelt 
   *6 1958, da keine Angaben zu 1956 
   *7 1955, da keine Angaben zu 1952 bzw. 1956 
   *8 Errechnet anhand des Statistischen Jahrbuches der DDR 1965, S. 21 und 22, bei Getreide 1952 und 1956  
  sind die Werte z. T. „von/bis“ der Getreidearten angegeben 
 
Anmerkungen:    *9 Die Werte stammen aus dem Jahr 1953, da für 1952 keine Angaben vorliegen 
 *10 Die Getreideerträge der sächsischen Bezirke lagen über dem Durchschnitt der DDR aufgrund der besseren  
natürlichen Produktionsbedingungen, vor allem gegenüber den nördlichen Bezirken. 





3.1.1.5 Erste Schritte bei der kollektiven Arbeit, 1961 und 1962 
 
Nach anfänglichen Phasen einer gewissen Freiwilligkeit war im Zeitraum 1959/1960 eine 
Phase der LPG-Entwicklung eingetreten, in welcher die Mehrzahl der Altbauern, vor allem 
der stabileren Betriebe, in die LPG hineingedrängt wurde. Der im 19. Jahrhundert gewach-
sene Einzelbauernstand war zerschlagen worden. In der Regel waren die Bauern widerstre-
bend in die LPG gegangen, hatten sich aber nach dem „sozialistischen Frühling“ 1960 mit 
ihrer Lage abgefunden, versuchten z. T. ihre LPG durch gute fachliche Arbeit voranzu-
bringen und begannen sich mit dem „genossenschaftlichen Weg“ und ihrer LPG zu identi-
fizieren. Sie gingen den „Weg vom Ich zum Wir“, wie ihnen die Werbesprüche der Jahre 
1959 und 1960 verhießen, aber nicht mit Pathos. Nach parteioffizieller Lesart bestand für 
die LPG nach der Kollektivierung die „Notwendigkeit der raschen Entfaltung der Produk-
tivkräfte“. So mussten Bauern als „Produktivkräfte“ nach dem Eintritt in die LPG einige 
schwere Schritte gehen. Den LPG-Eintritt oder „den Schritt vom Ich zum Wir“ hatten sie 
im Wesentlichen aus verschiedenen Gründen nicht umgangen: 
- Resignation, verbunden mit Fatalismus nach dem Bau der Mauer am 13.08.1961 
- Pflichtbewusstsein, das einem guten Bauern seit Generationen gegenüber dem Wirt-
schaftseigentum anerzogen war 
- wirtschaftliche Schwäche, hervorgerufen durch Überalterung und fehlende Hofnachfol-
ge, mangelnde Gesundheit und Kraft, den Betrieb weiterzuführen 
- Opportunismus (ein ohnehin dem Menschen eigenes Verhalten) und 
- Überzeugung, die aber in den wenigsten Fällen, vor allem nicht bei Groß- und Mittel-
bauern, vorhanden war, denn dem Bauernstand als Unternehmerschicht war der Kom-
munismus wesensfremd. Mit Überzeugung waren zumeist Besitzlose in die LPG gegan-
gen 
 
Die Masse der Bauern war also nicht der LPG aufgrund eines gewandelten Bewusstseins 
beigetreten. Unter diesen moralischen Voraussetzungen gingen die Mitglieder der LPG die 
ersten Schritte in einer vollkollektivierten Landwirtschaft. Die Bauern nahmen nach dem 
LPG-Beitritt wie Tagelöhner, welche bisher auf dem Lande als die unterste soziale Schicht 
angesehen worden waren, die Arbeit auf. Sie gingen vielerorts antriebslos auf den Haupt-
hof der LPG und wurden dort in Arbeitskollektive eingeordnet. Diese Unterordnung war 
für sie ungewohnt. Ihre Vorgesetzten waren oft Verantwortliche aus schlechten Vorgänger-
LPG, die zwar politisch geschult waren, aber in fachlichen Dingen zuweilen bei den ehe-
maligen Bauern Anleihe nehmen mussten. Der Großteil des Leitungspersonals stammte 
aus dem Bestand der MTS. Dieses verfügte jedoch über Erfahrungen, die sie in den MTS- 
Bereichen gewonnen hatten. 
 
Bei vielen LPG-Mitgliedern hatte sich kein genossenschaftliches Bewusstsein ausgeprägt. 
Zum Teil waren sie, sofern sie der Schicht der Hofbesitzer entstammten, froh, der Verant-
wortung ledig zu sein und keine solche mehr übernehmen zu müssen. Das fand auch seinen 
Ausdruck darin, dass sie sich vielfach dem Aufbau einer ausgedehnten individuellen Vieh-
haltung widmeten.  
 
- Vorbereitung der Frühjahrsbestellung 1961 
 Aufgrund der internen Berichterstattungen des MfS war im Jahr 1960 abzusehen, dass 
die Frühjahrsbestellung 1961 generell in der DDR unter den Voraussetzungen der voll-
kollektivierten Landwirtschaft und unter schwierigen materiellen Bedingungen vorge-
nommen werden muss. Einige Tatsachen sollen diese Voraussicht untermauern: 
 Zum Jahresende 1960 waren ca. 500.000 ha Winterfurche noch nicht gezogen  
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 Circa 100.000 ha Wintergetreide waren nicht ausgesät worden 
 Der Bedarf an Getreidesaatgut war mit ca. 60-70 % gedeckt, der Rest sollte von den 
Betrieben selbst aufgebracht werden, obwohl es an Futtergetreide fehlte 
 Bei Kartoffeln entstanden Fehlmengen durch unzweckmäßige Mietenlagerung, per 
31.01.1961 waren Pflanzkartoffeln zu 96 % vorhanden, wovon bis zum Frühjahr 
noch 14 % durch Verlust abzusetzen sind, vor allem bei Frühkartoffeln. Per 
01.03.1961 standen nur 10 % des Mais-Saatgutbedarfes für das Jahr 1961 zur Verfü-
gung, 90 % waren aber mit den Exportländern vertraglich, teilweise zu spät, gebun-
den und harrten der Lieferung, bei Mais fehlten die erforderlichen standortgerechten 
Sorten  
 Der Bedarf an Düngemitteln war nicht gedeckt, durch außenhandelspolitische Maß-
nahmen wurden größere Mengen an Kali- und Stickstoff-Düngemittel aus dem Kon-
tingent der Landwirtschaft gestrichen, was bei der Ernte 1961 negativ zu Buche 
schlug 
 Im Obst- und Gemüsebau fehlte es an Pflanzenschutzmitteln 
 Die Herbizidanwendung war zu 100 % gesichert, es bestand die Aussicht, die Mais-
flächen zu 80 % chemisch behandeln zu können61 
Für die Durchführung der Frühjahrbestellung 1961 erließ die Regierung der DDR ei-
gens einen gesonderten Ministerratsbeschluss, um die Probleme beherrschen zu können. 
 
- Notwendigkeit der Konsolidierung 
In den ersten Jahren der Kollektivwirtschaft arbeiteten im Wesentlichen zwei Altersge-
nerationen gemeinsam, wobei ehemalige Großbauern häufig einfachere Arbeiten aus-
führten. Leitungsaufgaben wollten sie i. d. R., auch wenn dies der politischen Linie ent-
sprochen hätte, nicht übernehmen. Dass es davon Ausnahmen gab, wie dies immer im 
Laufe der LPG-Entwicklung geschah, beweist ein Fall aus dem Bezirk Karl-Marx-Stadt. 
Im Jahre 1959, die Werbung für den Eintritt in die örtlichen LPG lief auf vollen Touren, 
trat in Wittgensdorf, Kr. Karl-Marx-Stadt-Land, ein sogenannter Großbauer der LPG 
bei. Mit 94 ha LN Flächenausstattung der Bodenreform gerade entronnen und bisher er-
folgreicher Betriebsführung, hatte es Karl Lenk nicht nötig gehabt, diesen Schritt zu tun. 
In Erkenntnis der Aussichtslosigkeit des privaten Bauerntums und „um noch zu retten, 
was zu retten war“, übernahm er sogar den Vorsitz dieser LPG. Derartige Vorgänge ge-
reichten der SED zum Vorteil, da sie dieses Ereignis für sich ausnutzte und als ihren 
Werbeerfolg bzw. als gutes Beispiel gegenüber anderen Bauern verwertete.62 Die Nach-
kommen der Bauern versuchten oft, über verschiedene Wege weder Berufe in der 
Landwirtschaft zu erlernen noch diese auszuüben. Sie wählten sich andere Tätigkeiten 
und gingen außerhalb der Dörfer arbeiten. Dieser Abgang beschäftigte die SED-
Agrarpolitik und wurde auf den Bauernkongressen ernsthaft diskutiert, da jede Arbeits-
kraft erhalten werden sollte.63 Die ehemaligen Bauersfrauen trauerten häufig ihrem Vieh 
nach, das jetzt in kollektivwirtschaftliche Ställe umgezogen war, und mussten mit anse-
hen, dass es jetzt nicht mehr so persönlich und teilweise unzureichend versorgt wurde. 
Die Kühe, die vor Kurzem noch einen Namen erhalten hatten, trugen jetzt eine Ohrmar-
kennummer des LPG-Stalles.64  
 
Gerhard Grüneberg, damaliger Sekretär des ZK für Landwirtschaft und Kandidat des 
Politbüros der SED, appellierte 1961 an die Landbevölkerung (Zitat): „Vom Tempo der 
Festigung der LPG und der Steigerung der Arbeitsproduktivität hängt es ab, wie schnell 
der Wohlstand wächst, die Rückständigkeit des Dorfes überwunden und das Leben auf 




Die neuen, aus der Kollektivierung hervorgegangenen LPG standen nach dem „sozialis-
tischen Frühling“ aufgrund der neuen Produktionsverhältnisse vor mehreren Konsoli-
dierungsaufgaben, welche die Agrarpolitik der SED in den nächsten Jahren betriebsför-
dernd unterstützen musste.66 
 
Nach dem vollendeten kollektivwirtschaftlichen Zusammenschluss der Jahre 1960/1961 
galt es für die SED-Agrarpolitik, aufgrund der Verhältnisse, die durch den Abschluss 
der Kollektivierung geschaffen worden waren, einen prinzipiell neuen, von der Agrar-
politik vorgegebenen Weg einzuschlagen. Im damaligen Sprachgebrauch ausgedrückt, 
handelte es sich um drei Maßnahmen:  
 auf der Basis der neuen Eigentumsverhältnisse die Produktivkräfte in den LPG rasch 
entfalten 
 die sozialistischen Produktionsverhältnisse kontinuierlich festigen  
 die Produktion und Arbeitsproduktivität systematisch steigern 
 
Es musste also eine Periode der Konsolidierung der LPG eingeleitet werden. 
Mit dem „Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse in Stadt und Land“ bestan-
den jetzt, davon ging die SED aus, die gesellschaftlichen Voraussetzungen, Produktion 
und Arbeitsproduktivität so zu erhöhen, dass der programmatisch erklärte „Aufbau des 
Sozialismus in der DDR“ nunmehr vollendet werden könne. 
 
Das Ziel der Konsolidierungsphase ab 1961 für die nächsten zwei Jahre bestand in 
 dem „raschen Aufschwung der guten genossenschaftlichen Arbeit zur schrittweisen 
Entwicklung der LPG mit Unterstützung durch alle gesellschaftlichen Kräfte“, 
 der Überwindung der Rückständigkeit der Landwirtschaft,  
 der zunehmenden Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsgütern aus eigenem 
Aufkommen und 
 der Verringerung der Importe landwirtschaftlicher Produkte.  
 
Vom 23.–26.11.1961 beriet die SED-Führung anlässlich der 14. ZK-Tagung, bei der die 
Arbeit der Partei auf die Lösung der ökonomischen Aufgaben zu konzentrieren be-
schlossen worden war, über die „gute genossenschaftliche Arbeit“. Insbesondere musste 
sich die SED mit dem Hauptproblem der LPG Typ III befassen, dem Widerspruch zwi-
schen gemäß Statut zulässiger persönlicher Hauswirtschaft und deren praktiziertem 
Ausmaß durch die LPG-Mitglieder. Auf Grundlage des Beschlusses der 14. ZK-Tagung 
sollten die LPG unter der Losung „Unser Neuland gute genossenschaftliche Arbeit“ die 
nach der totalen Kollektivierung begonnene Entwicklung der LPG in Gang setzen.67 
 
Um den Einfluss der SED zu erhöhen, sollten bewährte Parteimitglieder für die Arbeit 
in den LPG gewonnen werden. Mancherorts waren in LPG überhaupt keine SED-
Angehörigen tätig. Da es an qualifiziertem und motiviertem Personal mangelte, wurden 
neben „bewährten“ Parteimitgliedern Arbeiter, Wirtschaftsfunktionäre und FDJler in die 
LPG geschickt und den Bauern sowie anderen LPG-Mitgliedern zur Seite gestellt. 
 
Es sind Meinungen von Bauern aus dem sächsischen Bezirk Leipzig überliefert, welche 
die Ablehnung aufgrund der geringen Erfolge der Kollektivwirtschaft eindeutig zum 
Ausdruck bringen.68 Am 16.06.1961 hatten z. B. im Kreis Torgau mehrere Bauern ihren 
Austritt aus den LPG beantragt. Zum 24.6.1961 hatten im Kreis Geithain 14 Mitglieder 
aus 8 LPG den Austritt erklärt. Auch ehemalige Industriearbeiter bekundeten ihren Wil-
len, aus der LPG auszutreten, wie in Panschwitz, Märlitz, Schladitz und Wolteritz, Kreis 
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Delitzsch. Im gleichen Kreis hatte ein Bauer aus Greifenstein am 16.06.1961 gemeint: 
„… dieses Jahr wird noch sozialistisch gearbeitet, nächstes Jahr so wie in Polen!“ Ein 
Bauer aus Zschortau, Kr. Delitzsch, prangerte nach einer Meldung vom 18.11.1961 das 
staatliche Plandiktat und die schlechte Futterwirtschaft der LPG als Ursache für die 
Mängel bei der Versorgung der Bevölkerung an. Die Kreisleitung (KL) der SED 
Grimma vermerkte 1961 zur Butterversorgung: (Zitat): „… vor Pfingsten gab es sogar 
nur 100 g/Person Butter, die alle 14 Tage zugeteilt werden. In den Gaststätten war es 
dasselbe, da bekam man weder eine Bockwurst noch ein Fleischgericht“. Aus Pöhsig im 
gleichen Kreis hatte die SED eine Bauernmeinung gemeldet: „Wenn wir im ‚sozialisti-
schen Frühling’ nicht in die LPG gezwungen worden wären, sähe es viel besser aus.“ In 
Zschortau war ein Bauer der Überzeugung: „Wenn es in der Produktion besser werden 
soll, müssen wir die LPG auflösen.“  
 
Ähnliche Berichte verfertigten auch die Zuträger der MfS-Dienststellen. SED und MfS 
wussten alles. Jedoch waren deren Berichte und Protokolle eine Sammlung von Herr-
schaftswissen. Die Informationen über die politische Stimmung der Bevölkerung wur-
den auf dem Wege der Parteiorgane „heraufgereicht“ und meistenteils geschönt, wie es 
selbst der Erste Sekretär des ZK der SED bemerkt hatte.69  
 
Die den agrarpolitischen Konzepten zugrunde liegenden Analysen der tatsächlichen La-
ge und die daraus abzuleitenden Trendbestimmungen wurden sowohl von der SED als 
auch vom MfS als störend empfunden und größtenteils falsch ausgelegt.70 So kommt es 
deutlich in der Aussage des Betriebsleiters der LPG Seehausen, Kr. Leipzig-Land, Dr. 
Paulick, in einem Bericht an den Sekretär des ZK der SED, Paul Fröhlich, zum Aus-
druck (Zitat): „Wir waren bisher nicht ehrlich. Ich bin für unbedingte Ehrlichkeit. Zur-
zeit wird sehr viel geschwindelt. Die, die ehrlich sind, werden geprügelt“.71 Die Mängel, 
die das LPG-Modell hervorgebracht hatte, wurden stets auf die ideologische Einfluss-
nahme eines imaginären Gegners zurückgeführt.72  
 
Gleiches betrifft auch die persönliche Hauswirtschaft der LPG-Mitglieder. Bei Meldun-
gen aus Zschortau, Kr. Delitzsch, dass diese die Haupteinnahmequelle darstelle und sie 
erweitert werden müsse, man sich nach einem zweiten Arbeitsverhältnis umsehen müs-
se, um leben zu können.73 brachte die SED den „Gegner“ ins Spiel. Analysen über die 
tatsächlichen Einkommensverhältnisse in den LPG ignorierte das flächendeckende In-
formationssystem der DDR. Aus diesem Grund ist es unerlässlich, in vorliegender Ar-
beit Untersuchungen speziell zu dem Thema Vergütung der Arbeit und persönliche 
Hauswirtschaft in den drei sächsischen Bezirken vorzunehmen. 
 
Die persönliche Hauswirtschaft trat als ein ganz wesentliches Problem beim Start der 
LPG in die kollektivwirtschaftliche Arbeit in den sächsischen Bezirken auf. Es bietet 
ungeschönt einen Einblick in die Situation, als die LPG die ersten Schritte bei der kol-
lektiven Arbeit gehen mussten.   
 
Die Zielstellung des VI. Parteitages im Jahre 1963, „die Versorgung der Bevölkerung 
noch besser zu gestalten“, gibt einen Hinweis darauf, dass es bis dahin Mängel bei der 
Erzeugung von landwirtschaftlichen Produkten gab. Die Versorgung mit Nahrungsgü-
tern führte nicht nur in den Ballungsgebieten zu Schwierigkeiten. Im ländlichen, land-
wirtschaftlich geprägten Raum verhinderte bisher naturgemäß die Selbstversorgung der 
Einzelbauern Unzufriedenheit mit der Nahrungsgüterversorgung, wie sie sich mehrfach, 
z. B. beim Arbeiteraufstand des 17. Juni 1953 bei der Bevölkerung zeigte. Unzufrieden-
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heit auf dem Lande und in der bäuerlichen Bevölkerung war nach 1945 eher eine Folge 
der allgemeinen Ablehnung der sowjetischen Besatzungsmacht, der SED-Politik und 
der mangelhaften Versorgung mit technischen Gütern. Aufgrund wirtschaftlicher Män-
gel in der übrigen volkseigenen Wirtschaft konnten aber auch materiell-technische Be-
dürfnisse, wie Landmaschinen, Düngemittel, Baustoffe, nicht befriedigt werden. Seit 
dem Kollektivierungsabschluss 1960 und dem Rückgang der bisherigen bäuerlichen 
Selbstversorgung im ländlichen Raum schmälerte nunmehr das geringe Produktionsvo-
lumen der LPG staatliches Aufkommen und folglich das Marktaufkommen.74 Die Mit-
glieder der LPG Typ III widmeten sich deshalb intensiv der persönlichen Hauswirt-
schaft, die sie neben der Arbeit in der LPG betrieben. Diese private Wirtschaftsform, 
wechselnd von der SED-Politik unterstützt oder abgelehnt, je nach Versorgungssituati-
on, war politisch und wirtschaftlich gesehen ein Zugeständnis der Agrarpolitik der DDR 
an die unkontinuierliche Versorgung der Bevölkerung. Die Vorstände der LPG mussten 
aber im Prinzip die persönliche Hauswirtschaft aus betrieblicher Sicht ablehnen. Dafür 
gab es folgende Gründe: 
 Der LPG ging Arbeitskraft verloren, da ein Großteil der Menschen acht bis zwölf 
Stunden am Tag bzw. 250–300 Stunden pro Monat, auch Wochenendarbeit als „ge-
nossenschaftliche Arbeit“ in der LPG leistete und nun auch noch Zeit und Kraft für 
das „Individuelle“, wie es die Genossenschaftsbauern nannten, geopfert wurde. Da-
mit ging zunehmend die Schonung der eigenen Arbeitskraft einher 
 Der LPG ging Futter verloren, da nicht genügend wirtschaftseigenes Futter und vor 
allem Kraftfutter zur Verfügung stand. Es gab wiederholt Fälle von Futterdiebstahl, 
da individuelles Vieh auch in genossenschaftlichen Ställen gehalten wurde. Dies hielt 
an bis zur Auflösung der LPG 1990 
 Die Frauen trugen nach wie vor die Hauptlast der häuslichen Arbeit, zu der die  Ver-
sorgung des individuell gehaltenen Viehes zählte. In den meisten LPG galten deshalb 
für Frauen gesonderte Arbeitszeitregelungen, wie Arbeitsbeginn im Feldbau 7.00 Uhr 
und zweistündige Mittagspause 
Kulturelle, Urlaubs- und Freizeitansprüche konnten dadurch bedingt nicht besser als  
vor LPG-Eintritt befriedigt werden 
 
Die persönliche Hauswirtschaft gestaltete sich zu einem Schwerpunkt in der Arbeit der 
LPG Typ III und löste für die Agrarpolitik das Gefühl „zwei Seelen in einer Brust“ zu 
haben aus. Einerseits mussten das Vertrauen der Mitglieder in die LPG aufgebaut und 
die Nebenwirtschaft als Bestandteil der Musterstatuten gestattet werden, andererseits 
entstanden betriebliche Nachteile. Individuell gehaltene Kühe belasteten zweifelsohne 
die LPG. 
 
- Anwendung von Prinzipien der kollektivwirtschaftlichen Arbeit 
Weitere politische und ökonomische Aufgaben waren den LPG im „Ringen um die 
Durchsetzung der Prinzipien der genossenschaftlichen Arbeit“ bei ihren ersten Schritten 
auferlegt, um ihren Fortbestand zu sichern. Die Zersplitterung der Feld- und Viehwirt-
schaft in den Gemarkungen musste beseitigt werden. Zur Gestaltung neuer einheitlicher 
Fruchtfolgen und Ackerflächenverhältnisse wurden Feldraine und -wege sowie die 
Markierung bisheriger Eigentumsgrenzen beseitigt. 
 
In der Viehwirtschaft entsprachen die eingebrachten Stallungen nicht den Anforderun-
gen einer modernen Viehhaltung, insbesondere um die Tbc-Freimachung durchführen 
zu können. Deshalb widmet sich vorliegende Arbeit dem Problem der Rinderhaltung 
und Bekämpfung von Tbc und Brucellose mit je einem gesonderten Kapitel (vgl. Pkt. 
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3.2.8, S. 558 ff.). 
 
Die Betriebsleitungen der LPG mussten die Bildung und Festigung einer ständigen Or-
ganisationsstruktur vornehmen. Es mussten alle Beschäftigten in Brigaden eingeteilt 
werden. Die Vorstände setzten Leitungskräfte ein und wechselten sie aus, da viele die 
Erfahrungen und Voraussetzungen nicht mitbrachten. Zunehmender Verwaltungs-
aufwand erforderte eine funktionierende Buchhaltung und zog Bedarf an Räumlich-
keiten nach sich. Dafür waren materielle und finanzielle Aufwendungen durch die zu-
meist wirtschaftsschwachen LPG zu erbringen. Um aus einem Konglomerat einge-
brachter unterschiedlicher bäuerlicher Betriebe hinsichtlich Größe und Betriebsmittel-
ausstattung moderne landwirtschaftliche Großbetriebe, wie sie die Lösung der Agrar-
probleme in der Mitte des 20. Jahrhunderts erfordert hätten, formen zu können, fehlten 
weitestgehend die materiellen Voraussetzungen.  
 
In den Jahren 1960–1962 wechselten öfters die Vorsitzenden der LPG. Erst nach diesem 
Wechsel, indem man oft auf Leitungspersonal aus dem MTS zurückgriff, zeichnete sich 
ein Aufwärtstrend ab, wie dies die Jahresabschlussberichte (JAB) vieler LPG deutlich 
zeigten.75  
 
Die Untätigkeit und das Desinteresse eines gewissen Teils der Beschäftigten waren der 
LPG-Entwicklung hinderlich. Da es sich nach dem Verständnis der SED um Genossen-
schaften handelte, war es notwendig, die arbeitenden Menschen in die Leitung und Pla-
nung der Produktionsergebnisse einzubeziehen. Das bedeutete deren Mitarbeit in 
Kommissionen der LPG und ab 1963 in den Landwirtschaftsräten. 
 
Um die LPG ökonomisch voranzubringen, waren die Prinzipien der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung in den LPG durchzusetzen.76 Dafür musste der Bildungsstand erhöht 
werden. Die Industrie hatte gegenüber der Landwirtschaft auf diesem Gebiet Vorlauf 
bereits seit der Mitte des 19. Jahrhunderts erreicht.  
 
Da die Konsumtion in den LPG auf einem niedrigen Niveau lag, war es schwer für die 
LPG-Vorstände, die Mitglieder von einer höheren Akkumulation, d. h. höheren Fonds-
zuführung zur Sicherung der einfachen und erweiterten Reproduktion zu überzeugen. 
Hierbei mussten LPG-Vorsitzende zuweilen schwere Kämpfe mit der Bauernbank und 
dem RdK ausfechten. Die LPG und nicht der Staat sollten die Investitionen finanzieren. 
Diese Vorgänge erschwerten allen LPG ihre ersten Schritte nach der Vollkollektivie-
rung, da sie direkt die persönlichen Belange der Beschäftigten betrafen.  
 
Das System der Ausreichung staatlicher Produktionshilfen77 wurde abgebaut und in eine 
staatliche Förderpolitik zur Erhöhung der Produktion und Festigung der Produktions-
grundlagen in den LPG umgewandelt.78 Bis zu diesem Zeitpunkt war aber die Konsoli-
dierung der LPG noch längst nicht abgeschlossen. Der Förderung des kollektiven Den-
kens der LPG-Mitglieder und der schrittweisen Reduzierung des zweiten wirtschaftli-
chen Standbeines in Form der persönlichen Hauswirtschaft liefen im Jahr 1962 solche 
Maßnahmen, wie die Förderung des Abschlusses von Mastverträgen für Schlacht-
schweine, zuwider.79  
 
Auf der 17. Tagung des ZK der SED vom 03.–05.10.1962 wurde zum ersten Male der 
Übergang zur landwirtschaftlichen Großproduktion gefordert, obwohl die Mehrheit der 
bis 1960 entstandenen LPG keineswegs so weit gefestigt war, dass man an weitere 
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Schritte denken konnte. Es bestanden gravierende Mängel in der Futterwirtschaft, wel-
che zu niedrigen Leistungen und geringer Wirtschaftlichkeit in der Viehwirtschaft führ-
ten. „Milchschulden“, d. h. Defizite gegenüber den Plänen der LPG, Kreise und Bezir-
ke, waren bis in die Mitte der siebziger Jahre üblich. Sie bedeuteten Unterversorgung 
der Bevölkerung mit Molkereiprodukten. Gleiches war bei der Schlachtvieherzeugung 
zu verzeichnen. Als Ergebnis der „Vollgenossenschaftlichkeit“ mussten im September 
1962 sogenannte Stammkundenkarten zur Kontingentierung von Fleisch und Wurst ein-
geführt werden (siehe Abb. 63, S. 298). 1958 waren die Lebensmittelkarten erst abge-
schafft worden. Dass nicht nur das Wetter, sondern auch die mangelhafte „genossen-
schaftliche“ Arbeit für die Einführung von Stammkundenkarten der Grund war, geht 
aus einer Bevölkerungsinformation für den Kreis Freiberg im Herbst 1962 hervor.80  
 
Die ersten Schritte der LPG und der Mitglieder begleitete auch die Umverlagerung der 
Kapazitäten der MTS in die LPG, welche schon z. T. 1959 begonnen hatte und 1964 in 
den sächsischen LPG zum Abschluss kam. Die politische Bedeutung dieses Prozesses 
wird für wert befunden, ihn in der Studie in einem speziellen Kapitel (Pkt. 3.1.1.8) zu 
behandeln. Mit dieser Verlagerung gelangte ein Teil der sogenannten Arbeiterklasse in 
die „Genossenschaften“ und trug zur sozialen Umformung der Dörfer bei. Vielerorts 
bestanden in großen Dörfern neben einer LPG Typ III mit mehreren Hundert Hektar 
Flächenausstattung eine oder mehrere kleine LPG Typ I, deren Mitglieder meistens ein  
höheres Einkommen als die des Typs III hatten.81 
 
Da die Vorsitzenden einer LPG im besonderen Maße dem gefühlsmäßigen Dualismus 
innerhalb ihrer Funktion ausgesetzt waren, soll auf deren Situation eingegangen werden. 
Sie mussten den Spagat zwischen Interessenvertretung der Mitglieder ihrer LPG und ag-
rarpolitischen Anforderungen, die von außen an den Betrieb gestellt wurden, schaffen. 
 
- Beweggründe, den Vorsitz einer LPG zu übernehmen  
Die mit dem sozialistischen Umgestaltungsprozess geschwundene Verantwortung der 
Einzelbauern für ihren Betrieb erbrachte im Gegenzug nur selten die Verantwortung für 
größere Teilbereiche in der kollektiven Wirtschaftsform. Ehemalige Einzelbauern 
zeichneten sich eher dadurch aus, dass sie innerhalb von Arbeitsprozessen und der ihnen 
zugewiesenen Arbeiten Verantwortung gegenüber den Wirtschaftsgütern der LPG 
wahrnahmen. Ihren Gewohnheiten entsprach auch, gemäß ihrer Natur und ihrem frühe-
ren Tun, diese Arbeiten mit Qualität auszuführen.  
 
Ehemalige Einzelbauern, vor allem „Großbauern“, schieden i. d. R. für eine Tätigkeit in 
der ersten oder zweiten Leitungsebene der LPG aus. Da es jedoch drei verschiedene Be-
triebstypen der LPG, je nach ihrem Vergesellschaftungsgrad der Produktion, gab, ent-
standen bei diesem Verhalten Unterschiede. Die Leitungsebenen in den LPG Typ III 
wurden i. d. R. von Personal aus den aufgelösten MTS- Bereichen besetzt. Dabei gelang 
es dem Staat zugleich, ausgebildetes Personal und einen Stamm aus SED-Mitgliedern 
zu etablieren. Bei den LPG Typ I war dem nicht so, und den Mitgliedern gelang es, über 
ihre Vollversammlungen die Leitungsebenen und Vorstände mit Leuten ihrer Wahl zu 
besetzen. 
 
Unabhängig vom LPG-Typ stellt sich aber die Frage nach den Beweggründen eines 
Menschen, die Leitung einer LPG, die nicht aus eigenem Entschluss der Bauern zu- 




Immerhin bestanden bei den Bauern solche Befürchtungen wie 
• nicht genügend fachliches Rüstzeug für einen Großbetrieb zu haben, 
• nicht über die moralische Kraft zur Führung einer Vielzahl, auch versierter Be-
rufskollegen zu verfügen, 
• keine Verantwortung in einem Betrieb übernehmen zu können, der als sozialis-
tisches Experiment der SED-Agrarpolitik und durch unfreiwilligen Zusammen-
schluss von privaten Produzenten entstanden war, 
• im Dorf sozial isoliert zu werden, auf Ablehnung in der eigenen Familie zu stoßen,  
• private Interessen gesamtgesellschaftlichen Interessen opfern zu müssen sowie keine 
freien Entscheidungen mehr fällen zu können. 
 
Zu seinem Lebensweg als LPG-Vorsitzender in Fremdiswalde, Kr. Wurzen, Bez. 
Leipzig, stellt ein ehemaliger Mittelbauer sich selbst die Frage nach den Motiven. War 
es 
• „Geltungsbedürfnis, 
• Sucht nach eigener Bereicherung, 
• Abneigung gegen schwielige Hände und von Zeit zu Zeit vom Regen durchweichte 
Kleider (im Gegenteil, weg vom Papier), 
oder gar 
• Glaube an den Sieg des Sozialismus“, 
was ihn die Wahl zum Vorsitzenden durch die LPG-Mitglieder annehmen ließ? 
 
Alle diese Fragen verneinte der Zeitzeuge. Die Argumente für die Annahme des LPG-
Vorsitzes beantwortet er zusammengefasst in Folgendem (Zitat): „… beeindruckend 
war das Vertrauen der Berufskollegen und das Aufrichten an den erwartungsvollen Bli-
cken der Vorstands- und LPG-Mitgliedern und dadurch Herausbildung eines Verant-
wortungsbewusstseins. Wenn ich spürte, dass diese Menschen von mir keine nutzlosen 
Worte erwarteten, sondern optimistische, konstruktive Hinweise, konkrete Antworten 
auf jede Frage, wurde ich ein anderer. Weg war die miese Stimmung. Ideen flogen mir 
zu.“82  
 
Auch wenn die während der SED-Zeit veröffentlichten Lebenserinnerungen und deren 
Inhalt sowie Ausdruck nicht ganz der persönlichen Überzeugung des Autors entspro-
chen haben mögen – immerhin war es nicht möglich, eine Kritik am LPG-Modell, auch 
literarisch verbrämt, zu veröffentlichen – so gibt die Beantwortung der heiklen Frage 
durch einen Bauern und Zeitgenossen, der die gesamte LPG-Entwicklung und dies in 
führender Stellung erlebt hatte, einen Blick frei in das Innere von Menschen, die in den 
LPG Verantwortung zu übernehmen bereit waren. Die Antwort des Zeitzeugen offen-
bart nicht die ganze Wahrheit, aber einen großen Teil von ihr. Ein gewisses Führungs-
bewusstsein, das geistig regen Menschen, zumindest latent, zu eigen ist, gepaart mit 
Verantwortung gegenüber Menschen in Dorfgemeinschaften und ein angeborenes Stre-
ben, aus allem „das Beste machen zu wollen“, wird wohl eine große Rolle gespielt ha-
ben. So ist auch das vorgenannte Beispiel des „Großbauern“ Karl Lenk aus Wittgens-
dorf bei Karl-Marx-Stadt einzuordnen (vgl. Pkt. 3.1.1.5, S. 115). Vielleicht lag bei ei-
nem kleinen Teil der Verantwortungsträger Glaube an die Richtigkeit der marxistisch-
leninistischen Theorien und des Sozialismus zugrunde. Aber der Drang, ein hohes per-
sönliches Einkommen mittels einer hohen Leitungsfunktion in der LPG oder deren spä-
teren zwischenbetrieblichen bzw. kooperativen Einrichtungen zu erlangen, dürfte nicht 
den Ausschlag gegeben haben. Dazu war in den sechziger Jahren die Vergütung zu we-
nig attraktiv, der Aufwand an Arbeitszeit zu hoch und der Verzicht auf Privat- sowie 
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Abb. 20 Vorsitzender einer LPG Typ III im Kr. Freiberg, Bez. Karl- Marx- 
 Stadt, Anfang der sechziger Jahre 
Quelle: Archiv der Gemeinde Conradsdorf, Kr. Freiberg. Unsigniert 
 
Der Verwaltungsaufwand in den LPG der ersten Jahre nach dem Kollektivierungsab-
schluss hielt sich in Grenzen. Es wurde viel operative Leitungsarbeit geleistet. Die Lei-
tung des Betriebes erfolgte hauptsächlich vor Ort, an der „Basis der Produktion“. Buch-
haltungskräfte befanden sich z. T. noch in Qualifizierung durch Schulungen. Büroneu-
bauten konnten die LPG noch nicht errichten und finanzieren. Hauptsächlich nutzten die 









Abb. 21 Verwaltung einer frühen LPG Typ III im 
 Bez. Karl-Marx-Stadt zu Anfang der 
 sechziger Jahre. Oft waren die Verwal-
 tungen in beengten Räumen von 
 Wohngebäuden in bäuerlichen Gehöften 
 eingerichtet worden. 
Quelle: Archiv der Gemeinde Conradsdorf, Kr. 











Abb. 22 Schnell zu errichtende Bauten im Baracken- 
 stil dienten nach dem„soialistischen Früh-
 ling“ vielerorts als Verwaltungsgebäude, 
 wie hier für die LPG in Zschaitz, Kr. Dö-
 beln, Bez. Leipzig 
Quelle: Chronik der LPG „Otto Grotewohl“Auter-




- Die schwierige Frühjahrsbestellung 1961 
Mit der Frühjahrsbestellung im Jahre 1961 lag mindestens ein Jahr kollektiver Arbeit 
hinter den LPG. In diesem Jahr hatten vor allem bei den neu gegründeten LPG des  
Typs III viele Schwierigkeiten organisatorischer, aber auch materieller Art, nicht für ein 
überzeugendes Betriebsergebnis gesorgt. Die dadurch bedingte Stimmungslage in den 
Dörfern führte in vielen LPG zu einer gewissen Passivität der Beschäftigten, die man-
cherorts die Grenzen zu Disziplinlosigkeit und Widerstand überschritten hatten.  
 
Im Jahre 1960 hatten noch nicht alle LPG die Flächen zusammengelegt. Die Flächen-
zusammenlegungsdefizite betrafen insbesondere die LPG Typ I, da die Typ-III-LPG 
meistens schon vor dem „sozialistischen Frühling“ dieses Problem gelöst hatten. Am 
Beispiel des Bezirkes Dresden, der den höchsten Typ-I-Anteil der drei sächsischen Be-
zirke aufzuweisen hatte, wird die Flächenzusammenlegung im Jahre 1961 rekonstruiert. 
• Bestand der LPG Typ I nach Größengruppen 
 
 Anzahl der LPG Grad der Zusammenlegung 
< 50 ha LN        296 19,4 % 
50 - 100 ha LN        492 32,3 % 
> 100 ha LN        736 48,3 % 
gesamt      1.524 100,0 % 
 
• Verteilung des Flächenzusammenlegungsgrades 
 
keine oder teilweise Zu-
sammenlegung 
144 100 % 
64 75 -100 % 
134 50  - 75 % 
320 < 50 % 
Zusammenlegung nur  
innerhalb der Einzelbe-
triebe 
128 100 % 
41 75 -100 % 
83 50  - 75 % 
171 < 50 % 
konsequente Zusammen-
legung einschließlich Be-
seitigung von Feldrainen 
und Grenzsteinen 
469 100 % 
166 75 -100 % 
101 50  - 75 % 
185 < 50 % 84 
 
Der Flächenzusammenlegungsgrad der LPG entspricht auch einem Gradmesser des 
Zweifels der ehemaligen Einzelbauern gegenüber der Perspektive kollektiver Arbeit in 
sozialistischen Genossenschaften. Circa 43 % der LPG Typ I im Bezirk Dresden hatten 
1961 bestenfalls eine teilweise Zusammenlegung vorgenommen. Solange es ihre Kraft 
zuließ, hielten die Typ-I-Bauern an überkommenen Produktionsweisen und ihrem Ei-
gentum fest. Viele Bauern gaben sich dem Glauben hin, dass die Regierung eine baldige 
Auflösung der LPG zulasse, d. h. eine Änderung der politischen Verhältnisse einträte.85 
 
Die bis in das Jahr 1962 verzögerte Flächenzusammenlegung war Gegenstand von      
Überprüfungen und Berichten staatlicher Behörden sowie des Parteiapparates auf Ebene 
der Kreise. Auch das MfS richtete seine Tätigkeit auf dieses Problem. Der Tatbestand 
„verzögerte Schlagzusammenlegung“ geriet z. B. im Bezirk Karl-Marx-Stadt ins Visier 
des MfS, wie aus dem Rahmen-Perspektivplan für die Abteilungen II, V und VII im Be-
reich der MfS BV Karl- Marx-Stadt für das Jahr 1962 hervorgeht.86 Schlagzusammen-
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legungen waren auch bis Ende 1962 noch nicht vollständig durchgesetzt worden. Dies 
betraf wieder vor allem die LPG Typ I, in welchen „individuelle Bestrebungen“ noch 
lange anhielten.87 Selbst die MfS-Zentrale in Berlin sah sich veranlasst, aufgrund der 
Schwierigkeiten der LPG seit dem „sozialistischen Frühling“ ihre Tätigkeit zur Ein-
flussnahme auf die Verantwortlichen im Staatsapparat zwecks „Einführung fortschrittli-
cher Methoden in der Landwirtschaft, reibungsloser Durchführung der Frühjahrsbestel-
lung 1961“, der Flächenzusammenlegung und der „Ausnutzung aller Geräte und Ma-
schinen“ zu konzentrieren.88 Die verzögerte Zusammenlegung der Flächen wurde zum 
staatspolitischen Problem erhoben. In einer speziellen Richtlinie hatte der Minister für 
Staatssicherheit, Generaloberst Mielke, unter die Aufgaben zur Festigung der LPG im 
Rahmen der „vorbeugenden Tätigkeit in Zusammenhang mit den Partei- und Staatsor-
ganen“ in seinem Geschäftsbereich zur Überwindung von „Hemmnissen in der Organi-
sierung der genossenschaftlichen Arbeit“ u. a. der Tatbestand des Nichtentfernens von 
Grenzsteinen und der unterbleibenden Flächenzusammenlegung aufgenommen.89 
 
Die immer wieder in solchen Berichten des MfS erwähnte „Feindtätigkeit“ war aber 
nicht der Auslöser für die Schwierigkeiten in den LPG. Unter solcher Tätigkeit verstand 
das MfS, entsprechend seiner Diktion, ideologische Diversion, um Austritte aus den 
LPG, Republikfluchten und Arbeitsniederlegungen zu erreichen, das Zustandekommen 
einer guten genossenschaftlichen Arbeit zu verhindern und Schädlingstätigkeit zu orga-
nisieren.90 
 
Der eigentliche Grund für die vielen Schwierigkeiten bestand darin, dass der Staat mit 
seinem beschränkten Wirtschaftsvermögen einfach nicht in der Lage war, mit der abso-
lut verfrühten Umwandlung der Agrarbetriebe Schritt zu halten und die materiell-
technische Grundlage für moderne Großbetriebe zu schaffen.  
 
Nach der Kollektivierung herrschte in der Mehrzahl der LPG noch eine geringe Ausstat-
tung mit landtechnischen Geräten und Maschinen. Nach wie vor mussten die MTS trak-
torenabhängige Feldarbeiten erledigen. Die teilweise mangelhafte Auslastung der Land-
technik führte zu Verzögerungen bei der Frühjahrsbestellung und bei Feldarbeiten. Im 
Jahre des „sozialistischen Frühlings“, 1960, wurde z. B. bei einigen MTS des Bereiches 
Döbeln im Bezirk Leipzig folgende Auslastung der Kapazität festgestellt:  
  1. Schicht 65 % 
  2. Schicht 35 % 
  3. Schicht 11 %    (MTS Zschackwitz)91 
Auch zwei Jahre später wurde mangelhafte Auslastung verzeichnet, z. B.  
Kr. Annaberg, Bez. K.-M.- Stadt 2. Schicht 18,6 % (MTS Sehma, Sept.1962)92 
Kr. Freiberg, Bez. K.-M.- Stadt 2. Schicht 29 %    (MTS Großschirma, Okt.1962) 
2. Schicht 40 %    (RTS Naundorf, Okt. 1962)93 
Kr. Zschopau, Bez. K.-M.- Stadt  2. Schicht 15 %    (MTS Herold, Okt. 1962) 
 
In den ersten beiden Anfangsjahren der vollkollektivierten Arbeit 1960 und 1961 kam 
es vor, dass die in die LPG eintretenden Bauern Maschinen und Zugvieh, was im Rah-
men der „sozialistischen Umgestaltung der Landwirtschaft“ gebraucht worden wäre, 
heimlich verkauften.94 Dieses Inventar dürfte jedoch bestenfalls den LPG Typ I etwas 
genützt haben. Private Interessenten gab es so gut wie keine mehr, und so kann es sich 





Vor diesem Hintergrund gestaltete sich die Frühjahrsbestellung 1961 besonders kompli-
ziert. Fehlende Düngemittel und Saat- bzw. Pflanzgut neben Nichteinhaltung agrotech-
nisch erforderlicher Termine durch die LPG ergaben infolgedessen Einbußen bei der 
Feldwirtschaft in diesem Jahr. 
 
Fehlendes Pflanzgut war auch die Ursache für Versorgungsschwierigkeiten bei Kartof-
feln nach dem Jahr 1961, die bei der Bevölkerung in Stadt und Land große Unzufrie-
denheit auslösten. Auch außerhalb agrarisch geprägter Regionen, in den Ballungsgebie-
ten, waren die Menschen inzwischen aufgrund der Versorgungsprobleme nicht von den 
Erfolgen des LPG-Experiments überzeugt. 
 
Im darauf folgenden Jahr, im Frühjahr 1962, bestand z. B. im Bezirk Karl-Marx-Stadt 
eine Fehlmenge von 10.700 t Kartoffelpflanzgut. Das bedeutete, dass auf der volkswirt-
schaftlich notwendigen Gesamt-Anbaufläche von ca. 37.000 ha ca. 4.300 ha nicht ange-
pflanzt werden konnten.95 Von der Pflanzgutreserve des Bezirkes Karl-Marx-Stadt 
mussten noch zusätzlich 14 % als Verlust abgerechnet werden, da sie infolge Mietenla-
gerung zu stark gefault hatten.96 Schwerpunkte bei den Fehlmengen bildeten die Kreise 
des Bezirkes Karl-Marx-Stadt 
 Zwickau  2.774 t 
 Rochlitz  1.150 t 
 Glauchau  1.046 t 
 Plauen    994 t97 
Bis zum 11.06.1961 waren in der DDR die geplanten Kartoffelflächen erst zu 89,9 % 
gepflanzt. Die südlichen Bezirke mussten noch viel schlechtere Ergebnisse melden. 98 
 
Somit war ein 100%iger Kartoffelanbau nicht gesichert. Laut Beschluss des RdB Karl-
Marx-Stadt sollten die RdK mit den „örtlichen Organen“ und den VdgB die Fehl-
mengen in „gegenseitiger Hilfe“ aufbringen. Die staatliche Planwirtschaft bewies mit 
diesem Beispiel, dass sie nicht in der Lage war, wie so oft, geforderte staatliche Plan-
auflagen materiell zu untersetzen. 
 
Ohne Masseneinsätze von Arbeitern aus den Betrieben, Schülern, Studenten, Hausfrau-
en, Soldaten der Roten Armee und Nationalen Volksarmee konnten in den Konsolidie-















Abb. 23 Sowjetische Soldaten bei der Kartoffelernte 
 in Radeburg, Kr. Dresden-Land, im             
 Herbst 1960 
Quelle: Bezirksvorstand der VdgB Dresden: 40 
 Jahre demokratische Bodenreform–40 Jahre 
 erfolgreiche Entwicklung zu einer lei-
 stungsfähigen sozialistischen Landwirt-
 schaft im Bez. Dresden–Dokumentation. 



























Abb. 24 Kartoffelernte in der LPG Oppitzsch, Kr. Riesa, 
 Bez. Dresden, 1961 mit einem großen Aufgebot 
 von Erntehelfern aus der Stadt. Im Oktober 1961 
 kam es zur Verzögerung der Kartoffelablieferung 
 in vielen LPG des Bezirkes Dresden. 
Quelle: Neues Deutschland, Nr. 296 vom 27.10.1961,    
 S. 3, A 
 
 
Dem Feldfutteranbau standen im Bezirk Karl-Marx-Stadt nur für 17.400 ha von 33.000 
ha geplanter Anbaufläche Saatgut für Kleegrasmischung zur Verfügung (= 53 % des 
Bedarfes). Es fehlte vor allem an Rot- und Schwedenklee- sowie Luzerne-Saatgut.99 An-
fang März 1961 waren erst 10 % des Mais-Saatgutbedarfes vorhanden. Der Rest war 
mit den Exportländern vertraglich gebunden und sollte bis zum Aussaattermin ausgelie-
fert werden. Die den Standorten angepassten günstigen Sorten kamen infolge des ver-
späteten Vertragsabschlusses durch das Ministerium für Landwirtschaft, Erfassung und 
Forstwirtschaft in vielen Fällen nicht zum Einsatz. Im Gegensatz zum Durchschnitt der 
DDR bei der Maisaussaat mit 52,8 % der Flächen (Vorjahreszeitraum 88,8 %) lagen die 
südlichen Bezirke insgesamt unter 40 %. Nicht ganz unbedeutend bei diesen Rückstän-
den waren aber vielerorts die Vorbehalte der Bauern in den LPG Typ I gegenüber dem 
Mais allgemein, was aus fachlicher Sicht auch verständlich war.100 Die Verfügbarkeit 
bei Getreidesaatgut lag im März 1961 bei 60–70 %. Den Rest mussten die LPG selbst 
aufbringen, indem sie auf die Futtergetreidereserven zurückgriffen. Vielerorts war keine 
Winterfurche gezogen worden, womit wiederum ein Ertragsfaktor verschenkt war.101  
 
Der Bedarf an Düngemitteln konnte nicht gedeckt werden. Die Eigenproduktion der 
DDR lag unter dem Bedarf. Durch „außenpolitische Maßnahmen“ wurden größere 
Mengen an Kali- und Stickstoff-Düngemittel aus dem Kontingent der Landwirtschaft 
gestrichen, d. h., der staatliche Außenhandel der DDR hatte die Importe einfach stark 
reduziert, da sie nicht bezahlt werden konnten.102 Damit wurde ein weiterer Ertragsfak-
tor eingeschränkt. Aus allen Bezirken, mit Ausnahme Suhl, wurde bekannt, dass die im 
I.  Quartal 1961 auszuliefernden Mengen an Düngemitteln nur bedingt bzw. überhaupt 
nicht ausreichten. Im Bezirk Leipzig wurden von den Handelsbetrieben für den Rü-
benanbau schnell wirkende Stickstoffdüngemittel verlangt. Im Bezirk Dresden gab es 
Klagen der Gemüsebaubetriebe über fehlenden Torfmull. Als Ursache für die Misere 
kam die heimische Düngemittelindustrie in Frage. Ungenügender Produktionsausstoß 
zog Kürzung der Planmengen für das I. Quartal 1961 nach sich, wobei darüber hinaus 
noch Auslieferungsrückstände aus dem IV. Quartal 1960 von den Lieferbetrieben auf-
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zuholen waren. Die Ankündigung dieser Auslieferungen zum Ende des III. Quartals 
1961 nützte den LPG nichts mehr. Eine weitere Ursache für den Düngemittel-Mangel 
war in fehlendem Transportraum zu suchen, der zu lange Umlaufzeiten vom Erzeuger 
zum Verbraucher mit sich brachte.103 
 
Bei Pflanzenschutzmitteln, deren Anwendung zu jener Zeit noch nicht verbreitet war, 
mangelte es lediglich im Obst- und Gemüseanbau. In Tabakanbau-Betrieben stand für 
die Bekämpfung des Blauschimmels das entsprechende Fungizid nur zu 50 % zur Ver-
fügung.104  
 
Die Schlussfolgerung aus diesen Erscheinungen, die der Staatsapparat gezogen hatte,   
d. h. der Ministerratsbeschluss die Frühjahrsbestellung 1961 betreffend, kam zu spät in 
die Kreise und nutzte den Betrieben inhaltlich nichts, da keine freie Zugänglichkeit zu 
materiellen Gütern, wie in der freien Wirtschaft des Westens, gegeben war. Die Früh-
jahrsbestellung 1961 wurde demgegenüber aber durch ein zeitiges und außerordentlich 
günstiges Frühjahr bevorteilt. Anschließende Ertragsdepressionen waren den Unzuläng-
lichkeiten des Wirtschaftssystems anzulasten. Dessen ungeachtet liegt ein „überein-
stimmendes Urteil“ von staatlichen Behörden aller Ebenen, einschließlich des MfS, vor, 
welches besagt, dass die Frühjahrsbestellung 1961, mit gewissen Ausnahmen, kollektiv 
durchgeführt wurde und in der überwiegenden Anzahl der LPG, gleich welchen Typs, 
eindeutig die Überlegenheit der sozialistischen Landwirtschaft bewiesen habe.105 Derar-
tige Bewertungen und Fehleinschätzungen durch die Staatsmacht zogen sich durch alle 
weiteren Perioden der LPG-Entwicklung bis zum Ende der LPG im Jahre 1990. Sie ver-
schleierten auf diese Weise den Blick auf die wahren Verhältnisse. Als Kriterium der 
Erfolge können daher die Erträge der Haupterzeugungszweige in Feld- und Viehwirt-
schaft, wie sie im Kapitel 3.1.2.5 über die Ergebnisse der LPG 1960–1964 angeführt 
werden, gelten. 
 
Um die noch nicht befriedigende Marktproduktion der LPG zu steigern, wurde nach dem 
„sozialistischen Frühling“ ständig die Agrarpropaganda eingeschaltet. Die Figuren Flora 




Abb. 25 Beratung über den Wettbewerb zur 
 Steigerung der Marktproduktion in 
 tierischer Produktion mit „Flora und 
 Jolanthe“ in der LPG „Ernst Thälmann“,
 Memmendorf, Kr. Flöha, Bez. Karl-
 Marx-Stadt. Noch bis zum „sozialisti-
 schen Frühling“ 1960 bediente sich die 
 Agrarpropaganda dieser Figuren, die 
 eine Kuh und ein Schwein darstellen.
 Derartige Fotos entstanden zu rein 
 propagandisischen Zwecken. Dadurch 
 nahm die Bevölkerung der DDR die 
 Probleme der LPG nicht recht ernst.  
 Vorallem belustigten sich westliche 
 Medien über solche Veröffentlichungen. 
Quelle:  Bezirksleitung der SED Karl-Marx-
 Stadt (Knorr, E.): Der Sieg der sozi-
 alistischen Produktionsverhältnisse in 
 der Landwirtschaft, 1958-1960. In: Die 
 Enkel fechtens besser aus. Karl-Marx-






- Die Arbeitsmoral  
Nicht nur als eine Begleiterscheinung der ersten Schritte der LPG als kollektiv-
wirtschaftliche Betriebe sind die vielfältigen Formen der schlechten Arbeitsmoral zu be-
trachten. Derartige Vorkommnisse, wie sie häufig in MfS-Berichten erwähnt werden, 
belasteten die Effektivität der LPG solange sie existierten. Diese Erscheinung ist geson-
derte Untersuchungen wert, obwohl sie nur bestimmte soziale Gruppierungen in den so-
zialistischen Landwirtschaftsbetrieben betraf. Verallgemeinernd kann der Gruppe der 
Betriebseinbringer keine ungenügende Arbeitsmoral bescheinigt werden. Es war das 
Problem des Alkoholverbrauchs während der Arbeit bei bestimmten Arbeitskräften in 
der Gruppe der Besitzlosen, das sich nicht beseitigen ließ. Den Landwirtschaftsbetrie-
ben waren die Hände gebunden, da die staatliche Leitung das Problem ignorierte und 
die Unterstützung versagte. Im nachstehenden Dokument schildert der Vorsitzende ei-
ner namhaften LPG im Dahlener Gebiet, Bez. Leipzig, in tragisch-komischer Weise das 
Alkohol-Problem seiner LPG vor den Delegierten des VII. Deutschen Bauernkongres-























Abb. 26 Ausführungen des LPG-Vorsitzen-
 den Johannes Döhler aus dem Be-
 reich Dahlen, Kreis Oschatz, Bez. 
 Leipzig, zum Problem Alkohol in 
 der LPG in seinem Redebeitrag 
 „Über Ordnung und gute genossen-
 schaftliche Arbeit in jeder LPG“ 
 während des Bauernkongresses 
 1962 
Quelle: Überarbeitetes Protokoll VII Deut-
 scher Bauernkongress 09.– 
 11.03.1962 in Magdeburg. Berlin 
 (Ost) 1962 S. 225 und 226 
 
Die sozialistische Arbeitsrechtspraxis erschwerte in unverantwortlicher Weise den Be-
trieben die Eliminierung von arbeitsunwilligen Beschäftigten und entlastete aber damit 
den Staat von vielen sozialen Problemen. Ebenso wurde auch das Problem der ab den 
siebziger Jahren zunehmenden Arbeitslosigkeit gelöst. 
 
- Fazit 
Quasi als Fazit der Arbeit nach dem zweiten Jahr unter den Bedingungen der vollstän-
digen Kollektivierung kann das Schlusswort auf dem VII. Deutschen Bauernkongress 
im März 1962 angenommen werden.107 Bei der Formulierung der Ziele, die aus der Be-
trachtung des bisherigen wirtschaftlichen Erfolges der LPG abzuleiten waren, trat her-




„an das Niveau der fortgeschrittenen“ heranzuführen. Das Niveau der Leitung und Or-
ganisation war z. T. zu niedrig. Die betroffenen Menschen waren zu wenig mobilisiert. 
Bei der Einführung von fortgeschrittenen technologischen Verfahren (WTF) ging es 
schleppend voran. Es bestand aber die Notwendigkeit, höhere Produktionsergebnisse zu 
erwirtschaften und Betriebspläne zu erfüllen. Das Leistungsprinzip wurde in den    
meisten LPG nicht konsequent angewendet. Es gab noch Menschen, die aufgrund nach-
lässiger Arbeit niedrige Leistung erbrachten. Zum Beispiel seien an den niedrigen 
Milchleistungen in den LPG „nicht die Kühe schuld“, sondern die Menschen. Eine     
höhere Fondszuführung in den LPG sei die Voraussetzung für die Erhöhung des Anla-
gevermögens und die „planmäßige Erweiterung der Produktion“. Letzten Endes fehlte 
in den LPG das insbesondere in den südlichen Bezirken eigentlich reichlich vorhande-
ne, an den Fach- und Hochschulen ausgebildete Leitungspersonal. 
 
3.1.1.6 LPG und Patenbrigaden 
 
Um das bereits von Lenin im vorrevolutionären Russland angestrebte Bündnis der Klasse 
der Arbeiter und der Bauern „auch in Deutschland schließen zu können“, hatte die KPD 
sofort nach Kriegsende 1945 auch ein derartiges Bündnis in dem dem sowjetischen Ein-
fluss unterliegenden Teil Deutschlands im Sinn. Schon vor dem „sozialistischen Frühling“ 
1960 war es daher der SED gelungen, volkseigene Betriebe für Patenschaften mit LPG, die 
nach 1952 gegründet worden waren, zu gewinnen. Auf Initiative von Kreisleitungen der 
SED und Parteileitungen volkseigener Betriebe in den betreffenden Kreisen bzw. in ihrer 
unmittelbaren territorialen Nähe gingen LPG mit diesen Betrieben oder deren Brigaden 
patenschaftliche Beziehungen ein. In den meisten Fällen erklärten sich die VEB schriftlich 
als Paten der LPG mittels Patenschaftsverträgen (siehe Pkt. 6.3, Anlagen, Dokumente). In 
vielen Fällen blieb es auch bei mündlichen Absprachen, die oft mehrere Jahre hielten. Pa-
tenschaften überdauerten jedoch den „sozialistischen Frühling“ nicht lange, da die LPG 
sich ab 1962/63 oft mit anderen LPG zusammenschlossen oder sich in größeren Betriebs-
einheiten wiederfanden. Dadurch war der ursprüngliche Partner der VEB nicht mehr vor-
handen. Auch in dem Maße wie die Technisierung in den LPG zunahm, schliefen die Pa-
tenschaften der VEB gegenüber den LPG ein, da weniger Handarbeitskräfte bei der Ernte 
und anderen Kampagnen gebraucht wurden. Die kostenlosen Arbeitseinsätze der Patenbri-
gaden waren für die LPG die wichtigste Komponente der Patenschaften.  
 
LPG Typ I hatten in seltenen Fällen Paten, da in ihnen der „verlängerte Arm der SED“ 
nicht etabliert war und sie diese Ausdrucksform der Bündnispolitik mit Unverständnis bis 
Ablehnung quittiert hätten. Dadurch blieben Patenschaften auf die 1960 noch relativ jun-
gen bzw. nach 1952 gegründeten LPG Typ III beschränkt.   
 
Dennoch ist ein solcher Fall in der LPG Typ I aus Reichenbach, Kr. Freiberg, Bez. Karl-
Marx-Stadt, nachweisbar. Am 23.04.1960 fand im Kulturhaus Reichenbach die erste Voll-
versammlung der im Frühjahr gegründeten LPG Typ I statt. Dabei wurden das Statut dis-
kutiert und bestätigt sowie die Brigadiers gewählt. Anschließend fand ein „gemütliches 
Beisammensein mit dem Patenbetrieb“ statt.108  
 
Volle Wirksamkeit entfalteten die Patenbetriebe jedoch im Zuge der Vollkollektivierung, 
da aus ihren Brigaden abgeordnete Arbeiter, Angestellte und Mitglieder der Parteien als 
Werber für den LPG-Eintritt in den Dörfern aktiv waren. Nach Abschluss der Vollkollekti-
vierung 1960 setzten sich deren Aktivitäten fort, indem von diesen Betrieben konkrete kos-
tenlose Hilfsleistungen in den LPG erbracht wurden. Zum Beispiel unterstützten VEB die 
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LPG mit der Schulung und Delegierung von Buchhaltungskräften, die den LPG größten-
teils noch fehlten. Aus einem Schreiben des RdK Freiberg, Abteilung Finanzen, Referat 
Steuern, an die Gemeinden geht hervor, dass vom 19.–21.04.1960 Schulungen für LPG- 
und Finanzbuchhalter der Patenbetriebe unter Verantwortung des RdK, Abteilung Land-
wirtschaft, sowie des Rechnungsinstrukteurs der MTS Großschirma durchgeführt wurden. 
Als Themen wurden dabei das 8. Plenum des ZK der SED von 1960, die nächsten Aufga-
ben bei der „Vollgenossenschaftlichkeit“ und die Aufgaben der Patenbetriebe bei der Ein-
richtung von Buchhaltungen, Bankwesen, Kontenrahmen der LPG, Produktions- und Fi-




Abb. 27 Protokoll der Gründungsversammlung einer LPG im Kr. Flöha am 24.03.1960. Anwesend waren u. a. ein Vertreter des 
Patenbetriebes und die offiziell als Rote Brigade bezeichneten Vertreter von Werbertrupps, die die Bauern zum LPG-
Beitritt bewegt hatten.  
Quelle: Kreisarchiv Freiberg. Signiert. Ortschroniken K 24–26, Großwaltersdorf, S. 232 
 
Den Patenbetrieben kam demnach nicht nur eine politisch-agitatorische Funktion zu, son-
dern auch, sofern sie dazu in der Lage waren, eine fachliche Hilfsfunktion.109  
 
Auch im Bericht über die Mitgliedervollversammlung einer LPG im Kreis Döbeln werden 
die eingeladenen Abgesandten des Patenbetriebes noch Ende 1962 ungeschönt als Rote 
Brigaden erwähnt. Das kann als Zeichen dafür gelten, dass die Werbertrupps aus der Zeit 
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vor dem „sozialistischen Frühling“ mit Vertretern aus den Patenbetrieben besetzt wurden 
und dass sich dieser inoffizielle, Unheil verkündende Name in der Dorfbevölkerung noch 
lange gehalten hatte. Die Roten Brigaden forderten im Falle des Beispiels die LPG-
Mitglieder auf, die Mitgliederversammlung zu nutzen, um Vorschläge zur Verbesserung 
der Produktion zu unterbreiten. Bei ehemaligen Bauern riefen solche Ratschläge von fach-
fremden Gästen oft Ironie hervor, die sich aber erst in den folgenden Tagen auf dem Felde 
oder in der Gastwirtschaft äußerte.110  
 
In Burkersdorf bei Bieberstein im Kreis Freiberg, stellte der Patenbetrieb der LPG nach 
dem „sozialistischen Frühling“ sogar einen LPG-Vorsitzenden.111 In den Anfangsjahren,  
d. h. zwischen 1960 und 1964, als die neuen LPG zum Teil noch große arbeitsorganisatori-
sche Schwierigkeiten hatten, gingen Arbeitskräfte der Patenbetriebe in die LPG, um Ern-
tehilfe zu leisten. Dass Patenbetriebe neben Schulen und anderen „örtlichen Reserven“ 
Abordnungen in „ihre“ LPG sandten, um die Kartoffelernte noch vor der Frostperiode zu 
erledigen, galt gleichsam als Selbstverständlichkeit, die sich in allen LPG wiederholte. Die 
Helfer der LPG erhielten, wie im Beispiel einer LPG im Kreis Döbeln, 0,10 DM/Korb 
(12,5 kg) gelesene Kartoffeln.112 
 
Von der staatlichen Einflussnahme auf Patenschaften von VEB mit LPG kündet der Be-
schluss des Kreistages Freiberg vom 25.04.1960.113 Der Kreistag verpflichtete alle Paten-
betriebe im Kreis Freiberg, den Paten-LPG in den betreffenden Gemeinden politische und 
ökonomische Hilfe zu gewähren. Bis zum 01.05.1960 sollten in diesem Falle Patenschafts-
verträge abgeschlossen werden, um die Kollektivierung zu vollenden und „das neue Dorf 
vollgenossenschaftlich“ zu gestalten. Es war gemäß Kreistagsbeschluss ein Beschlussdo-
kument zu erarbeiten, welches „Vorschläge des RdK in Auswertung des 8. Plenums des 
ZK der SED zur Entwicklung der Landwirtschaft im vollgenossenschaftlichen Kreis“ un-
terbreiten sollte.114 
 
Nach dem „sozialistischen Frühling“ wendete sich der RdK Freiberg, Abt. Landwirtschaft, 
Erfassung und Forsten, mit „Empfehlungen zur Vorbereitung und Durchführung der Jah-
resendabrechnung und Neuwahlen in den LPG“ vom 03.01.1961 schriftlich an die Ge-
meinden zur aktiven Mitwirkung der gesamten Dorfbevölkerung bei der Festigung der 
LPG.115 Die Empfehlungen umfassten auch Hilfe der Patenbetriebe bei der Rechenschafts-
legung der LPG-Leitungen über das erste „vollgenossenschaftliche“ Jahr ihrer LPG.116        
 
In einer umfangreichen Mitteilung des RdK Freiberg an die Gemeindeverwaltungen vom 
Frühjahr 1960 unter dem Betreff „Die nächsten Aufgaben im vollgenossenschaftlichen 
Kreis Freiberg“ wurden die Gemeindeverwaltungen beauftragt, u. a. die Patenschafts-
verträge ihrer LPG zu überarbeiten.117 Darin heißt es: „... alle Patenbetriebe erhalten den 
Auftrag, für die vollgenossenschaftlichen Dörfer die Patenschaftsverträge zu überarbeiten 
mit dem Inhalt der Steigerung der Marktproduktion und Westdeutschland in den Hektar-
erträgen in der pflanzlichen und tierischen Produktion einzuholen und zu überholen.“ Fer-
ner sollten die LPG des Kreises „auf bestimmten Gebieten zum Weltniveau“ vorstoßen.      
  
Hierbei wird deutlich, dass die Behörden die Gemeinden verpflichten konnten, staatliche 
Interessen politischer und wirtschaftlicher Art durchzusetzen und dass es sich bei den Pa-
tenschaften um einen staatlichen Auftrag handelte. Die staatliche Abhängigkeit der Ge-
meinden war ein untrügliches Zeichen dafür, dass die kommunale Selbstverwaltung lang-




Die „Kollegen vom Patenbetrieb“ waren auch dabei, als die Aufschlüsselung des staatli-
chen Aufkommens für Getreide und Kartoffeln in einer Vorstandssitzung der beiden LPG 
in Reichenbach, Kr. Freiberg, in Anwesenheit von Abgeordneten und Gemeinderats-
mitgliedern beraten wurde. Das Besprechungsergebnis, die Brutto- und Aufkaufmenge für 
Getreide und Kartoffeln, teilte der RdG der LPG Typ I anschließend am 20.05.1960 offizi-
ell schriftlich mit.118  
 
Insoweit können die Patenschaften gleichsam als ein mittelbarer Auftrag des Staates im 
Stadium der „Festigung der LPG“ angesehen werden. 
 
In welcher Weise die VEB ihre Paten-LPG noch unterstützten, ist aus der Aktenlage dieser 
Beispielgemeinde nicht ersichtlich. Es war jedoch innerhalb der Mangelwirtschaft selbst-
verständlich, dass sich VEB und Paten-LPG auch inoffiziell materielle Hilfe, außerhalb 
staatlich bilanzierter Fonds, angedeihen ließen. Dass der Patenbetrieb z. B. Kinderschuhe 
herstellte, wird für die in der LPG Beschäftigten zweifellos von Vorteil gewesen sein, da es 
Zeiten gab, in welchen Kinderschuhe lediglich anhand einer personenbezogenen Genehmi-
gung durch den Handel zu erhalten waren. So könnte es auch im Kreis Döbeln gewesen 
sein, wo der VEB Handschuhfabrik Hartha patenschaftliche Beziehungen zu einer nach 
dem Abschluss der Kollektivierung wirtschaftlich sich stabilisierenden LPG Typ III unter-
hielt. Im Februar 1961, als der Arbeitsanfall in der Feldwirtschaft dieser LPG nachließ, 
beschloss der Vorstand, drei bis fünf Frauen in den Patenbetrieb zu delegieren, um die 
auch dort fehlenden Handarbeitskräfte zu ersetzen. Die Lohnfortzahlung sollte über die 
LPG erfolgen. Die Patenbetriebe waren meistens in der Lage, nicht geschultes Personal in 
ihrem Produktionsprozess unterzubringen.119 Da die Patenbetriebe z. T. über Baukapazität, 
die der Landwirtschaft dienlich sein konnte, verfügten, wurden u. a. auch gemeinsam Bau-
vorhaben der LPG realisiert, ohne staatlich bilanzierte Fonds in Anspruch genommen zu 
haben. Zum Beispiel im Zuge der Konzentration von Feld- und Frühgemüse, welches als 
„Gemüsegürtel“ um die Bezirkshauptstadt Dresden angebaut werden sollte, begann Anfang 
1961 die LPG „Kurt Schlosser“, Typ III, Kr. Dresden-Land, mithilfe ihres Patenbetriebes 
zusätzlich Flächen unter Glas zu schaffen. Bei diesem Patenbetrieb handelte es sich um 
den ehemals sehr renommierten und technisch relativ gut ausgerüsteten VEB Flugzeug-
werke Dresden.120  
 
Mitglieder der Patenbrigaden nahmen an Rechenschaftslegungen, Jahreshauptver-
sammlungen und kulturellen Veranstaltungen ihrer LPG teil, wobei es im Interesse der 
Partei und des Staates lag, dass sich zwischen den LPG-Mitgliedern als Nachfahren der 
Bauernschaft und den Industriearbeitern persönliche, solidarische Beziehungen ent-
wickelten. Auf diese Weise, so erwartete die SED für die Zukunft, sollte sich ein „einheit-
licher Klassenstandpunkt“ entwickeln, der letztlich die Menschen zu höheren Produktions-
leistungen befähigen werde. 
 
Es war auch üblich, dass zu bedeutenden Versammlungen der LPG der Betriebleiter und 
der BPO-Sekretär der SED des Patenbetriebes persönlich erschienen, um am Betriebsge-
schehen der Paten-LPG teilzunehmen.121 Teilweise waren, wie im Fallbeispiel im Kreis 
Döbeln, mehrere Mitarbeiter des Patenbetriebes erschienen. 
 
In der LPG „Walter Ulbricht“, Typ III, Dahlen, Kr. Oschatz, Bez. Leipzig, nahmen die 
Patenbetriebsdelegierten, wie das auch in anderen LPG üblich war, an der Jahreshauptver-
sammlung und Rechenschaftslegung zum vergangenen Wirtschaftsjahr teil. Die Dahlener 
Jahreshauptversammlung am 24.01.1962 ließ die Vertreter aus den politischen Ebenen des 
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Kreises Oschatz neben anderen Gästen im Präsidium Platz nehmen.122 1962, nachdem in 
der LPG „Eintracht“, Typ III, Luppa, ausgelöst durch schlechte wirtschaftliche Ergebnisse 
und große Anfangsschwierigkeiten nach dem „sozialistischen Frühling“ ein Führungs-
wechsel stattgefunden hatte, schaltete sich während einer Vorstandssitzung im September 
1962 der Patenbetrieb, der VEB Bodenbearbeitungsgeräte Leipzig (BBG), ehemals Land-
maschinenbau Paul Sack, in das Geschehen ein. Ein Vertreter des Betriebes erklärte dabei, 
dass die Paten die Aufgabe hätten, die LPG in der politischen und ideologischen Arbeit zu 
unterstützen.123  
 
1962 reichte die Milcherzeugung der LPG des Bezirkes Karl-Marx-Stadt, wie auch in an-
deren Bezirken, nicht zur bedarfsgerechten Versorgung der Bevölkerung aus. Deshalb sah 
sich der RdB Karl-Marx-Stadt veranlasst, mit der Vorlage für die Sitzungen des Bezirksta-
ges am 12.12.1962 und dem Volkswirtschaftsplan 1963 des Bezirkes Karl-Marx-Stadt vom 
06.12.1962 Maßnahmen zu beschließen, um mehr Milch für die Bevölkerung bereitzustel-
len. In allen Gemeinden sollte nach dem „Grünaer Beispiel“ der Milchwettbewerb organi-
siert werden. Dabei war auch den Patenbetrieben der LPG eine Rolle zur Durchsetzung des 
Wettbewerbes zugedacht.124 In nachstehender Übersicht werden einige VEB aus Kreisen 






































Beispiele von LPG im Bezirk Karl-Marx-Stadt und deren Patenbetriebe 
 
LPG    /    Typ Ort Kreis Betrieb Ort Maßnahmen 
„Florian Geyer“,                  Typ III Langenhennersdorf Freiberg VEB Präzisionsmechanik Freiberg Politischer Einfluss vor allem durch Partei-
sekretär Mehnert 
„Lenin“,                                      III 





VEB Hüttenwerk  
„Muldenhütten“ 
Hilbersdorf Erntehilfe 
„Otto Buchwitz“,                        III Niederschöna Freiberg Bergakademie  Freiberg Erntehilfe, politischer Einfluß 
„V. Parteitag“,                             III Frankenstein Flöha VEB Feinseide  Flöha Jährlicher Patenschaftsvertrag, materielle 
Hilfe und politischer Einfluß 
„LPG des Friedens“,                   III Breitenau Flöha VEB Verbandwatte Breitenau Keine genauen Angaben überliefert 
„Glückauf“,                                 III Burkersdorf Freiberg VEB Kraftverkehr und 
VEB Kondensatorenwerk 
Freiberg Hilfe bei der Buchhaltung, manuelle Hilfe 
bei der Rübenpflege, Getreide- und Kartof-
felernte, „ideologische“ Unterstützung, Ab-
stellen eines Buchhalters und Vorsitzenden, 
Buchhalterschulung 1960  
„Vorwärts“,                                 III Großwaltersdorf Flöha VEB Schuhfabrik  „Kranich“ Eppendorf Keine Angaben, eventuell Lieferung von 
Schuhen 
„7. Oktober“,                               III 
„Burgberg“,                                   I 
Burkersdorf Brand-Erbisdorf VEB Post- und Fernmeldewesen  Freiberg Politische Agitation bei Werbung, unent-
geltliche Einsätze bei Feldarbeiten 126  




Auch Einzelpersonen, nicht nur Betriebe, übernahmen die Patenschaft einer LPG. Die 
Kreiskommission zur Erforschung der Geschichte der örtlichen Arbeiterbewegung Döbelns 
beschreibt, wie Ministerpräsident Otto Grotewohl seine Paten-LPG im Kreis Döbeln be-
suchte und Ehrenmitglied wurde. Wörtlich heißt es: ,,In Vorbereitung der Volkswahlen 
sprach Ministerpräsident Otto Grotewohl im Oktober 1958 auf einer Bauernversammlung 
in Simselwitz. Nach einer Großkundgebung in der NVA-Sporthalle in Döbeln fuhr er nach 
Auterwitz in seine Paten-LPG. Dort besichtigte er einige Anlagen und nahm an einer Vor-
standssitzung der LPG teil. Der Vorsitzende bat ihn, Ehrenmitglied der LPG zu werden. 
Das nahm er freudig an und betrachtete es als große Ehre, nur wisse er nicht, wie konkret er 
seine Arbeitseinheiten erarbeiten solle. Am Abend war er begeistert gefeierter und von tanz-
freudigen LPG-Bäuerinnen arg bedrängter Gast beim geselligen Beisammensein. Er brachte 
damals zum Ausdruck, dass er sich inmitten der LPG-Bauern von Auterwitz sehr wohlge-
fühlt habe, nicht nur wegen der herzlichen Aufnahme, sondern weil sie die Pioniere der 
sozialistischen Umgestaltung auf dem Lande im Kreis Döbeln gewesen seien. Das erklärt 








Abb. 28 Dieter Leithold, Vorsitzender der 
 LPG „Otto Grotewohl“ Auterwitz 
 (Mitte) im Gespräch mit Otto Grote-
 wohl (1.v. r.), Ehrenmitglied der LPG 
 Auterwitz: Vorsitzender d. RdK Dö-
 beln, Armin Fischer; (2. v. r.), Haupt-
 buchhalter Franz Ramisch; (1.v. l.), 
 Parteisekretär der LPG, Horst 
 Waitzmann (2. v. l.) bei der Arbeits-
 tagung des Kreistages im Volkshaus 
 Döbeln im Jahre 1958 
Quelle: Parteileitung der LPG, Federführung 
 Genosse Waitzmann: Chronik von 





Abb. 29 Die Familie des Namensgebers der LPG Auterwitz hatte noch nach dessen Ableben Kontakt zur LPG 




Nach dem Eintrag über den Einsatz von vier Delegierten aus dem Patenbetrieb in der LPG 
Bockelwitz, Kr. Döbeln, zur Jahresendversammlung im Januar 1966 verliert sich in den 
Protokollbüchern dieser LPG die Spur des Patenbetriebes, wie das bei den meisten LPG der 
Fall war, da sich andere betriebliche Strukturen im Verlaufe des weiteren sozialistischen 
Umgestaltungsprozesses anbahnten und die Paten-LPG für den VEB nicht mehr direkt 
greifbar waren.128  
 
Die Bewegung der Patenschaften erfasste nicht nur Betriebe, die im Bedarfsfall aktiv Hilfe 
leisten konnten, indem sie Arbeitskräfte in die Paten-LPG delegierten. Im Kreis Freiberg 
lancierte die SED die Pionierorganisation des Kreises in die Patenbewegung. Die Jungen 
Pioniere (JP) als sozialistische Kinderorganisation wurden somit als Pate für LPG einge-
setzt, um politische Unterstützung zu geben. 
 
 
Abb. 30 Auch die Kinderorganisation Junge Pioniere übernahm Patenschaften für die LPG und sollten diese während des 
„sozialistischen Frühlings“ beim Erreichen höherer Leistungen unterstützen 
Quelle: Archiv der Gemeinde Conradsdorf, Lkr. Mittelsachsen. Signatur XII F, S. 34 
 
 
3.1.1.7 Anwendung der „ökonomischen Gesetze des Sozialismus“, 1962 bis 1963 
 
Nachdem der Kollektivierungsprozess gegen Ende des Jahres 1961 im Wesentlichen abge-
schlossen war, musste festgestellt werden, dass, bis auf Ausnahmen, sowohl die vor 1960 
gegründeten als auch die im Zuge des „sozialistischen Frühlings auf dem Lande“ 1960 neu 
entstandenen LPG aller drei Vergesellschaftungstypen einer raschen Konsolidierung be-
durften. Mithilfe einer Mischung aus staatlich ökonomischem Zwang und finanziellen An-
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reizen, den im kommenden neuen ökonomischen System sogenannten Stimuli, versuchten 
SED und staatliche Institutionen neue, günstige Rahmenbedingungen für die Steigerung 
der Bruttoproduktion der LPG zu schaffen. Konzentration, Spezialisierung oder gar Effek-
tivitätsverbesserungen blieben zu diesem Zeitpunkt noch untergeordnete Aspekte der    
Agrarpolitik. Es galt vorerst, das nicht stabile und unkontinuierliche Marktaufkommen der 
nunmehr sozialistisch produzierenden Landwirtschaft durch finanzielle Anreize auf eine 
solidere Basis zu stellen. Mit finanziellen Anreizen sollte sich der gesamte kollektiv wirt-
schaftende Landwirtschaftsbetrieb wirtschaftlich festigen können. Direkte staatliche Sub-
ventionen konnte sich der DDR-Staat in Zukunft nicht mehr leisten. Dieser Subventions-
verzicht ist insbesondere unter dem Hemmnis der ideologisch motivierten Preisstabilität in 
der gesamten Volkswirtschaft zu sehen.129 
 
Die Stabilisierung der LPG in der Anfangsphase 1962–1963 ruhte auf zwei Säulen. Es ging 
erstens um den Aufbau und die Festigung einer allgemeinen und den örtlichen Verhältnis-
sen angepassten Betriebsstruktur und zweitens um die Anwendung von Prinzipien der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung innerhalb des LPG-Betriebes. 
 
Die Reflexion der Vorgänge zu Beginn der Konsolidierungsphase, als die „ökonomischen 
Gesetze des Sozialismus“ nunmehr ihre ungebremste Wirkung entfalten sollten, wird im 
praktischen Fall hauptsächlich anhand einer sich nach 1960 um Festigung bemühenden 
LPG im sächsischen Bezirk Leipzig vorgenommen. Deren noch vorhandene Aktenlage 
lässt beispielhaft die Rekonstruktion der Lage einer LPG Typ III in dieser Entwicklungs-
phase zu. Es handelt sich um die in der Studie oft genannte LPG „Eintracht“ Luppa im Kr. 
Oschatz (vgl. Pkt. 3.1.4.2, S. 406 ff.).  
 
Bei den Festigungsprozessen der LPG ist zwischen dem LPG Typ I und III zu unterschei-
den. In den LPG des Typs I, welche hauptsächlich erst Ende 1959 bzw. Anfang 1960 ent-
standen waren, ging es zuerst um den Aufbau einer den jeweiligen Bedingungen angepass-
ten Betriebsstruktur und Organisation des Betriebsablaufs. Vielerorts mussten, und das 
charakterisiert das Jahr 1962, die Arbeit der Brigaden, sofern diese überhaupt schon gebil-
det worden waren, in Gang gesetzt werden. Zudem hatten die Vorstände die Aufgabe zu 
lösen, die LPG-Mitglieder zu einer regelmäßigen Arbeitsaufnahme in den entsprechenden 
Brigaden zu bewegen. In den LPG des Typs I war es zu jener Zeit durchaus noch nicht 
üblich, dass sich alle Bauern einer geordneten Brigadearbeit unterzogen, um in der Feld-
wirtschaft geplante Produktionsziele zu erreichen. Ihr Hauptanliegen sahen die Bauern 
zumeist in der Weiterführung der privat verbliebenen Viehwirtschaft. Häufig kam es vor, 
dass die Arbeit in der Feldwirtschaft rein sporadisch aufgenommen wurde und die Mitglie-
der zur Arbeitseinteilung lediglich auf gesonderte „Einladung“ durch Vorgesetzte ka-
men.130 
 
Es hatte sich um eine völlige Veränderung des täglichen Arbeitsablaufs der Bauern gehan-
delt und um eine Wandlung von der individuellen in die ihnen bisher unbekannte und bis-
lang abgelehnte kollektive Arbeitsweise. Dieser Prozess darf wohl als das schwierigste 
Kapitel beim Neubeginn der Bauern in einer LPG angesehen werden. 
 
Eine grundlegende Aufgabe bestand darüber hinaus für die Vorstände darin, die sogenann-
te innere Betriebsordnung, für welche staatlicherseits Muster-Betriebsordnungen herausge-





Abb. 31 Auszug aus der inneren Betriebsordnung der LPG Typ I „Einigkeit“, Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde, Bez. Dresden. In 
Pkt. 2 wird der Mindestbeitrag eines Mitgliedes festgesetzt. Pkt. 3 und 4 legen die Brigadearbeit fest.  
Quelle: Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschafts- und Dienstleistungsgesellschaft mbH. Aktenbestand der LPG „Einigkeit“, 
Typ I/III, Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde. Dokumente 
 
Beim Typ III ist hinsichtlich der Konsolidierung prinzipiell zwischen den bis Ende 1959 
und den im Zuge des vollständigen Kollektivierungsabschlusses 1960 gegründeten LPG zu 
unterscheiden. 
 
Erstere hatten sich schon seit einigen Jahren strukturell und organisatorisch formiert, be-
durften aber einer Anpassung an die agrarpolitischen Anforderungen nach dem Abschluss 
der vollständigen Kollektivierung. Aber auch hier gab es Mitglieder und Beschäftigte, die 
noch keiner Brigade zugeordnet waren.132 
 
Anders dagegen gestaltete sich die Konsolidierungsphase bei den LPG Typ III, die erst 
während des Abschlusses der Kollektivierung gebildet worden waren. Hierbei ist zu beach-
ten, dass diese ohnehin recht willkürlich unter Einflussnahme staatlicher Stellen und ohne 
Rücksicht auf agrarstrukturelle sowie soziale Verhältnisse im Dorf entstanden waren. Die-
se LPG hatten die gleichen Probleme wie die ab Jahresbeginn 1960 gegründeten LPG vom 
Typ I. Sie mussten ebenfalls erst einmal die Brigadearbeit und Geschäftstätigkeit nach ei-





Es galt, aus einem Konglomerat ehemaliger einzelbäuerlicher Wirtschaften unterschied-
licher Betriebsgrößen und betriebswirtschaftlicher Qualität einen modernen land-
wirtschaftlichen Großbetrieb aufzubauen, der die Vorteile der kollektivwirtschaftlichen 
Produktionsweise gegenüber der bisherigen privaten des bäuerlichen Familienbetriebes zu 
beweisen hatte. 
 
Allen diesen genannten LPG vom Typ I bis Typ III war jedoch gemeinsam, dass sie, bis 
auf Ausnahmen, den Beweis der ökonomischen Überlegenheit des Kollektiv-Modells ge-
genüber dem einzelbäuerlichen Betrieb noch nicht erbracht hatten. Vorzeige-LPG, die es 
zu jener Zeit in allen Kreisen der sächsischen Bezirke gab, war dies z. T. bereits vor dem 
Jahre 1962 gelungen, wobei sie aber in starkem Maße politische und wirtschaftliche Hilfen 
des Staates in Anspruch genommen hatten. Ohne direkte finanzielle Unterstützung wären 
auch sie, selbst unter den Bedingungen des sozialistischen Wirtschaftsgefüges und fehlen-
dem Wettbewerbsdruck, in ihrer Existenz bedroht gewesen. 
 
Viele LPG litten unter schlechten Betriebsergebnissen, die sich nicht nur in Schwächen bei 
der Planerfüllung und Versorgung der Bevölkerung zeigten.134 Deshalb sahen sich staatli-
che Behörden mit Unterstützung der SED-Dienststellen veranlasst, Einfluss auf die Ver-
besserung der Wirtschaftskraft zu nehmen. 
 
In der UdSSR hatte sich bereits vor dieser Zeit für derartige Maßnahmen verallge-
meindernd der Begriff „Ökonomisierung“ eingebürgert. Dem Beispiel folgte man auch in 
der DDR.135 
 
Nach dem „Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse“ im Jahre 1960 ergaben sich 
gemäß der Diktion der SED-Führung „objektiv neue Möglichkeiten für die Entwicklung in 
der Landwirtschaft“ und „die Verwirklichung einer weiteren Entwicklungsetappe auf der 
Grundlage der Prinzipien des Leninschen Genossenschaftsplanes“. Demzufolge müssten 
nunmehr die Voraussetzungen zur uneingeschränkten Wirksamkeit der „ökonomischen 
Gesetze des Sozialismus“ bestehen. Deren „bewusste, zielgerichtete und konsequente Aus-
nutzung“ rückte jetzt die SED in den Vordergrund der Agrarpolitik. Diese bewusste Aus-
nutzung wurde sogar zur Notwendigkeit erhoben, wie es in einer Förderungsrichtlinie vom 
August 1962 zum Ausdruck kommt:136 „In Verwirklichung der Beschlüsse des VII. Deut-
schen Bauernkongresses (1962) ist es notwendig, auch in der Landwirtschaft das jetzt voll 
entfaltete Wirken ökonomischer Gesetze des Sozialismus konsequent zu beachten und aus-
zunutzen und damit die Initiativen aller Genossenschaftsmitglieder zu erhöhen.“ 
 
Die „ökonomischen Gesetze des Sozialismus“, die nach Ansicht marxistischer Ideologen 
objektiven und wissenschaftlichen Charakter tragen, dienten in allen Entwicklungsetappen 
der DDR der SED als Legitimationsideologie bei der Rechtfertigung und Durchsetzung 
jeglicher Beschlüsse, die die Gestaltung der Wirtschaftspolitik zum Inhalt hatten. Vonsei-
ten der zeitgenössischen agrarökonomischen Forschung hatte man 1968 postuliert: „Die 
Kenntnis der vom Marxismus aufgedeckten Entwicklungsgesetze der Produktivkräfte und 
Produktionsverhältnisse, insbesondere der ökonomischen Gesetze, ist Voraussetzung für 
eine erfolgreiche betriebsökonomische Arbeit.“ Für den landwirtschaftlichen Betriebsöko-
nomen mussten daher zwangsläufig engste Verbindungen zur marxistischen Philosophie 
und zur politischen Ökonomie des Sozialismus bestehen.137 
 
Auf der Grundlage dieser willkürlichen und ideologisch motivierten Annahmen stattete die 
Agrarpolitik der SED staatliche Maßnahmen zur Konsolidierung der LPG im Weiteren mit 
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gesetzlich fixierten ökonomischen Regelungen aus. Jenes „System ökonomischer Rege-
lungen“ sollte auch ständig weiterentwickelt werden.138 Nur durch das bewusste Handeln 
der Menschen würden sich aufgrund dieser Anschauungen die ökonomischen Gesetze des 
Sozialismus realisieren lassen können.139 
 
Deshalb erscheint es notwendig, im Weiteren diesen scheinbaren Gesetzen ein gesondertes 
Kapitel zu widmen. Dabei erfolgt auch die Klarstellung, dass es in der Wirtschaftslehre 
keine objektiven Gesetze im Sinne naturwissenschaftlicher Gesetze gibt, sondern lediglich 
allgemeine Regeln, nach welchen sich wirtschaftliche Prozesse abspielen.  
 
Die „ökonomischen Gesetze des Sozialismus“ sollten in allen Entwicklungsetappen in der 
gesamten Volkswirtschaft der DDR ihre volle Wirksamkeit entfalten können und es er-
möglichen, „den Produktions- und Reproduktionsprozess im Interesse der Werktätigen“ zu 
steuern. Die nach 1961 erwartete mögliche bewusste Anwendung jener wirtschaftlichen 
Regeln wurde dem Ziel der „Vollendung des Aufbaues des Sozialismus in der DDR“ un-
tergeordnet. 
 
Die neuen ökonomischen Regelungen ab 1962 lösten direkte finanzielle Produktionshilfen 
und Überbrückungskredite an LPG des Typs III aus den Jahren 1960 und 1961 ab. Diese 
Hilfen bestanden vor allem im Erlass von langfristigen und überfälligen Krediten,140 Maß-
nahmen, die vor der „Vollgenossenschaftlichkeit“ den Mittel- und Großbauern nicht ge-
währt worden wären. Somit wurden die LPG von vornherein zu einer Belastung des Staats-
haushaltes, was nach wenigen Jahren noch viel größere Dimensionen annehmen sollte. 
 
Ab dem Jahre 1962 begannen die LPG in zunehmendem Maße sich nicht nur dem In-
gangsetzen der kollektiven Produktionsweise und der Verbesserung der Arbeitsorganisati-
on zu widmen, sondern darüber hinaus auch betriebswirtschaftlichen Problemen. 
 
Es war beobachtet worden, dass die Kosten einzelner Erzeugungszweige bzw. des gesam-
ten Betriebes die Erlöse überschritten. In vielen LPG wurde die Kontrolle über die ökono-
mische Entwicklung zu wenig ausgeübt, und die Vorstände hatten keine Übersicht über 
Bestände und spezifische Kosten.141 Hierbei handelte es sich um Mängel, die aufgrund des 
überstürzten Abschlusses der „sozialistischen Umgestaltung“ zwangsläufig auftreten muss-
ten. 
 
Als Schlussfolgerung daraus setzten Vorstände z. T. ihre Vorsitzenden oder Hauptbuch-
halter ab. Oftmals besaßen diese tatsächlich nicht die entsprechende Qualifikation und das 
persönliche Format, einen landwirtschaftlichen Großbetrieb zu führen.142 
 
Dass aber alles betriebliche Geschehen direkte Auswirkungen auf das persönliche Ein-
kommen hatte, erkannten nahezu alle Beschäftigten in den LPG und erweckte aus diesem 
Grunde ihr Interesse. Da die schlechten Betriebsergebnisse nur geringe Werte der Arbeits-
einheit zuließen, entstand auch innerhalb der LPG ein Druck von unten nach oben, der sich 
vielerorts in einer allgemeinen Missstimmung äußerte und die Arbeitsmoral negativ beein-
flussen konnte. 
 
Um das „ökonomische Gesetz der Verteilung nach der Arbeitsleistung“ bewusst anzuwen-
den, machte sich eine staatliche Regelung zur Verbesserung der Vergütung der neuerdings 
den LPG beitretenden Bau-Handwerker notwendig.143 Da mit einem ähnlichen Vorgang 
wie der totalen Kollektivierung die SED den Handwerkerstand in genossenschaftsähnliche 
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Betriebe umgewandelt hatte, die auch der staatlichen planwirtschaftlichen Lenkung unter-
worfen waren, fehlte es seit dem Mauerbau an Baumaterial und Baukapazität. Somit richte-
ten sich die ohnehin schwachen LPG Zweige der Hilfsproduktion ein, die aber nach weni-
gen Jahren wieder aus den LPG in Form von ZGE/ZBE herausspezialisiert wurden. 
 
Hinsichtlich der Arbeitsproduktivität kam der Bauernkongress des Jahres 1962 nicht am 
Problem der häufig auftretenden schlechten Arbeitsmoral von Beschäftigten und dem Al-
koholmissbrauch während der Arbeit vorbei.144 Der Bericht des Vorsitzenden der namhaf-
ten LPG in Dahlen, Kr. Oschatz, widerspiegelt die tragische Situation in dieser LPG, die 
sogar 12- bis 13-jährige Kinder zur Veröffentlichung einer Broschüre anregte, nach wel-
cher der Alkohol verboten werden müsse145 (vgl. Pkt. 3.1.1.5, S. 128). 
 
Viele LPG, auch namhafte fortgeschrittene, sogenannte „Schrittmacher-LPG“, hatten zu 
jener Zeit rein kalkulatorisch ein „Negativ“-Einkommen erreicht, wie das beispielsweise 
im Gebiet zwischen Collm-Berg und Dahlener Heide im mittleren Sachsen der Fall war. 
Die persönlichen Einkommenswerte betrugen in diesen LPG (Typ III) nach dem Wirt-
schaftsjahr 1961 (in DM/AE)146 : 
 
Dahlen + 6,11 
Luppa  - 6,47 
Großböhla  - 4,70 
Lampertswalde + 1,32 
Sörnewitz + 0,47 
Schmannewitz  - 1,54 
Börln + 4,96 
 
An der Basis oblag es u. a. den Bürgermeistern, „ihren“ LPG bei der Durchsetzung öko-
nomischer betriebswirtschaftlicher Grundprinzipien Unterstützung zu geben.147 
 
Im Rahmen von „Ökonomisierungs“-Bestrebungen der LPG errichtete der Staat 1962 ein 
System der Prämierung einer Vielzahl von Leistungen in den Erzeugungszweigen der 
LPG. Dadurch erhoffte sich der Staat einen persönlichen „materiellen Anreiz“ der Beschäf-
tigten. Zum Beispiel zahlte die Deutsche Versicherungsanstalt Prämien an die LPG für 
sehr gute Pflege des Viehes. Innerbetrieblich prämierten die LPG die termingerechte Ber-
gung von Futter- und Zuckerrüben im Herbst 1962 sowie die Senkung der Ferkelverlu-       
ste.148 Die Kontrolle der zu prämierenden Leistungen beschäftigte eine Vielzahl von staat-
lichen Stellen, denen z. T. die Kompetenz für derartige Aufgaben fehlte und oft zu Über-
treibungen im Prämiensystem in den LPG führte. 
 
Als ein gleich wirkender ökonomischer Anreiz galt der Wettbewerb. Auch hierbei setzten 
die LPG 1962 und 1963 unter politischem Rückenwind von SED und staatlicher Leitung 
Prämien ein.149 
 
Ab 1963 begann Rationalisierung im Beleg- und Rechnungswesen der LPG. Hierbei spar-
ten die LPG zwar vorerst Arbeitskräfte ein, mussten aber Beschäftigte zu Brigade-
abrechnern spezialisieren. Auf der anderen Seite setzten sie wieder mehr Arbeitskräfte im 
Zuge der „bewussten Anwendung der ökonomischen Gesetze des Sozialismus“ ein.150 
 
Etwa ab Jahresanfang 1963 kristallisierte sich in den LPG der sächsischen Bezirke die 
Kostensenkung als Schwerpunkt des Reproduktionsprozesses heraus.151 Die LPG bemerk-
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ten zwar steigende Kosten innerhalb des gesamten Bruttoumsatzes, konnten aber lediglich 
gefühlsmäßig feststellen, an welchen Positionen des Produktionsprozesses ungerechtfertigt 
hohe spezifische Kosten auftraten. Dieses Problem war nur über eine konsequente Kosten-
rechnung unter Einsatz von mehr und höher qualifiziertem Personal zu lösen. Dazu muss 
bemerkt werden, dass die größeren und seit Längerem bestehenden LPG bereits über Ko-
stenrechnung verfügten. Der Mangel aber bestand in der genauen Erfassung von Mengen 
und Daten sowie der Zuordnung der Selbstkosten.152 Da die Vielzahl der kleinen und oft 
nach großbäuerlichen Prinzipien wirtschaftenden LPG vom Typ I noch weniger Überblick 
über die Kostenzuordnung hatten, sah sich der Staat veranlasst, ab 1962 den Aufbau deren 
Kostenrechnung mit finanziellen Mitteln zu unterstützen.153 Aufgrund dieses Zustandes 
konzentrierte sich die 1963 gestartete Wirtschaftsreform der DDR, das neue ökonomische 
System der Planung und Leitung der Volkswirtschaft (NÖSPL), bald auf die Herausbil-
dung des sogenannten „Kosten-Nutzen-Denkens“ in den Betrieben und das nicht nur in 
betrieblicher, sondern auch in volkswirtschaftlicher Hinsicht. 
 
Die im Jahre 1963 auf Hochtouren laufende Übergabe der mobilen Landtechnik der MTS 
an die LPG ist ebenfalls unter dem Blickwinkel der Kostensenkung zu sehen.154 
 
AE-Verbrauch und Kostensenkung bildeten eine Einheit im Betrieb und wurden z. T. in 
den Betrieben quartalsweise analysiert. Zum Beispiel konnte die LPG Typ III in Luppa, 
Kr. Oschatz, den AE-Verbrauch, der in der Praxis im Prinzip wie Lohnkosten behandelt 
wurde, im Jahre 1963 um 7,93 AE/ha im I. Quartal und um 5,40 AE/ha im III. Quartal sen-
ken.155 
 
Für die Jahre 1962–1964 erließ die Regierung der DDR eine Vielzahl gesetzlich festgeleg-
ter Maßnahmen, die fortan unter dem Begriff „ökonomische Regelungen in der soziali-
stischen Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft“ bekannt gemacht wurden. Sie wi-
derspiegeln den Umfang staatlicher Eingriffe in das wirtschaftliche Geschehen in den 
LPG.156 Diese Regelungen machten sich aber notwendig, da infolge des Fehlens jeglicher 
freier Marktbeziehungen die Steuerung der Wirtschaft durch den Markt und echten Wett-
bewerb ausgeschaltet war.157 
 
Die ökonomischen Regelungen in der jeweils aktuellen Fassung gehörten zum Handwerks-
zeug der Hauptbuchhalter und Vorsitzenden. Kaum zu überblicken, jedenfalls solange die 
LPG noch als Betriebe mit einheitlichem und nicht getrenntem Reproduktionsprozess exi-
stierten, kannte das staatliche Regelwerk nur ein kleiner Kreis des Leitungspersonals. Das 
Personal der zweiten Leitungsebene in den LPG war hauptsächlich mit Tagesaufgaben und 
der Absicherung der materiellen Produktion beschäftigt, wie heute viele solcher ehemals 
Verantwortlicher zugeben. Zum Handwerkszeug gehörten die Regelungen aber vor allem 
bei den Mitarbeitern der staatlichen Leitung der Landwirtschaft, der Bauernbank und der 
volkseigenen Betriebe sowie Institute, da diese von außen auf den Reproduktionsprozess 
der LPG zum Teil direkt einwirkten.158 
 
Viele Mitglieder standen den wirtschaftlichen Problemen ihrer LPG verhältnismäßig teil-
nahms- und verständnislos gegenüber. Wahre Zusammenhänge von innerbetrieblichen 
ökonomischen Beziehungen erkannten bestenfalls Beschäftigte der ersten Leitungsebene. 
Kenntnisse volks- oder betriebswirtschaftlicher Beziehungen waren bei der Masse der Be-
schäftigten nicht vorhanden und rückten erst einige Jahre später, nach dem missglückten 




Die ökonomischen Regelungen nahmen zu Anfang des Jahres 1964, nachdem die Regie-
rung der DDR den Versuch einer Wirtschaftsreform unternommen hatte, wesentlich an 
Umfang zu. Mit dem NÖSPL hatte die „Ökonomisierung“ das gesamte öffentliche Leben 
in der DDR erfasst, um aus der wirtschaftlichen Schieflage herauszukommen. 
 
In Auswertung des VIII. Deutschen Bauernkongresses (28.02.–01.03.1964 im mecklenbur-
gischen Schwerin) wurde die Einführung der Kostenrechnung in allen LPG zur gesetzlich 
verankerten Pflicht, was ebenfalls als Maßnahme innerhalb der ökonomischen Regelungen 
anzusehen war. 
 
Jedoch die mit der „Ökonomisierung“ einhergehende Berichtspflicht traf nicht unbedingt 
die Zustimmung aller LPG-Vorsitzenden. 
 
Die bekannte, seit elf Jahren als LPG-Vorsitzende wirkende Frieda Sternberg aus Benne-
witz bei Wurzen, Bez. Leipzig, meldete sich 1964 auf dem VIII. Deutschen Bauernkon-
gress mit einer Kritik an der staatlichen Leitung und an Fehlern im neuen Kontenrahmen 
sowie die Ausweitung der ökonomischen Berichterstattung zu Wort. Letztere sei zu einem 
(wörtlich) „Wunderwerk der Formulare“ herangewachsen und „so kompliziert, dass selbst 
die Bauernbank sich nicht mehr zurecht findet“. In der Tat belasteten die LPG, auch wenn 
sie wie in Bennewitz über gute Hauptbuchhalter verfügten, die Anforderungen der staatli-
chen Leitung, mit denen sie den Produktions- und Reproduktionsprozess der LPG über-
wachten. Auf den Vorwurf hin, dass das entsprechende Institut der Universität Halle etwas 
„tatsächlich versaut“ habe und der Willensbekundung (Zitat): „Wir wollen mehr Fleisch 
produzieren, mehr Milch und mehr Eier, aber wir wollen doch nicht unsere Buchhaltung 
aufblasen, ein Organ, mit dem wir dann unsere Arbeitsproduktivität hemmen“, sah sich der 
Tagungsleiter des Bauernkongresses veranlasst, unmittelbar Walter Ulbricht das Wort zu 
erteilen. Der SED-Chef versprach, das Abrechnungswesen und die Planung umgehend 
entkrampfen zu lassen mit den abschließenden Worten (Zitat): „Das muss man jetzt wieder 
reduzieren.“ Seiner Meinung nach sei „durch das Zusammenwirken der verschiedenen 





















Abb. 32 Finanzwirtschaftler Willi Stein war seit 1955 in der LPG „Ernst
 Thälmann“, Typ III, Bennewitz, Kr. Wurzen, als Haupt-
 buchhalter tätig. Über die Kontrolle von Kosten und Erlösen 
 konnte er in der LPG den ökonomischen Nutzen in einzelnen 
 Bereichen feststellen.  
Quelle: „Die Fünfzehnjährige fand ihre Partner“. In: Kooperation -
 Zeitschrift für die sozialistische Landwirtschaft und Nahrungs-










Abb. 33 LPG-Vorsitzende Frieda Sternberg aus Bennewitz, 
 Kreis Wurzen, im Gespräch mit dem Vorsitzenden der 
 LPG Typ I Deuben, Helmut Schwarze, dem Feld-
 baubrigadier Rolf Rothmann, dem Vorsitzenden der 
 LPG „Einheit“, Pausitz, Erhard Buchheim, und dem 
 Feldbaubrigadier der LPG Typ III, Bennewitz, Dieter 
 Neustadt, im Jahre 1967 zu Schlagzusammenlegungen 
 für den komplexen Technikeinsatz 
Quelle: „Die Fünfzehnjährige fand ihre Partner“. In: Koopera-
 tion; Zeitschrift für die sozialistische Landwirtschaft- 
 und Nahrungsgüterwirtschaft. Berlin (Ost) November 
 1967, H.5, S. 25 
 
Dennoch, fortschrittsgläubige und progressive Vorstandmitglieder, wie z. B. in Luppa, 
meinten selbstbewusst (Zitat): „Am Jahresende (1964, M. J.) können wir sagen, was ein 
Liter Milch kostet.“160 Sie konnten nicht ahnen, welchen Aufwand es bedeuten würde, eine 
funktionierende Kostenstellen- und Kostenträgerrechnung in der LPG aufzubauen. Ebenso 
konnten sie nicht wissen, dass auch nach Walter Ulbrichts Zusagen sich nichts ändern 
würde, im Gegenteil, das Melde- und Berichtssystem immer mehr perfektioniert wurde. In 
der Hauptsache richteten sich die staatlichen ökonomischen Regelungen der Jahre 1963 
und 1964 auf die Steigerung der materiellen Produktion, vor allem in der Viehwirtschaft, 
und nicht, wie das noch 1962/1963 geschehen war, vorrangig auf die „materielle Interes-
siertheit“ der Beschäftigten in Form von Prämien. Ab 1963 reformierte die SED ihre    
agrarpolitischen Vorgaben etappenweise bis etwa 1968. Nach einer Abkehr von der direk-
ten administrativen staatlichen Planung und Leitung der Landwirtschaft begann der Über-
gang zu einer indirekten Steuerung der Agrarproduktion über ein komplexes System von 
miteinander vernetzten ökonomischen Regelungen. Dieses System musste aber nach weni-
gen Jahren revidiert werden, da sich dadurch nicht die erhofften betriebswirtschaftlichen 
Effekte und Produktionserfolge einstellten. 
 
Das ökonomische Regelungswerk wurde vollständig im Gesetzblatt der DDR sowie in den 
„Verfügungen und Mitteilungen“ des Fachressorts bzw. des Zentralen Landwirtschaftsrates 
veröffentlicht. Für die Handhabung in der Praxis nach der zweiten Hälfte der sechziger 

















Abb. 34 Deckblatt der broschürten Form (DIN A5) der ökonomischen Regelungen für die Jahre 1973 –1975  
Quelle: Ökonomische Regelungen in der Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft für die Jahre 1973. Berlin (Ost) 1973 
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Das staatliche Regelungswerk galt für jeweils bestimmte abgrenzbare Entwicklungsphasen 
der sozialistischen Landwirtschaft. Es wurde nach deren Auslaufen, meistens nach Partei-
tagen und Bauernkongressen, aufgrund politischer Richtungswechsel verändert bzw. aktua-
lisiert.161 
 
Da nach 1961 den wenigsten LPG echter wirtschaftlicher Erfolg beschieden war und auch 
von offizieller Seite unmissverständlich von wirtschaftsschwachen LPG gesprochen wur-
de, musste sich die SED-Agrarpolitik dem Heranführen an das „Niveau der fortgeschritte-
nen LPG“ widmen. Der VII. Deutsche Bauernkongress (09.–11.03.1962 im mitteldeut-
schen Magdeburg) griff deshalb das Problem der raschen Verbesserung der „genossen-
schaftlichen Arbeit in jeder LPG“ auf.162 
 
Der Erste Sekretär des ZK der SED, Walter Ulbricht persönlich, hatte diesbezüglich die 
Vorstellung, in jedem Kreis mehrere LPG zu „Musterwirtschaften“ zu entwickeln.163 Da-
her rührte u. a. auch das Vorhandensein von namhaften „Schrittmacher“-LPG und bekann-
ten Vorsitzenden in jedem Kreis der drei sächsischen Bezirke. 
 
Letztendlich war auch auf dem Bauernkongress des Jahres 1962 von der SED-Spitze die 
unabdingbare Forderung nach der Durchsetzung der „ökonomischen Gesetze des Sozialis-
mus“ erhoben worden.164 Insbesondere schienen der SED die bewusste Anwendung des 
„ökonomischen Gesetzes der ständigen Steigerung der Arbeitsproduktivität“ in der kollek-
tivierten Landwirtschaft erforderlich. Deutlich war angesprochen worden, dass der Mecha-
nisierungsgrad, speziell der Innenwirtschaft, zu erhöhen sei. Bisher hatte der Maschinen-
bau der DDR mit der völlig übereilten letzten und totalen Kollektivierungswelle nicht 
Schritt gehalten. Bis zum Jahre 1965 sollte die „Komplexmechanisierung der Feldarbeiten“ 
abgeschlossen sein. Letzteres war aufgrund der fehlenden Wirtschaftskraft des Staates je-
doch nicht erreicht worden. Im Jahre 1962 machte es sich notwendig, in starkem Maße für 
den Einsatz von durch die LPG teilweise übernommene MTS-Landtechnik sowie eigener, 
z. T. zugekaufter Maschinen, staatliche Förderungsmittel auszureichen, da die ansteigen-
den Technikkosten die LPG zu hoch belasteten.165  
 
Die Ziele, die der Bauernkongress des Jahres 1962 herausarbeitete und welche, da die 
Kongresse staatlicherseits inszeniert wurden, die SED schon vorher festgelegt hatte, mach-
ten deutlich, dass sich bis 1962, also nach zehn Jahren Tätigkeit „sozialistischer Genossen-
schaften“, noch im Wesentlichen eine großbäuerliche Arbeitsweise mit zu geringer Ar-
beitsproduktivität und zu geringem Mechanisierungsgrad erhalten hatte. Im Allgemeinen 
fehlten dem Wirtschaftssystem die materiellen Voraussetzungen für die Schaffung von 
modernen Großbetrieben in sowohl den sächsischen als auch in allen anderen Bezirken der 
DDR. 
 
Den Entwicklungsverlauf der LPG von 1960 zu 1962 betrachtend, kam die SED zu dem 
Schluss, dass die Leitung der Landwirtschaft so zu verändern sei, dass im Mittelpunkt ei-
ner „guten genossenschaftlichen Arbeit“ die Organisation der Produktion und die Ein-
führung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts stehen müsse.166  
 
Staatliche gesetzliche ökonomische Regelungen richteten sich auf den Übergang von un-
wirtschaftlichen Subventionen zum stärkeren „materiellen Anreiz“ für die Erhöhung der 
„genossenschaftlichen“ Produktion in Form von staatlicher finanzieller Förderung.167 Da-
bei sollten auch das „Prinzip der wirtschaftlichen Rechnungsführung“ und das Prinzip der 
„materiellen Interessiertheit“ an der Marktproduktion angewendet werden.  
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Im Rahmen der „bewussten Ausnutzung der ökonomischen Gesetze“ trat in der Förde-
rungspolitik eine völlige Abkehr von der bisherigen direkten Bezuschussung der Betriebe 
und Hinwendung zur Konzentration der Subventionierung auf produktionssteigernde Maß-
nahmen ein. 
 
Am 20.12.1963 hatte das Präsidium des Ministerrates den Beschluss über die Grundsätze 
für die Anwendung staatlicher Förderungsmaßnahmen zur Erhöhung der Produktion und 
Festigung der Produktionsgrundlagen in den LPG im Jahre 1964, veröffentlicht im DDR- 
GBl. II, S. 5, gefasst. Mit der entsprechenden Richtlinie (RL) vom 28.12.1963 gab der Mi-
nisterrat die ab 1964 zu fördernden Maßnahmen bekannt. Sie betrafen den gesamten Tat-
bestand der Bodenfruchtbarkeit, den Einsatz des staatlichen Flugunternehmens „Interflug“ 
bei der „Chemisierung“ der Landwirtschaft, die Sicherung hoher Abkalbeergebnisse, die 
Entwicklung der „LPG mit noch niedrigem Produktionsniveau“, die Übernahme von ÖLB 
und weitere.168  
 
So fortschrittlich und weitdenkend im Sinne einer nachhaltigen Verbesserung der Acker-
kultur und Sicherung der Produktionsgrundlagen der LPG die seit dem „Bodenfruchtbar-
keits-Parteitag“ von 1958 von der SED gestarteten Meliorationsprogramme und deren 
großzügige staatliche Unterstützung zu bewerten sind, so gefährlich waren die Auswirkun-
gen der willkürlichen Eingriffe in das Verhältnis Boden-Wasser-Luft und auf die Umwelt 
allgemein. Der Startschuss zu Meliorationen größten Ausmaßes gegen Ende der sechziger 
Jahre basierte bereits auf diesen ökonomischen Regelungen nach Vollendung der totalen 
Kollektivierung, welche überhaupt erst die Voraussetzungen für ungebremste „Investitio-
nen in den Boden“ schufen. Die betriebswirtschaftlichen Auswirkungen der Meliorationen 
zu Anfang der zweiten Etappe der LPG-Entwicklung hielten sich jedoch noch in für die 
LPG vertretbaren Grenzen. Umweltprobleme waren zu jener Zeit ohnehin nicht Gegen-
stand der Diskussionen in der Gesellschaft, weshalb sie auch im Zusammenhang mit der 
LPG-Entwicklung in vorliegender Arbeit bewusst nicht angesprochen werden. Ernste Ge-
danken über Umweltprobleme, durch die Landwirtschaft verursacht, auch staatlicherseits, 
blieben der zweiten Hälfte der achtziger Jahre vorbehalten, erst als industriemäßige Pro-
duktionsmethoden in der Landwirtschaft weitgehend eingeführt worden waren. 
 
Auch das Preissystem, z. B. für Kartoffeln, Zuckerrüben und Getreide, wurde so verändert, 
dass direkte staatliche Bezuschussung abgebaut wurde und gleichzeitig die Produktions-
kosten in den LPG gedeckt werden sollten. In den Jahren 1962 und 1963 wurden daher von 
der Regierung gesetzliche Festlegungen zur Neuordnung von Preisen für Agrarerzeugnisse 
getroffen.169 
 
Eine zentrale Rolle spielten in den Jahren 1962 und 1963 zwei wesentliche staatliche öko-
nomische Regelungen, um der Wirkungsweise der „ökonomischen Gesetze des Sozialis-
mus“ zum Durchbruch zu verhelfen.  
 
Im Jahre 1962 war es ein Ministerratsbeschluss, der die staatliche Kontrolle über Kredit-
rückzahlungen, Kosten und Inanspruchnahme von Arbeitseinheiten, Einnahmen der LPG 
und Erreichung der Wirtschaftlichkeit sowie die Anwendung von finanziellen Förderungs-
maßnahmen zum Inhalt hatte. Es bestand das Ziel, dass die LPG im Jahre 1962 die Wirt-
schaftlichkeit erreichen. Unter Wirtschaftlichkeit verstand die staatliche Leitung bzw. der 
Gesetzgeber, dass u. a. je ganzjährig tätiges Mitglied eine Geld- und Naturalvergütung von 
mindestens 3.120 Mark möglich sei.170 Das entsprach einem jedoch auch für diese Zeit 






Abb. 35 Beschluss des Ministerrates der DDR über die Finanzierung der LPG vom 18.01.1967, gefasst auf Vorschlag des 
Politbüros des ZK der SED, veröffentlicht im Gesetzblatt T. II der DDR 
 
Auch für das Jahr 1963 erließ der Staat gesetzliche ökonomische Regelungen im gleichen 
Sinne.171 Es handelte sich insbesondere um die Anordnung zur Fortführung des 1962 ein-
geführten neuen Finanzierungssystems für die Landwirtschaft. Die Betonung lag neben der 
Steigerung der Brutto- und Marktproduktion sowie der Arbeitsproduktivität auf der Sen-
kung der Selbstkosten und der „weiteren Erhöhung der Wirtschaftlichkeit der LPG“.     
Offenbar erstmalig, gleichsam als Vorboten des 1963 in Kraft gesetzten NÖSPL, wurde 
vom „Finanzierungssystem als ökonomischer Hebel“ gesprochen. 
 
Ab 1964 nahmen die ökonomischen Regelungen des Staates einen größeren Umfang ein 
und erlangten eine wesentlich geänderte Bedeutung, da sich mit der Richtlinie für das 
NÖSPL aus dem Jahre 1963 vorläufig ein Paradigmenwechsel im ökonomischen Denken 
der SED-Wirtschaftspolitik vollzogen hatte.  
 
Neben rein ökonomischen Stimulierungsmaßnahmen erließ die Regierung eine Direktive 
für die Produktionsleitungen der BLR bzw. KLR zur Durchführung der Jahresend-
abrechnung 1963 und Betriebsplanung 1964 sowie 1965. Daraus ist zu folgern, dass staat-





Mit einer Anordnung vom 28.12.1963 wurde ein ganzes Paket von staatlichen Förde-
rungsmaßnahmen für die sozialistische Landwirtschaft des Jahres 1964 geschaffen.173 Die-
se Maßnahmen sind aber insgesamt bereits unter dem Aspekt der Anwendung des NÖSPL, 
einer neuen Entwicklungsphase der LPG, zu sehen. Aus dem Grunde stellt der Beginn des 
Jahres 1964 eine Abgrenzung bzw. Zäsur in der Entwicklung der LPG auch in den drei 
sächsischen Bezirken dar. An dieser Stelle löste sich allmählich die bisherige Organisati-
onsstruktur der LPG, wie sie bis zum Jahresende 1961 entstanden waren und 1962 sowie 
1963 einen äußerst schwierigen Probelauf hinter sich hatten, auf. Das staatliche gesetzliche 
ökonomische Regelwerk ab 1964 brachte vielfältige Veränderungen für die sozusagen 
klassischen, abgerundeten LPG mit sich. Damit wurde der Weg geebnet für die beginnende 
Spezialisierung und Konzentration von Erzeugungszweigen und für das Ziel einer reinen 
Gewinnerwirtschaftung. Letzteres sollte die LPG zu einer höheren Fondszuführung befähi-
gen, um die zunehmenden Investitionen finanzieren zu können. Investitionen ergaben sich 
zwangsläufig aus der in verschiedenen sächsischen Regionen beginnenden Einführung von 
industriemäßigen Produktionsmethoden. In diesem Sinne müssen auch die Diskussionen 
und Redebeiträge während des VIII. Deutschen Bauernkongresses im Jahre 1964 verstan-
den werden.174 
 
Insoweit ist die Zeitspanne von 1962 zu 1963 als ein in sich abgrenzbarer Abschnitt inner-
halb der Konsolidierungsphase der zweiten Etappe der LPG-Entwicklung, in vorliegender 
Arbeit als erste Phase innerhalb der zweiten Etappe beschrieben, in den sächsischen Bezir-
ken anzusehen.  
 
Am vorläufig nachhaltigsten haben neben den Beschlüssen des Ministerrats der DDR vom 
10.10.1963 über einheitliche Preise für pflanzliche Erzeugnisse und über Maßnahmen zur 
Finanzierung der LPG die Prämien für die Mehrproduktion tierischer Erzeugnisse auf den 
Reproduktionsprozess der LPG gewirkt. 
 
Während erstere den Mitgliedern wenig bekannt waren, da sie deren Lebensqualität nur 
indirekt beeinflussten, erreichten die finanziellen Förderungsmaßnahmen zur „ökonomi-
schen Stimulierung“ der Steigerung der Bruttoproduktion175 einen wesentlich höheren Be-
kanntheitsgrad bei den Beschäftigten in den LPG. Prämien und Ergebnisse finanzieller 
Förderung gingen bei den LPG sehr oft in die sogenannte Konsumtion ein, was aber nicht 
dem Anliegen der staatlichen Förderungspolitik entsprach. 
 
Als weiterer Ausdruck der „Ökonomisierungs“-Bestrebungen der SED-Agrarpolitik darf 
die erweiterte Tagung des Landwirtschaftsrates (LWR) vom 28.–29.01.1965 in Berlin und 
der daraus hervorgegangene Beschluss des LWR über Maßnahmen zur weiteren Anwen-
dung des NÖSPL in der sozialistischen Landwirtschaft gesehen werden. Dieser Beschluss 
vervollkommnete das System der „ökonomischen Hebel“ sowie finanziellen Anreize für 
die LPG und baute es weiter aus.176 
 
Das Phänomen der „bewussten Anwendung der ökonomischen Gesetze des Sozialismus“ 
durch die LPG in den Jahren 1962–1963 kann mit vorliegender Arbeit nicht quantifiziert 
werden. Es sind zu viele Faktoren, die auf Betriebsergebnisse eines Landwirtschaftsbe-
triebs einwirken. Ebenso verhält es sich mit Ertragssteigerungen, die im ungünstigsten Fal-
le auch trotz großzügiger Förderpolitik eines Staates in bestimmten Jahren ausbleiben kön-
nen. Wichtig erscheint die Feststellung, dass es generell eine Vorwärtsentwicklung in der 
Landwirtschaft beider deutscher Staaten gegeben hat, wobei sich die Steigerung der 
Marktwirksamkeit der westdeutschen Landwirtschaft auf einem höheren Niveau als bei 
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den LPG der DDR bewegt hat, auch wenn diese in den sächsischen Bezirken über dem 
Versorgungsbeitrag der Nord-Bezirke lag.  
 
Im Bewusstsein und in der Erinnerung der LPG-Mitglieder spielte die plötzlich nach 1961 
einsetzende Anwendung der „ökonomischen Gesetze“ eine untergeordnete Rolle. Vorder-
gründig ging es um materielle Probleme und darum, mit den systembedingten Mängeln 
fertig zu werden. Letzteres beschäftigte die LPG jedoch bis zu ihrer Auflösung im Jahre 
1990. 
 
Das Fazit des agrarpolitischen Auftrages, der die „bewusste Anwendung der ökonomi-
schen Gesetze des Sozialismus“ seit Anbeginn der Konsolidierungsphase der LPG von der 
SED zum Inhalt hatte, zieht die entsprechende Passage im Beschluss des VII. Deutschen 
Bauernkongresses 1962 (Zitat): „In unserer vollgenossenschaftlichen Landwirtschaft gilt 
es, die ökonomischen Gesetze des Sozialismus bewusst anzuwenden, vor allem das Gesetz 
der planmäßigen proportionalen Entwicklung der Volkswirtschaft, das Gesetz der ständi-
gen Steigerung der Arbeitsproduktivität und das Gesetz der Vergütung nach der Arbeits-
leistung. Diese bewusste Anwendung der „ökonomischen Gesetze des Sozialismus“ dient 
der schnellen Steigerung der Produktion.“177 Jene pseudowissenschaftliche Rechtfertigung 
der SED-Agrarpolitik findet sich in allen weiteren Etappen der LPG-Entwicklung wieder. 
Das Denkmuster der ökonomischen Gesetze war ein Bestandteil der gesamten Strategie der 
SED, solange sie existierte. 178 
 
3.1.1.8 Wechsel von tierischer zu motorisierter Zugkraft, 1963 und 1964 
 
Einsatz von Pferden in den LPG 
Mit dem vorläufigen Abschluss des sozialistischen Umgestaltungsprozesses der einzel-
bäuerlichen Landwirtschaft in die kollektivwirtschaftliche Form setzte auch eine Wand-
lung der energetischen Basis ein. Die mit einem hohen Ausstattungsgrad an tierischer Zug-
kraft versehene sächsische Landwirtschaft erlebte durch den „sozialistischen Frühling“ und 
die folgenden Jahre einen Technisierungsschub. Dabei wurden Pferde durch die Zuführung 
von Traktoren und Landmaschinen aus MTS-Beständen überflüssig. 
 
Die Ablösung vollzog sich verhältnismäßig rasch, da sie nicht als Folge objektiver histori-
scher Vorgänge von selbst vor sich ging, sondern, wie so oft in der DDR, als staatliche 
Maßnahme beschlossen worden war.  
 
Die Zahlen sowohl der Bestände als auch des Besatzes mit Pferden lassen Rückschlüsse 
auf Unterschiede in der Agrarstruktur der drei sächsischen Bezirke zu. Deutlich zeigen sich 
diese zwischen dem kleinstrukturierten Bezirk Karl-Marx-Stadt und dem größer struktu-
rierten Bezirk Leipzig.  
 
Im Gegensatz zur gesamten DDR, die Ende 1964 einen flächenbezogenen Pferdebesatz 
von nur noch 60 % gegenüber dem Jahr des „sozialistischen Frühlings“ 1960 aufwies, hat-
ten die drei sächsischen Bezirke, vor allem Karl-Marx-Stadt, eine Bestandsverringerung in 
diesem Zeitraum auf lediglich 63–71 % zu verzeichnen. Das bedeutet, dass Ober-
flächengestalt, Betriebs- und Agrarstruktur in Beziehung zur Pferdehaltung standen. Mit 
der Technikzunahme in den LPG, vor allem des Typs III, und der konsequenten Schlag-
vergrößerung zum Ende der sechziger Jahre trat eine deutliche Verminderung des Einsa-
tzes von tierischer Zugkraft ein. Gleichzeitig nahm die mechanische Zugkraft merklich zu. 
Die Werte in Tabelle 9 lassen erkennen, dass in den LPG Typ I sowohl in der DDR als 
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auch in den sächsischen Bezirken der Pferdebesatz mindestens doppelt so hoch lag als in 
den LPG des Typs III. Dies wird erklärt durch die Tatsache, dass in den LPG des Typs I, 
insbesondere zur Zeit der vollständigen Kollektivierung, noch eine starke mentale Bindung 
der Bauern zum Pferd bestand. Außerdem hatten jene LPG weniger Technik von den MTS 
gekauft und Investitionen zur Verbesserung der technischen Ausstattung eingespart. 
Dadurch wirtschafteten sie nicht moderner im Sinne der Agrarpolitik, aber mit geringeren 
Kosten. Bei den LPG des Typs III, die ebenfalls noch einen relativ hohen Pferdebesatz 
aufzuweisen hatten, lassen sich umgekehrte Verhältnisse feststellen. Dort verursachte die 
höhere Ausstattung mit Landtechnik bereits höhere Kosten. 
 
Im Jahre 1963 hatte beispielsweise eine LPG im Kreis Döbeln die Zugkraftausstattung von 
83 Mot.-PS/100 ha LN erreicht. In ihrer Jahreshauptversammlung am 24.01.1964 musste 
die Leitung bekannt geben, dass höhere Kosten durch die Technik entstanden waren.179  
 
Somit kann, verallgemeinernd ausgedrückt, das Pferd als ein Anzeiger für den Stand des 
technischen und „gesellschaftlichen“ Fortschrittes in den jeweiligen Entwicklungsphasen 
der LPG angesehen werden. 
 
Über die Entwicklung der Pferdebestände geben nachstehende Tabellen Auskunft.180 
 
Tabelle 9: Pferdebesatz am Ende der letzten Kollektivierungsphase, 1959 bis 1964 (in 
GV/100 ha LN)181 
 
Jahr LPG DDR Bezirk 
Dresden Leipzig Karl-Marx-Stadt 
1959 
gesamt 5,4 . . . 
dar. Typ I/II 9,3 9,4 11,5 9,4 
dar. Typ III 4,6 4,7 4,7 5,0 
1960 
gesamt 7,1 . . . 
dar. Typ I/II 13,4 11,6 15,6 14,6 
dar. Typ III 4,6 5,5 5,1 6,2 
1961 
gesamt 6,5 . . . 
dar. Typ I/II 11,0 10,7 14,4 13,8 
dar. Typ III 4,1 4,4 4,2 4,8 
1962  
gesamt 5,9 . . . 
dar. Typ I/II . . . . 
dar. Typ III 3,7 . . . 
1963 
gesamt 5,4 . . . 
dar. Typ I/II . . . . 
dar. Typ III 3,3 . . . 
1964 
gesamt 4,8 . . . 
dar. Typ I/II . . . . 








Tabelle 10: Rückgang der Pferdebestände am Anfang der zweiten Entwicklungsetappe der 
LPG, 1960 bis 1964 
 





(Anzahl) 392.000 30.262 27.434 32.892 
Besatz 
(Anz./100 ha LN) 8,1 8,7 8,9 11,6 
1961 
Bestand 
(Anzahl) 356.600 27.884 22.961 30.878 
Besatz 
(Anz./100 ha LN) 6,6 8,0 7,5 10,3 
1962 
Bestand 
(Anzahl) 324.000 25.873 21.169 28.942 
Besatz 
(Anz./100 ha LN) 5,9 7,4 6,9 9,5 
1963 
Bestand 
(Anzahl) 298.000 24.031 19.410 27.297 
Besatz 
(Anz./100 ha LN) 5,5 6,9 6,3 9,0 
1964 
Bestand 
(Anzahl) 265.100 21.690 17.134 24.950 
Besatz 




Bestand (%) 67,5 71,7 62,5 75,9 
Besatz (%) 60,1 79,3 62,9 70,7 
 
In den sächsischen Dörfern setzte ab 1964 ein rapider Rückgang an Pferden ein, was auch 
aus den Tabellen in den Kapiteln 3.1.2.5 und 3.3.4 Viehwirtschaft hervorgeht. Anhand des 
Rückgangs der Bestände lässt sich eine gesicherte Beziehung zwischen Übergang der 
MTS-Technik an die LPG und eigenen Investitionen in die Landtechnik herstellen.  
 
„Mit dem Einzug von modernen technischen Geräten und Maschinen sowie dem Verzicht 
auf tierische Zugkraft zerrissen die Menschen eine jahrhundertealte innige Verbindung zu 
ihrem bisherigen treuen Diener.182 Das Pferd, vor Jahrtausenden vom Menschen domesti-
ziert und ständiger Begleiter seiner Zivilisation, hatte plötzlich ausgedient und sollte fort-
an, wie sich vor allem später zeigte, nur noch als Sport- und Freizeitobjekt geeignet sein. 
Pferde mussten Traktoren zwangsläufig weichen. Dieser Vorgang ließ die Bauern den 
Umgestaltungsprozess in der Landwirtschaft erst richtig begreifen.“183 In seinen Lebens-
erinnerungen beschreibt ein ehemaliger LPG-Vorsitzender aus einem Dorf im Kreis Wur-
zen, wie innerhalb von zwei Jahren der größte Teil der nahezu 100 Pferde geschlachtet 
wurde und welche seelische Belastung diese Vorgänge mit sich brachten184. Im Rahmen 
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des ganzen Dorfes wiederholte sich zu Anfang der vollkollektivierten Entwicklung das, 
was jener Bauer 12 Jahre zuvor als Einzelbauer schon einmal praktiziert hatte, nämlich ein 
krankes Pferd zur Schlachtung abholen lassen zu müssen.  
 
Im Zuge der Abschaffung der Pferde und der MTS-Technikübergabe tauchten plötzlich 
Argumentationen und Berechnungen auf, die auf die billigen Werte frei werdenden Futters 
hinwiesen und an eine gewisse Technik- und Fortschrittsgläubigkeit der Menschen appel-
lierten. In einem Sitzungsbericht der DAW zu Berlin im Jahre 1967 wurde angeführt, dass 
in der DDR im Jahre 1967 die von rd. 550.000  nicht mehr vorhandenen Pferden zu lei-
stende Arbeit jetzt mit 124.000 statt früher 30.000 Traktoren erledigt werde185. An die Stel-
le von sechs  Pferden sei ein Traktor getreten, und mit dem Futter für 550.000 Pferde könn-
ten Nahrungsmittel für 1–1,5 Mio. Menschen erzeugt werden. Der für die Pflege der Pferde 
eingesparte Arbeitszeitaufwand könne mit etwa 90 Mio. Stunden jährlich veranschlagt 
werden. 186  
 
Der permanente Futtermangel der LPG-Wirtschaft schien tatsächlich eine solche Futtermit-
teleinsparung zu rechtfertigen. Den Gedanken, dass der Futterfreisetzung eine Abhängig-
keit von motorisierten Zugmitteln, die außerdem eine Kostenzunahme in den Betrieben mit 
sich bringen würden, weichen könnte, verfolgten die neuen Führungsschichten nicht. Der 
dagegen stehende Aufwand für Ausfallstunden, Instandhaltung und -setzung veralteter und 
störanfälliger Traktoren, unter welchen besonders jene sowjetischer Herkunft hervortraten, 
wurde in diesen Kalkulationen nicht berücksichtigt.  
 
Nach der Kollektivierung arbeiteten die Bauern oft mit ihren ehemals privaten Gespannen 
weiter. Auch deren frühere Kutscher führten häufig die Gespanne in den LPG-
Feldbaubrigaden. Sie besaßen meistens ohnehin keine Qualifikation für die modernere 
Landtechnik. Außerdem mochten sie die anfangs angedeutete Beziehung Mensch-Tier 
nicht aufgeben. Die mit dem Abschluss der Kollektivierung einsetzende Abschaffung der 
Pferde berührte die bäuerliche Bevölkerung häufig schmerzlich.  
 
Ein Bauer und LPG-Mitglied aus Tetta im Kr. Görlitz, Bez. Dresden, beschreibt die Aus-
sonderung seines Pferdes mit folgendem Bericht.187  
 
„Im Herbst 1971/Frühjahr 1972 erfolgte bei uns in Tetta der Übergang zur LPG Typ III. 
Das heißt, die letzten Rinder wurden im Mai 1972 abgeholt und in große Ställe gebracht. 
Das war die letzte Station der großen Veränderungen in unserem Dorf. 
 
Seit alters her waren die Bewohner unserer Dörfer mit der Landwirtschaft innigst verbun-
den, d. h. mit der Natur, den Feldern, Wiesen und Tieren. Die Abgabe der Tiere war wieder 
ein Einschnitt in den täglichen Arbeitsablauf. 
 
Aus heutiger Sicht ist das nicht mehr so gut vorstellbar. Denn Mensch und Tier waren sehr 
verbunden. Alle Großtiere hatten ihre Namen. Die Zugtiere waren aufgezogen worden und 
zum Ziehen angelernt und haben oft viele Jahre mit dem Bauern die Felder bestellt. 
 
An die Ablieferung unseres letzten Pferdes, unserer treuen 21-jährigen Lotte, kann ich 
mich noch gut erinnern. Es war an einem Herbsttag 1971, früh ging ich noch einmal in den 
Stall, heut bekam die gute Alte die doppelte Portion Hafer und ohne Weizenspreu. Dann 
ein Stück Brot und ein Stück Zucker, dann ein Streicheln über den Hals. Anschließend 
ging ich zur Arbeit und wollte nicht beim Abtransport zusehen. Mein Frühstücksbrot habe 
ich an diesem Tage nicht gebraucht. 
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Vieltausendfach hat sich das so oder ähnlich in unseren Dörfern abgespielt. Dann fuhren 
nur noch Traktoren über die Felder. Die alte bäuerliche Tradition hatte aufgehört.“ 
 
Oft geschah die Abholung der Pferde durch die Pferdefleischereien auf recht unsensible 
Art und Weise. In Lauenstein, Kr. Dippoldiswalde, Bez. Dresden, erschoss der Ross-
schlächter im Sommer 1968 ein beim Verladen widerspenstiges Pferd, welches nur an sei-
nen Besitzer gewöhnt war, vor dessen Augen auf dem Transportfahrzeug. Das Pferd, das 
bisher in dieser LPG Typ I treu gedient hatte, war nach dem Übergang in die LPG Typ III 
überflüssig geworden.  
 
Verkaufen konnte man zu jener Zeit in den Dörfern Pferde kaum, da sie allerorten abge-
schafft wurden. Frankreich, die Benelux-Länder und Italien waren jedoch sichere Abneh-
mer von Schlachtpferden aus der DDR, die der staatliche Handel aufkaufte. Stundenlange 
Eisenbahntransporte zu den ausländischen Schlachthöfen, die nicht im Sinne des Tier-









Abb. 36 Mit Pferden ausgeführte 
 leichte Feldarbeiten (Kartof-
 feln Igeln) in der LPG Tetta-
 Buchholz, Kr. Görlitz, 1962 
Quelle: Gotthard Ender: Historisches 
 Blatt, Teil XXVI, Juli 2001,     
  S. 11 
 
 
Dennoch gehörte der Mechanisierung in der Landwirtschaft die Zukunft und nicht der tie-
rischen Zugkraft. Es handelte sich um einen objektiven Entwicklungsprozess, dem auch 
die westdeutschen Bauern nicht ausweichen konnten. Dessen ungeachtet fand in den LPG 
weiterhin bis Ende der sechziger Jahre eine stark verringerte Anzahl von Pferden Verwen-
dung, indem sie aber nicht für Feldarbeiten, sondern nur noch für leichte innerbetriebliche 
Transporte eingesetzt wurden. Auch die persönliche Hauswirtschaft der LPG-Mitglieder, 
deren Flächen günstiger mit Pferden bestellt werden konnten, trug mit dazu bei, dass im-
mer noch Pferde im Bestand der LPG vorhanden waren. So verzeichnet die Statistik der 
DDR für das Jahr 1969 in den drei sächsischen Bezirken noch einen flächenbezogenen 
Besatz von 2,4–3,7 Pferde/100 ha LN. Darüber hinaus hatte man im Bezirk Dresden           
2 Pferde und im Bezirk Karl-Marx-Stadt 7 Pferde in ZGE/ZBE zu laufen, wie die Tabelle 
65 in Pkt. 3.3.4, S. 625 ausweist.  
 
Wie bei allen Ereignissen, die die LPG-Entwicklung kennzeichnen, gab es auch hinsicht-
lich der Ablösung der Pferde als wesentliche Zugkräfte der frühen LPG zeitliche und regi-
onale Unterschiede, sowohl im ganzen Lande als auch in den Bezirken. Zum Beispiel für 
die LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz, Kr. Döbeln, finden sich relativ spät, gegen 
Ende des Jahres 1966, Erwähnungen zur Aussonderung von Pferden. Offenbar hatte in den 
LPG der Mittelsächsischen Lößgefilde das Pferd noch eine gewisse wirtschaftliche Bedeu-
tung beibehalten. Der Grund für den Vorschlag des LPG-Vorsitzenden, fünf Pferde zum 
Schlachten zu verkaufen, war aber nicht in der Modernisierung zu sehen. Es wurde in die-
ser LPG immer schwieriger, Arbeitskräfte zu finden, die bereit und geeignet waren, mit 
Pferden umzugehen.188 Anfang 1967 wurde in der LPG Bockelwitz die Umstellung eines 
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Gespannes vorgenommen, da ein Pferd zum Rossschlächter abgeliefert wurde.189 Ende 
1967 führte der Wohnraumbedarf in der LPG zu dem Vorschlag, einen nicht mehr belegten 
Pferdestall in Bockelwitz, Gehöft Nr. 1, als Melkerwohnung auszubauen190 Aber bereits im 
Frühjahr 1963 war es in Bockelwitz zum Verkauf von zwei Pferden gekommen, da in die-
sem Jahr die Übernahme der MTS-Technik von der LPG beschlossen worden war.191  
 
Anhand einiger LPG aus dem Kreis Döbeln soll auf die betriebswirtschaftliche Bedeutung 
der Arbeit mit Pferden in den Jahren nach dem „sozialistischen Frühling“ eingegangen 
werden. Zu diesem Zweck wurden für die Jahre 1961–1967 verschiedene LPG Typ III mit 
verwertbaren Angaben (im Maximalfall 22 LPG, im Minimalfall 1 LPG) aus den drei 
landwirtschaftlichen Produktionsbereichen, in die der Kreis eingeteilt war, herangezogen. 
Grundlage dafür sind die Erhebungen und Analysen der Kreisbuchungsstation für Land-
wirtschaft Döbeln zu den betreffenden Jahren.192 Dabei werden Traktoren- und Pferde-
stunden den Arbeitskräftestunden einer willkürlich ausgewählten, repräsentativen Fruchtart 
gegenübergestellt. 
 
Tabelle 11: Verhältnis der Traktoren- zu Pferdestunden, Produktionszweig Kartoffeln, 














Akh/ha Sh/ha Ph/ha Ph/ha   :  Sh/ha  
min. max. min. max. min. max. min. max. 
1 2 3 4 5 6 
                Sp. 5 :  Sp. 4 
1961 3 263 648 17,1 61,8 51 68 2,98 1,10 
1962 12 207 490 1 67 4 104 4,00 1,55 
1963 21 166 480 17 79 19 87 1,11 1,10  
1964 1 350 34,8 35,0 1,01 
1965 20 190 402 25 73 4 98 0,16 1,34  
1966 1 . . 32,8 35,3 1,08 
1967 1 . . 82,8 12,9 0,16 
 
Nach 1967 wurden die Pferdestunden der LPG nicht mehr erfasst, da diese betriebswirt-
schaftliche Kennzahl bedeutungslos geworden war. Die Zahlen für 1966 und 1967 sind den 
Jahresabschlussberichten (JAB) einiger LPG des Kreises entnommen. 
 
In den Jahren 1965/1966 erreichte das Verhältnis von Pferde- und Traktorenstunden inner-
halb der Feldwirtschaft im Kreis einen Wendepunkt. Ähnliches dürfte auch in anderen 
sächsischen Regionen, die ackerbaubetont waren, vor sich gegangen sein. Für die drei Pro-
duktionsbereiche des gesamten Kreises Döbeln hatte die Kreisbuchungsstation nachste-










Nord Mitte Süd 
Arbeitskraftstunden (Akh/ha) 296 255 301 
Traktorenstunden (Sh/ha)   35   42   35 
Pferdestunden (Ph/ha)   36   32   36 
 
Deutlich zeichnet sich das bereits ausgeglichene Verhältnis von Ph zu Sh im Jahre 1965 
ab.  
 
Die folgende Tabelle 12 zum Zugkraft-Aufwand beim Beispielszweig Kartoffelanbau gibt 
neben dem Zeitaufwand weitere Hinweise, z. B. auf den insgesamt hohen Aufwand an Ar-
beitskraft-, Traktoren- und Pferdestunden in der Feldwirtschaft allgemein und hohen Anteil 
der Pferdestunden im Verhältnis zu den Traktorenstunden (ausgedrückt in der Verhältnis-
zahl Reihe 4 der Tabelle 12) zum Aufwand in den Jahren 1961–1967. 
 
Dies kann gleichzeitig als Ausdruck eines relativ geringen Mechanisierungsgrades, aber 





Tabelle 12: Verhältnis der Zugkraftstunden, Produktionszweig Kartoffeln, LPG Typ III der drei Produktionsbereiche im Kreis Döbeln, Bez. Leipzig*8, 13 




























































































































































































































































































































































































































































































































































1 Arbeitsstunden Akh/ha*9 274     263 648    392  
2 Traktorenstunden Sh/ha 29,4     17,1 61,8      
3 Pferdestunden Ph/ha 51     63 68    81   
4 Anteil Ph %*8 63,9     78,7 52,4    ·   
 
1962*2 
1 Arbeitsstunden Akh/ha 405 344  539 315 367 276 228 613   280 344 331 328 321 207 210 261 209 360 490  
2 Traktorenstunden Sh/ha 28 21  53 11 24 22 67   1 3 47 2 28 4  
3 Pferdestunden Ph/ha 32 60  4 61 58 28 64 104   89 81 55 100 48 96 50 38 73 82 75  
4 Anteil Ph %*8 53,3 74,1  7,0 84,7 · 53,8 74,4 60,8   98,9 · · 97,1 50,5 · 96,2 · · 74,6 94,9  
 
1963*3 
1 Arbeitsstunden Akh/ha 300 336 271  338 280 384 375 480 350 248 405   249 274 292 320 220 347 179 374 189 256 166  
2 Traktorenstunden Sh/ha 34 24 36  28 33 32 42 24 35 30 53   79 17 34 36 24 17 26 53 23 28 36  
3 Pferdestunden Ph/ha 35 34 26  76 25 19 41 28 35 24 87   30 70 43 69 40 45 25 39 67 56  
4 Anteil Ph %*8 50,7 58,6 41,9  73,1 43,1 37,3 49,4 53,8 50,0 44,4 62,1   27,5 80,5 55,8 · 74,2 70,2 63,4 32,1 62,9 70,5 60,9  
 
1964*4 
1 Arbeitsstunden Akh/ha     350      
2 Traktorenstunden Sh/ha     34,8      
3 Pferdestunden Ph/ha     35      
4 Anteil Ph %*8     50,1      
 
1965*5 
1 Arbeitsstunden Akh/ha 320    230 264 324 324 244 253 312 199 339   284 284 191 227 190 239 236 402 251 263 255  
2 Traktorenstunden Sh/ha 29    41 36 35 48 28 44 28 29 35   73 25 49 37 36 40 37 35 59 33 40  
3 Pferdestunden Ph/ha 59    23 40 14 30 42 6 4 11 34   98 47 13 14 46 26 27 40 30 16 20  





1 Arbeitsstunden Akh/ha 296 255 301   
2 Traktorenstunden Sh/ha 35 42 35
3 Pferdestunden Ph/ha 26 72 38
4 Anteil Ph %*8 42,6 83,2 52,1
 
1966*6 
1 Arbeitsstunden Akh/ha          
2 Traktorenstunden Sh/ha     32*12      
3 Pferdestunden Ph/ha     35*12      
4 Anteil Ph %*8     52,2      
 
1967*6 
1 Arbeitsstunden Akh/ha          
2 Traktorenstunden Sh/ha     28*12      
3 Pferdestunden Ph/ha     12*12      






















Quellen: *1 Kreisarchiv Döbeln.Unsigniert. LPG „Völkerfreundschaft“ Börtewitz, 1961-1971, Betriebswirtschaftfiche Auswertungen,  
  Auswertungen der „Betriebsabrechnungsbögen 1961 im Kr. Döbeln“. Zentrale Buchungsstation LPG Kr. Döbeln 
 *2 Kreisarchiv Döbeln. Münch, W.: „Messen-Wiegen–Rechnen. Die Auswertung der Kostenrechnung 1962 in den LPG des Kr. 
Döbeln“, Tab. Nr. 6, Kreisbuchungsstation für Landwirtschaft Döbeln, 09.04.1963 
 *3 Kreisarchiv Döbeln Münch, W.: „Messen-Wiegen–Rechnen. Die Auswertung der Kostenrechnung 1963 in den LPG des Kr. 
Döbeln“, Tab. Nr. 6, Kreisbuchungsstation für Landwirtschaft Döbeln, 09.04.1964 
 *4 Kreisarchiv Döbeln. Unsigniert. LPG „Völkerfreundschaft“, Börtewitz, Abrechnung der Produktion, (Fbl.). BA3, Blatt Nr. 
10,1961-1971, Betriebswirtschaftliche Auswertungen 
 *5 Kreisarchiv Döbeln. Münch, W.: „Mit den Erfahrungen der Besten, Auswertung der Kostenrechung 1965 der LPG Typ III Kr. 
Döbeln“, S. 4 und 13, Tab. 8, und 15 
 *6 Keine Auswertung der Kreisbuchungsstation im Kreisarchiv Döbeln vorhanden 
 *7 Errechnet anhand Abrechnung der LPG Börtewitz, „Verteilung der indirekten Kosten 1967-Endverteilung, Verteilungsbogen B“ 
 *8 Anteil der Pferdestunden an den Gesamtzugkraftstunden, errechnet, Ph:∑ Ph +Sh 
Anmerkungen:    *9 Ausgewertet wurden nur 4 LPG (Auterwitz, Mochau, Steina, Jana), Zahlen z. T. gerundet 
 *10 Erste umfangreiche Auswertung der Kostenrechnung im Kr. Döbeln, Leere Spalten und Reihen- keine verwertbaren Angaben 
 *11 Nur verwertbare Kostenrechnung der LPG: ("es gibt eine Reihe LPG des Kreises, die für die Kostenrechnung kein Interesse haben") 
 *12 Errechnet anhand JAB 1966 und 1967 
 *13 Leere Spalten und Reihen keine von der Kreisbuchungsstation ausgewerteten Ergebnisse 
 *14 Leere Sparten und Reihen keine von der Kreisbuchungsstation ausgewerteten Ergebnisse, nur Bockelwitz JAB 1966 
 *15 Leere Spalten und Reihen keine von der Kreisbuchungsstation ausgewerteten Ergebnisse, nur Bockelwitz JAB 1967 






Am Ende der zweiten Entwicklungsetappe der LPG arbeiteten in den LPG der beiden -
Typen I und III der sächsischen Bezirke insgesamt nur noch 27.318 Pferde. 
 
Übergabe der Technik an die LPG, 1962/1963 
Die zwischen 1952 und 1959 gegründeten LPG litten unter einer unzureichenden Ausstat-
tung mit landtechnischen Geräten. Die Ursache dafür war einerseits die größtenteils vor-
herrschende schwache Finanzkraft der LPG für Neuanschaffungen. Andererseits ist die 
Ursache im Unvermögen der Volkswirtschaft der DDR, den neuen Betriebsgrößen der 
LPG entsprechende, vor allem mobile Landtechnik, zur Verfügung stellen zu können, zu 
sehen. Die wichtigste Ursache dafür war aber, dass bis 1958/59 neue landtechnische Ma-
schinen und Geräte nur den MTS geliefert wurden. Es handelte sich einerseits um eine 
politische Entscheidung der DDR-Führung, nach welcher die MTS zu „Stützpunkten der 
Arbeiterklasse auf dem Lande“ erklärt worden waren, wie es bereits das sowjetische Vor-
bild zeigte. Andererseits darf nicht der zu geringe Produktionsausstoß der Traktorenwerke 
der DDR außer acht gelassen werden.  
 
Dieser Zustand hielt auch noch an, als nach dem „sozialistischen Frühling“ 1960 nahezu 
alle Bauern sich in LPG befanden. Vor allem die 1959/60 im Zuge der „Vollkollektivie-
rung“ gegründeten LPG, insbesondere die LPG Typ I, unterschieden sich hinsichtlich ihres 
Mechanisierungsgrades und ihrer Technologie kaum von den ehemaligen großbäuerlichen 
Betrieben. Transport und leichtere Feldarbeiten wurden in den ersten fünf Jahren haupt-
sächlich mithilfe tierischer Zugkraft durchgeführt. In den sächsischen Agrarregionen wur-
den zu jener Zeit in den LPG bis zu 11,6 Pferde je 100 ha LN gehalten. Der Gedanke, die 
technische Ausstattung der MTS den LPG zu unterstellen, wurde bereits im Februar 1959 
während der VI. LPG-Konferenz in Leipzig erörtert, da in diesem Jahr von der Agrarpoli-
tik das Ziel des Abschlusses der totalen Kollektivierung angepeilt wurde. Dass in den 
nächsten Wochen und Monaten eine Vielzahl von LPG vorhanden sein würde, die nicht 
über die Landtechnik verfügt, die ein Großbetrieb braucht, war zu erwarten. Aufgrund des 
geringeren Mechanisierungsgrades der einzelbäuerlichen Betriebe gelangte nur ein unbe-
deutender Technikbestand durch die Eintritte in die neuen LPG. 
 
Um den LPG, zumindest hinsichtlich des motorisierten Zugkraftbedarfes, aus der missli-
chen Lage zu helfen, entschloss sich der Ministerrat der DDR aufgrund der Vorschläge des 
VII. Deutschen Bauernkongresses zum Verkauf der in den MTS vorhandenen Landtechnik 
an die LPG.195 Der Beschluss über den erweiterten Verkauf von Technik an die LPG, GPG 
und Gemüse- und Obstbau LPG im Jahre 1962 des Präsidiums des Ministerrates der DDR 
vom 14.06.1962, veröffentlicht im GBl. der DDR, T. II, Nr. 45 vom 02.07.1962, S. 391, 
beinhaltete den Verkauf der Technik an die LPG. Die Finanzierung der Technik sollte 
durch die LPG weitgehend aus eigenen Investitionsfinanzierungsmitteln erfolgen. Insbe-
sondere war dies von den LPG Typ I/II gefordert, die zum Technikkauf keine langfristigen 
Kredite aufnehmen durften.  
 
Gleichzeitig bedeutete die Abgabe der Technikbestände die schrittweise Auflösung der 
MTS. Nach der Auflösung und Umwandlung in Reparatur-Technische Stationen (RTS) 
gingen z. T. auch Gebäude und bauliche Anlagen der MTS in den Grundmittelbestand der 
größeren LPG Typ III über. Den LPG fehlten ohnehin Unterbringungsmöglichkeiten für 
die mobile Landtechnik und Reparaturkapazität. In der Folge dieses Prozesses entstanden 
in den Dörfern Standorte mit großen LPG-eigenen Unterstellhallen und Werkstätten, die 
sogenannten Technikstützpunkte. Die LPG bauten sie im Laufe ihrer Entwicklung zu im-
mer größer werdenden Betriebseinheiten aus, um gegenüber dem vorhandenen, jedoch 
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nicht ausreichenden Angebot an volkseigener Instandhaltungs- und -setzungskapazität un-
abhängig zu werden. 
 
Ende der siebziger Jahre, als mit der Umwandlung der Feldwirtschaft zu großen kooperati-
ven Einheiten dieses Bestreben noch deutlicher hervortrat, entstanden Betriebsteile für 
landtechnische Instandhaltung und -setzung, die z. T. über ein höheres Arbeitsvermögen 
als ihre aus den MTS hervorgegangenen RTS und die volkseigenen Kreisbetriebe für 
Landtechnik (KfL) verfügten.  
 
Zuweilen gerieten die großen Technikstützpunkte in die Kritik der staatlichen Landwirt-
schaftsverwaltung, wie dies im Falle eines Technikstützpunktes der LPG Kleinbautzen in 
Niedergurig, Kr. Bautzen, Mitte der siebziger Jahre geschah. Die daraufhin geäußerten 
Kritiken der staatlichen Leitung an der Person des LPG-Vorsitzenden quittierte dieser spä-
ter damit, dass er die sozialistische Landwirtschaft verließ und in einem Kirchengut arbei-
tete. 
 
In der Folge des Ministerratsbeschlusses vom Jahre 1962 gelangten ab Sommer 1962 und 
im Jahre 1963 die hauptsächlichen MTS-Technikbestände in die Hände der LPG. Im Falle 
der LPG „Freundschaft“, Typ III, Weigmannsdorf-Müdisdorf, Kr. Brand-Erbisdorf, Bez. 
Karl-Marx-Stadt, übergab bereits am 01.07.1960 die MTS die Technik kostenlos, wobei 
auch die Traktoristenbrigade der MTS, die bisher für diesen LPG-Bereich gearbeitet hatte, 
geschlossen in die LPG überging. Es war vielerorts üblich, dass die MTS-Arbeitskräfte von 
den LPG ihrer bisherigen Einsatzgebiete übernommen wurden. Größtenteils LPG-
Mitglieder geworden, bildeten sie den Kern der Feldbau-Traktoren-Brigaden. Am 
19.04.1963 gingen die Traktoristen der MTS Brand-Erbisdorf, Außenstelle Langenau, ge-
schlossen in die zwei LPG Typ I, „Pionier“ und „Gränitz“ in Langenau über.196 In der LPG 
„Einheit“, Typ III, Sönitz, am Ostrand der Lommatzscher Pflege gelegen, wurde die MTS-
Technik bereits am 04.09.1959 übernommen.197 Im Bezirk Dresden hatten 1959 elf LPG 
und 1960 53 LPG leihweise MTS-Technik übernommen. 1960 arbeiteten im Bezirk Dres-
den 37 MTS als Dienstleistungsbetriebe für die Landwirtschaft, im Allgemeinen für noch 
vorhandene kleinere Bauern und LPG. Die LPG „Morgenrot“, Typ III, Naundorf, Kr. Frei-
berg, übernahm 1960 als erste LPG des Bezirkes Karl-Marx-Stadt die MTS-Technik, wo-
bei gleichzeitig der örtliche MTS-Stützpunkt aufgelöst wurde.198  
 
Wie die Beispiele zeigen, erfolgte die Übergabe bzw. Übernahme der Landtechnik nicht 
zeitgleich mit dem Ministerratsbeschluss von 1962. Die temporäre Unterschiedlichkeit 
zwischen und innerhalb der Bezirke sowie der Kreise zeigt sich u. a. im Kr. Döbeln. Be-
reits 1959 und 1960 bekamen neun namhafte größere LPG Typ III die MTS-Technik leih-
weise unterstellt, darunter die LPG Auterwitz sogar schon im Jahre 1958. Im Verlaufe des 
Jahres 1963, als die große Übergabewelle die MTS erfasste, waren es 14 der 41 LPG Typ 
III dieses Kreises, die die Technik übernahmen.199  
 
Es darf nicht außer acht gelassen werden, dass die Technikübernahme den LPG auch 
Schwierigkeiten bereitete. Die MTS -Bereiche der Kreise hatten in der Regel in jedem 
Dorfe einen Stützpunkt. Oft bestand ein solcher aus Gebäuden devastierter großer Höfe der 
frühen fünfziger Jahre. Neben der Landtechnik bekamen die LPG die Stützpunkte ebenfalls 
übertragen. Da auch das Personal in die LPG überstellt wurde – Leitungspersonal der MTS 
wurde von der staatlichen Leitung und Partei meistens wieder als Leitungspersonal in die 





Zum einen misstrauten die Traktoristen den LPG, in welchen sie hätten Mitglied werden 
sollen, da die LPG Typ III keine feste Bezahlung wie die MTS bieten konnten. Zum Bei-
spiel in den LPG Luppa und Dahlen, Kr. Oschatz, war eine stabile Vergütung der Arbeit 
erst ab 1969, als kooperative Einrichtungen sichere und planbare Einnahmen erzielten, 
möglich geworden.200 Deshalb traten die Traktoristen des Beispielfalles damals nicht in die 
LPG ihres ehemaligen MTS-Bereiches ein. 
 
Zum anderen entstand für die LPG ein Effektivitäts-Problem. Wie aus den Jahresab-
schlussberichten der LPG aus den Jahren 1960–1962 hervorgeht, gingen die von den MTS 
berechneten Leistungen bei den LPG als selbstständige Kostenposition ins Buchwerk ein. 
Die Leistungen wurden nach staatlich gestützten differenzierten MTS-Tarifen abgerechnet. 
Die Einnahmen der MTS insgesamt lagen unter deren Kosten. Die LPG Typ III rangierten 
in der niedrigsten Tarifgruppe. Ab 1962 bzw. 1963, nach der Unterstellung, hatten die LPG 
plötzlich alle Technikkosten, d. h. für Beschaffung, Ersatzteile und Betriebskosten, in vol-
ler Höhe selbst zu tragen. Das betraf auch die Personalkosten für das ehemalige Leitungs-
personal, die in den niedrigen MTS-Tarifen als Gemeinkosten enthalten waren. Auf die 
Beachtung solcher Auswirkungen wies zum Beispiel der 1962 abgelöste Hauptbuchhalter 
der LPG „Eintracht“, Typ III, Luppa, Kr. Oschatz, während der Vorstandssitzung am 
28.03.1963 bzw. 18.04.1963, bei der auch Vertreter der MTS-Traktoristen und der LPG 
Typ I zugeladen waren, hin. Der Vorstand hatte etwas euphorisch den VI. Parteitag vom 
Januar 1963 zitiert. Demnach sei die gesamte Technik an die LPG zu verkaufen bzw. zu 
unterstellen und dadurch könne die Landwirtschaft besser und billiger produzieren, d. h. es 
träte eine Kostensenkung ein. In Wirklichkeit aber sparte der Staat Subventionen an die 
MTS ein. In der LPG Luppa wurden für das Jahr 1964  300.000 DM Technikkosten anstatt 
280.000 DM, wie noch 1963 vorgesehen, geplant. Darüber hinaus musste ein Amortisati-
onsfonds in Höhe von 100.000 DM zusätzlich gebildet werden. Aufgrund der Übernahme 
der Technik konnte eine Rückzahlung von kurzfristigen Krediten an die Landwirtschafts-
bank Oschatz nicht geplant werden. 1963 wurden demgegenüber noch 81.000 DM zurück-
gezahlt. Insgesamt musste im Jahre 1964 wegen zusätzlicher Finanzierung der Technik und 
zusätzlicher Vergütung eine Steigerung von 200.000 DM Erlöse in den Betriebsplan auf-
genommen werden.201 Die LPG Typ I Spansberg, Kr. Riesa, Bez. Dresden, hatte insgesamt 
für 123.000 DM mobile Technik von der MTS übernommen, d. h. gekauft. Die Eigenmittel 
der LPG, die auf dem Unteilbaren Fonds (Investitionsfonds) standen, reichten jedoch nicht 
aus, sodass die Mitglieder 34.500 DM von ihren persönlichen Konten zur Finanzierung des 
MTS-Technikkaufes einzahlen mussten, da auf die Maschinen nicht verzichtet werden 
sollte.202  
 
Ein drittes Problem für die LPG löste die Frage nach dem Bezug von guten, qualifizierten 
Schlossern und technisch sowie technisch-ökonomisch versiertem Leitungspersonal aus. 
Aus landwirtschaftlicher Herkunft konnte auf ein solches Personal nicht ohne Weiteres 
zurückgegriffen werden.  
 
Als viertes Problem tauchte die Verantwortung der LPG für die zusätzlichen Gebäude auf. 
Die Konzentration auf die unmittelbaren Produktionsbauten zog bei den meisten LPG von 
vornherein und unwillkürlich eine Vernachlässigung der ehemals einzelbäuerlichen Gehöf-
te nach sich.  
 
Nach damaligen Sprachgebrauch bezeichneten die LPG die Technikübergabe unterschied-
lich, häufig jedoch als leihweise Übernahme oder Unterstellung, wie die JAB von LPG aus 
dem Kreis Freiberg, Bez. Karl-Marx-Stadt, belegen.203  
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Die JAB weisen ferner aus, dass LPG z. T. neben der übergebenen Technik weitere MTS-
Geräte kauften204 Da dies in der Regel zum Zeitwert erfolgte und die Landtechnik nahezu 
abgeschrieben war, bedeuteten die Zukäufe aufgrund des geringeren Zeitwertes vorläufig 
eine relativ geringe finanzielle Belastung der LPG und, was aber von hohem Vorteil war, 
eine günstige Bezugsgelegenheit außerhalb der offiziellen, mangelhaften landtechnischen 
Versorgung durch den Staat. 
 
Da die LPG Typ I sehr zurückhaltend investierten, war ein großer Teil von LPG dieser 
Betriebsform nicht am Zukauf von Technik der MTS interessiert. 
 
In der Übersicht werden Beispiele der MTS Technikübergabe an LPG der Kreise Freiberg, 




LPG     Ort Typ Jahr Zeitwert 
 
Bemerkungen und Bezeichnung 
 
„Glückauf“, Bieberstein I 1963 74.740 Verkauf an die LPG 
„Frieden“, Bräunsdorf I 1963 51.183                 - " - 
„Gute Hoffnung“, Dittmannsdorf I 1963 51.554                 - " - 
„Einigkeit“, Dittmannsdorf I 1963 44.868                 - " - 
„Völkerfreundschaft“, Freiberg I 1963 27.160                 - " - 
... Großschirma/Rothenfurt I 1963 61.170                 - " - 
„Heimatliebe“, Großschirma I 1963 39.689                 - " - 
„Zuchtgemeinschaft“, Großvoigtsberg I 1963 27.021                 - " - 
„Schönes Dorf“, Hirschfeld I 1963 12.752                 - " - 
„Grüne Tanne“, Hohentanne I 1963 53.414                 - " - 
„Rosa Luxemburg“, Großvoigtsberg III 1963 89.947 kostenlose Unterstellung 
„Fortschritt“, Kleinwaltersdorf III 1963 165.450 einschließlich Zukäufe 
„Florian Geyer“, Langenhennersdorf III 1962/63 176.674 kostenlose Übernahme 
„Pionier“, Reichenbach III 1963 70.803 nicht benannt 
„Aufbau“, Seifersdorf III 1963 68.156 Unterstellung 
„Neuer Weg“, Hirschfeld III 1963 99.419 nicht benannt 
„Junge Pioniere“, Reinsberg III 1963 125.032 Unterstellung  
„Zeitenwende“, Dittmannsdorf III 1963 127.751        - " - 




Übergabe: 8 Traktoren 
 und Großgeräte    
„Neues Leben“, Kleinschirma III 1963 95.293 leihweise Übergabe 
„Morgenrot“, Naundorf III 1960   · erste LPG der Technikübergabe  
des Bez. Karl-Marx-Stadt 
„Otto Buchwitz“, Niederschöna III 1963 193.188 leihweise Übernahme 
 
„Rotes Banner“, Oberbobritzsch III 1963 34.337             - " - 
 
„Bobritzschtal“, Oberbobritzsch III 1963 113.325
+   3.332
            - " - 
zusätzlicher Kauf aus  
MTS -Bestand 
„Zukunft“, Oberschöna-Wegefahrt III 1963 18.665 leihweise Übernahme 
„Glückauf“, Zug III 1963 18.852             - " - 
„Theodor Körner“, Weißenborn III 1962 265.000 7 Traktoren und Großgeräte 
„Karl-Marx“, Gablenz  [o] III 1963 · gesamte Technik der LPG zu ermäßigten 
Preisen von der MTS Brand-Erbisdorf über-
nommen 
„Vorwärts“, Großwaltersdorf [o]  I 1962/63 · 
2 LPG von Langenau     [o] I 25.3.1963 · wie vor 
„7. Oktober“, Burkersdorf    [o] III 1962 · kostenlose Übernahme 
 
„Bergheimat“, Frauenstein    [o] I 1963 · zu ermäßigten Preisen: 2 Traktoren mit Anhä-
nger, 1 Pfahlschlaggerät, 1 Kettendünger-
streuer, 1 Kartoffellegemaschine, diverse 
Ackergeräte gekauft 
„Freier Bauer“, Kleinbobritzsch [o]  III 1963 · kostenlose Übernahme 
„Einheit“, Lichtenberg [o] III 1963 ·             - " - 
„Freundschaft“, Weigmannsdorf-
Müdisdorf - [o] 
III 1.7.1960 ·             - " - 
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Eine uneingeschränkte Zustimmung aller Betroffenen bei der Übergabe bzw. Übernahme 
der MTS-Technik lag jedoch nicht vor. Die Beschäftigten in den LPG, aber auch in den 
MTS-Bereichen, waren z. T. deshalb verunsichert, weil es schon des Öfteren Experimente 
in der sozialistischen Agrarpolitik während der vergangenen Jahre gegeben hatte. Die Ver-
antwortlichen in den LPG befürchteten eine finanzielle Belastung, die nicht auf eine Stär-
kung ihrer noch mit Stabilisierungsbemühungen befassten Betriebe hinausliefe. Sie vermu-
teten z. B. die Streichung von Bauvorhaben der LPG durch die zuständigen Genehmi-
gungsbehörden, da die Finanzkraft infolge der Technikübernahme geschwächt würde. Es 
traten Meinungen auf, dass nur der Staat die maschinentechnische Ausrüstung in den LPG 
zu unterhalten in der Lage sei. Die LPG waren aber bereit, Großmaschinen bei Gewährung 
von umfangreichen langfristigen Krediten zu kaufen, wie dies aus dem Bezirk Karl-Marx-
Stadt überliefert ist.  
 
Die ehemaligen Bauern hätten mancherorts gerne die Technikübernahme umgangen und 
lieber die kleineren Flächen behalten, welche besser und kostengünstiger mit Pferden zu 
bestellen gewesen wären. Ein großer Teil der ehemaligen Bauern war ohnehin gefühlsmä-
ßig und traditionsbehaftet, aber auch nüchtern wirtschaftlich denkend, der früheren Arbeit 
mit Pferden zugeneigt. Sie hielten die neuen Maßnahmen der Regierung des Übergangs zu 
„industrieähnlichen Methoden“206 in der Feldwirtschaft für übereilt und sahen diese als 
staatliches Diktat an. 
 
Bei der Überführung der Technik ging die MTS in die neue Betriebsform der RTS über. 
Deren Hauptaufgabe war die Instandsetzung von Traktoren, Maschinen und Geräten für 
die LPG „in hoher Qualität“. So schrieb es die gesetzliche Regelung vor. 
 
In allen Schichten der Beschäftigten der Landwirtschaft hatte sich die Auffassung verbrei-
tet, dass der Beschluss des Präsidiums des Ministerrates über die schrittweise Herstellung 
einheitlicher Leitung für Traktoristen und Feldbaubrigaden in allen LPG vom 15.03.1963, 
erschienen im GBl. der DDR, Teil II, Nr. 28, vom 03.04.1963 nicht im Einklang mit dem 
Beschluss des VI. Parteitages vom Januar 1963, der die Technik-Übergabe schrittweise, 
keinesfalls übereilt und ohne ausführliche Diskussion mit den LPG vorsah, stehe. 
 
Nach diesem Beschluss wurden im Jahre 1963 die Unterstellung der Grundtechnik der 
MTS/RTS der Einsatzleitung aller LPG des Typs III sowie die Weiterführung des Verkaufs 
von Technik an die LPG Typ I und II vorgenommen. Laut Absatz I des Beschlusses sollten 
jedoch „jeglicher Schematismus“ und „unnötige Belastungen für die LPG“ vermieden 
werden. 
 
Der Beschluss sah als Neuerung vor, den LPG Typ III die Grundtechnik, im Falle der Aus-
lastung auch Großmaschinen, wie Mähdrescher, Kartoffel- und Rübenkombines, Stall-
dungstreuer u. a., zu überstellen. Dabei sollte aber vorläufig die Grundtechnik Eigentum 
des Staates bleiben. Den LPG des Typs I und II wurde die Grundtechnik lediglich verkauft 
und nicht unterstellt. 
 
Heimliche Argumente der Unsicherheit und des Argwohns drangen in die Dörfer ein. Be-
sonders die LPG Typ I befürchteten, dass nach dem Kauf der MTS-Technik ihre Betriebe 
unrentabel würden.  
 
Aber auch vage Hoffnung trat unter einigen Bauern auf, die LPG wieder reprivatisieren zu 
können. Ehemalige starke Mittelbauern im Bezirk Karl-Marx-Stadt meinten, wenn schon 
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Technik kaufen zu müssen, dann lieber individuell bzw. für die private Wirtschaft, da nur 
auf diese Weise besser eine Auflösung der LPG vorbereitet werden könne.207 Diese Bauern 
erlagen dem Trugschluss, dass man, wenn man über selbst finanzierte Technik verfüge, 
gegenüber dem Staat unabhängig sei. Ihre relativ starke Unabhängigkeit behielten die LPG 
Typ I, losgelöst von ihrer Investitionstätigkeit, vor allem, weil sich die SED schwerlich in 
diesen Betrieben etablieren konnte.  
 
Umstritten war die Übernahme des Bedienungspersonals der MTS in die LPG bei beiden 
Interessengruppen. Die LPG-Vertreter meinten, genügend eigenes Personal zu haben, um 
auch Großmaschinen bedienen zu können, worin sie nicht ganz Unrecht hatten. Das Perso-
nal der MTS war demgegenüber von einer gewissen Zukunftsangst befallen, da es in dem 
Ministerratsbeschluss der Technikübergabe eine groß angelegte Strukturreform erkannte. 
Vonseiten der MTS wurde neben vermeintlich fehlenden Vergütungsregelungen die feh-
lende Garantie für die Auslastung der unterstellten Technik in den LPG in Betracht gezo-
gen. Zahlreiche Traktoristen versuchten, dem LPG-Beitritt zu entgehen, notfalls sogar ihr 
Recht geltend zu machen, dort arbeiten zu dürfen, wo Entlohnung und soziale Betreuung 
gesichert sind, d. h. in den MTS zu kündigen.  
 
Im thüringischen Kreis Pößneck erhoben Traktoristen übertriebene soziale Forderungen, 
wie sie zu dem Zeitpunkt in der DDR nicht erfüllbar gewesen wären, um auf diese Weise 
einer Arbeitsaufnahme in den LPG zu entgehen. Zumindest arbeiteten sie in den meisten 
Fällen die ersten Jahre in den LPG, in die zu gehen sie nicht umhin kamen, als Nicht-
Mitglieder mit dem Status einer Saison-Arbeitskraft. Dabei gingen ihnen jedoch einige 
Vergünstigungen, die LPG-Mitglieder hatten, verloren. Zum Beispiel forderten sie: „an-
ständige und saubere Arbeit muss garantiert sein bei einem Stundenlohn von 2,50 DM“ 
und 17 Tage Urlaub.208 Diesen Bericht erhielt das Politbüro des ZK der SED, Sekretär für 
Landwirtschaft, Gerhard Grüneberg, und der Vorsitzende des zentralen Landwirtschaftra-
tes, Georg Ewald, seinerzeit vom MfS in Berlin zur Information zugestellt.  
 
Das weit verzweigte Kontroll- und Berichtssystem der DDR war in der Lage, bis in die 
höchsten Entscheidungsstellen von Partei und Regierung eine allumfassende Information 
zu geben. Das nach dem Zusammenbruch der DDR öfter gebrauchte Argument von Spi-
tzenpolitikern, keine Informationen erhalten zu haben, ist haltlos, wie sich auch bei diesem 
Fall zeigt. Der MfS-Bericht weist darüber hinaus auf eine Vielzahl unsachlicher Befürch-
tungen der Menschen hin, die aber nicht den Kern der Sache trafen. 
 
Aus Gründen der Objektivität bleibt festzuhalten, dass es sich bei der Technikübergabe 
nicht um „Geschenke des Staates“ handelte, sondern um ein Auslaufenlassen und Abbauen 
der staatlichen Subventionierung des notwendig werdenden Technisierungsschubes in den 
nunmehr größeren landwirtschaftlichen Betrieben.  
 
In nachstehender Tabelle werden die wichtigsten Maschinen, wie sie die LPG der sächsi-
schen Bezirke im Vergleich zur DDR übernahmen, aufgeführt.209 
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Tabelle 13: Übernahme der wichtigsten Maschinen aus den MTS -Beständen in die LPG 
 
  Bezirk 
 DDR Dresden Leipzig 
Karl-Marx-
Stadt 
 1960 1961 1962 1961 1962 1961 1962 1961 1962 
LPG mit leihweise  
übernommener Technik 
2.575 2.525 2.584 54 67 146 156 36 51 
Traktoren 25.712 28.941 30.277 444 541 1.928 1.746 460 469 
Lastkraftwagen 843 1.289 857 12 12 209 51 32 11 
Drillmaschinen 8.928 9.959 9.967 178 192 627 600 179 170 
Mähdrescher 3.028 3.267 3.992 57 70 174 203 22 28 
Mähhäcksler 2.058 2.538 2.987 51 54 173 199 40 48 
Kartoffelvollerntemaschinen 3.064 3.110 3.134 56 49 154 163 42 34 
Rübenvollerntemaschinen 2.138 2.201 2.313 34 42 136 142 6 5 
 
 
Die Technikübergabe erfolgte auf der Grundlage von Verträgen, die die MTS den betref-


























Abb. 37 Mit diesem Vertrag erhielt die LPG „Freundschaft“ Typ III, Börtewitz, Kr. Döbeln, Bez. Leipzig, von der MTS 
Polkenberg, Kr. Döbeln, landtechnische Geräte und Maschinen unterstellt 




Die Zuteilung der zu übergebenden Technik lag im Ermessen der MTS. Wie im abgebilde-
ten Schreiben der MTS Polkenberg, Kr. Döbeln, vom 11.04.1960 (Abb. 38) ersichtlich ist, 
wurde ein Traktor wegen mangelnder Auslastung von der LPG „Albrecht Thaer“, Leisnig-
Gorschmitz wieder zurückgefordert und der damals namhaften LPG Börtewitz zugeteilt.210 
Inwieweit die Bekanntheit der LPG Börtewitz und die starke Außenwirkung ihres Vor-
sitzenden den Ausschlag für diese Tranksaktion gaben, kann anhand der spärlichen Akten-

































Abb. 38 Schreiben der MTS Polkenberg, Kr. Döbeln, an die 
 LPG Börtewitz, Kr. Döbeln 
Quelle: Kreisarchiv Döbeln. Unsigniert. Akten der LPG 
 Börtewitz 1963–1968 
 
Die Übergabe der Technik an die örtlichen LPG wurde oftmals zum Anlass eines gesell-
schaftlichen und politischen Höhepunktes in dem betreffenden MTS-Bereich genommen. 
An solchen Veranstaltungen nahmen Vertreter der Partei, der Staatsmacht und namhafte  








Abb. 39 Übergabe der MTS-Technik von 
 der MTS Naundorf, Kr. Freiberg, 
  Stützpunkt Oberbobritzsch, 
 Brigade VI, an die LPG „Rotes 
 Banner“, Typ III, Ober-
 bobritzsch, am 01.05.1960. Es 
 nahmen teil: Gerhard Führer, 
 ABV; Paul Börner, SED Nieder-
 bobritzsch; Erich Richter (SED), 
 stellvertretender Bürgermeister 
 Oberbobritzsch. (v.l.n.r.). 
Quelle: Ortschronik Oberbobritzsch. Ori-




Mit dem „Beschluss über die Aufhebung von gesetzlichen Bestimmungen auf dem Gebiet 
der Landwirtschaft“ des Ministerrates der DDR und des (zentralen) Landwirtschaftsrates 
der DDR vom 22.12.1965 wurden der Beschluss vom 09.04.1959 über die leihweise Über-
gabe der Technik der MTS an LPG des Typs III (GBl. I, S. 362) und der Beschluss des 
Präsidiums des Ministerrates vom 15.03.1963 über die schrittweise Herstellung einheitli-
cher Leitung für Traktoristen und Feldbaubrigaden in allen LPG (GBl. II, S. 191) außer 
Kraft gesetzt und der endgültige Verkauf der Technik an die LPG eingeleitet. Die Anord-
nung über den Verkauf der den LPG leihweise übergebenen bzw. unterstellten Technik des 
(zentralen) Landwirtschaftsrates der DDR vom 28.12.1965 regelte abschließend den Ver-
kauf der restlichen in den MTS, RTS oder KfL vorhandenen volkseigenen Technik per 
01.01.1966 an die LPG. Diese Anordnung verband der Landwirtschaftsrat mit der Durch-
setzung des neuen ökonomischen Systems der Planung und Leitung der Volkswirtschaft, 
um die LPG „materiell zu stimulieren“.211 
 
Die Übergabe der Technik an die LPG ist als Akt der Agrarpolitik der SED mit mehreren 
Synergieeffekten zu bewerten. Die MTS hatten den politischen Auftrag, „die Bauern zur 
Klasse zu formieren“ und in dem Kontext die LPG Typ I an die „genossenschaftliche Ent-
wicklung“ näher heranzuführen.212 
 
3.1.1.9 Staatliche Maßnahmen zur Modernisierung der LPG zu sozialistischen 
landwirtschaftlichen Großbetrieben, 1963 bis 1964 
 
Schon der Titel dieses Zeitabschnittes verrät, dass es ab 1963 der SED darum ging, die 
LPG zu dem ausformen zu wollen, was sie eigentlich sein sollten: „moderne sozialistische 
landwirtschaftliche Großbetriebe“. Sie waren bis dahin von dem Ziel weit entfernt. Das 
Konglomerat aus nicht freiwillig eingebrachten, wirtschaftlich verschiedenen einzel-
bäuerlichen Betrieben genügte nicht den Anforderungen an einen selbstständigen, effizien-
ten landwirtschaftlichen Großbetrieb mit dem Versorgungsauftrag, wie ihn die agrarpoliti-
sche Konzeption der SED vorgesehen hatte.  
 
Demzufolge hatte sich der VI. Parteitag der SED vom 15.–21.01.1963 in Berlin und der 
VIII. Deutsche Bauernkongress vom 28.02.–01.03.1964 in Schwerin der unbedingt not-
wendigen technologischen Erneuerung dieser Betriebe zugewendet. Ohne aber dafür die 
materiellen Voraussetzungen bieten zu können, konzentrierte sich die SED in dieser wirt-
schaftlich schwachen Phase der LPG-Entwicklung vorzeitig auf den planmäßigen Über-
gang zu den sogenannten industriemäßigen Produktionsmethoden. 
 
Der Staat reagierte mit „staatlichen Maßnahmen“, worunter u. a. die Weiterführung der 
ökonomischen Regelungen verstanden werden muss. Diese Regelungen zielten insbeson-
dere auf einen höheren Produktionszuwachs in den LPG, um die Gefahr von Versorgungs-
krisen, vor welchen die SED seit dem 17. Juni 1953 große Befürchtungen hegte, abwenden 
zu können. Unter diesen Regelungen hatte die SED die gestaffelte Prämierung des Zu-
wachses an Bruttoproduktion, ausgedrückt in GE/ha, aus den Jahren 1964 und 1965 die 
größte Bedeutung und höchsten Bekanntheitsgrad unter den Beschäftigten der Landwirt-
schaft erlangt. Diese Feststellung ist deshalb angebracht, da das staatliche ökonomische 
Regelwerk normalerweise lediglich der obersten Leitungsebene den LPG geläufig war.  
 
Von industriemäßigen Produktionsmethoden war in der Zeit 1963–1965 nichts zu spüren, 
bestenfalls bei der Agrarpropaganda. Walter Ulbrichts Visionen bis 1970 bzw. 1980 rei-
chend, kannten ohnehin nur Leute aus höheren Parteikreisen. Zu groß und zu schwierig 
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gestalteten sich die unmittelbaren und Tagesprobleme in den LPG. Zumeist herrschte in 
den Betrieben eine Art „Operativismus und Praktizismus“, der zwar keine höhere Qualifi-
kation erforderte, aber ohne den der Betrieb nicht aufrechterhalten werden konnte.  
 
Etwas von dieser Art Betriebsführung vermittelt der Ausspruch Gerhard Grünebergs in 
seinem Schlusswort zum VII. Deutschen Bauernkongress 1962, als es um die Ausstattung 
der LPG mit ausgebildetem Leitungspersonal und die derzeitige Leitung der Landwirt-
schaft durch Direktiven und Anweisungen von der Kreisstadt aus ging. (Zitat): „Für unsere 
Republik sind 100 Dezitonnen Schweinefleisch wesentlich nützlicher als 1 kg in der Ver-
waltung beschriebenes Papier!“213 
 
Hiermit wurde regelrecht ein Seitenhieb auf die staatlichen „Organe“ ausgeteilt, die nicht 
selten in die Kritik durch die höchste Parteiführung und das MfS gerieten. 
 
Der starren Ideologisierung wich ab 1963/64 eine „Ökonomisierung“ mit Maßnahmen zur 
„bewussten Ausnutzung“ der sogenannten ökonomischen Gesetze des Sozialismus. Der 
VI. Parteitag214 im Jahre 1963 beschloss das neue Parteiprogramm für die nächsten vier 
Jahre, das den „Übergang vom Kapitalismus zum Sozialismus“ als „Hauptinhalt und 
grundlegendes Entwicklungsgesetz unserer Epoche“ erklärte. Der Parteitag bekräftigte  
nochmals den „Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse in der DDR“ und erklärte 
als großes Ziel des Parteiprogramms den „vollständigen und umfassenden Aufbau des So-
zialismus in der DDR“. Der Sozialismus sollte als Perspektive für ganz Deutschland gel-
ten. Die SED-Führung sprach zur Erreichung dieses Zieles davon, dass es erforderlich sei, 
eine „qualitativ neue Stufe der Planung und Leitung der Volkswirtschaft“ zu besteigen. Sie 
forderte die Umorganisierung der Leitung des Staates und der SED entsprechend dem Pro-
duktionsprinzip, wie es das sowjetische Vorbild zeige.215 Das Produktionsprinzip bedeutete 
die gesonderte Leitung von Schwerpunkt-Produktionszweigen der Industrie durch Partei 
und staatliche Organe. Günter Mittag, Sekretär für Wirtschaft des ZK der SED von 1962-
1973, hatte das Produktionsprinzip zum VII. Parteitag 1967 wieder abgeschafft, da es nicht 
funktionierte und die Opposition im Politbüro sowie ZK zunahm. Es sollte vor allem im 
Zuge der Wirtschaftsreform dem NÖSPL ab 1964 zur Entfaltung kommen. Das bedeutete 
aber eine Kehrtwende von der Strategie der späten fünfziger Jahre, als sich die SED nicht 
für die wirtschaftlichen Fehler verantworten wollte. Kurz nach der allgemeinen Einführung 
des NÖSPL, Ende 1964, erklärten SED-Funktionäre sogar, keine „Wirtschaftspartei“ zu 
sein.216 
 
Auf der konstituierenden Sitzung des ZK der SED am 21.01.1963 traf die Partei einige 
wichtige Personalentscheidungen. Es wurden bestätigt als 
Erster Sekretär des ZK Walter Ulbricht, 
Mitglied des Politbüros Erich Honecker, 
Kandidaten des Politbüros Georg Ewald, Gerhard Grüneberg, Margarete Müller, 
 Sekretär des ZK Gerhard Grüneberg. 
 
Damit traten Funktionäre in vorderste Reihen, wie z. B. Gerhard Grüneberg, die in der 
Folgezeit einen außerordentlichen Einfluss auf die Entwicklung der LPG hatten. Es be-
stand zwischen den Politbüros der KPdSU und der SED enge Verbindung. Sowjetische 
Vorgaben empfingen die vierzehn Mitglieder des Politbüros der SED direkt vom Moskauer 
Politbüro. Dem Politbüro standen acht Kandidaten, unter welchen drei Vertreter der Land-




Mit dem Beschluss des Politbüros über die „Leitung der Parteiarbeit nach dem Produkti-
onsprinzip“ am 26.02.1963 wurde die Bildung von Büros des Politbüros für Industrie und 
Landwirtschaft sowie Agitations- und Ideologische Kommissionen sowohl beim Politbüro 
als auch bei den Bezirks- und Kreisleitungen der SED festgelegt.217 Mit derartigen Büros 
hatte sich die SED ein Instrument geschaffen, um direkt von allen drei Ebenen der Partei-
führung aus nicht nur auf die Volkswirtschaft allgemein, sondern auch speziell auf die 
Landwirtschaft und die Entwicklung der LPG Einfluss nehmen zu können. Gerhard Grü-
neberg stand von 1966–1981 als Mitglied des Politbüros dem Büro für die SED-
Landwirtschaftspolitik maßgeblich und verantwortlich vor. Darüber hinaus hatte er von 
1960–1981 die Funktion des Sekretärs für Landwirtschaft des ZK und ab 1963 die eines 
Mitgliedes des Landwirtschaftsrates der DDR bis zu dessen Auflösung bzw. des späteren 
Rates für landwirtschaftliche Produktion und Nahrungsgüterwirtschaft der DDR inne.  
 
Am 24. und 25.06.1963 fand in Berlin die in eine neue Richtung weisende Wirtschafts-
konferenz des ZK der SED und des Ministerrates statt.218 Bei dieser gemeinsamen Konfe-
renz wurde die „Richtlinie für das neue ökonomische System der Planung und Leitung der 
Volkswirtschaft“ (NÖSPL) beschlossen. Mit der 5. ZK-Tagung vom 03.–07.02.1964 be-
schloss die SED die allseitige Durchsetzung des NÖSPL als ein „in sich geschlossenes 
System ökonomischer Hebel. “219 Die Verwendung eines Begriffes aus der Naturwissen-
schaft sollte dem neuen Wirtschaftssystem einen wissenschaftlichen Charakter verleihen. 
Gleichzeitig beschloss die SED eine „grundlegende Verbesserung der Führungstätigkeit 
der SED zur Durchführung der technischen Revolution zur Erreichung des wissenschaft-
lich-technischen Höchststandes“ in der Produktion beim „umfassenden Aufbau des Sozi-
alismus“ in der DDR. Neu im Sprachgebrauch der Partei- und Wirtschaftsfunktionäre war 
die „technische Revolution“, welche aber, wenn man ihrem Sinn nachging, auf das Nach-
hinken gegenüber fortgeschrittenen Ländern in der freien Welt schließen ließ. 
 
Die ZK-Tagung wandte sich der Chemie zu, die als „führender Zweig der Volkswirt-
schaft“ vorrangig entwickelt werden sollte. Auch dies war ein Zugeständnis an Mängel in 
der produktiven Sphäre. Zum Beispiel herrschte in der Landwirtschaft eine Unterversor-
gung der Böden mit mineralischem Stickstoff, vor allem in Form von Kalkammonsalpeter. 
Dadurch konnten geplante Erträge in der Feldwirtschaft der LPG oft nicht erreicht werden. 
In den LPG sprach man allgemein von einer „angespannten Stickstoffsituation“. Nach dem 
Aufbau des Stickstoffwerkes im Jahre 1964 im brandenburgischen Piesteritz verbesserte 
sich die Situation langsam. 
 
- Düngemittelverbrauch in den LPG 
Um den in der „Festigungsperiode“ üblichen Verbrauch an mineralischem Dünger auf-
zuzeigen, wurden für die Studie die Jahresabschlussberichte von LPG Typ I und Typ III 
des Kreises Freiberg, stellvertretend für andere LPG der drei Bezirke in Sachsen ausge-
wertet. Düngemittel wurden noch nicht nach wissenschaftlichen Gesichtspunkten einge-
setzt. Es lagen keine vollständigen Auswertungen des Nährstoffzustandes der Böden 
und zentrale Düngungsempfehlungen vor, die den Nährstoffentzug einer Kulturart im 
Verlauf einer Vegetationsperiode exakt feststellten. Bekannt war den Fachleuten in den 
LPG jedoch, dass eine nicht ausreichende Versorgung mit Stickstoff und Kalk vorlag. 
Die durch den Handel bereitgestellte, vor allem pflanzenphysiologisch schnell verfüg-
bare, Stickstoffdüngermenge reichte nicht aus, um den Nährstoffentzug einer Ernte aus-
zugleichen oder wesentlich höhere Ernteerträge zu erreichen. Die Fehlmengen genau zu 
kalkulieren, waren die LPG selbst kaum in der Lage. Die Gründlandstandorte litten zu-
meist unter unregelmäßiger, nicht ausreichender Kalkzufuhr und nahmen im pH-Wert 
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ab. Daraus erklären sich u. a. die zu niedrigen Grünlanderträge und -qualitäten in den 
Ackerbauregionen der südlichen Bezirken. 
 
Vor allem in den LPG des Typs I kam es infolge ungenügender Düngung und Bodenbe-
arbeitung zur Vernachlässigung der Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit. Daraus folgend 
hatte die Steigerung der Bodenfruchtbarkeit bei ihnen keine Bedeutung erlangt. Nach 
Untersuchungen des in Dresden ansässigen DAL/AdL-Instituts für Bodenuntersuchung 
hatten sich von 1959 zu 1964 negative Veränderungen eingestellt. Bei den LPG (und 
VEG) des Bezirkes Dresden betrug der Nährstoffzustand der Böden 1964 bei  
392 Gemeinden 48 % CaO 
487 Gemeinden 60 % K2O 
238 Gemeinden 30 % P2O5 
des Bedarfes.220 
 
Die Übersicht zeigt die nachgewiesene Nährstoffversorgung von Böden in LPG des 
Kreises Freiberg, Bez. Karl-Marx-Stadt, auf.221 
LPG 1963 
kg/ha Anbaufläche 
Name Typ Ort N P205 K2O CaO 
Neues Leben III Kleinschirma 24,0 25,8 78,5 151,9 
Zukunft III Oberschön-Wegefahrt 34,0 33,0 73,0 223,0 
Rosa Luxemburg III Großvoigtsberg     
Fortschritt III Kleinwaltersdorf     
Florian Geyer III Langenhennersdorf 45,6 35,8 89,4 210,4 
Ernst Thälmann III Neukirchen 48,3 34,8 118,3 173,6 
Pionier III Reichenbach 43,5 44,8 74, 1 401,7 
Aufbau III Seifersdorf 35,0 38,0 56,0 211,0 
Neuer Weg III Hirschfeld 14,5 20,5 83,7 268,2 
Junge Pioniere III Reinsberg 31,1 32,8 56,7 167,9 
Zeiterwende III Dittmannsdorf 42,1 48,1 108,5 188,0 
Lenin III Hilbersdorf 52,1 45,7 67,0 222,1 
Morgenrot III Naundorf 33,2 36,8 55,8 5,4 
Otto Buchwitz III Niederschöna 27,6 52,5 66,9 136,4 
Rotes Banner III Oberbobritzsch 31,5 42,4 57,6 260,3 
Bobritzschtal III Oberbobritzsch 32,4 41,1 67,9 304,6 
Vorwärts III Conradsdorf 39,0 33,0 91,0 323,0 
Glück Auf III Zug 45,0 85,0 108,0 256,0 
Theodor Körner III Weißenborn 27,8 39,0 64,4 178,5 
Freundschaft III Krummenhennersdorf 25,9 41,7 83,4 208,7 
Goldene Ähre I Bieberstein 24,2 25,8 31,4 240,0 
Glück Auf I Bieberstein 35,9 37,8 63,9 484,0 
Clara Zetkin I Bieberstein 32,5 35,0 78,3 440,6 
Weltfrieden I Bieberstein-Burkersdorf 24,8 21,2 52,3 . 
Frieden I Bräunsdorf 39,0 43,0 80,0 287,0 
Gute Hoffnung I Dittmannsdorf 41,7 35,2 57,9 187,6 
Einigkeit I Dittmannsdorf 12,3 14,4 27,1 72,4 
Völkerfreundschaft I Freiberg 30,0 10,9 41,0 149,0 
Münzbadtal I Freiberg 36,9 23,3 95,9 487,5 
Muldental I Großschirma/Rothenfurt 33,3 37,9 43,3 172,0 
Traktor I Großschirma 33,0 38,0 30,0 45,0 
Heimatliebe I Großschirma 32,6 37,6 57,0 183,0 
Zuchtgemeinschaft I Großvoigtsberg 29,5 45,3 70,1 259,2 
Schönes Dorf I Hirschfeld 41,0 45,0 61,0 163,0 





Zum Vergleich werden die Werte der Versorgung aller landwirtschaftlichen Betriebe 
der DDR mit mineralischen Düngemitteln im Jahre 1960 angeführt (in kg Reinnährstoff 
/ha LN).222 
  N P2O5 K2O CaO 
  37,7 32,7 77,8 127,6 
 
Die Herstellung von mineralischen Düngemitteln in der DDR war nicht den Anforde-
rungen der ab 1960 zu erwartenden modernen Landwirtschaft gewachsen. Fortgeschrit-
tene Länder in Europa erreichten höhere Flächenerträge in der Feldwirtschaft, weil 
ihnen u. a. entsprechende Düngemittel zur Verfügung standen. In den Ostblockländern 
waren die Verhältnisse umgekehrt. Deren Düngemittelproduktion lag unter jener der 
DDR, wie nachstehende Werte beweisen. (in t N).223 
 
Tabelle 14: Stickstoffdüngemittelproduktion der DDR und vergleichbarer Länder am An-
fang der zweiten Entwicklungsetappe der LPG, 1960 bis 1963 (in t N) 
 
 1960 1961 1962 1963 ≙ kg N/ha LN 
DDR    334 ·    338    340   53,2 
BRD 1.126 · 1.173 1.221   86,3 
Belgien    305 ·    262    268 158,1 
Niederlande    406 ·    435    444 192,8 
Norwegen    246 ·    286    288 281,3 
ČSR    140 ·    154    154   21,4 
Polen    270 ·    308    330   16,3 
UdSSR    769 · 1.070 1.360     2,6 
 
Den Düngemitteleinsatz in den Betrieben der sächsischen Bezirke im Vergleich zur DDR 
veranschaulicht die folgende Tabelle. 
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Tabelle 15: Versorgung mit mineralischen Düngemitteln und PSM am Anfang der zweiten 
Entwicklungsetappe der LPG, 1959 bis 1964 
 













DDR *9 35,2 33,4 79,6 122,0  ◌۟ 
Dresden *11 · · · · · 
Leipzig *1 39,3 36,8 85,9 186,5 · 
Karl-Marx-Stadt *7 27,8 22,0 54,7 200,3 · 
1960 
DDR *9 38,0 32,7 82,3 128,2 · 
Dresden *11 · · · · · 
Leipzig *1 38,7 34,3 78,3 188,6 · 
Karl-Marx-Stadt *6, 7 29,1 30,0 54,9 221,7 · 
1961 
DDR *9 38,5 35,1 82,3 117,1 · 
Dresden *11 · · · · · 
Leipzig *2 38,8 35,4 81,7 199,0 · 
Karl-Marx-Stadt *7 · · · · · 
1962 
DDR *9 39,8 33,0 77,3 118,4 · 
Dresden *11 · · · · · 
Leipzig *3 40,1 31,3 77,8 201,7 · 
Karl-Marx-Stadt *7 35,6 29,8 59,7 219,7 · 
1963 
DDR *9 42,8 35,1 82,8 138,8 · 
Dresden *11 · · · · · 
Leipzig *4 45,5 37,7 79,7 180,9 · 
Karl-Marx-Stadt *7 38,0 38,7 63,2 226,4 · 
1964 
DDR *9 48,3 41,3 85,2 189,4 · 
Dresden *8 43,6 49,9 71,8 276,1 · 
Leipzig *4, 5 53,2 48,7 78,2 213,2 93.229 ha, dar. 63.597 ha Getreide *4 














Quellen:     *1  Statistisches Taschenbuch 1960, Bezirk Leipzig, S. 250 
     *2  Statistisches Taschenbuch 1961/62, Bezirk Leipzig, S. 316 
     *3  Statistisches Taschenbuch 1963, Bezirk Leipzig, S. 276 
     *4  Statistisches Taschenbuch 1965, Bezirk Leipzig, S. 273 
     *5  Statistisches Jahrbuch 1966, Bezirk Leipzig, S. 302 (1964 nur LPG) 
     *6  Statistischer Jahresbericht 1961, Bezirk Karl- Marx-Stadt, S. 218 
     *7  Statistisches Jahrbuch 1965, Bezirk Karl- Marx- Stadt, S. 117 
     *8  Statistisches Jahrbuch 1966, Bezirk Dresden, S. 166 
     *9  Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 281 
Anmerkungen:  *10  Es wurden alle Betriebe erfasst, LPG sind nicht gesondert ausgewiesen 
 *11  Es gibt einen statistischen Nachweis über den Bezirk Dresden erst ab 1964 
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- Weitere Maßnahmen der Regierung 
Zwei Beschlüsse der SED verstärkten die außenwirtschaftliche Isolierung der DDR und 
ihre zunehmende Abhängigkeit von der Sowjetunion.224 Es handelt sich um die 
 3. ZK-Tagung vom 29. und 30.07.1963, während welcher über die engere Zusam-
menarbeit innerhalb des sowjetisch dominierten RGW beraten wurde und 
 die Unterzeichnung des Vertrages über Freundschaft, gegenseitigen Beistand und 
Zusammenarbeit zwischen der DDR und der UdSSR vom 12.06.1964 in Moskau.  
 
Die Agrarpolitik der SED konzentrierte sich ab 1963 auf fünf Schwerpunkte bei der 
Entwicklung der LPG. Eine Vielzahl sogenannter staatlicher Maßnahmen sollte die 
Grundlage zur „schrittweisen Entwicklung der LPG zu modernen sozialistischen Be-
trieben“ bilden: 
 Erhöhung der Bodenfruchtbarkeit durch Meliorationen 
 Intensivierung der Pflanzen- und Tierproduktion für die bessere Versorgung der Be-
völkerung mit Nahrungsmitteln 
 Förderung der Beschleunigung der Intensivierung der Produktion sowie Einführung 
einheitlicher Erzeugungspreise für pflanzliche Produkte und Produktionszuwachs-
prämien  
 Erhöhung des Ausbildungsniveaus der in den LPG Beschäftigten und Bildung von 
Spezialistengruppen in den LPG  
 Wettbewerbsinitiativen zu Ehren des 15. Jahrestages der Gründung der DDR im Ok-
tober 1964 
 Entfaltung der Neuererbewegung und 
 Durchsetzung der „Grundsätze der sozialistischen Betriebswirtschaft“ 
 
Die SED hatte damit für einen Planungszeitraum von vier Jahren eine klare, unmiss-
verständliche, überaus hohe Erwartung auslösende, jedoch den realen Bedingungen we-
nig entsprechende Ausrichtung der Landwirtschaftspolitik vorgenommen. Mit dieser 
Orientierung wurde nunmehr bereits von einer „Periode des umfassenden Aufbaues des 
Sozialismus in der DDR“ gesprochen. Es ging jetzt nicht mehr um den Aufbau der 
Grundlagen des Sozialismus und den Sozialismus schlechthin, sondern um dessen um-
fassenden Aufbau. Innerhalb dieser Periode sollten die LPG zu modernen sozialisti-
schen Betrieben entwickelt werden. Dazu waren der Landwirtschaft fünf Hauptaufga-
ben zentral von der SED für die Landwirtschaft vorgegeben worden. Es handelt sich 
um: 
 
- Stärkung der materiell-technischen Basis 
Das bedeutete die bessere Ausstattung der sozialistischen (andere Eigentumsformen 
wurden nicht mehr erwähnt) Landwirtschaft mit Grundtechnik: 
 Traktoren und moderne technische Geräte für die pflanzliche und tierische Produkti-
on in allen Bereichen 
 baulichen Anlagen wie Ställe, Räume für Konservierung und Lagerung, Abstell-
räume für Grundtechnik 
 Technik und bauliche Anlagen für Nebenproduktion wie Obst -, Gemüse-, Hopfen-
erzeugnisse 
Der Ausbau der materiell-technischen-Basis sollte in drei Schritten erfolgen: 
 leihweise Übergabe der Traktoren und Landmaschinen der MTS an die LPG Typ III 
bzw. späterer Kauf durch die LPG Typ III 
 sofortiger Kauf der Technik durch die LPG Typ I und Typ II, soweit sie ausreichend 
bei den MTS zur Verfügung stand 
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 Förderung der Volkswirtschaftszweige, die der Landwirtschaft Produktionsmittel lie-
fern 
 
Im Laufe der weiteren Entwicklung der LPG erließ der Ministerrat staatliche Regelun-
gen, die Grundtechnik der MTS in die LPG zu überführen. Die MTS wurden in diesem 
Zeitraum zu Reparatur-Technischen-Stationen (RTS) umorganisiert und ab 1964 in die 
Kreisbetriebe für Landtechnik (KfL) überführt, da keine Ausleihe von Maschinen mehr 
erfolgte. Innerhalb der nächsten fünf Jahre erhöhten sich in starkem Maße der Maschi-
nenbestand und der Mechanisierungsgrad der Landwirtschaft, vor allem der LPG. 
 
Seit der völligen Kollektivierung bis zum Jahre 1966 nahmen in der DDR die mit Vol-
lerntemaschinen geernteten Flächen an der Gesamt-Anbaufläche einen steigenden An-
teil, was auch den Verhältnissen in den drei sächsischen Bezirken entsprach (Angaben 
in Prozent).225 
 
 1960 1962 1963 1964 1965 1966 
Getreide  38,0 50,7 58,9 66,5 71,4 80,3 
Kartoffeln 25,0 27,0 25,0 29,3 30,2 80,3 
Zuckerrüben 46,0 72,0 82,3 85,5 85,5 80,3 
 
In den ersten drei Jahren nach der Kollektivierung wurde noch mit Mot-PS-Besatz als 
betriebswirtschaftliche Kennzahl gerechnet, da es neben motorisierter Zugkraft einen 
hohen Besatz mit tierischer Zugkraft gab.  
 
Dies drückt der Pferdebestand in den sächsischen LPG aus. In den sächsischen Bezirken 
hielten die meisten LPG 5 Pferde/100 ha LN und mehr. 1965 gab es in der DDR gegen-
über 1946 mit 800.000 Zugtieren noch 246.000 Zugtiere, fast durchweg Pferde. 1965 
konnte die Arbeit von 6 Pferden durch 1 Traktor ersetzt werden.226 Dafür wurde jedoch 
Kraftstoff für die Landtechnik gebraucht, was nach der Erdölkrise 1975 zu einem ein-
schneidenden Faktor für die Landwirtschaft in allen Bezirken wurde. An derartige, alle 
europäischen Länder erschütternde Krisen dachte man jedoch zu dieser Zeit noch nicht. 
Der Maschinenbestand in den LPG hatte in den beiden ersten Phasen der zweiten Etap-
pe der LPG-Entwicklung, in der die Partei versuchte, die LPG politisch und ökono-
misch zu festigen und damit den agrarpolitischen Beitrag zum „umfassenden Aufbau 
des Sozialismus in der DDR“ zu leisten, eine Entwicklung genommen, wie sie das Zah-
lenmaterial der dieser Arbeit zugrundeliegenden Ergebnisse der LPG von 1960–1969 
widerspiegelt (vgl. Pkt. 3.1.2.5 und Pkt. 3.3).  
 
- Personelle Stärkung 
Das Stärkungsprinzip bedeutete für die LPG eine personelle und soziale Veränderung 
der vorläufig fast ausschließlich bäuerlich geprägten LPG-Mitgliederschaft. Die ehe-
mals bäuerliche Schicht konnte für die SED nicht der Träger des Zieles der Agrarpolitik 
„umfassender Aufbau des Sozialismus in der DDR“ und „moderner sozialistischer Be-
triebe“ sein. Diese Schicht hatte aber neben dem Hauptproduktionsmittel der Landwirt-
schaft, dem Boden, auch alle anderen Produktionsmittel beim Eintritt in die LPG einge-
bracht. Überleistete Inventarbeiträge wurden zumeist von wirtschaftlich starken LPG an 
die Einbringer ausgezahlt. Schwache LPG konnten dies jedoch nicht, was sogar nach 
1990 bei den in die öffentliche Kritik geratenen Vermögensauseinandersetzungen der 
Mitglieder mit den aufzulösenden LPG eine große Rolle spielte. 
Die personelle Stärkung wurde herbeigeführt durch: 
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• Delegierung von Funktionsträgern aus staatlich-wirtschaftlicher und Parteileitung, 
meistens der Kreise sowie von Wissenschaftlern in die LPG 
• Eintritt von zahlreichen Traktoristen, technischem und Leitungspersonal der MTS in 
die LPG 
 Erhöhung des Qualifizierungsniveaus der Beschäftigten durch Aus- und Weiterbil-
dung, vor allem für Erwachsene 
 
Im Jahre 1963 übertrug der Staat den LPG aller Typen (und VEG), die Verantwortung 
für die Ausbildung ihres Nachwuchses, um den „Bedarf der sozialistischen Landwirt-
schaft an hoch qualifizierten Fachkräften“ zu decken. Sie durften durch LPG-Mitglie-
der, sofern diese eine Lehrberechtigung hatten und „in den letzten Jahren hervorragende 
Leistungen in der genossenschaftlichen Produktion“ aufweisen konnten, sowie durch 
Hoch- und Fachschul-„Kader“ die Ausbildung in ihrem Betrieb selbst durchführen.227 
Damit setzten für die nächsten Jahre ein regelrechter „Qualifizierungs-Boom“ und eine 
staatlich gestützte „Bildungs-Euphorie“ ein. 
 
Im Jahre 1964 wurde die sogenannte polytechnische Ausbildung in der Landwirtschaft 
etabliert. Schulen im ländlichen Raum führten für die Klassen 7 und 8 den Unterrichts-
tag in der Produktion (UTP) in den LPG ihres Verantwortungsgebietes durch. Die LPG-
Vorsitzenden erhielten für diese Ausbildung quasi per dekret die volle Verantwortung 
übertragen.228 Mit dieser Maßnahme sollte der Abwanderung der Landjugend aus der 
Landwirtschaft vorgebeugt werden. Ein Gesetz, das den Nachkommen von Bauern ver-
bot, eine Berufsausbildung außerhalb der Landwirtschaft aufzunehmen, hat es aber nie 
gegeben. Ein solches wäre auch mit dem Arbeitskräftebedarf in einigen Industrie-
schwerpunkten nicht vereinbar gewesen.  
 
Zur personellen Stärkung der LPG gehörte die Integration der ehemaligen MTS-
Traktoristen in die die Technik übernehmenden LPG. Da es dabei seitens der Betroffe-
nen viel Unsicherheit gab, die z. T. deren Arbeitsmoral ungünstig beeinflusste, erließ 
der Staat Regelungen zu Ausgleichszahlungen. Vielerorts beklagten die Traktoristen, 
sofern sie sich zu einer Umsetzung bereit erklärten, dass sie sich der niedrigen Vergü-
tung der LPG aussetzen müssten. Dass dem nicht so war, beweist eine Regelung vom 
31.12.1963, wonach u. a. der Ausgleich bei einem AE-Wert < 9,50 M über staatliche 
Mittel erfolgte, d. h. die Differenz zwischen dem ehemaligen MTS-Lohn und der neuen 
LPG-Vergütung ausgeglichen werden kann. Bei Arbeiten mit Großmaschinen garantier-
te der Staat eine Normativvergütung von 2,3 AE/d und bei übrigen Arbeiten von       
1,8–2,1 AE/d.229 
 
Im Rahmen der personellen Stärkung mussten sich die Vorstände der LPG lt. Diktion 
der SED „in Anwendung der Grundsätze einer guten genossenschaftlichen Arbeit zur 
Erschließung aller Reserven, um die Vorzüge der sozialistischen Großproduktion“ aus-
nutzen zu können, generell der Verbesserung der Leitungstätigkeit widmen. Dies war 
erforderlich bei sowohl den neu gegründeten als auch bereits bestehenden älteren LPG, 
die sich durch Neuaufnahme von Mitgliedern oder durch Zusammenschluss mit anderen 
LPG stark vergrößert hatten. Das bedeutete neben der Qualifizierung des Personals auch 
die Einbeziehung aller Beschäftigten in betriebliche Aufgaben, die „weitere Entfaltung 
des sozialistischen Wettbewerbes“ zur Steigerung der Produktion, der Arbeitsprodukti-
vität und der Erhöhung der Wirtschaftlichkeit des Betriebes. Des Weiteren waren die 




Über die stärkere Einbeziehung der Planung in die Leitungstätigkeit konsolidierte die 
Agrarpolitik mit einem weiteren Schritt die Planwirtschaft. Planung in den unteren Ebe-
nen der Volkswirtschaft musste übergeordneten Planzielen unterworfen werden.  
 
- Einbeziehung des wissenschaftlich-technischen Fortschrittes (WTF) in die Planung und 
Leitung des Betriebes  
Dabei waren im Wesentlichen drei Maßnahmen in Angriff zu nehmen: 
 die Planung von Mindestaufgaben für die betrieblichen Schwerpunkte des wissen-
schaftlich-technischen Fortschrittes und deren Kontrolle 
 Bilanzierung der hauptsächlichen ökonomischen Kennziffern für die Brutto- und 
Marktproduktion z. B. Milcherzeugung, der jeweiligen Produktionseinheit in dt/a, 
Milchleistung in kg/Kuh und a bzw. pro Zeiteinheit im Laktationsverlauf, Marktauf-
kommen in dt/Dekade im Jahresablauf 
 exakte Aufschlüsselung der Pläne der Marktproduktion 
 
Die Notwendigkeit, dem sogenannten WTF zur Modernisierung der vielen, vor allem 
schwachen LPG zum Durchbruch zu verhelfen, deckte sich auch mit der Bereitschaft in 
den Betrieben. Die vielerorts veralteten Arbeitsmethoden waren einem Zulauf von jün-
geren und ausgebildeten Leuten in die LPG nicht zuträglich. 
 
Im konkreten Falle entsprach aber die staatliche Versorgung und Verteilung nicht dem 
Anliegen der breiten WTF-Einführung. Mit staatlichen Regelungen und Empfehlungen 
wurde auf Einsparungen und Notmaßnahmen orientiert, wie z. B. beim Umgang mit 
Erntebindegarn und dem Hinweis, dass Ansprüche der LPG auf Versorgung nicht be-
stehen.230 In der Viehwirtschaft wurden Kälber vollmilchsparend aufgezogen. Bei der 
Wiederkäuerfütterung wurden NPN und in der Schweinefütterung Grassilagen verstärkt 
verwendet.231 
 
Zu der schon 1961 gegebenen staatlichen Empfehlung hinsichtlich der Ernte und Silie-
rung von Kartoffelkraut kam wenige Jahre später, 1967, der Zusatz von Hühner-
exkrementen im Mastbullenfutter, wie dies die LPG Markersdorf, Typ III, Kr. Görlitz, 
im großen Umfang praktizierte.  
 
Bereits im Jahre 1962 war die Einführung einer Reifenkartei für die mobile Landtechnik 
verfügt worden, was einerseits auf nachlässigen Umgang, aber andererseits auf den 
ständigen Mangel an Bereifung in der DDR zurückging.232 
 
- Anwendung des „Prinzips der materiellen Interessiertheit“ 
Dieses Prinzip hatte die Wirtschaftspolitik der SED aus dem Sprachgebrauch der 
UdSSR entlehnt, wo man versucht hatte, der Interesselosigkeit und den schlechten Er-
gebnissen der sowjetischen Landwirtschaft entgegenzusteuern.  
 
Mit dem materiellen Interesse sollte die Teilnahme aller Mitglieder der LPG an der 
Steigerung der Produktion und der Arbeitsproduktivität des eigenen Betriebes geweckt 
und erhöht werden. Dazu sollte u. a. der sozialistische Wettbewerb genutzt werden. Der 
Wettbewerb, ebenfalls der sowjetischen Wirtschaftspolitik entlehnt, wurde seit dem Ab-
schluss der totalen Kollektivierung zu einem festen Bestandteil der verschiedenen Ent-





Nach diesem Prinzip war die Arbeit in allen Produktionseinheiten der LPG nach Nor-
men zu organisieren und diese gewissen Bestnormen anzugleichen. Normen wurden 
vergeben für z. B. Materialverbrauch, Arbeitszeit und Futtereinsatz. Bestnormen bedeu-
teten den Vergleich mit Normen, die in Richt- und Bestnormenkatalogen enthalten wa-
ren. 
 
Auf dem Gebiet der durch die LPG anzuwendenden neuen ökonomischen Regelungen 
erfolgte am 05.04.1963 zur Förderung der materiellen Interessiertheit ein erster wichti-
ger Schritt. Der Ministerrat hatte „Maßnahmen zur Förderung des Wettbewerbes und 
der Anwendung des Prinzips der materiellen Interessiertheit in den Betrieben der Land-
wirtschaft“233 beschlossen. Beachtenswert ist bei der Nennung der betreffenden Betrie-
be die Reihenfolge. Je nach politischer Windrichtung oder besonderer Priorität kann 
verfolgt werden, dass die SED-Führung entweder die LPG oder die staatlichen Betriebe 
zuerst nannte und an zweiter Stelle die Genossenschaftsbauern und Landarbeiter oder 
umgekehrt. Die SED-Agrarpolitik versah die Bauern entsprechend ihrer sozialökonomi-
schen und politischen Bedeutung wechselnd mit folgenden Bezeichnungen: 
 
 ab 1951 werktätige Bauern (bis zu 20 ha, ohne fremde Arbeitskräfte), 
Großbauern bzw. Einzelbauern oder auch werktätige Einzelbau-
ern (> 20 ha, mit fremden Arbeitskräften) 
 ab 1958/59 Genossenschaftsbauern, ungeachtet ihrer ehemaligen Be-
triebsgröße und dass sie Landeinbringer waren, sofern sie in ei-
ner LPG arbeiteten 
 bis Ende 1969 Genossenschaftsbauern und Landarbeiter, je nach politischem 
Richtungswechsel Landarbeiter und Genossenschaftsbauern, 
(nicht der LPG beigetretene Bauern fanden keine Erwähnung 
und Bezeichnung) 
 
Die materielle Interessiertheit entwickelte sich in den LPG zu einem viel gebrauchten 
Begriff. Sie erlangte eine immer größer werdende Bedeutung, da es um persönliches 
Geld ging. Ab Mitte der sechziger Jahre führte sie zwar zu einem Zuwachs an persön-
lichem Einkommen der LPG-Mitglieder. Es lag dennoch im Vergleich zum Einkommen 
der Industriearbeiter mit besseren Arbeits- und Lebensbedingungen um ca. 30 % niedri-
ger. Deshalb führte vielfach eine umfangreiche persönliche Hauswirtschaft in den LPG 
zum Zwecke der Aufbesserung der persönlichen Einkünfte zu Differenzen zwischen 
LPG-Mitgliedern und der Leitung, da die „gute genossenschaftliche Arbeit“ durch die 
zusätzlichen Einkommensbemühungen behindert wurde. 
 
Ausgewählte LPG riefen zu Wettbewerben auf, i. d. R. von den Kreisdienststellen der 
SED oder der Landwirtschaftsverwaltung dazu angeregt. Damit sollten Produktionsziele 
der LPG erreicht und überboten werden. Sehr häufig stand ein politisches Ereignis als 
Anlass dazu im Hintergrund. Wettbewerbssieger wurden mit Geldprämien, Urkunden, 




Abb. 40 Urkunde für den Sieger des Wettbewerbs zwischen KOG zu Ehren des 50. Jahrestages der Oktoberrevolution in Russland, 
KOG Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde, Bez. Dresden, vom August 1967 
Quelle: Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschafts- und Dienstleistungsgesellschaft mbH. Aktenbestand der LPG „Einigkeit“, 
Typ I/III, Kr. Dippoldiswalde. Dokumente 
 
Das „materielle Interesse“, im Prinzip ein finanzielles Interesse der Beschäftigten in den 
LPG, umfasste aber auch Veränderungen im Vergütungssystem. Die Vergütung des 
Personals wurde schrittweise am Produktionsausstoß tierischer Leistung, an Flächen-
leistungen in der Feldwirtschaft und bei verantwortlichen Mitarbeitern an der Brutto-
produktion sowie dem Verantwortungsumfang orientiert. Dazu gab es vielfältige Em-  
pfehlungen und Richtlinien.235 Hierbei hatte der Herausgeber, das Präsidium des Beira-
tes für LPG beim Ministerrat, auf Erfahrungen zweier sächsischer LPG, die dies bereits 
seit Längerem praktizierten, zurückgegriffen. Es handelte sich um die LPG Sönitz-
Taubenheim, Typ III, Kr. Meißen, und Bad Lausick, Kr. Geithain. LPG aus sächsischen 
Bezirken traten des Öfteren hinsichtlich organisatorischer Neuerungen und fachlichen 
Vorlaufs in Erscheinung. In dem Zusammenhang sei an den Kleinbobritzscher Weg aus 
dem Kreis Brand-Erbisdorf, der an Einmaligkeit bei dem Typ-I-Umwandlungsprozess 
in allen Bezirken der DDR zu jener Zeit unübertroffen war und die Fachmedien be-
schäftigte, erinnert. 
 
- Vervollkommnung der Rechnungsführung 
Von der Industrie der DDR, bei der die wirtschaftliche Rechnungsführung schon früher 
eine Rolle spielte, abgeschaut, sollten sich die LPG die Grundlage für eine „wissen-
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schaftliche Leitung“ schaffen. Der Begriff „wissenschaftlich“ zog in die verschiedenen 
Fachbereiche der sozialistischen Landwirtschaft ein. So wie man z. B. Tiere und Pflan-
zen wissenschaftlich ernähren wollte, so wollte man z. B. auch wissenschaftlich die 
Mikroorganismen des Bodens zur Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit ernähren. 
 
Zum Zwecke einer operativen und zugleich „wissenschaftlichen“ Kontrolle und Buch-
führung der Betriebsplanerfüllung und des Produktions- sowie Reproduktionsprozesses 
musste auf der Grundlage von Grundmittel- und Materialrechnung die Kostenrechnung 
in den LPG eingeführt werden. Vorbilder gab es schon im Jahre 1961 in einigen sächsi-
schen Kreisen wie z. B. Meißen, (LPG Sönitz), Delitzsch, (LPG Schenkenberg)      
Glauchau, (LPG Dennherritz). 
 
Eine Vorreiterrolle für die Maßnahmen zur „schrittweisen Entwicklung der LPG zu 
modernen sozialistischen Betrieben“ war den VEG zugedacht. Sie bewirtschafteten 
staatlichen Bodenfonds. Ihr Bestand belief sich in den Jahren 1960–1965 auf 669–660 
Betriebe. Ihre Betriebsgrößen erreichten 633–646 ha LN und nahmen einen Flächenan-
teil von 6,3–6,7 % der LN der DDR ein.236 VEG gab es vor allem dort, wo Großgrund-
besitz bis 1945 geherrscht hatte. In Sachsen waren es viele ehemalige Rittergüter, die 
zum Teil, vor allem im 19. Jahrhundert, durch Verkäufe aus adligem Besitz im kom-
merziellen Grundstücksverkehr aus unterschiedlichen Gründen in die Hände des Bür-
gertums gekommen waren. 
 
Der VI. Parteitag der SED im Januar 1963 war verbunden mit einem Führungswechsel an 
der Spitze der SED. Dabei traten mit den Kandidaten des Politbüros Erich Apel, Werner 
Jarowinsky und Günther Mittag, dem späteren DDR-Wirtschaftsminister, mehr ökono-
misch als ideologisch ausgerichtete SED-Politiker in den Vordergrund und kamen an die 
politische Macht. In der SED gab es plötzlich Strömungen, die zu Reformen des bisherigen 
starren Wirtschaftssystems, sogar, mit gewissen Einschränkungen, nach westlichem Vor-
bild, bereit waren. Dieses Mal kam der politische Druck, nicht wie 1953, „von unten“, 
sondern nunmehr „von oben“, d. h. aus Führungskreisen von Partei und Regierung selbst. 
Die reformistischen Ideen betrafen zunächst die zentrale Planung und Lenkung in der In-
dustrie. Aber auch in der Agrarpolitik wandte sich die staatliche Leitung Neuerungen zu, 
wie 
- Übergang von der Strategie der Subventionen in wirtschaftlich schwach entwickelte 
LPG zur Anwendung wirksamer ökonomischer Hebel sowohl auf dem Gebiet der     
Agrarpreise als auch der Kredit- und Zinspolitik, 
- Vervollkommnung der staatlichen Leitung und Planung der Landwirtschaft,  
- Vervollkommnung der „sozialistischen Demokratie“ auf dem Gebiet der staatlichen 
Leitung der Landwirtschaft durch Schaffung der Landwirtschaftsräte mit jeweiliger 
Produktionsleitung auf Kreis-, Bezirks- und Republikebene. Ihre Aufgabe bestand in ei-
ner engen Einbeziehung erfahrener und bewährter „Kader“237 aus den LPG und VEG, 
wissenschaftlichen und Verwaltungseinrichtungen in die wirtschaftsleitende und zentra-
listische planende Tätigkeit zur Entwicklung der Landwirtschaft. 
 
In diesem Zuge der vorsichtigen Liberalisierung des Wirtschaftssystems wurde Landwirt-
schaftsminister Hans Reichelt (DBD) abgelöst und ihm der Vorsitz des Staatlichen Komi-
tees für Melioration (SKM) übertragen. Als neuer Ressortchef wurde der Mecklenburger 
Bauernsohn und SED-Funktionär Georg Ewald eingesetzt.238 Die Ablösung Hans Reichelts 
war zugleich ein Ausdruck der Ausgrenzung der Blockparteien239 aus der staatlichen Lei-
tung und der weiteren Festigung der Vorherrschaft der SED. Mit der „Vervollkommnung 
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der sozialistischen Demokratie“ und der neuen Leitungsstruktur in der Landwirtschaft er-
folgte eine Zentralisation, wie sie auf keinem Gebiet der örtlichen Wirtschaft der DDR 
jemals praktiziert worden war. Am 06.06.1963 konstituierte sich der Landwirtschaftsrat 
der DDR als direktes Produktionsleitungssystem der SED anstelle des Ministeriums für 
Landwirtschaft.240 
 
Mit der Gründung der Arbeiter- und Bauerninspektion (ABI) am 14.05.1963 sollte getreu 
dem Leninschen Ausspruch „Vertrauen ist gut – Kontrolle ist besser“ im Zusammenspiel 
mit dem in inzwischen von der SED vorbereiteten NÖSPL ein weiteres Instrument zur Be-
lebung und Modernisierung der Wirtschaft geschaffen werden.241 In Wirklichkeit ging es 
jedoch darum, der aufgrund der Mangelwirtschaft entstandenen Wirtschaftskriminalität 
einen Riegel vorzuschieben. Die Wirtschaftsvergehen begannen mit kleinen Diebstählen 
von Futter auf dem Felde und reichten bis zur persönlichen Aneignung von staatlichen 
finanziellen Mitteln durch Leitungspersonal und Wirtschaftsfunktionäre. Diese Erschei-
nung war nicht typisch für die LPG, lässt sich aber häufig nachweisen. In der Presse, aber 
auch in der Literatur der Zeit nach der völligen Kollektivierung wurde von „vorsätzlichen 
und durch westliche Agenturen organisierten Brandstiftungen“ berichtet. Die Schäden 
wurden insgesamt auf 2.754 TDM beziffert. Man berichtete von Achtlosigkeit, Diebstäh-
len, Unterschlagungen und Betrug und der Notwendigkeit des Schutzes des genossen-
schaftlichen Eigentums in Form des neuen LPG-Rechts.242 
 
Seit 1963 wurde, zunächst in den großen LPG, die Planstelle eines Sicherheitsinspektors 
eingeführt. Diese neuen Funktionsträger nannten sich Sicherheitsbeauftragte und waren 
ursprünglich „zur Erhaltung und Förderung der Gesundheit der Werktätigen im Betrieb“ 
gedacht.243 Dass sie später, etwa Mitte der siebziger Jahre, in Gestalt von IM als Anlauf-
punkte und Hilfswillige des MfS fungieren sollten, war möglicherweise damals noch nicht 
abzusehen und auch nicht gewollt. Das MfS bediente sich zu dieser Zeit lediglich der in 
den früheren MTS-Bereichen und in LPG angeworbenen Informanten. 
 
Als ein weiterer Schritt bei der Qualifizierung der Leitungstätigkeit in der LPG, der zu-
nehmenden Verknüpfung der staatlichen Leitung mit den LPG und deren verstärkter Ein-
flussnahme auf die LPG erfolgte ab Ende 1963 der Aufbau des staatlichen landwirt-
schaftlichen Untersuchungswesens (z. B. Prüfstellen für Futtermittel, des Pflanzenschutz- 
und Veterinärdienstes), des Betriebswirtschaftlichen Beratungsdienstes bei den Räten für 
landwirtschaftliche Produktion und Nahrungsgüterwirtschaft (RLN) der Kreise und Be-
zirke. Die Beratungsdienste waren mit sowohl jungem, qualifiziertem als auch älterem, 
erfahrenem Personal besetzt. Sie sollten anhand wissenschaftlicher Berechnungen, soge-
nannter Betriebsprojekte, die auf Gewinn orientiert waren, Varianten und Entscheidungs-
vorschläge für die betriebswirtschaftliche Planung, Prognose und Standortverteilung der 
Produktion liefern. Das galt sowohl für die LPG hinsichtlich ihrer weiteren Profilierung als 
auch für staatliche Leitungsentscheidungen. Die Profilierung der LPG war die Vorstufe 
einer 1965/1966 einsetzenden Konzentration und Spezialisierung, die eine weitere Zäsur in 
der LPG-Entwicklung bildete. Die Beratungsdienste erreichten ihre größte Bedeutung in 
den Jahren 1966–1968. Sie wurden nach 1969 aufgelöst und in Wissenschaftliche Zentren 
(WZ) bei den Räten der Bezirke umgewandelt.  
 
In Sachsen befanden sich diese Beratungsdienste für die Bezirke Dresden in Dresden-
Altroßthal, Karl-Marx-Stadt im Schloss Lichtenwalde, Kr. Flöha und Leipzig in Markklee-




Zum Ende des Jahres 1963 fasste der Ministerrat der DDR den Beschluss über die Einfüh-
rung einheitlicher Preise für pflanzliche Erzeugnisse und die Erhöhung und Festigung der 
Produktionsgrundlagen in den LPG.244 
 
Der Ministerrat staffelte die Förderung der Erhöhung und Festigung der Produktionsgrund-
lagen je nach regionalen Bedingungen. Speziell die Bezirke Dresden, Leipzig und Karl-
Marx-Stadt konnten z. B. Zuschüsse in Höhe von max. 75 % der entstandenen Kosten bei 
Durchführung von Meliorationen erhalten. 
 
Weiterhin gab es Förderungsmittel für LPG in Höhenlagen und mit leichten Böden.  
 
Es gab Subventionen für den Einsatz des Flugunternehmens „Interflug“ bei Flächendün-
gung und Pflanzenschutzmaßnahmen. Darüber hinaus förderte der Staat die Verbesserung 
der Färsenaufzucht und Abkalbergebnisse, die Entwicklung von „LPG mit noch niedrigem 
Produktionsniveau“, den Zukauf von Tierzuchtmaterial, Bau von Siloraum, den Wettbe-
werb 1964 und die Übernahme von ÖLB- und sonstigen Flächen durch LPG/GPG. 
 
Für diesen Zeitabschnitt der Festigungsbemühungen der LPG hatte der Ministerrat am 
19.12.1962 mit Wirkung ab 01.01.1963 einen Beschluss zur Stabilisierung und Finanzie-
rung der LPG gefasst, um die Produktion steigern zu können.245  
 
In der DDR gab es ein Nord-Süd-Gefälle. Der rein agrarisch geprägte Norden, d. h. die 
Bezirke Schwerin, Rostock und Neubrandenburg, auch als „Nordbezirke“ oder einfach 
„Mecklenburg“ bezeichnet, musste, um die Unterschiede zwischen Stadt und Land beseiti-
gen zu können, an das Niveau der Südbezirke der DDR, zu welcher die drei sächsischen 
Bezirke gehörten, herangeführt werden. Vorläufig bestand noch nicht die Kraft, dies über 
Investitionen in Angriff zu nehmen.  
 
Die SED wandte sich insbesondere dem „Boden als Hauptproduktionsmittel der Landwirt-
schaft“ und den „Menschen als wichtigste Produktivkraft“ zu. Am 17.09.1963 verabschie-
dete das Politbüro des ZK daher ein Kommunique mit dem Titel „Der Jugend Vertrauen 
und Verantwortung“.246 Damit setzten sich die Appelle aus früheren Jahren der DDR zur 
Unterstützung der LPG mit agrarpolitischen und -propagandistischen Maßnahmen fort. Die 
Delegierten des VIII. Deutschen Bauernkongresses riefen Ende Februar 1964 von Schwe-
rin aus die Jugend der DDR auf, in der Landwirtschaft im Norden der DDR zu arbeiten 
und Meliorationsprojekte in Angriff zu nehmen. Daraufhin wurde am 02.03.1964 die Akti-
on „Nordlandfahrer“ gestartet.247 Die ersten Jugendlichen aus den dichter besiedelten, in-
dustriell geprägten südlichen Bezirken nahmen im Frühjahr 1964 ihre Arbeit in LPG der 
Nordbezirke auf. Damit wurden abermals, wie schon in den fünfziger Jahren und 1960 
Fachkräfte aus den Zentren des industriellen Aufbaues der DDR, der sich damals ebenfalls 
noch in seiner Anfangsphase befand, entzogen und fachfremd eingesetzt. Auch hierbei 
folgte die SED, wie so oft, dem Beispiel der KPdSU in der Sowjetunion. Dort wurden lau-
fend Arbeitskräfte aus allen Landesteilen zu den Schwerpunkten des kommunistischen 
Aufbaues beordert. Ähnliche Vorgänge spielten sich in den anderen Ostblockländern ab,  
z. B. in Rumänien Baragan-Ebene. 
 
Mit dem VI. Parteitag der SED 1963 wurden der Landwirtschaft für die nächsten vier Jahre 
die Hauptaufgabe und die Verantwortung durch die SED zugewiesen, um „noch besser die 
Bevölkerung mit Nahrungsgütern und die Industrie mit Rohstoffen zu versorgen“. Dabei 
wurde als Lösungsweg für die neue Aufgabenstellung die „weitere Intensivierung der 
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landwirtschaftlichen Produktion und die Anwendung immer rationellerer Methoden“ he-
rausgestellt. Professor Otto Rosenkranz, Direktor des Instituts für landwirtschaftliche Be-
triebs- und Arbeitsökonomik Gundorf der DAL zu Berlin, welches im nordsächsischen 
Böhlitz-Ehrenberg bei Leipzig angesiedelt war, definierte die Intensivierung als „intensiv 
erweiterte Reproduktion“. Rosenkranz galt als Theoretiker der Betriebswirtschaft des LPG-
Modells und Betriebsgrößenspezialist.  
 
Erstmals tauchten Diskussionen auf, „neue Formen der gesellschaftlichen Organisation der 
Produktion zu entwickeln“.248 Bereits seit Anfang 1963 finden sich Anzeichen von Koope-
rationsbeziehungen sowohl zwischen den landwirtschaftlichen Primärproduzenten, d. h. 
hauptsächlich LPG, sowie zwischen den Primärproduzenten und Betrieben der Nahrungs-
güterwirtschaft oder des Handels, ohne den Begriff Kooperation, wie er ab Anfang 1965 
auftauchte, verwendet zu haben. Diese Beziehungen wurden in den Jahren nach 1965 
durch Arbeitsteilung, Spezialisierung und Konzentration weiter vervollkommnet, bis die 
SED 1971 nach dem VIII. Parteitag den großen Trennungsprozess der LPG in Betriebe 
bodengebundener Pflanzen- und bodenunabhängiger Tierproduktion einleitete.  
 
Vom 28.02. bis zum 01.03.1964 tagte der VIII. Deutsche Bauernkongress in Schwerin. Er 
hatte die Anwendung des neuen ökonomischen Systems der Planung und Leitung der 
Volkswirtschaft (NÖSPL) innerhalb der Landwirtschaft für die Jahre 1964 und 1965 zum 
Hauptinhalt. Damit war die LPG-Entwicklung der sechziger Jahre in eine zweite Phase, die 
aber immer noch der Festigung der LPG galt, eingetreten. Der Beginn des NÖSPL ist so-
mit zu einer weiteren Zäsur der LPG-Geschichte geworden. 
 
Um der Forderung des VI. Parteitages der SED von 1963 nach der Vervollkommnung der 
Rechnungsführung nachzukommen, beschloss der Ministerrat der DDR am 11.08.1964 das 
„Programm zur Entwicklung, Einführung und Durchsetzung der maschinellen Datenverar-
beitung in der DDR in den Jahren 1964–1970“. Damit sollten die LPG in die Lage versetzt 
werden, konsequenter die Kostenträgerrechnung zur Darstellung des Produktions- und Re-
produktionsprozess anzuwenden. Die Buchungsstationen mit ihren Kapazitäten für das 
maschinelle Rechnen befanden sich außerhalb der LPG in den Kreis- und Bezirksstädten 
sowie in einigen BHG. Die Umverlagerung der Tätigkeit derartiger Einrichtungen in die 
LPG, welche mithilfe der EDV arbeiteten, war erst Anfang der achtziger Jahre möglich.  
 
Im Frühjahr 1965 sollte gemäß einer Verfügung des LWR vom 18.07.1964 der erste einer 
Reihe von Lehrgängen an der Hochschule für Landwirtschaft im mitteldeutschen Bern-
burg/Saale zur Ausbildung von Spezialisten auf dem Gebiet der modernen Rechentechnik 
und Anwendung mathematischer Methoden für die Landwirtschaft beginnen. Als Auswir-
kung der Forderung des VI. Parteitages von 1963 zeigte sich relativ zeitig das Erfordernis, 
Personal zu qualifizieren, welches in der Lage war, die von den Rechenzentren zusammen-
gestellen Kennzahlen der LPG auszuwerten und die sich daraus ergebenden Analysen für 
die unmittelbare Einflussnahme auf den laufenden Produktionsprozess auszuarbeiten.249 
 
Ohne die Anwendung des maschinellen Rechnens durch die Kreisbuchungsstation wäre es 
z. B. nicht möglich gewesen, die unter „Ergebnisse der LPG“ (vgl. Pkt. 3.1.2.5 und 3.3.7) 
vorliegender Arbeit aufgeführte Veröffentlichung der betriebswirtschaftlichen Kennzahlen 
aller LPG im Kreis Döbeln vorzunehmen. 
 
Am 14.08.1964 beschloss der Ministerrat der DDR die „Anordnung über die Bildung und 
das Musterstatut für Gemeinschaftseinrichtungen der Zweige der tierischen Produktion“.250 
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Hiermit vollzog die SED grundlegende Schritte zur „Spezialisierung und Konzentration 
der landwirtschaftlichen Produktion“, wie sie für die dritte Phase des Untersuchungszeit-
raumes vorliegender Studie rückschauend untersucht werden. 
 
Im Folgenden zeigt sich ein besonders auffälliger Zug der Agrarpolitik der SED, der die 
gesamte geschichtliche Etappe seit der Bildung der ersten LPG 1952 bis zur Umwandlung 
der sozialistischen Landwirtschaft im Jahre 1990 kennzeichnet und der von einer politi-
schen Diskontinuität zeugt. Diese wesentliche Erscheinung betraf die gesamte Wirtschaft 
der DDR, wiederholte sich öfters und führte schließlich zur Bankrotterklärung der DDR-
Regierung im Jahre 1990. Die SED ließ zu keinem Zeitraum eine weitere Entwicklung und 
Konsolidierung der von ihr ursprünglich initiierten Maßnahmen, von deren Ergebnissen 
die Wirtschaft durchaus hätte profitieren können, zu. Ebenso ließ sie keine nach natürli-
chen, echten ökonomischen Bedürfnissen und vor allem dem jeweiligen „Entwicklungs-
stand der Produktivkräfte“ angepasste Entwicklung zu, sondern griff in laufende Entwick-
lungsprozesse mit willkürlichen Maßnahmen ein. Einer Reihe von LPG Typ III mit Flä-
chenausstattung von 500–1000 ha LN251 war es gelungen, unter den damaligen Bedingun-
gen eine vernünftige, ökonomisch gerechtfertigte Größenordnung, eine Produktivität zu 
erreichen, welche eine Wertschöpfung im volkswirtschaftlichen Sinne und ein stabiles 
Marktaufkommen zuließ sowie den LPG-Mitgliedern ein verbessertes Einkommen gegen-
über 1961 sicherte. Obwohl dies den Parteizielen entsprach, wurden weitere willkürliche 
staatliche Eingriffe für die nächste Entwicklungsphase geplant.  
 
Als persönliches finanzielles Einkommen konnten in den wirtschaftlich stärkeren LPG ca. 
10–12 MDN/AE bzw. 40–100 AE/Monat ausgezahlt werden. Im Kreis Freiberg z. B. er-
reichten die LPG in den Anfangsjahren nachstehend aufgeführte durchschnittliche Höhe 
der Geld- und Naturalvergütung je ganzjährig arbeitendes Mitglied.252 
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Die Übersicht verdeutlicht die höhere Konsumtion in den LPG Typ I gegenüber den bereits 
höher akkumulierenden LPG Typ III. Dennoch sind die monatlichen Einkünfte absolut 
gesehen, verglichen mit den Einkommen der Beschäftigten in der Industrie und anderen 
Berufszweigen, niedrig. Deshalb wird mit vorliegender Arbeit zu diesen Tatbeständen eine 
gesonderte Untersuchung der Verhältnisse in den sächsischen Bezirken angestellt. 
 
Dabei ist zu beachten, dass diese Einkommen bei unregelmäßiger und längerer Arbeitszeit 
sowie erschwerten Arbeits- und Lebensbedingungen erreicht wurden. Die Sozialleistungen 
fielen in den LPG ohnehin geringer aus. Deshalb erwogen viele jüngere und am Eigentum 
an Wirtschaftsgütern ungebundene Beschäftigte der LPG, in die Ballungsgebiete abzuwan-
dern oder zumindest dort eine Arbeit zu suchen. Weite Arbeitswege nahmen sie wegen 
besserer Vergütung und geregelter Arbeitszeit in Kauf. Für die LPG Typ III, welche in der 
Umgebung von industriell geprägten Zentren, die in den südlichen Kreisen der sächsischen 
Bezirke häufig vorkommen, lagen, bedeutete das geringe Einkommen während der Festi-
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gungsperiode eine ernste Gefahr. Aufgrund der unzureichenden Mechanisierung benötig-
ten die LPG einen ungerechtfertigt hohen Ak-Besatz von ca. 18–20 Ak/100 ha LN, man-
cherorts bis zu 27 Ak/100 ha LN, und einer Abwanderung musste vorgebeugt werden.  
 
Der nächste, dem derzeitigen Entwicklungsstand noch nicht entsprechende Schritt der  
Agrarpolitik richtete sich auf die Einführung „industriemäßiger Produktionsmethoden“ in 
der Landwirtschaft. Dabei ist zu beachten, dass viele LPG z. T. noch eine einzelbäuerliche 
Arbeitsweise mit hohem Ak-Besatz, tierischen Zugkräften und Handarbeit aufwiesen.  
 
Bereits am 01.07.1964, während der 12. Landwirtschaftsausstellung, der späteren „agra“ in 
Markkleeberg, sprach Walter Ulbricht vor Landwirtschaftsfunktionären und LPG-Dele- 
gierten zum Thema „Einheit von Arbeiter- und Bauernmacht, Wissenschaft und industrie-
mäßiger Produktion in der Landwirtschaft“253 Das bedeutete, dass, obwohl sich die meisten 
der LPG Typ III ökonomisch und organisatorisch noch in Konsolidierung befanden, be-
reits, wie so oft, vom übernächsten Schritt die Rede war. Den LPG stand vorerst die Phase 
der Weiterentwicklung der Kooperationsbeziehungen und in deren Folge die Konzentrati-
on, Spezialisierung und die Entwicklungsetappe der Trennung von Tier- und Pflanzenpro-
duktion bevor. Dazwischen lag ein Zeitraum von ca. 15 Jahren. Kaum waren erste Koope-
rationsbeziehungen als Lösungsweg für die Intensivierung der Landwirtschaft und die An-
wendung rationeller Produktionsmethoden im Ergebnis des SED-Parteitages von 1963 
programmatisch erklärt worden, peilte die SED bereits Maßnahmen zur Industrialisierung 
an. Erste Erwähnungen der Kooperation als neuer agrarpolitischer Schritt finden sich im 
Januar und April 1964 in zentralen Beschlüssen zur staatlichen Förderung dieses weiteren 
Umgestaltungsprozesses.254 
 
Die Kooperation spielte plötzlich auch eine größere Rolle auf dem VIII. Deutschen Bau-
ernkongress Anfang 1964 und wurde dort bereits ausgiebig diskutiert.255 Die Stabilisierung 
vieler seit 1960 noch in wirtschaftlicher Schieflage befindlicher LPG Typ III war zu die-
sem Zeitpunkt bei Weitem noch nicht erfolgreich abgeschlossen. Aber der Kooperation 
war die Rolle zugedacht, wie es sich nach zwei oder drei Jahren erweisen sollte, diesem 
Zustand abzuhelfen. 
 
Die Versorgung der Bevölkerung mit Agrarprodukten gestaltete sich noch immer unkonti-
nuierlich und krisenhaft. Ausdruck dessen ist eine staatliche Anweisung zur Kartoffelver-
sorgung der Endverbraucher im Jahre 1964. Aufgrund der schlechten Kartoffelernte 1964 
mussten LPG-Mitglieder und deren Haushaltsangehörige, VEG-Beschäftigte, Personen mit 
nachgewiesem eigenen Kartoffelanbau (ab 3 Ar je Haushaltsangehöriger) und Kinder in 
Dauerheimen nach den Versorgungsprinzipien als „nichtversorgungsberechtigt“ eingestuft 
werden. Darüber hinaus wurden für die Verbraucher Richtsätze für den Kartoffelverbrauch 
pro Portion für Bedarfsanmeldungen herausgegeben.256  
 
Das Niveau der Arbeits- und Lebensbedingungen in den meisten LPG war nicht mit den 
Verhältnissen außerhalb der Landwirtschaft zu vergleichen.  
 
Erst nach 1975 gingen die durch Trennung von Pflanzen- und Tierproduktion spezialisier-
ten LPG zu annähernd „industriemäßigen Produktionsmethoden“ über. Die „industriemä-
ßige Produktion“ begann im Gegensatz zu den „industriemäßigen Produktionsmethoden“ 
im Wesentlichen erst ab etwa 1980. Bis dahin hatte die SED-Agrarpolitik die dritte Etappe 
der LPG-Entwicklung mit Großinvestitionen in der Landwirtschaft und industriemäßigen 
Anlagen, verbunden mit gewaltigen Kapazitätskonzentrationen zu durchlaufen. Die Kon-
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zentration der Tiere in einer Tierproduktionsanlage lag 1964/65 noch bei folgenden durch-
schnittlichen Größen: 
Milchproduktion  30–40, 90 max. 240 Kühe  
Jungrinderaufzucht 50–500  weibliche Jungrinder 
Schweinemast 500–2.000 Mastplätze 
Ferkelaufzucht 40–80 max. 100 Sauen 
Schafhaltung 200 Muttern  
 400  Hammel 
Mastrinder 30  max. 100 Tiere  
 
In der Feldwirtschaft lagen die Bedingungen bei: 
Schlaggrößen   x = 15–20 ha, max. 65 ha  
Mähdruschleistung   x =   5–  6 ha/Schicht (E 175) 
 
1964 begann im VE-Kombinat „Fortschritt“ (Sitz in Neustadt/Sa.) die Entwicklung eines 
verbesserten Mähdreschers mit größerer Arbeitsbreite (5,70 m) und höherer Arbeitspro-
duktivität unter Verwendung von Typenbauteilen aus der DDR-Landmaschinenher-
stellung. Der neue Mähdrescher E 512 wurde 1965 in der LPG Holzhausen, südlich von 
Leipzig, erprobt. Er sollte später ein gelungenes, devisenträchtiges Exportprodukt werden. 
Hauptabnehmer von Landtechnik aus der DDR war bis 1989 vor allem die UdSSR.  
 
Eine Landwirtschaft, an die zunehmende Anforderungen zur Intensivierung vonseiten des 
Staates gestellt wurden, musste sich dem Problem der Erhaltung und Mehrung der Boden-
fruchtbarkeit stellen. Die Marx’sche Feststellung, dass der Boden unvermehrbar ist, führte 
in der sozialistischen Landwirtschaft logischerweise zu dem Schluss, dass für höhere Er-
träge Investitionen in den Boden notwendig sind. Die Erhöhung der Ertragsfähigkeit der 
Böden und die Erhaltung und Mehrung der Bodenfruchtbarkeit waren eine vorrangige In-
tensivierungsmaßnahme mit investivem Charakter, noch bevor die Großinvestitionen be-
gannen. Dazu hatte sich der V. Parteitag von 1958 257 bereits bekannt und die Weichen 
gestellt. Demzufolge konnte sich die DDR den ständigen ungehemmten Bodenentzug, der 
beim „umfassenden Aufbau des Sozialismus“, hervorgerufen durch Bergbau, Industrie und 
Bauwirtschaft, nicht mehr leisten. Jährlich gingen ca. 12.000 ha LN vom „Hauptprodukti-
onsmittel der Landwirtschaft“ nach Marx´scher Definition, verloren. Aus diesem Grunde 
sah sich der Ministerrat der DDR veranlasst, eine entsprechende gesetzliche Regelung zu 
erlassen, um dem Flächenentzug gegenzusteuern. Am 17.12.1964 wurde die „Verordnung 
zum Schutze des land- und forstwirtschaftlichen Bodens und zur Sicherung der sozialisti-
schen Bodennutzung“, bekannt als „Erste Bodennutzungsverordnung“ (BNO)258,von der 
Volkskammer erlassen. Dieser Verordnung folgten in den siebziger und achtziger Jahren 
zwei weitere BNO mit verschärften Bedingungen, da der Bodenentzug durch die nicht-
landwirtschaftlichen Zweige der Volkswirtschaft ungehemmt fortschritt. Die Industrialisie-
rung der DDR forderte ihren Tribut. Die später eingeführten Bodennutzungsgebühren 
(BNG) mussten in einer volkseigenen Wirtschaft ohne Wirkung auf den Bodenentziehen-
den bleiben, zumal die BNG im sozialistischen Rechnungswesen als Investitionsaufwen-
dungen und nicht als Kosten geplant und abgerechnet werden konnten. Das bedeutete, dass 
sie über staatliche Förderung und zinsverbilligte Kreditierung finanzierbar waren.  
 
Ein außenpolitisches Ereignis führte in der DDR vorübergehend zur Irritation in der Spitze 
der Partei und Regierung, vor allem beim Parteichef Walter Ulbricht selbst. Am 
14.10.1964 wurde in der Sowjetunion KPdSU-Generalsekretär N. S. Chruschtschow abge-
löst, u. a. auch als Erfinder des Maisprogramms der UdSSR bekannt. Als Erster Sekretär 
des ZK der KPdSU wurde Leonid Breshnew gewählt.  
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Die 7. Tagung des ZK der SED vom 02.–05.12.1964 zur Beratung des Entwurfes des 
Volkswirtschaftplanes 1965 und zur Durchsetzung des NÖSPL (in seiner ersten Phase) in 
den Industriezweigen abgehalten, befasste sich deshalb abermals mit der Landwirtschaft 
und ökonomischen Themen. 259 Dabei wurde dem bisherigen Produktionsprinzip eine Ab-
sage erteilt, indem Produktions- und Territorialprinzip künftig „sinnvoll kombiniert“ wer-
den sollten. Kritisiert wurde auch die „Vernachlässigung der ideologischen Arbeit“ wäh-
rend des Produktionsprinzips. Damit begann im Grunde schon wieder ein Abbau am kaum 
seine Wirkung entfaltenden NÖSPL. 
 
Bei der Anwendung des NÖSPL in der Landwirtschaft sah die Partei in der „Entwicklung 
vielfältiger Kooperationsbeziehungen zwischen den LPG“ einen ganz wesentlichen Lö-
sungsansatz zur Bewältigung der Agrarprobleme. Hinsichtlich der vielen Probleme in der 
Wirtschaft der DDR und Kritiken des Produktionsprinzips verteidigte sich die SED-
Führung letztlich mit dem Hinweis, dass die SED eigentlich nicht richtig für die Wirtschaft 
zuständig sei. Damit kam ein vorsichtiger Rückzug aus den Prinzipien des NÖSPL zum 
Ausdruck, was zur baldigen Umbenennung in NÖS führte.260 
 
Auch für die Jahre 1963 und 1964, der Phase der LPG-Entwicklung, die noch der „Festi-
gung der LPG“ zugeordnet werden müssen, gilt wie beim Beginn der Zeit der „bewussten 
Anwendung der ökonomischen Gesetze des Sozialismus“, dass die Ereignisse von den Be-
schäftigten in den LPG bestenfalls im Unterbewusstsein wahrgenommen wurden. Dabei 
müssen aber die Beschäftigten in ihrer sozialen Schichtung differenziert werden. In der 
Wahrnehmung, Beurteilung und im Verständnis von staatlichen Maßnahmen und deren 
Auswirkung in den LPG bestanden Unterschiede. Ein kleiner und enger Kreis in der Füh-
rung der LPG, vor allem Hauptbuchhalter und Vorsitzende, nahmen „staatliche Maßnah-
men“ wahr, konnten und mussten „von Dienst wegen“ volkswirtschaftliche Zusammen-
hänge und ökonomische Maßnahmen, wie sie das Gesetzblatt der DDR und die „Verfü-
gungen und Mitteilungen“ bekannt gaben, verstehen und anwenden. In der Sphäre der ma-
nuellen Arbeit und unteren Leitungsebenen wurden staatliche Maßnahmen und Ausdrucks-
formen der SED-Agrarpolitik kaum wahrgenommen. Diese Schichten der ländlichen Be-
völkerung lebten i. d. R. passiv und wenig interessiert unter den gegebenen Bedingungen, 
wobei aber z. B. die Abkehr von der direkten Stützung der Betriebe und der Übergang zu 
einem indirekten Förderungssystem bzw. zu Subventionen bestimmter agrarpolitischer 
Ziele und Erzeugungszweige bewusster aufgenommen wurden. Alle agrarpolitischen Maß-
nahmen, die direkt das persönliche Einkommen beeinflussen konnten, erregten das Interes-
se der gesamten Mitgliedschaft einer LPG. Die ehemaligen Bauern in den LPG entwickel-
ten z. T. ein höheres Interesse für politische, auch außenpolitische und innerdeutsche Er-
eignisse. Sie informierten sich öfters über die Probleme ihrer westdeutschen Berufskolle-
gen durch Abhören der Landfunksendungen der BRD oder bekundeten Neugier für Vor-
gänge in der UdSSR wie z. B. die Ablösung N. S. Chruschtschows. Mit Heiterkeit und 
Geringschätzung verfolgten sie vielfach die Auftritte des sich zum Landwirtschaftsspezia-
listen aufschwingenden Parteichefs Walter Ulbricht. Parteisekretäre in den LPG übernah-
men i. d. R. kritiklos den Sinn staatlicher Maßnahmen und versuchten, in „ihren“ LPG die 
rückhaltlose Zustimmung, zumindest des Vorstands, zu erlangen. Zum Teil verstanden sie 
selbst nicht richtig agrarpolitische Zusammenhänge, konnten dies auch nicht, da sie außer 
den Anleitungen in den KL der SED keine anderen Informationsquellen nutzten. Die 
Viehpfleger interessierte hauptsächlich die Futterlieferung, eine hohe tierische Leistung, 





3.1.1.10 Versuch einer Wirtschaftsreform, 1963 und 1964 
 
Im Jahre 1963 gelang einer kleinen Gruppe von Funktionären aus der Führungsspitze der 
SED eine Wirtschaftsreform zu konzipieren. Die Reform wurde als „neues ökonomisches 
System der Planung und Leitung der Volkswirtschaft“ der DDR (NÖSPL) in Bewegung 
gesetzt. Die Grundzüge des NÖSPL wurden bereits auf dem VI. Parteitag der SED vom 
15.–21.01.1963 vorgestellt und in der darauf folgenden Wirtschaftskonferenz präzisiert.  
 
Als Argumentation für einen reformistischen Kurs führten die SED-Wirtschaftspolitiker 
offiziell an, dass der „umfassende Aufbau des Sozialismus“ in Angriff genommen werde, 
und „die SED könne und müsse die Aufgaben dieser Periode durch neue Planungs- und 
Leitungsmethoden besser meistern“. Deshalb versah man das NÖSPL mit drei wesent-
lichen Grundzügen, die eine Einheit bilden mussten. Im Sprachgebrauch der DDR-
Wirtschaftspolitik ausgedrückt, bestanden diese in 
- wissenschaftlich fundierter Führungstätigkeit in der Wirtschaft, 
- wissenschaftlich begründeter, auf die Perspektive orientierter zentraler Planung und 
- umfassender Anwendung der materiellen Interessiertheit in Gestalt eines „in sich ge-
schlossenen Systems ökonomischer Hebel“.261 
 
Das NÖSPL ist als ein Versuch der Partei- und Staatsführung der DDR zur Reform der 
bisherigen Wirtschaftspolitik, die sich bisher nicht als effizient erwiesen hatte, zu werten. 
Gleichzeitig war es der Versuch einer gewissen Verselbstständigung der SED gegenüber 
der Umklammerung, in der die UdSSR auf wirtschaftlichen, politischen und militärischem 
Gebiet die DDR hielt. Von Erich Apel und Günter Mittag sowie Mitarbeitern konzipiert, 
bedurfte das NÖSPL trotzdem der Billigung und Unterstützung durch den Generalsekretär 
der SED. Obwohl sich Walter Ulbricht für einen der letzten wahrhaften Vertreter der 
Kommunistischen Internationale hielt,262 forderte er für sich und die SED-Politik die Re-
spektierung einer gewissen DDR-Spezifik durch die KPdSU. Damit begab er sich zwangs-
läufig in eine gefährliche Position zu den Machthabern in der UdSSR. Teilweise von Un-
abhängigkeitsgedanken erfasst, war auch Erich Apel, 1963–1965 Kandidat des Politbüros 
der SED.263 
 
Neben dem ausgewiesenen Wirtschaftsexperten Erich Apel war an der Ausarbeitung des 
NÖSPL Günter Mittag, 1962–1973 Sekretär für Wirtschaft des ZK der SED und 1966–
1989 Mitglied des Politbüros des ZK, trotzdem ein Mann der Partei und Ideologie, betei-
ligt. Diese Ämter führten wohl zu deren Einsicht, einen Reformkurs anzusteuern, aber 
nicht zu politischer Übereinstimmung untereinander. Unterstützung erhielt Erich Apel vom 
ZK- und Politbüromitglied sowie dem Minister und Vorsitzenden des Landwirtschaftsrates 
bzw. des RLN der DDR Georg Ewald, der als Landwirtschaftsexperte galt. Ebenso fand 
Apel einen Unterstützer in Erich Mückenberger, dem ehemaligen Sekretär für Landwirt-
schaft des ZK der SED 1960–1981. Günter Mittag erhielt Rückendeckung in Fragen der 
Wirtschafts- und Landwirtschaftsstrategie der SED von Erich Mückenberger und dessen 
Nachfolger Gerhard Grüneberg, einem radikalen „Vergenossenschafter“ bzw. „Sozialisie-
rer“ der Landwirtschaft, welcher auf eine spätere Trennung der Betriebe in Tier- und 
Pflanzenproduktion hinarbeitete. Gerhard Grüneberg wird auch fehlende Übereinstimmung 
in agrarpolitischen Fragen mit Georg Ewald nachgesagt.264  
 
Vor diesem Hintergrund und unter dieser Konstellation muss man sich das Wagnis eines 
sozialistischen Reformexperiments vorstellen. Ideologen standen Fachleuten gegenüber. 
So kann es nicht verwundern, dass das Experiment nicht vollständig durchgeführt wurde. 
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Mit dem politischen Abstieg Walter Ulbrichts am Ende der sechziger Jahre und dessen 
Kontroversen mit KPdSU-Chef Leonid Breshnew verfiel das NÖSPL. Es wurde abgebro-
chen und die Freiräume in der DDR wieder eingegrenzt, was wirtschaftliche Misserfolge 
nach sich ziehen musste. Den ausbleibenden wirtschaftlichen Erfolgen und dem ständigen 
Druck aus Moskau sowie Gegnern aus eigenen Reihen konnte SED-Chef Walter Ulbricht 
letztendlich nicht mehr standhalten. 
 
Das NÖSPL sollte zu mehr Eigenständigkeit DDR-Wirtschaftspolitik unter dem engen 
Rahmen des Sozialismus führen, mehr noch, es setzte mehr Eigenständigkeit voraus. Der 
Vollzug einer solchen notwendigen Reform litt aber unter der mangelnden Wirtschafts-
demokratie und an den geringen Innovationsmöglichkeiten, die das sozialistische System 
der DDR leisten konnte. Als Fehler erwies sich, dass keine echten, wahrheitsorientierten 
Rentabilitätsberechnungen angestellt wurden. Obgleich betrieblicher und volkswirtschaft-
licher Nutzen inzwischen in Betracht gezogen wurden, ließ man Wunschdenken und 
Schönfärberei zu, um unbequeme ökonomische Wahrheiten zu verschleiern. So war es eine 
logische Folge, dass das NÖSPL, auch unter der subjektiven Gefährdung aus dem Partei-
apparat, objektiv scheitern musste. Es ist aber als ein Zeichen anzusehen, dass trotz aller 
Einengungen nach den Schwierigkeiten, die der Mauerbau im August 1961 mit sich brach-
te, der DDR eine gewisse Experimentierfreudigkeit auf wirtschaftlichem Gebiet nicht ab-
zusprechen ist. 
 
Die gemeinsame Wirtschaftskonferenz des ZK der SED und des Ministerrats der DDR 
vom 24. und 25.06.1963 hatte bereits die „Richtlinie für das neue ökonomische System der 
Planung und Leitung der Volkswirtschaft der DDR“ verabschiedet. Im Referat des Ersten 
Sekretärs des ZK der SED während der Wirtschaftkonferenz am 24.06.1963 findet sich die 
Begründung, die Volkswirtschaft der DDR nach einem solchen System zukünftig lenken 
zu müssen: „Das bisherige Planungs- und Leitungssystem unserer Volkswirtschaft sichert 
nicht in genügendem Maße einen ständig hohen Nutzeffekt der Wirtschaftstätigkeit, der die 
entscheidenden Voraussetzungen einer schnellen und proportionalen Entwicklung der Pro-
duktivkräfte ist.“ 
 
In diesen Materialien findet sich auch ein Hinweis darauf, dass es sich beim NÖSPL um 
ein „sozialistisches Experiment“ handelte.265 Dabei kann festgestellt werden, dass es als 
jenes Experiment galt, das die meisten reformistischen Ansätze für alle Bereiche der 
Volkswirtschaft enthielt, zu welchen die DDR je fähig gewesen war. Mit der Veröffentli-
chung des NÖSPL im Gesetzblatt, den „Verfügungen und Mitteilungen“ des Fachressorts 
und in den Medien erhielt das neue System einen offiziellen rechtlichen Rahmen.  
 
In der Folgezeit, bis zur Verbreitung der Kooperationsideen, führte die Anwendung des 
NÖSPL zu einer Verbesserung der Versorgungslage, zur Erhöhung der Spareinlagen und 
des allgemeinen Lebensstandards der Bevölkerung, u. a. auch der in der Landwirtschaft 
Beschäftigten.  
 
Sichtbarer Ausdruck dafür war eine Zunahme am Verbrauch sogenannter hochwertiger 
Konsumgüter, wie Fernsehapparate, Kühlschränke und Kraftfahrzeuge. Nach zwei bis drei 
Jahren erwiesen sich die vorläufigen Erfolge des neuen Systems als ökonomisch instabil, 
und die Partei stützte sich wieder auf eine stärkere Ideologisierung der Wirtschaft.  
 
Das neue ökonomische Denken und die neuen ökonomischen Beziehungen in und zwi-
schen den landwirtschaftlichen Betrieben aller Rechtsformen brachten nicht nur mannigfal-
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tige Betriebsformen hervor, sondern erreichten z. T. recht sonderbare ökonomische Aus-
drucksformen, wie sie in den folgenden Kapiteln rekonstruiert werden. 
 
Die Vorsitzenden der bekannten LPG wie Neuholland oder Dahlen, welche zur Ver-
rechnung von innerbetrieblichen Leistungen eine zweite, inoffizielle Währung eingeführt 
hatten, waren enge politische Freunde Walter Ulbrichts. Johannes Döhler in Dahlen, Kr. 
Oschatz, Bez. Leipzig, fiel nach Ulbrichts Machtverlust 1970 in Ungnade bei der SED. 
Döhler war Kandidat und Mitglied der Bezirksleitung der SED Leipzig, Mitglied des ZK 
von 1963 – 1971 und Mitglied des Landwirtschaftsrates der DDR im Jahre 1963. Er wurde 
später, 1980, aus der SED wegen „Ablehnung neuer agrarpolitischer Zielsetzungen“ ausge-
schlossen.266 Döhler, ursprünglich gelernter Zimmermann, hatte einen ausgeprägten Ge-
schäftssinn. Den Grundgedanken des NÖSPL stand er deshalb näher, als dem ökonomi-
schen Denken der Parteiführung zu Zeiten der wirtschaftlichen Talfahrt der DDR ab Ende 



















Abb. 41 Am 30.10.1964 empfing der Vorsitzende der LPG „Walter Ulbricht“, Typ III, Dahlen, Kr. Oschatz, Johannes Döhler (re.) 
den Ersten Sekretär des ZK der SED, Walter Ulbricht (mi.) sowie dessen Ehefrau Lotte Ulbricht (li.) und führte einen 
Zuckerrübenschlag der LPG vor 
Quelle: Feldwirtschaft, 9. Jg., 7/1968. Berlin (Ost), S. 294 
 
Der Freitod des führenden Wirtschaftsexperten der SED Erich Apel führte lange Zeit zu 
Spekulationen unter den Menschen in Ost und West. Die DDR-Nachrichtenagentur gab 
lediglich bekannt, dass Kreislaufstörungen und nervliche Überlastung zu einer Kurz-
schlussreaktion geführt hätten. Die Prophezeiung von Westberlins Regierenden Bürger-
meister Willy Brand (SPD), (Zitat): „Er ist nicht schweigend ins Grab gegangen. Wir wer-
den alle noch hören, was ihn bewegt und besorgt hat“ enthält ein „Körnchen Wahrheit“, ist 
aber nicht eingetroffen und hatte nur Spekulationen genährt. Erst nach 1990 wurden die 
Hintergründe öffentlich gemacht. Erich Apel hatte sich massiv mit der Sowjet-Führung um 
die Konditionen des Wirtschaftsvertrages zwischen der DDR und der UdSSR vom Dezem-
ber 1965 gestritten. Dem obersten Funktionär für Planung ging es gegen seine Überzeu-
gung und den anders lautendenden offiziellen Veröffentlichungen der DDR-Propaganda 
zum Programm der SED sowie den Beschlüssen des VI. Parteitages, dass die DDR als 
RGW-Partner von der UdSSR Rohstoffe zu Weltmarktpreisen beziehen sollte. Im Gegen-
zug musste die DDR hoch veredelte Fertigprodukte und ganze Industrieanlagen zu Vor-
zugspreisen, unter Weltmarktniveau, an die UdSSR liefern. Als die SED-Führung am 
03.12.1965 Erich Apel schließlich ultimativ zur Unterzeichnung des Vertrages aufforderte, 





Diesen Vorfall nutzten die Kontrahenten der Reformer im Parteiapparat der DDR wie auch 
die Gegner aus der UdSSR um Leonid Breshnew, das NÖSPL zu Fall zu bringen. 
 
3.1.2 Zweite Phase der kollektivwirtschaftlichen Entwicklung, 1965 bis 1966 
 
Im Jahre 1965 durchlief die vollkollektivierte Landwirtschaft in allen Bezirken der DDR 
eine weitere Umgestaltungsphase. Während dieser Phase löste die Agrarpolitik der SED 
eine Vielzahl neuer ökonomischer Maßnahmen zur Stabilisierung der LPG aus. Obwohl 
man in der Agrarpropaganda kaum noch von Festigungsphase sprach, konnte die Mehrzahl 
der LPG, insbesondere die des Typs III, nicht als konsolidierte und wirtschaftlich rentable 
Betriebe angesehen werden.  
 
Um diesen Zustand zu verändern, richtete die Agrarpolitik staatliche ökonomische Maß-
nahmen gleichzeitig auf die Förderung größerer betrieblicher Einheiten aus. In dem Zeitab-
schnitt traten Veränderungen bei der Anwendung des NÖSPL ein, die auch die weitere 
Entwicklung der LPG beeinflussten.  
 
Die Herausbildung größerer Einheiten in der landwirtschaftlichen Produktion kann unbe-
stritten als ein objektiver Prozess bezeichnet werden. Das beweist auch die Entwicklung 
der Landwirtschaft in Westdeutschland und Westeuropa, welche jedoch von der DDR-
Agrarpropaganda als „Bauernlegen der Kriegstreiber“ bezeichnet wurde. Kennzeichnend 
für die DDR-Landwirtschaftspolitik war aber, dass man diese objektiven Prozesse nicht 
von sich aus, aufgrund „objektiver Gesetze“, wirken ließ, sondern in sich entwickelnde 
Strukturen und Modelle staatlicherseits eingriff und subjektiv gesteuerte Phasen einleitete. 
Nicht durch wirtschaftliche Notwendigkeit, sondern durch politischen Zwang wurden 
Maßnahmen verordnet und im gesamten Territorium der DDR „bewusst“ angewendet. 
Dazu erließ die Volkskammer zahlreiche weitere gesetzliche ökonomische Regelungen.  
 
Zusammengefasst führte, vorläufig in den Jahren 1961–1965, dieser objektive Prozess der 
Vergrößerung von LPG zu 
- Zusammenschlüssen von wirtschaftsschwachen und wirtschaftsstarken LPG Typ III, 
- Umwandlung von LPG Typ I in Typ III, 
- Zusammenschlüssen von kleinen LPG Typ I, die verstreut in den Dörfern lagen,  
- Austausch von Arbeitskräften, Produktionsmitteln und landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen zwischen LPG, 
- gegenseitiger Hilfe, z. T. nicht offiziell von LPG bei der Erfüllung von staatlichen Plan-
auflagen geleistet, 
- langsamer organisatorischer und wirtschaftlicher Stabilisierung eines großen Teiles der 
LPG Typ III. 
Hierbei spielten noch traditionell vorhandene Erfahrungen und Formen der gegenseitigen 
Hilfe aus der einzelbäuerlichen Wirtschaft, historisch in den Dörfern gewachsen, eine för-
derliche Rolle.  
 
In das Jahr 1964 fallen die Anfänge der zwischenbetrieblichen Beziehungen und der Kon-
zentration und Spezialisierung der Produktion, wie es der Terminologie der Agrarpolitik 
der DDR entsprach (vgl. Pkt. 3.1.2.3, S. 225 ff.). In diesem Abschnitt finden sich die Vor-
läufer der Phase, die ab 1966 als „Konzentration und Spezialisierung auf dem Wege der 
Kooperation“ bezeichnet worden ist. Sie ist gekennzeichnet durch 
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- gegenseitige Erntehilfe, 
- Flächen- und Fruchtartenaustausch zwischen LPG, 
- Schlagzusammenlegung und Bildung von Schlagkomplexen für bestimmte Fruchtarten, 
- gemeinsame Nutzung der Technik, Zusammenarbeit bei Transport und Lagerung, 
- betrieblichen Zusammenschluss, 
- beginnende Gründung von ZBO, ZGE und ZBE, d. h. der Herauslösung von nichtland-
wirtschaftlichen Zweigen aus den LPG, 
- Anfänge der Herausbildung von Produktionsprofilen in der Feld- und Viehwirtschaft. 
 
Die ökonomischen Regelungen wurden ab 1965 so gestaltet, dass Spezialisierung und 
Konzentration nur über Kooperation gesteuert und gefördert wurden. Ein weiteres Ver-
schmelzen von LPG zu größeren Genossenschaften wurde damit vonseiten der SED wei-
testgehend ausgeschlossen.  
 
Am 28. und 29.01.1965 fand eine erweiterte Tagung des Landwirtschaftsrates in Berlin 
statt. Dabei wurde mit dem „Beschluss über Maßnahmen zur weiteren Anwendung des 
NÖSPL in der sozialistischen Landwirtschaft“ eine neue Phase im Experimentieren mit 
ökonomischen Regelungen in diesem Volkswirtschaftszweig eingeleitet. Es gab nämlich 
erste Hinweise aus Kreisen der Wirtschaftsführung, dass das NÖSPL langfristig nicht im 
Sinne der Erfinder funktionierte. Außerdem war die Gruppe derer, die Reformen in der 
DDR prinzipiell ablehnten, innerhalb der SED viel zu stark, als dass von dieser Seite Un-
terstützung zu erwarten war. Die Diskussion auf den Kreisbauernkonferenzen der DDR im 
Frühjahr 1965 geben darüber Aufschluss. 
 
In Auswertung des Beschlusses des Ministerrates der DDR vom 28. und 29.01.1965 wurde 
die Waldnutzung der DDR, die als Holzlieferant eine wichtige Rolle in der Volkswirtschaft 
spielte, unter stärkere staatliche Kontrolle genommen. Holz wurde im eigenen Land ge-
braucht, und bei diesem Rohstoff hatte sich ein permanenter Mangel bemerkbar gemacht. 
Um den Mangel auszugleichen, wurde qualitativ gutes, in der DDR erzeugtes, Rohholz 
einerseits exportiert, andererseits jedoch qualitativ geringeres Holz aus der UdSSR impor-
tiert. 
 
Im Jahre 1965 wurde der nichtstaatliche Wald in der DDR, zu dem in Höhe von 55 % der 
von Bauern eingebrachte Wald gehörte, folgend bewirtschaftet: 
- Privatwald (einschließlich weiter existierender ursprünglicher  
Waldgemeinschaften)  149.008 ha 
- LPG Typ III (von Bauern eingebrachter Wald) 484.077 ha 
- LPG Typ I (von Bauern eingebrachter Wald)   49.274 ha 
- individueller Wald von Genossenschaftsbauern 292.897 ha 
- sonstiger Wald (Kirchen, GPG, PWF)   31.607 ha 
 gesamt 966.863 ha 
Diese Fläche entsprach 36,6 % des Gesamtwaldes der DDR. 
 
Mit der Bildung des Staatlichen Komitees für Forstwirtschaft beim Landwirtschaftsrat der 
DDR am 08.04.1965 wurde auch in diesem Volkswirtschaftszweig, der bisher immer ein 
Teil der Landwirtschaft war, ein weiterer Schritt zur Zentralisierung landwirtschaftlich 
„genossenschaftlicher“ Fonds getan.  
 
Zum Zwecke der Erhöhung des staatliches Einflusses auf die Forstwirtschaft und des Ab-
schöpfungsgrades der Holzgewinnung wurde die Bildung von fünf Vereinigungen volksei-
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gener Betriebe (VVB) Forstwirtschaft und eines staatlichen Komitees Forstwirtschaft vom 
Ministerrat beschlossen. Die drei sächsischen Bezirke umfasste die VVB Forstwirtschaft 
Karl-Marx-Stadt. (An diesem Standort hatte nach 1990 der Freistaat Sachsen eine der zwei 
neu gebildeten Forstdirektionen angesiedelt.) Den LPG-Waldwirtschaften und privaten 
Waldbesitzern stellte die VVB die Aufgabe, bis Jahresende 1965 alle Holzbodenflächen 
und die für die forstliche Produktion freigegebenen Ödlandflächen aufzuforsten. Darüber 
hinaus mussten bis Jahresende 1966 alle Pflegerückstände beseitigt werden. Die fünf VVB 
etablierte der Staat in den Grenzen alter traditionell entstandener Wuchsgebiete. Damit war 
eine wesentliche Maßnahme zur Zentralisierung in der Forstwirtschaft, die auch die kollek-
tivwirtschaftlichen Gehölzflächen betraf, durchgeführt worden. 
 
Das folgende Schema gibt Aufschluss über die Unterstellung des LPG-Waldes in das 
VVB-Forstwirtschaftssystem. 
 
 5 VVB Forstwirtschaft 
   
 Staatliche Forstwirtschaftsbetriebe (welchen die Waldwirtschaft 
  der LPG unterstellt waren) 
   
Oberförstereien (welche die operative Arbeit in den For-
sten und Waldwirtschaften leiteten) 
   
 
 Revierförstereien (3 - 4 je Oberförsterei) 
 
Die Aufgabe des Staatlichen Komitees bestand in der „einheitlichen und komplexen Lei-
tung und Planung der Forstwirtschaft“, der effektiven Waldbewirtschaftung und Holzge-
winnung sowie in der Koordinierung und Planung der Aufgaben der Forstwirtschaft mit 
den gesamtvolkswirtschaftlichen Aufgaben dieses Wirtschaftszweiges. Darüber hinaus 
erarbeitete das Staatliche Komitee eine Konzeption zur „einheitlichen wissenschaftlich-
technischen Forstpolitik der DDR“ und schuf federführend die gesetzlichen Grundlagen 
der Forstwirtschaft.268 
 
Die Waldwirtschaft der LPG spielte im Wesentlichen eine untergeordnete wirtschaftliche 
Rolle bei den LPG. Wie die Jahresabschlussberichte des Jahres 1963 einiger LPG aus dem 
Bezirk Karl-Marx-Stadt ausweisen, ließen sich nur unbedeutende Erlöse erzielen: 
 LPG Typ III Neukirchen, Kr. Freiberg,          453,40 DM 
 LPG Typ I Oberbobritzsch, Kr. Freiberg,    5.009,40 DM 
 LPG Typ III Conradsdorf, Kr. Freiberg,        1,52 DM 
 LPG Typ III Oberschöna-Wegefahrt, Kr. Freiberg       395,01 DM269 
 
Am konkreten Beispiel des Bezirkes Karl-Marx-Stadt soll die Herauslösung der Waldwirt-
schaft aus den LPG nachgewiesen werden. 
 
Am 01.01.1965 verschmolz in Großwaltersdorf, Kr. Flöha, die LPG „Vorwärts“ Typ I mit 
der LPG „Freie Scholle“ Typ III. Zunächst bearbeitete die vereinigte LPG den Wald kol-
lektiv. 1966 übergab die LPG Großwaltersdorf ihre Waldwirtschaft an den örtlichen Staat-
lichen Forstwirtschaftsbetrieb (StFb) zur Bewirtschaftung. Die Bestandsschätzung nahm 




Für sächsische Verhältnisse mit erheblicher Verzögerung geschehen, wurde Anfang der 
siebziger Jahr die am 05.08.1971 registrierte Zwischengenossenschaftliche Einrichtung 
Waldwirtschaft (ZEW) „Striegistal“, Sitz Seifersdorf, Kr. Freiberg, aufgelöst und die kol-
lektivwirtschaftliche Nutzung des LPG-Waldes in den StFb überführt.271  
 
Dieser Fall mag beispielhaft dafür stehen, dass agrarpolitische Beschlüsse nicht immer 
zeitgleich in der DDR umgesetzt wurden. Es war eher die Regel, dass politische Maßnah-
men in den Bezirken von Nord bis Süd mit zeitlichen Unterschieden zur Umsetzung ka-
men. Ein Oppositionsverhalten örtlicher Funktionäre ist daraus nicht abzuleiten, im Gegen-
teil, Opportunismus war häufiger in den südlichen Bezirken, vor allem im südlichen Sach-
sen, zu beobachten. 
 
Der Ausbau der materiell-technischen Basis, eine Forderung des VI. Parteitages von 1963, 
musste wiederholt auf Parteiveranstaltungen angemahnt werden, da es zu langsam vor-
wärtsging und Probleme mit der Neuzuführung von landtechnischen Geräten und Ersatztei-
len bestanden. Deshalb wendete sich das ZK der SED am 03.02.1965 mit einem Brief an 
die Grundorganisationen der SED in den Betrieben der VVB Landmaschinen- und Trakto-
renbau, des Automobilbaues und der Zulieferbetriebe für den Landmaschinen- und Trakto-
renbau zur verstärkten Einflussnahme der SED auf die Erhöhung ihrer Kapazität und    
Leistung.272 
 
Anlass des Appells des ZK an die Grundorganisationen der SED war die Sorge der SED, 
dass die bevorstehende „weitere Intensivierung und schrittweise Einführung industrie-
mäßiger Produktionsmethoden in der Landwirtschaft“ gefährdet waren. Auf dem Gebiet 
des Landmaschinen- und Traktorenbaues wurden große Rückstände verzeichnet. Es muss-
ten noch in großem Umfange landwirtschaftliche Erzeugnisse importiert und dafür hoch-
wertige Industrieerzeugnisse und Konsumgüter, die der Bevölkerung entgingen, exportiert 
werden.  
 
Bei den Haupterzeugnissen betrugen die Rückstände zum Weltstand bis zu fünf Jahren. 
Das bedeutete: 
- die Maschinen brachten bisher nicht die geforderte Arbeitsproduktivität und lagen bei 
den Betriebskosten im Einsatz unterhalb internationaler Bestwerte, 
- viele Maschinen und Geräte waren störanfällig und hatten einen hohen Bedienungs- und 
Wartungsaufwand, 
- Fertigungskosten, Materialeinsatz und Transportkosten lagen zu hoch, es fehlten mo-
derne Fertigungsverfahren 
 
Die Hauptursache sah die SED-Führung aber nicht im politischen System, sondern, wie so 
oft, in subjektiven Mängeln, d. h. auf politisch-ideologischem Gebiet und in „Tendenzen 
der Selbstzufriedenheit und Mittelmäßigkeit in der Arbeit bei einigen Genossen“. In der 
VVB und den Betrieben habe es lange Zeit keine ausreichenden Anstrengungen gegeben, 
das NÖSPL durchzusetzen. Dadurch sei der Landmaschinen- und Traktorenbau gegenüber 
anderen Industriezweigen zurückgeblieben. Plötzlich wurde mit dem Brief an die Ehre 
appelliert, indem „der Landmaschinen- und Traktorenbau zum Inbegriff deutscher Wertar-
beit“ werden müsse. Hinsichtlich des Traktorenbaues forderte das ZK der SED ausdrück-
lich die Konzentration auf die Entwicklung des 1,4 Mp Traktors ZT 300, der erst zu Ende 





Vom 26.–28.04.1965 fand die 9. Tagung des ZK der SED statt. Im Rahmen der Landwirt-
schaft wurde zu den weiteren Schritten mithilfe des NÖSPL beraten. Die Tagung wertete 
die Ergebnisse und „Lehren der Kreisbauernkonferenzen“ (wie sie die SED bezeichnete) 
aus und formulierte die nächsten Aufgaben der Landwirtschaft.  
 
Die Kreisbauernkonferenzen waren regelmäßig stattfindende, von Partei und staatlicher 
Leitung inszenierte Konferenzen von Delegierten aus den Landwirtschaftsbetrieben auf 
Kreis- und Bezirksebene, die in die alle zwei Jahre stattfindenden Bauernkongresse der 
DDR ihre Ergebnisse einfließen ließen. Daraus resultierten letztlich zentrale Beschlüsse für 
die LPG.  
 
Am 02.07.1965 erließ der Staatsrat der DDR „Regelungen über Aufgaben und Arbeitswei-
se der örtlichen Volksvertretungen und ihrer Organe unter den Bedingungen der NÖSPL“. 
Der Erlass bezeugt, dass das NÖSPL nicht nur in der materiellen Sphäre der Produktion, 
vor allem der Industrie, Anwendung finden sollte. Es wurde als bisher nicht umfassend 
genügend in seiner Durchsetzung und Wirkung angesehen. Das NÖSPL sollte auch in an-
deren, den immateriellen Bereichen der Volkswirtschaft wie Verwaltung, staatlichen Lei-
tung, Kunst- und Kultur Eingang finden.  
 
Die Stärkung der materiell-technischen Basis war weiterhin fortzusetzen, wie es in dem 
bereits erwähnten Brief der SED vom 06.02.1965 an die SED-Grundorganisationen des 
Traktoren- und Landmaschinenbaues gefordert wurde. Die Stärkung musste demzufolge 
bevorzugt auf dem Gebiet der Landtechnik stattfinden. Große Probleme bereiteten den 
Betrieben der Landwirtschaft, dass der Produktion von neuen Maschinen der Vorzug gege-
ben wurde. Die Produktion von Ersatzteilen und Austauschgruppen hielt nicht mit Schritt, 
verursachte in der LPG Stillstandszeiten und führte später zu stark aufgeblähter eigener 
Instandsetzungs-Kapazität, was dem Grundanliegen der Spezialisierung wieder entgegen-
lief. Das ländliche Bauwesen, vor allem der Wohnungsbau für die in der Landwirtschaft 
Beschäftigten, wurde vernachlässigt. 
 
Mit der Anordnung über den Verkauf der den LPG leihweise übergebenen bzw. unterstell-
ten Technik des (zentralen) Landwirtschaftsrates der DDR vom 28.12.1965 273 kam es zum 
direkten und endgültigen Verkauf der ehemaligen MTS-Technik, jetzt in den Händen der 
RTS oder KfL, per 01.01.1966 274 an die LPG. Unter Bilanzierung, wie sie ab 1965 für die 
RTS bindend war, verstand die Wirtschaftsführung der DDR eine Planungs- und Lei-
tungsmethode, über welche in den beiden Planungsphasen, d. h. Planausarbeitung und -
durchführung, der Bedarf an Erzeugnissen den volkswirtschaftlichen Ressourcen – ähnlich 
einer buchhalterischen Bilanz – nach folgendem Schema gegenübergestellt wurde. 
 
 Bedarf Ressourcen 
 
 
Qualität Sortiment Bedarfszeitraum Bergbau Metallurgie Lanwirtschaft275 
   und andere  
 
Diese Bilanzen galt es in allen Zweigen auf allen Ebenen der Leitung der Wirtschaft, auch 
der Landwirtschaft, aufzustellen. Die LPG in den späteren Entwicklungsphasen waren da-
mit unausweichlich in ein staatliches Leitungsschema eingezwängt, das auch erfahrenem 
und flexiblem Leitungspersonal nur einen sehr eingeschränkten Handlungsspielraum für 
ein effektives und bedarfsorientiertes Wirtschaften ließ.  
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Je mehr dieses System perfektioniert wurde, desto weniger spielte das Geld seine eigentli-
che Rolle in der Zirkulationssphäre. Um mit den Worten von Karl Marx zu sprechen, nahm 
der Austausch von materiellen Gütern in der Distributionssphäre zu, um die vom Staat auf-
erlegten Verpflichtungen in der Produktionssphäre erfüllen zu können.  
 
Mit der Bilanzierung erhofften sich die Wirtschaftsstrategen die Sicherung einer planmäßi-
gen proportionalen Entwicklung der Volkswirtschaft. Diese Neuerung in der Planwirt-
schaft lässt die Schlussfolgerung zu, dass doch nicht alles so planmäßig und proportional 
verlief, wie es sich die Staatsführung dachte. 
 
Neben der Instandhaltungs- und -setzungskapazität der neuen volkseigenen Kreisbetriebe 
für Landtechnik (KfL) verblieb aber noch ein wesentlicher Teil dieser Kapazität in den 
Landwirtschaftsbetrieben. Die LPG-Leitungen hielten diese bewusst zurück und entwickel-
ten sie zu separaten Technik-Brigaden weiter, was den LPG in den 70er und 80er Jahren 
das Überleben in der Etappe des „real existierenden Sozialismus“ garantierte. Das Zurück-
halten von Kapazitäten war zugleich ein Ausdruck mangelnden Zutrauens an die staatliche 
Leitung und Leistungsfähigkeit der sozialistischen Wirtschaft. In den späteren Phasen der 
Entwicklung der Landwirtschaft waren diejenigen LPG und VEG gut beraten, die trotz 
rigoroser Spezialisierung und Herauslösung von landwirtschaftlichen Nebenzweigen wie 
Pflanzenschutz, Düngung, Bau, Technik bis hin zu ingenieurtechnischen und juristischen 
Leistungen eigene Kapazitäten behielten und darüber selbstständig verfügten. „Der Staat 
im Staate“ wurde zu einer für die Landwirtschaft typischen Erscheinung. Mit dem VII. 
Parteitag 1967 versuchte die SED, diese Entwicklung, aber auch die Vielfalt der Erzeug-
nisse der Feld- und Viehwirtschaft mit dem Begriff „Warenhausproduktion“ als subjektive 
Erscheinung und Fehlentwicklung in den LPG anzuprangern. Mit dem VIII. Parteitag der 
SED 1971 würgte sie den Trend der sich vergrößernden LPG mit diesem Schlagwort ab, 
um der weiteren Kooperation und der späteren Aufspaltung des einheitlichen Produktions- 
und Reproduktionsprozesses endgültig die Wege zu ebnen. Es handelte sich hierbei um 
einen bewussten Schritt der Agrarpolitik, die weitere Entwicklung der LPG zu kanalisieren 
und zu kontrollieren, da die im LPG-Modell vorhandenen demokratischen Grundelemente 
in unzureichendem Maße staatlichen Einfluss zuließen. Dem Staat bzw. der Partei drohte 
inzwischen schon die LPG-Entwicklung aus der Hand zu gleiten. Wirtschaftliche Eigen-
ständigkeit und vor allem Konsumtionsbestrebungen der LPG wurden damit ausgeschaltet. 
Es galt, das „Prinzip der Gleichmacherei“ durchzusetzen, welches dem sozialistischen   
System innewohnt. 
 
Ende 1965 sahen die Wirtschaftsreformer um Erich Apel das NÖSPL in Gefahr, denn mit 
diesem System war auf die Dauer die zentralistisch-hierarchische Führung durch die SED 
in Frage gestellt. Häufiger sprach man in SED-Kreisen davon, dass es politisch nicht rich-
tig sei, alles über ökonomische Regelungen im Wirtschaftsleben steuern zu wollen.276 Als 
Erich Apel am 03.12.1965 Selbstmord verübte, der damals bei den politisch denkenden 
Menschen in der DDR Aufsehen erregte, ließ sich das Ende des neuen Wirtschaftsmodells 
erahnen. Die aus dem neuen Wirtschaftsmodell entwickelten ökonomischen Regelungen 
hatten bereits einen großen Umfang in der sozialistischen Landwirtschaft angenommen. 
Für die Volkswirtschaft wurden auf der 10. ZK-Tagung überraschend „Maßnahmen zur 
Durchführung der zweiten Etappe des NÖSPL“, jetzt als NÖS bezeichnet, beschlossen. 
Zwei Wochen später auf der 11. Tagung des ZK vom 15.–18.12.1965 wurde Erich Apel 
dennoch offiziell gewürdigt. Es geschah, um das Image der SED-Politik zu wahren. Ein-
geweihten Kreisen von SED und Bevölkerung blieb aber nicht verborgen, dass Apel auch 
ein Opfer von Strömungen in der SED geworden war, die Reformen, ohne dass diese den 
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Segen der Sowjetunion erhalten hatten, ablehnten. Die beginnende Abkehr von der „Öko-
nomisierung“ der Wirtschaft wurde ausgelöst u. a. durch einen gewissen Kaufkraftüber-
schuss bzw. mangelnde materielle Deckung, die im Widerspruch zur inzwischen geschaf-
fenen finanziellen Akkumulation in Betrieben und in der Bevölkerung stand. Unter den 
Bauern der LPG Typ I z. B. entwickelten sich bereits „Millionäre“, d. h. Genossenschafts-
bauern mit Spareinlagen von > 1 Mio. MDN, wie staatlich angeordnete Prüfungen der per-
sönlichen Konten ergaben. Ein solches Exempel wurde 1968 im Kooperationsgebiet „Obe-
res Müglitztal“, Kr. Dippoldiswalde, Bez. Dresden statuiert.277 Dabei muss jedoch erwähnt 
werden, dass derartige hohe Spareinlagen weniger aus den persönlichen Einkünften durch 
betriebliche Einnahmen, am wenigsten aus genossenschaftlicher Arbeit stammten, sondern 
vor allem aus einzelbäuerlicher Zeit herübergeretteten finanziellen Mitteln, welche ur-
sprünglich als Betriebskapital des Bauern zurückgelegt worden waren.  
 
Deshalb begann die SED-Wirtschaftspolitik nach dem 17. Plenum, „Bewusstseins-
stärkung“ ins Spiel zu bringen. Das hieß, der Mensch sollte nicht nur aus materiellen 
Gründen, sondern „aus sozialistischem Bewusstsein heraus gute Arbeit leisten“.  
 
Das Ergebnis war eine erneute Isolierung der Wirtschaftsführung, d. h. der Partei und Re-
gierung von der Produktionsbasis. Die Bevölkerung verfolgte mit Sorge die Verlautbarun-
gen der 11. Plenartagung des ZK zur Kenntnis zum Komplex ideologischer Fragen.278 Die 
ZK-Tagung vom Dezember 1965 widmete sich Fragen der Wirtschaftspolitik nach zwei 
Jahren NÖSPL, d. h. „Maßnahmen zur Durchführung der zweiten Etappe des NÖSPL“ und 
der Perspektivplanung bis 1970. Planungszeiträume wurden ab Dezember 1965 wesentlich 
weiter gefasst als bisher. Infolge der Dezembertagung ging man sogar zu Prognoseplanung 
von 1970–1980 über. Es erfasste alle staatlichen Organe und Betriebe in den Kreisen eine 
Planungswelle. Perspektiv- und Prognoseplanungen in Kombination mit Betriebsprojekten 
für die Landwirtschaft wurden von Betriebswirtschaftlichen Beratungsdiensten bei den 
RLN der Kreise und Bezirke ausgearbeitet. Diese Planungen mussten die LPG in Auftrag 
geben und finanzieren. Damit sollte ein wissenschaftliches Fundament für eine längerfris-
tige gesicherte ökonomische Entwicklung der LPG und die stabile Versorgung der Bevöl-
kerung und Industrie mit Agrarerzeugnissen gelegt werden.  
 
Um eine solche Einrichtung handelte es sich z. B. in Lichtenwalde. Seit 1963 existierte im 
Schloss Lichtenwalde, Kr. Flöha, das Institut für Landwirtschaft des Bezirkes Karl-Marx-
Stadt. Nach dem VII. Parteitag der SED 1967 und dem X. Deutschen Bauernkongress 1968 
wandelte der RdB Karl-Marx-Stadt das Institut in den Betriebswirtschaftlichen Beratungs-
dienst und in das Organisations- und Rechenzentrum des RdB, Rat für landwirtschaftliche 
Produktion und Nahrungsgüterwirtschaft des Bezirkes Karl-Marx-Stadt um. 1969 richtete 
der RdB Karl-Marx-Stadt, Abt. Landwirtschaftliche Produktion und Nahrungsgüterwirt-
schaft, die Bezirksstelle für Futterberatung und -wirtschaft in diesem Institut ein.279 
 
Durch die erneute Betonung der Führungsrolle der SED und das erneute Bekenntnis zur 
verstärkten wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit der Sowjetunion, was Gegenstand meh-
rerer ZK-Tagungen war, wurde die wesentliche Abkehr von der Politik der letzten zwei 
Jahre angekündigt. Die Zusammenarbeit mit der Sowjetunion war ohnehin durch den 
Freundschaftspakt mit der das RGW dominierenden Sowjetunion im Jahre 1964 besiegelt 
worden. Das bedeutete einen weiteren Schritt der Isolierung der DDR von westlichen 
Märkten und der verstärkten Einbindung in das östlichen Wirtschaftsgefüge. Dadurch 




Zum Welt-Getreidemarkt hatte die DDR keinen Zugang. Das hatte schwerwiegende Fol-
gen für die Viehwirtschaft. Die Probleme der Futterwirtschaft der LPG resultierten einer-
seits aus zu hohen Tierbeständen und andererseits aus dem Mangel an Kraftfutter. Ohnehin 
reichte die Getreideerzeugung der DDR-Landwirtschaft für die volkswirtschaftliche Ziel-
stellung nicht aus. Es fehlte an Getreide als Grundlage für die Kraftfutterherstellung. Ei-
weißkonzentrate wurden kaum importiert. So mussten die LPG die von Partei und staatli-
cher Leitung streng überwachten hohen Tierbestände, besonders bei Milchkühen, haupt-
sächlich mit wirtschaftseigenem Grundfutter und zu geringen Tagesgaben von indu-striell 
hergestelltem Kraftfutter erhalten werden. Deshalb gingen LPG dazu über, eigene Anlagen 
für Kraftfutterherstellung aufzubauen. Vorläufig hatte sich das Ackerflächenverhältnis 
noch nicht, wie in den Folgejahren, zu ungunsten der eiweißreichen Futterleguminosen 
verändert, sodass die LPG versuchten, über den Anbau von Luzerne und Kleearten die 
Eiweißlücke zu schließen. Um bedarfsgerecht Grundfutter zu erzeugen, bauten die LPG in 
großem Umfang Zwischenfrüchte an. Konsequent wurden an fachlichen Gesichtspunkten 
orientierte Fruchtfolgen aufgestellt. Es gab im Wesentlichen drei Fruchtfolgen, die die 
Qualität bzw. natürlichen Produktionsbedingungen der Standorte in bestimmten LPG-
Bereichen berücksichtigten, z. B. eine vereinfachte Fruchtfolge für Gebiete mit Boden-
wertzahl (BWZ) < 35, Gebiete mit BWZ 35–50 und Gebiete mit BWZ > 50, die rüben- 
und weizenfähig waren. In der Regel wurde vor Kartoffeln und Silomais Futterroggen an-
gebaut. Damit gelang es, ca. 150–200 dt/ha Grünfutter zusätzlich zu ernten. Die Folgen 
waren jedoch Entzug von Winterfeuchtigkeit des Bodens, Bodengareverluste und eine Ar-
beitsspitze durch die Ernte während der ersten Maidekade, als Silomais und Kartoffeln 
gelegt werden mussten. Betriebswirtschaftlich gesehen war Zwischenfruchtanbau nicht 
effizient, da den relativ geringen Nährstofferträgen hohe Bearbeitungskosten und acker-
bauliche Nachteile gegenüberstanden, d. h. die Nährstoffeinheit wurde teurer produziert als 
beim Hauptfutter- oder Marktfruchtanbau. 
 
1966 hatte eine wichtige Etappe in der Entwicklung der LPG ihren Abschluss gefunden. 
Die LPG als „Genossenschaften sozialistischen Typs“ hatten den Kulminationspunkt ihrer 
eigenständigen Entwicklung und Konsolidierung erreicht. Die Mehrzahl der LPG Typ III 
in den sächsischen Bezirken, es handelte sich um 541 Betriebe, besaß eine Flächenausstat-
tung von 200–500 ha LN, gefolgt von 321 Betrieben mit 500–1.000 ha LN. Nur eine ge-
ringe Zahl von 3 LPG bewirtschaftete mehr als 2.000 ha LN.280 Damit hatte sich eine ob-
jektiv sinnvolle, von den LPG-Vorständen und -Mitgliedern akzeptierte Größenordnung 
herausgebildet, die eine an der Betriebswirtschaft ausgerichtete Weiterentwicklung ermög-
lichen konnte. Das hätte vorausgesetzt, den Zugriff der Partei auf die staatliche Leitung 
und die Betriebe abzubauen. Damit wäre jedoch der Sozialismus in ein kapitalistisch aus-
gerichtetes, der freien Wirtschaft verpflichtetes Gesellschaftssystem abgedriftet und letzt-
lich von seinen Erfindern, Geburtshelfern und Trägern aufgegeben worden. Dieser Prozess 
sollte sich in der DDR erst ab 1981 langsam vollziehen, nämlich als die unaufhaltsame 
Talfahrt des sozialistischen Systems nur noch durch westliche Kreditgewährungen verzö-
gert werden konnte. Damit gingen aber politische Zugeständnisse des DDR-Systems ein-
her. Das bedeutete u. a. das Aufgeben kultureller und sogar ideologischer Positionen der 
Partei, was zu ihrem Zusammenbruch im Jahre 1989 wesentlich beitrug. Außerdem litt die 
DDR unter den Ausfuhrbestimmungen der westlichen Länder (comecon). Dadurch kam es 
letztlich zum Beitritt der gescheiterten DDR an ein wirtschaftlich und politisch überlegenes 
System, an den von der SED unter Walter Ulbricht als imperialistische BRD bezeichneten 





Ähnliche Tendenzen hatten sich Mitte der 70er Jahre in China, Jugoslawien, Ungarn und 
Rumänien herausgebildet. In China wurde diese Entwicklung im Juni 1989 militärisch nie-
dergeschlagen. In Rumänien, wo sich in den siebziger Jahren bereits Aktiengesellschaften 
zu bilden begannen, bedeutete die Liberalisierung nach außen zugleich einen verstärkten 
innenpolitischen Druck auf die Bevölkerung und deren totale Verarmung. Sie führte zum 
Scheitern des Staates 1990. Die negative Entwicklung in den RGW-Ländern wurde darü-
ber hinaus durch die Erdölkrise, von der Europa 1975 insgesamt betroffen war, beschleu-
nigt. 
 
Gegen Ende der zweiten Phase kollektivwirtschaftlicher Entwicklung hatte das NÖSPL 
seinen Höhepunkt erreicht und während der dritten Phase ließen sich grundsätzliche Ab-
weichungen von dessen Prinzipien erkennen. Hinsichtlich der Gewinnorientierung des 
NÖSPL, die die SED nicht ohne Weiteres aufgeben mochte, hatte sich die SED-Führung 
mit Walter Ulbrichts Rede auf dem VII. Parteitag der SED 1967 vorläufig noch eindeutig 
positioniert. Es hieß dort (Zitat): „Die Orientierung auf die Steigerung des Gewinnes in der 
sozialistischen Ökonomik bedeutet nichts anderes, als mit dem sozialistischen Mehrpro-
dukt das Nationaleinkommen als Grundlage des Lebensniveaus des ganzen werktätigen 
Volkes sowie der ökonomischen Kraft des Arbeiter- und Bauernstaates zu vergrößern.“281 
 
3.1.2.1 Innerbetriebliche Beziehungen der LPG 
 
- „System Neuholland“ 
Als direkte Auswirkung des NÖSPL mit seinen zahlreichen neuen ökonomischen Regu-
larien entwickelten mit Unterstützung der SED-Agrarpolitik viele LPG in den Jahren 
1965–1968 sogenannte innerbetriebliche Beziehungen. Wie auch im nächstfolgenden 
Kapitel, den zwischenbetrieblichen Beziehungen, behandelt, stammen die Begrifflich-
keiten aus der DDR-Agrarökonomik. Sie bildeten gleichsam den Oberbegriff für eine 
Reihe von Betriebsorganisationsformen, die die LPG sowohl untereinander als auch mit 
anderen Landwirtschaftsbetrieben schufen. Diese Bezeichnungen entstanden, um die 
agrarpolitischen Zielstellung, die schon vor dem VII. Parteitag im April 1967 und dem 
IX. Deutschen Bauernkongress im Februar 1966 von der Agrarpropaganda klar formu-
liert worden war, zu erreichen. Als Ausdruck dessen gab die Propaganda die Losung: 
„mehr – besser – billiger produzieren“ heraus. 
 
Um die Betriebe zumindest billiger produzieren zu lassen, hatte die SED nach einem 
Weg gesucht, wie die LPG dem Anspruch des reformistischen NÖSPL nach höherer 
Wirtschaftlichkeit gerecht werden können. Dieser Weg war gefunden worden, indem 
eine LPG ausgewählt wurde, die von zentraler Stelle in Berlin aus und mit Rückende-
ckung des ZK der SED oder, genauer, des Politbüros des ZK in persona des Sekretärs 
für Landwirtschaft des ZK, Gerhard Grüneberg (von 1960–1981), ein System der effizi-
enteren Steuerung der innerbetrieblichen Wirtschaftvorgänge einführen sollte.282 
 
Obgleich Georg Ewald, zu dieser Zeit Minister und Vorsitzender des Landwirtschaftsra-
tes der DDR bzw. des Rates für landwirtschaftliche Produktion und Nahrungsgüterwirt-
schaft (RLN-Z),283 den Vorsitzenden dieser LPG in Neuholland, Kr. Oranienburg (Mark 
Brandenburg), zu seinen Favoriten des agrarpolitischen Fortschritts in der landwirt-
schaftlichen Praxis zählte, hatte sich der Hauptverantwortliche für die SED-
Agrarpolitik, Gerhard Grüneberg, der eigentlich mehr Ambitionen für das thüringische 
spätere Kooperationsbereich Berlstedt, Kr. Weimar, entfaltete, auch der LPG „Georgi 
Dimitroff“ in Neuholland zugewandt. 
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Der Vorsitzende Fritz Dorn mit seiner im Bezirk Potsdam ohnehin schon bekannten 
LPG und seiner Funktion als ZK-Mitglied schien der SED-Führung für diese Aufgabe 
gut geeignet zu sein. Die SED-Agrarpolitik war der Auffassung, dass der zunehmende 
Umfang der Agrarproduktion innerhalb der Betriebe relativ selbstständig produzierende 
und abrechnende Bereiche zu bilden erfordere. Die Beschäftigten dieser Bereiche soll-
ten direkt materiell an Umfang, Qualität und niedrigen Kosten der Produktion interes-










Abb. 42 Besichtigung der Kartoffelproduktion 
 der kooperativen Feldwirtschaft in der 
 KOG Neuholland, Kr. Oranienburg, 
 Bez. Potsdam. Minister Georg Ewald 
 (li.), Landwirtschaftsminister der 
 UdSSR W.W. Matzkewitsch (mi.) 
 LPG-Vorsitzender Fritz Dorn (re.) 
Quelle: Feldwirtschaft 9. Jg., 8/68. Berlin 
 (Ost), S. 341 
 
Außerdem galt die LPG Neuholland infolge ihrer vielseitigen betriebsorganisatorischen 
Bemühungen als ein Betrieb, der den Grundsätzen des NÖSPL entsprechende Methoden 
der Leitung des Betriebes, der Organisation der Produktion und der materiellen Beteili-
gung am Betriebsergebnis gefunden hatte. Die LPG Neuholland hatte schon vordem mit 
innerbetrieblichen Verrechnungspreisen gearbeitet, um Bestandsveränderungen im Be-
trieb, unabhängig von den (geringfügigen) Schwankungen der Marktpreise, bewerten 
und ausweisen zu können.285    
 
Die LPG „Georgi Dimitroff“ Neuholland hatte seit 1964 schrittweise begonnen, 
Grundsätze des NÖSPL für Landwirtschaftsbetriebe auszuarbeiten und anzuwenden. 
Dabei erfuhr die LPG über „sozialistische Gemeinschaftsarbeit“ Unterstützung durch 
staatliche Behörden und Wissenschaftler der AdL der DDR286, Universitäten und der 
Hochschule für LPG in Meißen.287 
 
In der LPG Neuholland wurde das System der innerbetrieblichen vertraglichen Bezie-
hungen seit 1965 auf 2.370 ha Feldwirtschaft mit überbetrieblichen zeitweiligen Kom-
plexbrigaden für Bodenbearbeitung, Feldbestellung und Ernte ausgedehnt. Hierbei ex-
perimentierte man bereits mit Formen, die in der DDR erst ca. drei Jahre später mit den 
einfacheren Kooperationsmodellen zur Anwendung kommen sollten. 
 
Die selbstständigen Produktionseinheiten nahmen eigene Planung und Abrechnung vor. 
Als Planungsnormative der Feldwirtschaft verwendeten die Brigaden Kennziffern für 
Erträge und Leistungen, Materialverbrauchs-, Arbeits- und Kostennormen sowie inner-
betriebliche Verrechnungspreise. Als Kostennormative dienten Orientierungswerte über 
Durchschnittskosten je ha Fruchtart, Einsatzstunden und Arbeitsart. Dafür benutzten die 
Brigadeleitungen von der DAL der DDR herausgegebene, offiziell gebräuchliche Richt-
werte, die jährlich im Betrieb aktualisiert und angepasst wurden.288 
 
Die innerbetrieblichen Verrechnungspreise berücksichtigten betrieblich notwendige 
Aufwendungen bei möglichen Ertragsleistungen der einzelnen Fruchtarten und enthiel-
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ten eine Gewinnspanne von 10 %. Die Preise für Leistungen des Hilfsproduktions-
bereiches (Tischler, Stellmacher, Werkstätten) waren selbstkostendeckend. 
 
Es erklärt sich von selbst, dass derartige Normative und die innerbetrieblichen Verrech-
nungspreise ein hohes Maß an Datenerfassung und -verarbeitung in den LPG erforder-
ten. Über diese Möglichkeiten verfügten aber die meisten der großen und gut funk-        
tionierenden LPG nicht, sodass so ein System sich nicht lange halten konnte, ohne dass 
Reibungen bei der Koordination der Betriebsabläufe entstanden. Schwierigkeiten im 
Betriebsablauf verursachte auch, dass Gewinn und Verlust dort ausgewiesen werden 
sollten, wo sie tatsächlich entstanden waren.  
 
Bereits zu Anfang des Jahres 1965 nahm die Fachpresse289die Tatbestände der ökono-
mischen Beziehungen innerhalb der LPG Neuholland und der „ökonomischen Bezie-
hungen zwischen Produktionsbereichen in sozialistischen Landwirtschaftsbetrieben“ 
allgemein in ihre Veröffentlichungen auf.290 
 
Aufgrund des hohen Stellenwertes der Landwirtschaft und ihrer hohen Priorität bei der 
SED-Führung kann es daher nicht verwundern, dass auch bezüglich der innerbetriebli-
chen vertraglichen Beziehungen der LPG sich der Erste Sekretär des ZK der SED per-
sönlich für deren Durchsetzung einschaltete (Zitat): „Die Verbesserung des Planes ist 
untrennbar verbunden mit dem Abschluss von Verträgen zwischen dem Vorstand und 
den Arbeitskollektiven sowie den Arbeitskollektiven untereinander. Diese Verträge sind 
Hauptmittel, um Plan, materielle Interessiertheit und Verantwortung sowohl der Leiter 
als auch der einzelnen Genossenschaftsbauern eng miteinander zu verknüpfen.“291 
 
Auch von fachlicher Seite der Agrarpolitik erfuhr das System Neuholland, wie es nun 
seit Ende 1965 offiziell seitens der Agrarpolitik und -propaganda genannt wurde, die 
entsprechende Würdigung. Hinsichtlich der Aufgaben der Feldwirtschaft im Jahre 1966 
hob Landwirtschaftsminister Hans Reichelt u. a. die LPG Typ III Neuholland, die schon 
1965 „richtige ökonomische Beziehungen zwischen den Feld- und Viehwirtschaftsbri-
gaden hergestellt“ habe, hervor.292 
 
Ausgehend von einer weiteren agrarpolitischen Neuerung in Neuholland, der Einfüh-
rung von Betriebsgeld, wie im nächsten Kapitel 3.1.2.2 behandelt, hatte sich jedoch bei 
den eingesetzten Wissenschaftlern, obwohl sie das Vorhaben in Neuholland weiterhin 
betreuten, vorläufig eine kritische Auffassung zu dem gesamten innerbetrieblichen Sy-
stem herausgebildet. Sie veröffentlichten in dem Sinne, dass der innergenossenschaftli-
che Geldverkehr einer betriebsindividuellen Leitungsmethode entspräche, die zumindest 
in ihrem Anfangsstadium viel mehr eine psychologische Wirkung hervorrufe und weni-
ger sachlich ökonomische Probleme löse. Sie zogen das Fazit (Zitat): „Insofern kann 
diese Methode wohl nicht verallgemeinert werden.“293   
 
Diese Feststellung nimmt gleichzeitig das abschließende Fachurteil für das gesamte 
System Neuholland vorweg. Dass aber das System im staatlichen Interesse lag, geht     
u. a. aus der Veröffentlichung eines Mitarbeiters der Produktionsleitung des Landwirt-
schaftsrates der DDR von Anfang 1965 hervor. Diese Veröffentlichung war dafür ge-
dacht, die „neuen ökonomischen Beziehungen“ zu publizieren und die Leser in den 
Landwirtschaftsbetrieben für das NÖSPL und für Methoden der materiellen Beteiligung 
am Betriebsergebnis zu gewinnen. Der Beitrag weist darauf hin, dass der Abteilungslei-
ter der Viehwirtschaft in Neuholland mit dem Leiter der Feldwirtschaft den Kaufpreis 
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des Futters je nach Qualität vereinbart und die Käufe mit innergenossenschaftlichem 
Geld bezahlt hatte. Möglicherweise geht die Mitteilung auf bereits im Jahre 1964 exis-
tierende innerbetriebliche Beziehungen zurück.294 
 
Das System Neuholland als Synonym für die Gesamtheit der innerbetrieblichen Bezie-
hungen wurde von den Medien aufgegriffen, verbreitet und propagandistisch aufgewer-
tet. Viele größere LPG in der DDR, auch in den sächsischen Bezirken, führten es ein, 
teilweise unter Druck der staatlichen Leitung. Bei den Landwirtschaftsausstellungen der 
Jahre 1965, 1966 und 1967 in Markkleeberg wurde es als einer der betriebswirtschaftli-
chen Schwerpunkte von der Agrarpropaganda der Öffentlichkeit vorgestellt. Dem Sys-
tem der innerbetrieblichen Beziehungen folgte drei Jahre lang eine Vielzahl von LPG. 
Den meisten LPG gelang es, sich davor zu bewahren.295 So blieb es gewissermaßen eine 
Episode der sozialistischen Umgestaltungsprozesse der DDR-Landwirtschaft. Das Sys-
tem Neuholland blieb aber nicht ohne Bedeutung und Auswirkungen auf die nachfol-
gende Phase. Es bekam für diesen Zeitabschnitt Experimentalcharakter und wurde zu-
gleich zum Wegbereiter für das nächste Experiment, die Kooperation.  
 
Als Regelmäßigkeit bei historischen Abläufen ist auch hierbei wieder zu verfolgen, wie 
die eine historische Periode den Keim für die nächstfolgende Periode bereits in sich 
trägt. Die Phase der inner- und zwischenbetrieblichen Beziehungen als Ergebnis des 
NÖSPL stellte das Bindeglied zwischen der Phase der Konsolidierung der vollkollekti-
vierten Landwirtschaft und der Phase der frühen Kooperation dar. 
 
Im Jahre 1968 veröffentlichte die LPG Neuholland nach wie vor zu innerbetrieblichen 
(IB-) Verträgen. Parallel zu den neuen Kooperationsbeziehungen schlossen die Einhei-
ten in der LPG weiterhin drei Arten von IB-Verträgen in der Feldwirtschaft ab: 
 Produktionsverträge zwischen Vorstand und Kollektiven der Feldwirtschaft 
 Liefer- und Leistungsverträge zwischen einzelnen Produktionskollektiven der LPG 
und 
 Übergabeverträge von Produktionsmitteln an Produktionseinheiten der LPG mit dem 
Vorstand 
Letztere sollten eine rationellere Nutzung sowie besseren Schutz und Pflege der techni-
schen Betriebsmittel ergeben. Die Abschreibungen wurden in den übernehmenden Ein-
heiten kostenwirksam gebucht.296 
 
In einer KOG in Mitteldeutschland hatten 1967 die beteiligten LPG das System Neu-
holland dahingehend erweitert, dass IB-Verträge sowohl zwischen den Produktions-
einheiten einer jeden beteiligten LPG als auch zwischen den der Partner-LPG geschlos-
sen wurden.297 Wie diese KOG den Aufwand der Vertragsabrechnung bewältigt und 
wie nachhaltig ein solches umfangreiches Vertragsgeflecht das Betriebsergebnis verbes-
sert hat, ist nicht überliefert. Eine Rationalisierung des Rechnungswesens fand immer-
hin statt, indem man die zuständige Kreisbuchungsstation einbezogen hatte. 
 
Die innerbetrieblichen Beziehungen verloren aber ebenso schnell wie sie aufgetreten 
waren, etwa ab 1967, an Bedeutung, da die kooperative Entwicklung der Landwirtschaft 
dieses Thema erübrigte. Die folgenden Kooperationsphasen ließen danach zwischenbe-
triebliche Beziehungen der Kooperationspartner entstehen. Aber die vorausgegangenen 
innerbetrieblichen Beziehungen hatten durch die Arbeit der LPG mit innerbetrieblichen 
Verträgen, Verrechnungspreisen und Wettbewerb sowie Kostenträger- und- stellenrech-
nung als positiven Synergieeffekt die organisatorischen Grundlagen für die neuen zwi-
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schenbetrieblichen und kooperativen Beziehungen geschaffen. 
 
Das System Neuholland, ein Experiment der Landwirtschaft innerhalb des groß ange-
legten Experiments „neues ökonomisches System der Planung und Leitung der Volks-
wirtschaft der DDR“ kann als „ökonomisches Sandkastenspiel“ bezeichnet werden, mit 
welchem die Agrarpolitik mehr Wettbewerb in Anlehnung an die freie Wirtschaft des 
Westens anregen wollte. Der maßgebliche Initiator des Systems, Gerhard Grüneberg, 
hatte aber gleichzeitig bereits die Trennung von Tier- und Pflanzenproduktion als End-
ziel im Auge. Das System Neuholland diente dem als Vorstufe. Insofern ist diese zweite 
Phase der „vollgenossenschaftlichen“ Entwicklung von besonderem Interesse bei der 
Untersuchung der Entwicklung der LPG. Diese Phase stellte weitere Weichen für den 
fortschreitenden Umbau der Agrarverfassung der DDR. 
 
Die Anzahl der Anwenderbetriebe von IB-Verträgen in den sächsischen Bezirken ist 
aufgrund der lückenhaften Aktenbestände gegenwärtig nicht mehr nachweisbar. Im 
Folgenden werden zwei LPG zitiert, um das Beispiel zu demonstrieren. Auch wurde das 
System mit unterschiedlicher Intensität praktiziert. Es reicht von der formalen und ver-
balen Anwendung bis zum konsequenten Vertragswerk wie in der LPG Großwalters-
dorf, Kr. Flöha, Bez. Karl-Marx-Stadt (siehe Pkt. 6.3, Anlagen, Dokumente, M. J. hat 
derartige IB-Verträge noch bis zum Jahre 1989 in einem VEG im Kreis Freital, Bez. 
Dresden, im Rahmen der dienstlichen Aufgaben ausgearbeitet). Auch die durch die Me-
dien bekannt gewordene KOG Bobritzschtal gehörte zu den namhaften Anwendern.  
 
Das innerbetriebliche Vertragssystem nahmen, wie nachweisbar ist, einige LPG derartig 
ernst, dass sie es in ihre betriebliche Struktur einbauten. Im Fallbeispiel des Kreises 
Glauchau bildete die LPG einen eigenen Bereich „Futterplanung und IB-Verträge“. 
Veranlassung dazu wird offenbar gewesen sein, dass die IB-Verträge vor allem hin-
sichtlich der Futterbereitstellung abgeschlossen wurden. Deshalb hatte es sich 1968 vo-
rübergehend angeboten, gleichzeitig das Vertragssystem mit der Futterplanung zu kom-
binieren.298 Auch in diesem Falle ist nichts über Dauer und Erfolg der IB-Verträge über-
liefert. Durch die Kooperationswellen hatte sich auch hier bald das Problem der inner-
betrieblichen Beziehungen von selbst gelöst.  
 
In Neuholland war bereits im Jahre 1967 die Entwicklung der innerbetrieblichen Bezie-
hungen soweit gediehen, dass sie nur noch im Zusammenhang mit der Kooperation, die 
in allen Bezirken der DDR erste KOG hervorgebracht hatte, genannt wurden. Trotzdem 
behielt Neuholland seinen Namen als LPG mit Vorreiterrolle für agrarpolitische Innova-
tionen bei. Neben seinem Einfluss auf die Kooperationsphase wandte es sich mit dem 
„innerbetrieblichen Wettbewerb“ zu weiteren Wettbewerbsaufrufen unter dem Gütezei-








Abb. 43 In der „Halle der sozialistischen 
 Betriebswirtschaft“ der 14 Landwirt-
 schaftsausstellung im sächsischen 
 Markkleeberg erklärte Fritz Dorn, 
 Vorsitzender der LPG Neuholland, am 
 26. Juni 1966 Probleme der Betriebs-
 wirtschaft seiner LPG. Georg Ewald, 
 Walter Ulbricht, Lotte Ulbricht, Gerhard 
 Grünberg, (v.l.n.r.) Fritz Dorn (stehend). 
Quelle: Ulbricht, W.: Das ökonomische System. 




Abb. 44 Zentrum der LPG „Georgi Dimitroff“, Neuholland, Kr. Oranienburg, im märkischen Bezirk Potsdam, Ausgangspunkt des 
„Systems Neuholland“ 
Quelle: Kooperation, Zeitschrift für die sozialistische Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft. November 1967 H. 5, Berlin 
(Ost), S. 6 
 
1967 wandte sich der LPG-Vorsitzende Fritz Dorn über das Zentralorgan der SED an 
alle LPG der DDR, um deren Kooperationsbereitschaft zu wecken. Unter der Prämisse, 
dass die Kooperationsgemeinschaft stets nur so stark wie ihr schwächster Partner sein 
kann, wies er aber auf Probleme der neuen KOG hin, die offensichtlich bestanden haben 
müssen und jetzt zu lösen seien.299 Es ging nämlich um straffe Ordnung in den Lei-
tungsgremien der KOG, klare Abgrenzung der Verantwortung jedes Beschäftigten, öko-
nomische Beziehungen zwischen den Arbeitsbereichen und die Ausgestaltung von For-
men der Beteiligung der Beschäftigten am wirtschaftlichen Ergebnis ihrer Organisati-
onseinheit. 
 
Mit der Empfehlung, die Preisgestaltung den zentralen staatlichen Instanzen zu übertra-
gen, gab Vorsitzender Fritz Dorn zu erkennen, dass sich die Rentabilität der Landwirt-
schaftsbetriebe, auch unter Bedingungen von Konzentration und Spezialisierung sowie 
der neuen Betriebsformen der kooperativen Verbünde, noch nicht im Sinne der Agrar-
politik entwickelt hatte.300 
 
Anhand der vier vorgenannten zu bewältigenden Probleme wird die Lage zur Zeit der 
Durchsetzung der Kooperationsideen der Agrarpolitik sichtbar. Die Erwähnung des 
„materiellen Anreizes“ lässt einen Rückschluss auf die Unkenntnis und das fehlende In-
teresse der beteiligten Menschen des Sinnes und Zweckes der ökonomischen Beziehun-
gen innerhalb und zwischen den Betrieben zu. Den Grundsatz, „was den einzelnen 
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Werktätigen und Betriebskollektiven nutzt, muss auch der Gesellschaft nutzen“ und 
umgekehrt, hatten die Betroffenen weder als glaubwürdig befunden noch verinnerlicht. 
    
Die wiederholte Betonung des Grundsatzes der SED-Agrarpolitik „Alles nur mit den 
Genossenschaftsbauern“ weist darauf hin, dass in den Kooperationsbereichen Unmut 
und fehlendes Einverständnis der Leitungsgremien vorlagen. Sehr oft wurde Kooperati-
on als die neue, alle wesentlichen Zweige des landwirtschaftlichen Betriebes umfassen-
de Betriebsform, „von oben“ verordnet eingeführt. Sie war nicht das Ergebnis der Er-
kenntnisse und Überzeugung von der Basis.  
 
Das System Neuholland verlor rasch an Bedeutung, auch wegen des nicht eindeutigen 
Erfolges. Viele LPG-Vorstände versuchten, diese modeartige Neuerung der Agrarpoli-
tik von vornherein zu umgehen. Gegenwärtig ist es schwierig, Zeitzeugen zu finden, die 
bekennen, dem System aufgeschlossen gegenübergestanden zu haben.301 Es ist auch 
schwierig, aufgrund des spärlich archivierten Aktenbestandes von LPG aus den Jahren 
1960–1969 derartige Anwenderbetriebe zu finden.  
 
In den folgenden Abschnitten wird u. a. auf die Ursachen der nachlassenden Bedeutung 
des Systems eingegangen. Die innerbetrieblichen Beziehungen der LPG werden am 
konkreten Beispiel nachgezeichnet und erläutert, um das auf dem VII. Parteitag der 
SED gesteckte agrarpolitische Ziel erkennen zu lassen.  
 
Das Kernstück des Systems Neuholland bestand, zusammenfassend ausgedrückt, in der 
Aufnahme von vertraglichen Beziehungen innerhalb der produzierenden betrieblichen 
Organisationsstruktur einer LPG. Die IB-Verträge der LPG enthielten keine Vereinba-
rungen im Sinne von schuldrechtlichen Verträgen, auch nicht im Sinne des Zivilgesetz-
buches der DDR (ZGB). Es standen sich daher als Vertragspartner keine mit eigenen 
Rechten und Pflichten ausgestattete Rechtssubjekte gegenüber. Die Lieferungen und 
Leistungen von Brigaden einer LPG wurden in Ausübung der Weisungsbefugnis und 
Organisationsgewalt des Vorstandes zur Erzeugung bestimmter Agrarprodukte durchge-
führt. Die Beziehungen der Brigaden innerhalb der juristischen Person LPG waren 
rechtlich nur einseitig bindend, denn sie konnten vom Vorstand der LPG jederzeit auf-
gehoben oder abgeändert werden. Es handelt sich bei dieser Art Verträge um lediglich 
verpflichtende Erklärungen der Brigaden in Form einer zwei- oder dreiseitigen Verein-
barung, die unter dem Vorbehalt eines jederzeit möglichen Widerrufs durch die LPG-
Leitung stand. So konnte es bestenfalls bei einer moralischen Wirkung dieses Vertrags-
systems bleiben. Sanktionen bei „Vertragsverletzung“ konnten beim Vertragsgericht 
nicht eingeklagt werden. Es traten im Gegenteil sehr häufig Unzufriedenheit und Un-
frieden in den LPG auf, da die Brigaden unterschiedliche Erlöse erzielten. 
 
- Aufgabenstellung für die Aufnahme innerbetrieblicher Vertragsbeziehungen 
Die LPG, inzwischen 86 % der LN der DDR bewirtschaftend, wurden nach dem VII. 
Parteitag der SED 1967 verpflichtet, die bisher größten Steigerungsraten bei der Erzeu-
gung von Agrarprodukten zu erbringen. Gleichzeitig bestand die Forderung, noch ziel-
strebiger als bisher neben der allgemeinen Erhöhung des Produktionsausstoßes sowohl 
die Arbeitsproduktivität zu verbessern als auch die Kosten zu senken. Auf Letzteres 
zielte das neue System insbesondere ab, da die spezifischen Produktionskosten zwar 
größtenteils unbekannt waren, aber aus den LPG eine zu geringe Ergebniswirksamkeit 
aufgrund steigender Gesamtbetriebskosten berichtet wurde.302 Die staatlichen Behörden 
verbanden die Hoffnung auf effizientere Arbeitsverfahren in den Brigaden der LPG mit 
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der besseren Anwendung der „materiellen und moralischen Interessiertheit“. Das heißt, 
man wollte die Beschäftigten, von den Handarbeitskräften bis zu den LPG-Vor-
sitzenden, an der Kostensenkung beteiligen. Die bisherigen Verteilungsprinzipien des 
Gesamtproduktes in den LPG waren im allgemeinen nicht angetan, eine solche Interes-
siertheit der Menschen zu wecken. Mit den materiellen Anreizen sollten sowohl hoher 
Produktionszuwachs als auch höhere Effektivität der Fonds und Selbstkostensenkung in 
einem Zuge erreicht werden.303 
 
- Innerbetriebliche Produktionsverträge 
Auf der Grundlage des Betriebsplanes der LPG wurden Verträge zwischen dem Vor-
stand der LPG und den Produktionseinheiten sowie den Produktionseinheiten304 unter-
einander, sogenannte innerbetriebliche Produktionsverträge, geschlossen. Mit dieser Art 
Verträge schaffte man die Übereinstimmung der Ziele von Betriebsleitung, Produkti-
onsplanung und Produktionseinheiten. Davon erhoffte man sich, im Betrieb wirkungs-
vollere wirtschaftliche und organisatorische Beziehungen zwischen diesen Einheiten 
gestalten zu können, als das der Betriebsplan allein vermochte. Die Verträge beinhalte-
ten eine weitere Konkretisierung der Aufgaben und Verantwortung gemäß Brigadeplä-
nen, für die untere Ebene die Präzisierung gegenseitiger Verpflichtungen der Produkti-
onseinheiten untereinander sowie gegenüber dem Vorstand. Im Idealfall enthielten die 
Verträge darüber hinaus die Rahmenbedingungen, wie Vergütung und Prämiierung der 
Beschäftigten. 
 
Diese Verträge, im weiteren IB-Verträge genannt, sollten vier Vorteile ergeben: 
 Jedes Mitglied weiß, welche Mittel und Leistungen ihm zur Erfüllung seiner eigenen 
Planaufgaben zur Verfügung stehen 
 Jedes Mitglied einer jeden Einheit kennt seinen Anteil am Betriebsplan 
 Jeder ist in der Lage, für sich und seine Einheit selbst auszurechnen, wie hoch Ver-
gütung und Prämien in Abhängigkeit von der Planerfüllung seiner Einheit ausfallen  
 Verbesserung der „innergenossenschaftlichen Demokratie“ und, was viel wichtiger 
erschien, ökonomisches Denken, welches bisher unterentwickelt war, bei den Be-
schäftigten und nicht nur bei Leitungmitgliedern auslösen 
Darüber hinaus erhofften sich die Erfinder des Vertragssystems bessere Abläufe der 
Produktionsprozesse, da „alle über alles Bescheid wissen und verantwortungsbewusster 
handeln“ würden.305 
 
- Liefer- und Leistungsverträge 
Nach Überlieferungen von konkreten Fällen aus dem damals veröffentlichten Lehr- und 
Schulungsmaterial zum System Neuholland sollen sich zwei Arten von IB-Verträgen 
bewährt haben.306 Es gibt dafür keine Belege. Es ist anzunehmen, dass es sich hierbei   
z. T. um Wunschvorstellungen der Agrarpropaganda handelte. Es ist weiter anzuneh-
men, dass Verträge dieser Art jedoch nicht nur von der Beispiel-LPG geschlossen wor-
den waren. Zumindest kann für diese Vertragsarten der Fall einer LPG im sächsischen 
Kreis Döbeln herangezogen werden.  
 
Im ersten Falle handelte es sich um innerbetriebliche Produktionsverträge, wie zuvor 
genannt. In einigen Fällen wurden in die Verträge Zuordnung und Übergabe der ent-
sprechenden Betriebsmittel einschließlich des Bodens an die Einheiten aufgenommen. 
     
Die zweite Art der Verträge regelte als innerbetriebliche Liefer- und Leistungsverträge 
die Verpflichtungen der Produktionseinheiten untereinander, ebenfalls auf Grundlage 
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der jeweiligen Brigadepläne. Häufig gestalteten die Anwender-LPG auf diese Weise die 
Beziehungen zwischen Futtererzeugern, d. h. den Einheiten der Feldwirtschaft und den 
Futterabnehmern, den Einheiten der Viehwirtschaft. 
 
Eine dritte Art von IB-Verträgen vereinte die Vertragsinhalte beider vorgenannter Ver-
tragsarten in einem einzigen, d. h. dreiseitigen Vertrag, der zwischen den beiden Pro-
duktionseinheiten und dem Vorstand abzuschließen war. Dies galt als die einfachere 
und gebräuchlichere Form, die aber den gleichen Effekt hervorrufen sollte. 
 
- Voraussetzungen für IB-Verträge 
Eine wesentliche Voraussetzung, IB-Verträge einführen zu können, war die Abgren-
zung der Verantwortungsbereiche, was in vielen LPG bislang noch nicht geschehen 
war. Eine weitere Voraussetzung für die Anwendung des Vertragssystems bestand in 
einem höheren Niveau des Betriebsmanagements. Außer der Kostenrechnung ergaben 
sich höhere Anforderungen an das Belegwesen und die laufende Abrechnung des land-
wirtschaftlichen Betriebes durch vollständige und richtige Abrechnung einzelner be-
trieblicher Einheiten.307 
 
Schon allein das Messen und Wiegen aller Lieferungen der Feldwirtschaft bereitete den 
Anwender- LPG Schwierigkeiten, da dafür der Arbeitsaufwand sehr hoch war. Es hätte 
ein dichtes Netz von Fuhrwerkswaagen im Betriebsterritorium vorausgesetzt. So kam es 
häufig zu Differenzen innerhalb der LPG, die das Anliegen der Vertragsbeziehungen 
zunichte machten. Vielfach wurden dadurch innerbetriebliche Beziehungen wieder auf-
gegeben. 
 
Eine Voraussetzung zur Arbeit mit IB-Verträgen war letztendlich die Möglichkeit, im 
Betrieb tatsächlich erfassbare und abrechenbare Kennzahlen vertraglich vereinbaren zu 
können. Das gelang nur im Falle des Vorhandenseins einer gut funktionierenden Buch-
haltung unter Verwendung zusätzlichen Personals. 
 
- „Plan-Vertrag-Wettbewerb“ 
Die Einheit von Produktionsplänen und Verträgen sollte auch mit einer Kategorie, die 
das weiterentwickelte System Neuholland kennzeichnete, dem innerbetrieblichen Wett-
bewerb zwischen den Produktionseinheiten als zusätzlichen Anreiz für die Verwirkli-
chung der agrarpolitischen Zielstellung gekoppelt werden. Deshalb findet man öfters 
diese in jener Zeit zur Losung gewordene Dreieinigkeit in den Medien sowie Lehr- und 
Propagandamaterial der Agrarwirtschaft der DDR. 
 
Die LPG des Fall-Beispiels arbeitete darüber hinaus mit einem zeitweilig vorgedruckten 
Planformular „Dokument Brigadeplan und Produktionsvertrag“, was ungefähr dem vor-
genannten dreiseitigen Vertrag entsprach. Diese Vertragsart umfasste drei Vertragsge-
genstände: 
 Produktionsauftrag und Verpflichtungen der Brigademitglieder 
 Aufgaben und Verpflichtungen des Vorstandes  
 „materielle Interessiertheit308 und Verantwortung“309 
 
Auch der Teil Planung dieses Dokuments konnte nur unter der Voraussetzung einer ge-
nauen Planung und Abrechnung des Aufwandes und der Kosten für Personal Berück-
sichtigung als Vertragsgegenstand finden. Viele LPG konnten solche Voraussetzungen 
nicht bieten. Es blieb bei Vorzeigebetrieben, die mit solchen Dokumenten umgingen. 
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- IB-Verträge in LPG sächsischer Bezirke 
Da für einige namentlich bekannte Anwender-LPG solche Dokumente nachweisbar 
sind, können im Folgenden die wichtigsten Passagen wiedergegeben werden.310 Die      
Übersichten zu „Brigadeplan und Produktionsvertrag“ zwischen dem Vorstand der LPG 
„Neues Deutschland“, Typ III, Gadewitz, Kr. Döbeln, und dem Kollektiv Getreide- 
Hackfruchtprodution gewähren einen Einblick in das IB-Vertragssystem.311 
 
Auf Grundlage der Plandiskussion wurden für die Produktionseinheit vereinbart: 
 




 Aufgaben und Verpflichtungen des Vorstandes312 
 Übergabe zur eigenverantwortlichen Nutzung durch die Produktionseinheit von 
Ackerland       751 ha 
Betriebsmittel im Wert von       528 TM 
dav. bauliche Anlagen         96 TM 
dav. Maschinen und Geräte       432 TM 
Kostenlimit für die Einheit 1.397,5 TM 
dar. für Vergütung       376 TM 
Materielle Interessiertheit und 
Verantwortung 31.350 AE 
Prämien 22.312,50 M 
 
Firmiert wurde das Dokument vom LPG-Vorsitzenden, dem Brigadeleiter, einem Vor-
standsmitglied und dem Mitglied des Brigadebeirates am 28.02.1971.313 
 
Für die Gadewitzer LPG, die als eine der hervorragendsten im Kreis Döbeln galt, wur-






Die mit dem System Neuholland arbeitenden LPG bedienten sich weitaus häufiger die-
ser zweiten Art von IB-Verträgen. Mit derartigen Vereinbarungen regelten sie auf der 
Grundlage des Zivil- und Vertragsrechts der DDR die wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen ihren Produktionseinheiten. In der Praxis wurden jedoch Sanktionen, wie sie 
der Vertrag Beispiel S. 208 (6) enthält, nicht gerichtlich durchgesetzt (vgl. S. 202, juris-
tische Beurteilung des IB-Vertragssystems).  
 
Ausgangspunkt solcher Organisationsmethoden war die Überlegung, dass die Organisa-
tionseinheiten eines Betriebes verknüpft und voneinander abhängig seien sowie ohne 
einander nicht produzieren könnten. 
 
 
Schematische Darstellung der Verknüpfung  
 
  Reparaturleistungen 
Viehwirtschaftskollektive 
  




In dieser vereinfachten Form vollzogen sich die vertraglichen Beziehungen in den meis-
ten Fällen. Grundlage waren auch hierbei die Staatsplanauflagen und die Brigadepla-
nung sowie die Abstimmung mit dem Vorstand, ohne dass Letzterer in die Verträge 
eingebunden wurde. Darin bestand der Unterschied zu innerbetrieblichen Produktions-
verträgen. Der Vertragsinhalt bestand aus 
 
• Art und Umfang der Lieferungen und Leistungen, 
• Qualitätsanforderungen, 
• Lieferungs- und Leistungszeit, 
• Verrechnungspreise für Erzeugnisse und Leistungen und Konsequenzen im Falle von 
Vertragsverletzung.315 
 
Mit nachstehendem Schema (Abschrift vom Original) wird die Rekonstruktion einer 
dreiseitigen Vereinbarung als IB-Liefer- und Leistungsvertrag der LPG „Karl Marx“, 








Innerbetriebliche Vereinbarung 316 
Lieferer: Bereich I, Brigade .... 
Leistungsgegenstand: Futter, Futterart 
Empfänger: Schweinezuchtanlage 
 Deubner Freistraße 





Vorsitzender der LPG 
(gez. Göhler) 
 
Liefer- und Leistungsverträge konnten ebenso wie die Produktionsverträge in Form 
dreiseitiger Vereinbarungen geschlossen werden, wie dies im Falle der angeführten 
LPG geschehen war.  
 
Die Arbeit mit innerbetrieblichen Liefer- und Leistungsverträgen in der Mitte der sech-
ziger Jahre konnte auch für weitere LPG des Kreises Brand-Erbisdorf nachgewiesen 
werden. 
 
Im Folgenden wird der als Belegstück vorhandene Liefervertrag der LPG „Neues 







































































Die Voraussetzung zur Arbeit mit einem solchen Vertrag bestanden in 
• Planung der materiellen Produktion, Leistungen, Erlöse und Selbstkosten, 
• Erfassungsmöglichkeiten entsprechender Daten, 
• innerbetrieblichen Verrechnungspreisen, die den tatsächlichen Aufwand wider-
spiegeln, 
• Abrechnung über Kostenträger- und -stellenrechnung der Leistungen zwischen den 




In Pkt. 6.3, Anlagen, Dokumente, sind Verrechnungs- und Vereinbarungspreise, wie sie 
die LPG Conradsdorf, Typ III, Kr. Freiberg, entwickelt hatte, zur Veranschaulichung 
aufgeführt. 
 
Bei der Kalkulation der Verrechnungspreise konnte zwischen drei Varianten gewählt 
werden: 
• für den Außen- und Innenumsatz staatlich geregelte feststehende Erzeugerpreise, was 
den Arbeitsaufwand für Kalkulation und Abrechnung vermindern konnte 
• Eigenkalkulationen anhand der betriebseigenen oder der von anderen vergleichbaren 
LPG übernommenen Kostenrechnungen oder 
• Normativwerte, die wissenschaftliche Institute für größere, technologisch modernere 
Betriebe erarbeitet hatten 
Dafür gab es Kataloge, die laufend aktualisiert werden mussten. Qualitativ gute Ver-
rechnungspreise aus dieser Periode bildeten die Grundlage und für zwischenbetriebliche 
Verrechnung von Lieferungen und Leistungen und zugleich für Abrechnungen inner-
halb der sich bereits bildenden Kooperationsgemeinschaften sowie anderer kooperativer 
Verbünde. In diesem Falle sprach man von Vereinbarungspreisen. 
 
Zur Veranschaulichung wird die Kalkulation einer Futterkultur, die in Gadewitz in in-















































































Die Verrechnungspreise umfassten Gemein- und Sonstige Kosten sowie Qualitätsstufen 





Die Abrechnung und Kontrolle der Verträge erfolgte in Gadewitz mittels nachstehen-















In der LPG Gadewitz erfassten die Brigaden Materialverbrauch und Lieferungen zwi-
schen den Brigaden mit sogenannten Verrechnungsschecks.321  
 
- Fazit 
In einigen sächsischen Kreisen gingen die LPG dazu über, Betriebsgeld, dem sich das 
nachfolgende Kapitel „Wertscheinmethode“ widmet, zur innerbetrieblichen Verrech-
nung zu verwenden. Das sogenannte Betriebs- oder LPG-Geld ist ein Beleg dafür, wel-
che merkwürdige Formen des Perfektionismus der Betriebsführung das NÖSPL in man-
chen Landwirtschaftsbetrieben angenommen hatte. 
 
Auch wenn bereits 1965 aus dem Böhlitz-Ehrenberger und Leipziger Fachinstitut für 
Agrarökonomik und Betriebswirtschaft verhalten vor derartigen betriebswirtschaftli-
chen Experimenten gewarnt worden war, konnte sich die Fachwissenschaft nicht offen 
ablehnend gegenüber dem System Neuholland verhalten. Im Jahre 1968 gab es aus 
Böhlitz-Ehrenberg eine eindeutig positive offizielle Stellungnahme (Zitat): „Der inner-
betriebliche Austausch von Produkten, der den Charakter von Ware-Geld-Beziehung 
hat, unterliegt den gleichen Prinzipien wie die Warenlieferungen zwischen juristisch 
selbstständigen Betrieben.“322 
 
Es ist davon auszugehen, dass diese These im betriebsökonomischen Sinne nicht haltbar 
ist, was auch die weitere Entwicklung der sozialistischen Landwirtschaft, nicht nur in 
den sächsischen Bezirken, beweist. 
 
3.1.2.2 Wertscheinmethode  
 
In der Anfangsphase des NÖSPL kam es in über 150 LPG der DDR zur Einführung von 
betriebseigenen Zahlungsmitteln. Die offiziell als Wertscheinmethode bezeichnete Form 
der innerbetrieblichen Verrechnung von Kosten kam aber nur in wenigen LPG der DDR 
von 1963–1970 zur Anwendung. Für den Produktions- und Reproduktionsprozess der LPG 
war die Wertscheinmethode nicht als typisch zu bezeichnen und wurde nach wenigen Jah-
ren wegen Nutzlosigkeit aufgegeben. Die Methode erregte nicht sonderlich das Interesse 
der ländlichen Bevölkerung, war in den Städten ohnehin unbekannt und fiel nach 1970 
dem allgemeinen Vergessen anheim. Um die Wertzeichenmethode diesem zu entreißen 
und den Zeitgeist des NÖSPL nachzuzeichnen, wird es für angemessen gehalten, ihr ein 
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gesondertes Kapitel zu widmen. Die LPG-Wertzeichen erregten bislang eher das Interesse 
von Numismatikern als das von Agrarökonomen oder -historikern.323  
 
Im Jahr 1986 bereits lag ein Buchmanuskript von Werner Fernau zum Thema Wertschein-
methode vor, das aber von den Behörden der DDR keine Genehmigung zur Veröffentli-
chung erhielt.324 Jedoch im Finanzwesen der DDR, speziell vonseiten der BLN, zeigte sich 
Interesse und Wohlwollen zur Besonderheit dieser ökonomischen Methode.325 Dennoch 
wurde dieVeröffentlichung, die neben einem umfangreichen Textteil eine vollständige 
Übersicht zu den Anwender-LPG und -VEG mit 278 Geldemissionen und 1.820 Wertzei-
chen enthielt, untersagt, um eine Information der Öffentlichkeit über dieses Thema zu ver-
hindern. Es war den Vertretern der Staatsmacht der DDR, auch nach Außerkrafttreten des 
Betriebsgeldes, peinlich, dass aufgrund des Wunsches Walter Ulbrichts eine zweite Wäh-
rung neben der Mark der DDR geschaffen worden war. Walter Ulbricht höchstpersönlich 
beabsichtigte darüber hinaus, das Betriebsgeld im Jahre 1963 oder spätestens 1964 als offi-
zielle zweite staatliche Währung als „Genossenschaftswährung“ zum innerbetrieblichen 
Gebrauch im Volkswirtschaftzweig Landwirtschaft der DDR für alle LPG einzuführen.326 
 
Die Herausgabe von Betriebsgeld bedeutete nicht nur die Einführung einer gesonderten 
Währung in einem zu dieser Zeit sehr bedeutsamen Volkswirtschaftszweig der DDR, son-
dern war auch Ausdruck des plötzlichen Wandels der Anschauung zum Geld im Sozialis-
mus, der die Zeit des NÖSPL kennzeichnete. Dabei fand die Grundidee des LPG-Geldes 
keine breite Zustimmung in Kreisen der Partei- und Wirtschaftsführung, sondern sie ist nur 
auf einen Mann zurückzuführen, auf Walter Ulbricht. Als er 1970 bei der sowjetischen 
Parteiführung in Ungnade fiel und in seinen eigenen Reihen machthungrige Genossen und 
Erich Honecker nach vorn drängten, ließ die Parteiführung die offizielle zweite Währung 
wieder verschwinden. Spätere Veröffentlichungen waren demzufolge vonseiten der SED-
Führung nicht erwünscht. Bezeichnend ist dabei, dass die Vorsitzenden der LPG, die zuerst 
das Betriebsgeld 1963 eingeführt hatten, nämlich Johannes Döhler, LPG „Walter Ulbricht“ 
Dahlen, Kr. Oschatz, Bez. Leipzig, und Fritz Dorn, LPG „Georgi Dimitroff“ Neuholland, 
Kr. Oranienburg, Bez. Potsdam, enge politische Vertraute Walter Ulbrichts waren.327 Sie 
fielen nach dessen Sturz mit in Ungnade bei der neuen SED-Führung. Die Abbildungen 45 
und 46 zeigen die ersten Wertzeichen, die von LPG zur Verrechnung von Leistungen und 




Abb. 45 Wertzeichen der LPG „Walter Ulbricht“ Dahlen, Kr. Oschatz, Bez. Leipzig, sogenannte „Döhler- Mark“ 
Quelle: Fernau, W.: Betriebsgeld der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften der DDR 1963-1990, Essay Katalog 








Abb. 46 Wertzeichen der LPG „Georgi Dimitroff“ Neuholland, Kr. Oranienburg, Bez. Potsdam, sogenannter „Neuholländer 
Gulden“ 
Quelle: Fernau, W.: Betriebsgeld der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften der DDR 1963-1990, Essay Katalog 
1995, unpag., „Historisches und Allgemeines“ 
 
1963 hatte Walter Ulbricht das Betriebsgeld zur innerbetrieblichen Verrechnung durch das 
Finanzministerium der DDR bestätigen und in den genannten LPG einführen lassen. Damit 
sollten Leistungen der verschiedenen Produktionseinheiten einer LPG, die miteinander in 
ökonomische Beziehungen getreten waren, vom Empfänger der Leistung dem Lieferer 
direkt mit Zahlungsmitteln vergütet werden. Dahinter verbarg sich der Grundgedanke des 
NÖSPL „das Denken und Handeln der Bauern auf Gewinn zu fördern und zu vergüten“.328 
Auf diesem Wege sollte das ökonomische Interesse aller Beschäftigten der LPG geweckt 
und gefördert werden, um höhere materielle Produktionsergebnisse und betriebliche Wirt-
schaftlichkeit zu erreichen. Das setzte jedoch voraus, dass es für alle Leistungen der Pro-
duktionseinheiten der LPG innerbetriebliche Verrechnungspreise gab. Im Zuge des 
NÖSPL wurden in den LPG solche Preise geschaffen. Sie beruhten auf innerbetrieblichen 
Selbstkosten. Voraussetzung dafür war eine funktionierende Kostenstellen- und -träger-
rechnung. Das bedeutete, dass nur fortgeschrittene LPG in der Lage waren, ein solches 
Betriebsgeld einzuführen. Die LPG waren gesetzlich verpflichtet, den Kontenrahmen für 
sozialistische Genossenschaften anzuwenden. Der Kontenrahmen war ein Katalog, der 10 
Kontenklassen (0–9) für alle im landwirtschaftlichen Produktionsprozess auftretenden 
Kostenarten, z. B. für Futter, Energie oder Löhne (keine AE), enthielt. Gewinnerwirtschaf-
tung sollte bei der Anwendung von innerbetrieblichen Verrechnungspreisen und deren 
Vergütung mit betriebseigenen Zahlungsmitteln nicht erfolgen. Dies hätte den einheitli-
chen Reproduktionsprozess der LPG gestört und zu innerbetrieblichen Disproportionen 
geführt. Das NÖSPL hatten reformistische Volkswirtschaftler 1963/1964 eingeführt, um 
die wirtschaftlichen Probleme der DDR schnell lösen und den Lebensstandard der Bevöl-
kerung anheben zu können. Im vollen Umfang griff diese Wirtschaftsreform, sofern man 
sie als solche bezeichnen darf, auch in die wirtschaftliche Tätigkeit der LPG ein. Man 
wollte die in der Landwirtschaft Beschäftigten zu einer tatkräftigen Mitarbeit bewegen und 
in die Lenkung und Leitung sowie rationelle Organisation des Produktionsprozesses einbe-
ziehen. Die Führung von Partei und Staat wollte, um das klarer auszudrücken, den Selbst-
lauf der LPG kontrollieren, besser bremsen und gewissen Erscheinungen einer „Schluder-
wirtschaft“ entgegensteuern. Die Beschlüsse des VIII. Deutschen Bauernkongresses vom 
Frühjahr 1964 drängten auf die unbedingte Durchsetzung der „Prinzipien der wirtschaftli-
chen Rechnungsführung“ in allen Erzeugnisbereichen. In diesem Sinne sollte ökonomi-
sches Denken der Genossenschaftsbauern und Landarbeiter „stimuliert“ werden. Man 
sprach allerorten von „ökonomischen Stimuli“. Dabei wurde der Verwirklichung des 
Grundsatzes „rechnen-messen-wiegen“ eine ökonomische Hebelwirkung beigemessen. Als 
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eine hervorragende Methode zur Vervollkommnung der wirtschaftlichen Rechnungsfüh-
rung in den LPG und VEG beschreibt Helmut Lehnert, zu dieser Zeit Mitarbeiter der 
Landwirtschaftsbank der DDR, Bezirksdirektion (BD) Leipzig, die Verrechnung der Kos-
ten mit Wertscheinen.329 Mit dieser Methode wurde ein innerbetriebliches System der Ver-
rechnung von Kosten geschaffen, in dem die Produktionseinheiten der LPG die im Pro-
duktionsprozess anfallenden Kosten für bestimmte Materialien und Leistungen mit inner-
betrieblichem Verrechnungsgeld bezahlen mussten. Die Methode bestand darin, dass den 
einzelnen Organisationseinheiten der LPG in Höhe ihres Kostenplanes bzw. der anteiligen 
Kostenvorgabe pro Monat oder Quartal Wertscheine zur Verfügung gestellt wurden, mit 
denen sie die entstandenen Kosten tragen sollten. Eine Kostenplanüberschreitung sollte da-
durch ausgeschlossen sein, es sei denn, sie würde betrieblich begründet. Damit, so ver-
sprach man sich, seien die Arbeitskräfte an Kosteneinsparungen „materiell interessiert“. 
Bei Kosteneinsparungen mit Planerfüllung oder -übererfüllung des ihrem Produktionsbe-
reich vorgegebenen Produktions- und Erlösplanes sollten die Arbeitskräfte anteilige Geld-
prämien erhalten. Hier ergäbe sich eine sinnvolle Koppelung der beiden ökonomischen 
Hebel „wirtschaftliche Rechnungsführung“ und „persönliche materielle Interessiertheit“. 
Man erhoffte sich von der Wertscheinmethode ein zwangsläufiges Mitrechnen jedes Mit-
gliedes eines Arbeitskollektives, einen sparsamen und wirtschaftlichen Umgang wie beim 
„richtigen“ Geld, so, als würde man „aus der eigenen Tasche bezahlen“.330 Außerdem habe 
man zusätzlich eine Kontrolle der Kosteninanspruchnahme der jeweiligen Produktionsein-
heit, die besser funktioniere als bei einer gut organisierten Buchhaltung.  
 
Die ökonomische Wirkung bei der Begleichung von Kosteninanspruchnahme mit Wert-
scheinen wirkte in der Tat so, also ob alles „aus der eigenen Tasche“ bezahlt werden müss-
te. Das ökonomische Ergebnis war jedoch ein anderes als das gewollte. Die Praxis in den 
„Wertschein-LPG“ des Bezirkes Leipzig beschreibt Lehnert, indem Traktoristen Pflege-
gruppen an Traktoren und landwirtschaftlichen Maschinen sorgfältig durchführen und mit 
Reparaturmaterial und Kraftstoff sparsam umgehen.331 Es hatte sich nämlich gezeigt, dass 
Traktoristen ihre Geräte nicht mehr in den Werkstätten der LPG reparieren ließen, um Kos-
ten und Wertscheine zu sparen, sodass der technische Zustand sich erheblich verschlechter-
te. Bei der Kostenvorgabe von 400,- MDN/Monat mussten für den Traktor alle Ausgaben 
bestritten werden. Eine Rückgabe von Wertscheinen an die Buchhaltung der LPG führte zu 
einer Rückvergütung des Traktoristen mit Prämiengeld. Insofern wurde zwar die „persön-
liche materielle Interessiertheit“ gefördert, aber das ökonomische Ergebnis der LPG kei-
neswegs. Ein ähnlicher Effekt trat auch bei anderen Produktionszweigen in der LPG auf. 
Deshalb konnte das Experiment mit dem LPG-Geld nicht lange anhalten. 
 
Das den Arbeitskräften durch die Buchhaltung ausgezahlte Geld wurde gerne zum Erwerb 
von z. T. schwer erhältlichen Konsumgütern in sowohl betriebseigenen als auch öffentli-
chen Geschäften der staatlichen Handelsorganisation (HO) ausgegeben. Die LPG schlossen 
für diesen Zweck Verträge hinsichtlich der Annahme von LPG-Geld und der Beschaffung 
von schwer erhältlichen Waren mit dem Handel ab. In diesen Fällen verließ das LPG-Geld 
den Betrieb, ein Vorgang, den das Finanzministerium als höchst suspekt empfinden musste 
und der als Straftatbestand einzustufen war. 
 
Lehnert beschreibt in einem gesonderten Artikel die guten Voraussetzungen der LPG 
„Ernst Thälmann“ in Hof-Salbitz, Kr. Oschatz, für die Anwendung der Wertschein-
methode.332 Diese relativ kleine LPG Typ III mit 385 ha LN rechnete schon seit 1960 die 
Kosten über Kostenstellen und -träger ab und verfügte dadurch über einen guten Nachweis 
der Entwicklung von Selbstkosten. Die LPG konnte für das Jahr 1964 bereits Kostenvor-
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gaben je GV für die Stalleinheiten der Viehwirtschaft vorgeben. Zum Beispiel betrug die 
Kostenvorgabe für den Stall M. im Bereich Milchproduktion 50,53 MDN/GV, davon Fut-
termittel (Eigenproduktion) 35,64 MDN/GV, Futtermittel (Zukauf) 9,04 MDN/GV und 
Besamung 1,07 MDN/GV. Durch Multiplikation der Summe von 50,53 MDN/GV x 138 
GV Gesamt-Milchviehbestand = 6.973,14 MDN ergaben sich die Plankosten und die Kos-
tenvorgabe für die Kostenstelle. Gleiches war möglich für die Kostenstelle Feldbau und 
Technik (Traktoren). 
 
Innerbetriebliche Verrechnungspreise auf der Basis von Selbstkosten wurden auch beim 
zwischenbetrieblichen Leistungsaustausch mit benachbarten LPG angewendet, da die ge-
genseitige „sozialistische Hilfe“ den Partnern mehr nützte als exakte finanzielle Ver-
rechungen auf der Grundlage der offiziellen Währung der DDR. Von höherem Nutzen für 
die Partner war der Austausch von materiellen Leistungen und Gütern, was  auf die geringe 
Bedeutung und den sinkenden Wert des Geldes bereits zu Anfang der sechziger Jahre hin-
weist. Dieser Zustand hielt bis 1989 an. Am praktischen Beispiel dargestellt, verrechneten 
die Produktionseinheiten einer LPG ihre Leistungen in folgender Weise: 
Lieferung der Feldbaubrigade A vom Ort C 50 dt Futterroggen x innerbetrieblicher Ver-
rechnungspreis 1,25 MDN/dt (je nach bestimmten Qualitätsstufen) an Milchviehstall B im 
Ort D = geldwerter Betrag 62,50 MDN. 
 
Transportentfernungen konnten aufgrund der damaligen Betriebsgrößen beim innerbe-
trieblichen Verrechnungspreis vernachlässigt werden. 
 
Lehnerts Ausführungen zufolge war der Bedarf an Wertscheinen für eine LPG leicht zu 
ermitteln.333 Er legte etwa 10 % der Plankosten und einen Umlauf des gesamten LPG-
Geldes innerhalb eines Monats zugrunde, d. h., bei 1.000.000 MDN geplantem jährlichen 
Kostenvolumen wären Wertscheine mit einem Wertumfang in Höhe von 100.000 MDN 
notwendig gewesen. Dazu würde eine Anzahl von 44.000 Wertscheinen zu 100,- MDN bis 
1,- MDN sowie 0,50 MDN und 0,10 MDN zum Druck in Auftrag zu geben sein. In der 
folgenden Grafik wird der Umlauf der Wertscheine zwischen den Organisationseinheiten 







































Den Erfindern des LPG-Geldes schwebte aber nicht nur eine verstärkte gegenseitige Erzie-
hung der LPG-Mitglieder zu hoher Arbeitsmoral und -disziplin, Qualitätsarbeit und zur 
Durchsetzung der materiellen Verantwortlichkeit vor.334 Mit dem Umlauf von innerbetrieb-
lichem Geld sollten auch die LPG-Mitglieder hinsichtlich des „Zukaufes bzw. der Nutzung 
von Produktions- und -hilfsmitteln bester Qualität“ ökonomisch stimuliert werden. Dieser 
Vorgang wurde als gesellschaftliche Massenkontrolle bezeichnet. Es sollte nicht nur das 
Leitungspersonal der LPG über die Qualität der bestellten oder entgegenzunehmenden Ma-
terialien und Leistungen bestimmen können, sondern auch die produzierenden Menschen. 
In einigen LPG, z. B. Pessin, Bez. Potsdam, kamen auch „Qualitäts-Wertscheine“ zur An-
wendung. Solche erhielten z. B. Traktoristen für das Pflügen in bester Qualität. Diese 
Wertscheine konnten dann für „Mangelware“ beim Handel eingelöst werden. Ein weiterer 
Effekt sollte in der Mobilisierung innerbetrieblicher Reserven bestehen. Damit wollte man 
der Verschwendung von Geld für Neumaterial z. B. für landtechnische Reparaturen entge-
gentreten und den „Schrott- und Müllhaufen in den LPG“ zu Leibe rücken, indem Altmate-
rial wiederverwendet würde. Altmaterialaufarbeitung wurde mit der Wertscheinmethode in 
der LPG Dahlen in besonderem Maße honoriert. In gleicher Weise wollte man auch zu 
einer besseren Futterwirtschaft, die allgemein im Argen lag, kommen. Letztendlich sollte 
die Wertscheinmethode dem häufigen Vergehen an genossenschaftlichem Eigentum einen 
Riegel vorschieben. Diese Effekte insgesamt sollten bewirken, dass die LPG nicht nur ef-
fektiver arbeiten, sondern auch fernerhin Bemühungen zur weiteren Intensivierung treffen 



























und sich dem „schrittweisen Übergang zur industriemäßigen Produktion in der Landwirt-
schaft“ zuwenden. Durch Anwendung von Wertscheinen sollten sich mehrere wesentliche 
Vorteile neben dem grundsätzlichen Zwang auf die Produktionseinheiten zur Planeinhal-
tung, d. h. vorbeugenden „Plandisziplin“ ergeben: 
- aktuelle Übersicht zum Plan-Ist-Stand der Kosten und Erlöse der Produktionseinhei-
ten 
- Ermöglichung einer konkreten Zielstellung zur Kostensenkung bei den einzelnen Ko-
stenarten und Selbstkosten je Produkt sowie Voraus-Sicherung der Zielstellung 
- vollständige Erfassung des Bruttoumsatzes und der Selbstkosten 
 
Der Kostenrechung maß man einen Sinn erst durch die Wertscheinmethode bei und be-
zeichnete die Wertscheine als ökonomische Hebel der Kostenrechnung.335 Grundvoraus-
setzung sei aber eine funktionierende Kostenträger- und -stellenrechnung. Nur eine Kos-
tenartenerfassung schlechthin könne nicht ausreichen, um innerbetriebliches Geld einzu-
führen. 
 
Kurz nach der Einführung des Betriebsgeldes, referierte Walter Ulbricht über die Sinnhaf-
tigkeit seiner bereits umgesetzten Idee auf dem VIII. Deutschen Bauernkongress (28.02.–
01.03.1964 in Schwerin) mit folgenden Worten: „Die Methode zur Anwendung von Wert-
scheinen trägt zur gegenseitigen Erziehung der LPG-Mitglieder, der Erhöhung der persön-
lichen Verantwortung (gegenüber ihrer LPG, M. J.), der Nutzung aller betrieblichen Re-
serven, Steigerung der Produktion und Senkung der Kosten bei.“ 
 
Im gleichen Sinne äußerte sich der Vorsitzende des Landwirtschaftsrates des Ministerrates 
der DDR, Georg Ewald, auf der 7. Tagung des ZK der SED zum Beschluss des VIII. Deut-
schen Bauernkongress im Februar 1964 in den „Thesen zu Grundsätzen der sozialistischen 
Betriebswirtschaft in den LPG Typ III“ und empfahl, dem Dahlener Beispiel zu folgen.336  
 
Die LPG Dahlen, Typ III, Kr. Oschatz, die seit 1952 den Namen „Walter Ulbricht“ trug, 
war die erste sächsische LPG, welche wohl auch als Huldigung gegenüber den Erfindern 
des LPG-Geldes schon im Frühjahr 1963 Betriebsgeld einführte. Bereits zur 11. Landwirt-
schaftsausstellung der DDR in Markkleeberg im Sommer 1963 wurden die ersten Grunds-
ätze und Erfahrungen der Dahlener Methode, wie sich anfangs die Wertscheinmethode 
nannte, propagiert. Im o. g. Referat zum VIII. Deutschen Bauernkongress zitierte Walter 
Ulbricht die LPG Dahlen, von der er glaubte, dass sie seit Einführung des Betriebsgeldes 
eine weitere Verbesserung der wirtschaftlichen Ergebnisse erreicht habe. Im Jahre 1965 
verbreitete sich in und um Dahlen die Absicht des LPG-Vorsitzenden, als weiteren Schritt 
bei der Festigung der LPG Dienstgradabzeichen für Funktionsträger der LPG und eine Art 
Uniform einzuführen. Es ist anzunehmen, dass Johannes Döhler diesen Schritt mit Walter 
Ulbricht besprochen hatte. Eine offizielle Zustimmung erhielt er offenbar dafür nicht. An-
derenfalls hätte die LPG Dahlen, um Ulbrichts Wohlwollen weiterhin zu behalten, vor ei-
ner derartigen Neuerung im „genossenschaftlichen Leben“ nicht zurückgeschreckt. Schrift-
liche Quellen geben über diese Absichten keine Auskunft, jedoch können Zeitzeugen da- 
rüber berichten.337 
 
Besonders wichtig an der Rede Ulbrichts war die Bekanntgabe der Absicht, dass die land-
wirtschaftliche Währung ebenso in anderen LPG eingeführt werden sollte. Auch in Leh-
nerts Schriften taucht der Begriff von einer zentralen Drucklegung auf, jedoch empfiehlt 
er, zumindest übergangsweise, den Druck in den jeweiligen Bezirken ausführen zu lassen. 
Es gab Eiferer unter den LPG-Vorsitzenden, die bereit waren, Ulbrichts Idee in die Tat 
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umzusetzen. Das beweist die Anzahl der Betriebsgeldanwender. Es handelte sich um 174 
LPG und darüber hinaus weitere sozialistische Landwirtschaftsbetriebe der DDR in den 
Jahren von 1963–1970.  
 
Dass Walter Ulbricht die Einführung des Betriebsgeldes als „Genossenschaftsgeld“ für alle 
LPG der DDR vorschwebte, geht aus einem Schreiben der Deutschen Notenbank Berlin 
(DNB) an das Ministerium der Finanzen der DDR vom 03.05.1963 hervor, wobei die DNB 
es nicht gewagt hatte, auf die Fraglichkeit bzw. Unzulässigkeit einer zweiten, staatlich 
sanktionierten, Währung eindeutig hinzuweisen. Im Gegenteil, das Schreiben geht bei den 
aus der LPG Dahlen beigelegten Wertscheinen für die innerbetriebliche Verrechnung da-
von aus, dass sie „zweifellos zur Erhöhung der Wirksamkeit der wirtschaftlichen Rech-
nungsführung in der LPG“ beitragen können. 
 
Aus diesem Grunde empfahl die DNB dem Ministerium der Finanzen und auch dem 
Landwirtschaftsrat der DDR zwecks Stärkung der wirtschaftlichen Rechnungsführung, 
sich nur „innerhalb der (einer, M. J.) LPG für bestimmte, im einzelnen festzulegende Zwe-
cke des Instrumentes der Wertscheine oder Gutscheine zu bedienen“. 
 
Um aber nicht ausdrücklich gegen eine zweite, ungesetzliche, Währung vorzugehen, beließ 
es die DNB lediglich bei Äußerung von „Bedenken gegen die Herstellung von bankähnli-
chen Drucksachen zum Schutz der Bevölkerung und der Währung der DDR“. Nur verhal-
ten wurde das Strafgesetzbuch der DDR, § 360 (6) zitiert. In diesem Schreiben der DNB 
wird auf zwei Fälle in Dahlen verwiesen, bei welchen Wertscheine der LPG, die deutlich 
als „nur zur innerbetrieblichen Verrechnung“ gekennzeichnet waren, bereits vom privaten 
Einzelhandel zur Zahlung entgegengenommen worden waren. Die DNB wagte lediglich 
Vorbehalte gegen im Habitus banknotenähnliche Drucke vorzubringen, auch wenn diese 
durch Überdruck gekennzeichnet würden. Weitere Empfehlungen der DNB für künftige 
Geldemissionen bezogen sich auf 
- deren Herstellung nur für eine (und nicht mehrere) LPG, entsprechende Kennzeich-
nung und Inkraftsetzung auf Grundlage von Vorstandsbeschlüssen, 
- das Verbot des Gebrauchs zwischen verschiedenen LPG sowie zwischen LPG und 
anderen Betrieben, 
- die Ausschaltung von Verwechselungen mit gesetzlichen Zahlungsmitteln, 
- die Herstellung von Gut- oder Wertscheinen in Übereinstimmung zwischen dem Mi-
nister der Finanzen und dem Landwirtschaftsrat der DDR durch die DNB, 
- den Verkauf der Zahlungsmittel durch die Deutsche Bauernbank an die jeweilige 
LPG auf der Basis von Herstellungs- und Verwaltungskosten, 
- die Blanko-Ausgabe von Gut- oder Wertscheinen an LPG,  
- drucktechnische Angelegenheiten, wie Papierqualität und Sicherheit vor Fälschung.  
  
Zur Berücksichtigung dieser Empfehlungen von 1963 kam es nicht, da es bis 1970 bei der 
Herstellung von sehr vereinfachten Wert- und Gutscheinen blieb, wie sie die nachstehen-
den Abbildungen zeigen. 
 
1963 wurde eine staatliche Arbeitsgruppe, bestehend aus Mitarbeitern des Ministeriums 
der Finanzen, der Deutschen Bauernbank, der Landwirtschaftsräte und Vertretern von 
LPG, gebildet. Deren Aufgabe bestand in der Erarbeitung einer Gesetzesvorlage zur Aus-
gabe und Anwendung einer für alle LPG verbindlichen DDR-einheitlichen LPG-Geld-
scheinemission. Die Arbeitsgruppe legte einen Gesetzentwurf zur „Anordnung über den 
Druck, den Vertrieb und die Anwendung von Wertscheinen vom 26.06.1963“ vor, der aber 
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nicht zur Beschlussfassung kam.  
 
Die nachstehende Abbildung zeigt einen der Entwürfe der DNB. 
 
Abb. 47 DDR-neutrales Wertzeichen als Entwurf der Arbeitsgruppe 
Quelle: Fernau, W.: Betriebsgeld der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften der DDR 1963-1990, Essay Katalog 
1995, unpag., „Historisches und Allgemeines“ 
 
Es gab auch einen den in der DDR gültigen Geldscheinen stark ähnelnden Entwurf. Dieser 
wurde jedoch mit dem Hinweis auf den zwischen 1948 und 1958 beobachteten Umlauf von 
Zahlungsmitteln in der DDR, die nach der Währungsreform 1948 ungültig geworden wa-
ren, ebenfalls abgelehnt.  
 
Anfang Mai hatte sich die zentrale Arbeitsgruppe auf den Entwurf zum Druck einer für alle 
Landwirtschaftsbetriebe der DDR überbezirklich gültigen Wertscheinausgabe geeinigt, wie 
ihn nachstehende Abbildung zeigt. Desgleichen standen die im Bezirk Leipzig später an-


















Abb. 48 Entwurf einer für alle Landwirtschaftsbetriebe 
 der DDR gültigen Wertscheinausgabe 




Abb. 49 Bezirksspezifisches neutrales Wertzeichen, speziell für den Bezirk Leipzig, Vorder- und Rückseite 




Am 14.05.1963 beriet sich die Arbeitsgruppe mit dem VEB Wertdruckerei Leipzig zum 
Druck der DDR-neutralen Wertscheinausgabe. Dabei wurde ein Bedarf von 70 Mio. MDN 
für alle Landwirtschaftsbetriebe der DDR mit einer Auflagenhöhe von rd. 31 Mio. Schei-
nen ermittelt. Zur Realisierung des Druckes und zur Einführung einer DDR-einheitlichen 
Ausgabe kam es jedoch nicht. Da sowohl der Landwirtschaftsrat der DDR als auch das 
Ministerium der Finanzen der DDR, Abt. Landwirtschaft, keinen Einfluss auf die Durch-
setzung der Wertzeichenausgabe ausübten, kann man annehmen, dass in den staatlichen 
Organen die Rechtmäßigkeit der Methode angezweifelt und eine zweite Währung durch 
Passivität verhindert wurden. Fraglich aus heutiger Sicht wäre dabei auch der Ausgang der 
weiteren Arbeit an einer zweiten Währung im Hinblick auf die weitere Entwicklung der 
LPG im Rahmen der Konzentration und Spezialisierung. Zum Zeitpunkt der Inkraftsetzung 
der Wertzeichenmethode sollten Wertscheine nur als innerbetriebliche Zahlungsmittel zwi-
schen den Produktionseinheiten einer, nicht mehrerer, LPG zirkulieren. Mit der Entwick-
lung von Kooperationsbeziehungen wären diese Zahlungsmittel zur Vergütung von Liefe-
rungen und Leistungen zwischen LPG, VEG, kooperativen Einrichtungen und anderen 
Betrieben im Rahmen vertikaler Kooperation zwangsläufig außerhalb der jeweiligen LPG 
in Umlauf gekommen. Trotzdem hatte sich unter der Federführung der Landwirtschafts-
bank der DDR, BD Leipzig, 1964 eine Forschungsgruppe gebildet, die sich mit der Wert-
zeichenmethode beim Zahlungsverkehr für die sich herausbildende horizontale und verti-
kale Kooperation befasste. Jedenfalls hielten es staatliche Organe in den betreffenden Krei-
sen für richtig, das LPG-Geld in Zukunft zwischenbetrieblich anzuwenden. Nachdem die 
für Währungsangelegenheiten zuständigen Dienststellen der DDR eine zentrale Anwen-
dung der Wertzeichenmethode nicht genehmigt hatten, entwickelte sich zum Jahresende 
1964 die Vorstellung, diese Methode wenigstens in allen 14 Bezirken der DDR entweder 
innerhalb der Bezirke oder innerhalb der Kreise, gewissermaßen dezentralisiert, einzufüh-
ren. In den beiliegenden Übersichten finden sich die Beispiele einer solchen dezentralisier-
ten Form, für die es gelang, sie durchzusetzen. Im sächsischen Bezirk Leipzig befanden 
sich bezirksspezifische neutrale Wertscheine im Umlauf. (siehe Abb. 49). 
 
Für den Kreis Zschopau, Bez. Karl-Marx-Stadt, und andere Kreise wurden kreisbezogene 
innerbetriebliche Verrechnungsschecks in Umlauf gebracht. Es waren dies neutral gehalte-
ne Schecks, die von den Anwender-LPG durch Handstempelaufdruck gültig gemacht wur-
den. In gleicher Weise verfuhr die LPG „Ernst-Thälmann“, Hof-Salbitz im Kreis Oschatz. 
Hier, wie auch in anderen LPG des Bezirkes Leipzig wurden bezirksneutrale Wertscheine, 




Abb. 50 Bezirksneutrales Wertzeichen Leipzig zur Verwendung als kreisneutrales Wertzeichen 
Quelle: Fernau, W.: Betriebsgeld der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften der DDR 1963-1990, Essay Katalog 













Abb. 51 Kreisneutrales Wertzeichen mit Stempel der LPG Typ III „Ernst Thälmann“ Hof-Salbitz, Kr. Oschatz, Bez. Leipzig 
Quelle: Fernau, W.: Betriebsgeld der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften der DDR 1963-1990, Essay Katalog 
1995, unpag., „Verzeichnis der Abbildungen“. Ebenso Sammlung M. Janello, Dresden 
 
Derartige Aufdrucke wurden z. T., wie in der LPG Bad Kleinen im Bezirk Rostock, zusätz-
lich mit der Unterschrift von zeichnungsberechtigten Leitern der LPG versehen. 
 
Den BD der Landwirtschaftsbank der DDR bzw. der späteren BLN der DDR oblagen Or-
ganisation und Vertrieb der Wertzeichen. Eine gewisse Passivität der anderen Bezirksdi-
rektionen erkennt man daran, dass es vor allem die BD Leipzig war, die sich dieser Aufga-
be stellte und sie auch für andere Bezirke wahrnahm. Der Opportunismus der später zu den 
„Staatsorganen“ gezählten Landwirtschaftsbank ging so weit, dass sie ihren ansonsten 
exakten Arbeitsstil aufgab und derartige Manipulationen aktiv unterstützte. 
 
Die Bezeichnungen für die Wertzeichen, die sich auch im Druckbild der Wertscheine wie-
der finden, waren von den Anwenderbetrieben unterschiedlich gewählt. Man findet 
- Wertscheine mit der Bezeichnung 
• Innerbetriebliches Verrechnungsgeld 
• Wertschein (beide in Sachsen nachweisbar) 
• Wertschein für innerbetriebliche Verrechnung 








• keine Bezeichnung, Wertzeichen (Plastemünzen) mit aufgeprägtem Wert und Betrieb 
• Betriebsgeld 





• Innerbetrieblicher Scheck. 
 
In den drei sächsischen Bezirken wurde in nachstehend genannten LPG Typ III mit LPG-





Ort Name der LPG Kreis 
Bezirk Dresden 
Kaufbach „Glück auf“ Dresden-Land 
Kreinitz „Glück auf“ Riesa 
Pochra „Clara Zetkin“ Riesa 
Röderau „Einheit“ Riesa 
Bezirk Leipzig 
Altenbach   unbekannt Wurzen 
Außig „Vorwärts“ Oschatz 
Börln „Helmut Just“ Oschatz 
Dahlen „Walter Ulbricht“338 Oschatz 
Doberschütz „Vorwärts“ Eilenburg 
Großbothen „Einheit“ Grimma 
Hof-Salbitz „Wilhelm Pieck“ Oschatz 
Luppa „Eintracht“ Oschatz 
Niedergoseln „Vorwärts“ Oschatz 
Paschwitz „Frischer Wind“ Eilenburg 
Zävertitz „8. Mai“ Oschatz 
Zschettgau „1. Mai“ Eilenburg 
Bezirk Karl-Marx-Stadt 
Auerswalde „Ernst Thälmann“ Karl-Marx-Stadt- Land 
Burgstädt „Thomas Münzer“ Karl-Marx-Stadt- Land 
Kemmnitz „Helmut Just“ Plauen 
Langenau „Karl Marx“ Brand-Erbisdorf 
Niederschöna „Otto Buchwitz“ Freiberg 
Schneeberg „Glück auf“ Aue 
 










Insgesamt gab es in der DDR 16 LPG, welche Schecks ohne Aufdruck einer Wertangabe 
anwendeten, die lediglich auf bestimmte Leistungen und Produkte, z. B. Milchschecks im 
thüringischen Kreis Sömmerda, gerichtet waren. 
Ort Name der LPG Kreis Bezirk 
Holzhausen „Bessere Arbeit“ Leipzig-Land Leipzig 
Jesewitz „Wiljams“ Eilenburg Leipzig 
Limbach „Ehre der Arbeit“ Reichenbach Karl-Marx-Stadt 
Schneeberg „Glück auf“ Aue Karl-Marx-Stadt 
alle LPG des Kreises . Zschopau Karl-Marx-Stadt 
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Die Wertzeichenmethode hatte in allen Bezirken der DDR Einzug gehalten. In der Haupt-
sache waren es LPG Typ III mit fortgeschrittenem Betriebsabrechnungssystem, die sich 
ihrer bedienten. Die meisten Anwender waren in den Bezirken Magdeburg und Erfurt an-
zutreffen. In diesen Bezirken, die schon seit dem 19. Jahrhundert über eine historisch ge-
wachsene vorteilhafte Agrarstruktur und größtenteils die besten Böden Deutschlands ver-
fügten, hatten sich bereits während der ersten beiden Phasen der LPG-Entwicklung z. T. 
wirtschaftlich stärkere LPG, die mit funktionierender Kostenträger- und -stellenrechnung 
arbeiteten, entwickelt. Diese LPG wurden von Personal geleitet, das in der Lage und wil-
lens war, zentrale Beschlüsse von Partei und Regierung im eigenen Betrieb umzusetzen. 
Dass dazu auch ein gewisses Maß von Opportunismus gehörte, versteht sich von selbst. Im 
Bezirk Suhl gab es nur eine LPG (Streufdorf), die mit LPG-Geld verrechnete. Auch das ist 
bezeichnend. Der Bezirk Suhl wurde von der DDR-Bevölkerung und auch in Funktionärs-
kreisen zuweilen als autonome Gebirgsrepublik bezeichnet, da jenseits des Thüringer Wal-
des, unmittelbar an der innerdeutschen Grenze, öfters zentrale Beschlüsse aus dem fernen 
Berlin verzögert umgesetzt worden waren.  
 
Folgende Gruppen juristischer Personen konnten als Anwender der Wertzeichenmethode 
in der DDR nachgewiesen werden: 
3 Kooperationsgemeinschaften (Kr. Köthen, Bez. Halle) 
1 Kooperative Abteilung Pflanzenproduktion (Kr. Köthen, Bez. Halle) 
6 VEG 
1 LPG (P) (Kr. Köthen, Bez. Halle) 
174 LPG 
 
Dass es in den Territorien der LPG zur Herausbildung eines besonderen Sprachgebrauchs 
kam, ist eine bisher wenig beachtete Erscheinung, die es wert wäre, im Rahmen der sozi- 
alen und kulturellen Auswirkungen der Entstehung von LPG gesondert zu untersuchen. 
Bekannt ist, dass die zentralen Verwaltungsgebäude der LPG oft „Kreml“ oder „Weißes 
Haus“ bezeichnet wurden, wie auch Vorsitzende häufig unverdeckt mit „Stalin“, „Hitler“, 
„Chruschtschow“ (z. T. mit Produktbeinamen) oder ihrem Familiennamen mit Produktbe-
zeichnung betitelt wurden. Beispiel dafür ist der Name „Bullen-Lehnhardt“, Vorsitzender 
einer LPG im Kreis Meißen mit einer großen Mastbullenhaltung.339 So blieb es nicht aus, 
dass auch die Wertzeichen umgangssprachliche Bezeichnungen erhielten, wie z. B. 
- „Döhler-Mark“, LPG Dahlen, Kr. Oschatz, Bez. Leipzig,340 Vorsitzender Johannes 
Döhler (siehe Abb. 45) 
- „Mucker-Mark“, LPG „Rosa Luxemburg“, Dreschvitz, Kr. Rügen, (Mucker nord-












Abb. 52  „Muckermark“, Druckplatte für die Wertscheine der LPG 
 Dreschvitz  
Quelle:  Archiv des ehemaligen DLM Markkleeberg, 2002 
 





Im Allgemeinen sprach die Bevölkerung in den betreffenden ländlichen Gebieten jedoch 
























Abb. 53 Vergleich der Ist-Kosten- und -Leistungen 1964 mit 
 den Plan Kosten und Leistungen 1965 in der GPG 
 „Neuer Obstbau“, Neufahrland, Kr. Potsdam-Land, 
 Bez. Potsdam, als Grundlage für die Einführung von 
 LPG-Geld, in Neufahrland „Döhler-Mark“ genannt 

























Abb. 54 Abrechnung Innerbetrieblicher Wertmarken 
 von Viehwirtschaftsbrigaden der LPG „Ein-
 tracht“, Typ III, Luppa, Kr. Oschatz, Bez. 
 Leipzig, Jahr 1966 
Quelle: AG Landwirtschafts- und Heimatgeschichte 
 beim Beirat der Vermögensgesellschaft Dah-
 len GbRmeH. (VVG): Die landwirtschaftli-
 chen Produktionsgenossenschaften (LPG) im 
 Bereich Dahlen. Juni 2003 
 
Die Wertzeichen waren entsprechend der Währungsbezeichnung der DDR gekennzeichnet, 
was aber nicht in jedem Fall bedeuten musste, dass die Inkraftsetzung und Gültigkeitsdauer 
bei den Anwendern mit der Währungsbezeichnungsänderung übereinstimmen mussten. 
Tatsächlich handelte es sich nur um eine inoffizielle Währung. Die Währungsbezeichnung 
lautete für Aufdruck mit: 
225 
 
DM (Deutsche Mark) von 01.11.1958 bis 30.07.1964 341 
MDN (Mark der Deutschen Notenbank) von 01.08.1964 bis 30.11.1967 
M (Mark) ab        01.12.1967 
Bei der Wertzeichenmethode galt das Freiwilligkeitsprinzip, ein Begriff, den man den 
Prinzipien des Leninschen Genossenschaftsplanes entlehnt hatte. Keine LPG wurde unter 
staatlichen Druck gesetzt, die Wertzeichenmethode anzuwenden. Dies wird dadurch deut-
lich, dass es nur 174 von knapp 6.000 LPG (1966) und 11 andere Landwirtschaftsbetriebe 
gab, die sich zur damaligen Zeit der Wertzeichenmethode bedient hatten. LPG des Typs I 
hatten sich an dieser währungstechnischen Manipulation nicht beteiligt. 1966 erfolgten die 
letzten Ausgaben von LPG-Geld. Von da an verlor die Wertscheinmethode völlig an Be-
deutung, da sie in den Anwenderbetrieben nicht mehr funktionierte. Spätestens 1970 wur-
den in den LPG und kooperativen Einrichtungen die restlichen Wertzeichen aufgebraucht 
bzw. für andere Zwecke verwendet.  
 
Weitestgehend unbeachtet von den Dienststellen des Staats- und Parteiapparates, den    
Agrarökonomen und -historikern der DDR, den Anwendern selbst und unspektakulär lief 
eine der kuriosesten agrarpolitischen Erscheinungen sowie ein sozialistisches Experiment 
der SED aus. In den Quellen finden sich kaum noch Belege für die Wertscheinmethode. 
Zeitzeugen negieren zuweilen bewusst die Anwendung in ihrer damaligen LPG.  
 
3.1.2.3 Zwischenbetriebliche Beziehungen der LPG 
 
Das mit der Ministerratsverordnung vom 03.07.1964 über das NÖSPL in Bewegung ge-
kommene ökonomischen Denken brachte nicht nur die Bildung von innerbetrieblichen 
Beziehungen der Landwirtschaftsbetriebe hervor, sondern es entwickelten sich gleichzeitig 
zwischenbetriebliche Beziehungen.  
 
Die verstärkte „ökonomische Stimulierung“ der Landwirtschaftsbetriebe bei ständiger Stei-
gerung des Abschöpfungsgrades durch den Staat verlangte rationellere Organisations-
formen. Deshalb gliederten LPG bestimmte Betriebs- und Erzeugungszweige, die in separa-
ten Betriebsformen, von den Partnern selbst geschaffen und betrieben, im Rahmen der Spe-
zialisierung effektiver geführt werden konnten, aus. 
 
Im Zuge der Aufnahme von zwischenbetrieblichen Beziehungen entstanden erstmals Be-
triebsformen, die durchaus den späteren kooperativen Einrichtungen zugeordnet werden 
können. Sie nannten sich jedoch zu jener Zeit noch nicht so, wurden aber im weiteren Ver-
lauf ihrer Entwicklung in die sich ab 1966 herauskristallisierenden Kooperationsgemein-
schaften integriert. Im fachorientierten Sprachgebrauch der DDR-Landwirtschaft hatte sich 
das Wort Kooperation noch nicht eingebürgert. Man sprach lediglich von Gemeinschafts-
einrichtungen (GE).342 Es handelte sich vorläufig um zwischengenossenschaftliche bzw. 
zwischenbetriebliche Einrichtungen von LPG unterschiedlichenVergesellschaftungsgrades 
hinsichtlich Produktion und Arbeit und anderer Betriebe der Landwirtschaft, in Kurzform 
als ZGE bzw. ZBE bezeichnet. Bei diesen neuen Betriebsformen, die sich die Landwirt-
schaftsbetriebe sowohl für die Primärproduktion als auch für Neben- und Hilfszweige ein-
gerichtet hatten, sind ökonomisch und juristisch selbstständige von nicht selbstständigen 
Betrieben zu unterscheiden, wie das für die kooperativen Einrichtungen zu Ende der sechzi-
ger Jahre ebenfalls zutrifft.343 Prinzipiell und wirtschaftlich gesehen bestanden aber deshalb 
zwischen diesen Betriebsformen keine Unterschiede. Ihre Entstehung verdanken sie jedoch 
zwei verschiedenen agrarpolitischen Zielstellungen. Bei der späteren Kooperation ging es 
um eine höhere staatliche Einflussnahme auf die weitere Entwicklung der LPG im Sinne der 
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SED-Agrarpolitik. Demgegenüber entstanden weitgehend unter Wahrung der Selbstbe-
stimmung der Partner, vor allem der LPG und aus eigenem Antrieb heraus, zwischenbe-
triebliche Formen. Deren Zweck bestand in der Schaffung besserer Produktionsbedingun-
gen und besserer betriebswirtschaftlicher Ergebnisse, um im Grunde mit dem engen Rah-
men der sozialistischen Produktionsbedingungen zurechtzukommen.  
 
Prinzipiell ging die Bildung von GE mit dem Bestreben, dem Anliegen des neuen ökonomi-
schen Systems gerecht zu werden, einher. Gründerbetriebe von ZGE/ZBE entsprachen zu-
nächst immer der aktuell-politisch richtigen Linie. In der Tat war es nicht Aufgabe der LPG, 
in ihre Betriebsstruktur Bereiche einzubauen, die zwar für das Funktionieren der Primärpro-
duktion unbedingt erforderlich, ihr aber nicht direkt zuzuordnen waren und vor allem die 
Gemeinkosten erhöhten. Welche Produktionsrichtungen betrieben werden konnten und wel-
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Die bis 1965 entstandenen zwischengenossenschaftlichen Einrichtungen (ZGE) waren im 
Prinzip kooperative Betriebsformen, die sich aus den relativ kleinen LPG entwickelt hatten.  
In der Folgezeit entstanden darüber hinaus zwischenbetriebliche Einrichtungen (ZBE), die 
neben kollektivem Eigentum und Kapital der LPG bereits Volkseigentum durch beteiligte 
volkseigene Betriebe aufwiesen. Die Rechtsgrundlage dafür bestand im § 23 des LPG-
Gesetzes. 345 Zur Zeit des Erlasses des LPG-Gesetzes im Jahre 1959 gab es im Primärpro-
duktionsbereich bereits ZGE bzw. ZBE. Man konnte also auf Erfahrungen aufbauen. Die 
in den sächsischen Bezirken vorgefundenen GE entsprachen alle dem vorgenannten 
Schema. Sie erzeugten Eier, Schweinefleisch und Produkte der Schafhaltung. Relativ 
früh, d. h. 1965/66, spezialisierten LPG ihren Garten- und Obstbau sowie die Waldwirt-
schaft in Form von ZGE/ZBE. 
 
Für die Neben- und Hilfsproduktion gründeten die LPG mit Partnerbetrieben Mischfutter- 
und Trockenwerke, Ladegemeinschaften für voll mechanisierte Be- und Entladearbeiten 
und zentrale Versorgungseinrichtungen für Dünge-, Schädlingsbekämpfungs- und Futter-
mittel.346 ZGE und ZBE galten volkswirtschaftlich und agrarpolitisch gesehen als soziali-
stische Landwirtschaftsbetriebe. Sie nahmen daher sämtliche Möglichkeiten und Vorteile, 
die die ökonomischen Regelungen des Staates boten, wahr.  
 
Von ZGE sprach man, sofern nur LPG (auch GPG) beteiligt waren. Im Falle der Beteili-
gung von Betrieben mit Volkseigentum trugen diese Gemeinschaftseinrichtungen den 
Namen ZBE. Die zwischenbetrieblichen Bauorganisationen (ZBO) konnten juristisch ge-
sehen u. U. auch den Status einer ZGE einnehmen, sofern es sich bei den Beteiligten nur 
um LPG handelte. 
 
Das relativ geringe Vorkommen von zwischenbetrieblichen Beziehungen, d. h. ZGE/ZBE, 
in den Nebenzweigen mit ökonomischer und juristischer Selbstständigkeit innerhalb der 
zweiten Entwicklungsetappe der LPG stellt eine gewisse Typik dieses Zeitabschnittes dar. 
Mithilfe derartiger Beziehungen und entsprechender Betriebsformen wurden, wie auch bei 
der Primärproduktion, mit staatlicher Unterstützung Kapazitäten des Bau- und Meliorati-
onswesens sowie andere Dienstleistungen aus dem direkten Produktionsprozess der LPG 
herausgelöst und verlagert. Diese Betriebe waren berechtigt, Leistungs-, Liefer- und Inves-
titionsleistungsverträge auf der Grundlage des Vertragsrechts der DDR zu schließen, und 
arbeiteten gewinnorientiert. Über die Gewinnverwendung entschied jedoch die Bevoll-
mächtigtenversammlung der jeweiligen Partner. Überplanmäßiger Gewinn bei Bau- und 
Meliorationsleistungen wurde mit den Mitgliedsbetrieben i. d. R. über Preisnachlässe 
verrechnet. Planmäßiger Gewinn diente der Fondsbildung zur erweiterten Reproduktion 
des Arbeitsvermögens der ZGE/ZBE. GE des Landwirtschaftsbaues und Meliorationswesens 
waren von vornherein als ökonomisch und juristisch selbstständige Betriebe aufgebaut wor-
den.347  
 
In den drei sächsischen Bezirken hatte sich die Ausgliederung der landwirtschaftlichen 
Hochbaukapazität in Form von ZBO, wie folgt entwickelt.348 
 
Bezirk        Anzahl der Bauorganisationen Anzahl der Arbeitskräfte 
 1963 1964 1965 1963 1964 1965
DDR gesamt 233 285 340 6.130 8.242 10.966
dar. Dresden 14 22 31 358 596 883
dar. Karl-Marx-Stadt 10 8 18 240 238 452




Die Durchschnittsleistung je Arbeitskraft lag 1965 in den sächsischen Bezirken zwischen 
22.031 und 22.865 MDN.349 Sie hatte seit 1963 eine steigende Tendenz.  
 
Im Bezirk Dresden lag 1965 der monatliche Durchschnittslohn für Maurer bei 482–650 
MDN, für Hilfsarbeiter, von denen in den Herkunftsbetrieben zahlreiche beschäftigt waren, 
zwischen 300 und 580 MDN.350 
 
Bei den ZGE/ZBE Meliorationsgenossenschaften hatte sich bis Ende 1965 folgender Be-
stand entwickelt.351 
 
Bezirk Anzahl der MG Anzahl der Mitgliedsbetriebe dar. LPG 
DDR gesamt 208 6.236 5.817 (+63 GPG) 
dar. Dresden     6    108         105 
dar. Karl-Marx-Stadt     2      17           12 
dar. Leipzig     4      72     65 (+1 GPG) 
 
Die MG der Bezirke Dresden und Karl-Marx-Stadt erzielten in dieser Zeit keinen bzw. 
geringen Gewinn.352 
 
Vorerst blieb es bei der Herauslösung der Hoch- und Tiefbauarbeiten aus den LPG, was 
stets mit einer Ausgliederung von Arbeitskräften verbunden war, jedoch unter Beibehaltung 
der Verfügbarkeit der Kapazitäten für die delegierenden LPG. Spätestens Mitte der 
1970er Jahre sollte sich das aber zuungunsten der LPG und des gesamten Wirtschaftszwei-
ges Landwirtschaft ändern. Der erste Schritt der Umwandlung des Genossenschaftsbauern 
zum Arbeiter war mithilfe der zwischenbetrieblichen Formen getan, ebenso ein weiterer 
Schritt zum direkten Eingriff in die wirtschaftliche Tätigkeit der LPG durch staatliche Be-
hörden. Mit diesen Maßnahmen wurde versucht, die Mangelwirtschaft im Bauwesen zu 
begrenzen, welche infolge des in der Ulbricht-Ära ruinierten Handwerkerstandes und der 
klein- und mittelständischen Unternehmen aufgetreten war.  
 
Territoriale Unterschiede bei der Entwicklung und Verbreitung von Gemeinschaftsein-
richtungen zwischen den nördlichen, mittleren und südlichen Bezirken sind nicht aufgetre-
ten, wohl aber hinsichtlich der Größe ihrer Einzugsgebiete.  
 
Die ZGE/ZBE verteilten sich über die gesamte DDR, ohne dass es z. B. in den sächsischen 
oder thüringischen Bezirken zu einer erkennbaren Konzentration gekommen wäre. Wie 
auch bei den LPG-Gründungen nahmen die staatlichen Behörden keine Rücksicht auf die 
Freiwilligkeit bei der Herausbildung von zwischenbetrieblichen Beziehungen. Insbe-
sondere interessierte sich die staatliche Leitung in den Kreisen und Bezirken für die von 
den LPG aus der Not heraus geschaffene betriebseigene Hochbau-Kapazität. Da die staatli-
che Baukapazität nie ausreichte, um geplante Maßnahmen durchzuführen, nahm der Staat 
die Gelegenheit wahr, im Rahmen der Spezialisierung in der Landwirtschaft sich deren 
Baukapazität anzueignen.  
 
Als im Kreis Glauchau 1965 die erste ZBO des Kreises unter Einflussnahme des RdK ge-
gründet wurde, um Schwerpunktvorhaben der Landwirtschaft durchführen zu können, be-
gegneten verständlicherweise die LPG-Mitglieder dem mit viel Skepsis und weigerten 
sich, in die Waldenburger ZBO ihre Bauarbeiter zu delegieren. 1966 war jedoch der Druck 
„von oben“ so stark geworden, dass z. B. die LPG Oberwiera den Widerstand aufgab und 
am 01.07.1966 acht Arbeitskräfte entsandte. Zurückgeblieben waren vier Maurer und zwei 
Zimmerleute als „kleine Reparaturbrigade“ der LPG, die auch unverzichtbar war, um dort 
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die notwendigen kleineren Baumaßnahmen rasch realisieren zu können. In späteren Peri- 
oden griff die staatliche Leitung erneut auf diese Reserven zurück, um die schwache staat-
liche Baukapazität abermals zu stärken, wobei sie die Selbsthilfemöglichkeiten der LPG 
erneut ausnutzte. In der Beispiel-LPG im Kreis Glauchau befanden sich 1968 noch etwa  
50 % des Kuhbestandes in 20 verschiedenen Milchviehställen, die von je 2 Ak bedient 
wurden, sogenannte Familienställe. 1965 hatte diese LPG ca. 80 % des Kuhbestandes in 
Ställen mit einer Kapazität von 8–35 Kuhplätzen gehalten. Das hätte unbedingt einer Ver-
änderung bedurft. Aber in den Kreisen fehlten leistungsfähige Baubetriebe, die in der Lage 
gewesen wären, wirtschaftliche, mit optimaler Stallkapazität und moderner Technologie, 
bis zur strohlosen Aufstallung, versehene Anlagen zu bauen. Der Staat versagte wiederum 
mit seinen unzureichenden materiellen Möglichkeiten, sodass zu viel Zeit verstrich, um zu 
einer Modernisierung kollektivwirtschaftlicher Großbetriebe zu kommen.353 
 
Typisch für diese Entwicklungsphase der LPG waren vor allem die ökonomisch und 
juristisch nicht selbstständigen ZGE/ZBE der Primärproduktion. Solche zwischenbe-
triebliche Beziehungen regelten die Partner über Vereinbarungen, die aber nicht immer auf 
der Grundlage des Vertragsrechtes der DDR abgeschlossen wurden. Wie bei den späteren 
frühen und einfachen Kooperationsformen verteilten und verrechneten die Partner ihre 
Leistungen und das Betriebsergebnis der GE anhand gemeinsam abgestimmter inner-
betrieblicher Verrechnungspreise jeweils am Ende des Wirtschaftsjahres. Solche Bezie-
hungen entwickelten die LPG und andere Partner zu jener Zeit noch auf selbstbestimmter 
Grundlage und unter Wahrung der sogenannten innergenossenschaftlichen Demokratie. Sie 
dienten dem gegenseitigen Vorteil, der Arbeitserleichterung des Personals, aber auch der 
staatlichen Abschöpfung von Agrarprodukten. Im Gegensatz dazu hatten andere Länder 
des RGW wie Polen die staatliche Abschöpfung von vornherein vernachlässigt und 
dadurch ständig Mängel bei der Versorgung der Bevölkerung zugelassen. 
 
Im Folgenden sollen zwei relativ früh, in den Jahren 1964 bzw. 1965, von LPG im Um-
feld der Bezirkshauptstadt Karl-Marx-Stadt als ZGE/ZBE der Primärproduktion auf-
gebaute Legehennenhaltungen als sächsische Fallbeispiele rekonstruiert werden. 
 
- ZGE Hühnerhaltung in Hennersdorf, Kr. Flöha, Bez. Karl-Marx-Stadt  
Da die Konzentration und Spezialisierung der tierischen Produktion nicht immer auf in-
nerbetrieblicher Grundlage eines Betriebes möglich war, beschloss die Produkti-
onsleitung des Landwirtschaftsrates beim Ministerrat der DDR die Herausgabe eines 
einheitlichen Musterrahmenstatuts für Gemeinschaftseinrichtungen der Zweige der tieri-
schen Produktion (GBL. der DDR, T. III von 19.06.1964). Damit entsprach die Wirt-
schaftsführung des Staates einem dringenden Bedürfnis der landwirtschaftlichen Praxis 
und schuf den rechtlichen sowie organisatorischen Rahmen für den Aufbau von GE. 
Vor allem den Geflügelhaltungen gelang es, in Form von ZGE/ZBE arbeitswirt-
schaftliche Forderungen zu erfüllen. Es war möglich, bautechnische Lösungen mit rela-
tiv geringem finanziellen Aufwand und rationellen Produktionsverfahren, die eine Stei-
gerung von Arbeitsproduktivität und Produktionsausstoß ergaben, zu kombinieren. 
 
Die LPG „Zschopautal" Typ I in Hennersdorf im Kreis Flöha hatte nach ihrer Gründung 
1958 im ersten Stock einer stillgelegten Handwagenfabrik eine kollektivwirtschaftliche 
Bodenintensivhaltung von 2.100 Legehennen und im Erdgeschoss von entsprechen-
den Junghennen aufgebaut. Nachdem in der LPG die Erkenntnis gereift war, diese Ab-
teilung anhand der eigenen Futtergrundlage nicht wirtschaftlich weiterführen zu können, 
kam der Vorstand mit den LPG des Kreises Flöha „Junge Garde", Typ III, Dittmanns-
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dorf, und „Edwin Hörnle", Typ III, Erdmannsdorf, überein, im Jahre 1961 eine gemein-
schaftliche Hühnerhaltung als ZGE in diesem Objekt zu organisieren. 
 
Dazu wurde lediglich eine sogenannte zwischenbetriebliche Vereinbarung zwischen den 
LPG abgeschlossen. Es gab zu dieser Zeit noch keine Rechtsgrundlage und keine Be-
vollmächtigtenversammlung der an der ZGE Beteiligten. Die LPG waren lediglich 
durch ihre Vorsitzenden vertreten. Die Partner hatten jedoch bereits einen gemeinsamen 
Grundmittelfonds gebildet. Die Verteilung des Betriebsergebnisses entsprach aber 
schon dem Entwurf des Statuts der ZGE auf der Basis des im Mai 1964 vom Ministerrat 
verabschiedeten Musterstatus für ZGE. Die Verteilung war abhängig von der Anzahl 
der Legehennen, die die einzelnen LPG zur gemeinsamen Einstallung einbrachten. Von 
den Einstallungszahlen hing auch die Verpflichtung der LPG zur entsprechenden Fut-
termittellieferung ab. Die Bezahlung der Arbeitskräfte erfolgte bereits nach dem erziel-
ten Endprodukt anhand solcher betriebswirtschaftlicher Kennzahlen, wie 
 
Arbeitsmaß (Vorgabe) 2.400 Hennen/Ak 180 Eier/Henne und Jahr 
Vergütung 0,15 AE/100 Eier (= 1,50 MDN) 
bei der Kükenaufzucht 1,30 MDN/legereife Henne 
 
Einen wichtigen Passus nahmen die Partner in die zwischenbetriebliche Vereinbarung 
auf, nämlich die Kürzung der Geldeinkünfte bei der Verteilung an die beteiligten LPG 
am Jahresende im Falle von Terminverzögerung bei der Futteranlieferung. 
 
Die 1965 ermittelten ökonomischen Ergebnisse der ZGE widerspiegeln die Wirtschaft-
lichkeit des Unternehmens: 
 
- GE Legehennenhaltung, im Kreis Karl-Marx-Stadt-Land  
Im Jahre 1965 hatte sich im Kreis, ähnlich wie im Kreis Flöha, eine weitere zwischen-
genossenschaftliche Einrichtung für die Haltung von Legehennen einschließlich eige-
ner Bestandsreproduktion, die im Jahr 1966 schon mit der Bezeichnung Kooperation be-
schrieben wurde, herausgebildet.355  
• x  - Erlös/Ei (Pf.) 
• Kosten/Ei (Pf.) 
• Gewinn/Ei (Pf.) 
   34,4  
  15,1  
  19,3  
• Legeleistung /Henne im x -Bestand und pro Jahr (Eier) 193  
• Gewinn /Henne des Anfangsbestandes (MDN)   32,40  
• Betriebsergebnis (MDN) Plan        Ist 
Erlöse    101.721,- 122.319,51 
Kosten    44.250,-   54.174,38 
• Geldeinkünfte (MDN)          57.471,-   68.145,13 
• Verteilung der Geldeinkünfte (MDN)   
Vergütung    15.421,46 
Gewinn zur Verteilung    52.723,67 
• Gewinn, Verteilung an die Parner (MDN): 
LPG Dittmannsdorf Anteil  53,1 %   27.996,27 
LPG Erdmannsdorf      "    30,7 %   16.186,16 
LPG Hennersdorf 354      "    16,2 %     8.541,24 
dar. Speisung des Unteilbaren Fonds  
(zur erweiterten Reproduktion) 
     6.000,00 
dar. Speisung gemeinsamer Fonds      8.351,00 
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Die GE ähnelte in ihren Grundzügen bereits den später, ab 1966/1967, entstandenen 
frühen kooperativen Einrichtungen. So lässt die Entwicklungsbetrachtung die Er-
kenntnis zu, dass die zwischenbetrieblichen Beziehungen als Keimzellen für die nach-
folgenden kooperativen Einrichtungen anzusehen sind und dass sich bei letzteren eine 
neuartige Begrifflichkeit eingestellt hatte. Die Kooperation sollte ab diesem Zeitpunkt 
die Zauberformel der Agrarpolitik für eine Verbesserung der betriebswirtschaftlichen 
Ergebnisse der Landwirtschaft werden. In der Tat hatten die vorläufigen zwischen-
betrieblichen Organisationseinheiten, wie es sich beispielsweise in der Hennersdorfer 
Hühnerhaltung zeigte, positive Effekte aufzuweisen. Durch solche Ergebnisse ermutigt, 
wendete sich die Agrarpolitik verstärkt der Kooperation zu. 
 
Die Gärtnerische Produktionsgenossenschaft (GPG) „Neues Leben“, Karl-Marx-Stadt, 
war vom Produktionsprofil gesehen nicht für die Eiererzeugung geeignet. Dennoch hat-
te sie staatliche Planauflagen für die Lieferung von Eiern erhalten. Die GPG besaß seit 
Jahren eine umfangreiche Geflügelhaltung, die aber eines erheblichen Investitionsauf-
wandes für Anlagen zur Zucht, Brut und Kükenaufzucht sowie eines Sozialgebäudes 
bedurft hätte. Eine eigene Futtergrundlage fehlte aufgrund des gärtnerischen Anbaupro-
fils. Daher bezog die GPG das Futter aus dem staatlichen Futtermittelfonds zu hohen 
Preisen. Vor der GPG stand deshalb die Aufgabe, die Geflügelhaltung auf der Basis ei-
nes eigenen Futteraufkommens umzuorganisieren. Das Personal der Geflügelbrigade 
stellte im Jahre 1965 Überlegungen an, wie die betriebseigenen Produktionsmöglichkei-
ten auf dem Wege zwischenbetrieblicher Beziehungen mit anderen Landwirtschaftsbe-
trieben genutzt und verbessert werden könnten. Nachforschungen der GPG ergaben das 
Interesse von sieben im Umkreis liegenden LPG zur Beteiligung an einer GE, die im 
Januar des Jahres 1966 zustande kam und schon als kooperative Geflügelhaltung fir-
mierte. Es handelte sich um die LPG in Rottluff, Harthau, Klaffenbach, Burkhardtsdorf, 
Claußnitz, Dittersdorf und Reichenbrand, welche sich mit recht unterschiedlichen Aus-
gangspositionen wie Durchschnittsbestand und Legeleistung/Henne in der GE zusam-
menfanden. 
 
Juristisch und betriebswirtschaftlich verhielt es sich nicht anders als bei der vorge-
nannten ZGE in Hennersdorf. Am 01.01.1966 hatte sich ein Kooperationsrat, bestehend 
aus einem Delegierten der GPG und je einem Delegierten aus sieben LPG, für die Hal-
tung von ca. 4.000 Hennen konstituiert. Dieses Gremium war aber den Vollversamm-
lungen und nicht den Delegiertenversammlungen der Partnerbetriebe rechenschafts-
pflichtig. Die wirtschaftlichen zwischenbetrieblichen Beziehungen regelte ein Koopera-
tionsvertrag.356 Die bisherigen Futterprobleme, vor allem die der GPG, löste ein 
Vertrag zwischen den Partnern der GE und dem VEAB, auf dessen Grundlage über 
Getreidetausch den LPG industriell hergestelltes Futter geliefert wurde. Der Vor-
teil dieser Verbindung bestand in höherer Termintreue und Kontinuität der Futterbe-
reitstellung, als sie bisher in den früheren Haltungen üblich war. Weitere Vorteile erga-
ben sich aus 
• insgesamt verbesserter Haltungsform und Tierbetreuung, 
• Verbesserung der Futterverwertung: 
der Futterverbrauch lag z. B. in der LPG Reichenbrand bei 
Ist 36.580 Eier 180 dt (ohne Kartoffeln) und Plan 40.000 Eier 125 dt (zuzüglich 2 t 
Magermilch), 
• geringerem Ak-Bedarf als in den Einzelbetrieben, 
• Einsatz qualifizierteren Personals, 
• Erhöhung der Legeleistung, welche in den Vorjahren (1965 140 Eier/Henne und a) 
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nicht befriedigte, auf 160 Eier/Henne und a,  
• Erhöhung des staatlichen Aufkommens um 158.000 Eier gegenüber dem Vorjahr. 
 
Die Futterbereitstellung erfolgte gemäß Kooperationsvertrag jedoch durch jeden Part-
nerbetrieb (außer der GPG) je nach Hennenbeteiligung (einschließlich für Junghen-
nen) an die GE separat und in Höhe von 50 kg Getreide sowie 8 kg Magermilch 
/Henne und a (einschließlich für Küken- und Junghennenaufzucht). Für das Jahr 1966 
hatte die GE folgendes Betriebsergebnis (vgl. ZGE Hennersdorf,  S. 230) geplant: 
Wirtschaftlichkeit 
• x  Erlös/Ei (Pf.)    33,0  
• Kosten/Ei (Pf.)    23,2  
• Gewinn/Ei (Pf.)      9,8  
• Legeleistung/Henne im x Bestand und a. (Eier)  160  
• Gewinn/Henne des Anfangsbestandes (MDN)    15,70  
 
Verteilung des Gewinns (MDN) 
• Verteilung an die Partnerbetriebe je Henne (bei 160 Eiern/a)      8,65  
• Fondszuführung in den GE je Henne      7,05  
• dav. in den Investitionsfonds (= 9 % der Einnahmen) (%)    75  
dav. in den Sozialfonds (= 3 % der Einnahmen) (%)    25  
 
Die GE-Beschäftigten aus der GPG Karl-Marx-Stadt blieben weiterhin Mitglied ihres 
Betriebes und erhielten die Vergütung in Form von AE auf Grundlage des Betriebser-
gebnisses der GPG, abhängig von der Qualifikation der Beschäftigten. Die anderen Ar-
beitskräfte der GE hingegen erhielten bei Erreichung von überplanmäßigem Gewinn    
20 % zur direkten Auszahlung.357 
 
Auf dem Wege zwischenbetrieblicher Beziehungen gelang es, wie ersichtlich ist, der 
GPG, ihre baulichen Anlagen für die Hühnerhaltung, trotz Fortbestehens des Staatspla-
nes Eier, unabhängig vom staatlichen Futtermittelfonds weiterhin sinnvoll zu nutzen 
und zu amortisieren. 
 
Diese zwischengenossenschaftliche Organisationsform war zugleich eine Übergangs-
form von zwischenbetrieblichen Beziehungen der zweiten Phase des Untersuchungs-
zeitraumes zu kooperativen Einrichtungen der dritten Phase von 1966–1969. 
 
Derartige frühe kooperative Formen entstanden aus dem Bewusstsein der LPG, sich von 
uneffektiven Erzeugungszweigen zu entlasten und auf die Zweige der landwirtschaft-
lichen Primärproduktion zu konzentrieren, in welchen man besser und gezielt Fonds ein-
setzen sowie die Vorteile von Konzentration und Spezialisierung wahrnehmen konnte.    
  
Die beiden Legehennenhaltungen im damaligen Bezirk Karl-Marx-Stadt können als Bei-
spiele zwischenbetrieblicher Beziehungen, welche die Betriebsformen gemäß Pkt. 1.1 
vorgenannten Schemas S. 226 (ökonomisch und juristisch nicht selbstständig, innerhalb 
der Primärproduktion in der Viehwirtschaft) hervorgebracht hatten, angesehen werden.   
  
In den sächsischen Bezirken fand sich die gesamte Vielfalt der zwischenbetrieblichen 





- Grünfuttertrocknungsanlagen im Kreis Görlitz, Bez. Dresden 
Häufig wurden Grünfuttertrocknungsanlagen in Form zwischenbetrieblicher Bezie-        
hungen in der Feldwirtschaft errichtet. Anfangs durch Umnutzung vorhandener Bau-
substanz mit einfachen Mitteln in Eigenleistung der LPG geschaffen, nahm in den ko-
operativen Phasen die Anwendung von staatlich bestätigten Typenprojekten zu. Am 
Ende der sechziger Jahre entwickelte der VEB Landbauprojekt (LAPRO) Potsdam (jetzt 
Bundesland Brandenburg) wiederverwendungsfähige bautechnische Typen-Planungs-
unterlagen, nach welchen in allen Bezirken Grünfuttertrockenwerke (GTW) gebaut 
werden konnten. 
 
Im Jahr 1964 beteiligten sich im Bezirk Dresden sieben LPG des Typs I und III an einer 
gemeinsamen Investition für ein GTW am Standort Zodel im Kreis Görlitz. 1965 ging 
das GTW, das sich den Status einer ZBE gegeben hatte, in Nutzung. Wesentlich ist, 
dass diese ZBE als ökonomisch und juristisch selbstständiger Betrieb arbeitete und da-
mit das Beispiel einer zwischenbetrieblichen Beziehung von LPG bildet, die Pkt. 1.2 
vorgenannten Schemas S. 226 (ökonomisch und juristisch selbstständige Betriebsfor-
men der Primärproduktion in der Feldwirtschaft) entspricht. Das GTW trocknete außer 
Grünfutter, Zuckerrüben und Kartoffeln auch Getreide-Ganzpflanzen mithilfe von Roh-
braunkohle als Energieträger. Da zu jener Zeit Umweltprobleme, durch die Landwirt-
schaft verursacht, noch völlig untergeordnet angesehen wurden, spielten die Auswir-
kungen der Rohbraunkohleverbrennung auf die Umwelt keine Rolle. Später, in den 
siebziger Jahren, wurden solche Trockenwerke z. T. auf Heizölfeuerung umgerüstet, um 
als Folge der Energiekrise am Ende der siebziger Jahre im Zuge der sogenannten Ener-
gieträgerumstellung (ETU) erneut mit Rohbraunkohle betrieben zu werden. Der Jahres-
ausstoß des GTW betrug ca. 4.000 t Trockengut bei einer Kapazität des Trockners von 5 
t/h Grünmasse. In den Kampagnen wurde in drei Schichten getrocknet. Das GTW Zodel 
verrechnete seinen Aufwand gegenüber den beteiligten LPG mit 3,- MDN/dt Grün-
gut.358 Da es zu dieser Zeit keinen staatlichen Preis für Trockengut gab, war es normal, 
dass nicht beteiligte LPG bei Zukäufen das Erzeugnis lediglich auf der Grundlage von 
Selbstkosten des GTW erhielten. Das Verhalten benachbarter Landwirtschaftsbetriebe 
war i. d. R. konkurrenzlos, und man half sich gegenseitig vielfach auf ähnliche Art und 
Weise. Auch schon zu damaliger Zeit waren die Regeln des Wettbewerbes auf dem 
Binnenmarkt, so es ihn überhaupt gab, vollkommen ausgeschaltet.  
 
Zu Ende der sechziger Jahre wurde das GTW als Mitgliedsbetrieb in die Koope-     
rationsgemeinschaft Zodel eingebracht. Somit dient es auch als Beispiel, wie so-
wohl LPG als auch ZGE/ZBE und andere landwirtschaftliche Einheiten kooperativ 
verbunden und betrieben wurden. Im gleichen Kreis, in Altbernsdorf, arbeitete in 












Abb. 55 Das erste in der DDR durch LPG gebaute  Abb. 56 GTW der Kooperation Schönau in Altbernsdorf als 
 Trockenwerk am Standort Zodel und der   Typenprojekt. Ursprünglich mit Heizöl betrieben, 
 langjährige Leiter Wilhelm Büchner   später auf Rohbraunkohle umgerüstet 
Quelle: Schwonnek, B. /Berger, H.: Die erfolg-
reiche Entwicklung ... Görlitz 1985, S. 49 
 Quelle: Schwonnek, B. /Berger, H.: Die erfolgreiche Ent- 
wicklung ... Görlitz 1985, S. 50 
 
Gegen Ende des Untersuchungszeitraumes begannen viele LPG der sächsischen Be-
zirke, sich der Verarbeitung von Agrarprodukten zuzuwenden. Für solche landwirt-
schaftlichen Nebenproduktionszweige gründeten LPG ebenfalls Gemeinschaftsein-
richtungen. 
 
- Verarbeitungsbetriebe in Dahlen, Kr. Oschatz, Bez. Leipzig 
Im Januar 1969 hatten alle LPG des Kooperationsbereiches Dahlen aufgrund der vor-
handenen günstigen Produktionsvoraussetzungen begonnen, hydrothermisch vorbehan-
delte Trockenkartoffeln herzustellen.359 
 
Mit diesem Produkt konnte eine dafür geschaffene LPG-Gemeinschaftseinrichtung die 
Kartoffelerntemengen der Partner-LPG von ca. 1.200 ha Anbaufläche im eigenen Terri-
torium verarbeiten. Das Trockenprodukt fand in Kartoffelkloß- und Kartoffelpuffer-
mehl herstellenden Betrieben der DDR seine Abnehmer. 
 
Typisch für die Findigkeit und den Initiativreichtum der LPG-Leitungskräfte, um unter 
den gegebenen Verhältnissen „das Beste daraus zu machen“, baute die GE eine eigens 
zusammengestellte Technologie auf. Die Quelle360 beschreibt anschaulich die Durch-
führung des Vorhabens. Mit zwei Lokomotivkesseln und einem vom Papierwerk Pirna, 
Bez. Dresden, stillgelegten, dort von LPG-eigenen Handwerkern ausgebauten und in 
Dahlen wieder zusammengesetzten Bandtrockner wurde im November 1969 im Drei-
schichtbetrieb die Produktion unter der Firmenbezeichnung „Daveka- Werk“361 aufge-
nommen. 
 
Die LPG nutzten für die Errichtung von zwei neuen Hallen das Gelände neben dem 
Flachkühlhaus Dahlen, das sich u. a. wegen des vorhandenen Reichsbahnanschlusses als 
Produktionsstandort gut geeignet erwies. Die Partner-LPG der GE ordneten die erfor-
derlichen Arbeitskräfte, welche infolge der zunehmenden Mechanisierung der landwirt-




Die zu jener Zeit noch von privater Hand geführte Freitaler Firma Bernhard Werner als 
Hauptabnehmer der Dahlener Kartoffeltrockenware stellte daraus das in Sachsen be-











Abb. 57 Nachweis der LPG-Gemeinschaftsein-
 richtung „Daveka-Werk“ in Dahlen auf 
 der Einzelhandelsverpackung von Werners 
 Kloßmehl aus Freital-Potschappel, 1970 
Quelle: Langner, R.: „Streifzug durch Landschaft 
  und Landwirtschaft zwischen Collm und 
 Dahlener Heide.“ In: Sächsische Heimat-
 blätter, 54. Jg., 4/2008, S. 282–300 
 
Die zwischenbetrieblichen Beziehungen und ihre als ZGE/ZBE firmierenden Be-
triebe lösten sich im Zuge des weiteren Durchsetzens des Kooperationsgedankens nicht 
auf. Auch im Kooperationsbereich Dahlen setzte sich die Einrichtung von GE zur Ver-
arbeitung von Agrarprodukten fort. Da es im Bezirk Leipzig einen Mangel an Sauer-
kraut gab, wurde in Dahlen ab 1970 Weißkohl angebaut, weil in der Region die natürli-
chen und technischen Voraussetzungen für den Feldgemüseanbau bestanden, und in ei-
ner weiteren Dahlener GE zu Sauerkraut verarbeitet.  
 
Die GE „Daveka-Werk“ und die Weißkohl-Verarbeitung in Dahlen sind Belege für das 
Bemühen von LPG-Führungskräften, trotz der ungünstigen Bedingungen der planwirt-
schaftlichen und zentralistischen Umklammerung durch den Staat stabile und leistungs-
fähige Unternehmen auf kollektivwirtschaftlicher Basis herauszubilden. Es hatten sich 
Ansätze gezeigt, dass LPG potenziell und effektiv in der Lage waren, im ländlichen 
Raum günstige Arbeits- und Lebensbedingungen zu schaffen.  
 
Derartige GE existierten weiterhin und parallel zu kooperativen Einrichtungen und bildeten 
nach 1970 innerhalb großer KOG selbstständige Partnerbetriebe. Mit Beginn der dritten 
Etappe der LPG-Entwicklung, ab 1970, begannen sich ZGE/ZBE auch im Primärprodukti-
onsbereich in ökonomisch und juristisch selbstständige Betriebsformen umzuwandeln. 
Solcherart bestanden sie bis zum Jahre 1990. Der Eigentumsnachweis der ursprünglichen 
Partnerbetriebe und die Klärung der Vermögensansprüche der LPG-Bauern, die in GE be-
schäftigt waren, gestaltete sich während der Umwandlung der LPG in andere Rechtsformen 
zum Teil außerordentlich schwierig. 
 
3.1.2.4 Beispiele der Entwicklung von LPG eines sächsischen Kreises  
 
Zur Veranschaulichung der als Festigungsphase bezeichneten Anfangsjahre der Entwick-
lung unter „vollgenossenschaftlichen“ Bedingungen wird der Weg von sechs LPG Typ I 
und fünf LPG Typ III in sechs Gemeinden im östlichen Teil des Kreises Brand-Erbisdorf, 
Bez. Karl-Marx-Stadt, beschrieben.363 Es handelt sich um LPG, die am Ende der zweiten 
Entwicklungsetappe der LPG in einer KOG vereint waren und unter dem im folgenden 





Am 01.04.1960 traten 68 Bauern aus Burkersdorf in die bereits bestehende LPG „7. Ok-
tober“, Typ III, ein. Mit der Gründung der LPG „Burgberg“, Typ I, im gleichen Jahr 
war Burkersdorf „vollgenossenschaftliches Dorf“ geworden und entsprach damit der  
agrarpolitischen Zielstellung der DDR, die kein Einzelbauerntum mehr zuließ. Politi-
sche Unterstützung bei der totalen Kollektivierung leistete der Partnerbetrieb der LPG 
Typ III, der VEB Post- und Fernmeldewesen Freiberg. Teilweise leistete die Post auch 
tatkräftig durch unentgeltliche Arbeitseinsätze ihrer Belegschaft „sozialistische Hil-
fe“.364  
 
1960 rechnete die LPG Typ III in der Planposition Getreide eine Übererfüllung um    
5,5 dt/ha Anbaufläche ab.  
 
Schon 1960 erhielt die LPG Typ III vom RdK die Berechtigung zur Lehrlingsausbil-
dung. Als Lehrausbilder wurde das LPG-Mitglied Albert Wetzel tätig. 
 
1961 ging die LPG bei der Rübenpflege zur Leistungsarbeit über, angeregt durch den 
damaligen Produktionsleiter Günter Melzer, der in den Folgejahren bei der Entwicklung 
der LPG des Bereiches wichtige Leitungsfunktionen übernahm. Bisher war es in den 
Anfangsjahren üblich gewesen, eine pauschale Stundenvergütung im Feldbau zu ge-
währen. 
 
1961 wurden erste Baumaßnahmen wie der Schweinemaststall, der Schweinezuchtstall 
(Hofmann), das Durchfahrtsilo (Breuer) und die Komplettierung des Jungrinderstalles 
(Weichelt) durchgeführt. 
 
1962 hatten sämtliche LPG der DDR mit Schwierigkeiten bei der Erzeugung von Spei-
sekartoffeln als Folge der Ertragseinbrüche in den Jahren der Vollkollektivierung 1960 
zu kämpfen. Deshalb galt in diesem Jahr die besondere Aufmerksamkeit der staatlichen 
Führung und Partei sowie der LPG-Leitung der Frühjahrsbestellung. Die LPG Burkers-
dorf konnte für sich beanspruchen, die erste LPG des Kreises zu sein, die das Kartoffel-
legen abgeschlossen hatte. 
 
Zur Steigerung der im Kreis allgemeinen mangelhaften Milcherzeugung und in Erfül-
lung des Staatsplanes konnte die LPG Typ III 1962 eine zusätzliche Menge von     
85.000 kg abliefern, was als Ergebnis eines erstmals durchgeführten „sozialistischen 
Wettbewerbs“ zwischen den in den Milchviehställen Beschäftigten und den Feldbaubri-
gaden gewertet wurde. 
 
1962 übernahm die LPG vom Staat die MTS-Technik. Damit erhielt die LPG einen 
starken Mechanisierungsschub, ohne dafür investieren zu müssen. Die für die LPG Typ 
III kostenlose Technikübernahme geschah jedoch nicht zeitgleich mit den anderen Krei-
sen der DDR, wie bei den nachstehenden LPG zu sehen sein wird. 
 
Bis Mai 1964 baute die LPG Burkersdorf zwei Schweinezuchtställe mit 75 bzw. 25 
Sauenplätzen, was den Weg für eine intensivere Ferkelproduktion ebnete. 
 
1964 wurde zudem ein neuer Milchviehstall (Drechsler) fertiggestellt. Bis dahin hatte 




1959 bestanden in Dittersbach noch 44 Bauerngüter, die selbstständig arbeiteten. 
 
Die Ortschronik von Dittersbach365 berichtet, dass „im Februar 1960 Werber ins Dorf 
kamen, um die Bauern von den Vorteilen der sozialistischen Landwirtschaft zu über-
zeugen“. Viele Bauern wollten aber ihre Felder weiterhin selbst bewirtschaften. Die 
Werber kamen aus den staatlichen Verwaltungen, der SED-Kreisleitung und volkseige-
nen Betrieben. Einzelne blieben über Nacht und halfen sogar auf dem Feld. Die Ditters-
bacher Einzelbauern sahen aufgrund ihrer wirtschaftlich stabilen Lage nicht ein, in die 
LPG eintreten zu müssen. Der „Schritt vom Ich zum Wir“ bereitete vielen seelische 
Schwierigkeiten, da den Bauern im Erzgebirge eine besondere Haftung zum Boden und 
Besitz eigen ist.  
 
Dittersbach wurde am 01.04.1960, das zweite „vollgenossenschaftliche Dorf“ des Krei-
ses Brand-Erbisdorf.366 Es handelte sich hierbei um die kleine LPG „Einigkeit“, Typ III, 
1957 von sechs Klein- und Mittelbauern gegründet, mit einer LN von 70 ha. Diese An-
gaben vermitteln einen Eindruck, wie in den südlichen Kreisen der drei sächsischen Be-
zirke viele kleine LPG 1960 den Grundstock für die totale „sozialistische Umgestaltung 
der Landwirtschaft“ bildeten. 
 
Am 06.04.1960 fand die erste LPG-Mitgliederversammlung statt und am 09.04.1960 
aus dem Grunde der LPG-Bildung ein „Volksfest mit Ochsen am Spieß“.367 Die Ort-
schronik vermerkt jedoch nicht, ob dieses Fest aus eigenem Antrieb der Bauern und 
LPG-Beschäftigten stattfand oder es „von oben“ bzw. der Gemeindeverwaltung insze-
niert wurde, was eigentlich nahe liegend erscheint. Die Bauern und Landarbeiter bilde-
ten zwei Brigaden, d. h. für das Unter- und das Oberdorf, mit jeweils einem Brigadier 
und einem Arbeitsgruppenleiter. Die Verwaltung bestand aus dem Vorsitzenden, Pro-
duktionsleiter und einer Sekretärin. Diese Struktur verkörperte damit quasi den klassi-
schen Fall der kollektiven Arbeit nach dem „sozialistischen Frühling“ 1960. 
 
1961 baute die LPG im Oberdorf eine freistehende Druschhalle, um das nunmehr kol-
lektiv geerntete Getreide gemeinsam, vor allem im Winter, dreschen zu können. Der 
Hockendrusch war zu dieser Zeit in höheren Lagen Sachsens noch die übliche Ernteme-
thode. Darüber hinaus dienten zwei Scheunen im Unterdorf zum Einlagern des Getrei-
des. Gebindert wurde das Getreide durch die MTS. Die LPG fuhr die Garben in die 
Scheune, z. T. mit Pferdegespannen. Nach den Herbstarbeiten wurde das Getreide ge-
droschen. In der Seifertschen Scheune gab es außerdem eine fest eingebaute Dreschma-
schine mit Reinigung und Selbstbindepresse. In der Merkelschen Scheune und der 
Druschhalle standen mobile Dreschmaschinen. Nach Erfüllung des Abgabesolls an den 
VEAB wurde das restliche Getreide je nach ehemaliger Betriebsgröße an die Bauern 
verteilt.  
 
Zur Kartoffelernte wurde das Volumen der Kastenwagen ausgemessen, um danach die 
Erntemengen, die vom Feld auf den Hof kamen, feststellen zu können. LPG-Bauern ins-
tallierten z. T. in ihren ehemaligen Höfen Melkmaschinen und Heuaufzüge. 1963 über-
nahm die LPG den örtlichen MTS-Stützpunkt mit Maschinen und Geräten. Die Trakto-






1964 errichtete die LPG eine Maschinenhalle für die mobile Landtechnik, da die ehema-
ligen einzelbäuerlichen Gehöfte eine Unterstellung von größeren Geräten nicht ermög-
lichten. Die Maschinenhalle finanzierte die LPG aus der Brandkassenzahlung für den 
Scheunenbrand im Gehöft Dienel. 1964 stellte die LPG in der Druschhalle ein Gebläse 
zum Getreidetrocknen auf.368  
 
Der bisherige Entwicklungsverlauf verdeutlicht die bescheidenen Anschaffungen in ei-
ner LPG während der Jahre nach Erreichen der „Vollgenossenschaftlichkeit“ innerhalb 
der sogenannten Festigungsperiode. 
 
- Frauenstein 
1960 gründeten 29 kleine mittelbäuerliche Betriebe in Frauenstein die LPG „Berghei-
mat“, Typ I mit 315 ha LN.369 Die LPG wurde mit zwei Brigaden bewirtschaftet.  
 
1961 legten die Bauern zur Frühjahrsbestellung die Flächen zusammen und nahmen die 
Aussaat erstmalig gemeinsam vor. Das Grünland verblieb vorläufig, wie es bei den LPG 
Typ I üblich war, in privater Bewirtschaftung. 
 
1962 vergrößerte sich die LPG durch Übernahme der Frauensteiner Genossenschafts-
weide und des Weidegutes der VdgB (BHG). 
 
1963, ein Jahr später als in der Burkersdorfer LPG Typ III, ging die Technik der MTS, 
allerdings durch Kauf, in den Grundmittelbestand der LPG ein. Damit erwarb die LPG  
1 Traktor „Fergusson“ mit Anhänger, 
1 Traktor RS 30 mit 3 t Anhänger, 
1 Pfahlschlaggerät, 
1 Kettendüngerstreuer, 
1 Kartoffellegemaschine und 
verschiedene Ackergeräte. 
 
1963 wurde bei der LPG Typ I ein Typ-III-Teil gebildet, der die private Viehhaltung 
von Typ I-Bauern übernahm. Dadurch konnten drei überalterte Betriebe der LPG Typ I 
von der Last der privaten Viehhaltung befreit werden. Diese Struktur hatte sich bei den 
sächsischen Bezirken, insbesondere im Bezirk Karl-Marx-Stadt, verbreitet und bedeute-
te eine annehmbare Lösung für die betroffenen Bauern. 
 
Bis 1964 wurden weitere Flächen der LPG zusammengelegt. Ferner wurde in die Mo-
dernisierung der Feldwirtschaft investiert. Dabei kaufte die LPG 
1 Traktor RS 36 „Famulus“, 




Im April 1960 war auch die Gemeinde Kleinbobritzsch bei Frauenstein durch den Bei-
tritt von fünf Einzelbauern zur LPG nahezu „vollgenossenschaftlich“ geworden.370 Die 
LPG „Freier Bauer“, Typ III, am 13.04.1956 gegründet, umfasste 198 ha LN. Etwa die 
gleiche Größe nahm die 1960 gegründete LPG „Bobritzschtal“, Typ I, ein. In der LPG 
Typ III gab es zwei Traktoren und vor allem Pferdegespanne als Zugmittel. Auch die 




1962 hatte die LPG Typ III, um die Milchkühe aus den relativ kleinen einzelbäuerlichen 
Ställen konzentrieren zu können, einen Scheunenausbau mit der vier Ak starken eigenen 
Baubrigade im Hof Menzer vorgenommen und schuf damit 60 Tierplätze in einer Ein-
heit. Die Milchleistung lag Ende 1959 noch bei 2.000 kg/Kuh, der Wert der AE bei   
6,50 M. 1962 lag die Milchleistung mit 2.149 kg/Kuh immer noch sehr niedrig. Der 
Wert der AE konnte dennoch auf 10,05 M angehoben werden. Damit hatten sich die 
LPG-Mitglieder ein für die damalige Zeit relativ gutes Einkommen erwirtschaftet. 
 
Wie auch in Dittersbach übernahm die LPG Typ III von der MTS im Jahre 1963        
folgende mobile Großtechnik:  
1 Mähdrescher E 175 
1 Mobilkran T 157 
1 Mähhäcksler E 605 
1 Mählader 
3 Traktoren mit 3 Anhängern 
1 Mähbinder und 
1 Hochdrucksammelpresse sowie 
verschiedene feldwirtschaftliche Geräte 
 
Mit diesen Geräten besaßen die LPG die notwendige Ausrüstung für die Mechanisie-
rung der Feldwirtschaft.  
 
1963 baute die LPG an den 1962 fertiggestellten Kuhstall eine Strohscheune. 
 
1964 traten zum 1. Januar noch drei einzelbäuerliche Betriebe in die LPG Typ III ein, 
womit die LN auf 230 ha anwuchs. Es ist bemerkenswert, dass 1960, im Zuge des „so-
zialistischen Frühlings“, in den sächsischen Kreisen keineswegs alle Bauern in LPG 
eingetreten waren. 
 
1964 hatte die LPG eine relativ rege und mittelfristig orientierte Bautätigkeit entfaltet. 
Im Gehöft Keilig wurde ein Stall für Mastrinder eingerichtet. Für die von der MTS      
übernommene Technik baute die LPG eine Unterstellhalle mit Werkstatt. Dabei inve-
stierte sie 35.000 MDN. Zu dieser Zeit konnten noch relativ kostengünstig Umbauten 
realisiert werden. Ein zweiter Mähdrescher wurde gekauft, um in der Feldwirtschaft 
selbstständig und unabhängig zu sein. Außer der Werkstatt richtete die LPG eine Zim-
mererwerkstatt ein. Von der Produktvielfalt in der Viehwirtschaft, die in den LPG wäh-
rend der Festigungsperiode noch üblich und notwendig war, künden die Brüterei für En-
tenkücken und die Hähnchenmast.  
 
Als Beleg für die relativ sichere Partnerschaft der LPG Typ I gegenüber dem Staat hin-
sichtlich der Marktproduktion soll die „Visitenkarte“ der beiden LPG in Kleinbobritz-
sch aus dem Jahre 1964 dienen.371  
 
Marktprodukt Typ III (kg/ha LN) Typ I (kg/ha LN) 
Milch 1.186 1.583 
Rindfleisch 122   90,3 
Schweinefleisch 162 174,4 





In Lichtenberg gründeten kleinere Bauern am 27.02.1953 die LPG „Einheit“,            
Typ III.372 Dieser LPG traten Anfang April 1960 fünf Bauernfamilien bei. Weitere Ein-
zelbauern verpflichteten sich, zum 01.01.1961 in diese LPG einzutreten. Dabei wurden 
sie aufgefordert, das für das eingebrachte Vieh bis zum Weideauftrieb (i. d. R. Ende 
April, M. J.) benötigte Futter der LPG zur Verfügung zu stellen, um deren Staatsplan-
auflagen erfüllen zu können. 
 
Am 23.04.1960 wurde eine weitere LPG Typ I, „Gimmlitztal“, mit 27 einzelbäuerlichen 
Wirtschaften und 430 ha LN gegründet. Damit erreichte auch Lichtenberg den Status 
eines „vollgenossenschaftlichen Dorfes“. Auch hierbei zeigte sich die Erscheinung, dass 
die stärkeren Bauern im Dorf es vorzogen, eher einer LPG Typ I beizutreten als einer 
LPG Typ III. 
 
Bereits 1960 baute die LPG Typ III einen Schweinezuchtstall mit 38 Sauenplätzen, um 
die Ferkelproduktion ausdehnen zu können. Die LPG der späteren KOG Burkersdorf 
wiesen relativ hohe Schweinebestände auf, was u. a. auf den umfangreichen Kartoffel-
anbau in der Region zurückging.  
 
1961 beteiligte sich die LPG Typ III am „Produktionsaufgebot“, einer Verpflichtung, 
die die volkseigenen Betriebe der DDR als Solidarmaßnahme anlässlich des Baues der 
Berliner Mauer am 13.08.1961 eingehen mussten. Zum 07.10.1961, dem Jahrestag der 
Staatsgründung der DDR, wollte die LPG deshalb zusätzlich über den Plan hinaus u. a. 
13 t Rindfleisch abliefern. 
 
Sehr häufig wurde von der staatlichen Verwaltung und den Parteidienststellen Lei-
tungspersonal aus gut funktionierenden LPG im Süden der DDR in schwache LPG des 
Nordens der DDR delegiert. Aus der LPG Typ III in Lichtenberg betraf es 1961 den seit 
1957 gewählten Vorsitzenden Alfons Storm. Damit schwächte man selbstverständlich 
die sich noch in wirtschaftlicher und personeller Festigung befindenden delegierenden 
LPG. Der Mangel an qualifiziertem Leitungspersonal in den nördlichen Bezirken war 
andererseits, volkswirtschaftlich gesehen, schwerwiegend und verlangte im Rahmen des 
Solidarprinzips einen Ausgleich. An die Stelle Storms wurde der bisherige Betriebsöko-
nom der MTS Brand-Erbisdorf Kurt Pasternak berufen, der dann von 1962–1968 der 
LPG vorstand.  
 
Für die sich im Aufbau befindenden relativ jungen LPG des Typs III in den sächsischen 
Bezirken war die Unterbringung der Rinder, vor allem des Milchviehs, ein vordringli-
ches Anliegen. Deshalb konzentrierte 1962 die LPG Typ III Lichtenberg mit dem Bau 
eines „Rinderkombinates“ einschließlich Bergeraum 140 Kühe aus kleinen Altställen an 
einem Standort. Hier wurde bereits mit einer Rohrmelkanlage gemolken. Der Stall ent-
sprach den damals modernsten Anforderungen der Milchviehhaltung in der DDR. Mit 
acht Melkern wurde ein Arbeitsmaß von 30 Kühen/Ak bei 9 Stunden täglicher Arbeits-
zeit erreicht. Dem Personal konnten nach sechs Arbeitstagen zwei freie Tage gewährt 
werden, was einen großen Fortschritt gegenüber anderen Ställen und LPG bedeutete. 
Auch in dem Stall lag die Milchleistung weit unter den Möglichkeiten, vor allem den 
Leistungen westdeutscher Berufskollegen zur damaligen Zeit, nämlich bei 
1963 2.250 kg/Kuh und Jahr 
1964 2.450 kg/Kuh und Jahr  
1965 2.850 kg/Kuh und Jahr. 
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Um der schwachen Milchleistung zu begegnen, musste sich auch die Lichtenberger 
LPG den aufwendigen Maßnahmen der Tbc-Freimachung stellen.  
 
1963 verfügte die LPG Typ III über 160 Mitglieder, davon die Hälfte Frauen, und     
865 ha LN. Für das Kreisgebiet galt sie bereits als eine der großen LPG und hatte mit 
18,5 Ak/100 ha eine relativ hohe Personalausstattung, die aber den örtlichen Verhältnis-
sen und dem Durchschnitt des Bezirkes Karl-Marx-Stadt entsprach.  
 
Im April 1963 übergab die MTS die Technik kostenlos an die Lichtenberger LPG     
Typ III. Bis auf wenige wurden die Traktoristen Mitglieder der LPG. Die Ortschronik 
der Kooperation erwähnt, dass einer dieser Traktoristen zum 12.08.1963 in der Getrei-
deernte Bezirkssieger der Mähdrescherfahrer mit einer Druschleistung von 47 ha und 
1.200 dt wurde. Aufgrund seiner Jahresleistung mit dem Mähdrescher E 175 von 204 ha 
wurde ihm die Auszeichnung „Goldener Traktor“ verliehen. 373 
 
1964 delegierte die LPG Typ I ihren neu gewählten Vorsitzenden Walter Thonig zum 
VIII. Deutschen Bauernkongress, der vom 28.02.–01.03.1964 in Schwerin abgehalten 
wurde. Ein Diskussionsbeitrag von ihm ist in den Protokollen des Bauernkongresses je-
doch nicht nachweisbar.  
 
1964 vollendete die Lichtenberger LPG Typ I Erweiterungsbauten für die Schweine-
zucht. Sie bewarb sich um das Prädikat „Staatlich anerkannter Läuferlieferbetrieb“ und 
musste dazu mindestens 2.000 Läufer der Qualitätsstufe I pro Jahr an den Staat ablie-




Mit der Verschmelzung der LPG „1. Mai“, Typ III, Weigmannsdorf, und „Freund-
schaft“, Typ III, Müdisdorf, zur LPG „1. Mai“, Typ III, Weigmannsdorf-Müdisdorf, am 
01.01.1960 entstand die erste sogenannte Groß-LPG im Kreis Brand-Erbisdorf.374 Vor-
sitzender wurde ebenfalls ein ehemaliger „MTS-Kader“. Die LPG bewirtschaftete am 
31.12.1960 mit 124 Mitgliedern 735 ha LN. Mit 16,9 Ak/100 ha war sie, wie auch die 
benachbarten LPG, gut, aber nicht mit zu viel Arbeitskräften ausgestattet. Die Bezeich-
nung Groß-LPG ging jedoch weniger auf die Flächenausstattung zurück als auf die Ver-
einigung von zwei LPG Typ III zu einer größeren LPG. Groß-LPG entsprach weder    
einem bestimmten Rechtsbegriff noch gab es dafür eindeutige Kriterien oder eine offi-
zielle Definition.  
 
Die „Vollgenossenschaftlichkeit“ der beiden Dörfer kam im Zuge des „sozialistischen 
Frühlings“ im Frühjahr 1960 infolge der Gründung der zwei LPG Typ I mit dem Namen 
„Junge Saat“ und „Edelweiß“ zustande. 
 
Am 01.07.1960 wurde bereits eine komplette Technikbrigade der MTS von der LPG 
Typ III übernommen. 1960 spezialisierte sich die LPG Typ III auf Geflügel und durfte 
landwirtschaftliche Facharbeiter ausbilden. Anfangs diente das Schloss Helbigsdorf als 
Ausbildungsstätte. 
 
Am 01.01.1963 vereinigten sich die beiden Orte, u. a. durch die Entwicklung ihrer LPG 




Die Finanzlage aller dieser LPG im Kreis Brand-Erbisdorf und in den späteren KOG er-
laubte keine Technikkäufe und Bauinvestitionen ohne Inanspruchnahme staatlicher Mit-
tel und verzinslicher Kredite. 
 
Ab 1965 hatten sich jedoch einige LPG Typ III im Kreis Brand-Erbisdorf wirtschaftlich 
so weit konsolidiert, dass sie ihren Beschäftigten ein persönliches Einkommen bieten 
konnten, welches ein Abwandern in städtische Bereiche nicht mehr günstiger erscheinen 
ließ. Zahlreichen LPG war in anderen Kreisen das noch nicht gelungen.  
 
3.1.2.5 Ergebnisse der LPG, 1960 bis 1964 
 
Im Folgenden werden die Ergebnisse aus den Anfangsjahren der zweiten Etappe der LPG-
Entwicklung beschrieben.  
 
Es werden die Daten der fünf bedeutendsten Kategorien, die die Entwicklung der LPG 
kennzeichnen können, je sächsischer Bezirk und im Vergleich zur DDR, in den Tabellen 
16–38 dargestellt. In einem weiteren Gliederungspunkt wird die wirtschaftliche Lage der 
Bevölkerung im ländlichen Raum im Zusammenhang mit dem Einkommen und der Ver-
sorgung rekonstruiert. Dieser Punkt soll ansatzweise die Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Beschäftigten innerhalb der verschiedenen Umgestaltungsphasen beleuchten.  
 
Die ersten fünf Jahre der Tätigkeit von ehemaligen Einzelbauern in kollektivwirtschaftli-
chen Betrieben, insbesondere des Typs III, betrachtend, kann eingeschätzt werden, dass es 
ein äußerst schweres Unterfangen war, großbetriebliche oder kollektivwirtschaftliche 
Strukturen gegen bäuerliches Selbstverständnis durchzusetzen. Es konnten nicht „Hals 
über Kopf“ die eigenständig wirtschaftenden Bauern zu Arbeitern unter einem Arbeitsre-
gime mit Vorgaben umgeformt werden. Die über mehrere Generationen von individueller 
Arbeit geprägten Bauern mussten sich neuerdings einem Brigadier unterordnen. Dies ent-
sprach nicht ihrem Wesen. In der Industrie hatte ein solcher Anpassungsprozess ursprüng-
lich mehrere Generationen gedauert. Ebenfalls wesensfremd waren den meisten ehemali-
gen Bauern die neuen landwirtschaftlichen Strukturen im Dorf.  
 
Es hatte dennoch ein Prozess der Anpassung mit Disziplinwahrnehmung eingesetzt. Wi-
derstand in den Brigaden gegen die LPG-Strukturen wurde aber nicht selten von Mitglie-
dern nichtbäuerlicher Herkunft ausgeübt. 
 
Ehemalige Bauern empfanden sich als Lohnarbeiter. Ihr grundbuchlich verankertes Boden-
eigentum und ihr Anteil am kollektiven Eigentum hatten für sie keinen Wert. Sie wähnten 
sich als enteignet, eine Ansicht, die sich z. T. bis in die Gegenwart erhalten hat.  
 
Es war vorerst nicht möglich gewesen, mit der Kollektivierung grundsätzlich andere Ar-
beits- und Lebensverhältnisse zu schaffen. 
 
Die gleiche Ergebnisanalyse wird in dem später nachfolgenden Kapitel 3.3, der den Ergeb-
nissen der zweiten Hälfte des Untersuchungszeitraumes gewidmet ist, durchgeführt. Dabei 
ist ein zusätzlicher Tatbestand, der die Befindlichkeit der Menschen in den LPG entschei-
dend beeinflusste, die sozialen und kulturellen Veränderung in den Jahren 1960–1969, 




- Agrarstruktur  
Im Ergebnis des „sozialistischen Frühlings auf dem Lande“, der Auflösung der privat-
wirtschaftlichen bäuerlichen Betriebe und deren Umwandlung in sozialistische LPG 
hatte sich in den drei sächsischen Bezirken im Jahre 1960 eine völlig veränderte Agrar-
struktur ergeben. Hinsichtlich der Veränderung der Agrarstruktur nach dem „sozialisti-
schen Frühling“ hatten die LPG den größten Einfluss ausgeübt. In folgender Analyse 
bleiben VEG und andere noch existierende landwirtschaftliche Betriebsformen unbe-
rücksichtigt. 
 
Am Jahresende 1960 verzeichneten die Bezirke des ehemaligen Sachsens 4.916 LPG. 
Das war ein Viertel aller in der DDR entstandenen LPG. Von diesen hatten sich 3.603 
LPG den Status des Typs I gegeben und lediglich 1.313 dem Typ III zugewendet, d. h., 
das Verhältnis Typ III zu Typ I betrug Ende 1960 etwa 1 : 3,6.  
 
Am stärksten dominierten die LPG Typ I im Bezirk Karl-Marx-Stadt mit 60,8 % und im 
Bezirk Dresden mit 58,6 % LPG-Flächenanteil.375 Im Bezirk Dresden hatten sich      
75,5 % aller LPG für den Typ I entschlossen. Hingegen im Bezirk Leipzig, wo als Aus-
gangsbasis bereits vor den LPG-Gründungen größere Betriebsstrukturen vorhanden wa-
ren, entschieden sich 69,5 % der Mitgliederversammlungen für den Typ I.376  
 
Auffällige Unterschiede zeichneten sich hinsichtlich des Flächenanteils der LPG-Typen 
ab. Die Ursachen sind in der bisherigen historisch gewachsenen Agrarstruktur und den 
natürlichen Produktionsbedingungen der Regionen zu sehen. 
 
Im Bezirk Leipzig nahmen die LPG vom Typ I ca. ein Drittel und die LPG vom Typ III 
etwa zwei Drittel der Fläche ein.377 In den beiden anderen Bezirken hingegen bewirt-
schafteten ca. 60 % der gesamten LPG-Fläche die Typ-I-Betriebe und ca. 40 % die grö-
ßeren LPG des Typs III.378 
 
Auch am Ende der als „Festigung“ eingestuften Entwicklungsphase der LPG, d. h. nach 
fünf Jahren, hatte sich die Agrarstruktur nur geringfügig verändert und das Verhältniss 
zugunsten des Typs III verschoben.  
 
Zu Ende des Jahres 1964 bestanden 3.923 LPG in den drei sächsischen Bezirken, davon 
40,5 % im Bezirk Dresden und 28,8 % im Bezirk Leipzig.379 Deren Flächenanteil lag 
zwischen 85 % und 88 % und damit im Durchschnitt der DDR. 
 
Insgesamt hatten die RdK in den sächsischen Bezirken 2.644 LPG des Typs I und 1.279 
des Typs III registriert. Damit lag das Verhältnis von Typ III zu Typ I bei 1 : 2,1. In der 
Abnahme der LPG Typ I zeigt sich der Strukturwandel während der Konsolidierungs-
phase am auffälligsten. In allen sächsischen Bezirken herrschte jedoch immer noch die 
LPG Typ I vor. Aber von ehemals 3.603 Typ-I-LPG existierten Ende 1964 nur noch 
2.644 LPG, was einem Rückgang von ca. 27 % entspricht. 
 
Dieser Rückgang stellt sich dennoch nicht als durchschlagender politischer Erfolg der 
SED dar, denn der Flächenanteil lag beim Typ I immer noch bei über 50 % in den Be-
zirken Dresden und Karl-Marx-Stadt. Im Bezirk Leipzig war der Anteil von 35 auf     





Im Zuge der strukturellen Konzentration von LPG des Typs I waren zwar 1964 noch 
weniger vorhanden, aber deren Betriebsgröße hatte zugenommen. 
 
Bei den LPG des Typs III spielte sich der Prozess umgekehrt ab. Der Bestand an LPG 
Typ III gegenüber dem Ende des Jahres 1960 war nur um 2,6 % zurückgegangen, aber 
deren Flächenanteil auf ca. 70 % (Bezirk Leipzig) bzw. 44 und 46 % (Bezirke Karl-
Marx-Stadt und Dresden) angestiegen.380 Daraus leitet sich eine Zunahme der Be-
triebsgrößen ab. 
 
Zusammenfassend betrachtet, kann für die Konsolidierungsphase, die nach der Periodi-
sierung gemäß dieser Studie etwa fünf Jahre gedauert hatte, nur ein unwesentlicher 
Wandel der Agrarstruktur konstatiert werden. Dieser Wandel geht vor allem darauf zu-
rück, dass mehrere LPG vom Typ I, welche oft in einer Gemeinde vorhanden waren und 
z. T. nur Betriebsgrößen von weniger als 100 ha aufwiesen, sich nicht mehr halten 
konnten. 
 
Das Gleiche betrifft auch jene LPG vom Typ III, deren Betriebsgrößen vielfach unter 
200 ha lagen. 
 
Diese Ausgangslage ist u. a. verantwortlich dafür, dass nach 1964 Wandlungen struktu-
reller, betriebswirtschaftlicher und agrarsozialer Art einsetzten, die in den Jahren 
1970/71 zu völlig veränderten Betriebsformen geführt hatten. 
 
Der Prozess war nicht selbsttätig vor sich gegangen, sondern hat sich als Ergebnis der 















































davon LPG Typ I und II davon LPG Typ III 
Anzahl LN der LPGgesamt 
Anteil an der 






LN d. LPG 
Anteil an der 
Ges.-LN 
    ha   ha % ha % % ha % %
   1 2 3 4 5 6 7*6 8 9 10 11 12
      Sp.5+Sp.9 Sp.6+Sp.10 Sp.3 : Sp.1 
Sp.8+Sp.12 
    Sp.6 : Sp.3 
 





DDR 6.439.828 19.345 5.384.365 83,6 
12.797 (I)
+    225 (II)
1.965.415 
+  40.410 37,3 31,1   6.323 
   3.378.540  
  62,7 52,5 
Dresden  411.444  2.091    346.940 84,3   1.579   203.283 58,6 49,4     512      143.657 41,4 34,9
Leipzig  361.628 1.358    307.943 85,1      943   107.283 34,8 29,6     415      200.660 65,2 55,5
Karl-Marx-
Stadt 
  348.763 1.467    303.042 86,9     1.081    184.278 60,8 52,8      386       118.764 39,2 34,1 
1961 *2 
 
DDR   6.431.232     17.860 5.430.517 84,4 11.502 1.894.781 34,9 29,5  6.358   3.535.736 65,1 54,9
Dresden  411.117  1.867     347.601 84,5   1.352   198.088 57,0 48,2     515      149.513 43,0 36,3
Leipzig  361.176 1.262    307.102 85,0      846   100.732 32,8 27,9     416      206.370 67,2 57,1
Karl-Marx-
Stadt 
348.065  1.404    302.387 86,9    1.020    179.585 59,4 51,6      384      122.802 40,6 35,3 
1962 *3 
 
DDR 6.408.964     16.625  5.460.141 85,2 10.274 1.845.764 33,8 28,8   6.351  3.614.377 66,2 56,4
Dresden  410.589  1.664    348.343 84,9   1.153   192.074 55,1 46,8      511     156.269 44,9 38,1
Leipzig  359.485  1.194    307.615 85,6      778    98.782 32,1 27,5     416     208.833 67,9 58,1
Karl-Marx-
Stadt 
  347.104  1.290    304.467 87,7       909   175.552 57,7 50,6       381      128.915 42,3 37,1 
1963 *4 
 
DDR   6.394.559 16.314  5.456.143 85,3   9.972 1.812.824 33,2 28,3  6.342  3.643.319 66,8 57,0
Dresden  410.230  1.635    349.707 85,2   1.123  190.622 54,5 46,5     512     159.085 45,5 38,7
Leipzig  358.102  1.176 
   
306.633 85,6      764   96.838 31,6 27,0     412     209.795 68,4 58,6
Karl-Marx-
Stadt 
  346.310  1.241     304.561 87,9       866   172.978 56,8 49,9      375      131.583 43,2 38,0 
1964 *5 
 
DDR 6.386.397 15.861  5.456.461 85,4   9.566 1.782.882 32,7 27,9  6.295 3.673.579 67,3 57,5
Dresden  410.083  1.590    350.326 85,4   1.083  188.458 53,8 46,0    507   161.868 46,2 39,4
Leipzig  357.118  1.128    306.046 85,7       721   94.666 30,9 26,5    407    211.380 69,1 59,2
Karl-Marx-
Stadt 
  346.155  1.205    304.805 88,0       840  169.980 55,8 49,1     365      134.825 44,2 38,9 Anmerkungen:  *6 Sp. 7+Sp. 11 = 100 % 
 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 960/1961, S. 420 bis 422 
*2 tatistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 404 und 406 
*3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 228 und 230 
*4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1964, S. 243 und 246 






Abb. 58 Abnahme des privaten Anteils und Zunahme des kollektivwirtschaftlichen Anteils in der Landwirtschaft der DDR 







Als der Kollektivierungsprozess abgeschlossen war, setzte unmittelbar nach dem „so-
zialistischen Frühling auf dem Lande“ ein struktureller Konzentrationsprozess bei den 
LPG ein. Das bedeutete die Vergrößerung der betrieblichen Einheiten. Aus vielen, vor 
allem zu Anfang des Jahres 1960 gegründeten kleinen LPG sowohl des Typs I als auch 
des Typs III entstanden 1960 und in der Folgezeit immer größer werdende LPG. 
 
LPG mit Betriebsgrößen unter 100 ha LN überlebten i. d. R. nicht allzu lange. Bei die-
sen Konzentrationsvorgängen spielte die zunehmende Überalterung der Mitglieder eine 
entscheidende Rolle. Im Gegensatz zur DDR, wo für das Jahr 1960 59 LPG Typ III der 
Betriebsgrößengruppe > 2.000 ha LN registriert worden waren, konnten die kleinstruk-
turierten sächsischen Bezirke lediglich drei LPG in dieser Gruppe aufweisen. Diese 
Zahl hatte sich bis Ende 1964 nicht verändert. Am deutlichsten zeichneten sich Verän-
derungen der Betriebsgrößen in den Jahren 1960–1964 in der Gruppe < 200 ha LN ab. 
Die Anzahl von LPG beiden Typs verringerte sich in der Konsolidierungsphase um ca. 
25–30 %. Im Bezirk Dresden ging der Typ-I-Bestand auf 57,7 % zurück und bei den 
Typ-III-LPG auf 70–80 %. Zwischen den drei Bezirken traten strukturbedingt und regi-
onal jedoch Unterschiede auf. 
 
Die höchste Anzahl der LPG fand sich in der Betriebsgrößengruppe < 200 ha LN und 
nahm deutlich in den Gruppen 200–500 ha LN und größer ab. Zum Beispiel waren im 
Bezirk Dresden in der Gruppe < 200 ha LN im Jahre 1960  1.300 und 1964  750 LPG 
Typ I registriert worden. In der Folgegruppe 200–500 ha LN waren es in diesem Zeit-
raum nur noch 259 bzw. 298 LPG. 
 
Bei den LPG vom Typ III war der Rückgang in dieser Gruppe nicht so deutlich aufge-
treten (vgl. Tabelle 17, S. 249, Betriebsgrößengruppen). Die Verringerung geschah in 
der Folge von Zusammenschlüssen mehrerer LPG, gleich welchen Typs, und durch An-
schluss kleinerer und wirtschaftlich schwächerer LPG an größere, stärkere LPG, wobei 
ebenfalls der LPG-Typ keine Rolle spielte. Mit der Abnahme der Anzahl der LPG nahm 
deren Flächenausstattung zu.  
 
Die durchschnittliche Betriebsgröße der LPG und deren Zunahme, gemessen an den 
Mitgliedern ohne Berücksichtigung des Typs, stellt sich für die sächsischen Bezirke wie 
folgt dar.  
 
                     1960                     1964 
 Anzahl Mitglieder/ 




100 ha LN 
Dresden 33,8 20,3 46,6 21,2 
Leipzig 43,4 18,8 49,0 19,7 
Karl-Marx-Stadt 40,6 19,8 51,5      20,4 381 
 
Der Anstieg des Mitgliederbesatzes ist jedoch nicht gleichzusetzen mit einem Anstieg 
der Arbeitskräfte. Aufgrund der Überalterung in den LPG nahm der Anteil der nicht 
ständig mitarbeitenden Mitglieder zu, aber der Ak-Besatz je 100 ha LN geringfügig ab. 
Dennoch verfügten die LPG in dieser Phase über genügend Arbeitskräfte, um die noch 





Als organisatorisch stabile Betriebsgröße der LPG kristallisierte sich in den ersten Kon-
solidierungsjahren die Betriebsgrößengruppe 200–500 ha LN heraus. 
 
Im Jahre 1960 in den Nordbezirken der DDR bestehende LPG mit einer Flächenausstat-
tung von > 2.000 ha waren i. d. R. durch Übernahme von enteigneten und devastierten 
Betrieben entstanden. Hierbei zeigte sich ein deutlicher Unterschied zwischen Nord und 




Abb. 59 Die Betriebsgrößengruppen (nach ha LN) der sächsischen Bezirke und Vergleich mit den anderen Bezirken der DDR, 1962 
Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR, 1963, nach S. 280 
249 
 





























































Jahr DDR/ Anzahl des Typs < 200 ha LN 200 - < 500 ha LN 500 - < 1000 ha LN 1000 - < 2000 ha LN > 2000 ha LN
 Bezirke I/II III I/II III I/II III I/II III I/II III I/II III
1960*1 
DDR 12.969 6.350 4.800 1.245 2.839 2.344 313 1985 17 717 - 59
Dresden 1.579 512 1.300 221 259 224 19 62 1 4 - 1
Leipzig 943 415 829 78 111 183 3 115 - 37 - 2
Karl-Marx-Stadt 1.081 386 757 155 292 171 32 53 - 7 - -
1961*2 
DDR 11.502 6.358 8.357 1.160 2.774 2.321 346 2.038 25 771 - 68
Dresden 1.352 515 1.044 218 278 225 28 67 2 4 - 1
Leipzig 846 416 731 71 110 188 4 115 1 40 - 2
Karl-Marx-Stadt 1.020 384 693 140 295 176 31 60 1 8 - -
1962*3 
DDR 10.274 6.351 7.021 1.073 2.845 2.329 384 2.086 24 794 - 69
Dresden 1.153 511 820 200 303 232 28 73 2 5 - 1
Leipzig 778 416 649 71 121 186 7 115 1 42 - 2
Karl-Marx-Stadt 909 381 560 127 304 182 36 63 - 9 - -
1963*4 
DDR 9.972 6.342 6.767 1.004 2.801 2.372 379 2.094 25 806 - 66
Dresden 1.123 512 793 191 300 243 28 71 2 6 - 1
Leipzig 764 412 636 65 122 187 5 116 1 42 - 2
Karl-Marx-Stadt 866 375 529 120 301 179 36 65 - 11 - -
1964*5 
DDR 9.566 6.295 6.397 902 2.754 2.379 389 2.125 26 829 - 60
Dresden 1.083 507 750 178 298 251 33 68 2 9 - 1
Leipzig 721 407 590 59 125 187 5 116 1 43 - 2
Karl-Marx-Stadt 840 365 507 101 299 185 34 67 - 12 - -
 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/1961, S. 420 bis 422 
*2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 406 
*3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 229 bis 233 
*4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1964, S. 243 bis 246 





Tabelle 18: Betriebsgrößen, kollektiv genutzte Flächen und Mitglieder*11 am Anfang der zweiten Entwicklungsetappe der LPG, 1960 bis 1964 
 
 
Jahr DDR/ Bezirk 
LPG 
Typ I - III LN ges.
*10 









LN der LPG*7 

















DDR 19.345 6.439.828 5.384.365 83,6   4.734.861 84,2       281,2 961.569 438.658 17,9 49,7
Dresden  2.093    411.444   348.786 84,8 > 283.830*9 81,4       166,6  70.640  34.590 20,3 33,8
Leipzig  1.340    361.628   308.258 85,2 > 279.311*9 >     90,6       230,0  58.099  27.853 18,8 43,4





DDR 17.860 6.431.232 5.430.517 84,4   4.745.967 87,4       304,1 964.528 449.724 17,8 54,0
Dresden  1.867    411.117   347.601 84,5 283.697 81,6       186,2  71.250  35.292 20,5 38,2
Leipzig  1.262    361.176   307.102 85,0 280.513 91,3       243,4  59.355  28.925 19,3 47,0





DDR 16.625 6.408.964 5.460.141 85,2  4.795.728 87,8       328,4 973.854 462.888 17,8 58,6
Dresden  1.664    410.589   348.343 84,9 289.809 83,2       209,3  72.322  36.232 20,8 43,5
Leipzig  1.194    359.485   307.615 85,6 280.814 91,3       257,6  59.322  29.176 19,3 46,7





DDR 16.314 6.394.599 *5 5.456.143 85,3   4.794.041 87,9       334,4 986.464 467.552 18,0 60,5 
Dresden  1.635    410.230   349.707 85,2 290.570 83,1       213,9  74.086  36.812 21,2 45,3
Leipzig  1.176    358.102   306.633 85,6 278.842 90,9       260,7  60.056  29.313 19,6 51,1





DDR 15.861 6.386.397 *5 5.456.461 85,4   4.801.511 88,0       344,0 982.219 466.230 18,0 61,9
Dresden  1.590    410.083   350.326 85,4 290.147 82,8       220,3  74.144  36.915 21,2 46,6
Leipzig  1.228    357.118   306.046 85,7 279.590 91,4       249,2  60.198  29.220 19,7 49,0



















Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 419 bis 421, 429, 430 und 
Statistisches Taschenbuch Bezirk Dresden 1960, S. 171 ff. 
*2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 403 bis 405 
*3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 229 
*4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1964, S. 245 
*5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 259 bis 261 
Anmerkungen:    *6 Errechnet, LN der LPG gesamt: LN der DDR gesamt 
   *7 Errechnet, LN genossenschaftlich genutzt: LN der LPG gesamt 
   *8 Errechnet, LN der LPG gesamt: Anzahl der LPG 
   *9 Per 31.5.1960, weitere Zunahme bis zum 31.12.1960 (1963 und 1964) 




Ergänzungen: *11 2,2–3,6 Mitglieder je Haushalt, d. h. es waren maximal 
Bez. Dresden                        21.488 
Bez. Leipzig                         26.759 
Bez. K.-M.-Stadt                  17.219 
Haushalte in den LPG vorhanden. 
*12 Im Bez. Karl-Marx-Stadt entwickelten sich die Betriebsgrößen der LPG während  




LPG Typ I/II*4, 5 LPG Typ III*5 
LN x -Betriebsgröße*3 LN x -Betriebsgröße*3
ha ha ha ha 
1960*1 185.952 172 116.445 315 
1961*2 181.154 171 121.134 316 
1963*2 173.686 200 131.321 348 
1964*2 171.393 204 133.607 369 
 
Quellen zu FN *12: *1  Statistischer Jahresbericht, 1961 Bez. Karl-Marx-Stadt,  S. 205  
*2  Statistischer Jahresbericht, 1964 Bez. Karl-Marx-Stadt, S. 103, 104 
*3  Errechnet anhand der Angaben aus den Tabellen zu Pkt. 3.1.2.5.2 
Anmerkungen zu FN *12: *4  Auffällig ist die Zunahme der LPG Typ I zum „sozialistischen Frühling" 
von 1959 zu 1960 
*5  Bestand an LPG im Bez. Karl-Marx-Stadt 
1959     151 LPG Typ I und 358 LPG Typ III 
1960  1.079 LPG Typ I und 386 LPG Typ III 




In den ersten Jahren nach der totalen Kollektivierung war trotz aller aufgetretenen be-
trieblichen Probleme ein steigender Trend bei den Erträgen zu verzeichnen. Hinter dem 
Trend anderer westeuropäischer Nachbarländer blieb er jedoch zurück. Das Er-
tragsniveau der LPG lag vor allem niedriger als das der westdeutschen Betriebe, die un-
ter vergleichbaren Standortbedingungen arbeiteten. Es erreichte bis 1964 auch nicht 
mehr das Niveau des Jahres 1960. Im Vergleich zu kollektivwirtschaftlichen Betrieben 
in den Ostblock-Ländern nahmen die LPG der DDR dennoch stets eine führende Rolle 
ein. Diese Verallgemeinerung kann auch auf die LPG der sächsischen Bezirke übertra-
gen werden. 
 
Schwierigkeiten und Mängel bei der Bereitstellung von Grund- und Umlaufmitteln 
durch den sozialistischen Staat führten zu einem niedrigen Niveau der Erzeugung von 
pflanzlichen Produkten. Die Agrarpropaganda und -politik hatte den Ursachen dieser 
Mängel objektiven Charakter verliehen. Nicht die dem sozialistischen System imma-
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nenten Fehler wurden als Ursache angesprochen, sondern „Feindtätigkeit des Klassen-
gegners“ und die jeweiligen Witterungsverhältnisse.382 Man hätte aufgrund dieser Ar-
gumentation annehmen können, dass die vier Jahreszeiten mit ihrem jeweiligen Wetter 
auf die vorherige einzelbäuerliche Landwirtschaft keine Auswirkungen gehabt hätten. 
Jedenfalls berücksichtigten die Behörden der SBZ die trockenen Sommer und langen 
strengen Winter der Nachkriegsjahre bei der Bemessung des Ablieferungssolls für die 
Großbauern in keiner Weise. Auch bei den LPG der drei sächsischen Bezirke lässt sich 
annehmen, dass im Abrechnungs- und Wirtschaftsjahr 1960 die noch teilweise erhaltene 
einzelbäuerliche Ackerkultur der Vorjahre 1958 und 1959 positive Nachwirkungen hat-
te. 
 
Die Jahre 1960–1963 waren gekennzeichnet vom Einbruch der Agrarproduktion, den 
die totale Kollektivierung mit ihren neuen genossenschaftsähnlichen Betrieben mit sich 
gebracht hatte. Erst die Jahre nach 1964 ließen, die Konsolidierungsjahre rückwirkend 
betrachtend, Erträge zu, die an die Jahre vor der Kollektivierung anknüpfen konnten. 
 
Im Untersuchungszeitraum 1960–1964 lagen die Erzeugungsmengen von Getreide bei 
ca. 50 % des volkswirtschaftlichen Bedarfs. In den drei sächsischen Bezirken erzeugten 
die sozialistischen Landwirtschaftsbetriebe ca. 16–19 % der gesamten Getreidemengen 
der DDR, wobei deren Flächenanteil nicht mehr als 16 % betrug.383 Die sächsischen 
Bezirke leisteten damit einen gleichwertigen Beitrag an der Gesamtgetreideerzeugung 
des Staates, obwohl nicht in allen Regionen dafür geeignete Bedingungen vorlagen.384 
In den nördlichen Gebieten der Bezirke Leipzig und Dresden herrschten sandige und 
kiesige Böden sowie geringere Niederschläge vor. In den südlichen Gebieten der Bezir-
ke Karl-Marx-Stadt und Dresden erwiesen sich die Mittelgebirgslagen für Getreidean-
bau als weniger geeignet, wobei deren LPG den Getreideanteil in ihren Anbauplänen 
aufgrund staatlicher Planauflagen nicht reduzieren durften. Für Getreideanbau waren 
lediglich die Gebiete im Löß- und Lehmgürtel des mittleren Sachsens, die  
rd. 128.000 ha von 381.930 ha Anbaufläche im Jahre 1964 einnahmen, gut bzw. sehr 
gut geeignet.385   
 
Bei Kartoffeln zeigten sich die Ertragseinbrüche nach der Umgestaltungswelle von 
1959/1960 folgenschwerer als bei Getreide. Die niedrigen Erträge, die ebenfalls im Jah-
re 1964 gegenüber 1960 noch nicht wieder erreicht worden waren, führten zu Unterer-
füllung staatlicher Planauflagen, Fehlmengen bei Pflanz- und Futterkartoffeln und vor 
allem Versorgungsmängeln bei der Bevölkerung in den städtischen Gebieten. Insbeson-
dere im Herbst 1961 und den Jahren 1962 und 1963 traten diese Erscheinungen in kras-
ser Form auf, was sich auch in späteren Jahren öfters wiederholen sollte. 
 
Als politische Folge davon machten sich Unzufriedenheit in allen Bevölkerungsschich-
ten und fehlende Überzeugung von der Richtigkeit der „sozialistischen Umgestaltung 
der Landwirtschaft“ sowie des sozialistischen Wirtschaftssystems überhaupt breit. 
 
Mit 33.356 ha nahmen die sächsischen Landwirtschaftsbetriebe einen Anteil an der Zu-
ckerrübenfläche der DDR von rd. 14 % ein. Am Ausmaß des sächsischen Zucker-
rübenanbaus waren traditionsgemäß die Kreise des Bezirkes Leipzig mit ihren vorwie-
gend rübenfähigen Böden (Kreise Grimma, Döbeln, Delitzsch und Geithain) zu 64 % 
beteiligt.386 In den Konsolidierungsjahren trat der Bezirk Leipzig auch hinsichtlich der 
Erträge gegenüber dem Durchschnitt der DDR und den zwei anderen sächsischen Be-
zirken als für Zuckerrübenanbau prädestinierter Bezirk hervor. Die für die damaligen 
253 
 
Verhältnisse hohen Erträge des Jahres 1960 konnten bis 1964 nicht wieder erreicht wer-
den.387 Der Umgang mit dieser Kulturart, unter Landwirten als „Hohe Schule der Feld-
wirtschaft“ geachtet, war infolge der Kollektivierung vernachlässigt worden und erfor-
derte versierte, erfahrene Landwirte, die auch den Boden entsprechend bearbeiten konn-
ten. 
 
In den Jahren mit Ertragsdepressionen bei Zuckerrüben zeigten sich die Auswirkungen 
im Fehlen von Zucker in den Lebensmittelgeschäften. Vor „Einweckperioden“ in den 
Haushalten kam es deshalb wiederholt zu Vorsorgeeinkäufen der Bevölkerung, die die 
Versorgungskrisen noch verschärften.388 
 
Für „subjektive Mängel in der Versorgung“ machte die SED gern die RdK und RdB 
verantwortlich, welche „nicht ihre Rechte gegenüber den ihnen unterstellten Institu- 
tionen nutzten“. Wörtlich stand in den Berichten: Hamstereinkäufe würden z. Zt. von 
Westdeutschland als Kriegspsychose geschürt und Störungen in der Wirtschaft organi-
siert. Mitarbeiter des Handels würden sich leicht bei provokatorischem Auftreten von 
Käufern in die Defensive drängen lassen.389 
 
Wie bei den vorgenannten Hauptfeldfrüchten befriedigten die Erträge bei Ölfrüchten, 
Feldfutterkulturen und anderen nicht. Die von der Sowjetunion übernommene 
Chruschtschow´sche Maiskampagne hatte von 1958–1961 zu einem raschen Rückgang 
der breiten Palette des die sächsische Landwirtschaft auszeichnenden Feldfutterbaues 
geführt. Dem Mais als potenziellen Masse- und Stärkewertträger hatten die für die    
Agrarpolitik Verantwortlichen die auf allen Standorten Sachsens und der DDR anbau-
würdigen Futterleguminosen als Träger wirtschaftseigenen Eiweißes geopfert.  
 
Um dem Erfordernis der Erzeugung von pflanzlichen neben tierischen Fetten zu Anfang 
der sechziger Jahre gerecht zu werden, hatte sich die Pflanzenzüchtung der DDR einer 
neuen Sommerölfrucht zugewendet und Ergebnisse aus der UdSSR und Polen über-
nommen. Es handelte sich um die mähdruschfähige Krambe (Crambe abyssinica).390 
Von 1961–1965 hatte sich in der DDR deren Anbaufläche von 5,2 ha auf 4.209 ha er-
höht. Die Erträge sanken aber in dieser Zeit von 25,6 dt/ha auf 13,8 dt/ha ab und befrie-
digten nicht.391 Die Bedeutung der Krambe verlor sich nach 1965, da sie nicht den Er-
wartungen und Hoffnungen als ertragreiche Ölfrucht an Stelle des Winterrapses auf den 
guten Bördeböden Mitteldeutschlands entsprach.392 
 
Der vorübergehende Anbau von Krambe reiht sich in die vielen Neuerungen ein, mit 
welchen die Landwirtschaft der DDR bemüht war, über moderne Verfahren den „An-
schluss an die Weltspitze“ zu erreichen und den volkswirtschaftlichen Anforderungen 














































































      1960 *1       1961 *2       1962 *3       1963 *4       1964 *5 
Erzeugungs- 
menge 







kt dt/ha kt dt/ha kt dt/ha kt dt/ha kt dt/ha 
Getreide 
6.379,04 27,5  4.842,64   21,7  5.936,62   26,4   5.535,76 24,7   6.184,61         27,0 
DDR  *5,18 
dar.LPG  *5 5.520,23 27,3  4.220,62   21,5  5.234,77   26,2   4.896,58 24,6   5.477,83         26,9 
Bez. Dresden *1 – 5,18   426,10 29,9    358,10   26,2    383,70   28,2     348,98 *10       26,2 *10      347,13         25,2 
dar. LPG *6         379,73 *13     29,9 *13         323,12 *12       26,1 *12    277,29        28,1 *11      316,60 *10       26,1 *10      316,73 * 9         25,1 *9 
Bez. Leipzig *18         443,60 *14  32,8         377,2   *16 28,2         404,58 *16   31,2      375,70 *16       29,0 *16  350,81 * 16         28,1 *16 
dar. LPG *7 .    32,6 *7 .       31,2 *15        396,1   *15        31,0 *15 . . .         28,0 
Bez. Karl-Marx-Stadt *18       332,25 *8     29,6 *8    295,56  26,3    316,21   28,4    301,98 28,1      314,49         28,1 
dar. LPG     · · ·  26,2 · · · · · · 
Kartoffeln 
    14.820,75 192,4   8.429,64 123,7   13.284,00 179,0  12.886,08       172,6 12.871,55       172,8 
DDR *5,18 
dar. LPG *5     12.361,03 191,7   7.019,34 122,9   11.453,73 178,4  11.154,85       172,4 11.129,41       172,6 
Bez. Dresden *1 – 5,18 1.010,15 205,0     607,79      130,6 *12        964,46 *10     189,7 *10       872,64 *10       172,0 *8      951,26       187,1 
dar. LPG *6    868,04 204,0     607,79      130,4 *12     876,68 *11     199,4 *11       781,20 *10       171,6 *10      848,68 * 9       186,1 *9 
Bez. Leipzig *18    854,46 198,4     455,83 118,2 868,46 205,0       800,21       190,1      741,38       177,1 
dar. LPG      ·    198,3 *7 · 116,5     792,2  *15 204,6 · ·      521,04       177,1 
Bez. Karl-Marx-Stadt *18        822,72 *8     219,2 *8     476,99 135,7    766,13 *17 204,8       740,14 *17       199,1      760,85       205,5 
dar. LPG     · · · 135,5 · · · · · · 
Zuckerrüben 
6.837,01 287,6  4.656,75 213,8     4.969,91 213,8   6.176,32       266,0   6.003,23       261,3 
DDR *5,18 
dar. LPG  *5 6.185,65 286,0  4.228,20 212,2     4.594,95 213,3   5.684,54       266,0   5.535,30       261,1 
Bez. Dresden *1 – 5,18    273,98 301,0     185,07  206,1 230,94 255,9    266,87       286,5      278,46       299,2 
dar. LPG *6         251,49 *13     300,7 *13         172,44 *12      206,2 *12      217,05 *11      256,1 *11    244,87      282,8 *10      261,99       298,2 *9 
Bez. Leipzig *18    668,09    323,0 *7          445,38 *15      223,8 *15        524,1 256,1    584,33       292,9      513,98       260,8 
dar. LPG      ·    323,0 *7 ·      256,0 *15     524,1  *15 255,0 · · ·       260,4 
Bez. Karl-Marx-Stadt *18           62,68 *8    273,5 *8       45,44 217,0    55,38 235,6     68,56     292,6 *17        54,56       230,5 *17 
dar. LPG     · · ·      216,0 · · · · · · 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 183, 186, 187, 454, 466, 468 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 432, 444 bis 446 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 250, 263, 266 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1964, S. 268, 281, 282 
 *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S.282, 293, 294, 466, 467 
 *6 Statistisches Taschenbuch, Bezirk Dresden, 1960, S. 183, 186, 187 
 *7 Statistisches Taschenbuch, Bezirk Leipzig, 1960, S. 254, 1961/62, S. 318, 
  1963, S. 278, 1965, S. 269 
  *8 Statistischer Jahresbericht, Bezirk Karl-Marx-Stadt, 1961, S. 214, 229 
  *9 Statistisches Jahrbuch 1965, Bezirk Dresden, S. 103, 106 
*10 Statistisches Taschenbuch 1964, Bezirk Dresden, S. 95, 98 
*11 Statistisches Taschenbuch 1962/63, Bezirk Dresden, S. 106, 109 
*12 Statistisches Taschenbuch 1961/62, Bezirk Dresden, S. 144, 148 
*13 Statistisches Taschenbuch 1960, Bezirk Dresden, S. 182 
*14 Statistisches Taschenbuch, Bezirk Leipzig, 1961/62, S. 322 
*15 Statistisches Taschenbuch, Bezirk Leipzig, 1963, S. 278, 281 
*16 Statistisches Taschenbuch, Bezirk Leipzig, 1965, S. 270, 274 
*17 Statistisches Jahrbuch 1965, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 118–121 
Anmerkung:  *18 Im Gegensatz zu der Reihe "dar. LPG" werden bei "DDR" und "Bezirke" 
alle landwirtschaftlichen Betriebe dargestellt. Für die Bezirke wurden in 
den Statistischen Jahrbüchern der DDR nur sämtliche Betriebe und nicht 





Die Produktionsleistungen der LPG auf dem Gebiete der Viehwirtschaft in den Jahren 
der Festigungsbemühungen und darüber hinaus sind stets im Zusammenhang mit den 
hohen Tierbeständen zu sehen. Die SED orientierte permanent auf hohe Bestände als 
Grundlage für eine gesicherte Produktion und Versorgung der Bevölkerung. Ängstlich 
bekämpfte sie Bestandsverringerungen, z. T. hervorgerufen durch unzureichende Fut-
terversorgung, Krankheiten und mangelhafte Stallverhältnisse. 
 
Die hohen Bestände trugen aber den Keim der Unwirtschaftlichkeit in sich, da sie zu-
gleich einen hohen Grundfutterbedarf bedeuteten. Die dadurch bedingte hohe Grundfut-
terfläche schränkte die Fläche zur Erzeugung von wirtschaftseigenem Leistungsfutter 
ein, welches zur Erfüllung staatlicher Planauflagen für die Viehwirtschaft gebraucht 
worden wäre. Der Mangel an Kraftfutter zeigte sich überall, und offen sprach man in 
den Verantwortungsebenen von einer „Eiweißlücke“ in der Tierernährung 393  
 
Die hohen Viehbestände hatten aber einen politischen Hintergrund. In Krisenzeiten, 
welche öfters auftraten, dienten sie dem Staat u. a. als lebende Fleischreserve, da die 
Vorratshaltungskapazität der staatlichen Lager nicht ausreichte. 
 
In welcher Notsituation sich die LPG zu Anfang der sechziger Jahre befanden, ist dem 
allgemeinen Vergessen anheim gefallen. Die Quellen geben dazu vielfach keine konkre-
te Auskunft. Demgegenüber verraten staatliche Empfehlungen zur Verwendung von fri-
schem Kartoffelkraut bei der Rinderfütterung einen nicht zu leugnenden Notstand. Mit 
dem Sonderdruck Nr. 3 vom 20.10.1961 wurde auf verallgemeinerungswürdige Erfah-
rungen der anhaltinischen LPG Rohrsheim verwiesen, wonach bei ausgewachsenen 
Rindern bis zu 15 kg/Tier und Tag verabreicht werden könnten. Es ist nicht auszu-
schließen, dass in Sachsen LPG auf derartige Fütterungsempfehlungen ebenfalls einge-
gangen sind. Belege in den Quellen wurden nicht gefunden, hingegen andere Notfütte-
rungsbeispiele. Dass dabei die tierischen Leistungen zurückgingen, war unvermeidlich. 
Zu beachten ist, dass die Notfütterungsempfehlungen, welche in einem Maßnahmenpa-
ket des sogenannten wissenschaftlich-technischen Fortschritts (WTF) enthalten waren, 
1962 staatlich finanziell gestützt werden konnten. Zum WTF gehörten u. a. vollmilch-
sparende Kälberaufzucht, Verwendung von NPN bei Wiederkäuern und Herstellung 
von Grassilage in der Tierernährung.394 
 
Schon 1961 bestand das Eiweißkonzentrat im Kraftfutter zu 60 % aus tierischen Resten 
(Fisch-, Blut- und Tierkörpermehl) und zu 40 % aus pflanzlichen sowie industriellen 
Eiweißträgern, d. h. Tierkörpermehl war keine Erfindung der Jahre am Ende des  
20. Jahrhunderts. Insgesamt konnte aber der Kraftfutterbedarf aus wirtschaftseigenem 
Aufkommen deshalb nicht gedeckt werden, weil Getreide für die Volksernährung ge-
braucht wurde und keine Importe mehr stattfanden. In den Jahren nach 1961 kam es 
vor, dass in LPG Typ III Milchkühe nur teilweise gemolken oder gar gänzlich trocken-
gestellt wurden bzw. auf die Abkalbung vorzubereitende Kühe kein Kraftfutter und 
nährstoffreiches Grundfutter mehr erhielten.395    
 
Wie aus der Tabelle 22, S. 262 hervorgeht, lag der Viehbesatz bei Rindern in der DDR 
unter dem der fortgeschrittenen westeuropäischen Länder einschließlich Westdeutsch-
land, jedoch wesentlich höher als in den RGW-Ländern. Aus Letzterem erklärt sich u. a. 
deren mangelhafte Versorgungslage mit Milchprodukten, wobei sie die DDR dabei 
noch übertrafen.  
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In den Bezirken der DDR verlief die Versorgung der Bevölkerung mit Molkereiproduk-
ten in diesen Jahren ebenfalls nicht krisenfrei, vor allem zur Zeit der überstürzten mas-
siven Kollektivierung. 
 
Im Jahre 1960 nahm der Rinderbesatz in den drei sächsischen Bezirken einen Anteil am 
DDR-Durchschnitt im Schwankungsbereich von 110–132 % (LPG Typ I/II) und     
123–147 % (LPG Typ III) ein. Auch 1964 waren die Verhältnisse nicht wesentlich ver-
ändert.396 Im Gegenteil, es hatten sich Rückgänge in den drei sächsischen Bezirken im 
Jahre 1962 abgezeichnet. Das war eine Folge der Kollektivierungsphase von 1959/1960. 
Die Versorgungssicherheit in Westdeutschland und in den fortgeschrittenen westlichen 
Ländern mit der DDR vergleichend, sah sich die Agrarpolitik der DDR veranlasst, eine 
ebensolche Stabilität in der Milchwirtschaft anzustreben. Der Weg dahin sollte aber 
nicht über Effektivitätsverbesserung und sinnvolle Futterwirtschaft führen, sondern irr-
tümlicherweise, wie zuvor genannt, über Bestandssicherung und -erhöhung. 
 
Wie die Abbildung 60, S. 257 zur Verteilung der Rinderbestände in der DDR veran-
schaulicht, konzentrierte sich die Rinderhaltung in den drei sächsischen Bezirken und 
da vor allem im Bezirk Karl-Marx-Stadt. Zu dieser Zeit hatte sich aus vorherigen politi-
schen Überlegungen heraus eine gesündere Standortverteilung der Produktion heraus-
gebildet und die Milchviehhaltung in die Grünlandstandorte des Erzgebirges und Vogt-
landes verlegt. In den späteren Jahren gelang es den LPG in diesen Gebieten immer we-
niger, ihr grünlandabhängiges Produktionsprofil zu erhalten und hohe Staatsplanaufla-
gen an Kartoffeln und Getreide zu umgehen.397 
 
Im Jahre 1960 verzeichnete der Bezirk Karl-Marx-Stadt bereits einen Besatz von  
111,6 Rindern/100 ha LN, davon 57,8 Kühe/100 ha LN.398  
 
Im Bezirk Leipzig gingen zwischen 1960 und 1964 die Kuhbestände bis auf 36 Tie-
re/100 ha LN zurück. 
 
Die Milcherzeugung in den LPG lag dennoch im Bezirk Karl-Marx-Stadt nicht am 
höchsten, sondern im Bezirk Dresden. Sie betrug von 1960–1964  9,1–10,2 % der Brut-
to-Erzeugung in der DDR. Im Bezirk Karl-Marx-Stadt betrug der Anteil in diesem Zeit-
raum 8,3–9,3 %. Im Bezirk Leipzig lag der Anteil lediglich bei 6,6–7,1 % (vgl. Werte 
Tabelle 23, S. 263). Die Milcherzeugung pro Kopf der Bevölkerung (vgl. Tabelle 23) 
lag gegenüber dem DDR-Durchschnitt zwischen den Jahren 1960 und 1964 in den Be-
zirken 
Dresden bei  88,4 % bis 113,1 % 
Leipzig bei 54,4 % bis   83,3 %  
Karl-Marx-Stadt bei  68,6 % bis 143,6 %399 
Demnach bestand auch im Bezirk Dresden die höchste Ausgeglichenheit in der Versor-
gung der Bevölkerung. 
 
Insgesamt bewegten sich die Marktleistungen bei Milch aller drei sächsischen Bezirke 
über dem Durchschnitt der DDR. 
 
Die Milchleistung der Kühe in den sächsischen Bezirken hielt sich nur im Bezirk 
Leipzig im Durchschnitt der DDR. Sie lag im Bezirk Dresden bei 97,4–107,0 % und im 





Abb. 60 Rinderbesatz (je 100 ha LN) in den sächsischen Bezirken 1960. Die Karte zeigt die Lage der drei sächsischen Bezirke 
innerhalb der DDR. Deutlich tritt der hohe Rinderbesatz in den sächsischen Bezirken hervor und damit die höheren 
Produktionsleistungen der Rinderwirtschaft gegenüber den nördlichen Bezirken Stand 28.02.1960. 
Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 478  
 
Dennoch bewegte sich die Höhe der Milchleistung der Kühe in den sächsischen Bezir-
ken, ausgedrückt in kg/Kuh und Jahr, unter dem züchterisch möglichen Niveau. Wie aus 
Tabelle 23 hervorgeht, erreichte sie deutlich das genetische Vermögen des Deutschen 
Schwarzbunten Rindes (DSR), das den Hauptteil des Milchviehes der DDR bildete und 
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zu jener Zeit mit 3.600 kg/Kuh und Jahr von der Agrarwissenschaft angegeben wurde, 
nicht.400 
 
Eine bisher wenig beachtete Tatsache besteht darin, dass das DSR, seit Anfang des  
20. Jahrhunderts züchterisch als Dreinutzungsrind bearbeitet, genetisch nicht aus-
schließlich für eine hohe Milchleistung, sondern auch auf Fleischansatz und Zugleistung 
ausgelegt war. Genetisch war das DSR nicht in der Lage, derart hohe Milchleistungen 
wie die Nachkommen des holländischen Niederungsviehs in der westdeutschen 
Milchrinderzucht zu erbringen. Da in den Bezirken der DDR weniger die Milchmen-
ge/Tier und Jahr, sondern eher der Milchfettgehalt zu gering ausfiel, begann zu Anfang 
der sechziger Jahre eine flächendeckende Einkreuzung des Jersey-Rindes, welche in der 
R1-Generation neben gesteigerter Milchleistung eine bei über 4 % liegende Milchfettlei-
stung und bessere Melkbarkeit ergab. Bis die R1-Generation produktionswirksam wur-
de, vergingen aber 6–7 Jahre. In diesen Jahren hatten weiterhin Futterprobleme die 
Milchleistung beeinträchtigt. 
 
Auch bei Schlachtschweinen wies die DDR einen höheren Besatz als Westdeutschland 
auf, was einen Hinweis auf geringere Produktivität bei den LPG erlaubt, da beide deut-
sche Staaten einen nahezu gleichen Schweinefleischverzehr hatten. 
 
Aufgrund der „Standortverteilung der Produktion“ wies der Bezirk Karl-Marx-Stadt 
ähnlich dem Bezirk Dresden den geringsten Besatz mit Schlachtschweinen auf, der      
lediglich 20,5–28,1 % des DDR-Durchschnittsbestandes betrug. Im Bezirk Leipzig 
wurden aufgrund des Futteraufkommens fast doppelt so viel Schlachtschweine je ha LN 
gehalten. Die Schweinehaltung litt nach der endgültigen Kollektivierung unter un-
zweckmäßigen Haltungsbedingungen und Futtermangel. Die Zahl geborener und aufge-
zogener Ferkel je Sau nahm stellenweise in katastrophalem Ausmaße ab. Die Deck-     
ergebnisse bei Sauen lagen unter den züchterisch möglichen Werten. 
 
Die Ergebnisse der Schafhaltung differierten zwischen den Bezirken stark, da das Auf-
kommen an Futter von den unterschiedlichen Verhältnissen Acker- zu Grünland beein-
flusst wird. In der Schafhaltung hingen Lämmeraufzucht, Fleisch- und Wollertrag we-
niger von der örtlichen Futterwirtschaft ab, da absolutes Schaffutter bereitzustellen, den 
LPG die geringsten Probleme bereitete. 
 
Die Mängel in der Futterwirtschaft der LPG wirkten sich auch bei der Geflügelhaltung 
aus. Die Eiererzeugung der LPG konnte nur zu 40 % den Bedarf der Bevölkerung de-
cken. Die Bruttoproduktion der LPG entsprach ca. 87 Eier/Kopf und Jahr. Hier mussten 
die individuelle und private Viehhaltung der LPG-Mitglieder sowie der örtlichen Be-
völkerung den Ausgleich erbringen. Bei der Legehennenhaltung trat der Bezirk Dresden 
hervor, in welchem der Besatz bei den LPG, außer dem Jahre 1960, ständig, bis zu      
75 %, über dem Besatz der anderen zwei Bezirke lag. 
 
Insgesamt gesehen bereitete die Viehwirtschaft401 den LPG, vor allem des Typs III, 
große Schwierigkeiten, die jedoch nicht nur dem neuen LPG-Modell und der Kollekti-
vierung der bäuerlichen Betriebe geschuldet waren, sondern auch dem politischen Sys-
tem der DDR und dem Unvermögen, der zu modernisierenden Landwirtschaft die mate-






Abb. 61 Die LPG der drei sächsischen Bezirke erbrachten 1964 im Vergleich zur Gesamtheit der Bezirke der DDR das höchste 
staatliche Aufkommen an Schlachtvieh 




















































Quellen:  *  1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 479–488 
 *  2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 457–463 
 *  3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 276–283 
 *  4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1964, S. 294–301 
 *  5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 83–85, 92, 93, 304–310 
 *  6 Nur LPG Typ III 
 *  7 Dar. Intensivhaltung 
 *  8 Statistisches Jahrbuch 1965, Bezirk Dresden, S. 88 
 *  9 Statistisches Taschenbuch 1964, Bezirk Dresden, S. 80 
 *10 Statistischer Jahresbericht 1961, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 220, 223 
 *11 Statistisches Jahrbuch 1965, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 125 
 *12 Statistisches Taschenbuch 1965, Bezirk Leipzig, S. 282, 283 
 *13 Errechnet 
Tierart Bezirk 
1960 *1 1961 *2 1962 *3 1963 *4 1964 *5 
Bestand Besatz Bestand Besatz *6 Bestand Besatz *6 Bestand Besatz*6 Bestand Besatz     
Anzahl je 100 ha LN Anzahl je 100 ha LN Anzahl je 100 ha LN Anzahl je 100 ha LN Anzahl je 100 ha LN 
Rinder DDR 4.260.857 78,5   4.166.400 65,6 4.137.600 66,3   4.232.000   68,6  4.298.700 78,7 
 Dresden    361.166         105,0 *8     362.368    104,2 *9    365.816 104,2 *8     369.263     108,1 8*     369.409   106,2 *8 
 Leipzig *12    285.306     92,6 *13     283.350 94,7    288.437 93,5     289.603   94,2     287.796 93,9 
 Karl-Marx-Stadt         357.682 *10   111,6 *10     339.042    113,6* 10    335.893 98,7     338.219   99,5     341.428   103,9 *6 
dar. Kühe DDR 2.007.443  37,0  2.010.300 27,2  1.940.000 27,1   1.948.500   27,8  1.978.900 36,2 
 Dresden    195.230    56,8 *8     193.168    55,5 *9    185.916    53,0 *8     188.303      53,6 *8     189.754      53,7 *8 
 Leipzig *12    135.588 44,2     137.508 36,6    132.042 35,5     131.703   35,9     132.663      37,3 *6 
  Karl-Marx-Stadt         184.130 *10      57,8 *10     178.200        58,3 *10    170.880 44,9     172.047   45,8     174.663      47,7 *6 
Schweine DDR 6.891.620 127,0   7.377.900 121,5  6.672.800         114,3   7.587.300 127,4  7.173.700 131,4 
 Dresden    431.650      125,5 *8     474.795     136,5 *9    441.068         125,6 *8     488.520     128,5 *8     466.986    127,0 *8 
 Leipzig *12    461.403 150,4     516.324 167,9    435.507         141,1     463.840 150,9     472.144 154,1 
 Karl-Marx-Stadt    411.382      113,5 *10     374.277     128,2 *10    338.721         116,5     406.761 136,8     390.268    135,3 *6 
dar. Zuchtsauen DDR    797.973   14,0    656.700     12,8 *9    752.500           14,7     737.600   14,5     692.700 14,1 
 Dresden      52.632       15,3 *8      44.477      15,9 *9      53.110     19,7 *8       50.574      15,5 *8       49.313     18,0 *6 
 Leipzig 54.151        17,6 *13      42.866   14,8      52.956 18,4        50.012   17,5        46.502     17,1 *6 
 Karl-Marx-Stadt          44.771 *10        14,9 *13      33.989   13,8      41.350 15,7        42.226   16,4        39.478     16,6 *6 
dar. Schlacht- DDR *5 6.068.800 111,8 6.697.400 123,3  5.894.900         107,9   6.821.100 125,0   6.452.000 118,2 
schweine Dresden     79.486       23,1 *13           95.752 *13      27,5 *13       85.778      24,4 *13     112.920      32,3 *13      112.843     32,2 *13 
 Leipzig    103.602       33,6 *13          130.021 *13      42,3 *13     124.563      40,4* 13     136.220      44,3 *13      146.534     47,9 *13 
  Karl-Marx-Stadt     70.139       23,4 *13           79.750 *13      26,4 *13       67.710      22,2 *13       91.720      30,1 *13      101.439     33,2 *13 
Schafe DDR 1.594.169   29,4 1.536.800 26,0  1.416.100 24,1   1.503.800  26,4   1.566.400  28,7 
 Dresden     84.644       24,6 *8      82.526   23,7 *9      77.897           23,1 *8       79.037      23,7 *8        77.802     23,8 *8 
 Leipzig *12    100.253   32,7      97.485 33,5      95.970 31,1       97.235   31,6      101.315  33,1 
 Karl-Marx-Stadt           88.058 *10        27,1 *10      66.461    22,0 *10      61.320 15,6       63.757   16,7       63.228      17,5 *6 
dar. Mutter- DDR    673.800   12,9     602.700 11,1    570.800 10,5      564.500   10,3     547.300      10,0 *6 
schafe Dresden     30.955       9,7 *8       28.910     8,3 *9       27.748      7,9 *8       27.634        7,9 *8       25.975        8,0 *8 
 Leipzig     39.351      12,8 *13       35.907     11,7 *13       32.989     10,7 *13       33.327       10,9 *13       31.104         8,7 *13 
  Karl-Marx-Stadt     29.686        9,9 *13        26.915      8,9 *13       26.272       8,6 *13       25.856         8,5 *13       24.317         7,0 *13 
Pferde DDR    392.800   8,1      356.600 6,6     324.400   5,9      298.000   5,5     265.100     4,9 
 Dresden     30.262       8,7 *13        27.884      8,0 *13       25.873       7,4 *13       24.031        6,9 *13       21.690         6,2 *13 
 Leipzig *12     27.434       8,9 *13        22.961      7,5 *13       21.169       6,9 *13       19.410        6,3 *13       17.134         5,6 *13 
  Karl-Marx-Stadt     32.892     11,6 *10        30.878     10,3 *10       28.942       9,5 *13        27.297         9,0 *13        24.950         8,2 *13 
Geflügel DDR  24.312.400 *5   451,5 *13 24.030.500    442,1 *13 24.102.900    441,4 *13 26.044.100     477,3 *13 24.555.400     450,0 *13 
 Dresden  1.604.731   460,1 *13   1.791.156    515,3 *13   1.842.163    528,8 *13   1.946.477     556,6 *13   1.793.628     512,0 *13 
 Leipzig  1.667.493   540,9 *13   1.704.639    555,1 *13   1.761.664    572,7 *13   1.862.565     607,4 *13   1.722.713     562,9 *13 
 Karl-Marx-Stadt  1.491.731   497,4 *13   1.645.277    544,1 *13   1.673.023    549,5 *13   1.751.531     575,1 *13   1.671.323     548,3 *13 
dar. Legehennen DDR *5 18.074.998   333,2 *5 15.158.100    279,0 *5 14.272.900    261,3 *5 14.672.300     268,7 *5 15.798.200 289,4 
 Dresden  1.266.381   368,2 *8   1.114.240    320,3 *9   1.096.893    351,9 *8   1.108.186     356,5 *8   1.156.097    371,6 *8 
 Leipzig  1.258.668   410,8 *13   1.091.873 240,0   1.034.412 235,2   1.060.558 234,4   1.102.449    232,4 *6 
  Karl-Marx-Stadt       1.913.480 *10   304,6 *13   1.030.087 230,0   1.028.729 231,2      997.606 208,0   1.041.804    348,3 *11 
dar.*5,7 Intensivhaltung DDR *5 . 23,7 . 23,5 .   25,4 . 26,0 . 25,6 
Anmerkungen: - Die Fußnoten 1–5 betreffen die Spalten 1960–1964 
- Sofern innerhalb der Spalten die betreffenden Statistischen Jahrbücher keine Daten ergaben, mussten die Statistischen Jahrbücher 
der DDR und Statistischen  Taschen- bzw. -Jahrbücher der Bezirke anderer Jahre herangezogen werden. Hierbei wurden die Fuß-
noten 8 und 9 vergeben 
- Bei den Beständen wurden genossenschaftliche und private Viehwirtschaft zusammengefasst 
- In der Viehwirtschaft der LPG Typ I wurde im Gegensatz zu der LPG Typ III zwar Vieh privat gehalten, jedoch trugen diese Be-
triebe wesentlich zur Marktproduktion bei. Eine fehlende Erwähnung der privaten Viehbestände würde daher ein unvollständiges 































DDR 77,9 78,3 66,1 53,7 53,9 45,9 15,6 11,8 12,5 3,0 3,1 2,9 5,4 9,3 4,6 
Dresden   94,0 90,4 72,7 69,1 10,1 13,8 2,3 2,6 9,4 4,7 
Leipzig   92,9 83,8 64,1 59,8 14,9 15,7 2,3 3,1 11,5 4,7 
Karl-Marx-Stadt   98,1 92,7 74,7 72,7 10,9 12,4 3,0 2,5 9,4 5,0 
1960 *1 
DDR 83,2 96,2 76,7 58,7 67,4 54,6 14,5 13,2 14,7 2,6 3,1 2,7 7,1 12,4 4,6 
Dresden   112,9 99,1 86,1 76,9 12,1 14,0 2,9 2,4 11,6 5,5 
Leipzig   109,5 93,4 74,3 67,2 16,7 17,8 2,8 3,0 15,6 5,1 
Karl-Marx-Stadt   118,1 102,9 89,0 80,5 11,8 13,8 2,7 2,3 14,6 6,2 
1961 *2, 5 
DDR 85,9 96,9 78,7 59,8 68,8 54,6 16,8 14,4 17,2 2,5 2,6 2,6 6,5 11,0 4,1 
Dresden   113,9 102,0 87,1 79,4 13,6 15,8 2,3 2,2 10,7 4,4 
Leipzig   112,8 99,3 77,3 70,9 18,5 20,5 2,5 3,2 14,4 4,2 
Karl-Marx-Stadt   112,2 106,7 92,7 84,3 13,4 15,2 2,2 2,2 13,8 4,8 
1962 *3, 5 
DDR 83,4 . 76,8 58,6 . 53,5 16,3 . 17,0 2,4 . 2,4 5,9 . 3,7 
Dresden *7       
Leipzig *7      
Karl-Marx-Stadt*7       
1963 *4, 5 
DDR 86,1 . 79,6 59,7 . 54,6 18,3 . 18,8 2,5 . 2,6 5,4 . 3,3 
Dresden *7       
Leipzig *7       
Karl-Marx-Stadt *7       
1964 *5 
DDR 86,6 . 80,8 61,0 . 56,4 18,0 . 18,5 2,6 . 2,7 4,8 . 2,9 
Dresden *7       
Leipzig *7      
















Quellen:  *1  Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 487 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 464 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 282 und 283 (Bezirke VEG und LPG Typ III, S. 282) 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1964, S. 301 
 *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 311 
 
Anmerkungen: *6 Nur LPG Typ III genossenschaftlich 





Tabelle 22: Viehbestände und -besatz im internationalen Vergleich (vergleichbare Länder Europas), 1960 bis 1964  
 
 
Tierart Rinder Schweine Schafe 
Jahr 1960 *3 1961 *2 1962 *4 1963 *1 1964 *5 1960 *3 1961 *2 1962 *4 1963 *1 1964 *6 1960 *3 1961 *2 1962 *4 1963 *1 1964 *5 
DDR 
T-Stck.  4.675,3 *1 4.547,6 *1 4.507,5 *1 4.614,0 4.668,2 *1 8.316,1 *1 8.864,4 *1 8.045,2 *1 9.288,5 *1 8.759,2 *1 2.015,4 *1 1.930,2 *1 1.792,0 *1 1.899,2 *1 1.972,1 *1 
Stck./100 
ha/LN 73 71 71 72 74 130 138 126 146 138 31 30 28 30 31 
BRD 
T-Stck.  12.867 13.277 13.351 13.010 13.050 15.776 17.207 16.858 16.633 18.166 *6 1.035 1.010 980 897 839 
Stck./100 
ha/LN 90 93 94 92 92 111 121 119 118 128 7 7 7 6 6 
Dänemark 
T-Stck.  3.398 3.587 3.504 3.347 3.278 6.179 7.088 7.181 7.353 8.021*6 43 47 55 61 71 
Stck./100 
ha/LN 108 115 111 107 104 197 227 227 234 255 1 2 2 2 2 
Belgien 
T-Stck.  2.690 2.727 2.832 2.805 2.663 *6 1.726 1.772 2.053 1.795 1.833 *6 89 156 158 155 156 
Stck./100 
ha/LN 155 159 166 165 166 100 103 120 106 107 5 9 9 9 9 
Frankreich 
T-Stck.  19.501 20.583 20.265 20.147 20.041 *6 8.351 8.886 9.080 8.967 9.087 *6 8.942 8.886 *4 8945 *4 8.626 8.821 
Stck./100 
ha/LN 54 56 59 59 58 24 25 26 26 26 26 26 26 26 25 
Niederlande 
T-Stck.  3.502 3.617 3.817 3.695 3.571 2.954 2.855 2.800 2.923 3.268 *5 456 437 482 468 443 
Stck./100 
ha/LN 152 156 165 160 155 128 123 121 127 142 20 19 21 20
19 
Österreich 
T-Stck.  2.308 2.387 2.437 2.311 2.350 2.990 *4 2.995 *4 2.849 2.925 3.132 *5 185 175 153 145 147 
Stck./100 
ha/LN 57 59 60 57 59 70 74 70 72 78 5 4 4 4 4 
Polen 
T-Stck.  8.695 9.168 9.589 9.841 9.348 12.615 13.434 13.617 11.653 14.197 *5 3.662 3.494 3.251 3.056 2.438 
Stck./100 
ha/LN 43 45 47 49 46 62 66 67 58 71 18 17 16 15 12 
Tschechoslowakei 
T-Stck.  4.387 4.518 4.507 4.480 4.436 5.962 5.895 5.897 5.845 6.139 *5 646 603 524 527 568 
Stck./100 
ha/LN 60 62 62 62 62 81 81 81 81 85 9 8 7 7 8 
UdSSR 
T-Stck.  74.155 82.077 86.988 85.385 87.139 58.368 66.702 69.964 40.803 52.800 *5 136.084 137.465 139.715 133.835 125.175 
Stck./100 













Quellen:  *1  Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, Anhang S. 68 - 70, bzw. S. 304 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, Anhang S. 53 - 55 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, Anhang S. 53 - 55 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1964, Anhang S. 60 - 62 
 *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, Anhang S. 76 - 78 










DDR Dresden Leipzig Karl-Marx-Stadt 
Jahr 1960 *1 1961 *2 1962 *3 1963 *4 1964 *5 1960 *1 1961 *2 1962 *3 1963 *4 1964 *5 1960 *1 1961 *2 1962 *3 1963 *4 1964 *5 1960 *1 1961 *2 1962 *3 1963 *4 1964 *5 
x -Bestand an 
Milchkühen 
(alle Betriebe) 
Anz. 2.165.543 2.178.872 2.130.375 2.101.688 2.114.986 205.101 205.194 199.409 197.240 197.996 144.342 146.792 142.874 140.222 140.162 183.738 185.141 180.158 177.632 178.854 
dar. in LPG Anz. 1.733.732 2.012.432 1.975.845 1.949.695 1.962.044 154.239 194.115 189.690 187.638 188.548 122.758 137.324 134.418 131.710 131.551 141.723 176.874 174.195 171.905 173.069 
Gesamt-Erzeu-
gung von Kuh-
milch (3,5 % 
Fett) (alle Be-
triebe) 
kt 5.730,1 5.611,9 5.215,9 5.568,8 5.750,5 555,1 560,5 523,5 546,3 545,0 384,7 374,9 340,4 379,6 386,0 482,4 500,7 458,0 491,6 500,8 




kg 2.646 2.576 2.448 2.650 2.719 2.706 2.731 2.625 2.770 2.753 2.665 2.554 2.382 2.707 2.754 2.626 2.704 2.542 2.768 2.800 
dar. in LPG kg 2.649 2.562 2.430 2.630 2.693 2720 *6 2712 *6 2601 *6 2747  *6 2729 *7 2.646 2.533 2.357 2.685 2.725 2.677 2.699 2.534 2.758 2.792 
Gesamt-Erzeu-
gung je ha LN 
(alle Betriebe) 
kg 892 875 816 874 903 1.352 1.371 1.278 1.336 1.334 1.063 1.039 947 1.062 1.081 1.383 1.439 1.321 1.421 1.446 
= pro Kopf der 
Bevölkerung *8 























Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 429, 493 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 468, 469 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 286, 287 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1964, S. 304, 305 
 *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 314, 315 
 *6 Statistisches Taschenbuch 1964, Bezirk Dresden, S. 80 
 *7 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, Bezirk Dresden, S. 88 
Anmerkungen:  Errechnet anhand der Wohnbevölkerung (vgl Pkt. 6.1, Anlagen, S. 747) 
 
 zu *1 DDR  17.240.526 
  Bezirk Dresden 1.889.864 
  Bezirk Leipzig 1.523.308 1960 Quelle *1 S. 18 
  Bezirk Karl-Marx-Stadt 2.116.883 
 
 zu *2 DDR  17.124.845 
  Bezirk Dresden 1.512.531 
  Bezirk Leipzig 1.064.081 1961 Quelle *2 S. 17 
  Bezirk Karl-Marx-Stadt 2.104.379 
 
 zu *3 DDR   17.135.867 
  Bezirk Dresden 1.876.767 
  Bezirk Leipzig 1.513.816 1962 Quelle *3 S. 467 
  Bezirk Karl-Marx-Stadt 2.094.763 
 
 zu *4 DDR   17.181.083 
  Bezirk Dresden 1.880.011 
  Bezirk Leipzig 1.512.847 1963 Quelle *4 S. 497 
  Bezirk Karl-Marx-Stadt 2.091.267 
 
 zu *5 DDR   17.011.930 
  Bezirk Dresden 1.884.311 
  Bezirk Leipzig 1.511.487 1964 Quelle *5 S. 507 





Obwohl am Anfang der sogenannten Festigungsperiode die statistische Erfassung der 
landtechnischen Ausrüstung sehr lückenhaft erfolgte, kann im Vergleich zwischen den 
Jahren 1960 und 1964 eine rapide Zunahme des Bestandes an Traktoren und Mähdre-
schern festgestellt werden. Ein Vergleich der von der Staatlichen Zentralverwaltung für 
Statistik (StZVfSt) veröffentlichten Angaben ist nicht ganz aussagefähig, da erst in den 
Jahren 1963 und 1964 wesentliche Bestandserhöhungen in den LPG einsetzten. 
 
Diese rasch gestiegenen Bestände gehen auf die Verteilung der Landtechnik aus den 
MTS zurück und nicht auf die Investitionskraft der LPG. Bis dahin verfügten die LPG 
der drei sächsischen Bezirke über ca. 7.200 Traktoren der Motorisierungsklassen           
> 25–< 60 PS.402  
 
Mit der Vergabe bzw. dem Verkauf 403 der MTS-Technik gelangten neben Traktoren 
und Anhängern insbesondere Mähdrescher und weitere Großgeräte in die Hände der 
LPG.404  
 
Im Jahre 1964 arbeiteten die LPG des Bezirkes Dresden mit fast fünfmal so viel Kartof-
felvollerntemaschinen als im Jahre 1960. Dass dieser Technisierungsschub von den 
LPG trotz kostenloser Übergabe (bei LPG Typ III) plötzlich höhere materielle und fi-
nanzielle Aufwendungen abverlangte, wird ausführlich im Kapitel 3.1.1.8 behandelt. 
 
Über die relativ hohe Ausstattung der LPG der sächsischen Bezirke mit motorisierter 
Zugkraft geben nachstehende Bestandszahlen Auskunft. Von den 15 Bezirken der DDR 
verfügten die drei sächsischen am Ende des Jahres 1964 über nahezu 20 % des Trak-
torenbestandes der DDR, der ab 1965 fast vollständig in den Betriebsmittelbestand der 
LPG übergegangen war.  
 
Bis Ende 1964 waren die LPG jedoch noch recht unterschiedlich mit Traktoren ausge- 
stattet, da sich „LPG mit niedrigem Produktionsniveau“ weder den zusätzlichen Be-  
lastungen aus der MTS-Übergabe aussetzen wollten bzw. für Investitionen in Gebäude 
und Maschinen wirtschaftlich zu schwach waren, noch aber neue Maschinen über den 
staatlichen Handel erwerben konnten.405   
 
Aus diesem Grund sah sich im Dezember 1964 der Vorsitzende des LWR der DDR, 
Georg Ewald, veranlasst, offiziell zu fordern, derartigen LPG mehr Unterstützung durch 
den Staat zukommen zu lassen. Er appellierte an die Produktionsleitungen der RdK, 
Kreisbetriebe für Landtechnik und Bezirkskomitees für materiell-technische Versor-
gung (Zitat): „... vorrangig dafür zu sorgen, dass sie mit schweren Traktoren und den 
dazu notwendigen Maschinen und Geräten ausgerüstet werden“. Ferner sollten Produk-
tionszuwachs und Planerfüllung der LPG mit gestaffelten staatlichen Prämien honoriert 
werden. Prämien sollten zusätzlich für Einhaltung von Terminen bei Bestell-, Pflege- 
und Erntekampagnen gezahlt werden.406  
 
Die schwachen LPG mussten stärker technisiert werden, um deren drohenden Konkurs, 
wie ihn die Jahresabschlussberichte seit 1960 voraussehen ließen, zu verhindern. Auch 
wenn der Ruf nach mehr Arbeitskräften und höherer Technikausstattung aus den LPG 
drang, so muss dagegengehalten werden, dass der Ak-Besatz in manchen LPG schon zu 
hoch lag und dass mit der MTS-Technikübernahme genügend Motorisierung Einzug 
gehalten hatte. Im Bezirk Karl-Marx-Stadt reichte zwischen 1960 und 1964 ein Traktor 
265 
 
für 112,6–49,0 ha und im Bezirk Leipzig für 102,5–48,7 ha aus. Ähnlich verhielt es sich 
mit Vollerntemaschinen. Im Bezirk Karl-Marx-Stadt brauchten zwischen 1960 und 
1964  157,5 und 155,0 ha und im Bezirk Leipzig 1964 gar nur noch 20,3 ha Kartoffel-
fläche mit einer Vollerntemaschine geerntet zu werden. Dennoch lag in dieser Entwick-
lungsphase der Ausstattungsgrad mit Kartoffelvollerntemaschinen407 noch nicht sehr 
hoch, da diese Technik vom staatlichen Landmaschinenhandel in nicht ausreichendem 
Maße angeboten werden konnte. Im Bezirk Karl-Marx-Stadt wurden zwischen 1960 
und 1964 lediglich 14,6–18,8 % der gesamten Kartoffelfläche mit Vollerntemaschinen 
gerodet. In den beiden anderen sächsischen Bezirken variierten diese Zahlen stark und 
sind miteinander wenig vergleichbar. 
 




Dresden 67,0 408    
 
Lastkraftwagen, Vollerntemaschinen und andere mobile Landtechnik ergaben zusam-
men mit Traktoren einen relativ hohen Mot-PS-Besatz/100 ha LN, der Ende 1964 auf 
ca. 80–90 angewachsen war.409   
 
Unmittelbar nach dem Kollektivierungsabschluss lagen aber Leistung und Auslastung 
der Großgeräte noch sehr niedrig, wie folgende Übersicht zur Durchschnittsleistung je 
Maschine und Erntekampagne im Bezirk Karl-Marx-Stadt zeigt (in ha).410 
 1961    1962 
Mähdrescher 146,0   102,7 
Kartoffelvollerntemaschinen 10,5     13,0 
Rübenvollerntemaschinen 19,2       26,3 
 
Die geringe Flächenleistung erklärt sich hauptsächlich aus dem damaligen technischen 
Vermögen der Maschinen. Darüber hinaus waren Mängel bei der Organisation von 
Kampagnen in den LPG verantwortlich. Es fehlte vielfach an Erfahrung im Umgang mit 
Groß-Technik. Sehr oft traten Ausfallzeiten wegen Reparaturen und schwieriger Ersatz-
teilbeschaffung auf. 
 
Beim Mechanisierungsgrad zeigten sich gravierende Unterschiede zwischen den LPG 
vom Typ I und III. Die LPG Typ I hielten sich bewusst bei der Ausstattung mit Maschi-
nen und Technikübernahme von den MTS bzw. Neuzukäufen zurück. Folgende Über-
sicht stellt die Mechanisierung von Feldarbeiten der LPG-Typen im Bezirk Karl-Marx-
Stadt gegenüber (in Prozent der Fläche).411 
 
 1961 1962 
 Typ I/II Typ III Typ I/II Typ III 
Vereinzeln von Zuckerrüben   0,6   7,4   1,0 12,8 
Zuckerrübenernte mit Vollerntema-
schinen 
16,4   5,3 26,5 67,7 
Mähdrusch 16,2 63,3 28,4 63,2 
Kartoffelernte mit Vollerntemaschinen 16,4 28,3   7,6 24,5 




Diese Angaben lassen erkennen, dass beispielsweise schon im Jahre 1962, d. h. im drit-
ten Jahr nach dem „sozialistischen Frühling“, erst ein knappes Drittel der Mähdrusch-
früchte mit dem Mähdrescher geerntet und fast die Hälfte der Kartoffeln noch nicht me-
chanisch gelegt wurden. In den LPG Typ I waren die Unterschiede noch ausgeprägter. 
Die hohen Pferdebestände der sechziger Jahre in den sächsischen Kreisen gingen auf 
das Konto der LPG Typ I. Sie verbuchten dafür aber geringere Selbstkosten. 
 
Im Jahre 1964 wurden erst 50–60 % der Kühe in den sächsischen LPG maschinell ge-
molken. Dabei kamen die LPG Typ I auf maximal 50 % und die LPG Typ III auf      
80–90 %. 
 
Das Charakteristische der Landtechnik bestand darin, dass sie nicht auf die unterschied-
liche Betriebsstruktur der Betriebe konzipiert war, sondern umgekehrt. Nicht die Trak-
toren wurden der Betriebsgrößenentwicklung angepasst, sondern die Betriebsgrößen 
mussten dem volkseigenen Traktorenbau angepasst werden. Die Konzepte des Landma-
schinenbaues sahen, ebenso wie die Importe, immer größer dimensionierte Maschinen-
systeme vor. Deshalb orientierte die SED-Agrarpolitik ständig auf zu vergrößernde 
Schläge, Schlagkomplexe und Betriebseinheiten, damit die Technik höher ausgelastet 
werde. Wenn z. B. in einer LPG mit 120 ha Betriebsgröße zwei 36-PS-Traktoren (klei-
nere Modelle wurden nicht gebaut) liefen, so setzte sie sich mit 60 Mot-PS/100 ha 
schon der Gefahr der Übermotorisierung aus.412 
 
Das Problem der Landtechnik in den LPG bestand ferner darin, dass neben geringer 
Auslastung, Störanfälligkeit und hohem Reparaturaufwand zusätzliche Kosten entstan-
den. Die mangelhafte Ersatzteilversorgung durch die VEB und die Zunahme des Alters 
der Landtechnik verhinderten die notwendige technische Modernisierung der bis 1969 










Tabelle 24: Bestände von Landtechnik in LPG am Anfang der zweiten Entwicklungsetappe der LPG, 1960 bis 1964 
 
                       1960 
*22                        1961 *23                         1962 *23                       1963 *23                                            1964  
 
  Bezirk   Bezirk   Bezirk   Bezirk   Bezirk 
DDR *5, 21 Dresden *6 Leipzig *10 
K.-M.- 
Stadt *1 DDR *5 Dresden *7 Leipzig  *11, 20 
  K.-M.- 
Stadt *14 ,21 DDR *5 Dresden *8 Leipzig  
K.-M.- 
Stadt *3, 5, 19 DDR *4, 5 Dresden *4, 9 Leipzig *4 
 K.-M.- 
Stadt *4, 15 DDR *5 Dresden *5 Leipzig*5, 13 
K.-M.-
Stadt *5, 15 
Traktoren  
gesamt 43.170 
*5 2.064 2.996 . 48.553  444 1.928 532 *2, 14 53.205  541 3.367 
*12, 13
dar. 1.746 *20 2.674  93.683 5.974 5.717 5.725 101.806 6.912 6.289 6.479 
dav. leichte 
< 25 PS . . . 532   10.058  . . . 11.605  . 
734 *13
dar. 329 *20 747  24.818 . 1.682  2.152  27.272 2.132 1.848 
*13 2.489 
dav. mittlere 
> 25 – < 40 PS . . . . 21.091  . . . 22.620  . 
1.780 *13
dar. 731 *20 1.592 35.223 . 2.421 2.364  38.765 3.058 2.729 2.615 
*15 
dav. schwere 
> 40 – < 60 PS . . . . 13.181  . . . 15.387  . 
649 *13
dar. 494 *20 296  27.185 . 1.237  1.059  28.397 1.518 1.287 1.194 
*15 
dav. überschwere 
> 60 PS . . . . 3.423  . . . 3.593  . 
204 *13
dar. 192 *20 . 6.457 . 372  150  7.372 204 41 
*13  181 *15  
dav. Ketten- 
traktoren . . . . . . . . . . .    39  . . . 145  . . 384 
*13 107 *15 
Lastkraftwagen 3790 195 290 . 3996  12 209 . 4.035 12 302 
*12
dar. 57 *20 . 4.328 219 326 203  4.589 225 356 
*13 211 
Anhänger 53.121  3.333 4.559 . 62.641  264 2.657 . 69.396  279 5.367 
*12
dar. 797 *20 . 101.565 6.410 6.895 4.994 119.080 7.731 8.675 
*13 5.878 *15 




12.712  474 893 151   12.566  151 684 151 14.295 211 878 
*12
dar. 640 *20 373 25.792 1.726 1.630 1.376 27.821 2.067 1.782 
*13 1.704 *15 
Dungstreuer 
für Stallmist 3.686  57 209 65   3.954  48 225 65  4.437 52
287 *12
dar. 230 *20 121  6.969 326 448 416 7.549 616 431 535 
*15 
Kartoffellege- 
maschinen 3.241  65 193 . 3.850  52 214 . 3.803 62
197 *12
dar. 18 *20    67  6.165 324 334 332 7.869 474  429 
*13 473 *15 
Mähdrescher 3.028  52 187 21   3.383 57 174 22 *14  4.146  70 211 
*12
dar. 203 *20    30 7.593
 234 317 170 11.213 538 713 *13 478 
Kartoffelvollern-
temaschinen *16 3.228  44 155 41   3.243  56 154 41 *14  3.266  49 168 
*12
dar. 163 *20    35 4.597
 399 654 *16 109 *16 5.352 210 387 *13 174 
Rübenvollernte- 
maschinen 2.228 34 136 6   2.268  34 136 6 *
2, 14 2.420 42 145 
*12
dar. 142 *20        5 3.503 
*17 69 218 8 *17 3.978 *17 94 317  37 *15 




Fußnoten zu Pkt. 3. 1. 2. 5 Tabelle 24 
 
Quellen:   *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 421, 434, 435 
  *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 405, 418 
  *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 237, 242 
  *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1964, S. 245, 254, 255 
  *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 261, 272, 273 
  *6 Statistisches Taschenbuch 1960 Bezirk Dresden, S. 173 
  *7 Statistisches Taschenbuch 1961/62 Bezirk Dresden, S. 135, 137 
  *8 Statistisches Taschenbuch 1962/63 Bezirk Dresden, S. 94 
  *9 Statistisches Taschenbuch 1964 Bezirk Dresden, S. 77 
*10 Statistisches Taschenbuch 1960 Bezirk Leipzig, S. 239 
*11 Statistisches Taschenbuch 1961/62 Bezirk Leipzig, S. 290, 297 
*12 Statistisches Taschenbuch 1963 Bezirk Leipzig, S. 263 
*13 Statistisches Taschenbuch 1965 Bezirk Leipzig, S. 244, 259 
*14 Statistischer Jahresbericht 1961 Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 207 
*15 Statistisches Jahrbuch 1965 Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 104,144 
 
Anmerkungen: *16 Leistung > 3,5t/h 
 *17 Einschließlich Rodelader 
 *18 Ohne Kalkstreuer 
 *19 Alle sozialistischen Landwirtschaftsbetriebe 
 *20 LPG mit leihweise übernommener Technik *24 
 *21 LPG-Anteil nicht ausgewiesen 
 *22 Keine Angaben von der Statistik ausgewiesen*25 
 *23 Einschließlich der an LPG durch Leihvertrag übergebene Technik 
 
Ergänzungen:   *24 zu Fußnote *20 
 
DDR 1960* 21 2.575 LPG 
 1961*19 
2.525 LPG dar.   54 Bez. Dresden 
                  dar. 146 Bez. Leipzig 
                  dar.   36 Bez. Karl-Marx-Stadt 
 1962*19 
2.584 LPG dar.  67 Bez. Dresden 
                  dar. 156 Bez. Leipzig 
                  dar.   51 Bez. Karl-Marx-Stadt 
 1963 
Landtechnik aller LPG statistisch erfasst, da die MTS-Technik weitestgehend in die 
Hände der LPG übergegangen war 
Bez. Dresden *19 1960 . 
 1961 . 
 1962-1963 
Sprunghafter Anstieg des Technikbestandes der LPG durch leihweise Übernahme 
von den MTS 
Bez. Leipzig *19 1961 146 LPG mit leihweise übernommener Technik 
 1962*11 
Die meisten Übernahmen (37) Kr. Delitzsch, die wenigsten Übernahmen (3), Kr. 
Grimma und (3) Kr. Geithain  
 1963 156 LPG mit leihweise übernommener Technik 
Bez. Karl-Marx-Stadt  Keine Angaben veröffentlicht 
 
Ergänzungen: *25 zu FN *22 
 
DDR 1960*19 
LPG Technikbestand von der Statistik für 1960 noch nicht gesondert ausgewiesen, 
da Technikleistungen in LPG vorwiegend von MTS erbracht 
Bez. Dresden *1 1960 4.242 Traktoren 
Bez. Leipzig *1  4.650 Traktoren 
Bez. Karl-Marx-Stadt *1  
3.901 Traktoren (S. 434) korrespondiert nicht mit Angaben späterer Statistischer 
Jahrbücher der Bezirke 1965, wobei rd. 50 % für LPG ausgewiesen wird *3 (S. 242). 
Deshalb wurden die Werte von Quelle *3 übernommen. 




- Personalstruktur und Ausbildungsstand 
Die LPG, gleich welchen Typs, konnten nach dem fast vollständigen Beitritt der Einzel-
bauern am Ende des Jahres 1960 in den sächsischen Bezirken auf eine hohe Personal-
ausstattung zurückgreifen. Die Betriebsgrößengruppe > 200–500 ha LN, die größte und 
mitgliederstärkste Gruppe, umfasste 73.603 Personen (≙ 39,2 % aller Mitglieder). Die 
DDR verzeichnete in dieser Gruppe 32,1 %, was auf die starke Verteilung der LPG-
Mitglieder in LPG mit > 200–500 ha LN auf die südlichen Bezirke zurückzuführen ist. 
Nach Ablauf des Jahres 1964 hatte sich diese Mitgliederzahl auf 84.259 erhöht. Das 
entsprach 42,9 % des Mitglieder-Bestandes in dieser Größengruppe.  
 
Die meisten Mitglieder standen in den LPG Typ I für die Arbeit zur Verfügung. Im Jah-
re 1960 betrug das Verhältnis zur Gesamtmitgliederzahl in den sächsischen Bezirken (in 
Prozent): 
 
 Typ I/II Typ III 
Dresden 59,3   40,7 
Leipzig 32,3   67,7 
Karl-Marx-Stadt 54,9   45,1 
 
Der hohe Mitgliederbestand der LPG des Typs I im Bezirk Dresden ist auf die Dörfer 
und Agrarstruktur in der Lausitz zurückführen. Das betrifft nicht nur Dörfer, die inner-
halb der deutschen Besiedlungswellen gegründet worden waren, sondern auch die Dör-
fer mit sorbischem Bevölkerungsanteil. Die Sorben, gegenüber dem sozialistischen 
Staat sich eher loyal verhaltend, lehnten die vollkollektivierte Landwirtschaft ebenso ab 
wie die deutschen Einwohner. Im Durchschnitt befanden sich in der Gesamtheit der 
sächsischen Bezirke die Hälfte Mitglieder sowohl im Typ I/II als auch im Typ III.413 
 
Im Jahre 1964, am Ende der Konsolidierungsphase, betrug das Verhältnis von Typ I/II 
zu Typ III in den sächsischen Bezirken in der vorgenannten Größengruppe (in Prozent): 
 
 Typ I/II Typ III 
Dresden 54,5   45,5 
Leipzig 30,0   70,0 
Karl-Marx-Stadt 55,4   44,6 
 
In den drei sächsischen Bezirken hatte sich das Verhältnis insgesamt leicht zugunsten 
des Typs III verschoben.414 
 
Da bei Vergleichen von Kennzahlen der LPG-Entwicklung starke Abweichungen inner-
halb der Bezirke auffällig sind, muss beachtet werden, dass Abweichungen auch zwi-
schen den Kreisen aufgetreten sind. Die Ursachen sind vielfältig und hauptsächlich in 
der historischen Entwicklung der jeweiligen Region seit der Landnahme im 11. und  
12. Jahrhundert zu suchen. 
 
Die Mitgliederverteilung differenziert sich je nach Betriebsgrößengruppen wie aus Ta-
belle 25, S. 273 hervorgeht. Die Anzahl in den Gruppen > 1.000 ha LN kann bei der Be-
trachtung der Beschäftigtenstruktur der LPG vernachlässigt werden, da solche Groß-
LPG in den sächsischen Gebieten nur im Ausnahmefall entstanden waren. In den Nord-




Zwischen weiblichen und männlichen Mitgliedern bestand anfangs ein ausgeglichenes 
Verhältnis. Erst ab 1964 nahm der Anteil der männlichen Mitglieder zu, da sich die für 
Frauen geeigneten Arbeiten verringerten. 
 
Vielfach versuchten Frauen, sich der Arbeit in den LPG zu entziehen und außerhalb des 
Betriebes andere Beschäftigung zu finden. Dabei spielte eine Rolle, dass Frauenarbeit in 
den LPG i. d. R. schlechter bezahlt wurde als in anderen Erwerbszweigen und die Ver-
gütung während der Konsolidierungsjahre ohnehin sehr niedrig lag.  
 
In den bäuerlichen Schichten und im ländlichen Raum allgemein war ein geringerer 
Ausbildungsstand als in den Verdichtungsgebieten zu verzeichnen. Mittel- und Groß-
bauern konnten vielfach auf eine Ausbildung, die dem Facharbeiter in Industrie und 
Handwerk entsprach, verweisen. Großbauern hatten vor den LPG-Gründungen teilweise 
nach einer Ausbildung in landwirtschaftlichen Fachschulen den Titel eines „Staatlich 
geprüften Landwirts“ 415 erworben. Bei Kleinbauern und Landarbeitern handelte es sich 
größtenteils um unausgebildete Arbeitskräfte.  
 
Es lag in der Natur des Landwirtschaftsbetriebes, nicht nur in der „Festigungsperiode“, 
sondern auch noch in den Folgejahren, dass nicht der Qualifizierungsgrad des Personals 
entscheidend für den Erfolg war, sondern vielmehr die allgemeine Arbeitsmoral, Be-
rufserfahrung, Umgang mit der belebten Materie, Verantwortung gegenüber den Wirt-
schaftsgütern, gesunder Menschenverstand und Sinn für betriebswirtschaftliche Bezie-
hungen. 
 
Es mutet daher z. T. lächerlich an, wie bereits zu Ende der „Festigungsperiode“ SED 
und Staat eine Qualifizierungskampagne starteten, um nach kurzen Schulungen Zahlen 
von „frisch gebackenen“ Facharbeitern „nach oben“ melden zu können. Zum Teil waren 
die neuen Facharbeiter Schüler bei ihren eigenen Feldbaubrigadiers, die selbst noch ei-
ner Ausbildung bedurften. LPG-Vorsitzende und Teile des Leitungspersonals stammten 
vielfach aus den MTS und brachten Erfahrungen auf dem Gebiet der Leitungstätigkeit 
mit. Das soll aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass sie nicht immer den Anforderun-
gen des LPG-Betriebes gewachsen waren. Die LPG entsprachen nicht volkseigenen Be-
trieben mit direkter Weisungsbefugnis der Leitungskräfte, sondern formal und nach   
außen Genossenschaften, in welchen die „genossenschaftliche Demokratie“ gewahrt 
werden musste. Leitungskräfte übten normalerweise in den LPG kein Diktat aus. Zu-
mindest musste das Diktat vom Vorstand der LPG mitgetragen werden. Aus diesem Un-
terschied ergaben sich vielfach disziplinarische Schwierigkeiten während des täglichen 
Arbeitsablaufes. 
 
Die Qualifizierungskampagnen entsprangen dem Leninschen Prinzip der Notwendigkeit 
der Kulturrevolution auf dem Lande (vgl. Pkt. 4.1, S. 696 f.). Dem sowjetischen Bei-
spiel vielfach folgend, unterlag die SED-Agrarpolitik dem Denkfehler, dass man es bei 
den Bauern in Deutschland wie in Russland, mit Menschen eines unterentwickelten 






Abb. 62 Beschäftigungsstruktur der drei sächsischen Bezirke im Vergleich aller Bezirke, 1963 
Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR 1964, nach S. 10 
272 
 
Schon bald nach der totalen Kollektivierung der Bauern machte sich ein gewisser Perso-
nalmangel bemerkbar. Insbesondere fehlten, um den gestiegenen Qualitätsanforderungen, 
die die LPG mit sich brachten, gerecht zu werden, die in der DDR eigentlich ausreichend 
an Fach- und Hochschulen bzw. Universitäten ausgebildeten Leitungskräfte. Ein großer 
Teil hatte sich während der letzten großen Kollektivierungswelle von der Landwirtschaft 
abgesetzt und war in artfremden Berufen, auch ohne Ausübung verantwortungsvoller Tä-
tigkeiten, untergetaucht. Zum Beispiel fand sich in den mitteldeutschen Braunkohletage-
bauen eine nicht geringe Anzahl von Diplom-Landwirten wieder. Auf dem Bauernkon-
gress im Jahre 1962 wurde von der SED-Führung kritisiert, dass studierte „Fachkader“ 
größtenteils außerhalb der Produktion anzutreffen sind.416 Von 9.556 „Hochschul-Kadern“ 
in der DDR seien 3.699 (= 38,1 %) in der landwirtschaftlichen Praxis und nur 1.711           
(= 18 %) in LPG tätig. Bei Letzteren darf aber nicht angenommen werden, dass diese alle 
mit Leitungsaufgaben betraut waren. Ähnliche Relationen lagen auch bei „Fachschul-
Kadern“ vor. 
 
Der Qualifizierungsgrad in den drei sächsischen Bezirken war von 1960 mit 19,6–22,3 % 
auf 1964 mit 36,4–50,0 % rapide gestiegen.417 
 
In den LPG der sächsischen Bezirke arbeitete etwa ein Fünftel aller hochschulausgebilde-
ten Landwirte der DDR. Das bedeutete eine Konzentration im Süden der DDR. In den 
Nord-Bezirken hingegen bestand ein Defizit an derartigen Fachleuten. Viele Diplom-
Landwirte zogen es vor, nach dem Studium nicht in LPG zu arbeiten, da Leben und Arbei-
ten im agrarisch geprägten Dorf nicht sonderlich attraktiv war.418 
 
Insofern ging das Konzept der Agrarpolitik hinsichtlich der überstürzten Qualifizierungs-
aktionen nicht auf. Die Ausbildung belastete den Staatshaushalt, ohne den entsprechenden 
Nutzen zu erbringen. 
 
Dessen ungeachtet stärkte eine erfolgreich abgeschlossene Qualifizierungsmaßnahme das 
Selbstwertgefühl des Betreffenden z. T. in beträchtlichem Maße. Ein Traktorist der LPG 
im Besitz der Fahrerlaubnis Klasse III wähnte sich im Range eines qualifizierten Spezialis-
ten.419  Berufsbezeichnungen wie Mechanisator, Tierzüchter oder Agrotechniker taten ihr 


















































  Anzahl der Mitglieder nach Größengruppen 
 Größengruppe < 200 ha LN > 200 - 500 ha LN > 500 - 1000 ha LN > 1000 – 2000 ha LN > 2000 ha LN 
 DDR/Bezirk DDR Dresden Leipzig K.-M.-Stadt 
DDR Dresden Leipzig K.-M.- 
Stadt 
DDR Dresden Leipzig K.-M.-
Stadt 
DDR Dresden Leipzig K.-M. - 
Stadt 




dav. LPG Typ I/II 
dav. LPG Typ III 
209.471 29.681 14.816 17.930 299.275 27.597 17.666 28.340 269.876 10.834 16.174 11.053 159.259 1.626 8.549 1.964 23.317 548 755 - 
174.583 24.437 12.969 11.828 158.582 14.794 5.392 16.984 38.295 2.202 380 3.740 3.945 219 - - - - - - 
34.888 5.244 1.847 6.102 140.693 12.803 12.274 11.356 231.581 8.632 15.794 7.313 155.314 1.407 8.549 1.964 23.317 548 755 - 
1961 *2 
LPG gesamt 
dav. LPG Typ I/II 
dav. LPG Typ III 
190.778 26.208 13.750 18.495 140.693 29.721 18.513 27.312 278.680 12.812 16.619 11.697 171.409 1.939 9.726 2.379 25.544 570 747 - 
159.768 20.864 12.033 15.310 159.894 16.059 5.793 16.829 41.442 3.414 459 3.482 5.619 469 189 161 - - - - 
31.010 5.344 1.717 3.185 138.223 13.662 12.720 10.483 237.238 9.398 16.160 8.215 165.790 1.470 9.537 2.218 25.544 570 747 - 
1962 *3 
LPG gesamt 
dav. LPG Typ I/II 
dav. LPG Typ III 
171.206 23.286 12.838 16.173 306.032 32.578 18.815 28.599 292.267 13.735 16.790 13.361 177.367 2.157 10.131 2.487 26.982 566 748 - 
141.847 28.229 11.078 13.269 166.170 18.293 6.333 17.614 47.559 3.591 812 4.444 5.649 477 194 - - - - - 
29.359 5.057 1.760 2.904 139.862 14.285 12.482 10.985 244.708 10.144 15.978 8.917 171.718 1.680 9.937 2.487 26.982 566 748 - 
1963 *4 
LPG gesamt 
dav. LPG Typ I/II 
dav. LPG Typ III 
167.455 23.065 12.726 15.902 313.632 33.954 19.582 28.937 296.882 14.008 16.741 14.036 182.687 2.506 10.243 2.999 25.808 533 764 - 
138.871 18.101 10.964 12.938 167.105 18.508 6.685 17.576 48.404 3.687 621 4.626 5.963 505 195 - - - - - 
28.584 4.964 1.762 2.964 146.527 15.446 12.897 11.361 248.478 10.321 16.120 9.410 176.724 2.001 10.048 2.999 25.808 533 764 - 
1964 *5 
LPG gesamt 
dav. LPG Typ I/II 
dav. LPG Typ III 
157.844 21.972 11.964 14.858 311.728 34.482 20.119 29.658 301.406 13.966 16.631 14.254 187.594 3.174 10.696 3.243 23.846 552 788 - 
131.613 17.171 10.386 12.415 163.930 18.351 6.845 17.558 48.937 4.392 638 4.405 6.334 513 199 - - - - - 
26.231 4.801 1.578 2.443 147.798 16.131 13.274 12.100 252.469 9.574 15.993 9.849 181.260 2.661 10.497 3.243 23.846 552 788 - 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 422 (Stand 20.11.1960) 
*2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 406 
*3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 230 
*4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1964, S. 246 




Tabelle 26: Ausbildungsstand der Beschäftigten*6 in LPG der DDR am Anfang der zweiten 
Entwicklungsetappe der LPG, 1960 bis 1964  
  
  1960 *1 1961 *2 1962 *3 1963 *4 1964 *5 
LPG Typ I-III       
Gesamt-Beschäftigte Anz. 1.015.988 1.013.870 1.022.026 923.903 924.736 
dar. qualifiziert Anz.      41.789    103.130    115.061 140.149 167.514 
Anteil a. d. Gesamt-Beschäftigten % 4,1 10,2 11,3 15,2 *7 18,1 *7 
dar. Facharbeiter Anz.      23.686      74.594      81.119 101.668 124.885 
Anteil a. d. Gesamt-Beschäftigten % 2,3 7,4 7,9 11,0 13,5 
       
dav. LPG Typ I/II       
Gesamt-Beschäftigte Anz.   400.388    381.692    372.156 328.404 324.785 
dar. qualifiziert Anz.       8.860      19.335      22.289   27.145   34.883 
Anteil a. d. Beschäftigten des Typs III % 2,2 5,1 6,0 8, *7 10,7 *7 
dar. Facharbeiter Anz.       5.834      15.257        7.389   21.274   22.789 
Anteil a. d. Beschäftigten des 
Typs I/II % 1,5 4,0 4,7 6,5 8,6 
       
dav. LPG Typ III       
Gesamt-Beschäftigte Anz.   615.600    637.178    649.870 595.499 599.951 
dar. qualifiziert Anz.     32.920      83.795      92.772 113.004 132.631 
Anteil a. d. Beschäftigten des 
Typs III % 5,3 13,3 14,3 19,0 
*7 22,1 *7 
dar. Facharbeiter Anz.      17.852      59.337      63.730   80.394   97.086 
Anteil a. d. Beschäftigten des 
Typs III % 2,9 9,4 10,2 13,5
*7 16,2 *7 
 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 426 
*2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 410 
*3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 235 
*4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 269 
*5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 269 
 
Anmerkungen: *6 Mitarbeitende Mitglieder und ständig beschäftigte Nichtmitglieder 
 *7 Die Angaben des Statistischen Jahrbuches 1965 gegenüber den Jahren 1963 und 1964 erscheinen ungenau, des-

















































Quellen:   *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 426, 428, 432 
  *2 Statistisches Taschenbuch Bezirk Dresden, 1960 S. 176 
  *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 236, 412, 414 (per 31.12.1961) 
  *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, Bezirk Dresden S. 269, 270 
  *5 Statistisches Jahrbuch 1965, Bezirk Dresden, S. 93 
  *6 Statistisches Jahrbuch 1965, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 106 
  *7 Statistischer Jahresbericht 1964, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 108 
  *8 Statistischer Jahresbericht 1964, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 141 
  *9 Statistisches Taschenbuch 1965, Bezirk Leipzig, S. 248 (z. T. errechnet) 
*10 Statistisches Taschenbuch 1964, Bezirk. Leipzig, S. 249 (z. T. errechnet) 
*11 Statistisches Jahrbuch 1965, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 143 
*12 Statistischer Jahresbericht 1962/63, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 126 
*13 Statistisches Jahrbuch 1961/62, Bezirk Leipzig, S. 294 (z. T. errechnet) 
*14 Statistisches Taschenbuch 1960, Bezirk Leipzig, S. 243 
 
Anmerkungen: *15 Mitglieder bedeutet ständig mitarbeitende Mitglieder. Es gab in den LPG mehr ständig Beschäftigte als Mitglieder,  
  da nicht alle Mitglieder mitarbeiteten (Rentner, Invaliden). 
*16 Unter den 1.015.988 ständig Beschäftigten in den LPG der DDR befanden sich 1960  41.780 Beschäftigte mit  
Qualifizierung vom Facharbeiter bis zum Hochschulausgebildeten 
*17 Von 4.937 qualifizierten weiblichen Mitgliedern 1960 verfügten 3.859 über eine Facharbeiterausbildung   
*18 1960 betrug der Qualifizierungsgrad in den LPG nur 4,16 %. D. h. 95,84 % der Mitglieder verfügten über keine Berufsausbildung 
*19 Es liegen keine statistischen Angaben zum Qualifizierungsstand der weiblichen Mitglieder in den Bezirken vor 
*20 Für den Bez. Karl-Marx-Stadt liegen statistische Angaben zu den „Beschäftigten“ bzw. „Mitgliedern“ vor (siehe Fußnote *6 bis *8).  
 Diese Zahlen weichen von den Statistischen Jahrbüchern der DDR ab. Deshalb wurden in der Tabelle die statistischen 
Meldungen aus letzteren verwendet 





















Jahr 1960 (per 30.9.60) *1 1961 (per 20.11.61) *1 1962 *3 (per 31.12.62) 1963 (per 30.9.63) *4 1964 *4 (per 30.9.64) 
DDR/Bezirk DDR Dresden Leipzig K.-M.-Stadt 
*20 
DDR Dresden Leipzig K.-M.-
Stadt *20 
DDR Dresden Leipzig K.-M.-
Stadt *20 
DDR *4 Dresden Leipzig K.-M.-
Stadt *20 
DDR Dresden Leipzig K.-M.-
Stadt *20 
Mitglieder ges. *6, 16 957.939 70.327 57.963 58.675 967.229 71.541 59.747 60.212 978.026 72.783 59.629 60.914 869.529 67.386 54.613 56.707 870.363 67.625 54.667 57.154 
dar. weiblich 438.658 34.590 *2 29.355 *9 < 31.080 *11 449.724 *3 35.292 28.925 27.483 462.888 36.323 29.176 28.143 409.002 33.332 26.417 25.848 405.304 33.377 26.102 25.646 
qualifizierte Mitgl. *6 39.842 3.080 2.832 2.905 97.964 6.530 7.496 6.590 127.342 7.381 7.440 7.067 130.296 9.089 8.453 8.090 155.907 11.601 10.232 9.811 
dar. weiblich 4.937 *17 . 290 *10 532*12 12.997 . 1.119 1.254 *11 17.920 1.291 909 *10 1.630 *11 25.046 1.905 1.216 *9 1.784 *11 36.186 2.952 1.819 *9 2.364 *11 
dav. Hochschulabschluss 1.306 96 113 53 1.653 135 137 104 2.510 204 180 132 2.893 207 206 159 3.430 241 237 184 
dav. Fachschulabschluss 5.768 509 488 363 8.362 766 654 570 11.031 839 795 639 12.688 1.013 836 740 15.077 1.156 1.003 916 
dav. Meisterprüfung 10.412 748 614 541 17.751 1.090 1.246 933 19.351 1.169 1.320 964 21.537 1.382 1.458 1.112 22.591 1.455 1.498 1.236 
dav. Facharbeiter 22.356 1.727 1.617 1.948 70.198 4.539 5.459 4.983 76.530 5.169 5.145 5.332 93.178 6.487 5.953 6.079 114.809 8.749 7.494 7.475 
unqualifizierte Mitgl. *6 918.097 67.247 55.131 55.770 869.265 65.011 52.245 53.622 850.684 65.402 52.189 53.847 739.233 58.297 46.160 48.627 714.456 56.024 44.435 47.343 
dar. weiblich*19 433.721 . 30.790 *10 28.823 *12 436.727 . 27.806 26.229 *11 444.968 34.941 *5 28.267 *10 26.513 383.956 36.613 *5 25.201 *9 24.064 *11 369.118 30.425 *5 24.285 *9 23.282 *11 






























Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 431 (Stand 30.9.1960) 
*2 Statistisches Taschenbuch 1960 Bezirk Dresden, S. 179 und  
Statistisches Taschenbuch Bezirk Dresden 1965, S. 269, 270 (für 1963 und 1964) 
*3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 413, 414 
*4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 269, 270 
*5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 269, 270 
 
Anmerkungen: *6 Nicht ausgewiesen in den statistischen Meldungen der Bezirke, es wird von 100 %iger Qualifizierung ausgegangen 
*7 Es wird angenommen, dass die weiblichen Vorsitzenden zu 100 % qualifiziert waren. Es gibt keine Angaben  
wieviel weibliche AK als Vorsitzende fungierten, ist als „darunter“ angegeben. Die Annahme ist nicht gesichert  
*8 Da die Zahl der weiblichen Vorsitzenden nicht bekannt ist, kann der Qualifizierungsgrad in dieser Kategorie nicht errechnet werden 
*9 Es liegt nahe, dass die Summe der qualifizierten Vorsitzenden der Anzahl der Vorsitzenden entspricht, sodass ein Qualifizierungsgrad 























Jahr 1960 *1 (per 30.9.60) 1961 (per 20.11.61) *3 1962 *4 (per 31.12.62) 1963 *5 (per 30.9.63) 1964 *5 (per 30.9.64)  
Bezirk DDR*1 Dresden*2 Leipzig K.-M.-
Stadt 
DDR Dresden Leipzig K.-M.-
Stadt 
DDR Dresden Leipzig K.-M.-
Stadt 
DDR Dresden *2 Leipzig K.-M.-
Stadt 




19.261 2.086 1.356 1.457 17.869 1.848 1.265 1.402 16.597 1.657 1.194 1.276 16.282 1.632 1.175 1.241 15.829 1.588 1.122 1.200 
dar. weiblich *6, 7 ,8 26 . . . 29 . . . 36 . . . 135 15 6 9 135 11 8 8 
dav. Qualifiziert *9 4.058 408 301 299 6.404 661 490 484 6.944 632 716 520 7.698 671 517 531 8.685 818 575 610 
dar. weiblich 26 . . . 29 . . . 36 . . . 49 3 3 2 64 4 4 4 
dav. Hochschulabschluss 659 61 47 32 794 77 53 48 1.090 82 73 57 1.320 114 90 71 1.577 143 100 93 
dar. weiblich 5 . . . 10 . . . 11 . . . 14 1 1 1 20 2 1 1 
dav. Fachschulabschluss 1.383 135 109 82 2.113 205 148 113 2.580 206 173 127 3.064 239 178 168 3.541 266 211 211 
dar. weiblich 9 . . . 5 . . . 9    17 1 2 - 19 1 2 - 
dav. Meisterprüfung 1.147 117 70 83 1.325 112 83 99 1.329 116 92 108 1.404 130 106 93 1.418 137 98 103 
dar. weiblich  5 . . . 3    5    4 1 - - 7 1 - - 
dav. Facharbeiter 869 95 75 102 2.172 267 206 224 1.945 228 140 228 1.910 188 143 199 2.149 272 166 203 
dar. weiblich 7 . . . 11 . . . 11 . . . 14 - - 1 18 - 1 3 
dav. unqualifiziert 15.203 1.678 1.055 1.158 11.465 1.187 775 918 9.653 1.025 478 756 8.584 961 658 710 7.144 770 547 590 
dar. weiblich *8 . . . . . . . . . . . . 86 12 9 7 71 7 4 4 
Ausbildungsgrad (%) *8 21,1 19,6 22,3 20,5 35,8 35,8 38,7 34,5 41,8 38,1 60,0 40,7 47,3 41,1 44,0 42,8 54,9 51,5 51,3 50,8 




- Kollektivwirtschaftliche Arbeit und Betriebsergebnis 
Das Kriterium der Arbeit eines Unternehmens besteht im Betriebsergebnis, d. h. der 
Wirtschaftlichkeit und Arbeitsproduktivität. 
 
Bei der Analyse der Tätigkeit der LPG zwischen Kollektivierungsabschluss im Verlaufe 
des Jahres 1960 und Ende des Jahres 1964, dem Zeitabschnitt der LPG-Entwicklung, 
der seinerzeit als Festigungsperiode definiert wurde, muss daher auf beide ökonomische 
Kategorien in den genossenschaftsähnlichen LPG eingegangen werden. Dabei ist die 
Frage zu beantworten, inwieweit sich ein ökonomischer Erfolg in jenen Jahren einge-
stellt hatte. Gleichzeitig soll die Frage nach der Festigung der aus den Jahren bis 1960 
hervorgegangenen knapp 5.000 LPG der sächsischen Bezirke gestellt werden. 
 
Um diese Aussagen treffen zu können, werden in vorliegender Studie als Beispiel aus-
gewählte betriebswirtschaftliche Kennzahlen aller im Kreis Döbeln, Bez. Leipzig,          
existierenden LPG in nachstehenden Übersichten zu diesem Kapitel verglichen. Die 
Vergleiche sind insofern gut geeignet, die betriebswirtschaftliche Situation in den LPG 
zu reproduzieren, da es sich um LPG handelt, die von der damaligen Produktionsleitung 
des RdK Döbeln aufgrund unterschiedlicher Produktionsbedingungen in drei verschie-
dene Produktionsbereiche eingeteilt worden waren. 
 
Da die Dienststellen der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik nicht die betriebs-
wirtschaftlichen Ergebnisse der LPG erfassten, liegen auch keine vollständigen Kreis- 
und Bezirksvergleiche vor. Aus diesem Grunde wurde auf Vergleiche, die die Kreisbu-
chungsstationen erarbeiteten, zurückgegriffen. Da Vergleiche in dieser genauen und 
umfassenden Form nur für den Kreis Döbeln vorgefunden wurden, ist der Kreis Döbeln 
quasi stellvertretend für die Darstellung des betrieblichen Effektes der Arbeit der LPG 
in den drei sächsischen Bezirken anzunehmen, wobei es sich hauptsächlich um Betriebe 
mit guten Produktionsvoraussetzungen handelte. Für die weniger Erfolgreichen müssen 
entsprechende Abschläge vorgenommen werden.  
 
Ähnliche Analysen wie für den Kreis Döbeln liegen für den Bezirk Dresden vor, jedoch 
nur für ausgewählte LPG, und zwar solche, die sich an Auswertungen von Kostenträ-
gern durch den RdB Dresden beteiligt hatten.420 
 
Zur Wiedergabe der Arbeitsproduktivität der LPG wurden Ergebnisse von fast allen 
Kreisen des Bezirkes Dresden verwendet. Unter diesen LPG finden sich auch einige 
vom Typ I aus den Kreisen Bautzen und Riesa.421  
 
Aufgrund der Quellenlage konnten lediglich die Jahre 1962, 1963 und 1964 herangezo-
gen werden. Dabei stützte sich der Verfasser, um den Umfang dieses Kapitels nicht zu 
überdehnen, auf eine repräsentative Feldwirtschaftskultur (Kartoffeln) und zwei Zweige 
der Viehwirtschaft (Eier und Milch). Kartoffeln wurden deshalb ausgewählt, da sie den 
Analysen bereits im Pkt. 3.1.1.8, S. 154 ff. zugrunde lagen und als kostenintensive Kul-
tur zu gelten hatten. 
 
Um nicht eine Beurteilung des Erfolges der LPG-Arbeit pauschal vorzunehmen, wird 
zwischen LPG Typ I und LPG Typ III unterschieden. Diese Trennung wird prinzipiell 
weiterhin in der Studie beibehalten, da nach dem bisherigen Forschungsstand keine sol-
che Unterscheidungen getroffen wurden und beide LPG-Typen nicht ohne Weiteres als 
„die LPG schlechthin“ behandelt werden dürfen. 
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• Betriebsergebnis  
 LPG Typ I  
Mit jüngeren, voll arbeitsfähigen Mitgliedern besetzte LPG des Typs I erreichten 
mindestens ebensolche betriebliche Ergebnisse wie wirtschaftlich starke LPG des 
Typs III. Zum Teil lag deren Effektivität höher als bei den Typ-III-LPG, da sie ge-
ringere Selbstkosten zu verbuchen hatten. Aufgrund der niedrigeren Technikausstat-
tung und des höheren Pferdebesatzes lagen die Kosten bei bis zu 32 % derer, die in 
den LPG Typ III abgerechnet wurden.422 Mit ihren Leistungsparametern lagen sie auf 
der Höhe der namhaften starken LPG Typ III in ihren Kreisen. Vor allem zeichneten 
sie sich durch eine höhere und stabilere Marktproduktion in der Viehwirtschaft aus, 
weshalb sie trotz ihres „halbsozialistischen“ Status von der Kritik staatlicher Stellen 
verschont blieben. 
 
Die Kennzahlen zur Beurteilung des Betriebsergebnisses dieses LPG-Typs finden 
sich in der Gegenüberstellung der Werte der Arbeitsproduktivität und lediglich zu 
den Jahren 1962, 1963 und 1964 sowie bezogen auf jeweils einen Zweig der Feld-
wirtschaft und der Viehwirtschaft. Weitere Angaben finden sich in den Übersichten 
zum Betriebsergebnis Beispiel der LPG Pretzschendorf und LPG Typ I des Kreises 
Döbeln (vgl. Pkt. 3.3.7.1, S. 641 ff.). 
 
Die stark differierenden Werte lassen keine Rückschlüsse auf die Effektivität der Ge-
samtheit der LPG in den sächsischen Bezirken zu. Sie dürften im Durchschnitt weni-
ger derartig günstige Kostensätze bzw. Rentabilitätsraten erreicht haben.423 
 
Zu beachten ist der Anstieg des Kostensatzes bzw. des Rückganges der Rentabilität 
in der Feldwirtschaft von 1962 zu 1964, was auf die Aufstockung des Technikbe-
standes durch die MTS-Umwandlung zurückzuführen ist. Bei den LPG des Typs III 
erreichten deshalb die meisten Kreise beim Kartoffelanbau Werte von > 100 %. 
 
 LPG Typ III 
Wirtschaftlich stärkere LPG des Typs III erreichten im Jahre 1963 Kostensätze von   
< 80 %, weniger erfolgreiche lagen bei > 80 % und z. T. bei > 100 % in der ausge-
wählten Fruchtart. Bei Letzteren überstiegen die Selbstkosten die Erlöse aus dem 
Bruttoumsatz. Deren AE-Werte lagen in Höhe des zulässigen Mindestbetrages bzw. 
mussten kreditiert werden, damit die Arbeit der Mitglieder und Arbeitskräfte über-
haupt vergütet werden konnte. Als LPG mit besseren Kostensätzen traten im Kreis 
Döbeln namhafte LPG wie Auterwitz, Gadewitz, Bockelwitz, Börtewitz, Polkenberg, 
Mockritz und weitere hervor. Es sind auch jene LPG, die bereits während der Konso-
lidierungsphase eine mit der Industrie vergleichbare Vergütung gewähren konnten, 
was zu ihrer weiteren Stabilisierung beitrug. 
 
Einschränkend muss darauf hingewiesen werden, dass die in den Vergleichen aufge-
führten Kostensätze bzw. Selbstkosten ohne Einbeziehung der Mittel für die Vertei-
lung an die Mitglieder, ausgedrückt in Geldeinkünften (DM/Mitglied bzw. ha LN), 
zu verstehen sind. Unter Hinzurechnung dieser Mittel hätten die Selbstkosten die Er-
löse aus dem Bruttoumsatz in den meisten Fällen überstiegen und Kostensätze von   
> 100 % ergeben. Unter diesen Umständen hätte es kaum eine LPG gegeben, die ren-
tabel gewesen wäre. Bei der volkseigenen und übrigen Landwirtschaft musste unter 
Einbeziehung der Personalkosten gerechnet werden. Da in der Betriebswirtschaft des 
Bereiches LPG keine Lohnkosten enthalten waren (außer bei Nichtmitgliedern), son-
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dern „zur Verteilung stehende Mittel“, wie beim Genossenschaftsprinzip üblich, 
wurde dieses Kalkül nie angestellt.  
 
Dennoch existierten in den sächsischen Bezirken über viele Jahre LPG, die absolut 
ohne Rentabilität wirtschafteten. Diese LPG verschwanden im Laufe der Konsolidie-
rungsphase auf dem Wege der Verschmelzung oder des Anschlusses mit anderen 
stärkeren LPG. Vielfach gingen sie in den späteren KOG auf, in welchen das unter-
schiedliche Produktionsniveau der teilnehmenden LPG nivelliert wurde. 
 
Nachstehende Übersichten dienen der Nachweisführung über das Betriebsergebnis in 























































Quellen: *1 Münch, W.: Messen-Wiegen-Rechnen. Die Auswertung der Kostenrechnung  
  1962 in den LPG des Kr. Döbeln. Kreisbuchungstation für Landwirtschaft beim RdK Döbeln. In: Kreisarchiv Döbeln, Aktenbestand der LPG  
 Bockelwitz, unsigniert und Protokollbuch der LPG „Klara Zetkin“, Bockelwitz, Typ III, Vorstandsitzungen 1961–1963, Kartei, Signatur 24 
*2 Kreisarchiv Döbeln. Unsigniert. Aktenbestand LPG „Klara Zetkin“, Bockelwitz, Typ III, und Börtewitz, Typ III. Jahresabschlussberichte und  
 Betriebsabrechnungsbögen für LPG 1961 
*3 Gennert, R..: Untersuchung der Betriebsorganisation und der Leitungsmethoden in der LPG Börtewitz, Kr. Döbeln. Wissenschaftliche Hausarbeit 
 zum Staatsexamen an der Hochschule für LPG Meissen, Juni 1963, S. 26, Tabelle 12; S. 29 Tabelle 13. In: Kreisarchiv Döbeln, 
 Aktenbestand der LPG Börtewitz,. Signatur Nr. 7 
*4 Ebenda, S. 32, Tabelle 15 
*5 Ebenda, S. 33, Tabelle 17 
*6 Errechnet, Selbstkosten : Bruttoumsatz 
 
Anmerkung: *7 Die unvollständige Erfassung der Daten resultiert aus der mangelhaften Erfassung in den LPG, 
fehlender Kostenrechnung und des Beginns der Arbeit der Kreisbuchungsstation. Lediglich die 
schon weit entwickelte LPG „Völkerfreundschaft", Typ III, Börtewitz, erfasste weitestgehend betriebswirtschaftliche Kennzahlen 
 
Ergänzungen - Das Präsidium des Ministerrates der DDR fasste am 19.1.1961 den Beschluss, in den LPG des 
Typs III die genaue Abrechnung der Selbstkosten einzuführen 
- Ein weiterer Beschluss vom 14.12.1961 wurde über die Finanzierung der Produktion 1964 gefasst (GBl. T. II, 1964, S. 6). 
- Der VIII. Deutsche Bauernkongress (28.2.-1.3.1964) fasste den Beschluss über die „Einführung 
exakter Grundrechnungen sowie der Materialbuchhaltung und Grundmittelrechnung", der für alle LPG Typ III verbindlich wurde 
Münch, W.: Messen-Wiegen-Rechnen. Die Auswertung der Kostenrechnung 1963 in den LPG des Kreises Döbeln 
Kreisbuchungstation für Landwirtschaft beim RdK Döbeln, 1963, Präambel. In: Kreisarchiv Döbeln.Unsigniert. Aktenbestand der LPG Bockelwitz 
 







































































































































































































































































































































































































































































Nutzfläche (LN) *1  ha 1.040,0 915,4 · · · · · · · · 333,9  · · · · · · · 1.090,0 · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 422,0 · 
Arbeitskräftebesatz *1  Ak/100 ha 26,8 26,9 · · · · · · · · 27,8  · · · · · · · 25,2 · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 20,2 · 
AE-Wert *2  DM 10,10 10,50 · 7,70 8,4011,50 · · · · 12,20  · · · · · · 10,40 7,60 · · 9,6010,00 ° 8,60  ° 7,70 ° 5,909,307,405,90 · · · 8,40 · 8,60 9,10 · 
Geldeinkünfte  *2   DM/Mitgl. 4.981,905.123,10 · · · · · · · · 4.603 *3 · · · · · · · 3.678,70 · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 2.136,80 · 
Zuführung zum Grund- 
mittelfonds   DM/ha 
· · · · · · · · · · 277,90 *4 · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 
Langfristige Kredite   DM/ha · · · · · · · · · · 1.156,40 *5 · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 
Marktproduktion  
 GE/ha · · · · · · · · · · 49,4*3 · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 
   dav. pflanzlich  GE/ha · · · · · · · · · · ·   · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 
   dav. tierisch  GE/ha · · · · · · · · · · ·   · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 
Milchleistung *2  kg/Kuh u. a. 2.761 2.636 · · · · · · · · ·   · · · · · · · 2.417 · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 
Bruttoumsatz   DM/ha · · · · · · · · · · 2.875,00 *3 · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 
Selbstkosten   DM/ha · · · · · · · · · · 2.568 *3 · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 
Kostensatz *6  % · · · · · · · · · · 89,3  · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 







Tabelle 30: Vergleich betriebswirtschaftlicher Kennzahlen LPG Typ III der drei Produktionsbereiche im Kr.Döbeln, Bez. Leipzig, 1962 * 1 
 































































































































































































































































































































































































































































































































































Nutzfläche (LN) *2   ha 1.012 859 · 659 643 395 · · · · 382  · · · · · · 864 1.118 · · 863 620 · 388 · · 321 · 639 722 486 461 · · · 283 · 235 420 · 
Arbeitskräftebesatz *2 Ak/100 ha 25 26 · 29 21 · · · · · 27  · · · · · · 26 25 · · 22 23 · 24 · · 19 · 21 26 22 16 · · · 19 · 20 20 · 
AE-Wert *2 DM 9,90 9,80 · 8,60 9,30 11,40 · · · · 12,50 · · · · · · 9,30 7,20 · · 10,30 11,30 · 9,00 · · 6,10 · 6,70 8,60 7,90 6,30 · · · 8,50 · 8,80 6,30 · 
Geldeinkünfte *8  DM/Mitgl. 5.124,00 5.060,90 · 4.483,00 4.643,90 4.420,80 · · · · 4.802,50 *6 · · · · · · 3.650,70 4.140,00 · · 4.844,40 6.308,70 · 4.676,00 · · 2.689,00 · 3.961,60 3.981,20 3.873,50 4.097,80 · · · 4.245,00 · 4.955,00 2.910,00 · 
Zuführung zum Grund- 
mittelfonds *11  DM/ha 
· · · · · · · · · · 291,50 *4 · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 
Langfristige Kredite *6  DM/ha · · · · · · · · · · 988,20 *5 · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 
· 
Marktproduktion *9, 10  
GE/ha 56,8 58,2 · 58,4 56,2 63,0 · · · · 48,8 *7 · · · · · · 53,3 52,4 · · 52,1 64,5 · 58,6 · · 38,4 · 45,6 56,3 45,2 43,4 · · · 39,7 · 42,8 40,7 · 
davon pflanzlich*10 GE/ha 22,8 23,5 · 24,8 20,0 20,5 · · · · 24,3  · · · · · · 23,8 20,0 · · 15,0 21,1 · 19,6 · · 15,3 · 17,2 22,4 17,1 15,4 · · · 17,3 · 16,4 11,7 · 
davon tierisch  GE/ha 34,0 34,7 · 33,6 36,2 42,5 · · · · 24,6 · · · · · · 29,5 32,4 · · 37,1 43,4 · 39,0 · · 23,1 · 28,4 33,9 28,1 28,0 · · · 22,4 · 26,4 29,0 · 
Milchleistung *3 kg/Kuh/u.a 2.340 2.519 · 1.987 2.096 2.800 · · · · 2.614  · · · · · · 2.054 2.408 · · 2.459 2.711 · 2.314 · · 1.760 · 1.882 1.909 1.813 1.988 · · 1.784 · · · 2.071 · 
Bruttoumsatz *2 DM/ha 2.623 2.811 · 1.987 2.352 3.054 · · · · 3.302 · · · · · · 2.513 2.561 · · 2.421 3.107 · 3.028 · · 2.098 · 2.328 2.618 2.152 1.813 · 2.187 · 1.955 · 2.069 2.035 · 
Selbstkosten *2 DM/ha 2.225 2.522 · · 2.240 2.323 · · · · 2.556  · · · · · · 2.139 2.704 · · 2.252 2.583 · 2.980 · · 2.701 · 2.301 2.296 2.185 2.299 · 2.165 · 1.820 · 2.146 2.184 · 
Kostensatz *9 % 85 89 · · 95 76 · · · · 77  · · · · · · · · · · 93 83 · 98 · · 129 · 99 80 101 125 · 99 · 93 · 103 107 · 
 
Quellen:   *1 Münch, W.: Messen-Wiegen-Rechnen. Die Auswertung der Kostenrechnung 1962 in den LPG des Kreises Döbeln. 
Kreisbuchungstation für Landwirtschaft beim RdK Döbeln. In: Kreisarchiv Döbeln Unsigniert. Aktenbestand der LPG Bockelwitz 
  *2 Ebenda, Übersicht A, Allgemeine Kennziffern der LPG 1962 
  *3 Ebenda, Tabelle Nr. 11, Rinderhaltung 1962 
  *4 Gennert, R. Untersuchung der Betriebsorganisation und der Leitungsmethoden in der LPG Börtewitz, Kr. Döbeln. Wissenschaftliche Hausarbeit  
  zum Staatsexamen an der Hochschule für LPG Meißen, Juni 1963, S. 32, Tabelle 15. In: Kreisarchiv Döbeln. Signatur Nr. 7. Aktenbestand der LPG Börtewitz 
  *5 Ebenda, S. 33, Tabelle 12 
  *6 Ebenda, S. 26, Tabelle 12 
  *7 Ebenda, S. 29, Tabelle 13 
  *8 Ebenda, errechnet aus Daten Übersicht A, Allgemeine Kennziffern der LPG 1962 
 
Anmerkungen:   *9 Ebenda, Kostensatz = Selbstkosten: Bruttoumsatz 
*10 Um eine Aussage zur „Marktproduktion materiell" zu bekommen, wurden die Daten aus 
Übersicht A „Allgemeine Kennziffern der LPG 1962" unter der Annahme einer GE-Bewertung 
von 40,-DM errechnet. Aus Gründen der Ungenauigkeit der Meldungen konnte die „Marktproduktion tierisch" 
nur sehr ungenau kalkuliert werden.  Die vorliegende Nachberechnung GE/ha  pflanzlich 
ergibt sehr hohe Werte, die erst 1969 erreicht wurden und so auf die Ungenauigkeit hinweisen 






Tabelle 31: Vergleich betriebswirtschaftlicher Kennzahlen LPG Typ III der drei Produktionsbereiche im Kreis Döbeln, Bez. Leipzig, 1963 * 1  
 
 































































































































































































































































































































































































































































Nutzfläche (LN) *3   ha 1.011 838 818 671 643 432 948 402 275 686 382 401 112 49 151 312 26 8751.117 262 338 862 617 345 390 124 595 344 341 639 722 492 461 217 752 304 283 250 238 419 104
Arbeitskräftebesatz *3 Ak/100 ha 23 27 31 57 24 25 31 32 19 31 26 20 22 29 19 22 60 26 26 18 19 20 23 24 24 24 21 21 15 22 67 21 17 15 24 20 20 16 20 24 19
AE-Wert *3 DM 12,0010,00 8,40 8,8010,2011,4010,3010,4011,5011,0014,0010,0012,0015,1010,00 8,5015,0012,20 9,5010,2010,3010,2013,50 8,8010,50 8,40 9,6010,40 8,00 9,00 9,20 7,30 7,90 6,40 8,00 9,50 8,7012,00 9,40 9,00 9,50
Geldeinkünfte *4  DM/Mitgl.5.0704.0403.6153.8964.1624.7904.5474.5644.6854.5755.9754.0644.7616.0094.1953.3746.2195.4393.9164.2174.1723.9885.8383.7064.4473.5423.8344.2133.6264.2443.8213.0243.1163.3313.5793.8563.5454.8223.4543.9723.652
Zuführung zum Grund-
mittelfonds *5  DM/ha 327 320 316 333 237 379 355 432 223 344 430 329 315 394 232 251 118 325 315 227 289 285 445 309 325 324 212 293 226 293 326 224 203 164 258 244 220 256 289 240 202
Langfristige Kredite  DM/ha 5601.1192.078 681 9751.3501.3461.034 85 253 890 639 317 234 603 8901.0381.1252.6681.6941.0561.0201.0202.6131.2554.412 9172.0771.5941.2051.1421.1711.6791.4141.6161.191 583 8941.6982.4501.367
Marktproduktion *3    GE/ha 43 46 44 47 40 54 47 41 39 44 55 48 55 51 43 40 48 42 40 32 39 38 43 40 43 38 36 35 34 36 38 35 32 28 34 35 33 38 37 33 34
   dav. pflanzlich *3   GE/ha 19 20 20 21 19 25 20 16 19 18 20 21 20 20 18 18 25 20 17 10 14 15 15 15 18 12 14 12 14 15 16 14 14 9 14 14 13 17 15 12 11
   dav. tierisch *3   GE/ha 24 26 24 26 21 29 27 25 20 26 35 27 35 31 25 22 23 22 23 22 25 23 28 25 25 26 22 23 20 21 22 21 18 19 20 21 20 21 22 21 23
Milchleistung kg/Kuh/u.a2.7622.6962.4522.4862.4043.1222.6892.9502.0453.0973.0172.5462.5972.7182.4822.3703.7472.6792.9072.5392.3222.5253.1972.2882.3872.1802.5162.2851.9742.2962.0422.0662.2762.2672.5972.4652.1772.0112.4442.3772.615
Bruttoumsatz  *4   DM/ha 3.0513.1842.920 · 2.7123.1873.6263.708 · 3.2613.864 · · · · · · 3.2532.944 · · 2.7473.965 · 3.058 · · 2.981 · 2.7663.0412.3462.266 · 2.658 · 2.304 · 2.3702.527 · 
Selbstkosten *4   DM/ha 2.5512.7682.714 · 2.4292.4443.0003.197 · 2.5872.840 · · · · · · 2.4352.654 · · 2.5372.906 · 2.528 · · 2.617 · 2.3902.6972.3782.171 · 2.416 · 2.095 · 2.2762.287 · 










Quellen:  *1 Münch, W.: Messen- Wiegen- Rechnen. Die Auswertung der Kostenrechnung 1963 in den LPG des Kreises 
Döbeln, Kreisbuchungsstation für Landwirtschaft beim RdK Döbeln, 10.04.1964. In: Kreisarchiv Döbeln, Akten-
bestand der LPG Typ III,  Bockelwitz, unsigniert 
 *2 Kreisarchiv Döbeln. Protokollbuch der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz, Vorstandsitzungen 1961-1963, 
Kartei, Signatur 24 und Vorstandsitzungen 1963-1967, Signatur 11 
 *3 Errechnet aus Angaben der Kreisbuchungsstation für Landwirtschaft für 1963 
 
Anmerkungen: *4 Freie Reihen und Spalten keine verwertbaren Angaben der LPG 
 *5 =    Akkumulation 





Tabelle 32: Vergleich betriebswirtschaftlicher Kennzahlen LPG Typ III der drei Produktionsbereiche im Kreis Döbeln, Bez. Leipzig, 1964 *1, 2 
 
 


































































































































































































































































































































































































































































Nutzfläche (LN) *3   ha 1.063 - 846 671 635 444 970 404 278 722 436 *4 402 112 50 151 370 845 891 1.135 265 335 861 741 352 390 126 597 344 353 634 745 493 461 191 752 307 283 247 284 419 168 · 
Arbeitskräftebesatz *6 Ak/100 ha 22,7 - 27,0 22,0 21,0 23,3 30,0 29,0 18,0 25,6 27,0 21,1 25,0 28,0 20,0 21,5 25,0 26,0 22,9 18,0 24,6 22,1 26,3 27,5 21,7 22,0 18,8 19,8 16,0 23,2 31,0 23,4 19,0 13,3 23,9 16,0 18,2 17,8 23,5 23,0 22,9 · 
Wert *6, 11 MDN/AE 12,0 - 11,0 10,3 11,0 11,0 11,10 9,13 7,89 14,00 12,50 12,0012,0015,0010,6410,0010,70 · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 10,16
x -Produktionsbereich *6, 11 MDN/AE 10,42 10,32 8,91 10,16
Geldeinkünfte *6, 10 MDN/Mitgl.4.953 - 3.8872.881 4.706 3.9154.646 3.9294.1285.6045.375  *45.2104.8526.0284.4465.1353.9955.3424.3654.9253.8844.1815.2264.2182.8392.9583.1684.8074.2344.1544.1173.6393.2964.7004.0144.1703.7434.7662.4484.1222.622 · 
Zuführung zum Grund- 
mittelfonds *8, 9, 15      MDN/ha 
· - · · · · · · · · 109 *4 · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 
x -Produktionsbereich *6, 9 MDN/ha 373 359 325 358 
Langfristige Kredite *6, 15 MDN/ha 1.522 2.419 2.626 2.075
Marktproduktion *6, 15 GE/ha 25,8 22,9 16,9 
· 
dar. pflanzlich *6   GE/ha 24,7 - 24,6 25,3 21,9 27,3 30,2 25,6 21,0 29,3 30,2 25,2 24,0 35,8 23,2 22,3 24,0 31,6 24,1 15,8 25,7 18,5 23,8 35,6 17,4 15,4 17,8 19,5 19,7 18,9 24,8 16,8 15,7 12,9 21,8 14,6 15,8 19,9 17,1 12,3 10,4 23,0 
Marktproduktion fin. *6 MDN/ha 2.800 2.743 2.456 · 
Milchleistung *5   kg/Kuh/u.a 2.833 - 2.8002.474 2.664 2.8332.912 2.9312.6033.317 3.242 2.9302.7902.7592.4892.5242.6952.7982.8603.0112.6763.0383.6402.7182.5422.2192.7512.3211.9272.5682.1712.3402.4242.7012.5262.4852.6832.5922.3882.5062.377 · 
Bruttoumsatz *12 MDN/ha 2.717 - 2.7933.472 2.616 2.6443.046 2.9882.2103.188 3.437 3.2402.5753.4302.4562.7662.4562.8752.7642.4113.1772.7473.8023.2962.5012.2091.8112.7892.0582.4742.8062.3562.4162.9242.7212.4412.0312.6272.0762.4831.8702.716
x -Produktionsbereich *6  MDN/ha 2.800 2.743 2.456  
Selbstkosten *6, 13   MDN/ha 1.280 - 1.6841.507 1.339 1.3961.537 1.7241.1771.191 1.730 1.8201.2641.4531.4771.8111.4121.3151.4281.2981.9591.4711.9091.9841.6161.4781.2741.4811.4191.3541.6371.5751.8412.0531.5401.6971.3281.4011.7241.5751.3061.516
x -Produktionsbereich *6 MDN/ha         1.474         1.518 1.609  
Kostensatz *6, 14 % 47,1 - 68,5 60,9 51,1 52,7 50,4 57,6 53,2 37,3 50,3 56,1 49,0 42,3 60,1 65,4 57,4 45,7 51,6 53,8 61,6 53,5 50,2 60,1 64,6 66,9 70,3 53,1 68,9 54,7 58,3 66,8 76,2 70,2 56,5 69,5 65,3 53,3 83,0 63,4 69,5 55,8 






Quellen:   *1 Kreisarchiv Döbeln. Akten des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungsgüterwirtschaft. Landwirt-
schaftsrat des Bez. Leipzig, Institut für Landwirtschaft, Kennzahlen zur Beurteilung der Betriebsergebnisse 
ausgewählter LPG Typ III aus dem Jahr 1966: AZ:III/18/361-LP64b/67. Ebenso Planung 1965, Ist-
Ergebnisse 1965, 1962-1965 (S. 1 und 2, Materiell Kennziffern der LPG Typ III, 1962-1965). Signatur 
000185,1965 
   *2 Kreisarchiv Döbeln. Aktenbestand der LPG Typ III „Klara Zetkin“, Bockelwitz, und LPG Typ III, Börte-
witz, unsigniert. Jahresabschlussbericht der LPG Typ III Börtewitz, Zahlen zur Vorbereitung der Jahres-
hauptversammlung am 01.02.1968 und der Jahreshauptversammlung am 24.01.1969 
   *3 Kreisarchiv Döbeln. Akten des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungsgüterwirtschaft, Landwirt-
schaftsrat des Bezirkes Leipzig, Institut für Landwirtschaft, Kennzahlen zur Beurteilung der Betriebsergeb-
nisse ausgewählter LPG Typ III aus dem Jahr 1966. AZ: III/18/361-LP64b/67. Ebenso Planung 1965, Ist-
Ergebnisse 1965, 19962-1965 (S. 1 und 2, Materielle Kennziffern der LPG Typ III, 192-1965). Signatur 
000185,1965 
   *4 Kreisarchiv Döbeln. Aktenbestand der LPG Typ III „Klara Zetkin“, Bockelwitz und LPG Typ III Börte-
witz, Jahresabschlussberichte der LPG Bockelwitz und Börtewitz. Unsigniert 
   *5 Kreisarchiv Döbeln. Akten des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungsgüterwirtschaft. Planung 
1965, Ist-Ergebnisse 1965, S. 3 und 4, Materielle Kennziffern der LPG Typ III, 1962-1965. Signatur 
000185 
   *6 Ebenda S. 7 und 8 
   *7 Münch, W.: Mit den Erfahrungen der Besten -mehr-besser-billiger produzieren. Auswertung der Kosten-
rechnung 1965 der LPG Typ III Kr. Döbeln. Kreisbuchungsstation für Landwirtschaft, S. 3. In: Kreisarchiv 
Döbeln. Aktenbestand der LPG Bockelwitz 
 
Anmerkungen:    *9 = Akkumulation (Zuführung zum Investitionsfonds) 
 *10 = Konsumtion (Geld- und Naturaleinkünfte je ganzjährig tätiges Mitglied), Quelle 3, S. 7 
 *11 Realwert der AE x  der Produktionsbereiche 1964, Quelle 3, S. 7 
 *12 = Bruttoproduktion, zur Beurteilung des Produktionsvolumens herangezogen, da keine exakte Abrechnung 
des innerbetrieblichen Wiedereinsatzes erfolgte Ist finanzieller Ausdruck aller im Betrieb getätigten Leis-
tungen und erzeugten Produkte, Bestandsveränderungen sowie Zukäufe. Bruttoproduktion finanziell x - 
Produktionsbereiche, 1964, Quelle 3, S. 7 
 *13 = Summe aller Kosten (ohne innerbetrieblichen Wiedereinsatz). Selbstkosten der Bruttoproduktion - Produkti-
onsbereich, 1964, Quellen 3, S. 7 
 *14 = Rentabilitätsrate, als solche in den Quellen unzutreffend bezeichnet, ebenso *6 S. 290, 291, 292 und *5 S. 293 
 *15 Keine Daten von der LPG gemeldet, LPG Pulsitz 1964 infolge Zusammenschluss mit LPG Jahna nicht mehr 
existent 
 
Ergänzung: *16 "Auswertung der Bezirksübersicht - Zusammenstellung der JAB LPG Typ III" - (in MDN/ha) 
 
  Kr. Döbeln Kr. Oschatz Bez. Leipzig 
 1964 1965 1964 1965 1964 1965
Bruttoproduktion gesamt MDN/ha 2.721 3.080 3.053 3.881 2.570 3.015
SK der Bruttoproduktion MDN/ha 1.517 1.687 1.677 2.175 1.461 1.667
Kostensatz  % 55,7 54,8     54,9     56,1    56,8     55,3
Reineinkommen (AE 10,-) MDN/ha 230 404   510   776   265   475
Akkumulation MDN/ha 231 334   309   481   230   380
Investfondszuführung MDN/ha 360 411   362   446   332   402
Wert AE MDN/AE 10,18 10,77     11,92     12,75  10,39     10,85
 
Quelle: Vgl. FN *3, Signatur 000185, 1962 - 1965. „Vergleich der wichtigsten ökonomischen Kennzahlen der 
LPG der Kreise Döbeln und Oschatz und des gesamten Bezirkes Leipzig" 
 
• Arbeitsproduktivität 
Bei der Rekonstruktion der Verhältnisse hinsichtlich der Arbeitsproduktivität wird in 
vorliegender Studie dem Arbeitsaufwand, ausgedrückt in Akh/dt, der Aufwand in 
Stunden je ha für Arbeitskräfte, Pferde und Traktoren gegenübergestellt. Dabei ist 
die Beziehung Ph/ha zu Sh/ha zwischen beiden LPG-Typen bemerkenswert. In der 
Arbeitsproduktivität standen die LPG Typ I den LPG Typ III insgesamt nicht nach. 
Im Gegenteil, die LPG Typ I verzeichneten beim Akh-Aufwand ähnliche Werte, ver-
brauchten mehr Ph/ha, aber weniger Sh/ha als die Typ-III-Betriebe, woraus ihr Kos-
tenvorteil resultierte. 
 
Für die Viehwirtschaft fehlen repräsentative Angaben. Da die LPG Typ I die „genos-
senschaftlichen“ Milchviehställe, wie auch beim Typ III, mit Melkmaschinen ausge-
rüstet hatten, dürften keine wesentlichen Unterschiede hinsichtlich der Arbeitspro-





Aufgrund der vorgefundenen Quellen wurde zur Beurteilung der sächsische Bezirk 
Dresden herangezogen. Da für die Jahre 1963 und 1964 keine Auswertung zur Lege-
hennenhaltung durch den RdB Dresden vorgenommen wurde, musste ab 1963 die 
Milcherzeugung zur Beurteilung ausgewählt werden, wobei jedoch keine Vergleich-
barkeit mehr gegeben ist. 
 
Die Werte der Übersicht Feldwirtschaft 1962 weisen die niedrigsten Selbstkosten, 
den höchsten Bruttoumsatz und die höchste Rentabilität, bezogen auf die ausgewähl-
ten Erzeugungszweige für die LPG vom Typ I, aus. Für den Typ I waren ein hoher 
Aufwand an tierischer Zugkraft und ein geringer Aufwand an motorisierter Zugkraft 
kennzeichnend. In den LPG des Typs III verhielt es sich umgekehrt. 
 
 LPG Typ I 
Unter Arbeitsproduktivität sind die in den nachfolgenden Tabellen mit Anstrichen 
versehenen Kategorien zu verstehen: 
Arbeitskräftestunden, 
Arbeitsaufwand, 
Pferde- und Traktorenstunden sowie 
Arbeitsproduktivität finanziell 
 
Die Selbstkosten werden bezogen auf den Hektar Anbaufläche und die Dezitonne 
Produkt angegeben. Die Rentabilität wird als Kostensatz, ausgedrückt in Prozent, 
wiedergegeben. 
 
Die Angaben gelten, bis auf Ausnahmen, für mehrere LPG eines Kreises und werden 
mit dem Minimal- und Maximalwert aufgeführt, um den Umfang der Übersichten 
einzuschränken. Die Werte in den Übersichten dokumentieren den Stand der Ar-
beitsproduktivität in den LPG des Typs I. Bei den wiedergegebenen Kennzahlen 
handelt es sich um Werte aus der Kostenrechnung der „fortgeschrittenen“, d. h. wirt-
schaftlich erfolgreicheren LPG des Beispiel-Bezirkes. 
 
In die Auswertung der Kostenrechung 1962 durch den RdB Dresden, BLR und Pro-
duktionsleitung, wurden von 512 LPG des Bezirkes 60 LPG Typ III und 7           
LPG Typ I mit einer Fläche von mehr als 25.950 ha LN einbezogen. Das bedeutete 
zu jener Zeit einen Flächenanteil der Kostenrechnung durchführenden LPG in Höhe 
von 16,6 %.424 Änderungen in den Jahren 1963 und 1964 wurden unter „Ergänzun-
gen“ angegeben. 
 
In die Übersichten zur Feldwirtschaft wurden nicht die jeweiligen Ertragshöhen zum 
Vergleich aufgenommen. Durchschnittwerte für die Kreise und den Bezirk wurden 
bei der Auswertung durch den RdB Dresden seinerzeit nicht errechnet.  
 
Bei dem Kennzahlenvergleich zur Feldwirtschaft werden die Auswertungsergeb-
nisse des RdB Dresden für den Beispielfall Kartoffelanbau wiedergegeben, um die 
Vergleichbarkeit aller drei Jahre und mit den Werten aus dem Kapitel 3.1.1.8, bei 
welchen es um die Zugkraft, ebenfalls bei der Kartoffelerzeugung, geht, herzustellen. 
 LPG Typ III 
Der Aufwand an Personalstunden, bezogen auf den Hektar Anbaufläche (Akh/ha) 
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liegt etwa in gleicher Höhe bei beiden LPG-Typen, teilweise noch etwas höher beim 
Typ I. Für diese Beziehung ist der höhere Einsatz von Landmaschinen und Traktoren 
im Typ III verantwortlich (vgl. Pkt. 3.1.1.8, S. 149 ff.). Bezüglich der Technikaus-
stattung gelten speziell die Ausführungen zu Pkt. 3.1.2.5, S. 264–268. In vielen LPG 
des Typs III kam es in den Konsolidierungsjahren noch zu Missmanagement bei der 
Arbeitsorganisation. Das blieb nicht ohne Folgen für die Arbeitsproduktivität, die in 
den Kreisen recht unterschiedlich ausfiel. 
 
Am auffälligsten bei den Fallbeispielen stellt sich der Unterschied in der Arbeitspro-
duktivität der zwei LPG-Typen im Kreis Riesa 1963 dar, als bei der Kartoffelerzeu-
gung die LPG vom Typ I eine doppelt höhere Arbeitsproduktivität gegenüber der 
vom Typ III erreichten. 
 
Bei der Arbeitsproduktivität – finanziell – wurden 1963 von den LPG Typ III des 
Bezirkes Dresden geringste Werte mit 1,2–5,0 DM/Akh und höchste Werte mit 
10,0–15,0 DM/Akh erreicht. 1964 erfolgte dazu keine Auswertung mehr. 
 
- Fazit 
Der Vergleich der beiden LPG-Typen hinsichtlich der Ergebnisse kollektivwirtschaftli-
cher Arbeit, wenn auch in unterschiedlichen Bezirken, zeigt folgendes Bild:  
• hohe Differenziertheit beim Betriebsergebnis von LPG innerhalb eines Kreises bzw. 
Bezirkes 
• höhere Kosten in den LPG vom Typ III 
• hohe Versorgungssicherheit und Marktproduktion in den LPG vom Typ I 
• höhere Arbeitsproduktivität - finanziell - (Erlöse in DM/Akh) in den LPG vom Typ I  
• fehlende Überlegenheit der LPG Typ III hinsichtlich Leistungsniveau und Effektivi-
tät gegenüber den LPG Typ I 
 
Aus diesen Erkenntnissen heraus mag wohl die Staatsführung gehandelt haben, als sie 
nicht konsequent und zielstrebig die im Prinzip angestrebte rasche Umwandlung vom 
Typ I in den Typ III verfolgte.425 Dafür übte sie aber Druck auf die Durchsetzung der 
nach 1965 propagierten kooperativen Ideen aus, um über einheitliche sozialistische Be-
triebsformen noch besser staatlichen Einfluß ausüben zu können.  
 
Eine Festigung im betrieblichen Sinne und im Interesse der Rentabilität, vor allem des 
größten Teiles der LPG vom Typ III, war bis Ende 1964 noch nicht erreicht worden. 
Daher kann man von Festigung nur in struktureller und organisatorischer Hinsicht spre-
chen. Dieser Prozess setzte sich bis zur Herausbildung von kooperativen Einheiten fort. 
Es waren dennoch LPG mit Strukturen entstanden, die bei mehr Freiheit im wirtschaft-
lichen Handeln Voraussetzungen für eine effektive Landwirtschaft geboten hätten. 
 
Nachstehende Zahlenangaben dienen der Nachweisführung über Arbeitsproduktivität 








































































































































































































































Anzahl der LPG                                          1 1 5 3 2 3  2  9 1 6 1 3 15 7 4 
Erntefläche *4      ha   18 11 59 20  71  15  30  20 16 5  32 
42 31 79 33 62 35  85  50 108 140 16 43 86 30  62 
Arbeitsproduktivität *3     
 
- Arbeitskräftestunden  
Akh/ha 
 
 205,2 370,7 150,2 148,0 250,0 181,0 327,2 412,6 137,7 199,2  123,6
421,6 338,1 566,5 798,6 330,0 341,1 296,6 450,0 395,4 514,0 326,4 576,4 350,0 437,8  330,7
- Arbeitsaufwand  
Akh/dt 
 1,0 . 1,1 1,0 1,3 0,6 1,6 2,3 0,6 0,9  0,4
1,9 1,8 2,8 1,5 *4 1,7 1,7 1,5 2,2 1,8 2,1 1,4 3,3 2,1 2,3  1,8
- Pferdestunden  
Ph/ha 
 24,7 9,2 • 4,4 20,6 9,6 18,7 9,7 14,4 57,5  14,0
85,2 103,6 59,7 129,3 48,4 *4 61,9 58,5 155,7 144,0 118,6 19,9 56,1 123,5 192,3  25,0
- Traktorenstunden *4 
Sh/ha 
 . *2 9,3 10,2 10,8 6,6 5,6 6,4 0,7 1,7  3,0
11,6 0,4 . *2 47,6 15,6 58,7 56,2 311,8 9,8 68,5 10,5 28,5 *4 72,6 22,9  70,0
- Arbeitsproduktivität  (finanziell) *2, 3 
DM/Akh . . . . . .  .  . . . . . . .   
. . . . . .  .  . . . . . . .   
Selbstkosten  
 
- Selbstkosten je Flächeneinheit 
DM/ha 
 
 1655,9 1208,0 1398,6 1811,5 1978,3 1574,5 1535,0 898,8 1211,5 1047,4  1359,4
1908,2 1831,4 2215,7 2847,3 1520,0 2233,0 1373,3 2165,1 1709,9 2279,0 1710,3 2516,0 1978,4 1770,8  2016,7
- Selbstkosten je Produkt 
DM/dt  9,6 7,7 7,9 8,9 7,3 7,4 6,5 10,9 6,1 5,1  7,1




 1755,0 1434,8 1264,1 1611,4 1688,3 2032,7 253,4 1451,1 886,5 1445,0  1378,1
1580,8 1836,0 2765,1 2936,0 1986,9 2211,4 2585,7 2912,5 2679,1 3010,8 1706,7 1808,0 2665,0 2511,0  2163,8
Kostensatz %  70,2 84,5 76,5 82,5 76,5 75,8 60,5 131,3 63,1 52,9  70,9





















Quelle: *1 Produktionsleitung des Bezirkslandwirtschaftsrates Dresden, Gruppe Finanzen der Abt. Planung, Ökonomie, Finanzen: Ergebnisse der Kostenrechnung in den landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften des Bezirkes Dresden (1962). N. f. D. J 161/64/05, S. 4, 50 bis 55, 80, 98, 107 
 
Anmerkungen: *2 Keine bzw. keine verwertbaren Angaben durch die LPG den Produktionsleitungen der KLR gemeldet 
 *3 Die Arbeitsproduktivität, Erlös je Akh des Produktes wurde 1962 noch nicht ermittelt 
 *4 Es lag jeweils nur eine verwertbare Angabe aus einer LPG vor 
*5 Die Auswertung wird anhand der Hauptfruchtart Kartoffeln wiedergegeben, da das Beispiel bereits im Gliederungspunkt 3.1.1.8 
anhand des Kartoffelanbaus im Kreis Döbeln wiedergegeben wurde (vgl. FN *1 S. 50 bis 55) 
Zusätzlich zu einem Zweig der Feldwirtschaft werden Zahlen zum Betriebsergebnis und zur Arbeitsproduktivität des Viehwirtschaftszweiges 
„Legehennen" wiedergegeben (Tabelle 34), da die Viehwirtschaft zu dieser Zeit noch ein Bestandteil des einheitlichen Produktions- und Reproduktionsprozesses im Betrieb war 
 *6 In den Kostenvergleich wurden Werte aus der LPG „Einheit" Sönitz, Kr. Meißen, übernommen, da in dieser LPG seit 1956 eine gut funktionierende Kostenrechnung aufgebaut 
worden war. Die LPG diente der Hochschule für LPG Meißen bereits 1961 als Forschungsstützpunkt, (vgl FN *1, S. 86, 107, Hilfskostenstelle Zugtiere 1962) 




Ergänzung:  *8 Kennzahlenvergleich Werte der LPG „Einheit", Typ III, Sönitz, Kr. Meißen im Vergleich 
zu fortgeschrittenen LPG im Kreis Meißen, Quelle: (vgl. Fußnote*1, S. 86 - 109, I. Bange-
mann: „Zeitvergleich der Selbstkosten“, S. 98, Kostenvergleich Kartoffeln. Hochschule für 
LPG Meißen, 1962) 
 
Fazit: 
- Der Kartoffelanbau war, außer dem Jahr 1962, unrentabel (traf auf die meisten LPG zu) 
- Schwankende Kosten je Produkt durch ungenügende Erträge 
- Fallende Arbeitsproduktivität in den letzten Jahren 
- Hohe Pflanzgutkosten 
- Erstmals 1962 Kostensatz < 100 %, Verbesserung der Rentabilität durch ab 1962 wirk- 
same neue Preise, Selbstkosten blieben in gleicher Höhe 
- Arbeitsproduktivität senkte sich, Akh nahmen zu, wie auch Vollerntemaschinenarbeit 
- Pflanzgutkosten nahmen 25 % der Selbstkosten ein 
 
 
 Sönitz Krögis Jahna 
Anzahl der Zugtiere 80,6 57,5 73,7
geleistete Pferdestunden/a 90.783,50 54.758,00 65.328,00
geleistete Stunden je Pferd und a 1.126,40 952,30 886,00
 
 
Kosten tierischer Zugkraft 1962 (in DM) im Vergleich zu motorisierter Zugkraft 
 
 Sönitz Krögis Jahna 
 je Tier je Ph je Tier je Ph je Tier 
gesamt 772,71 0,686 1.485,61 1,561 925,16
dar. Futtermittel 341,77 0,303 612,59 0,643 411,75
dar. Vergütung 308,22 0,274 533,93 0,561 375,36
demgegenüber Radschlepper > 35 PS 
 je Traktor je Trh je Traktor je Trh je Traktor 
gesamt 11.106,08 3,311 9.815,40 3,945 13.127,91
dar. Treib- und 
Schmierstoffe 
5.135,53 1,531 3.502,60 1,408 5.611,86
dar. Vergütung 393,14 0,117 . . 485,58
dar. Reparaturen, 
Material, Ersatzteile 
3.305,90 0,986 > 3.959,80 > 1,592 > 4.084,07
 
(Vgl. Fußnote *1, S. 105-107. Analyse und Vergleich der Hilfskostenstellen Technik und tierische Zugkräfte 
































































































































































































































































Anzahl der LPG           1 1 2 2 2  2  9 2 5  1 5   4 
Legeleistung/a. Eier/Henne     125,1 93,4 85,8 194,7   92,8 146,3 117,0 105,0 119,0  171,8 135,9 137,5 159,0 115,0 208,9   265,6 159,3 171,7 141,1 167,7 145,0
Arbeitsaufwand *5 Akh/100 Eier  
   2,0 3,9 1,5 1,0   0,8 2,7 1,2 2,4 1,6
  2,1 2,5 3,1 4,6 2,1 2,6   3,5 2,9 2,5 4,8 4,2 7,9
Selbstkosten  DM/100 Eier 
   21,9 . 17,9   15,7 . 12,5 6,2 14,3
  26,3 22,0 26,3 16,8*3 24,4   30,7 22,8*3 20,0 22,0 29,7 22,0
Bruttoproduktion  DM/Henne    45,1 33,5 25,8 72,9   31,9 . 34,8 30,6 40,7  68,5 57,8 52,5 86,3 45,5 97,0   57,2 53,7*3 78,2 74,0 60,0 46,5
Kostensatz  % 
 
   73,6 . 19,3 59,0   22,5 . 42,3 48,2 22,0


















Quelle: *1 Produktionsleitung des Bezirkslandwirtschaftsrates Dresden, Gruppe Finanzen der Abt. Planung, Ökonomie, Finanzen: Ergebnisse der Kostenrechnung  
  in den landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften des Bez. Dresden (1962). N. f. D. J 161/64/05, S. 80 bis 85 
 
Anmerkungen: *2 Keine verwertbaren bzw. keine Angaben durch die LPG den Produktionsleitungen der KLR gemeldet 
 *3 Es lag z. T. nur eine verwertbare Angabe aus einer LPG vor 
 *4 Die Auswertung wird anhand der Eiererzeugung wiedergegeben, da das Beispiel aussagefähiger ist, als die ebenfalls in die 
Auswertung einbezogene Rinder-, Schweine- und Schafhaltung. In der Übersicht wird nicht der jeweilige Bestand an Legehennen im Jahres- 
durchschnitt wiedergegeben, da lediglich ein Eindruck von der betriebswirtschaftlichen Spannbreite der Werte vermittelt werden soll 
 *5 Als Ausdruck der Arbeitsproduktivität bei der Eiererzeugung wird lediglich die Kategorie Arbeitsaufwand wiedergegeben 
 *6 Im Kreis Kamenz  traten große Leistungsschwankungen im Gegensatz zu anderen Kreisen auf. Hier beteiligten sich die meisten LPG des Bez. Dresden 
an der Kostenrechnung im Produktionszweig Legehennenhaltung 
 *7 LPG Typ I nahmen am Kennzahlenvergleich Legehennenhaltung nicht teil, da Eier nur in privaten Haltungen erzeugt wurden. 













































































































































































































































Anzahl der LPG*12 3 2 1 5 2 1 2 2 7 3 1 3 16 6 3
Erntefläche ha 
38,0 53,8 17,0 15,5 38,0 74,0 16,3 13,0 21,0 4,5 29,0





Akh/ha 209,0 270,0 371,1 320,7 228,0 214,1 239,0 185,6 310,7 124,5 97,9 174,0
309,0 303,2 402,0 454,8 378,8 199,3 320,7 286,0 670,9 217,6 264,8 415,1 561,1 494,6 328,0
- Arbeitsaufwand 
Akh/dt 
1,5 1,5 1,5 1,6 1,1 1,1 1,1 1,6 1,6 0,5 0,6 1,0
2,0 1,6 1,9 2,9 1,7 0,8 1,6 1,6 2,6 2,2 1,6 2,6 4,6 2,9 1,6
- Pferdestunden 
Ph/ha 30,4 44,8 
*7 .*2 4,7 .*2 12,5 6,7 6,8 48,2 24,3 4,5 *7 12,8*7 14,0
58,3 97,8 .*2 56,2 69,9 *4 36,6 23,5 29,7 96,5 136,2 22,5 83,0 103,3 150,8 33,0
- Traktorenstunden 
Sh/ha 8,0 13,0 
*8 35,0 .*2 44,4 36,4 15,3 47,0 10,3 2,9 *8 2,9*8 14,0
42,3 13,7 32,3 235,1 34,3 23,3 19,3 60,0 53,2 52,4 23,1 41,0 55,0 12,8 62,0
Arbeitsproduktivität  
(finanziell) *3 DM/Akh 
4,7 5,8 3,8 7,5 5,5 5,4 1,9 5,0 3,8 1,7 4,3 3,8
5,5 6,5 5,7 8,5 8,0 13,7 9,4 10,8 8,9 6,8 6,9 7,2 7,5 15,2 10,8
Selbstkosten 
 




1.350,0 *9 1.344,7 *9 1.575,3 1.588,9 1.562,6 1.635,1 1.249,1 1.729,6 2.126,9 1.450,9 *9 853,2*9 1.452,0
4.530,4 *9 1.446,0 2.197,0 2.272,4 2.717,8 2.90,7 1.959,6 1.649,4 2.115,5 2.043,6 1.043,9 3.342,0 2.191,2 *9 1728,1 2.006,0
- Selbstkosten je Produkt
DM/dt 8,6 7,3 8,7 8,5 7,4 8,2 4,8 8,7 12,7 8,7
*9 4,9*9 7,6
10,8 8,4 10,0 12,9 11,2 8,5 9,8 9,1 16,3 10,3 6,2 16,8 18,0 10,2 13,8
Bruttoumsatz *5 
DM/ha 1569,1 1591,2
*10 1493,4 2414,8 1765,9 1537,0 711,3 1971,4 1557,0 770,0 *10 1468,3*10 2027,4
5279,3 1956,5 2282,7 3187,3 3092,7 2740,2 2144,9 2313,2 2570,7 2382,3 1458,7 2286,4 2059,2 2286,1 2570,0
Kostensatz *6 
% 4,0 10,0 
*6 5,0 11,5 9,9 5,4 66,4 3,3 33,4 16,1*11 12,0*11 9,5
32,3 45,5 3,6 26,8 52,0 35,6 37,3 10,8 77,2 32,2 68,6 +33,2 63,1 79,2 58,6
Quelle: *1 Produktionsleitung des Bezirkslandwirtschaftsrates Dresden, Gruppe Finanzen 
der Abt. Planung, Ökonomie, Finanzen: Ergebnisse der Kostenrechnung in den 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften des Bez. Dresden (1963).  
  N. f. D. J 1724/64/. Kostenträger Kartoffeln S. 3,7,8–11, 32 bis 37, 68–70, 
74,75, 77, 82 
Das Zahlenmaterial der Ergebnisanalyse wurde aus den Formblättern 546-21 
und 546-31 „Kostenuntersuchungen für pflanzliche und tierische Produkte der 
LPG Typ III - Jahr 1963“,aus den Betriebsabrechnungsbögen (BAB) und den 
JAB 1963 der einzelnen LPG, S. 14 erstellt  
 
Anmerkungen:    *2 Keine bzw. keine verwertbaren Angaben durch die LPG den Produktionsleitungen der KLR gemeldet. Aus dem 
Stadtkreis Görlitz erfolgte keine separate Meldung mehr 
   *3 Unter Arbeitsproduktivität werden vom Verfasser die mit Anstrich versehenen Kategorien subsummiert 
   *4 Es lag jeweils nur eine verwertbare Angabe aus einer LPG vor 
   *5 Dem Bruttoumsatz ist das Bruttoprodukt gleichzusetzen 
   *6 Dem Kostensatz in Prozent ist die Rentabilitätsrate gleichzusetzen. 
   *7 Noch ausgeprägter Einsatz von Pferden in LPG Typ I 
   *8 Geringer Aufwand an Sh in LPG Typ I 
   *9 Niedrige Selbstkosten in den LPG Typ I und höchste Selbstkosten in den LPG Typ III 
 *10 Niedriger Bruttoumsatz in den LPG Typ III und höchster Bruttoumsatz in den LPG Typ I 
 *11 Höchste Rentabilität in den LPG Typ I und geringste Rentabilität in den LPG Typ III 
 *12 In die Auswertung der Kostenrechnung wurden von 512 LPG Typ III und 8 LPG Typ I 75 LPG aus 14 der 17 Kreise des 




































































































































































































































































Anzahl der LPG *7                   
                                    2 1 1 3 1
Kühe, Jahresdurchschnitts- 
bestand Stck. 
    77  138,0 201,0








    
 
.*4 . . 160,5 .
    137,5 154,4 161,4 230,5 150,7
- Arbeitsaufwand Akh/dt      .
*4 . . 6,6 .
    3,9 5,9 5,4 9,3 5,1
Arbeitsproduktivität  
(finanziell) DM/Akh 
    .*4 . . 8,2  .
    12,4 . 10,5 11,9 11,2
Selbstkosten  
 
- Selbstkosten je Produkt 
 
DM/dt   
 
  36,1 . . 44,3 .
 
    64,9 48,5 41,4 58,8 36,8
- Selbstkosten je Tier DM/Kuh     1263,2 . . 1240,6 .
    1735,1 48,5 1244,1 1436,6 1082,5
Bruttoumsatz *3 DM/GV     1380,3 . 1858,3 .
    1700,5 1701,1 1912,4 1834,0
Kostensatz *6 %     20,4 . 33,1 . 












Quelle: *1 Produktionsleitung des Bezirkslandwirtschaftsrates Dresden, Gruppe Finanzen der Abt. Planung, Ökonomie, Finanzen: Ergebnisse der Kostenrechnung in 
den landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften des Bez. Dresden (1963). Kostenträger Milchkühe. N. f. D. J 1724/64/, S. , 58, 59  
 
Anmerkungen:  *2 Keine bzw. keine verwertbaren Angaben durch die LPG den Produktionsleitungen der KLR gemeldet. Aus dem Stadtkreis Görlitz erfolgte seit 1963 keine 
separate Meldung mehr 
 *3 Der Bruttoumsatz wurde für 1963 auf eine GV bezogen dargestellt 
 *4 Es lag jeweils nur eine verwertbare Angabe aus einer LPG vor 
 *5 Eine Analyse der LPG Typ I erfolgte nicht, da in den LPG des Typ I die Viehwirtschaft, außer dem „genossenschaftlichen Teil“, privatwirtschaftlich 
durchgeführt wurde 
 *6 Kostensatz (in Prozent) entspricht der Rentabilitätsrate 
 *7 Verwertbare Angaben konnten lediglich von 8 LPG aus 5 von 16 Kreisen in die Analyse des RdB Dresden einbezogen werden 
 *8 Die Auswertung wird anhand des Produktionszweiges Milch wiedergegeben, um die Vergleichbarkeit mit dem Folgejahr 1964 herzustellen 
Für die Jahre 1963 und 1964 konnte erstmals die Milcherzeugung ausgewertet werden. Zusätzlich zu einem Zweig der Feldwirtschaft werden Zahlen zum 
Betriebsergebnis und zur Arbeitsproduktivität des Viehwirtschaftszweiges Kühe (Milch) wiedergegeben, da für 1963 keine Auswertung 
der Legehennenhaltung mehr erfolgte 
Die Milcherzeugung bildete im Untersuchungszeitraum einen Schwerpunkt innerhalb der Agrarproduktion, deshalb wird ab 1963 das Erzeugnis Milch in 

























































































































































































































Anzahl der LPG     2 1 2 2 1 2 2  1 1 2 9 1  19   
Erntefläche       ha 42,1   31,9 78,6  25,8 40,5     14,5 35,0   18,5  23,9
123,6 49,0 32,3 86,0 15,0 32,4 57,0  57,6 20,4 43,6 166,0 18,0  88,2  55,0
Arbeitsproduktivität 
 




258,0  . 331  248 215     282 276   160  214
313,0 252 329,0 *4 346 326 298 283  295 426 316 340 316  426  339
  - Arbeitsaufwand 
Akh/dt     . 1,4  1,3 1,2     1,3 1,5   1,0  1,2
1,8 1,0 1,5 *4 1,6 2,0 1,4 1,4  2,4 2,7 2,6 3,6 1,8  3,1  1,9
  - Pferdestunden 
Ph/ha 9,0   . 12,0  25 9     54 11   12   
25,0 40 7 *4 46,3  26 47  27 53 58 80 11  87  17
  - Traktorenstunden *3 
Sh/ha 19,0   47 61  29 37     32 31   17  19
40,0 40 81 62 75 47 55  29 40 42 54 26  36  58
Arbeitsproduktivität  (finanziell) *5
DM/Akh . . . . . . .  . . . . .  .  . 
. . . . . . .  . . . . .  .  . 
Selbstkosten 
 




1566,0   2087 2506,0  1563 1432     1628 1609   1270  1161
1585,0 1747,0 2315 2559,0 2061 2479 1863  1636 2043 1789 2742 1612  2742  2110
- Selbstkosten je Produkt 
DM/dt 80,0   8,3 10,9  7,0 8,1     7,8 7,8   6,9  5,8
91,0 6,9 6,5 11,3 12,7 13,8 9,1  12,9 12,8 11,3 14,8 8,6  18,5  11,7
  
Bruttoumsatz  
DM/ha 1849,0  . 2652,0  2051 2001     1385 1948   1184,0  2008,0
2230,0 3290,0 2183,0 *4 3173,0 1720,0 2386 2425  1352 1750 2142 2603  2585,0  2208,0
Kostensatz *6 
% 75,0   . 80,6  65,0 71,8     76,0 76,0   71,0  52,6









Quelle: *1 Produktionsleitung des Bezirkslandwirtschaftsrates Dresden, Gruppe Finanzen des Bereiches Haupt-
buchhalter: Ergebnisse der Kostenrechnung in den landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
des Bez. Dresden (1964). Kostenträger Kartoffeln. N. f. D. I 1888/65, S. 22 bis 25 
 
Anmerkungen:  *2 Kreis ohne Angaben an die Kreisbuchungsstationen 
 *3 Einschließlich LKW-Stunden 
 *4 Es lag jeweils nur eine verwertbare Angabe aus einer LPG vor. 
 *5 1964 nicht mehr erfasst 
 *6 Kostensatz (in Prozent) entspricht Rentabilitätsrate 




Tabelle 38: Vergleich der Kennzahlen zu Arbeitsproduktivität und Betriebsergebnis, ausge-








































































































Anzahl der LPG    2 2  1       5 1    1 
Kühe, Jahresdurchschnitts-
bestand   Stck.  
158 106       115      
502 176 83       129 49      149,0 
Arbeitsproduktivität   
 
- Arbeitsaufwand je Tier 
 
Akh/Kuh 
101 .        139,0      
169 171,0 *4 143       169,0 210,0     187,0 
- Arbeitsaufwand je Produkt Akh/dt 4,7 .        .        
6,3 5,3 *4 4,6       5,0*4 7,5     6,5
Arbeitsproduktivität  
(finanziell) MDN/Akh
9,5 .        10,0*4         
12,6 10,7 *4 14,8       12,0 8,8     7,9
Selbstkosten  
 
- Selbstkosten je Produkt 
 
MDN/dt 
1.543 45,0        44,0      
1.551 70,9 41,9       68,0 49,1      42,5
-Selbstkosten je Tier MDN/Kuh 56,0 1.457        1.217,0      
57,5 1.985 1.303       1.733,0 1.374,0     1.260,0
Bruttoumsatz je Tier DM/Kuh 1.458 1.680        1.489,0      
1.606 2.000 1.480       1.721,0 1.849,0     1.610,0
Kostensatz *5 % 106 80        72      














Quelle: *1 Produktionsleitung des Bezirkslandwirtschaftsrates Dresden, Gruppe Finanzen des Bereiches Haupt-
buchhalter: Ergebnisse der Kostenrechnung in den landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
des Bez. Dresden (1964). Kostenträger Milchkühe. N. f. D. I 1888/65. S. 42, 43  
 
Anmerkungen:  *2 Kreise ohne Angaben an die Kreisbuchungsstation 
 *3 LPG Typ I und Typ III wurden nicht mehr getrennt erfasst 
 *4 Es lag jeweils nur eine verwertbare Angabe aus einer LPG vor 
 *5 Kostensatz (in Prozent) entspricht Rentabilitätsrate 
294 
 
- Wirtschaftliche Lage und Versorgung der ländlichen Bevölkerung 
Wirtschaftliche Erfolge blieben vor allem „Vorzeige“-LPG Typ III vorbehalten. Es gab sie 
in allen Kreisen der DDR. In Sachsen traten beispielsweise öfters ins Blickfeld der Öffent-
lichkeit LPG Typ III in den Kreisen 
Bautzen Salzenforst/Bolbritz 
Dippoldiswalde Ruppendorf und Reinholdshain 
Görlitz Reichenbach und Markersdorf 
Löbau Eibau und Kittlitz 
Meißen Jahna, Sönitz und Striegnitz 
Pirna Struppen 
Riesa Glaubitz 
Delitzsch Schenkenberg und Sausedlitz 
Döbeln Auterwitz, Bockelwitz, Gadewitz und Polkenberg 




Glauchau Waldenburg, Dennherritz und Oberwiera 
Hainichen Hainichen, Grünlichtenberg und Pappendorf 
Hohenstein-Ernstthal Bernsdorf 
Marienberg Pfaffroda 
Stollberg Brünlos und Jahnsdorf 
Zschopau Drebach. 
 
In der Regel waren dies auch LPG mit „politisch starken“ und fachlich qualifizierten Vor-
sitzenden. Sie pflegten darüber hinaus gute Beziehungen zur staatlichen Leitung und SED 
sowie anderen Institutionen des Kreises und Bezirkes bis zu zentralen Stellen in Berlin. In 
denselben Kreisen gab es LPG, die unter vergleichbaren natürlichen Produktionsbe-
dingungen wirtschafteten, aber erfolglos blieben.426 Das konnte z. T. extrem niedrige per-
sönliche Einkünfte der Mitglieder, auch der Leitungskräfte, bedeuten. Beispiele belegen 
durchschnittliche Monatseinkommen von 350–400 MDN/Monat. Bei solchen LPG traten 
ständig Planschulden und geringe Marktproduktion auf. Deren Vorsitzende besaßen in ge-
ringerem Maße derartige „weiche Faktoren“. Die Vergütung in den exponierten LPG lag 
von 1960–1963 bei etwa 10,- DM/AE, und ab 1964 stieg sie auf 12,- DM/AE und mehr, 
wie unter Pkt. 3.2.4, S. 516 ff. nachgewiesen wird. Da den Arbeitseinheiten annähernd 
gleiche Bewertungssätze zugrunde lagen, bedeuteten Auszahlungen in dieser Höhe ein na-
hezu 50 % höheres Einkommen gegenüber Mitgliedern, deren LPG nur die staatlich garan-
tierte Mindestbewertung von 7,- DM/AE auszahlen konnten. Für die Mindestbewertung 
mussten zahlreiche LPG Typ III kurzfristige Kredite bei der Bauernbank aufnehmen. Der 
Kapitaldienst minderte zusätzlich das Betriebsergebnis dieser LPG, und der Kreislauf war 
schwer zu durchbrechen. 
 
In LPG-Typ III der mittleren Einkommenslage erhielten LPG-Vorsitzende 80–90 AE je 
Monat (bei 8,- bis 11,- DM/AE). In den exponierten, besser gestellten LPG Typ III ge-
währte die jeweilige Mitgliederversammlung den Vorsitzenden 90–110 AE/Monat. Somit 
verfügten sie über ein durchschnittliches Monatseinkommen von ca. 1.200 DM, unberück-
sichtigt der Naturalien, Bodenanteile und Prämien. Bei einem Aufwand von 260–300 
Std./Monat ergaben sich für solche Vorsitzende Stundenlöhne von 4,00–4,60 DM. Trakto-




Gegenüber gleichartig Beschäftigten mittlerer LPG erreichten Arbeiter und Angestellte aus 
anderen Bereichen der Volkswirtschaft ca. 30 % höhere persönliche Einkünfte, jedoch bei 
geregelter Arbeitszeit, Tarifsicherheit und besseren Arbeitsbedingungen. 
 
Um sich ein Bild über die Lebenslage der ländlichen Bevölkerung machen zu können, werden 
die Einkommen, die mit täglicher Arbeit in den LPG erreicht wurden, ausgewählten Einzel-
handelspreisen für Waren des gewöhnlichen Bedarfs und Tarifen für Leistungen, wie sie 
zwischen 1960 und 1964 staatlich festgelegt waren, gegenübergestellt. Keine weiteren Ausfüh-
rungen erfolgen hinsichtlich der ständigen Verfügbarkeit der Waren. Die Lebenslage der Be-
völkerung bestimmte sich auch dadurch, dass es in allen Entwicklungsabschnitten der LPG 
bzw. der DDR Versorgungsschwierigkeiten und Beschränkungen durch den Handel gab. Da 
die ländliche Bevölkerung weniger Mobilität als die Stadtbevölkerung aufwies und das Netz 
der Handelseinrichtungen in den Jahren nach dem „sozialistischen Frühling“ in den agrarisch 
geprägten Gebieten nicht wie in den Städten ausgebildet war, beeinträchtigte dies die Lebens-
bedingungen der dörflichen Bevölkerung zusätzlich. Um dennoch beweglich zu sein und infol-
ge des durch den staatlichen Handel begrenzten Pkw-Angebotes, wurden im ländlichen Raum 
mehr Krafträder je Bevölkerungseinheit genutzt als in den Ballungsgebieten. 
 
Im Preis-Einkommens-Vergleich wird nicht das zusätzliche Einkommen, das mit der persönli-
chen Hauswirtschaft erzielt werden konnte, einbezogen. Dieses Einkommen trug wesentlich 
zur Erhöhung des Familieneinkommens bei, wurde aber außerhalb der in den LPG pflichtge-
mäß zu verrichtenden Arbeitszeit geschaffen. Anderenfalls ergäbe sich eine unrichtige Darstel-
lung des Wertes der Vergütung der kollektiven Arbeit und seines Einflusses auf die persönli-
chen Lebensumstände der in den LPG Beschäftigten. Wie die Spalten der Tabelle 48 auswei-
sen, ist es nur in wenigen Fällen zu einer Erhöhung der Preise gekommen. Es lag im Wesen 
der sozialistischen Handelspolitik, weitestgehend staatlich garantierte Preisstabilität zu wahren, 
auch wenn die Selbstkosten die Erlöse überstiegen. Die Differenzen bei Kostenzunahme über-
nahm der Handel bzw. der Staatshaushalt. Am auffälligsten zeigt sich die Preisstabilität bei 
den Grundnahrungsmitteln. Der Endverbraucherpreis von Roggenbrot blieb bis 1989 erhalten. 
Die Erzeugerpreise für landwirtschaftliche Produkte erhöhten sich hingegen mehrfach. Ab 
1964 galten für landwirtschaftliche Produkte nur noch einheitliche Erzeugerpreise, z. B. Wei-
zen 35,00 MDN/dt und Roggen 40,00 MDN/dt. Daraus wird ersichtlich, dass bei einem Brot-
preis von 0,52 MDN/kg die Produktionskosten nicht gedeckt werden konnten.  
 
Von 1960 bis Ende 1964 blieben die Indizes der Kaufkraft der Mark der Deutschen Noten-
bank annähernd gleich. 
 
Aus den Zahlen, die die Statistik der DDR veröffentlichte, ergibt sich, dass die Grundbe-
dürfnisse der Bevölkerung wie Mieten, Energie und Grundnahrungsmittel auch von niedri-
gen Einkommensgruppen bezahlbar waren. Industriewaren, insbesondere „hochwertige 
Konsumgüter“, zu erwerben, setzte ein gewisses Sparvermögen der Landbevölkerung vo- 
raus. Zum Beispiel erforderte der Kauf eines Fahrrades den gesamten Monatslohn eines 
Traktoristen in einer LPG mittlerer Einkommenslage (vgl. Tabelle 48, S. 308). Lebensstil 
und Lebensniveau der ländlichen Bevölkerung unterschieden sich noch wesentlich von de-
nen der städtischen Bevölkerung. Der von der SED zu Anfang angestrebte Einkommens-
ausgleich zwischen Stadt und Land gelang erst in einem späteren Zeitraum und in dem 
Maße, wie die Technisierung der Landwirtschaft zunahm. 
 
Im Buch II, Kapitel 3.2.4.1 und 3.2.4.2, Tabellen 50–52, S. 534 und 540, wird die Ein-
kommenssituation von Beschäftigten der LPG Typ I und III mit höherer Wirtschaftskraft 
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dargestellt. Zur Verdeutlichung dessen werden fünf Beschäftigten-Gruppen mit unter-
schiedlichen Funktionen und Qualifizierungen untersucht. Die Tabellen werden bis zum 
Ende des Untersuchungszeitraumes 1969 fortgeschrieben und vermitteln dadurch einen 
Eindruck von der Entwicklung und den Schwankungen der Einkommenshöhe, die vom je-
weiligen Betriebsergebnis abhing.  
 
Die errechneten Monatseinkommen werden in den Tabellen 39.1 bis 41 dieses Kapitels 
den statistisch erfassten durchschnittlichen Monatseinkommen aus anderen Volkswirt-
schaftsbereichen in der DDR gegenübergestellt. Durch Vergleiche können Einschätzungen 
der wirtschaftlichen Lage der LPG-Beschäftigten getroffen werden. Gleichermaßen wer-
den mit Tabelle 42 Vergleichsmöglichkeiten geschaffen, um das Monatseinkommen von 2-, 
3- und 4-Personenhaushalten der LPG-Beschäftigten zu den statistisch erfassten Ausga-
benpositionen für die Lebenshaltung der gesamten Bevölkerung ins Verhältnis setzen zu 
können. 
 
Tabelle 43 weist den Bestand von industriellen Konsumgütern, die in den sechziger Jahren 
noch zu Luxusartikeln zählten und deshalb ein hohes Preisniveau aufwiesen, aus. Die staat-
liche Preispolitik garantierte der Bevölkerung sogenannte Waren des Grundbedarfes, ins-
besondere Grundnahrungsmittel zu niedrigen Preisen, wie sie in Tabelle 48 aufgeführt 
sind. Es handelte sich generell um politische Preise, für die bei den „Waren für höhere An-
sprüche“, wie z. B. Fernsehgeräte, Kühlschränke oder PKW, der Staat durch überhöhte 
Preise den Ausgleich schaffte, um den gesamtvolkswirtschaftlichen Kostenaufwand refi-
nanzieren zu können. 
 
Auch in den übrigen Volkswirtschaftszweigen operierte die Politik mit politischen Preisen, 
sodass eine reale Kosteneinschätzung für die Produkte nicht möglich war. Erst in späteren 
Entwicklungsphasen, insbesondere den achtziger Jahren, versuchte der Staat, durch Indu-
strie- und Agrarpreisreformen diesen Zustand zu verändern. Das Dilemma der Preispolitik 
der SED führte letztendlich zu argen Verwerfungen in der gesamten Volkswirtschaft.  
 
Die Spareinlagen der Bevölkerung (vgl. Tabelle 44, S. 304) lassen gewisse Rückschlüsse 
auf einen bescheidenen Volkswohlstand zu, wobei die Unterschiede zwischen den Bezir-
ken auffallen. Die Spareinlagen im Bezirk Karl-Marx-Stadt gehen auf die besseren Ein-
kommensmöglichkeiten in den industriell strukturierten Zonen, z. B. durch den Bergbau, 
zurück. 
 
Der in Pkt. 3.3.8, Tabelle 90 S. 664 angeführte Pro-Kopf-Verbrauch an ausgewählten Nah-
rungsgütern lässt u. a. Einblicke in die Verzehrgewohnheiten der DDR-Bevölkerung zu. 
Von einer Unterversorgung durch die Agrarwirtschaft, wie in einigen Ostblockländern, 
kann den statistischen Angaben zufolge nicht gesprochen werden. Jedoch traten öfters Ver-
sorgungskrisen und Akontinuität auf. In den Jahren nach 1964 zeichnete sich ein relativ 
hoher Fleischkonsum ab.  
 
Im Allgemeinen zeigt sich im Pro-Kopf-Verbrauch der DDR-Bevölkerung von 1961 zu 
1964 eine Konstanz. Eine Verringerung stellte sich beim Verbrauch von Butter und Spei-
sekartoffeln ein. Hier wirkten sich die Schwierigkeiten bei der Erfüllung der Milchpläne 
der LPG und schlechte Kartoffelernten aus. Die Zunahme bei Genussmitteln deutet auf ein 
Ansteigen des Lebensstandards der Bevölkerung hin. Unterschiede im Verbrauch zu West-
deutschland gehen z. T. auf Verzehrgewohnheiten der Bevölkerung zurück. Die BRD hin-
gegen importierte Nahrungsmittel und bot eine breitere Palette von Nahrungs- sowie Ge-
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nussmitteln an. Die DDR strebte Gleiches an und versuchte sogar, die BRD zu überholen, 
wie als Schlagwort nach dem nicht erfüllten und im Juni 1963 abgebrochenen Fünfjahrplan 
herausgegeben wurde. Einbrüche in der Planerfüllung bei verschiedenen Produktionszwei-
gen der Landwirtschaft waren nicht selten. 
 
In wesentlichen Positionen erreichte die DDR das Niveau fortgeschrittener westlicher     
europäischer Länder hinsichtlich des Verbrauches an Nahrungsmitteln. Auch hier traten 
Unterschiede aufgrund der verschiedenen Verzehrgewohnheiten der jeweiligen Bevölke-
rung auf. Schon 1964 war beim Fleischverbrauch die Grenze von 50 kg/Kopf und Jahr 
überschritten. Ab 1969 machte sich in der DDR bei einigen Agrarprodukten ein gewisser 
Überkonsum bemerkbar, der durch weitere Steigerung gesundheitliche Folgen für die 
Menschen mit sich brachte. Hingegen trat in anderen RGW-Ländern Fehlernährung auf-
grund einer zu niedrigen Agrarproduktion auf, z. B. Rumänien, Bulgarien, Sowjetunion. 
Die Statistik lässt jedoch offen, ob der Fleischverbrauch der DDR-Bevölkerung anhand der 
Bruttoproduktion einschließlich des Fleischexportes oder des effektiven Pro-Kopf-
Verbrauchs der Bevölkerung errechnet wurde.  
 
Vor der Agrarwirtschaft stand die Aufgabe, neben der Sicherung der Fleischversorgung 
Verpflichtungen des Staates beim Agrar- bzw. Fleischexport erfüllen zu helfen. 
 
Da in der DDR kaum Importe von Lebensmitteln, dafür aber Exporte getätigt wurden, gab 
es immer wieder Schwierigkeiten bei der Versorgungskontinuität. Der Bedarf sollte mög-
lichst nur aus eigenem Aufkommen gesichert werden. Obwohl schon vor 1959 mehrfach 
Versorgungskrisen aufgetreten waren, mussten seit Beginn des übereilten Kollektivie-
rungsabschlusses erneut Versorgungsschwierigkeiten zugegeben werden. 1962 führte die 
Regierung aufgrund der schlechten Ergebnisse der Viehwirtschaft Kundenkarten ein. 
„Schuld daran war … aber auch die mangelhafte genossenschaftliche Arbeit in einer An-
zahl LPG“, so wurde offiziell verlautbart (siehe Abb. 63, S. 298, linke Kolumne oben: 


























Abb. 63 Offizielle Stellungnahme der Regierung zur Notwendigkeit der Einführung von Kundenkarten im Jahre 1962: „ Das ist für 
Partei und Regierung genauso unangenehm wie für unsere Bürger, ...“ (linke Kolumne oben) 
Quelle Kreisarchiv Freiberg. Unsigniert 
 
Bei Erzeugung und Verzehr von Obst und Gemüse lag die DDR weit hinter westlichen 
Ländern zurück. Noch 1968 belief sich im Bezirk Dresden der Naturalverbrauch von Obst 
auf 23 kg/Kopf. Ein Ministerratsbeschluss vom 30.08.1973 zur Erhöhung des heimischen 
Obstaufkommens sah deshalb die Steigerung auf 70-75 kg/Kopf bis zum Jahre 1980     
vor.427 
 
Die relativ bescheidenen Renten (siehe Tabelle 45) sind mit den in den Tabellen 50–52 der 
in Punkt 3.2.4.1 und 3.2.4.2 ermittelten Monatseinkommen der LPG-Beschäftigten zu ver-
gleichen, um deren Einkommenssituation beurteilen zu können, d. h. die Konsumtion in 
den LPG lag etwa beim Zwei- bis Dreifachen der x -Rentenhöhen der Bevölkerung.  
 
Ab 1965 widmete sich die SED sogar der Kleingartenbewegung zur Verbesserung der Ver-
sorgungslage bei Obst und Gemüse. Der Verband der Kleingärtner, Siedler und Kleintier-
züchter (VKSK) erhielt nach den sechziger Jahren eine bilanzierte Orientierungskennziffer 
von 100 kg/100 m² Kleingartenfläche für die Obst- und Gemüseerzeugung und zur Entlas-
tung der dafür zuständigen Erzeugerbetriebe.  
 
Mit seiner Rede „Bilanz von vier erfolgreichen Jahren“ auf der Wahlkundgebung der Ost-
berliner Bevölkerung am 15.09.1965 ermunterte Walter Ulbricht die Berliner VKSK-





Die Werte aus den Tabellen 46 und 47 vermitteln einen Eindruck über die wirtschaftliche 
Bedeutung des VKSK ab 1961. Die Mitgliederzahlen, auch nach 1970, nahmen ständig zu, 
da die Kleingärten zu einer Art Nische mutierten. Diese Nischenfunktion war vor allem bei 
der Bevölkerung in den Großstädten zu beobachten, wobei man sich häufig in die Sparten 
zurückzog, um dem ideologischen Druck wenigsten in der Freizeit nicht ausgesetzt zu sein. 
Dem Verband kam aufgrund seiner materiellen Ergebnisse, die in den Handel kanalisiert 
wurden, eine wichtige Rolle bei der Versorgung zu. In Ergänzung der Bemerkungen zur 
Kleingartenbewegung soll die Tabelle 47 auf das Interesse des Staates an den Erzeu-
gungsmengen von Agrarprodukten zur Versorgung der Bevölkerung hinweisen. 
 
Tabelle 48 gibt Auskunft über die Einzelhandelsverkaufspreise ausgewählter Waren und 
Tarife für Dienstleistungen. Diese Angaben ermöglichen es, das materielle Lebensniveau 
zu beurteilen, wenn man sie dem Durchschnittseinkommen, das in der LPG erreicht wer-
den konnte, gegenüberstellt. 
 
Die Statistischen Jahrbücher der DDR erfassten nicht getrennt das Einkommen der in den 
LPG Beschäftigten, sondern der Land-, Forst- und Wasserwirtschaft insgesamt. Hierbei 
handelte es sich aber um eine andere Form der Vergütung der persönlichen Arbeit, die auf-
grund der in diesem staatlichen Bereich geltenden Regelungen besser statistisch erfassbar 
war. 
 
Zu einer Verbesserung und Stabilisierung der Einkommenssituation sowie geregelter Ar-
beitszeit gelangten die LPG gegen Ende des Untersuchungszeitraumes, als die Spezialisie-
rung der Produktion in kooperativen Einrichtungen, insbesondere in den Kooperativen Ab-
teilungen Pflanzenproduktion, sich durchzusetzen begann. Während dieser Phase der sozia- 
listischen Umgestaltung der Landwirtschaft nahm aber der Staat zunehmend Einfluss auf 
die Konsumtion in der kollektivwirtschaftlich organisierten Landwirtschaft, sodass sie sich 
nicht mehr losgelöst von der übrigen Volkswirtschaft entwickeln konnte. 
 
Die SED-Wirtschaftspolitik wachte darüber, dass keine Disproportionen zwischen den ein-
zelnen Volkswirtschaftszweigen auftraten. Da es bereits zu Ende der sechziger Jahre LPG 
gab, die die Monatsverdienste der Industrie zu überflügeln drohten, sah sich die SED ver-
anlasst, dem entgegenzuwirken. Sie tat dies, indem sie den geschlossenen Verband der 
sich festigenden LPG aufzulösen begann, keine erstarkenden Groß-LPG zuließ und auf 
die in Pflanzen- und Tierproduktion getrennten kooperativen Betriebs- bzw. Rechtsformen 
zusteuerte. Diese Betriebsformen ließen sich dem staatlichen Dirigismus besser unterzie-
hen. 
 
Mit den folgenden Tabellen 39.1.–48 sollen die Einkommensverhältnisse für die gesam-
te DDR dargestellt und mit Zahlen belegt werden. 
 
Tabelle 39.1: x -Monatseinkommen vollbeschäftigter Produktionsarbeiter bzw. gleichgestell-
ten Personals in der DDR, 1955 bis 1964 (in DM bzw. MDN)*1   
 
Wirtschaftsbereich 1955 1960 1961 1962 1963 1964 
Sozialistische Industrie 435 567 586 590 599 618 
dar. volkseigen 438 569 588 592 600 620 
dar. zentralgeleitet 444 579 598 603 614 631 
Genossenschaften 333 454 473 478 483 505 
Volkseigene Bauindustrie 440 609 627 624 624 653 
Volkseigene Land- und Forstwirtschaft 343 500 528 529 518*2 546 
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Volkseigener Verkehr 416 579 618 621 627 656 
Post- und Fernmeldewesen 323 450 520 528 538 543 
Sozialistischer Handel (ohne Bäuerliche 
Handelsgenossenschaften) 343 493 488 486 491 501 
dar. volkseigen 365 498 495 492 496 505 
dar. Konsumgenossenschaften 306 482 473 472 478 491 







Tabelle 39.2: x -Monatseinkommen vollbeschäftigter Arbeiter und Angestellter in der DDR, 













Durchschnittliches monatliches Einkommen 
1955 1960 1961 1962 1963 1964 
Sozialistische Industrie 459 575 595 602 613 631 
dar. volkseigen 460 576 597 604 614 632 
dar. zentralgeleitet 467 587 608 617 629 644 
Genossenschaften 357 476 495 492 502 522 
Volkseigene Bauindustrie 446 603 622 627 639 654 
Volkseigene Land- und Forstwirtschaft 357 509 532 534 525 *2 552 
Volkseigener Verkehr 433 580 616 619 623 651 
Post- und Fernmeldewesen 345 468 536 546 558 565 
Sozialistischer Handel (ohne Bäuerliche 
Handelsgenossenschaften) 356 480 498 495 504 515 
dar. volkseigen 380 486 503 500 508 518 
dar. Konsumgenossenschaften 335 464 487 485 494 510 
x - Einkommen (alle Positionen) 432 555 578 588 592 610 
 
                                                                                       Steigerung gegenüber 1955*3  
Sozialistische Industrie 100 125,3 129,7 131,2 133,5 137,5 
dar. volkseigen 100 125,3 129,7 131,2 133,5 137,5 
dar. zentralgeleitet 100 125,7 130,3 132,0 134,6 137,8 
Genossenschaften 100 133,4 138,6 137,8 140,7 146,2 
Volkseigene Bauindustrie 100 135,2 139,5 140,6 143,3 146,5 
Volkseigene Land- und Forstwirtschaft 100 142,4 149,0 149,5 •*2 154,4 
Volkseigener Verkehr 100 133,9 142,5 143,1 144,1 150,3 
Post- und Fernmeldewesen 100 135,5 155,3 158,1 161,6 163,7 
Sozialistischer Handel (ohne Bäuerliche 
Handelsgenossenschaften) 100 131,5 136,6 135,8 138,1 141,3 
dar. volkseigen 100 127,9 132,5 131,6 133,7 136,4 
dar. Konsumgenossenschaften 100 138,5 145,1 144,6 147,3 152,0 
Quelle: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 67. Alle Bezeichnungen wurden unverändert  
aus den Statistischen Jahrbüchern übernommen, gilt für alle Tabellen von 39.1. bis 48 
 
Anmerkung:  *2 Nicht vergleichbar  wegen Abgang von Beschäftigten aus MTS, RTS in die LPG 
Quelle: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 67 
 
Anmerkungen: *2 Nicht vergleichbar wegen Abgang von Beschäftigten aus MTS, RTS in die LPG bzw.  
Auflösung der MTS 
*3 1955 = 100 
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Tabelle 40: x -Monatseinkommen vollbeschäftigter Produktionsarbeiter in VEB der DDR, 
























Tabelle 41: x -Monatseinkommen Vollbeschäftigter in volkseigenen Betrieben der Landwirt-





























 1960 1961 1962 1963 1964 
VEB der chemischen Industrie*1 576 587 593 599 628 
VEB der Plast- und Plasterzeugnisherstellung *1 517 536 541 548 574 
Erdölverarbeitende VEB *1 555 595 569 581 609 
VEB Braunkohlewerke, Kokereien und  
Brikettfabriken *1 
621 644 651 671 698 
VEB der Herstellung technischer Keramik *1 575 599 596 603 623 
Volkseigene Bauindustrie*2 609 627 624 624 653 
See- und Binnenschifffahrt*3 657 703 701 697 723 
VE Kraftverkehr*3 645 677 664 670 699 
Städtischer Nahverkehr*3 538 610 601 608 632 
Sozialistischer Handel *4 468 486 483 488 499 
Schlachthöfe*5 . . . . 594 
Betriebe 1960*1 1961*2 1962*2 1963*2 1964*2
Volkseigene Güter  . . . . .
dar. Arbeiter und Angestellte 445 454 463 476 499 
dar. Produktionsarbeiter 434 445 453 466 495 
Maschinen-Traktoren-Stationen  
bzw. Kreisbetrieb für Landtechnik  . . . . .
dar. Arbeiter und Angestellte  569 595 602 579 *3 652 *3
dar. Produktionsarbeiter 589 625 629 615 *3 702 *3
Staatliche Forstwirtschaftsbetriebe  . . . . .
dar. Arbeiter und Angestellte *4 522 536 536 543 554 
dar. Produktionsarbeiter*5 501 596 514 522 534 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 101–104 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 227 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 350 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 370 
 *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 203 
 
Anmerkungen:  *6 - Lt. Statistischem Jahrbuch der DDR 1965, S. 18, erhielten vollbeschäftigte Produktionsarbeiter in 
den sozialistischen Betrieben von 1960–1964 ein x -Monatseinkommen von 554–599 MDN.        
Ebenso Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S.18 und 67 
- Das x -Monatseinkommen der gesamten sozialistischen Wirtschaft in allen materiellen und nicht 
materiellen Bereichen bei vollbeschäftigten Arbeitern und Angestellten betrug: 
 
1960  555 MDN 
1961  578 MDN 
1962  583 MDN 
1963  592 MDN 
1964 610 MDN 
 
 *7 Alle Bezeichnungen wurden im Originalwortlaut aus den Statistischen Jahrbüchern übernommen 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 427 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 268 
 
Anmerkungen:  *3 Nicht vergleichbar innerhalb der Reihe 4 (MTS, KfL), da ab 1963 die Auflösung der MTS erfolgte 
*4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 45: „Arbeiter und Angestellte sind Arbeitskräfte, die in 
einem Arbeitsrechtsverhältnis zu einem Betrieb oder Einrichtung, Verwaltung o. ä. stehen“ 
*5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 98: „Produktionsarbeiter sind Arbeiter, die direkt in der 
Produktion sowie für Zwischenlagerung, Reparatur und Transportleistungen tätig sind bzw. die ei-
ne überwiegend körperliche oder geistige Tätigkeit zur Bedienung von Maschinen oder Anlagen 
bzw. Überwachungsfunktionen daran ausüben. Sie verrichten körperliche Arbeiten ohne bzw. mit 
einfachen Handwerkzeugen“  
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Arbeiter und Angestellte *7  































1.Waren 69,3 64,5 67,4 69,7 65,7 62,9 65,0 67,2 66,3 64,4 66,4 68,5 66,6 64,6 67,0 69,7 66,3 63,9 65,7 68,3  
dar. Nahrungsmittel 33,1 29,0 31,7 34,8 30,8 27,3 29,5 32,1 30,5 28,6 29,7 32,7 30,5 28,5 30,2 33,2 30,5 28,6 29,5 32,0  
dar. Genussmittel 8,0 9,0 8,3 7,8 8,0 9,0 8,1 7,6 9,0 9,9 8,8 8,5 9,2 10,2 9,0 8,7 9,2 10,0 9,1 8,8  
dar. Schuhe 1,8 1,4 1,7 1,9 1,8 1,4 1,7 1,9 1,6 1,2 1,6 1,8 1,6 1,2 1,6 1,9 1,6 1,3 1,6 1,8  
dar. Textilien und Bekleidung 11,1 11,4 11,0 10,1 11,1 10,9 11,0 10,8 10,9 10,7 10,8 10,5 10,4 10,2 10,3 10,0 10,4 10,2 10,6 10,5  
dar. sonstige Industriewaren 15,3 13,7 14,7 15,1 13,9 14,2 14,7 14,7 14,4 14,0 15,5 15,0 14,9 14,9 15,9 15,8 14,4 13,9 14,9 15,3  
2. Leistungen u. Reparaturen 11,2 11,3 11,0 11,0 11,9 11,9 11,5 11,7 12,2 12,4 11,8 11,8 12,4 12,5 12,2 11,9 12,5 13,0 12,2 12,0  
dar. Verkehrsleistungen 1,7 2,0 1,7 1,4 1,6 1,7 1,6 1,5 1,5 1,6 1,5 1,4 1,6 1,7 1,5 1,3 1,6 1,8 1,6 1,4  
dar. Mieten 4,0 3,7 3,9 4,2 3,9 3,6 3,7 4,1 3,9 3,8 3,6 4,1 3,9 3,8 3,7 4,1 3,8 3,8 3,5 3,8  
dar. Strom, Gas, Heizung 1,2 1,1 1,2 1,3 1,2 1,0 1,2 1,3 1,3 1,3 1,3 1,5 1,3 1,3 1,3 1,4 1,4 1,3 1,3 1,4  
3. Nichtverbrauchswirksame 
Ausgaben *8 19,5 24,2 21,6 19,3 22,4 25,2 23,5 21,1 21,5 23,2 21,8 19,7 21,0 22,6 20,8 18,5 21,2 23,1 22,1 19,7  
Gesamt (Position 1-3) *6 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0  
dar. Kultur und Erholung *3, 4, 5 . . . . . . . . . . . . 2,0 2, 2,1 1,9 2,0 2,2 2,1 1,9  
 Mitglieder von LPG Typ III 
1. Waren 71,6 67,9 70,7 71,7 68,3 63,3 67,2 69,3 71,9 66,1 72,2 73,2 71,6 67,9 70,7 71,7 68,3 63,3 67,2 69,3
dar. Nahrungsmittel 30,3 26,9 27,1 29,8 27,9 25,2 25,4 27,3 29,6 25,9 27,4 29,5 30,3 26,9 27,1 29,8 27,9 25,2 25,4 27,3
dar. Genussmittel 10,4 11,9 10,4 10,4 9,8 10,9 9,9 10,0 10,4 11,3 11,0 10,5 10,4 11,9 10,4 10,4 9,8 10,9 9,9 10,0
dar. Schuhe 2,0 1,4 1,8 2,1 1,9 1,3 1,7 1,9 2,1 1,6 1,9 2,1 2,0 1,4 1,8 2,1 1,9 1,3 1,7 1,9
dar. Textilien und Bekleidung 11,6 11,0 12,0 11,8 11,2 10,2 11,4 11,5 12,4 11,8 12,9 12,7 11,6 11,0 12,0 11,8 11,2 10,2 11,4 11,5
dar. sonstige Industriewaren 17,2 16,7 19,3 17,6 17,4 15,7 18,8 18,5 17,3 15,5 19,0 18,3 17,2 16,7 19,3 17,6 17,4 15,7 18,8 18,5
2. Leistungen u. Reparaturen 8,2 8,9 8,9 8,2 8,2 8,3 8,5 8,9 7,9 8,1 8,3 8,2 8,2 8,9 8,9 8,2 8,2 8,3 8,5 8,9
dar. Verkehrsleistungen 0,9 1,1 1,0 0,9 0,8 1,1 1,0 0,8 0,8 1,0 0,9 0,8 0,9 1,1 1,0 0,9 0,8 1,1 1,0 0,8
dar. Mieten 1,5 1,5 1,5 1,4 1,3 1,3 1,4 1,5 1,3 1,3 1,3 1,4 1,5 1,5 1,5 1,4 1,3 1,3 1,4 1,5
dar. Strom, Gas, Heizung 1,5 1,6 . 1,6 1,4 1,5 1,4 1,5 1,4 1,4 1,4 1,5 1,5 1,6 1,5 1,6 1,4 1,5 1,4 1,5
3. Nichtverbrauchswirksame 
Ausgaben *6 17,0 19,9 . 16,8 20,3 24,4 21,4 18,9 17,0 22,7 16,1 15,0 17,0 19,9 17,6 16,8 20,3 24,4 21,4 18,9
4. Betriebsausgaben für 
persönliche Hauswirtschaft 3,2 3,3 . 3,3 3,2 4 2,9 2,9 3,3 3,3 3,4 3,7 3,2 3,3 2,8 3,3 3,2 4,0 2,9 2,9
Gesamt (Position 1-4) 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0




Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR, 1962, S. 217 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 432, 433 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 445, 447 
  
Anmerkungen:  *4 Ausgaben für „Kultur und Erholung“ wurden erst ab 1963 statistisch erfasst 
 *5 Ab 1963 können die Ausgaben für „Kultur und Erholung“  von 2-, 3- und 4-Personen- Haushalten bei „Arbeitern 
und Angestellten“ außerhalb der Landwirtschaft sowie Mitgliedern LPG Typ III gegenübergestellt und verglichen 
werden 
 *6 = Steuern, Versicherung, Spenden, Erhöhung der Geldbestände und Guthaben 
Eränzungen: *7 Fernsehen in der DDR 
- Da ein großer Teil der Kulturbedürfnisse der Bevölkerung im ländlichen Raum über das Fernsehen befriedigt 
wurde, werden mit den nachstehend aufgeführten Zahlen Fernsehgeräteproduktion und -konsum gegenüberge-
stellt. Zum Vergleich werden zwei RGW-Länder aufgeführt 
- Herstellung von Fernsehgeräten innerhalb der DDR und des RGW 
 
                DDR                                 VR Bulgarien                                     ČSR 
     1960 416.500 400 262.900
     1961 374.000 4.600 333.900
     1962 461.200 15.300 307.400
     1963 580.000 29.100 234.700
 
- Fernsehempfangsgenehmigungen *2 
                     DDR                                                             BRD 
     1960                 1.035.000 4.388.000
     1961                 1.459.000 5.580.000
     1962                 1.893.000 6.835.000
     1963                 2.379.000 




- Lt. Statistischem Jahrbuch der DDR 1965, Anhang, S. 75, gehörte die DDR 1963 zu den führenden Ländern, 
gegenüber Frankreich 73, Italien 69, Schweiz 48 oder Ungarn 47. Die Spitze in Europa hielten Großbritanni-
en und Schweden mit je 238 Genehmigungen 
*8 Das x -Monatshaushaltsnettoeinkommen bei Arbeitern und Angestellten betrug in der DDR lt.  
Statistischem Jahrbuch der DDR 1965, S. 435, in den Jahren (in MDN je Personenhaushalte) 
 
 1960 1961 1962 1963
  Haushalte gesamt   758   778   765 788
  dar. 2-P-HH   685   722   721 739
  dar. 3-P-HH   792   816   821 836




































Tabelle 44: Spareinlagen bei Kreditinstituten in der DDR, 1960 bis 1964 (in DM bzw. 
MDN) 
 
 Jahr   Gesamt 
*1 (Mio.)
 




































































Quellen:  *1  Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 414  
*2  Ebenda, S. 415 
 





Erzeugnis                  Bestand je 100 Haushalte 1960 1961 1962 1963 1964 
PKW 3,2 4,7 5,6 6,5 7,6
Motorräder und -roller . 14,9 16,0 16,8 17,2
Mopeds . 9,9 12,2 14,3 15,9
Fernsehgeräte 16,7 23,5 30,5 38,4 45,2
elektrische  
Haushaltskühlschränke 6,1 9,0 12,2 16,2 21,8
elektrische 
Haushaltswaschmaschinen 6,2 9,5 13,4 18,4 24,1
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Tabelle 45: Entwicklung der wichtigsten Renten *9, 11, Sozial- und Haushaltsrenten, 1960 











1960 *1, 8 
1961 *2, 8 
1962 *3 
1963 *4, 8 


















































































































































Quellen:   *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 94 und 95 
   *2 Ebenda. Ebenso Sozialrenten (Verwaltung, Sozialversicherung), Monat Dezember, Berlin, FDGB-
Bundesvorstand  
   *3 Ebenda. Ebenso Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 456, 457. Ebenso Statistisches Jahrbuch der 
DDR 1964, S. 486, 487 
   *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1964, S. 486, 487. Ebenso Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 501 
   *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 501 
   *6 Statistisches Jahrbuch 1965 Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 194 (1960-1964) 
   *7 Statistisches Taschenbuch 1965 Bezirk Leipzig, S. 356 (1960-1964) 
 
Anmerkungen:    *8 Abweichungen gegenüber Angaben der Statistischen Jahrbücher der DDR 1964, (S. 488, 487) und 1966 
(S. 510) 
   *9 Keine Angaben in den Statistischen Jahrbüchern der DDR/Bezirke. Bez. Dresden wurde nicht gemeldet 
 *10 Änderung der Währungsbezeichnung ab 1.8.1964 von DM in MDN 
 
Ergänzung: *11 Die Entwicklung der Vollrenten nahm in der DDR im Vergleich zu den beiden Bezirken folgenden Ver-
lauf (in DM bzw. MDN je Fall):*10 
1960        . 
1961  134,24 Statistisches Jahrbuch 1963, S. 456, 457 
1962 135,65 Ebenda 
1963 137,87 Statistisches Jahrbuch 1965, S. 501 






































  1960*1 1961*1 1962*1 1963*1 1964 *2 1965 *2 1966 *2 1967 *2 1968*3 1969 *3 
DDR 
Mitglieder . 864.166 869.015 889.641 921.211 939.619 942.352 947.566 948.944 1.004.946
Sparten . 13.020 13.148 13.508 14.052 14.328 14.449 14.437 14.572*5 . 
Bez. Dresden Mitglieder . . . 94.402 96.835*4 99.002 100.476 102.205 102.288*5 108.021
Bez. Leipzig Mitglieder . . . 110.468 112.733*4 114.052 113.900 114.072 115.863*5 122.955
Bez. Karl-Marx-Stadt Mitglieder . . . 134.225 135.765*4 137.691 137.224 139.043 139.317*5 150.384
Erzeugnis Menge 1960*1 1961*1 1962*1 1963*1 1964 *2 1965 *2 1966 *2 1967 *2 1968 *2 1969 *2 
Gemüse t 7.933,7 4.259,0 5.511,4 7.178,4 9.332 10.383 11.742 13.088 13.700 16.991
Obst t 13.818,3 661,8 19.075,6 17.379,7 20.446 23.619 32.838 38.479 35.718 37.435Erdbeeren t 1.216,7 1.607,6 2.378 3.767 6.975 6.519 6.845 6.665
Kaninchenfleisch t 350,4 291,5 250,1 280,4 393 543 800 1.431 2.619 3.061
Schafwolle t 18,4 44,1 67,2 89,7 123 142 135 161 161 169
Schweinefleisch t 180,6 489,4 2.114,2 4.532,6 8.459 10.016 9.492 7.021 10.785 13.940
Eier TStck. 71.161,4 94.228,1 117.770,8 145.374,0 268.353 311.468 305.702 322.665 320.841 324.439
ges. finanzieller Wert 
der VKSK-Lieferungen TDM bzw. TMDN 82.065,9 80.918,7 114.033 149.815 220.748 253.101 278.925 281.149 314.336 320.628
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965,  S. 579, (1961–1963, 1960 nicht erfasst) 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969,  S. 500, (1964–1967) 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1971,  S. 500, (1963–1969) 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966,  S. 596 
 *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970,  S. 500 
  
Anmerkung:  *6 Sparten mit 8 Fachrichtungen der materiellen Erzeugung. Die Anzahl der Sparten in den Bezirken hatte die Statistik 1960-1962 nicht erfasst. Erst ab 1963 
wurde der VKSK in den Bezirken statistisch erfasst. Für das Jahr 1960 liegen nur Angaben für die Erzeugungsmengen des VKSK vor (vgl. Tabelle 47) 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 579, 580 




Tabelle 48: Einzelhandelsverkaufspreise ausgewählter Waren (in DM bzw. MDN/kg) *1 
 
Warenart 1960 1964 1969 
1. Nahrungs- und Genußmittel    
Kartoffeln 0,60 0,85 0,85 
Speiseerbsen 1,04 1,04 1,04 
Rotkohl 0,44 0,47 0,49 
Zitronen 5,00 5,00 5,00 
Weizenmehl 1,32 1,32 1,32 
Haferflocken 0,98 0,98 0,98 
Eierteigwaren 0,70 0,70 0,70 
Roggenbrot 0,52 0,52 0,52 
Zucker 1,64 1,64 1,64 
Vollmilchschokolade (35 % Kakao) 3,85 3,85 3,85 
Marmelade 0,85 0,85 1,08 
Rindfleisch (Schmorfleisch ohne Knochen) 9,80 9,80 9,80 
Schweinekotelett 8,00 8,00 8,00 
Hackepeter 7,60 7,60 7,60 
Jagdwurst 6,80 6,80 6,80 
Salzheringe 1,76 1,76 1,68 
Trinkvollmilch 0,36 0,36 0,36 
Käse (30 % Fett) 7,20 7,20 7,20 
Markenbutter 10,00 10,00 10,00 
Margarine 2,00 2,00 2,00 
Speck (geräuchert) 4,00 4,00 4,00 
Eier 0,37 0,36 0,36 
Zigaretten (je Stck.) 0,10-0,16 0,10-0,16 0,10-0,16 
Weinbrand (38 %) 14,40 14,40 14,40 
Vollbier hell (vom Fass) 1,60 1,60 1,60 
Bohnenkaffee (mittlere Sorte) 70,00 70,00 70,00 
Tee (je 50 g) 1,20 1,20 1,20 
2. Schuhe und Lederwaren    
Herrenhalbschuhe 52,75 48,20 48,20 
Damensportschuhe 40,25 40,15 40,15 
Kleinkinderschnürstiefel 16,05 16,05 16,05 
Arbeitsschnürstiefel 26,00 26,00 26,00 
Schulranzen 28,05 25,50 25,50 
Lederhandschuhe 32,05 32,05 32,05 
3. Textilwaren    
Kleiderstoff (Streichgarn) 65 % Wolle, 140 cm breit 29,40 29,90 29,90 
Damenstrümpfe (Dederon) 11,60 11,60 7,47 
Herrensocken 3,96 3,55 3,55 
Herrenpullover 51,30 45,60 45,60 
Damenkleid (Kunstseide) 52,00 52,00 52,00 
Arbeitsanzug für Männer 18,75 18,75 19,35 
Herrenoberhemd (Kunstfaser) 75,00 75,00 69,50 




Warenart 1960 1964 1969 
4. Industriewaren  
Porzellanteller 1,40 1,40 1,40 
Ankleideschrank Eiche, 1,80 m breit 530,50 530,50 530,50 
Eimer 6,35 6,35 6,35 
Herrentourenfahrrad, 26 Zoll 242,00 242,00 242,00 
Fahrraddecke 9,00 9,00 9,00 
Kinderroller luftbereift 103,10 106,50 104,00 
Staubsauger 2.35,00 239,00 195,00 
Damenarmbanduhr (Doublé, 15 Steine) 138,20 135,00 135,00 
Feinwaschmittel Fewa, 150 g 1,25 1,25 1,25 
Kleinbildfilm (schwarz/weiß) 2,15 2,15 2,15 
Braunkohlenbriketts, je 50 kg *2 1,70/3,66   1,70/3,61 1,70/4,10   
5. Tarife Dienstleistungen    
Schuhbesohlung (je Paar) 5,77 5,77 5,77 
Ansetzen eines elektrischen Schalters auf Putz 0,41 0,41 . 
Straßenbahn, Einzelfahrschein (Karl-Marx-Stadt) 0,15 0,20  
O-Bus, Einzelfahrschein (Dresden) 0,20 0,20 0,20 
1 Paketsendung bis 5 kg, bis 75 km 0,60 0,60 0,60 
1 kWh elektrischer Strom 0,08 0,08 0,08 
1 m³ Leuchtgas 0,16 0,16 0,16 
Feuchtwäsche gewaschen je kg 0,50 0,40 0,40 
Reinigen eines Herrenanzugs, zweiteilig 5,75 5,75 5,75 
Herrenhaarschnitt 0,90 0,90 0,90 
Hör- und Fernsehfunk (je Anlage pro Monat) 4,00 7,00 7,00 
Kinoeintrittskarte 0,99 1,01 1,06 
 
Quellen: *1   Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 422–425. Ebenso Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 345–349 
  *2   Unterschiede der Preise je nach Bezugsschein (Kontingent oder freier Kauf) 
 
3.1.3 Dritte Phase der kollektivwirtschaftlichen Entwicklung, 1966 bis 1969 
 
Die letzte und dritte Phase der zweiten Entwicklungsetappe der LPG begann 1966 und lief 
zwischen 1969–1970 langsam aus. 
 
Diese Phase innerhalb der kollektivwirtschaftlichen Entwicklung war gekennzeichnet 
durch Konzentration und Spezialisierung der Agrarproduktion auf dem Wege der Koopera-
tion. Für jenen Zeitabschnitt hatte sich die SED-Agrarpolitik programmatisch „Leistungs-
steigerung der Produktion in den LPG bei der weiteren Entwicklung der sozialistischen 
Gesellschaft“ als Ziel gesetzt.429 
 
Im Jahre 1965 hatte sich in der DDR wie auch in den sächsischen Bezirken eine Agrar-
struktur abgezeichnet, die dieser Zielstellung in absehbarer Zeit nicht zum Erfolg verhelfen 
konnte. Diese Agrarstruktur war gekennzeichnet durch 
- Differenziertheit der LPG hinsichtlich Leistungsniveau und Rentabilität, 
- Vielseitigkeit der Produktionszweige und geringe Spezialisierung, 
- Vielzahl von Betriebsformen, 
- geringe Betriebsgrößen, vor allem bei LPG des Typs I in den Bezirken Dresden 
 und Karl-Marx-Stadt,  
- geringen Konzentrationsgrad der Produktionszweige. 
 
Bereits 1965 war der Trend der Überalterung bei geringerem Vergesellschaftungsgrad der 
Betriebsmittel in den LPG vom Typ I offensichtlich geworden. Deren Beitritt zu den meis-
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tens im gleichen Territorium vorhandenen LPG des Typs III auf freiwilliger Basis hätte 
zur Lösung der sich anbahnenden wirtschaftlichen, sozialen und bevölkerungspoliti-
schen Probleme beitragen können. Den Zustand in den Typ-I-LPG über eine Betriebs-
vergrößerung durch Anschluss oder Verschmelzungen von LPG, deren Führungskräfte für 
sich gesehen effektive Wege suchen konnten, zu verändern, ließ die Partei- und Staatsfüh-
rung aber nicht zu. Dabei war doch die marxistisch-leninistische Beweisführung für die 
Richtigkeit des Umwandlungsprozesses der Bauernschaft von einem objektiven Prozess der 
Betriebsvergrößerung ausgegangen. 
 
In dieser Richtung trat eine Verhinderungspolitik gegenüber den LPG, die erst zu Ende 
der siebziger Jahre ihre Auswirkungen richtig offenbarte, ein. Betriebsgrößenver-
änderung und Spezialisierung sowie Konzentration der Erzeugungszweige administrierte 
die Staats- und Parteiführung als einzige über die Kooperation zulässige Produktions- und 
Betriebsform. Die weiteren ökonomischen Regelungen des Staates wurden nur auf Ko-
operation ausgerichtet.430 Den LPG blieb lediglich der Weg der horizontalen Kooperation, 
d. h. zwischen den Landwirtschaftsbetrieben, um zu der staatlich geforderten Produk- 
tionssteigerung und Kostensenkung zu kommen. Zur Unterstützung der Kooperations-
idee setzte die Agrarpolitik Fachinstitute ein, um der politischen Grundidee einen wissen-
schaftlichen Anstrich zu verleihen.431 Nach Ansicht der SED-Führung trugen alle politi-
schen Beschlüsse ohnehin wissenschaftlichen Charakter. 
 
Gleichzeitig sah die Agrarpolitik in der Kooperation Möglichkeiten, die neuen Grundge-
danken des Reformmodells neues ökonomisches Systems der Planung und Leitung der 
Volkswirtschaft der DDR durchzusetzen. Das ehedem wichtige Prinzip des NÖSPL, das 
Produktionsprinzip, trat 1966 schon wieder in den Hintergrund, aber dafür sollten die  
„ökonomischen Hebel" als zweites wichtiges Prinzip des NÖSPL „umfassend" angewen-
det werden.  
 
Ein Problem, an das der Staat nicht so recht herankam, war die verhaltene Investitionstätig-
keit der LPG, insbesondere der des Typs I. Die LPG Typ I fielen durch eine hohe Kon-
sumtion auf, obgleich sie hinsichtlich des Marktaufkommens als sichere Partner galten. 
Auch dabei sollte die Kooperation eine höhere staatliche Einflussnahme ermöglichen. Als 
sich die 7. Tagung des ZK der SED (02.–05.12.1964) u. a. mit der Entwicklung kooperati-
ver Beziehungen in der Landwirtschaft befasste, entstanden bereits Vorschläge zur Ge-
währung zinsverbilligter Kredite für Investitionen in kooperativen Einrichtungen, die 
dann 1967 und 1968, der Blütezeit der Kooperation, gesetzlich über eine neue Kreditanord-
nung der BLN geregelt wurden. Mithilfe von Investitionen, die zweifelsohne zur Moderni-
sierung notwendig waren, und Kooperation versuchte der Staat, die Konsumtion in den 
LPG zu drosseln und höheren Eigenmitteleinsatz zu erwirken. 
 
3.1.3.1 Versuche zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit  
 
In den Entschließungen zum VII. Parteitag der SED vom April 1967 und in einem entspre-
chenden Appell an die Bürger der DDR432 wurde offen die Abkehr vom bäuerlichen Den-
ken in den LPG angeregt und die neue Marschrichtung gegeben: „Die entwickelte sozialis-
tische Gesellschaft wird durch eine Landwirtschaft gekennzeichnet sein, die nach wissen-
schaftlichen Erkenntnissen und industriellen Methoden organisiert ist und sich durch hohe 
Bodenfruchtbarkeit und stabile Erträge auszeichnet.“ 
 
Der VII. Parteitag definierte die Aufgaben der Landwirtschaft als planmäßige Versorgung 
der Bevölkerung mit Nahrungsgütern und der Industrie mit Rohstoffen aus eigener land-
wirtschaftlicher Produktion. Die Notwendigkeit der Leistungssteigerungen, welche die 
LPG erbringen sollten, resultierte aus der bisher unkontinuierlichen und z. T. mangelhaften 
Planerfüllung. Um den steigenden Beitrag des Agrarsektors am Zuwachs des Nationalein-
kommens zu leisten, richtete sich die Agrarpolitik auf die  
- Ausweitung des Produktionsvolumens, 
- Qualitätsverbesserung der Agrarprodukte, 
- Steigerung der Arbeitsproduktivität und 
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- Senkung der Selbstkosten je Erzeugniseinheit. 
Letzteres lag im Argen, wobei die Mehrheit der LPG, insbesondere die des Typs I, kaum 
Überblick über die Selbstkosten je Produkt und Erzeugnisbereich hatte. Lediglich die Ge-
samtkosten des Bruttoumsatzes mussten bisher mit Vorlage des DDR-einheitlichen Jah- 
resabschlussberichtes, den die Bank für Landwirtschaft und der Kreislandwirtschaftsrat zu 
bestätigen hatten, ausgewiesen werden.  
 
Die Feststellung des Selbstkostensatzes der Erzeugnisse war aber notwendig, um das ge-
plante finanzielle Ergebnis zu ermitteln. Dies war eine wichtige Voraussetzung für die 
„zielgerichtete Anwendung der ökonomischen Hebel“, mit welchen das NÖSPL arbeitete, 
um die „Genossenschaftsbauern“ in den Arbeitskollektiven materiell an „einer hohen Pro-
duktion bei niedrigen Selbstkosten“ zu interessieren. Die konsequente Anwendung des 
NÖSPL und die zunehmende Durchsetzung der Kooperation verlangten eine Kosten-
analyse und -planung, um den wertmäßigen Reproduktionsprozess sichtbar zu machen, 
aber auch um zwischen- und innerbetriebliche Preise bei den Kooperationsvereinbarungen 
der Partnerbetriebe zugrunde legen zu können. Die LPG der Kooperationsgemeinschaften, 
die eine gemeinsame Feld- und Grünlandwirtschaft organisierten, bedurften nunmehr ein-
heitlicher Preise für die Zusammenstellung von Technikkomplexen und für gemeinsam zu 
erzeugende Produkte, welche auch gleichzeitig einen ökonomischen Vorteil für alle betei-
ligten Partnerbetriebe sichern konnten. Gleiches galt weiterhin auch für ökonomische Be-
ziehungen innerhalb einer LPG, d. h. zwischen den produzierenden Organisationseinheiten 
der Pflanzen-, Tier-, Neben- und Hilfsproduktion.  
 
- Kostenstellen- und Kostenträgerrechung 
In den sächsischen Bezirken befassten sich mit Forschungen auf diesem Gebiet die 
LPG-Hochschule in Meißen433 und das DAL-Institut für landwirtschaftliche Betriebs- 
und Arbeitsökonomik Gundorf bei Böhlitz-Ehrenberg sowie das Institut der Karl-Marx-
Universität Leipzig für Betriebs- und Arbeitsorganisation in der Landwirtschaft, letztere 
beiden unter der Leitung von Professor Rosenkranz. Mit den Forschungsarbeiten zu 
Kosten der Agrarproduktion entwarfen die Wissenschaftler Kalkulationsschemata, Kos-
tennormative bzw. Bestwerte für Verfahren in der Feld- und Viehwirtschaft. Untersu-
chungen im Jahre 1968 und in den Folgejahren ergaben, dass die meisten LPG, z. B. im 
sächsischen Bezirk Dresden, in den Kreisen Bautzen und Meißen, noch nicht über eine 
derartige Qualität der Kostenplanung und Vertragsausarbeitung verfügten, um konkrete 
und wirksame Plan- und Vertragsdokumente erstellen zu können. 434 Sie waren damals 
dazu auch nicht in der Lage, da sie als reine Produktionsbetriebe nicht über Fachleute 
und Kapazität für betriebwirtschaftliche Analysen verfügten. Somit konnten sie solche 
Analysenwerte auch nicht als Führungsinstrument anwenden. Es hätte ihnen auch viel-
fach nichts genützt, da staatliche Planauflagen für die Übernahme kostenintensiver Pro-
duktionszweige, wie Kartoffeln oder Milch, vom RdK erteilt wurden. 
 
45,7 % von 164 untersuchten LPG planten und rechneten nicht die Kosten nach Ver-
antwortungsbereichen (Kostenstellen) oder Erzeugnissen (Kostenträger) ab. 38,4 % die-
ser LPG planten jedoch die Kosten nach Verantwortungsbereichen und lediglich 15,9 % 
der LPG kalkulierten die Kosten sowohl nach Verantwortungsbereichen als auch nach 
Erzeugnissen. 29,3 % dieser LPG verzichteten gänzlich auf eine Kostenstellen- und       
-trägerrechnung.435  
 
Mehr als die Hälfte der KOG mit in der Feldwirtschaft zusammenarbeitenden LPG oder 
GAP hatte nicht die Kosten nach Verantwortungsbereichen geplant. Dieses Bild zeigt, 
dass derartige Werte die Beschäftigten in der LPG bislang wenig interessiert hatten. 
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Mehr Interesse weckten stets die erreichten Arbeitseinheiten und die Jahresendauszah-
lung, d. h., was man sich im Rahmen des persönlichen Einkommens leisten konnte. 
Selbstkosten interessierten i. d. R. die Beschäftigten nur insoweit, als dass sie die Kon-
sumtion beeinflussten und dass Missmanagement durch unqualifizierte Leitungstätigkeit 
auftreten konnte. Aufgrund dessen waren vorläufig keine guten Voraussetzungen gege-
ben, das sogenannte Kosten-Nutzen-Denken der LPG-Mitglieder zu entwickeln, wie es 
dem Staat vorschwebte.  
 
Im Rahmen des NÖS entstand 1968 das von der staatlichen Leitung in die Landwirt-
schaft hineingetragene Schlagwort „Einheit von Plan, Vertrag, Wettbewerb, Rechnungs-
führung und Statistik“. Um die Kooperation in den KOG durchführen zu können, war 
die Erarbeitung einheitlicher und vergleichbarer Kennzahlen notwendig. Anders als 
über Kooperation sah die sozialistische Agrarpolitik keine Möglichkeiten, die 
- Herausbildung von Hauptproduktionszweigen, 
- Erzeugung weniger Produkte in einem Betrieb, 
- Einschränkung der Zersplitterung der Produktion, 
- Anwendung komplexer Maschinensysteme, 
- moderne technologische Verfahren und 
- Beseitigung der Vielfalt der Maschinenarten und -typen und technischen Ausrüstun-
gen 
zu ermöglichen.  
 
Die Orientierung an Markt und Bedarf, so dies möglich gewesen wäre, hätte diese Pro-  
bleme schnell lösen können. Die sozialistische Produktionsweise schloss aber eine 
Marktabhängigkeit der Erzeugung aus. Anderenfalls hätte die SED den Gedanken der 
„Vollendung des Aufbaues des Sozialismus“ aufgeben müssen. 
 
Die Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit der Kosten waren auch ein Erfordernis in Hin-
sicht auf Vergleichbarkeit aller LPG der DDR und die beginnende maschinelle Daten-
verarbeitung von ökonomischen Kennzahlen als Ergebnisdarstellung des betrieblichen 
Produktionsprozesses.  
 
1968 trat die LPG Neuholland in der Mark Brandenburg in Erscheinung, bekannt ge-
worden durch ihre Vorreiterrolle bei der Einführung des innerbetrieblichen Vertrags-     
systems und der LPG-Wertzeichenmethode. Sie hatte als erste KOG in der DDR ein 
einheitliches Plan- und Vertragsdokument im Kooperationsbereich angewendet. Sie 
durfte ihre Erfahrungen mit einem gesonderten Stand bei der agra 1968 in Markklee-
berg an alle anderen LPG und Kooperationsgemeinschaften weitergeben. Das Vertrags-
dokument bestand im Produktionsvertrag zwischen Vorstand und Produktionseinheiten 
sowie der Übergabeprotokolle für Produktionsmittel an diese Einheiten. In den sächsi-
schen Bezirken galt die KOG Bobritzschtal, Kreis Freiberg, Bezirk Karl-Marx-Stadt, als 
eine der Pioniere bei der Planung der Selbstkosten nach Verantwortungsbereichen und 
Erzeugnissen auf Grundlage wissenschaftlich begründeter Kostennormative.436  
 
Bereits 1964 hatte sich der VIII. Deutsche Bauernkongress in Schwerin des Problems 
der Kostenstellen- und -trägerrechung ausdrücklich angenommen. Er hatte die Einfüh-
rung eines überarbeiteten einheitlichen Rechnungswesens beschlossen, um Voraus-
setzungen für die Abrechnung und Kontrolle des Reproduktionsprozesses, die bis dahin 
noch einzelbäuerliche Züge trugen, zu schaffen.437  
 
Im Gbl. T. II, Nr. 70 von 1966 veröffentlichte die Regierung der DDR die Verordnung 
vom 12.05.1966 über das einheitliche System von Rechnungsführung und Statistik, 
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welche für die Volkswirtschaft im Allgemeinen galt. In die Landwirtschaft sollte dieses 
System ab 1971 eingeführt werden. Die Erprobung wurde mit Beginn des Jahres 1968 
bereits in ausgewählten Landwirtschaftsbetrieben in Form eines sogenannten Experi-
ments durchgeführt. 
 
Mit nachfolgender Übersicht wird ein Eindruck vermittelt, wie der Stand bei der Betei-
ligung der LPG an der Kostenstellen- und -trägerrechnung in den Konsolidierungs-
jahren war und inwieweit die dafür zugrunde liegende staatliche Regelung eingehalten 
wurde. 
 
Tabelle 49: Beteiligung von LPG Typ III des Bezirkes Dresden an der zentral ausgewerte-
ten Kostenrechnung, 1962 bis 1964 
 
 
Quellen:   * 1 Produktionsleitung des Bezirkslandwirtschaftsrates Dresden, Gruppe Finanzen der Abteilung Planung, Ökonomie, 
Finanzen: Ergebnisse der Kostenrechnung in den landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften des Bez. 
Dresden (1962). N. f. D. J 161/64/05, S. 4 
   * 2 Dies., Gruppe Finanzen des Bereiches Planung, Ökonomie, Finanzen: Ergebnisse ... (1963). N. f. D. J 1724/64,  
S. 3 
   * 3 Dies., Gruppe Finanzen des Bereiches Hauptbuchhalter: Ergebnisse ... (1964). N. f. D. J 1888/65,, S. 3 
 
Anmerkungen:   * 4 Zusätzlich 7 LPG Typ I in der Auswertung durch die Kreisbuchungsstation 
   * 5 Zusätzlich 2 LPG Typ I mit 1.391 ha LN in der Auswertung durch die Kreisbuchungsstation 
   * 6 Zusätzlich 6 LPG Typ I mit 613 ha LN in der Auswertung durch die Kreisbuchungsstation 
   * 7 Zusätzlich 1 LPG Typ I mit 289 ha LN in der Auswertung durch die Kreisbuchungsstation 
   * 8 Außerdem in ca. 30 weiteren LPG Typ III Abrechnung nach Kostenträgern 
   * 9 Kr. Riesa am weitesten fortgeschritten bei der Einführung der Kostenrechnung im Bez. Dresden 
 *10 Weitere LPG mit Kostenrechnung vorhanden, aber nicht erfasst, zunehmende Tendenz ab Jahr 1963 festgestellt 
 *11 Unbefriedigende Entwicklung, aber höherer Anteil als im Jahre 1962 und 1964 
 *12 Unbefriedigender Stand durch fehlende Bereitschaft der LPG, Daten zu erfassen und zu melden 
 *13 LPG Dresden-Stadt nicht ausgewertet 
 *14 LPG Görlitz-Stadt nicht mehr ausgewertet 
 *15 Kr. Großenhain und Sebnitz ohne Meldung verwertbarer Daten 
 
Ähnliche Verhältnisse lagen auch im Kreis Döbeln vor. Jedoch war die Einführung der  
Kostenrechnung seit 1961 kontinuierlich gestiegen und nach 1964 auf ca. 18 T ha LN 
angewachsen. Der Stand im Kreis Döbeln mit 41 LPG Typ III bzw. 19.200 ha LN war 
folgender: 
 
• LPG, die bis 31.12.1963 keine Kostenrechnung hatten: 6 
• LPG, die bis 31.12.1963 ohne bzw. nicht auswertbare Kostenrechnung verblieben  
 waren: 6 
• LPG, „die seit Jahren noch keinen Schritt weitergekommen waren“ (es handelte  
     sich um Littdorf, Zaschwitz, Gallschütz, Kieselbach, Hartha) : 5  
 
Hingegen wiesen die LPG im Bezirk Dresden positive steigende Tendenz auf. Die Ur-
sachen dafür sind vielfältig. Eine nicht unbedeutende Rolle bei der Anwendung der 
Kostenrechnung dürfte das Vorhandensein von genügend qualifiziertem Personal, ange-
fangen bei den Brigadiers und Brigadeabrechnern, gespielt haben. 
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Übersicht zum Stand der Kostenrechung im Kreis Döbeln und deren Flächenausmaß 438 
 
Jahr LPG mit Kosten-rechnung 
LPG mit mechani-
scher Abrechnung 
LPG mit auswertbarer 
Abrechnung 
  Anzahl ha LN Anzahl ha LN Anzahl ha LN 
1961 6 4.278 . . 4 4.278 
1962 24 14.632 23 13.515 20 12.300 
1963 30 16.942 27 15.905 24 15.043 
1964 32 17.992 31 16.275 30 16.600 
 
Übersicht zur durchschnittlichen Entwicklung aller LPG mit Kostenrechnung 1962 und 
1963 im Kreis Döbeln439 
 
        Erlös Selbstkosten Kostensatz 
         (Bruttoumsatz)        
            (DM/ha LN)       (DM/ha LN) % 
Feldwirtschaft 1962          
        ohne übernommene Technik  1.251  1.079   86 
        mit übernommener Technik 1.412  1.174   83 
Gesamt 1962      1.325  1.123    85 
Feldwirtschaft 1963         
        mit eigener Technik ab 1963  1.385  1.097   79 
        mit übernommener Technik 1.579  1,271    81 
Gesamt 1963      1.485  1.187    80 
Veränderung    1962 zu 1963 (%)     112    106      94 
Viehwirtschaft 1962    1.184  1.211  102 
Viehwirtschaft 1963    1.542  1.401     91 
Zusammengefasst Feld- und Vieh-        
wirtschaft          
                        1962       2.509  2.333    93 
                        1963         3.026  2.588    86 
 
- Kostenplanung 
Nach den Untersuchungen von Hesse440, die auch auf Verhältnisse in den drei sächsi-
schen Bezirken eingehen, rechneten zwar 104 LPG nach Kostenträgern ab, aber nur 26 
(= 25 %) der untersuchten LPG planten die Kosten nach Erzeugnissen. Das hatte fol-
gende Ursachen: 
• Die Analysenergebnisse lagen zu spät vor, d. h. erst ein Jahr nach Ablauf des Pro-
duktionsprozesses 
• Die Kapazitäten der maschinellen Datenverarbeitung reichten nicht aus bzw. war 
noch zu wenig verbreitet 
• Fehlerhafte und zu späte Übermittlung der Daten von der jeweiligen Kreisbuchungs-
station bzw. dem Bezirksrechenzentrum 
Im Jahre 1969 musste vorläufig das Fazit gezogen werden, dass die damals angewende-
te Form der Kostenrechung „den neuen Anforderungen des sozialistischen Reproduk-
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tionsprozesses nicht Rechnung trug“ und Aufwand zu Aussagekraft in keinem günsti-
gen Verhältnis standen. 
 
- Kosteninformation 
Mit der Kosteninformation sollten alle Arbeitskräfte der Produktionseinheiten in ver-
schiedenen Formen zum Kosten-Nutzen-Denken bewegt werden. Es fehlte vielfach aber 
das Interesse in den LPG, sogar teilweise beim Leitungspersonal. Oft stellten die LPG 
keine Plan-Ist-Vergleiche an. Außerdem bildeten von den LPG nicht beeinflussbare, 
äußere ungünstige Faktoren Kostenelemente. Zum Beispiel führte die mangelnde Be-
reitstellung von Landtechnik und Ersatzteilen zu einer zu umfangreichen Lagerhaltung, 
die anfangs sogar über Umlaufmittelkreditierung staatlich unterstützt wurde. Gleicher-
maßen ist das große Ausmaß von Werkstattleistungen für Reparaturen, Umbauten und 
Eigenherstellung von Geräten zu beachten. Dieser Zustand begleitete die LPG bis zu ih-
rem Ende im Jahre 1990.  
 
Die aufwendige Kosteninformation blieb nur LPG und Kooperationen, die als „Leucht-
türme“ herausragten, vorbehalten. Dieser ökonomische Hebel kam nicht recht zur An-
wendung. Oftmals führten Partei- und staatliche Stellen „ideologische Unklarheiten“ ins 
Feld, wenn es nicht vorwärts ging mit der Einführung neuer Methoden. Das bedeutete 
nach Auffassung der staatlichen Stellen, dass das politische Bewusstsein des leitenden 
Personals und aller anderen Genossenschaftsmitglieder hätte verbessert werden müssen. 
Der Druck von außen auf diesen Teil ihrer täglichen Arbeit erschwerte dem Leitungs-
personal zusätzlich den Alltag. Unter solchen Bedingungen konnte nicht für Nachwuchs 
in den LPG unter der Jugend geworben werden.441 
 
Kosteninformation für die in den LPG Beschäftigten geschah auf vielfältige Art und 
Weise: 
• Wandzeitung oder Informationstafeln im Verwaltungsgehöft 
• Auswertung in Versammlungen der Produktionseinheiten durch den jeweiligen Lei-
ter 
• Auswertung in Mitgliederversammlungen, Jahreshauptversammlungen oder soge-
nannten ökonomischen Konferenzen 
 
- Kostennormative 
In den wissenschaftlichen Einrichtungen setzte während der Konsolidierungsjahre der 
LPG eine intensive Forschung zur Schaffung von Kostennormativen ein, um in den 
LPG und kooperativen Einrichtungen einen gerechtfertigten Einsatz von Produktions-
mitteln, moderne Verfahren und notwendige Maschinen- und Arbeitskräfte-Stunden 
planen zu können. 
 
Weiterhin ging es um die Normierung des Verbrauches von Material, Löhnen, Ver-
schleiß an Grundmitteln und Technikleistungen. Da die Feldwirtschaft der erste koope-
rativ organisierte Hauptproduktionszweig war und die Gemeinsamen Abteilungen 
Pflanzenproduktion (GAP) bereits eigene Planungen vornahmen, wurden Kostennorma-
tive vorerst für die Pflanzenproduktion herausgegeben, z. B. für 
• Material (Saat- und Pflanzgut, Dünge- und Pflanzenschutzmittel), 
• Einsatz von landtechnischen Geräten und Arbeitskräftestunden, 
• fremde Leistungen (Transport und Umschlag), 
• technologische Gemeinkosten (Melioration, Humuswirtschaft und Betriebsleitung), 
• Betriebsleitung (Brigaden, Vorstand), d. h. Sonstige und Gemeinkosten. 
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Den Materialverbrauchsnormen lagen optimierte Aufwandsmengen zugrunde, z. B. Ge-
treideaussaat: 180 kg/ha x 50,50 M/dt = 90,90 M/ha. 
 
Unabdingbar wurde auch die Schaffung von Richtnormen für Verfahrens- und Technik-
kosten, z. B. für die Traktorentypen: ZT 300 10,00 M/h, MTS 50/52 6,30 M/h und den 
Lader T 157  8,20 M/h. 
 
Solche Kalkulationen waren notwendig, da außerhalb von kooperativer, d. h. vertraglich 
geregelter Zusammenarbeit gegenüber anderen LPG und VEB „sozialistische Hilfe“ ge-
leistet wurde und vergleichbare Bewertungsmaßstäbe gefunden werden mussten. Hier-
für sind vor allem die Arbeiten von K. Werner aus dem Böhlitz-Ehrenberger DAL-
Institut hervorzuheben. Gleichermaßen fanden Verwendung die Forschungen von  
E. Seidel und W. Weidemüller: „Grundlagen für die Ermittlung und Anwendung von 
Kostennormativen und Messwerten“, Arbeiten aus dem gleichen Institut 1969, und      
E. Zimmermann, M. Eberhardt, G. Mätzold: „Methodische Hinweise und Richtwerte für 
die Kalkulation von Verfahrenskosten in der Pflanzenproduktion“ 1967. 
 
- Innerbetriebliche Kosten 
Im Zuge des NÖSPL kam es ab 1966 in den LPG der KOG außer den Vereinbarungen 
zwischen den LPG über Leistungen und Lieferungen auch innerhalb der juristischen 
Person LPG, d. h. zwischen Organisationseinheiten der Feld- und Viehwirtschaft, zum 
Abschluss innerbetrieblicher Verträge, die u. a. auf bereits geplanten Selbstkosten be-
ruhten.  
 
Am Beispiel der KOG Schenkenberg werden im Weiteren Vereinbarungspreise von 
LPG angeführt, um eine Vorstellung von den wertmäßigen Größen vermitteln zu kön-
nen.442 Um das in jener Zeit übliche Kostenniveau zu veranschaulichen, werden nach-
stehend Verfahrenskosten Getreide vorgestellt:443 
 
Kosten für Maschinen 296,55 M/ha 
Personalkosten     66,70 M/ha 
Technologische Einzelkosten 363,25 M/ha 
Selbstkosten (bei Berücksichtigung 
aller Gemeinkosten) 110,00 M/ha 
= bei einem Ertrag von 35 dt/ha   31,71 M/dt 
= bei einem Ertrag von 40 dt/ha   27,75 M/dt 
 
Eine Vorstellung über das damalige Lohnniveau vermitteln die normierten Lohnkosten: 
Bedienung von Großmaschinen     4,00 M/h 
Arbeiten mit Traktoren     3,00 M/h 
qualifizierte Handarbeiten     2,50 M/h 
einfache Handarbeiten     2,00 M/h 
 
In den Werten sind bereits Gemein- und Sonstige Kosten in Höhe von 100 % enthal-
ten.444  
 
Es war notwendig, mit derartigen normativen Lohnkosten zu arbeiten, da die LPG die 




Um Vergleichbarkeit bei der Kategorie Gewinn herzustellen, ermittelte K. Werner auch 
Werte für normative Erlöse. Bei Seidel und Weidemüller445 finden sich darüber hinaus 
sowohl normative Kosten für Basiserträge als auch mehrertragsabhängige Kosten. 
 
3.1.3.2 Anfänge kooperativer Beziehungen, 1966 
 
Die Einführung der Kooperation beruhte auf den Theorien der Klassiker des Marxis-
mus/Leninismus. Die „Kooperation der Arbeit“ beschrieben bereits Marx und Lenin, wo-
bei sie darin keine spezielle Betriebsform sahen. Für Lenin galten aber die Kollektivwirt-
schaften bzw. Artels als Ausdrucksform der Kooperation. Somit sah sich die SED-Agrar-
politik im Einklang mit dem sowjetischen Vorbild, obwohl bei den kooperativen Verbün-
den in der Landwirtschaft der DDR keine Entlehnung aus sowjetischen Betriebsformen zu 
sehen ist. 
 
Ausgehend von der Marx´schen Definition, die unter Kooperation „… die Formen der Ar-
beit vieler, die in demselben Produktionsprozess oder in verschiedenen, aber zusammen-
hängenden Prozessen planmäßig miteinander arbeiten“446 verstand, entwickelte die DDR-
Agrarpolitik den Begriff weiter und umfassender. Demnach handelte es sich um die 
- Zusammenarbeit mehrerer selbstständiger Betriebe, 
- Zusammenarbeit der Betriebe beim Einsatz ihres Bodens, der Wirtschaftsgüter und fi-
nanziellen Mittel, d. h. Austausch und Mitbenutzung eigener und gemeinsam ange-
schaffter Maschinen und Anlagen, 
- Arbeit zwischen betrieblichen Einrichtungen, die von mehreren Partnern genutzt wer-
den, wie Anlagen zur Grünfuttertrocknung, Mischfutterwerke und Meliorationsanlagen, 
- Abstimmung der Produtionsorganisation mehrere Betriebe untereinander mit dem Ziel 
der Konzentration und Spezialisierung. 447 
 
Die Zielstellung Konzentration und Spezialisierung gibt einen Hinweis darauf, worum es 
der Agrarpolitik ging. Mit der weiteren verstärkten Kooperation sollte eine nächste Phase 
der Entwicklung der LPG eingeleitet werden, nämlich der Ablösung des bäuerlichen Groß-
betriebes, des Abbaues betriebsindividuellen Denkens und Hinwendung zur Vorstufe einer 
industrialisierten Landwirtschaft. Von 1964–1968 entstanden unter diesen Bedingungen in 
allen Kreisen der DDR frühe, relativ überschaubare, und mit Einschränkung, von Einsicht 
der LPG-Beschäftigten sowie gegenseitigem Nutzen geprägte einfache Kooperationsfor-
men. Zunächst waren die Arbeitskräfte lediglich Delegierte der LPG, Fonds verblieben i. d. 
R. in den LPG und Gewinn/Verlust wurde am Jahresende an die Mitgliedsbetriebe verteilt. 
Bei der Herausbildung anfänglicher kooperativer Einrichtungen ist festzustellen, dass die 
SED und die staatliche Leitung die Haupttriebkräfte waren und nicht die „objektiven Pro-
zesse der Konzentration und Spezialisierung“ in der Landwirtschaft oder gar die „Genos-
senschaftsbauern“ selbst. Die Kooperation wurde im Rahmen der sozialistischen Agrarpo-
litik zur Notwendigkeit erklärt, um, im Sprachgebrauch jener Zeit ausgedrückt, 
- den Prozess der Konzentration zu beschleunigen, 
- die Vergesellschaftung der Produktionsmittel weiter voranzutreiben sowie 
- das gesellschaftliche Denken der Bauern weiterzuentwickeln und im Sinne der Voll-  
endung des Sozialismus auf dem Lande zu verändern. 
 
Insgesamt gesehen waren die vielfältigen Kooperationsformen als zeitweilige oder ständi-
ge kooperative Einrichtungen der LPG in ihren jeweiligen Kooperationsgemeinschaften zu 
bezeichnen. Sie dienten bis zum Ende der sechziger Jahre dem Herauslösen von nicht 
landwirtschaftstypischen Arbeiten aus den LPG und vorrangig dem komplexen und ge-
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meinsamen Einsatz der mobilen Großtechnik in der Feldwirtschaft. 
 
Auch nach Ansichten von Fachwissenschaftlern sollten bei der Durchführung dieser als 
notwendig angesehenen Betriebsformenveränderungen mehrere Kooperationsprinzipien 
beachtet werden, d. h.448 
- mit der Kooperation muss ein gegenseitiger ökonomischer Vorteil der Vertragspartner 
verbunden sein, 
- langjährige Kooperationsverträge müssen dem Willen der Bauern entsprechen, 
- die Erhaltung der juristischen und finanziellen Selbstständigkeit der kooperierenden 
Betriebe ist ein Grundprinzip der Kooperation, 
- die Pflichten und Rechte der kooperierenden Betriebe vertraglich eindeutig zu regeln, 
- es muss eine verantwortliche, von der Mitgliederversammlung der beteiligten LPG   
bestätigte Leitung eingesetzt werden, 
- Veränderungen in der Struktur der Produktion sind mit dem Kreislandwirtschaftsrat 
abzustimmen und von diesem zu koordinieren, 
- die Vielzahl der Kooperationsformen erlaubt keinen Schematismus. 
 
Nachdem sich bereits seit Sommer 1965 erste Formen der frühen Kooperation herausge-
bildet hatten, gewann die Kooperation zwischen LPG, aber auch zwischen ihnen, VEG und 
Betrieben der Sekundärproduktion an Bedeutung. Sie nahm einen immer größer werden-
den Raum ein und schuf die Grundvoraussetzungen für eine weitere, die dritte Etappe der 
LPG-Entwicklung von 1969–1979. 
 
Zum Anfang des Jahres 1966 wurde ein neuer, zweiter Abschnitt des neuen ökonomischen 
Systems449, wie man jetzt das NÖSPL bezeichnete, mit einer wieder erstarkenden Zentrali-
sierung in der gesamten Volkswirtschaft der DDR eingeleitet. Die Apel’sche Reform des 
Wirtschaftssystems wurde von der SED im Prinzip wieder zurückgenommen. Offiziell 
wurde nun nicht mehr vom „neuen ökonomischen System der Planung und Leitung der 
Volkswirtschaft der DDR“ (NÖSPL) gesprochen, sondern nur noch vom „neuen ökonomi-
schen System“ (NÖS), welches die Jahre bis 1968 kennzeichnete. Seit 1969 kann auch 
dieses System als nicht mehr existent bezeichnet werden. 
 
Aus den LPG, wie sich deren Entwicklung und Strukturierung ab 1963 vollzog, hätte nach 
1965 eine Spezialisierung und Konzentration der Produktion per se und vor allem markt-
abhängig eintreten müssen, ohne dass es notwendig gewesen wäre, die Kooperationsidee 
mit aller Macht und hohem Propaganda-Aufwand in die LPG durch die SED „von oben“ 
hineinzutragen. Die Kooperationsidee hatte in dieser Phase bereits ihre ideelle Grundlage, 
wie sie dem deutschen Genossenschaftsgedanken und einzelbäuerlichen Wirtschaften zu-
grunde lag, verloren. Vielmehr bewunderte man die Beispiele der riesigen spezialisierten 
Produktionseinheiten in der Sowjetunion. Dies kommt in Honeckers Rede zum 11. Plenum 
des ZK der SED im Dezember 1965 zum Ausdruck, in der er auf das Vorbild der SU ver-
wies.450 Es war aber hinreichend bekannt, auch in den wissenschaftlichen Instituten, dass 
die sowjetische Landwirtschaft diese Einheiten nicht beherrschte, wenig positive Ergebnis-
se vorzuweisen und teilweise arge Versorgungsprobleme nach sich gezogen hatte.      
 
An der Stelle offenbart sich einerseits eine Eigenständigkeit sozialistischer Agrarpolitik der 
DDR, andererseits aber auch eine Verletzung des Prinzips der Freiwilligkeit, das ur-
sprünglich bei Lenin als Grundvoraussetzung für genossenschaftliche Zusammen-               




Die 14. ZK-Tagung der SED vom 15.–17.12.1966 bestätigte den Gesetzentwurf über einen 
Perspektivplan zur Entwicklung der Volkswirtschaft bis 1970.451 Das Wesentliche bestand 
darin, dass der Plan im Zuge der Ausarbeitung des weiteren ökonomischen Systems des 
Sozialismus mit der zweiten Etappe des NÖSPL verbunden werden sollte. Damit war spä-
testens die erste Etappe des NÖSPL praktisch abgeschafft und die zweite Etappe des 
NÖSPL, das NÖS, in Gang gesetzt worden. 
 
In der Studie wird der Zeitraum des neuen ökonomischen Systems in die erste Etappe, d. h. 
das ursprüngliche NÖSPL, und in die zweite Etappe, das folgende NÖS, eingeteilt. Das 
NÖS hatte später sogar eine dritte Etappe durchlaufen, wobei es einen weiteren Namens- 
und Bedeutungswechsel erfuhr, das ÖSS (Ökonomisches System des Sozialismus, vgl. 
Schema S. 322).  
 
Der zweite Zeitabschnitt des neuen ökonomischen Systems wurde am 14.01.1966 mit dem 
 „Erlass über die Weiterentwicklung und Vereinfachung der staatlichen Führungstätigkeit 
in der zweiten Etappe des neuen ökonomischen Systems (NÖS)“ als eine neue Etappe mit 
einer anderen Qualität eingeleitet. Ein weiteres Experiment der sozialistischen Agrarpolitik 
nahm seinen Anfang. Die Kooperationsidee wurde jetzt massiv in die LPG von außen und 
„oben“, d. h. von Partei und Regierung, hineingetragen. Sie bedeutete eine Vorstufe der 
Phase von „Konzentration und Spezialisierung“ in der Landwirtschaft, die die Entwick-
lungsetappe ab 1970–1978 prägte.452 Die Agitation der LPG hinsichtlich der Kooperation 
nahm ähnliche Züge wie bei der Kollektivierungskampagne von 1959/1960 an. 
 
Die Phase der LPG-Entwicklung im Zuge des zweiten Abschnittes, des NÖS, wurde von 
der offiziellen agraren Betriebsbeschreibung als eine Phase der weiteren Intensivierung 
bezeichnet. In zunehmendem Maße ging es bei der volkswirtschaftlichen Zielstellung nicht 
nur um die Deckung des Bedarfes an Grundnahrungsmitteln schlechthin, sondern darüber 
hinaus um die Befriedigung des wachsenden Bedarfes an Nahrungsmitteln der Bevölke-
rung und der Industrie an Rohstoffen, einer höheren Qualität der Anforderung des Staates. 
Diese Phase innerhalb der zweiten LPG-Entwicklungsetappe erhielt durch den IX. Deut-
schen Bauernkongress im Februar 1966 in Berlin und die Zielstellung der SED vom VII. 
Parteitag im April 1967 politische Rückendeckung und ihre Richtschnur. 
 
Bei der weiteren Intensivierung legte die SED folgende Schwerpunkte fest: 
- Weitere Verbesserung der Bodenfruchtbarkeit und der Ackerkultur 
- Veränderung der Anbaustruktur in der pflanzlichen Erzeugung 
- Einführung einer neuen Maschinengeneration 
- Chemisierung der Landwirtschaft 
- Verstärkte Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
- Entwicklung von modernen Anlagen für die Tierproduktion 
- Anwendung von Maßnahmen zur Erhöhung der Tierbestände und deren Leistungs-
vermögens  
- Modernere Technologien der Innenmechanisierung 
 
Die LPG wurden durch die staatlichen Leitungsbehörden zu Initiativen hinsichtlich der 
Umsetzung der Zielvorgaben des IX. Deutschen Bauernkongresses und zu einem Wettbe-






Die Durchsetzung der sozialistischen Betriebswirtschaft musste weiterhin forciert werden. 
Zu diesem Zwecke fasste die SED auf der 3. Tagung des ZK am 23. und 24.11.1967 „Be-
schlüsse zur Vervollkommnung der sozialistischen Betriebswirtschaft in der LPG“.  
 
Die Spezialisierung, wo sie noch nicht konsequent erfolgt war, musste wiederholt von Par-
tei und Regierung angemahnt werden. Bei der sozialistischen Umgestaltung weiter fortge-
schrittener LPG zeichneten sich jetzt vielfältige horizontale Kooperationsbeziehungen ab. 
Die LPG bildeten erste Kooperationsgemeinschaften, die anfangs sogar ohne vertragliche 
Beziehungen zwischen den Partnern auskamen. Sie entwickelten aber bereits Betriebsfor-
men mit eigenen Leitungsstrukturen und Kooperationsräten. Der Kooperationsrat setzte 
sich aus Leitungskräften der kooperierenden LPG sowie anderer Landwirtschaftsbetriebe 
zusammen und organisierte das „Management“. Vor allem wurden die mobile Landtechnik 
gemeinsam eingesetzt und Arbeitskräfte für unterschiedliche Kampagnen ausgetauscht. 
Vorläufig wurde die Organisationsform der verschiedenen kooperativen Einrichtungen 
noch von einigen LPG, d. h. sowohl ihrer Leitung als auch eines Teiles der Mitglieder, mit 
Einschränkung, akzeptiert. Es handelte sich um Einrichtungen, die sich mehrere LPG un-
terschiedlichen Typs geschaffen hatten. Die „genossenschaftlichen“ Anteile wurden noch 
getrennt ausgewiesen. Es gab keine eigenständige Fondsbildung und Grundmittelanschaf-
fung. Die Arbeitskräfte der sie delegierenden LPG waren vollwertige Mitglieder geblieben 
und i. d. R. dort vergütet worden. Gewinn und Verlust wurden am Jahresende für jeden 
Partner getrennt ausgewiesen und verteilt.  
 
Da die Kooperation in dieser Form originär nicht in den Ausgangsbetrieben entstanden 
war, sondern im Rahmen obrigkeitsstaatlichen Handelns von Behörden und Partei in diese 
eingepflanzt werden sollte, war es schwer, gegenüber den LPG den Beweis zu erbringen, 
dass mit den neuen Kooperationsformen eine effektive landwirtschaftliche Produktion 
möglich war. Deshalb verbreitete sich in den meisten Betrieben Skepsis und Ablehnung. 
Im Bezirk Karl-Marx-Stadt erteilte 1966 die Bezirksleitung der SED und der RLN-PL den 
LPG den Auftrag, im Rahmen ihrer schon gegründeten KOG ein Beispiel für den Komple-
xeinsatz der Technik in der Kartoffelernte 1966 zu schaffen.454 Trotz verschiedent-lichen 
Widerstands in den LPG wurde die Aufgabe übernommen und das Beispiel exerziert. Die 
meisten, auch innerhalb der Leistungsgremien, waren der Meinung, dass durch den hohen 
Aufwand der Komplexeinsatz über die Grenzen der einzelnen Partner-LPG hinaus keinen 
ökonomischen Nutzen gebracht habe. Hier standen sich gesellschaftlicher Fortschritt und 
ökonomischer Nutzen gegenüber. Anderenorts hingegen konnten dennoch ökonomische 
Vorteile nachgewiesen werden, wie es das Beispiel der kooperativen Kartoffelproduktion 
im Bereich Reichenbach, Kr. Görlitz, Bez. Dresden, gezeigt hatte.455 
 
Um den Forderungen nach Weiterentwicklung und Vertiefung der Kooperation als Weg 
zur industriemäßigen Produktion nachzukommen, kamen die LPG nicht umhin, Betriebs-
strukturen zu ändern. Das bedeutete, das bisherige Territorialprinzip abzulösen und die 
Strukturen nach Fruchtarten zu gliedern (vgl. Produktionsprinzip des NÖSPL). Dadurch 
entstanden in den LPG auch sogenannte Spezialbrigaden, die z. T. einer sehr ausgeprägten 
Spezialisierung folgten.456 
 
Die kooperativ einzusetzenden Technikkomplexe wurden nach produktspezifischen Ar-
beitsarten, z. B. Mähdrusch- oder Hackfrüchte, zusammengestellt.457 Als Vorteil erwies 
sich vorläufig ein höherer innerbetrieblicher Nutzen für die LPG durch bessere Ausnut-
zung der Maschinenkomplexe und Arbeitskräfte, die in den Partnerbetrieben nach Schwer-
punkten eingesetzt wurden. Als ein Problem nach Ablösung der Territorialbrigaden zeigte 
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sich aber, dass die Mitglieder der neuen Brigaden längere Arbeitswege in Kauf nehmen 
mussten und die Überschaubarkeit des Produktionsgeschehens verloren ging.458 
 
Vorerst kooperierten die LPG lediglich als horizontales Modell und in der Feldwirtschaft. 
Zu einer beginnenden Vergrößerung von LPG Typ III, die in den Niederungskreisen und 
auf guten Böden der sächsischen Bezirke verschiedentlich bereits ein Ausmaß von  
1.300-1.500 ha annahmen, hatte sich die SED vorläufig noch keine gefestigte Meinung 
gebildet. Die Kooperation zwischen den LPG hatte vorerst einen vorsichtigen Anfang ge-
nommen. Den Weg vieler LPG zur Groß-LPG beargwöhnte die SED-Agrarpolitik offiziell 
erst wenige Monate vor dem VIII. Parteitag, um der flächendeckenden Durchsetzung der 
Kooperation als Wegbereiter von getrennten Betrieben freie Bahn zu schaffen. Jene LPG 
bezichtigte die Agrarpolitik der Warenhausproduktion. Damit war die Erzeugung einer 
breiten Palette von Produkten der Feld- und Viehwirtschaft gemeint und hatte die Abkehr 
davon in Richtung kooperierender Betriebe in die Wege zu leiten.  
 
Innerhalb der KOG schufen die LPG etwa ab 1967 erste sogenannte Gemeinsame Abtei-
lungen. Dabei entstanden Gemeinsame Abteilungen für die schwere Technik, Ernte, Dün-
gung, Bodenbearbeitung und Gemeinsame Abteilungen Pflanzenproduktion (GAP), die 
sich nur der Pflanzenproduktion widmeten. Es gab Beispiele, wonach sich die GAP GF, 
ZGF oder ZBF (Gemeinsame-, Zwischengenossenschaftliche bzw. -betriebliche Feldwirt-
schaft) bezeichneten. 
 
Letztgenannte Ausgliederungen gaben erste Hinweise auf die Entwicklungstendenz der 
SED-Agrarpolitik zur späteren Trennung von Pflanzen- und Tierproduktion auf dem Wege 
der GAP zu den nachfolgenden Kooperativen Abteilungen Pflanzenproduktion (KAP). 
Auch mit dieser Form verschwanden nicht die Probleme in der Landwirtschaft und der 
stets zu schwachen materiellen Grundlage. Noch immer ging es um Mangel bei der Stick-
stoffversorgung im Feldbau, bei der Eiweißversorgung in der Viehwirtschaft, bei Ersatztei-
len für die technische Ausstattung, da deren Produktion gegenüber Technik-Neufertigung 
vernachlässigt wurde, zu geringer Bereitstellung neuer moderner Technik überhaupt, feh-
lende Baukapazität, zu geringes persönliches Einkommen der Beschäftigten und allgemein 
schwache Betriebsergebnisse. 
 
Dessen ungeachtet ließ sich jedoch feststellen, dass ein großer Teil der Beschäftigten der 
LPG bereit war, dem verheißenen gesellschaftlichen Fortschritt zu folgen, wenn damit eine 
Erhöhung der Vergütung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen einherginge.459 Auf 
diese Weise nahm die Kooperation ihren weiteren Verlauf. 
 
Der Stand kooperativer Beziehungen war in den sächsischen Bezirken außerordentlich 
differenziert. Extrem weit fortgeschritten war die Kooperation im thüringischen Bereich 
Berlstedt, wo es bereits 1968 spezialisierte LPG für die Erzeugung von Milch, Eiern, 
Schweinefleisch und Feldwirtschaftsprodukten gab. Derartige Kooperationen waren mit 
staatlicher Unterstützung weit vorangetrieben worden und trugen Experimentalcharakter. 
Da es sich jedoch im Berlstedter Kooperationsbeispiel um juristisch selbstständige LPG 
handelte, war die Durchsetzung des Vertragsrechts der DDR zwischen den Betrieben im 







3.1.3.3 Weiterentwicklung der LPG unter dem „neuen ökonomischen System der 
Planung und Leitung der Volkswirtschaft“ (NÖSPL) zum „neuen ökonomi-
schen System“ (NÖS), 1966 bis 1969  
 
In der Strategie der SED gab es 1966 einen jähen Wandel, die dieser Entwicklungsetappe 
den LPG und der gesamten Volkswirtschaft eine neue Richtung gab. Ausgehend vom     
11. Plenum vom Dezember 1965, nach welchem dem neuen ökonomischen System die ur-
sprüngliche politische Legitimation und wirtschaftliche Notwendigkeit erstmals einge-
schränkt wurde,460 beschäftigte sich die SED-Führung im Jahre 1966 erneut vor allem mit 
ideologischen Fragen, der Bekräftigung ihres Führungsanspruches, der Geschichte der Ar-
beiterbewegung in Deutschland und einem geplanten Dialog mit der SPD zu Fragen bzw. 
Bedingungen für eine Wiedervereinigung Deutschlands. Letzteres kam wegen beidseitig 
verhärteter Positionen nicht zustande.  
 
Das Dezember-Plenum des ZK der SED von 1965 befasste sich mit der verstärkten wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit mit der UdSSR. Erich Apels konträre Meinung zur ökonomi-
schen Unterwerfung der DDR gegenüber der UdSSR und dem neuerlichen Wirtschafts-
vertrag bildete den Anlass für die „Kahlschlag-Plenum“461 genannte Plenartagung des ZK, 
welche u. a. gegen den „Westdrall“ in Wissenschaft und Technik rigoros vorging. Der Bo-
den für eine sinnvolle und notwendige Wirtschaftsreform war damit entzogen und ein 
Rückfall in die alte dirigistische Wirtschaftspolitik vorprogrammiert. Alles andere wurde 
als „Liberalisierung von oben “, welche die DDR aufzuweichen beabsichtige, abgetan. 
 
Als sich gegen Ende des Jahres 1966 eine Änderung des Kurses der Wirtschaftsreform 
andeutete, bescheinigten immerhin die SED-Ideologen, dass dem neuen ökonomischen 
System eine „tiefgreifende Veränderung der Planung und Leitung und theoretische Er-
kenntnisse bei der wirtschaftlichen Tätigkeit im Rahmen der technischen Revolution inne-
wohne.“462 
 
In Wirklichkeit revidierten es Angehörige der Parteispitze und Kontrahenten des NÖSPL 
Erich Apels und Walter Ulbrichts, im Prinzip moskautreue Genossen.  
 
Diesen Prozess kaschierte jedoch die SED, indem sie die „Weiterentwicklung des Sy-
stems“, vorantrieb. Als Zwischenstufe fungierte das nunmehr sogenannte neue ökono-
mische System als unauffälliger Übergang zu einem Wirtschaftssystem, das zumindest 
nicht mehr reformerisch anzusehen war und in Wirklichkeit das Ende des NÖSPL be-
deutete. Das nachstehende Schema veranschaulicht die Übergänge und die Veränderungen, 
das NÖS als Übergangsform des sich zum Ökonomischen System des Sozialismus (ÖSS) 


































Beim ÖSS handelte es sich um einen unbestimmten und nicht definierten Rechtsbegriff, 
der zwar die Gesamtheit der ökonomischen Regelungen des Staates umfasste, aber keine 
abgrenzbare, eindeutige neue Strategie, wie ehedem beim NÖSPL, mehr erkennen ließ.      
  
Ab 1969 bekannten SED-Verantwortungsträger, dass NÖSPL und NÖS nicht richtig funk-
tioniert hätten und nicht alles materiell, d. h. mit ökonomischen Regelungen, gesteuert 
werden könne.464 Nach Meinung der Reformgegner erfordere die „künftige sozialistische 
Gesellschaftsformation“, ein „adäquates ökonomisches System“ zu schaffen, was „alle 
Seiten der ökonomischen Prozesse und die Planung und Leitung als wichtigstes Glied“ 
berücksichtigen müsse. 
 
Eingeständnisse von Fehlschlägen und geänderte Zielrichtungen wurden von der SED als 
dialektisches Herangehen an die Probleme erklärt. Die SED begründete das ÖSS damit, 
dass der Systemcharakter der ökonomischen Maßnahmen beachtet werden müsse, kein 
Element des Systems isoliert zu betrachten sei und die Wirksamkeit des Systems von der 
„exakten Einordnung jedes Teils als zum Ganzen gehörend“ abhängig sei. Damit hatte die 
SED-Agrarpolitik erneut ihre Rechtfertigung und gleichzeitig die Beweisstrategie für neue 
agrarpolitische Wege gefunden. Das ÖSS sollte in der Landwirtschaft und Nahrungsgüter-
wirtschaft nach zwei Gesichtspunkten gestaltet werden. Die Betriebe sollten erstens jetzt 
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„vielfältige und umfassende Kooperationsbeziehungen“ aufnehmen und entwickeln. Die 
Kooperation sollte dabei zweitens zugleich als „Hauptkettenglied bei der Konzentration 
und Spezialisierung“ der Agrarproduktion fungieren. Das bedeutete 
- Einsatz von Maschinensystemen, 
- Aufbau technologischer Ketten von Transport, Verarbeitung, Handel über industrie-
mäßige Produktionsmethoden bei Konzentration und Spezialisierung der Produktion in 
der Land- und Nahrungsgüterwirtschaft, 
- integrierender Produktionsumfang und Arbeitsproduktivität bei Senkung der Kosten je 
Produkteinheit, was zugleich eine Steigerung des Lebensstandards der Bevölkerung er-
geben sollte, 
- Absage an traditionelle, überwiegend universelle und manuelle, bäuerliche Arbeitswei- 
se.465 
 
Die SED betrachtete den „gesellschaftlichen Umwälzungsprozess“, d. h. den weiteren 
Umbau der Agrarverfassung und der vorläufig bestehenden Betriebsformen, als einen ge-
nauso unausbleiblichen Prozess, wie die Umwälzung auf dem Lande, welche sich seit 1952 
bzw. im Jahre 1960 vollzogen hatte. In der Kooperation sah sie für die Modernisierung der 
Agrarbetriebe den einzig gangbaren Weg, einen objektiv notwendigen Prozess, der unaus-
bleiblich zum Erfolg führen müsse.466 
 
Nachdem die Zeit der Komplexeinsätze in der Feldwirtschaft auslief und von den sich zu-
nehmend ausgliedernden kooperativen Feldwirtschaftseinheiten abgelöst wurde, setzte die 
unheilvolle Aufspaltung des einheitlichen Produktions- und Reproduktionsprozesses in der 
Landwirtschaft ein. Dieser Vorgang der Trennung der Feld- von der Viehwirtschaft in un-
terschiedliche Betriebe schritt unaufhaltsam vorwärts. 
 
Alle Betriebsmittel und Arbeitskräfte, die der Feldwirtschaft, nunmehr bereits Pflanzen-
produktion genannt, zuzuordnen waren, wurden den neuen Einheiten übereignet. Es blieb 
in den Brigaden nur die Hoffnung auf gute Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern der 
Pflanzenproduktion und den bei der Tierproduktion verbliebenen Mitgliedern. Die Erwar-
tungen erfüllten sich nicht, und es entstand ein „Kleinkrieg“ zwischen den ehemaligen 
Kollegen. „Um jeden Traktor und jede Stallvertretung wurde gefeilscht. Da halfen keine 
Verträge.“ So wird es aus einer bekannten LPG im Kreis Glauchau, Bez. Karl-Marx-Stadt, 
berichtet.467 
 
Die von der Feldwirtschaft abhängige Viehwirtschaft kam den staatlichen Anforderungen 
nicht mehr richtig nach. In diesen „Rumpf“-LPG machte sich vielfach Pessimismus breit. 
Aber auch in den Feldwirtschaftseinheiten zeigten sich negative Tendenzen. Die Kluft zwi-
schen Mitgliedern, Leitungspersonal und den Vorsitzenden wurde größer. Die Bindungen 
der Mitglieder lockerten sich. Es gab keinen umfassenden Informationsfluss mehr, weder 
von unten nach oben noch umgekehrt. Die Verantwortungsträger klagten ihrerseits über 
nachlassende Einsatzbereitschaft der Beschäftigten und Mängel bei der Organisation von 
Kampagnen, lange Pausen und mangelnde Ausnutzung der Arbeitszeit sowie „Bewusst-
seinsschwund“.468 
 
Die Auswirkungen auf die gesamte Agrarwirtschaft der DDR blieben nicht aus. Von    
1967–1971 hatte die landwirtschaftliche Primärproduktion die ökonomischen Kennziffern 
des damaligen vierten Fünfjahrplanes nicht erreicht. Schon 1969 mussten Devisen für den 




Im Jahre 1970 wurden Landmaschinen im Wert von 350 Mio. Mark zusätzlich exportiert, 
obwohl in den Betrieben Ersatzinvestitionen längst überfällig waren.469 
 
Die Schwierigkeiten bei der Erfüllung des Volkswirtschaftsplanes kamen während der    
10. ZK-Tagung der SED am 28. und 29.04.1969 zur Sprache, wobei insbesondere die 
Landwirtschaft als „Sorgenkind“ auf der Tagesordnung stand. Im Mai des Jahres 1969 sah 
sich das Politbüro des ZK der SED deshalb gezwungen, Grundorganisationen der SED 
aufzurufen, die eingetretenen Planrückstände aufzuholen.470  
 
Als Folge des Ausbleibens des wirtschaftlichen Erfolges der inzwischen z. T. total ver-
selbstständigten kooperativen Pflanzenproduktionseinheiten drängten mancherorts nicht 
nur die LPG-Mitgliederschaft, sondern auch die SED-Kreisleitungen auf deren Auflösung. 
Damit war vorerst ein Stillstand bei Ausformung der „weiteren und vertieften Kooperati-
on“ eingetreten, der aber nicht lange währen sollte.  
 
Bei LPG-Mitgliedern der verschiedenen Leitungsebenen hielt sich jedoch die Euphorie 
über die Wiederherstellung der Einheit von Pflanzen- und Tierproduktion in Grenzen. Es 
beschlich sie eine leise Ahnung, dass es dabei nicht bliebe und es wieder anders käme. 
Nach wie vor galt die These der „Kooperation als wichtigstes Bindeglied bei der Ge-
staltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft des Sozialismus“ bzw. beim Über-
gang zur industriemäßigen Produktion.471 
 
Das heißt, es war nur eine Frage der Zeit, dass „es wieder anders kommt“. Aber vorläufig 
stand den Verantwortlichen in den LPG und auch der staatlichen Leitung die Erfüllung des 
Betriebsplanes in seiner Gesamtheit und nicht der getrennten Betriebe als Ziel vor den Au-
gen. Viele LPG, die der „gesellschaftlichen Entwicklung“ noch etwas hinterherhinkten, 
nahmen die Kooperationsauswirkungen des Jahres 1968/1969 in den Nachbarregionen zum 
Anlass, sich auch weiterhin und umso mehr vor derartigen angeordneten Entwicklungs-
experimenten zurückzuhalten. Der Stillstand bei der immer noch notwendigen wirtschaftli-
chen Festigung der LPG nahm mancherorts solche Formen an, dass die staatliche Leitung 
in den Kreisen Druck auf gefestigte LPG ausübte, sich mit benachbarten schwächeren LPG 
zusammenzuschließen.472 Damit sollte trotz Auflösung der KAP die „gesellschaftliche 
Entwicklung“ weiter vorangebracht werden. Zwischen den sich vereinigenden Betrieben 
sollte quasi eine Gleichschaltung des unterschiedlichen ökonomischen Leistungsstandes 
erfolgen. 
 
Ein solcher Schritt entsprach im Prinzip dem eigentlich von der SED verworfenen Modell 
der Groß-LPG. Dieses Modell nicht aufkommen zu lassen, war u. a. Gegenstand der 12. 
Tagung der SED am 12. und 13.12.1969, als es um die „grundlegenden Aufgaben im Jahr 
1970“ und den Entwurf des Volkswirtschaftsplanes 1970 ging. Die SED entschied dabei 
aber andererseits eindeutig, dass der Zusammenschluss von LPG auf administrativem We-
ge den Beschlüssen des VII. Parteitages widerspräche.473   
 
Sogar Walter Ulbricht in persona nahm während der 10. ZK-Tagung der SED vom 28. und 
29.04.1969 zu dem Problem der KOG-Bildung Stellung und warnte dabei vor auf-
tretenden „Überspitzungen“ (durch örtliche Funktionäre, M. J.).474 
 
Somit wurden geplante Betriebszusammenlegungen wieder ad acta gelegt, aber die Koope-
rationsgedanken nicht wirklich begraben. Sie konnten auch aus Sicht der SED nicht begra-
ben werden, da mit den kooperativen Verbünden die gleiche Nivellierung des Betriebser-
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gebnisses der LPG vorgenommen werden sollte, wie man es auf dem Umweg der LPG-
Zusammenschlüsse wenige Jahre zuvor getan hatte.  
 
Eine gewisse Parallelität der Vorgänge bei der Kooperationsbildung mit denen bei der tota-
len Kollektivierung ist nicht zu übersehen, besonders im Hinblick auf den VIII. Parteitag 
der SED im Juni 1971, dessen Beschlüsse praktisch die Direktive für die dritte große Um-
gestaltungswelle der bäuerlichen Gesellschaft, nämlich die Aufspaltung des einheitlichen 
Produktions- und Reproduktionsprozesses in der Landwirtschaft, hervorbrachte (dritte 
Etappe der LPG-Entwicklung). 
 
- LPG nach dem IX. Deutschen Bauernkongress, 1966–1967 
Als der IX. Deutsche Bauernkongress am 26. und 27.02.1966 in Berlin tagte, ereignete sich 
etwas Neuartiges. Erstmalig wurde der Landwirtschaftsrat der DDR, bisher vom Minister-
rat berufen, durch den Bauernkongress gewählt. Diese Entscheidung begründeten die De-
legierten damit, dass es Versäumnisse bei der Entwicklung der „sozialistischen Demokra-
tie“ gegeben und die staatliche Leitung zu stark die „genossenschaftliche“ Agrarwirtschaft 
der DDR administriert habe. Diese Begründung entsprach den tatsächlichen Verhältnissen, 
und es ist erstaunlich, dass den LPG noch derartige demokratische Möglichkeiten gegeben 
waren, abhanden gekommene Demokratie anzumahnen. 
 
Walter Ulbricht verkündete auf dem Kongress „fünf Grundsätze der weiteren Entwicklung 
der LPG und einer modernen Landwirtschaft“. Im Einzelnen beinhalteten die fünf Grunds-
ätze 
• Erhöhung der Bodenfruchtbarkeit, 
• Anwendung des NÖS in der Betriebswirtschaft, 
• Ausweitung der horizontalen Kooperationsbeziehungen, 
• Aufnahme von vertikalen Kooperationsbeziehungen und 
• systematische Berufsausbildung, Qualifizierung und Weiterbildung. 
 
Um diese Phase der LPG-Entwicklung zu veranschaulichen, werden in dem Kapitel die 
Punkte an realen, konkreten Beispielen, wie sie für die sächsischen Bezirke nachweisbar 
sind, abgehandelt.  
 
Zwecks Erhöhung der Bodenfruchtbarkeit wurden die Betriebe des Meliorationswesens 
stärker in die Landwirtschaft eingebunden. Obwohl die volkseigenen Meliorationsbetriebe 
keinen Personalbestand aus den LPG in sich aufgenommen hatten, beeinflussten ihr Wir-
ken und die geschaffenen Meliorationsanlagen tief und nachhaltig das betriebswirtschaftli-
che Ergebnis, die Weiterentwicklung der LPG sowie die Umwelt im ländlichen Raum. 
 
Zum Schwerpunkt der LPG-Entwicklung erklärte die SED-Führung, wie im o. g. Pkt. 3 
angeführt, die Ausweitung horizontaler kooperativer Beziehungen. Der Ausbau der zwi-
schenbetrieblichen Kooperationsbeziehungen wurde in der Phase nach dem IX. Deutschen 
Bauernkongress zum bestimmenden Element der SED-Agrarpolitik.  
 
Auf folgende Maßnahmen orientierte sich im Weiteren die Agrarpolitik:475 
• Entwicklung fester kooperativer Beziehungen von LPG mit anderen LPG/VEG. Das 
schloss gemeinsamen Kauf und Einsatz der Erntetechnik sowie Bildung gemeinsa-
mer Fonds ein. 
• Herausbildung von Hauptproduktionseinrichtungen in der Feldwirtschaft bei vorran- 
giger Entwicklung der Kooperation in der Feldwirtschaft, Spezialisierung und Ko-
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operation in der Tierproduktion und Erfahrungsaustausch bei der Zusammenarbeit in 
Kooperationsgemeinschaften 
• Weitere Ausgliederung von sekundären Arbeitsprozessen aus den LPG und ihre 
Konzentration in selbstständigen Produktionseinheiten (ZBO, Düngebrigaden, ACZ, 
KfL, MG, Verladestützpunkte, Mischfutterbetriebe) 
• Bildung von ZGE und ZBE der Tierproduktion und erste industriemäßige Anlagen 
der Tierproduktion 
• Lösung „politisch-ideologischer“ Probleme bei der Entwicklung kooperativer Bezie-
hungen zwischen LPG/VEG. Darunter war die Weiterentwicklung der sozialistischen 
Demokratie und des demokratischen Zentralismus (Mitarbeit der LPG in den RLN, 
Kooperationsräten, Kooperationsverbänden, Erzeugerbeiräten) zu verstehen 
• Sozialistischer Wettbewerb der Partnerbetriebe innerhalb der Kooperation 
• Weiterführung ökonomischer Regelungen zur Förderung der landwirtschaftlichen 
Produktion durch den Staat 
• Kooperation zwischen den LPG/VEG, den volkseigenen Betrieben der Nahrungs-
güterwirtschaft und den Handelsorganisationen als vertikale Kooperation  
• Enges Zusammenwirken der LPG mit anderen Betrieben in der Region und „örtli-
chen Organen“ 
 
Am 20.06.1966 wurde das „Jugendobjekt Zentrale Erntetechnik“ an 13 Jugendkom-
plexbrigaden in verschiedenen LPG der DDR übergeben. An imaginäre Verantwortungs-
träger, die „Arbeiterklasse“ oder die „Jugend“, wurden häufig gezielt Aufträge zur Über-
nahme volkswirtschaftlicher Aufgaben erteilt. In diesem Falle war es wieder die „Jugend“, 
ein nicht konkret zu benennender Partner. Die SED hatte seit ihrem Bestehen immer die 
„Jugend“ als Hoffnungsträger im Blickfeld, um den Aufbau und die weitere Existenz des 
Sozialismus in Deutschland, wozu auch Westdeutschland gezählt wurde, zu sichern. Mit 
den Aufmärschen der FDJ bei den von der SED inszenierten Massenveranstaltungen, wie 
z. B. dem Pfingsttreffen der FDJ 1964 in Berlin, zu dessen Schirmherr sich Walter Ulbricht 
persönlich ernannt hatte, gab sich die SED über die wahre Moral der jüngeren Generation 
der DDR einer Selbsttäuschung hin. Das hatte sich bereits im hohen Anteil der jüngeren 
Generation bei der Massenflucht 1960/1961 gezeigt. Jugendobjekte gab es vielfältige, so-
wohl in der Landwirtschaft als auch in der Industrie. In der Etappe der Festigung der LPG 
nach dem „sozialistischen Frühling“ waren sie ein propagandistisches Mittel der Partei. Es 
handelte sich um Vorhaben, die von nichtjugendlichen Verantwortlichen aus Partei, 
FDGB, FDJ oder staatlichen Organen, sogenannten Berufsjugendlichen, ausgedacht und in 
Bewegung gesetzt wurden sowie unter deren Verantwortung liefen. 
 
Am 23. und 24.06.1966 erklärten Partei und Regierung die „komplexe sozialistische Ra-
tionalisierung“ als Hauptrichtung der neuen Wirtschaftspolitik. Das bedeutete einen An-
stoß, Reserven zu mobilisieren, um wirtschaftliche Schwierigkeiten und Versorgung mit 
materiell-technischen Gütern abzubauen. Die LPG mussten spezielle Pläne für Rationali-
sierungsmaßnahmen beim RdK vorlegen. Ebenso arbeiteten volkseigene Betriebe, welche 
die sogenannte materiell-technische Basis für die Landwirtschaft zu sichern hatten, Kreis-
betriebe für Landtechnik, Bau- und Meliorationsbetriebe, Landmaschinen-, Bodenbearbei-
tungsgerätehersteller und agrochemische Betriebe nach derartigen Plänen. Im Prinzip ging 
es um die Erschließung von Reserven, um den ständigen wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
und dem Materialmangel zu begegnen. 
 
In dieser Periode wurden umfangreiche Planungsinitiativen geschaffen. Die LPG und Be-
triebe im Sekundärbereich der Landwirtschaft mussten Perspektivplanungen (bis 1975) 
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und Prognoseplanungen (ab 1976–1980) und darüber hinaus erarbeiten. Die Jahresplanun-
gen waren aber diesen gegenüber unreal, wurden nicht richtig abgerechnet und des öfteren 
kurz vor Jahresende verändert, sodass das Planziel ständig dem jeweiligen Plan–Ist nach-
wirkend angepasst werden musste. Im planwirtschaftlichen Sprachgebrauch nannte man 
ein solches Handeln Plankorrektur. Diese Verfahrensweise hielt bis Ende 1989 an. Sie war 
in allen Volkswirtschaftszweigen gebräuchlich und erforderte zusätzlichen Verwaltungs-
aufwand. 
 
Der Perspektivplan wurde von der staatlichen Leitung zum „Hauptsteuerungsinstrument“ 
ernannt. Dafür stimmte die Volkskammer der DDR zwei gesetzlichen Regelungen zu: Ge-
setz über den Perspektivplan zur Entwicklung der Volkswirtschaft der DDR bis 1970 (Aus-
führung zur Landwirtschaft im GBl. T. I Nr. 8 vom 07.06.1967, S. 76) und Beschluss des 
Staatsrates der DDR über weitere Maßnahmen zur Gestaltung des ökonomischen Systems 
des Sozialismus vom 22.04.1968 (GBl. T. I Nr. 9 vom 26.04.1968, S. 223). 
 
In Pkt. 6.3, Anlagen, Dokumente, findet sich auszugsweise die Kopie eines Perspektivpla-
nes, der Einblick in die Vorstellungen der Landwirtschaftsverwaltung zur Agrarentwick-
lung des Kreises Oschatz, Bez. Leipzig, gibt. 
 
In zunehmendem Maße wurde staatlicherseits dem Vertragswesen zur Sicherung der 
Hauptaufgabe der Landwirtschaft Bedeutung zugemessen. Die sich in den Anfängen be-
findenden Kooperationsbeziehungen, vor allem jene zwischen LPG und volkseigenen Be-
trieben der Nahrungsgüterwirtschaft sowie Verarbeitungsbetrieben, bedurften bereits kon-
kreter und juristisch exakter Verträge. Dazu entwickelte die DDR das sozialistische Ver-
tragsrecht. Das Oberste Staatliche Vertragsgericht beim Ministerrat der DDR bekam in 
Berlin seinen Sitz. Entsprechende Einrichtungen wurden auf mittlerer Ebene in den Bezir-
ken der DDR geschaffen. In Sachsen befanden sich die staatlichen Vertragsgerichte in den 
Bezirksstädten Dresden, Leipzig und Karl-Marx-Stadt. Als Interessenvertreter der LPG-
Mitglieder begrüßte Ernst Himpel, Vorsitzender der Schrittmacher-LPG „Bessere Arbeit“, 
Typ III, Holzhausen, Kr. Leipzig-Land, das neue Vertragsgesetz auf der Volkskammerta-
gung am 25.02.1965. Er begründete, dass das Vertragsgesetz aus zwei Gründen „für die 
Verpflichtungen gegenüber unserem Bündnispartner, der Arbeiterklasse“, notwendig sei. 
Erstens gingen ganze Prozesse aus der Landwirtschaft heraus. Der § 48 (2) des neuen Ver-
tragsgesetzes erleichtere den LPG die Arbeit, da damit als Leistungsort der Sitz der LPG 
vereinbart werden könne. Zweitens träten LPG „in immer umfassenderem Maße in Koope-
ration zueinander“.476 Wenig später, am 11.11.1965, hatte die Betriebsparteiorganisation 
(BPO) der LPG Holzhausen jedoch beschlossen, Ernst Himpel wegen „partei- und staats-
schädigenden Verhaltens“ aus der SED auszuschließen. Von da an hörte die Öffentlichkeit 





























Abb. 64 Ernst Himpel, Vorsitzender der LPG „Bessere Arbeit“, Typ III, Holzhausen, 
 Kr. Leipzig-Land, ursprünglich als überaus fortschrittlich von der SED 
 eingestuft 
Quelle:  Zentrales staatliches Vertragsgericht: Vertragssystem. Jg. 9 H. 8, Berlin 
 (Ost) 1965, S. 289 
 
Am 22.12.1966 fasste der Ministerrat der DDR den Beschluss zum Ausbau wirt-
schaftlicher Vertragsbeziehungen zur komplexen Leitung der Nahrungsgüterproduktion in 
den LPG, VEG und Verarbeitungsbetrieben im Bezirk Erfurt, Magdeburg und Schwerin, 
quasi als (sozialistisches) Experiment. Damit erfolgte erstmals eine starke Verknüpfung 
volkseigener Betriebe mit landwirtschaftlichen Primärproduzenten, deren Zweckbestim-
mung und staatlicher Auftrag in der Versorgung der Bevölkerung bestand und somit 
gleichsam dem Versuch der Erfüllung der „staatlichen Hauptaufgabe“ der DDR entsprach. 
 
Durch das Vertragsgesetz wurde das Leitungspersonal in den LPG mit der Aufgabe kon-
frontiert, sich das sozialistische Wirtschaftsrecht anzueignen und die wirtschaftlichen Be-
ziehungen exakter zu gestalten. Beziehungen zu den Nachbar-LPG waren bis dahin zu-
meist operativer Natur gewesen. Sie blieben es auch später, da das Vertragsrecht schwer-
lich mit der sozialistischen Wirtschaftsweise und Mangelwirtschaft in Einklang zu bringen 
war. Durch die wachsenden Bedeutungslosigkeit des Geldes kam es in der Mangelwirt-
schaft zunehmend zum Austausch materieller Werte. Dadurch wurden Wirtschaftsverträge 
ad absurdum geführt. Verhandlungen von Vertragsstreitigkeiten vor dem Vertragsgericht 
endeten oft mit wirkungslosen Entscheidungen oder Vergleichen. Betriebe und LPG, die 
nicht bereit und in der Lage waren, Verträge abzuschließen, konnten jedoch durch „Ver-
tragsgestaltungsverfahren“ vom Vertragsgericht dazu gezwungen werden. Diese Vorgänge 
hatten für die LPG aber erst in den späteren Jahren, als sie sich dem Problem der Träger-
schaft von Großinvestitionen stellen mussten, größere Bedeutung erlangt.  
 
Um die historischen und agrarpolitischen Vorgänge, die sich während der ersten Phase des 
NÖS ereigneten, zu veranschaulichen, werden im Folgenden am konkreten Beispiel zwei 
Prozesse, die für diesen Zeitabschnitt charakteristisch waren, nachgezeichnet. Es handelt 
um den Ausbau des Meliorationswesens und der frühen Kooperationsbeziehungen gemäß 
Punkt 1 und 3 der von Walter Ulbricht auf dem IX. Deutschen Bauernkongress 1966 in 
Berlin verkündeten fünf Grundsätze der weiteren Entwicklung der LPG und einer moder-
nen Landwirtschaft. 
 
• Das Meliorationswesen 
Damit der wichtigste Grundsatz der weiteren Entwicklung der LPG, wie sie der Staats- 
und Parteichef Walter Ulbricht auf dem Bauernkongress vorgestellt hatte (vgl. S. 325), 
umgesetzt werden konnte, musste das Meliorationswesen zum Zweck der Erhöhung der 
Bodenfruchtbarkeit umorganisiert und gestärkt werden. Aus diesem Grunde wird die 
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Umstrukturierung, wie sie sich in den drei sächsischen Bezirken abspielte, näher be-
schrieben.  
 
Um dem Meliorationswesen eine stärkere Basis zu verleihen und es vor allem unter 
stärkere staatliche Kontrolle zu bringen sowie die Meliorationsprogramme konsequenter 
mit den staatlichen Aufgaben verknüpfen zu können, wurden nach Beschluss des Minis-
terrates vom 07.07.1966 das Staatliche Komitee für Melioration (SKM) gebildet und 
„weitere Aufgaben zur Verbesserung der Planung und Leitung im Meliorationswesen“ 
beschlossen. Der Bildung des SKM, Vorsitzender wurde der abgelöste Minister für 
Landwirtschaft Hans Reichelt (DBD), lagen folgende Gründe zugrunde. 
 
Als Organ des Landwirtschaftsrates sollte das SKM die wissenschaftliche, komplexe 
und einheitliche Leitung des Meliorationswesens übernehmen. Der Beschluss enthielt 
drei wesentliche Veränderungen. 
Per 01.01.1967 wurden die VEB Meliorationsbau den Bezirkslandwirtschaftsräten als 
wirtschaftsleitendes Organ unterstellt. 
Sie wurden von dort staatlich gelenkt und bilanziert. Noch aber waren Projektierung 
und Bauausführung getrennt. Die Projektierungsaufgaben waren beim VEB Meliorati-
onsprojektierung Bad Freienwalde (Bez. Frankfurt/Oder) angesiedelt und deren Leis-
tungen der zentralen Leitung unterstellt. 
Die nicht volkseigenen Meliorationsgenossenschaften wurden ermächtigt, als Hauptin-
vestitionsträger (HIT) für mehrere LPG und andere Investitionsträger bei großen und 
komplexen Meliorationsvorhaben in ihren Einzugsgebieten tätig zu werden. 
 
Somit ließen sich die staatlichen Zielstellungen zur „Erhaltung und Vermehrung der Bo- 
denfruchtbarkeit“ besser koordinieren und durchsetzen. 
 
Um das Ausmaß der staatlich initiierten Meliorationen zu veranschaulichen, sollen 
nachstehend aufgeführte Kapazitäten, wie sie in der gesamten DDR erreicht worden 
sind, genannt werden. Von 1966–1983 wurden in der DDR folgende Meliorationslei-     
stungen (Neubau und Rekonstruktion) auf den Flächen der LPG abgerechnet(in T ha)  
 
Jahr Bewässerung dar. Beregnung Entwässerung Wirtschaftswege (km)
1966–1970 51,5 26,4 65,2 . 
1971–1975 64,5 32,0 104,3 896–1972 
1976–1980 72,9 41,7 76,4 . 
1981–1983 27,8 16,0 72,9 . 
 
Die VE Meliorationsbetriebe eines jeden Bezirkes wurden von der SED, wie auch ehe-
dem die MTS und wie auch die VEG, als die festen „Stützpunkte der Arbeiterklasse auf 
dem Lande“ angesehen und hatten dabei einen klar umrissenen ideologischen Auftrag. 
Er bestand quasi im Kapitalexport des sozialistischen Staates, d. h. Investitionen in die 
sich in Privateigentum befindenden landwirtschaftlichen Nutzflächen. Mit der Errich-
tung von Meliorationsanlagen, über größtenteils staatlich angeschobene Investitions-
vorhaben, sahen sich die LPG gezwungen, zinsverbilligte Investitionskredite und För-
dermittel des Staates in Anspruch zu nehmen. Damit wurde ein finanzieller staatlicher 
Anteil im Grundmittelbereich der LPG geschaffen. 
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Das Meliorationswesen erlebte nach dem V. Parteitag der SED 1958 heftige Struktur-
veränderungen. Um der staatlichen Aufgabenstellung gerecht zu werden, wurde 1962 
der VEB Gewässerunterhaltung und Meliorationsbau (GUM) und der VEB Projektie-
rung Wasserwirtschaft Halle (PROWA) mit seinen Außenstellen in den Bezirken aufge-
löst. Die Meliorationsbaukapazitäten wurden den neuen VEB Meliorationsbau zugeord-
net. Sie unterstanden den Räten der Bezirke als deren wirtschaftsleitendes Organ und 
somit der mittleren Ebene der staatlichen sozialistischen Landwirtschaftsverwaltung. 
Die Tiefbaukapazität der ehemaligen VEB GUM ging in die neuen VEB Tiefbaubetrie-
be, die der Bauwirtschaft zentral, d. h. dem Ministerium für Bauwesen zugeordnet wur-
den, über. Die aus dem VEB GUM und VEB PROWA stammende Projektierungskapa-
zität wurde dem 1962 neu gebildeten VEB Meliorationsprojektierung Bad Freienwalde, 
Bez. Frankfurt/Oder, welcher später dem SKM unterstellt war, zugeordnet. Nach Auflö-
sung des SKM übernahm der VEB Ingenieurbüro für Meliorationen Bad Freienwalde 
die Projektierungskapazitäten. Der VEB Meliorationsprojektierung Bad Freienwalde 
unterhielt in den Bezirken der DDR Außenstellen. In den sächsischen Bezirken waren 
es die Ast. Dresden/Cottbus und Leipzig/Karl-Marx-Stadt. Die Projektierungsleistungen 
für Meliorationsanlagen erbrachten also noch selbstständige, von der Bauausführung 
getrennte volkseigene Betriebe. Dies änderte sich aber ab 01.01.1968, als die bezirkli-
chen Außenstellen aufgelöst wurden und die Projektierung zur staatlichen Aufgabener-
füllung sowie die jeweiligen Kapazitäten den VEB Meliorationsbau bzw. VE Meliorati-
onskombinaten (für die Bezirke Erfurt, Neubrandenburg und Rostock) per dekret zuge-
wiesen wurden. 
 
Die Konzentration und Spezialisierung hielt auch im volkseigenen Sektor der Landwirt-
schaft Einzug. Die drei sächsischen VEB Meliorationsbau verfügten über mehrere Au-
ßenstellen bzw. Betriebsteile, die bereits Ausrichtung auf spezielle Gewerke aufwiesen. 
 
Dresden, Sitz des Betriebes in Prischwitz, Kr. Bautzen  
BT  Dresden Investvorbereitung und Projektierung  
Ast. Pirna, Großenhain Kleinspeicher, Beregnung  
Ast. Jänkendorf, Kr. Niesky Entwässerung, Wirtschaftswege  
Ast. Löbau Entwässerung, Beregnung, Vorflut  
Ast. Prischwitz, Kr. Bautzen Entwässerung 
Leipzig, Sitz des Betriebes in Böhlitz-Ehrenberg, Kr. Leipzig-Land 
BT  Böhlitz-Ehrenberg Investvorbereitung und Projektierung 
Ast. Oschatz Beregnung 
Ast. Döbeln 
Ast. Altenburg 
Ast. Mockrehna Entwässerung, Vorflut 
Ast. Tschöllkau Projektierung, Archiv 
Karl-Marx-Stadt, Sitz des Betriebes in Rabenstein, Kr. Karl-Marx-Stadt-Land 
BT  Rabenstein Investvorbereitung und Projektierung  
Ast. Taura, Kr. Karl-Marx-Stadt-Land Wirtschaftswege, Entwässerung 
Ast. Werdau Wirtschaftswege 
Ast. Langenau, Kr. Brand-Erbisdorf Entwässerung, Vorflut. 
 
Am Ende der sechziger Jahre, als es zur Fusion der Projektierungsbetriebe von Bad 
Freienwalde mit den Meliorationsbaubetrieben kam, hatte sich in den drei sächsischen 




Die wertmäßige Bauproduktion der volkseigenen Meliorationsbaubetriebe nahm am 
Ende der sechziger Jahre einen Anteil von 13-14 % der Gesamt-Meliorations-
bauproduktion der DDR ein. Die Bauproduktion wuchs danach weiterhin an, da der Mi-
nisterrat und die Bezirkstage ungemindert große komplexe Meliorationsvorhaben be-
schlossen hatten. 
 
Die Kapazität der ZGE/ZBE Meliorationsgenossenschaften waren z. T. an dieser Ent-
wicklung beteiligt. Für das letzte Jahr der zweiten Etappe der LPG-Entwicklung, 1969, 
ergibt sich folgendes Bild. 
 
   Bezirk 
Anteil an der Ge-






204 11 10 7 13,7 




364.320 12.370 13.370 7.270 9,1 
 
Da in den nördlichen Bezirken große Meliorationsgenossenschaften gegründet worden 
waren, lag dort eine höhere Meliorationskapazität als in den sächsischen Bezirken vor. 
Der Anteil der geldwerten Bau- und Instandhaltungskapazität aller Meliorations-
genossenschaften der DDR betrug weniger als 10 %. Aus den Vergleichen geht die hö-
here Arbeitsproduktivität der zwischenbetrieblichen Einheiten hervor. Im Jahre 1969 
erbrachten die Meliorationsgenossenschaften der sächsischen Bezirke 39.826 M/Ak   
( x -DDR = 32.110 M/Ak) gegenüber den VEB der sächsischen Bezirke mit  
37.162 M/Ak ( x  -DDR = 33.053 M/Ak). In beiden Fällen erreichten demnach die Be-
triebe der sächsischen Bezirke eine über dem Durchschnitt der DDR liegende Arbeits-
produktivität. 
   Bezirk 
Anteil an der Ge-
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Betriebe 
14 1 1 1 21,4 




455.288 21984 24.881 13.055 13,2 
 
Anzahl der  
Betriebe 
14 1 1 1 21,4 




528.054 25.451 32.405 18.325 14,4 
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Die Marx’sche Theorie vom Boden als Hauptproduktionsmittel der Landwirtschaft bil-
dete das ideologische Fundament der Meliorationspolitik der DDR. Indem sich die    
Agrarpolitik der Intensivierung zuwendete, konnte sie nicht die Theorie der Unver-
mehrbarkeit des Bodens ignorieren. Das bedeutete vor allem die Erhaltung und Meh-
rung der Bodenfruchtbarkeit, der sich schon 1958 der V. Parteitag der SED gewidmet 
hatte. Die staatliche Leitung befasste sich deshalb mit dem Aufbau von Meliorationska-
pazitäten in Form sowohl zwischengenossenschaftlicher bzw. -betrieblicher Meliorati-
onsgenossenschaften als auch volkseigener Meliorationsbaubetriebe. Die MG hatten die 
Aufgabe, die Instandhaltung und -setzung von Meliorationsanlagen zu übernehmen. 
 
Im Bezirk Karl-Marx-Stadt z. B. entstanden unter Einwirkung der staatlichen Organe 
acht MG und zwei ZBO, die nebenher auch Neubauleistungen erbrachten. In der Regel 
war deren Zuständigkeit für jeweils einen Kreis festgelegt. Es handelte sich um die Be-
triebe: 
MG Werdau (bis 1975) 2 Kreise 
MG Freiberg 3 Kreise 
MG Marienberg - Nennigmühle 2 bzw. 3 Kreise 
MG Zschopau 1 Kreis 
MG Chemnitz-Land 1 Kreis 
MG Oelsnitz (Vogtland) 2 Kreise 
MG Weischlitz 3 Kreise 
ZBO Reichenbach (Vogtland) 1 Kreis 
ZBO Rochlitz 1 Kreis 
MG Hainichen 1 Kreis 
 
1966 bereits waren alle LPG des Kreises Freiberg Mitglied der MG Freiberg. 
 
Die MG waren auch auf bestimmte Gewerke bei Investitionsleistungen spezialisiert und 
konnten daher leicht über staatliche Bilanzierung in die größeren Investitionsprogram-
me für Melioration einbezogen werden. Dabei mussten sie zwangsläufig die ihnen von 
den Ausgangs-LPG zugedachten Unterhaltungsaufgaben für Meliorationsanlagen ver-
nachlässigen. 
 
Die VEB Meliorationsbaubetriebe und -kombinate errichteten neue Anlagen der Be- 
und Entwässerung, Wirtschaftswege und führten die Flurmelioration durch. In den 
sächsischen Bezirken begann 1968 die Vorbereitung des größten Meliorationsvorhabens 
der DDR mit dem Ziel, auf den vernässten Böden 18,2 GE/ha Mehrertrag zu erzeugen. 
Es handelte sich um das Komplex-Meliorationsvorhaben „Großer Teich“ im Kreis Tor-
gau, Bez. Leipzig. Am 17.06.1974 wurde nach fünf Jahren Bauzeit das fertiggestellte 
Meliorationsgebiet mit rd. 20.000 ha Vorteilsfläche an die Auftraggeber, d. h. 29 LPG 
aus 27 Gemeinden des Kreises, die im Meliorationsverband „Großer Teich“ zusammen-
geschlossen waren, übergeben. Der Verband blieb nach 1990 erhalten und war weiter-
hin als Boden-Wasser-Verband tätig, der einzige, den es im heutigen Sachsen gibt. 
 
Die Meliorationsleistungen für das Vorhaben „Großer Teich“: 5.094 ha Dränung, 5.021 
ha Beregnung mit 12 km Stahlrohrleitung zur Wasserüberleitung und die große Zwi-
schenpumpstation in Mehderitzsch, 86 km Grabenverrohrung sowie 107 km Vorflut-
Ausbau erforderten einen Investitionsaufwand von mehr als 90 Mio. M, der jedoch 




Sehr oft waren Meliorations-Großvorhaben in den Niederungsgebieten der nördlichen 
Bezirke der DDR als „Jugendobjekt“ organisiert worden. Die Motivation für die Ju-
gendlichen war unterschiedlichen Charakters, wie der Jugend eigene Abenteuerlust, das 
Abstandnehmen vom Elternhaus, der Drang der Jugend, unter sich zu sein, materielle 
Vergünstigungen oder bessere Chancen bei späteren beruflichen Veränderungen. 
 
• Ausweitung horizontaler Kooperationsbeziehungen 
Außer der ersten Maßnahme, der „Erhöhung der Bodenfruchtbarkeit“, jener von Walter 
Ulbricht verkündeten „fünf Grundsätzen der weiteren Entwicklung der LPG und einer 
modernen Landwirtschaft“ war für die zweite der drei Entwicklungsabschnitte des neu-
en ökonomischen Systems, bevor es in das „Ökonomische System des Sozialismus“ ab-
glitt, die „Ausweitung der horizontalen Kooperationsbeziehungen“ an dritter Stelle der 
fünf Grundsätze genannt (vgl. S. 325). Das sollte für die gesamte weitere LPG-
Entwicklung und weitere Umgestaltungsprozesse zum bedeutendsten historischen Tat-
bestand werden. 
 
In der Folge der Beschlüsse des VIII. Deutschen Bauernkongresses und der Vorberei-
tung des IX. Deutschen Bauernkongresses begann eine weitere Phase innerhalb der kol-
lektivwirtschaftlichen Entwicklung der Landwirtschaft der DDR. Es handelte sich hier-
bei um die dritte Phase der Entwicklung der LPG, die aufgrund von sowohl Agitation 
seitens der Parteidienststellen und der staatlichen Landwirtschaftsverwaltung als auch 
der Leitungskräfte in den LPG als eine groß angelegte Kooperationsphase bezeichnet 
werden muss. Das politische Nachgeben der Leitung in den LPG wurde oft mit einer 
„Übereinstimmung mit gesellschaftlichen Erfordernissen“ begründet. Gleichzeitig setzte 
aber auch ein ökonomisches Denken in den Betriebsleitungsgremien ein, welches in der 
Kooperation eine Möglichkeit sah, Konzentration und Spezialisierung besser durchse-
tzen sowie hohe Selbstkosten bei verschiedenen Hauptproduktionsrichtungen, die die 
LPG größtenteils schon eingeschlagen hatte, abbauen zu können. Letztendlich strebten 
die LPG ständig eine Erhöhung des persönlichen Einkommens aller Beschäftigten des 
Betriebes an, um im Vergleich mit der Industrie nicht ins Hintertreffen zu geraten. Die 
Sicherung einer stabilen Konsumtion und erreichter Arbeitseinheiten kann als die ei-
gentliche Triebfeder des betrieblichen Geschehens angesehen werden. Noch war ein 
hoher Arbeitskräftebedarf aufgrund des z.T. geringen Mechanisierungsgrades in den 
LPG vorhanden, und Abwanderung von Arbeitskräften, gleich welchen Alters, sollte 
vermieden werden. Im Zuge der fortschreitenden LPG-Entwicklung wurde aus der Zu-
sammenarbeit der LPG und Formen der gemeinsamen Produktion von der Agrarpropa-
ganda erst nach 1967 die Kooperation zum politischen Schlagwort. Zum Beispiel hatten 
sich bereits 1964 zwischen der LPG „Agricola“, Typ I, Niederschöna, Kr. Freiberg, 
Bez. Karl-Marx-Stadt, mit benachbarten LPG einfache Formen der Zusammenarbeit 
herausgebildet, ohne dass von Kooperation gesprochen wurde. 481 Als ein gleiches Bei-
spiel ist die enge Zusammenarbeit der LPG Weißig, Typ III, Kreis Torgau, Bez. 
Leipzig, mit der LPG „Walter Ulbricht“, Dahlen, Kreis Oschatz, in dieser Zeit anzufüh-
ren. Es war vor dem Jahre 1965/66 nicht üblich, für Zusammenarbeit mit anderen LPG 
das Wort „Kooperation“ zu gebrauchen. 
 
Die Ausweitung der nunmehr sogenannten Kooperationsbeziehungen im Primärproduk-
tionsbereich der Landwirtschaft führte nach weniger als zehn Jahren zur Trennung von 





Als Beispiel einer zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit mehrerer LPG auf ursprüng-
lich freiwilliger Basis als Ausdruck früher Kooperationsformen, welche meistens nur 
bestimmte Kampagnen oder eine Fruchtart betrafen, ist die im Folgenden zu beschrei-
bende Kartoffelerzeugung von mehreren LPG in der Lausitz, im Ostteil des Bezirkes 
Dresden, zu nennen. 
 
Die Reflexion dieses Entwicklungsabschnittes, der am Anfang der großen Koopera-
tionswelle stand, soll am Beispiel der gemeinsamen Kartoffelerzeugung von 14 LPG 
des Kreises Görlitz, Bez. Dresden, vorgenommen werden. Die ab 1966 als „kooperative 
Beziehungen“ bezeichnete Arbeitsteilung und Zusammenarbeit dieser LPG steht gewis-
sermaßen als Muster des als „Ausweitung der horizontalen Kooperationsbeziehungen“ 
vom Staat vorgegebenen Grundsatzes für die weitere Entwicklung der LPG und einer 
modernen Landwirtschaft. 
 
Zu Beginn des Jahres 1966 entschlossen sich in der östlichen Oberlausitz die LPG „Ge-
schwister Scholl“, Typ III, Niederreichenbach, „Neuer Weg“, Typ III, Meuselwitz, und 
„Otto Buchwitz“, Typ III, Oberreichenbach/Mengelsdorf, Kr. Görlitz, im Rahmen der 
Feldwirtschaft, insbesondere aber auf dem Gebiet des Kartoffelanbaues, gemeinsam zu 
arbeiten. 1966 und 1967 beteiligten sich an der Zusammenarbeit weitere elf LPG aus 
dem Umkreis. Ziel der Zusammenarbeit war, Spitzenerträge bei Kartoffeln zu erreichen 
und die spezifischen Kosten zu senken. Die Perspektivpläne der 14 Partner-LPG sahen 
ohnehin eine Spezialisierung auf Speisekartoffelerzeugung vor, sodass sie folgerichtig 
begannen, als Hauptproduktionsrichtung jener Feldwirtschaftseinheit den Kartoffelan-
bau gemeinsam zu entwickeln.482 Bei der Organisation legten die LPG ihre Erfahrung 
zugrunde, dass sowohl die Speisekartoffel- als auch die Pflanzkartoffelerzeugung einer 
einheitlichen Leitung unterstellt werden muss. Dabei bildeten sie die kooperative Ein-
heit der gemeinsamen Kartoffelproduktion mit zwei technologisch getrennten Abteilun-
gen, die über eigene Maschinensysteme verfügten, wie nachstehende Übersicht auf S. 
336 zeigt. 
 
Dadurch wurde eine Konzentration und Spezialisierung des gesamten Kartoffelanbaues 
von 14 LPG mit einer landwirtschaftlichen Nutzfläche von 8.422 ha bzw. einer Acker-
fläche von 6.391 ha erreicht. Alle acht LPG des Speisekartoffelzentrums besaßen die 
staatliche Anerkennung als Spezialbetrieb für Speisekartoffeln und brachten demzufol-
ge genügend Erfahrungen in die zwischenbetriebliche Zusammenarbeit ein. Als erfah-
rene Landwirte gingen die Leitungskräfte der Partner-LPG relativ vorsichtig an die 
Entwicklung der Organisationsform heran, indem sie nicht sofort alle Arbeitsprozesse 
der Kartoffelproduktion gemeinsam durchführten und keine weiteren Schritte des Zu-





































Abb. 65 Übersichtsplan mit Lage der an der gemeinsamen Kartoffelerzeugung beteiligten LPG im Kr. Görlitz (gelb angelegt) und 
die späteren Kooperationsgebiete (farbig angelegt)  





Übersicht der beteiligten LPG 483 
Absaatenzentrum Melaune Speisekartoffelzentrum Reichenbach 
 ha LN ha AF  ha LN ha AF
LPG „Rotes Banner“,  
Typ III, Melaune    614    475 
LPG “Geschwister Scholl”,  
Typ III, Niederreichenbach 
   659    533 
LPG „Neues Leben“,  
Typ I, Melaune    124      90 
LPG „Otto Buchwitz“, Typ III,  
Oberreichenbach /Mengelsdorf 
   761    602 
LPG „Thomas Müntzer“, 
Typ III, Prachenau    521    428 
LPG „Neuer Weg“,  
Typ III, Meuselwitz 
1.204    967 
LPG „Vorwärts“,  
Typ I, Tetta    172    128 
LPG „Friedenswacht“,  
Typ III, Friedersdorf 
1.190    887 
LPG „Bauernfleiß“,  
Typ I, Buchholz    241    174 
LPG „Vereinte Kraft“,  
Typ III, Gersdorf 
1.008    710 
LPG „20. Jahrestag“,  
Typ III, Arnsdorf    480    359 
LPG „Aufbau“,  
Typ III, Sohland 
1.010    723 
   
LPG „Schöpsquelle“, 
Typ I, Sohland 
   239    184 
LPG „Spitzberg“,  
Typ I, Sohland 
   199    131 
Gesamt 2.152 1.654  6.270 4.737 
 
 
Die kooperative Einheit der gemeinsamen Kartoffelproduktion war darüber hinaus in eine 






























Die kooperativen Beziehungen gestalteten die Partner-LPG nach folgenden Prinzipien. 
 
Planung 
Der Kooperationsrat plante in acht innerhalb der Vegetationsperiode terminlich abgegrenz-
ten Planungsabschnitten, um die gemeinsame Kartoffelerzeugung besser in ein Vertrags-
system einbauen zu können: 
Abstimmung und Koordinierung der Anbauvorschläge der  
Mitgliedsbetriebe der KOG 15.06. 
Beratung in den LPG-Vorständen über die Sicherung staatlicher Planauflagen hin-
sichtlich Menge, Qualität und Reifegruppen 30.10. 
Vertragsabschluss zwischen Pflanzguterzeuger- und Speisekartoffelzentrum zur Siche-
rung des Pflanzgutbedarf  30.11. 
Kalkulation der Kosten für die Arbeitsabschnitte Ernte, Sortierung und Lagerung der 
Kartoffeln durch die ökonomische Gruppe des Kooperationsrates  30.11. 
Überprüfung der kalkulierten Kosten in den Brigaden und im Vorstand zur Übernahme 
der Kosten in den Betriebsplan der Partner-LPG, Ergänzung des Betriebsplanes der 
Partner-LPG hinsichtlich Erzeugungsmengen, einschließlich Speisekartoffelanteil, fi-
nanzielle Erlöse und Kosten für Bestellung sowie Pflege  31.12. 
Bestätigung des jeweiligen Betriebsplanes durch die Mitgliederversammlung der Part-












aufgaben, Übertragung der 
Standpunkte der LPG-Vor-
stände, Bearbeitung der Be-
schlussvorlagen des Kooperati-
onsrates, Beschlussfassung in der 
LPG
Koordinierung der gemeinsamen 
Arbeit, Vorbereitung und Ausar- 
beitung von Beschlussvorlagen 
für die Partner-LPG Bespre-
chung einmal monatlich und bei 
Kampagnevorbereitung 14-tägig 
Unterstützung und Beratung des 
Kooperationsrates durch die 
Ökonomische Gruppe, Leiter ist 
zugleich Verantwortlicher für die 
gemeinsame Kartoffelprodukti-
on, dem Kooperationsrat und der 
LPG rechenschaftspflichtig 
14 kooperierende LPG 
Mitgliederversammlungen, Dis- 













ner-LPG und Abschluss von Verträgen der Partner-LPG für technologische Vorleistun-
gen und Abnahme der Staatsplanmengen 31.01. 
Abschluss von Lieferungs- und Leistungsverträgen zur Durchführung von Pflanzen-
schutzmaßnahmen und Düngung zwischen Kooperationsrat und BHG im Auftrag der-
Partner-LPG, Abschluss von Verträgen zur Bereitstellung von Arbeitskräften und Ma-
schinen zur Rodung und Sortierung zwischen Kooperationsrat und der Partner-LPG
 31.03. 
Erarbeitung von Arbeitsablaufplänen für bestimmte technologische Arbeitsabschnitte 
(z. B. Pflanzenschutz, Rodung) durch Mitglieder des Kooperationsrates und Kartof-
felspezialisten der Partner-LPG jeweils 14 Tage vor Arbeitsbeginn 
 
Arbeitsorganisation 
Der Arbeitsorganisation der kooperativen Einheit lagen sechs Grundsätze zugrunde: 
Bei Bodenbearbeitung, Bestellung und Pflege waren die Partner-LPG für sich selbst 
verantwortlich  
 
Für diese Arbeitsabschnitte wurden über einfache Formen der Kooperation nur ausge-
wählte LPG eingesetzt, wobei deren Leistungen über selbst erarbeitete Verrechnungs-
preise zwischen den Partner-LPG verrechnet worden sind 
 
Die LPG Melaune, Prachenau und Tetta führten mit ihrer schweren mobilen Technik 
für alle Partner-LPG die gesamte Bodenbearbeitung durch 
 
Die LPG Oberreichenbach/Mengelsdorf und Unterreichenbach bestellten ihre Kartof-
felflächen gemeinsam 
 
Die LPG Friedersdorf und Gersdorf führten alle Arbeitsabschnitte für ihre beiden LPG 
von der Frühjahrsbestellung bis zum Roden gemeinsam durch  
 
Den Pflanzenschutz übernahm auf Vertragsbasis für alle Partner-LPG die agrochemi-
sche Brigade der BHG unter Leitung eines Pflanzenschutzagronoms, wobei deren 
Leistungen ebenfalls mittels Verrechungspreisen abgegolten wurden 
 
Organisation der Rodung 
Der Verdeutlichung der Größenordnung der kooperativen Kartoffelernte innerhalb einer 
KOG mit 8.422 ha LN soll das folgende Schema der Rodung von Speisekartoffeln im 












Arbeitskräfte und technische Geräte stellten die in den Rodekomplex Speisekartoffeln 
delegierenden LPG entsprechend ihres Anteils an der gesamten Speisekartoffelfläche 
8 LPG als anerkannte Spezialbetriebe für Speisekartoffeln 
Rodekomplex des Speisekartoffelzentrums Reichenbach 
34 Traktoristen 
  9 Fahrer der Vollerntemaschinen E 665 
24 weibliche Arbeitskräfte 
  1 Schlosser 
  1 Brigadier 
22 Traktoren und Anhänger 
  2 LKW 





und auf der Grundlage von in der DDR verwendeten technologisch begründeten Norma-
tiven zur Verfügung. Das bedeutete z. B. für die LPG „Otto Buchwitz“, Typ III, Ober-
reichenbach/Mengelsdorf, mit 602 ha AF die Gestellung von 2 Traktoristen, 2 Vollern-
temaschinenfahrern, 24 weiblichen Ak und 3 Traktoren mit Anhängern. 
 
Der Rodekomplex arbeitete in zwei Schichten, von 5°°–15°° h und 15°°–13° h. Um        
9 Vollerntemaschinen im ständigen Einsatz fahren zu können, mussten 10 Geräte vor-
gehalten werden. Alle zwei Stunden wurde eine Vollerntemaschine zur Durchsicht und 
Wartung aus dem Einsatz genommen. Sofern größere Reparaturen notwendig waren, 
die nicht auf dem Feld behoben werden konnten, wurde die Werkstatt der LPG „Ge-
schwister Scholl“, Niederreichenbach, dem innerbetrieblichen Vertrag gemäß herange-
zogen. 
 
Die Flächenleistung beim Roden im Jahre 1968 mit 8 Vollerntemaschinen betrug 
gerodete Fläche                                                                                      620      ha  
gerodete Fläche je Vollerntemaschine 77,5   ha 
Schichtleistung   9,84 ha 
Akh-Aufwand je ha gerodete Fläche 55,6   ha 
und wies damit eine hohe Maschinenauslastung auf. 
 
Organisation der Sortierung 
Die Sortierung von Speisekartoffeln erfolgte im Sortierkomplex, der eine Kapazität von 
20 000 t aufwies. Gleiches geschah hinsichtlich der Ak-Bereitstellung, zu der jede Part-
ner-LPG verpflichtet war, indem je Schicht zu stellen waren: 
  1 Schichtleiter (weiblich) 
24 Ak zur Sortierung 
  7 Ak zur Absackung 
  1 Maschinist 
  1 Schreibkraft 
Die Sortieranlage arbeitete im Dreischichteinsatz und erreichte im Jahre 1968 folgende  
Leistung. 
Sortierte Rohware 12.236 t 
Speiseware   7.150 t 
Rohware 2,40 Akh/t 
Speiseware 4,10 Akh/t 
Abschöpfungsgrad                   58,4 % 
 
 Vergütung 
Vergütung und Prämierung als Grundpfeiler der „materiellen Interessiertheit“ galten 
grundsätzlich im neuen ökonomischen System als ökonomische Hebel zur Steuerung 
der Produktion. 
 
Bei der gemeinsamen Kartoffelproduktion innerhalb dieser KOG wurde den beteiligten 
LPG von der kooperativen Einrichtung für die im Rode- und Sortierkomplex tätigen 
Mitglieder zur Vergütung ihrer Arbeit ein einheitlicher Betrag je AE überwiesen. Diese 
Verfahrensweise war aber nur bei Betrieben mit einem annähernd gleichen Produktions- 
und Vergütungsniveau möglich. Bei abweichenden Fällen in anderen KOG kam es 
durch eine solche Verfahrensweise zu Differenzen zwischen den Partnern, zumal die be-
teiligten LPG ihre jeweiligen Mitglieder nicht nach einheitlichen Bewertungen vergüte-
ten, sondern anhand ihres erwirtschafteten Vorschusswertes und der Jahresendaus-
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zahlung in Abhängigkeit ihres Betriebsergebnisses. 
  
 Finanzierung 
Die Investitionsfinanzierung nahm die gemeinsame Kartoffelproduktion als kooperative 
Einheit durch Umlagen auf der Basis der anteiligen Anbaufläche der Partner-LPG vor. 
Im konkreten Falle war ein Betrag in Höhe von 429,- M/ha Kartoffelfläche zur Finan-
zierung des Investitionsaufwandes für  
Technik des Rodekomplexes und    370.000 M  
Sortieranlage des Speisekartoffelzentrums    752.000 M 
d. h. gesamt 1.122.000 M 
zu erbringen. 
 
Als Bezugsbasis für die Finanzierung der Sortieranlage hatte der Kooperationsrat die 
geplante zu sortierende Bruttorohware gewählt. Das ergab einen Betrag von 47,- M/t. 
Die Partner-LPG erbrachten die Beiträge aufgrund ihrer Wirtschaftskraft ohne Inan-
spruchnahme verzinslicher Kredite oder staatlicher Förderungsmittel. Die LPG hatten 
darüber hinaus eine gemeinsame Investition für ein 10.000-t-Kartoffellagerhaus begon-
nen. Die Finanzierung sollte ebenfalls anteilig von jeder LPG entsprechend ihrer einzu-
lagernden Kartoffelmenge in M/t erfolgen. 
 
 Verrechnung 
Aufgrund ihrer besseren buchungstechnischen Voraussetzungen übertrugen die beteilig-
ten LPG der örtlichen BHG die Abrechnungsaufgaben, wobei die LPG zusätzlich 
Buchhaltungskräfte in die BHG delegierten. Das Beispiel der engen Zusammenarbeit 
von LPG und BHG ihres Versorgungsgebietes im Rahmen kooperativer Beziehungen 
trat in dieser Zeit häufig auf. Deutlich wurde diese Erscheinung besonders im Bezirk 
Karl-Marx-Stadt, wie die Mitwirkung von drei BHG im Bereich der KOG Bobritzschtal 
beweist. 
 
In der KOG Reichenbach bestand die Notwendigkeit, zur Verrechnung bzw. Abrech-
nung vielfältiger Leistungen zwischen den beteiligten LPG, aber auch zwischen LPG 
und der kooperativen Einrichtung gemeinsame Kartoffelproduktion im Laufe der Kam-
pagne detaillierte Kostenwerte zu sammeln. Somit konnten Kosten je ha und dt Pflanz- 
und Speisekartoffeln ermitteln werden. Gleichzeitig diente die Kostenanalyse der Schaf-
fung von Normativwerten für die Planung des finanziellen Produktions- und Reproduk-
tionsprozesses. 
 
Die Rodekomplexe des Speisekartoffelzentrums Reichenbach verfügten über gemein-
sam angeschaffte Kartoffelrodetechnik. Die Zugmittel stellten jedoch die beteiligten 
acht LPG zur Verfügung. Zur Verrechung dieser Leistungen arbeitete die gemeinsame 
Kartoffelproduktion mit diesen Vereinbarungspreisen (in M/h):484 
Traktor MTS 50 („Bjelarus“) für Sammelroder   8,20 M 
Traktor RS 36 („Famulus“)   6,50 M 
Traktor „Zetor“   7,00 M 
Anhänger   1,80 M 
Lkw 10,00 M 





Die Verrechnung gegenseitiger Leistungen erfolgte durch Umlage der im jeweiligen 
Jahr aufgetretenen Ist-Kosten auf jede beteiligte LPG. Im Jahr 1968 wurden bei Rodung 
541,-M/ha Speisekartoffeln bzw. 573,-M/ha Pflanzkartoffeln (gegenüber 600,-M/ha in 
der LPG „Otto Buchwitz“) und bei Sortierung 11,76 M/t Rohware (gegenüber 17,50 
M/t LPG „Otto Buchwitz) umgelegt. 
 
Im konkreten Falle der LPG „Otto Buchwitz“, Oberreichenbach/Mengelsdorf, ergab 
sich nach Abschluss der Kartoffelernte 1968 hinsichtlich der Kostenverrechnung am 
Jahresende folgendes Bild: 
Kosten für Ernte (84,20 ha x 541 M/ha Erntefläche)    45.550,- M 
Kosten für Sortierung (1.793 t x 11,76 M/t Rohware) + 21.082,- M 
Zwischensumme 1   (66.632,- M) 
Gutschrift für zur Verfügung gestellter 
Traktoren der LPG    14.683,- M 
Gutschrift für Vergütung 
der Arbeitskräfte an LPG + 18.821,- M 
Zwischensumme 2   (33.504,- M) 
Von LPG zu zahlender Betrag (12)485    33.128,- M  
 
Den mit den Partnern verrechneten Beträgen, die bei den LPG kostenwirksam gebucht 
wurden, standen die Erlöse für die verkaufte Ware (bei Speisekartoffeln auf Grundlage 




Materiell gesehen erzielte die LPG einen Durchschnittsertrag von 209 dt/ha bei einem 
Gesamtertrag von 17.926,9 t Kartoffeln, was bei einem Abschöpfungsgrad von 58,4 % 
10.469,3 t Speiseware ergab.  
 
Im Vergleich der Jahre erreichte die gemeinsame Kartoffelproduktion folgende Ergeb-
nisse. 
 
 1966 1967 1968 1969 
x -Ertrag der KOG (dt/ha) 172 186 209 195 
Abschöpfungsgrad (%)  
Speisekartoffelzentrum . .      58,4      77,7 
Qualität Anteil IA-Ware (%) .      55,3      94,5      98,0 
 
 Investitionen 
Die technischen Voraussetzungen für die Arbeit der kooperativen Kartoffelproduktion 
Reichenbach schufen sich in der Zeitspanne 1967–1969 die beteiligten LPG mit dem 
Bau eines 10-kt-Speisekartoffellagerhauses in Reichenbach, eines 4-kt-Pflanzkartoffel- 
lagerhauses in Melaune, Anschaffung eines Kartoffelvollerntemaschinenkomplexes à 
acht Kombines E 665 und Errichtung eines 20-kt-Kartoffelsortierplatzes. Ingesamt er-
forderte das Speisekartoffelzentrum Investitionen in Höhe von 4.588,7 TM, die von den 















Abb. 66 10-kt-Kartoffellagerhaus in Reichenbach mit 
 dem acht Vollerntemaschinen umfassenden 
 Rodekomplex 
Quelle: Schwonnek, B./Berger, H.: Die erfolgreiche 
 Entwicklung der Landwirtschaft des Kreises 
 Görlitz von der Befreiung vom Hitlerfaschis-
 mus durch die ruhmreiche Sowjetarmee bis
 zur Gegenwart, 1945–1985. Görlitz 1985, 
 S. 52 
 
Das Kartoffellagerhaus wurde von der ZBE Landbaugemeinschaft Görlitz, der ZBO 
Kiesdorf und dem KfL Görlitz/Niesky als Hauptauftragnehmer unter der Leitung der 
kooperativen Kartoffelerzeugung Reichenbach als Investitionsauftraggeber errichtet. 
Das Lagerhaus nahm die kooperative Abteilung im September 1969 in Nutzung. 
 
Von 1969–1971 wurden Selbstkosten in Höhe von 15,86 M/dt Speiseware mit den Part-
ner-LPG verrechnet. Im Lagerhaus waren 75 Arbeitskräfte eingesetzt, wovon 50 Ak in 
zwei Schichten arbeiteten.487 Die Arbeitskräfte, wie auch das ingenieurtechnische Per-
sonal des Baubetriebes Landbaugemeinschaft waren derart spezialisiert und losgelöst 
von den Tätigkeitsmerkmalen eines Landwirtschaftsbetriebes, dass ihre Bindung zur 
Ausgangs-LPG immer mehr verloren ging bzw. bei vielen Arbeitskräften gar nicht erst 
entstanden war. Die Projektierungsingenieure der Landbaugemeinschaft stammten nicht 
aus den LPG, sondern bewarben sich über den freien Arbeitsmarkt. 
 
Für 1970, einem Jahr, in dem sich in der gesamten DDR Tendenzen zur Herausbildung 
von ökonomisch und juristisch selbstständigen kooperativen Abteilungen in der Pflan-
zen- und Tierproduktion abzeichneten, wurden 1969 in der KOG Reichenbach die Vor-
bereitungen getroffen, in Form der Abteilung gemeinsame Kartoffelproduktion eine 
solche selbstständige Einheit zu schaffen. 
 
Anhand der Größen und des Umfanges der Kartoffelproduktion bei diesem Beispiel ließ 
sich Ende der sechziger Jahre eine Vorahnung für die Landwirtschaft, die sich bald in-
dustriemäßiger Produktionsmethoden bedienen sollte, ableiten. Acht Jahre nach der 
Vollkollektivierung fand für den ehemals selbstständigen, unternehmerisch denkenden 
und handelnden Bauern eine weitere Wandlung, nämlich zu einer im Schichtdienst täti-
gen Maschinenbedienungskraft, statt. 
  
 Propaganda 
Dass solche kooperativen Einrichtungen, vor allem wenn sie sich als ökonomisch vor-
teilhaft erwiesen, die Aufmerksamkeit des Propagandaapparates und der Funktionäre 












Abb. 67 Eine hochrangige Delegation von Funktionären der Landwirtschaft besuchte am 21.04.1970 die Kooperation Reichenbach. 
Der Sekretär für Landwirtschaft des ZK der SED, Gerhard Grüneberg, der eifrigste Verfechter des Kooperationsgedankens 
(mi.), im Gespräch mit dem Vorsitzenden der LPG Reichenbach und Kooperationsratsvorsitzenden, Stefan Prokop. Im Bild 
(li.) sind zu sehen: Heinz Hutzky, Erster Sekretär der SED-KL Görlitz, dazwischen der Vorsitzende des RLN Bez. Dresden, 
Benno Ziesch, Erste Sekretär  der SED-BL Dresden, Werner Krolikowski (re.). 
Quelle: Schwonnek, B./Berger, H.: Die erfolgreiche Entwicklung der Landwirtschaft des Kreises Görlitz von der Befreiung vom 
Hitlerfaschismus durch die ruhmreiche Sowjetarmee bis zur Gegenwart, 1945–1985. Görlitz 1985, S. 53 
 
Nach derartigen Auftritten blieb im Regelfall eine weitere staatliche Förderung in finan-
zieller und materieller Hinsicht nicht aus. Dies stützt die These von der Wirkung der 
„weichen Standortfaktoren“, wie sie von Anfang an bei der LPG-Entwicklung zu beob- 
achten war (vgl. Pkt.3.1.1.7, S.139 ff., Pkt. 3.1.2.5, S. 279 ff. und Pkt. 3.1.4.2, S. 402 
ff.). Den Austausch der Kulturen und die Konzentration des Kartoffelanbaues im Rei-
chenbacher Gebiet werden viele umliegende LPG und KOG, die sich schon seit längerer 
Zeit vom Kartoffelanbau trennen wollten, da er bei ihnen nicht kostendeckend betrieben 
werden konnte, begrüßt haben. 
 
- LPG nach dem VII. Parteitag der SED, 1967–1968 
Die zweite Phase des neuen ökonomischen Systems ist neben dem Abschluss der Kollekti-
vierung als die bedeutsamste Phase innerhalb der Entwicklungsetappe der LPG im Unter-
suchungszeitraum zu bezeichnen. Von dieser Phase gingen wichtige Impulse für die ge-
samte Kooperationsbewegung aus, die nach Gerhard Grünbergs Intention in naher Zukunft 
zur Industrialisierung der Landwirtschaft führen sollte. Deshalb soll mit einem weiteren 
sächsischen Beispiel die Herausbildung von kooperativen Beziehungen und ihre Weiter-
entwicklung nachgezeichnet werden.  
 
Vom 17.–22.04.1967 fand, dem geänderten Vier-Jahres-Turnus folgend, der VII. Parteitag 
der SED statt. Dabei ging es darum, die seit dem VI. Parteitag 1963 erreichten Ergebnisse 
abzurechnen und die weiteren Direktiven der Politik der SED zu begründen. Der Parteitag 
beschloss die „Gestaltung des entwickelten gesellschaftlichen Systems des Sozialismus“ in 
der DDR. Die Delegierten trafen optimistisch die Feststellung, dass sich die DDR in der 
Periode der „Vollendung des Sozialismus“ befinde. Folglich hätte die vorangegangene 
Periode des „Aufbaues des Sozialismus“, wie ihn der VI. Parteitag der SED 1963 verkün-
det hatte, im Wesentlichen erfolgreich abgeschlossen sein müssen.  
 
In der Landwirtschaft der DDR hatten nach der letzten Kollektivierungswelle 1960/61, wie 
sich die SED verstanden wissen wollte, die „sozialistischen Produktivkräfte und Produk-
tionsverhältnisse“ gesiegt. In der Industrie war dies seit der Beseitigung des Privateigen-
tums durch Enteignung und VEB-Bildung bereits wesentlich früher geschehen. Es galt, für 
diesen Bereich der Volkswirtschaft den letzten Schritt zum Sieg des Sozialismus zu tun. 
Deshalb setzte die SED die Verstaatlichung der noch vorhandenen privaten sowie halb-
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staatlichen klein- und mittelständischen Unternehmen durch. 
 
Mit der abschließenden konstituierenden ZK-Tagung des VII. Parteitages am 22.04.1967 
wurde Walter Ulbricht erneut als Erster Sekretär des ZK der SED gewählt. Nach dem  
VII. Parteitag 1967 gab es wiederum einen Kurswechsel. Neuorientierungen stellten nichts 
Ungewöhnliches für die Politik der SED dar und galten, im Gegenteil, als Ausdruck       
marxistischer Dialektik. Als Kernstück des neuen „entwickelten gesellschaftlichen Sys-
tems des Sozialismus“ wurde das „ökonomische System der Wirtschaft“ erklärt. Hier zeig-
te sich der zyklische Charakter der SED-Wirtschaftspolitik. Dieses Mal wich man wieder 
ab vom doktrinären Kurs nach dem „Kahlschlagplenum“ der SED vom Dezember 1965 zu 
einer fachlich qualifizierteren, nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten orientierten, Leitung. 
In die oberen Gremien von Partei und Regierung wurden in stärkerem Maße Wirtschafts-
fachleute einbezogen. Eine Ausnahme blieb unter diesen Funktionären Gerhard Grüneberg. 
  
Der Brandenburger Gerhard Grüneberg, seit 1960 Sekretär für Landwirtschaft des ZK und 
seit 1963 Mitglied des Landwirtschaftsrates bzw. Rates für landwirtschaftliche Produktion 
und Nahrungsgüterwirtschaft, wurde zum für die Landwirtschaft zuständigen Mitglied des 
Politbüros des ZK gewählt. Von da an bestimmte Gerhard Grüneberg als fachlicher Laie 
maßgeblich die Agrarpolitik in der DDR. Ihm ist die volle Verantwortung für alle in seiner 

















Abb. 68 Gerhard Grünberg (li.), Lotte und Walter Ulbricht (mi.) mit Vertretern des 
 Partei- und Staatsapparates auf der Landwirtschaftsausstellung in Markklee-
 berg 1966 im Gespräch mit LPG-Delegierten 
Quelle: Tierzucht, Fachzeitschrift für Züchtung, Fütterung und Haltung 21. Jg.,       
 H. 4., Berlin (Ost) 1967, S. 435 
 
Im Prinzip handelte es sich schon wieder um eine Abkehr von der strengen Ideologisierung 
nach dem 11. Plenum des ZK der SED vom Dezember 1965 und die Einsicht, den „öko-
nomischen Wettlauf der beiden gesellschaftlichen Systeme“ unter dem Primat der Ideolo-
gie nicht gewinnen zu können. Der Vergleich mit den Zeiten von Ende 1963/1964, als von 
Erich Apel und seinen Mitstreitern mit dem NÖSPL eine Wirtschaftsreform angestrengt 
wurde, drängt sich auf.  
 
Ziel der Beschlüsse des VII. Parteitages vom Juli 1967 war u. a. eine Konsolidierung der 
Agrarwirtschaft über den Weg „der weiteren und vertieften Kooperation“. Als wichtigste 
Direktive für die Landwirtschaft wurde die Kooperation als der einzig gangbare Weg für 
die Weiterentwicklung der Landwirtschaft und als „Hauptkettenglied beim Übergang zu 
industriemäßigen Leitungsmethoden in der Landwirtschaft“ bei den weiteren Tagungen der 
SED-Spitze herausgestellt. Kooperation, zum Schlagwort geworden, sahen Partei und 
staatliche Leitung als „Wunderwaffe“ in der Landwirtschaft bei der Lösung der volkswirt-
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schaftlichen Aufgaben an. Sie wurde den LPG regelrecht verordnet. Sehr häufig pflegten 
die Funktionsträger in der Landwirtschaft bereits von industriemäßigen Methoden sowohl 
bei der Leitung als auch bei der materiellen Produktion zu sprechen. Die industriemäßigen 
Methoden in der Landwirtschaft waren die Vorboten des Fernzieles der SED-Agrarpolitik, 
der industriemäßigen Produktion bzw. einer Industriealisierung. Mithilfe dieser, so glaubte 
die SED-Führung, die Probleme bei der Erreichung einer höheren Produktion und Arbeits-
produktivität, einer verbesserten Effektivität und besseren Versorgung der Bevölkerung 
mit Agrarprodukten lösen zu können. Der Weg dahin sollte aber nicht direkt und über Be-
triebsvergrößerungen führen. Demgegenüber sollte die Kooperation der Agrarbetriebe das 
Mittel zum Zweck sein. Die Kooperation musste aber vorläufig derart entwickelt werden, 
dass stark spezialisierte und konzentrierte Produktionsbetriebe an Stelle der herkömmli-
chen LPG treten konnten. Über diese Zwischenstufen konnten erst in den siebziger Jahren 
in Pflanzen- und Tierproduktion getrennte LPG als Träger der industriemäßigen Produkti-
on unter Missachtung des Leninschen Prinzips der Freiwilligkeit „von oben“ durch staatli-
che Administration, geschaffen werden. Vorläufig, bis 1967/68, hatte es sich noch um eine 
„einfache“ Kooperationsform ohne gemeinsame Fonds gehandelt. Das Hinarbeiten der 
SED auf den nächsten Schritt der Entwicklung der LPG, der ohne Zweifel weder den selbst 
erfundenen Prinzipien des „Leninschen Genossenschaftsplanes“ noch dem damaligen Ent-
wicklungsstand der LPG entsprechend getan wurde, nahm seinen Lauf. Die LPG befanden 
sich noch im Stadium der Überwindung wirtschaftlicher Probleme, d. h. der sogenannten 
Festigungsperiode, wie sie die Agrarpolitik die Zeitspanne von 1960–1964 bezeichnete, 
deren Ende aber noch nicht abzusehen war.  
 
Bereits am 17.06.1967 referierte Walter Ulbricht auf einer Tagung vor Partei- und Staats-
funktionären der Landwirtschaft anlässlich der Eröffnung der agra Markkleeberg zum 
Thema: „Die Kooperation – Grundlage des Überganges zu industriemäßiger Produktion in 
der Landwirtschaft“. Es ging also schon wenige Wochen nach dem Parteitag nicht mehr 
nur um den Übergang zu industriemäßigen Leitungsmethoden sondern um industriemäßige 
Produktion an sich, nach der die bisher größtenteils noch nicht richtig gefestigten LPG 
wirtschaften sollten. Im Zuge dieser politischen Orientierung entstanden erste Kooperati-














Abb. 69 Besuch der agra 67 durch eine Partei- und Regie-
 rungsdelegation, v.l.n.r.: Lotte und Walter            
   Ulbricht, Gerhard Grüneberg, Georg Ewald  
 (vorn re.) 
Quelle: Tierzucht, Fachzeitschrift für Züchtung, Fütte-
 rung und Haltung, 21. Jg., H. 9., Berlin (Ost) 
 1967, S. 434 
 
Die etappenweise Entwicklung kooperativer Beziehungen zwischen LPG im Primärpro-
duktionsbereich, speziell in der Feldwirtschaft, mit ihren typischen Erscheinungen lässt 
sich am Beispiel der 1966 gegründeten KOG Schenkenberg in Nordsachsen nachvollzie-
hen. Die kooperative Entwicklung hatte sich in vier Schritten vollzogen. Die beginnende 
vertikale Kooperation kann als fünfter Schritt angesehen werden. Bei der Ursprungs-LPG 
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Schenkenberg handelte es sich um eine der LPG in den Bezirken, die sich der besonderen 
Gunst von Dienststellen der SED sowie der staatlichen Leitung erfreuen konnte, eine star-
ke finanzielle und materielle Förderung genossen und ein relativ gutes Betriebsergebnis 
erwirtschaftete. Solche LPG wurden gerne als „Schrittmacher“ vorgeführt, um agrarpoliti-
sche Ziele mithilfe von Beispielbetrieben durchsetzen zu helfen. 
 
Die Kooperation Schenkenberg, Kr. Delitzsch, Bez. Leipzig 
Die „weitere und vertiefte Kooperation“, wie sie der VII. Parteitag der SED im April 1967 
beschlossen hatte, kann am Beispiel einiger LPG im nordwest-sächsischen Bereich Schen-
kenberg gleichsam lehrbuchmäßig nachvollzogen werden.489 Die kooperativen Beziehun-
gen in der Feldwirtschaft spielten sich während der Jahre 1966 und 1967 in zwei Schritten 
ab, bevor sie danach mit weiteren Schritten eine neue Qualität erreichten.  
 
• Erster Schritt: KOG-Gründung und Komplexeinsatz bei der Getreideernte 
Der erste Schritt bestand im Komplexeinsatz bei Erntearbeiten. Im März 1966, nach ei-
nem Treffen von LPG-Leitungskräften, gründeten die fünf LPG Typ III: 
„Immer voran“, Benndorf, 602 ha LN 
„Deutsch-Sowjetische Freundschaft“, Pohritzsch, 311 ha LN 
„Leinetal“, Sausedlitz, 1.042 ha LN 
„7. Oktober“, Schenkenberg, 1.191 ha LN 
„Georgi Dimitroff“, Zaasch, 714 ha LN 
LPG Typ I „Benndorf“ und  
„Flemingstal“, Kertitz490, 25 ha LN, eine Kooperationsgemeinschaft 
 
Zu Beginn des Jahres 1967 verschmolzen die beiden Benndorfer LPG zu einer LPG      





Abb. 70 Übersichtsplan der KOG Schenkenberg. M 1: 25.000 
Quelle: Planer, R.: Die Entwicklung der kooperativen Pflanzenproduktion in der Kooperationsgemeinschaft Schenkenberg. 
Ingenieurarbeit Dahlen-Döbeln 1970, Anlage 2 
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Am Anfang bestand unter den LPG-Mitgliedern Ablehnung des Kooperationsgedankens 
und die Meinung: „Schenkenberg wird uns schlucken, wir werden eine Groß-LPG“, 
„warum so umständlich, besser wir schließen uns gleich zusammen“, oder „warum sol-
len wir die denn übernehmen?“.  
 
Bei den ersten organisatorischen Vorbesprechungen des Kooperationsrates standen Pla-
nungsprobleme, Maschinenkauf, Bauvorhaben für das Jahr 1967, Perspektive der ein-
zelnen LPG und gemeinsamer Pflanzenschutz im Vordergrund. Eine gemeinsame 
Pflanzenproduktion wurde nicht für notwendig erachtet, wohl aber kooperative Bezie-
hungen in der Viehwirtschaft. Dabei hatten die LPG vor allem um eine „Weg-
spezialisierung“ bestimmter Zweige ihrer Viehwirtschaft, wie Geflügelhaltung und Rin-
dermast, welche betriebswirtschaftliche Schwierigkeiten bereiteten, im Auge. Gemein-
samer Pflanzenschutz wurde ebenfalls verworfen. Nach Agitation verschiedener gesell-
schaftlicher Organisationen, wie z. B. der DBD, wurde schließlich der Aufbau der Ko-
operationsgemeinschaft beschlossen.491 
 
Die KOG bewirtschaftete eine genossenschaftlich genutzte Fläche von 3.879,60 ha. Die 
kooperative Einheit erstreckte sich in west-östlicher Richtung auf 20 km und in nord-
südlicher Richtung auf 6 km. Diese Ausdehnung vermittelt die Größenvorstellung eines 
Kooperationsbereiches zu Beginn der Kooperationsbeziehungen aus der Zeit der „weite-
ren und vertieften Kooperation“, wie es bereits 1966 entstanden war. 
 
Die ökonomischen Standortfaktoren und Kennzahlen der kooperierenden LPG ließen 
sehr unterschiedliche Produktionsvoraussetzungen erkennen. Zum Beispiel hatte die 
LPG Sausedlitz eine Ausstattung von 17,8 Ak/100 ha und die LPG Pohritzsch492 von 
30,0 Ak/100 ha. Hinsichtlich des Mot-PS-Besatzes betrugen die Unterschiede bis zu 
100 %. Ähnlich verhielt es sich bei den ökonomischen Kennzahlen wie Bruttoprodukti-
on, Selbstkosten, Reineinkommen, Akkumulation und AE-Verbrauch. Dementspre-
chend erreichten die einzelnen LPG auch ein sehr unterschiedliches Produktionsniveau. 
Um diesem Zustand abzuhelfen, verfolgte die Kooperation mehrere Ziele, nämlich 
hohen Stand des Produktionsniveaus, 
Aufbau von Hauptproduktionseinrichtungen (beim Übergang der LPG zu Haupt-
produktionsrichtungen stand die Viehwirtschaft anfänglich im Interesse der LPG. Da 
aber die Pflanzenproduktion aufgrund der Orientierung seitens der staatlichen Lei-
tung, d. h. von „oben“, vorrangig kooperativ entwickelt werden sollte, passten sich 
die LPG dem an und nahmen den Umbau ihres Anbauprofiles zu Hauptproduktions-
zweigen vor, z. B. Ölfrüchte in zwei LPG, Feldfutterbau und Grünmehlherstellung in 
der LPG Schenkenberg (dadurch kam es zum Austausch und zur Ausgliederung von 
bestimmten Produktionszweigen), 
hohe Auslastung der technischen Ausstattung, 
Steigerung der Arbeitsproduktivität, 
Verbesserung des sozialen und kulturellen Niveaus der Beschäftigten, 
Überwindung der Unterschiede im Produktionsniveau der beteiligten LPG, 
Abbau der „Warenhausproduktion“ der LPG und 
Erschließung von Reserven jeglicher Art. 
 
Die LPG legten das Schwergewicht bei ihrer Zusammenarbeit auf die Erreichung hoher 
und stabiler Erträge durch Einführung des sogenannten komplexen Einsatzes der land-
technischen Großgeräte, die Erhöhung der Bodenfruchtbarkeit und die bessere Einhal-
tung agrotechnischer Termine. 
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Systematische Hebung der Bodenfruchtbarkeit, rationelle Nutzung von Boden und Ma-
schinen neben rascher Einführung wissenschaftlicher Erkenntnisse, die der Landwirt-
schaft dienen können, entsprachen auch den Entschließungen des IX. Deutschen Bau-
ernkongresses vom Februar 1966. Übereinstimmung bestand bei den Kooperationspart-
nern, dass die Organisationsform der Kooperation in der Feldwirtschaft abhängig vom 
Entwicklungsstand und von der sozialen, personellen Zusammensetzung der kooperie-
renden LPG gewählt werden musste. Ebenso war das Leitungspersonal der LPG davon 
überzeugt, dass es einen Trend von einfachen zu höher entwickelten Formen der Koope-
ration geben werde. Einigkeit bestand darüber hinaus, dass die ökonomische, politische 
und juristische Selbstständigkeit der LPG erhalten werden müsse und nur von den be-
schlussfähigen Mitgliederversammlungen bestätigte Maßnahmen der zwischenbetriebli-
chen Zusammenarbeit durchgeführt werden können bzw. einheitliche Beschlussfassun-
gen vorliegen müssen. 
 
• Zweiter Schritt: Komplexeinsatz bei der Getreide- und Zuckerrübenernte 1966 493  
In Schenkenberg wurde die gemeinsame Feldarbeit in einer Form begonnen, die keine 
zusätzlichen Investitionen oder Veränderungen der Organisation in den einzelnen betei-
ligten LPG voraussetzte. 494 Die landtechnischen Großgeräte und die Arbeitskräfte aller 
Kooperationspartner gemeinsam einzusetzen, stieß anfangs auf geteiltes Einverständnis 
der LPG-Mitglieder. Auch später, z. B. nach Beendigung der Herbstarbeiten 1966, er-
klärten sich die Vertreter der LPG Pohritzsch zunächst nicht mit dem Schichteinsatz in 
der Kampagne und mit der Delegierung ihrer Ak und Maschinen zu den Komplexein-
sätzen einverstanden. Die Mitglieder strebten den Austritt aus der KOG an und führten 
Argumente, wie „Fehler, die in der Vergangenheit in der Landwirtschaft gemacht wor-
den sind, man könne auch alleine die Arbeit schaffen und höhere Erträge erzielen und 
andere LPG kooperierten auch, aber nicht in einem derartigen Tempo“ an. 
 
Aus diesen Vorbehalten kann abgeleitet werden, dass es mit den demokratischen Prin-
zipien in der KOG und solider ideologischer Vorbereitung doch nicht so gut bestellt 
war. Erst nach „eingehenden Aussprachen“ 495, die politischen Druck „von außen und 
von oben“ vermuten lassen, verblieb die Pohritzscher LPG in der KOG.  
 
Bei vielen verantwortlichen LPG-Mitgliedern war dennoch die Erkenntnis so weit ge-
reift, dass die modernen Maschinen inzwischen die überalterte Landtechnik vom Ende 
der fünfziger Jahre und Anfang der sechziger Jahre ablösen mussten. Es war zwar nicht 
so, dass die neue Technikgeneration ohne Weiteres und bedarfsgerecht vom staatlichen 
Handel zur Verfügung gestellt werden konnte, der Produktionsumfang der Landtechnik-
Industrie war zu gering. Aber die neuen und in Aussicht stehenden Maschinensysteme 
verlangten größere Flächen und Organisationseinheiten. Dieser Umstand war zumindest 
den Verantwortlichen in den LPG bewusst. 
 
Die Vorbereitung für den Komplexeinsatz begann bereits im April 1965. Im Koope-
rationsrat und in den beigeordneten Kommissionen wurde der „Maßnahmeplan zur ver-
lustlosen Einbringung der Ernte“ ausgearbeitet. Der Entwurf stand im Juni 1966 in den 
LPG zur Diskussion. Ebenso lag er den „gesellschaftlichen Kräften“, wie Parteien und 
Gemeindeverwaltungen, in den Dörfern vor. Im Zuge der weiteren Planungen des 
Komplexeinsatzes bereitete die KOG in einer Aktivtagung alle Beschäftigten, die an 





Den Maßnahmeplan berieten die LPG und bestätigten ihn anschließend in ihren Mit-
gliederversammlungen. Beim „Tag der Erntebereitschaft“ zog die KOG die für den 
Komplexeinsatz geplante Technik in Schenkenberg zusammen, wo sie im Technik-
stützpunkt von einer paritätischen Kommission auf ihren Zustand und ihre Einsatzbe-
reitschaft überprüft wurde. 
 
Hierbei gab es in den LPG Diskussionen, da in den anderen Partner-LPG diese Über-
prüfung hätte auch stattfinden können. Offenbar hatte man zu der großen, bekannten 
und als „Leit-LPG“ fungierenden LPG Schenkenberg kein rechtes Vertrauen. Mit der 
Überprüfung sollte aber erstmalig komplexer Einsatz demonstriert werden. Später, nach 
der Getreideernte, überprüfte die Wettbewerbskommission die Komplextechnik wieder 
getrennt in den einzelnen LPG. Als nächster Schritt, nach Bestätigung des Maßnahme-
planes, schlossen die sechs kooperierenden LPG am 04.06.1966 einen Kooperationsver-





















Abb. 71 Vertrag zur Ernte 1966 im Kooperationsbereich Schenkenberg vom 04.06.1966 zwischen sechs Kooperationspartnern 
Quelle: Planer, R.: Die Entwicklung der kooperativen Pflanzenproduktion in der Kooperationsgemeinschaft Schenkenberg. 
Ingenieurarbeit Dahlen-Döbeln, 1970, Anlagen 
 
Bei Aufnahme von Kooperationsbeziehungen galt allgemein das Vertragsrecht der 
DDR. Die LPG-Leitungskräfte mussten sich aber erst an die Arbeit mit rechtlichen 
Normen gewöhnen. Zu Anfang der Kooperation in Schenkenberg trafen die Vertreter 
der Beteiligten lediglich mündliche Absprachen. Aber im weiteren Verlauf ging man 
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wegen des zunehmenden Umfangs der Leistungen zur schriftlichen Vertragform über, 
wobei es diesen Verträgen zuweilen an Konkretisierungen mangelte. Zum Beispiel ent-
hielt der Vertrag vom 04.06.1966 lediglich als Endtermin den 25.08.1966 und den Hin-
weis auf den bestätigten Maßnahmeplan. Mit derartigen Verträgen konnten sich die 
Vertragspartner nicht gegenseitig in die Verantwortung nehmen.  
 
Als wirksamer und interessanter für die Mitglieder der Arbeitskollektive erwiesen sich 
dagegen die Verträge mit dem Kooperationsrat über die Prämiengewährung bei termin- 
und qualitätsgerechter Aufgabenerfüllung gemäß Maßnahmeplänen.497 Wenn es um 
persönliche Einkünfte ging, wurden normalerweise alle Mitglieder aufmerksam.  
 
Ein besonderes Problem war die Verrechnung der Leistungen der einzelnen LPG. Die 
Verrechnung erfolgte in der KOG anhand einheitlicher Verrechnungssätze. Diese be-
gründeten sich auf allgemeingültigen wissenschaftlichen Richtwerten und Ergebnissen 
LPG-eigener Kostenrechnung.  
 
Im Gegensatz zu vielen LPG, bei welchen die Erfassung und Analysen nicht so genau 
waren, um als Grundlage eines gut funktionierenden „ökonomischen Hebels“ dienen zu 
können, gab es in der KOG Schenkenberg bei der Schaffung dieser Verrechnungssätze 
keine Schwierigkeiten. Die gutnachbarlichen Beziehungen zum AdL-Institut in Böhlitz-
Ehrenberg spielten dabei eine Rolle. Die vergebenen Arbeitseinheiten für den Komple-
xeinsatz wurden zum zwischengenossenschaftlichen Gebrauch mit 13,- M/AE einheit-
lich bewertet. Im Gegensatz dazu bewerteten andere KOG die AE nach den realen Wer-
ten der jeweiligen kooperierenden LPG, wie z. B. die 14 LPG der gemeinsamen Kartof-
felerzeugung im Gebiet um Reichenbach, Kr. Görlitz. Wichtig war, beim Vergütungs-
system keine Ungleichheiten zwischen Komplexeinsatz und Arbeit in den Ausgangs-
LPG zuzulassen. 
 
Die Abrechnung der Leistungen der LPG bedeutete nicht nur für den Komplexleiter, 
sondern auch für die Buchhaltungskräfte der LPG einen hohen Arbeitsaufwand. Die 
LPG mussten zusätzlich jeweils eine Ak für die Erfassung von Kosten und Abrechnung 
in ihrer Buchhaltung einstellen. Zur Stimulierung der Arbeitsleistung der Arbeitskräfte 
wurden – immerhin befand man sich noch in der Zeit des neuen ökonomischen Systems 
– Vergütung und Prämierung dem Einsatz im Komplex angepasst. Die im Komplex  
Getreideernte beschäftigten Arbeitskräfte mussten in ihren LPG nach einheitlichen 
Normen abgerechnet werden. Ungleichbehandlung der Menschen hätte das gesamte ko-
operative Vorhaben erheblich gefährden können. Diese Anpassung arbeitete die Norm-
Kommission des Kooperationsrates aus.  
 
Der Mähdrusch in der KOG basierte auf neun Mähdreschern, die die beteiligten LPG 
besaßen, mit einer Leistung von 5 ha/Schicht. 40 Schichten bzw. 62 Kalendertage wären 
für die gesamte Ernte notwendig gewesen. Um die Erntedauer und Ernteverluste, die 
weitere Kosten bedeuteten, zu verringern, hatte sich der Kooperationsrat um zusätzliche 
Mähdrescher aus dem Erzgebirge bemüht. Damit wurden insgesamt 14 Mähdrescher, in 
zwei Gruppen aufgeteilt, im Schenkenberger Bereich gemeinsam eingesetzt.  
 
Nach Aussagen der Verantwortlichen für die Getreideernte lieferte vor allem die zweite 
Säule des Getreide-Komplexeinsatzes, die Strohbergung, den Beweis für die Vorteile 
einer solchen Form der zwischenbetrieblichen Arbeit im Jahre 1966.498 Die Arbeitskräf-
te erreichten bei der Strohbergung eine hohe Auslastung der vier Niederdrucksammel-
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pressen, indem im Mehrschichtbetrieb an nur 29 Tagen auf 1.113 ha Stroh geborgen 
wurde. Die Flächenleistungen lagen zwischen 170 und 308 ha je Presse und damit  
ca. 100 ha über dem Durchschnitt der DDR. Die Erfolge der bei Strohbergung Beschäf-
tigten würdigte der Kooperationsrat mit dem sogenannten Staatstitel „Kollektiv der so-
zialistischen Arbeit“. Als ideelle Ergebnisse wertete der Kooperationsrat außerdem den 
Abbau von „Betriebsegoismus“ und die Zunahme von kollegialen Beziehungen zwi-
schen den Mitgliedern der beteiligten LPG.499 In den Wintermonaten erhielten in Schu-
lungen die im „Komplex“ Beschäftigten Kenntnisse über die Kooperation im Allgemei-
nen und die Schenkenberger KOG im Speziellen vermittelt.500  
 
Mit diesem Schritt war der Weg für weitere Komplexeinsätze geebnet worden.501 Den 
nächsten Schritt der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit in der KOG gingen die 
LPG im darauffolgenden Jahr.  
 
• Dritter Schritt:  Ständige Komplexbrigaden in der Feldwirtschaft  
Zu Beginn des Jahres 1967 gingen die LPG der KOG zu einer weiterreichenden Form 
der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit über, indem sie bereits für die Frühjahrsbe-
stellung Maschinen und Arbeitskräfte im Komplex einsetzten. Sie dehnten den Kom-
plexeinsatz über Pflegearbeiten und Ernte sogar bis zur Winterfurche aus. Zum Zwecke 
der Leitung und Durchführung des Komplexeinsatzes wurde eine zwischengenossen-
schaftliche Brigade der Feldwirtschaft (ZGB), zu der vier fruchtartenspezifische Kom-
plexbrigaden gehörten, gebildet und dem Kooperationsrat unterstellt.502 
 
Das hatte zur Folge, dass sich die Komplexbrigadeleiter fachlich auf bestimmte Frucht-
arten spezialisieren mussten und ganzjährig für alle dazugehörenden Arbeitsarten einge-
setzt wurden. Gleiches traf auch für alle anderen Arbeitskräfte der Komplexe zu. Für 
den Zuckerrübenanbau bildete die KOG zusätzlich drei Meisterbereiche mit je zwei 
Schichten503 für drei Arbeitsarten. Man arbeitete nach dem Grundsatz „die Leitung nach 
der Fruchtart und die Organisation nach der Arbeitsart“. 
 
Derartige Neustrukturierungen gingen in den LPG und KOG nicht ohne Reibungen ab. 
Sie bedeuteten immer das Aufgeben bisheriger Denkgewohnheiten und die persönliche 
Identifikation mit dem fachlichen Fortschritt. Jegliche Umschwünge fielen den Beschäf-
tigten im ländlichen Raum schwerer als denen in der Industrie. Gleichermaßen kam es 
in der Kooperation zu einem gewissen „Gerangel um die Posten“ und das Auswechseln 




Abb. 72 Organisationsstruktur der Feldwirtschaft mit Komplexbrigaden in der KOG Schenkenberg 1967 
Quelle: Planer, R.: Die Entwicklung der kooperativen Pflanzenproduktion in der Kooperationsgemeinschaft Schenkenberg. 
Ingenieurarbeit Dahlen - Döbeln, 1970, S. 9 
 
Im Unterschied zum Jahre 1966 verblieben die von den LPG bereitgestellten Maschinen 
und Arbeitskräfte nach den Kampagnen in den Komplexbrigaden und standen für den 
nächsten Einsatz in der Feldwirtschaft im folgenden Jahr weiterhin zur Verfügung. Bei 
dieser Kooperationsform handelte es sich demzufolge um eine ganzjährige gemeinsame 
Arbeit im Gegensatz zu der befristeten des Vorjahres. Die Kommission Feldwirtschaft 
und Technik des Kooperationsrates erarbeitete Entwürfe von Maßnahmeplänen für die 
einzelnen Kampagnen als Grundlage für den Komplexeinsatz von Maschinen und Ar-
beitskräften, welche vom Kooperationsrat zu bestätigen waren. Die Maßnahmepläne 
enthielten Aufgaben und Leitungsstruktur der Brigaden, Normen und Verrechnungs-  
sätze, den „Plan der Technik“ und Arbeitskräfte, Wettbewerbs- und Prämienbedingun-
gen sowie den Plan für Versorgung, Transport und Arbeitsablauf.504 
 
Um die Regelungen zwischen den Partnern der gemeinsamen Feldwirtschaft verbind-
licher zu gestalten, arbeitete die Zwischengenossenschaftliche Brigade (ZGB, vgl. vor-
stehendes Schema) auf Grundlage mehrseitiger Vereinbarungen, obwohl diese im 




ristischen Person. Vertragsverletzungen konnten nicht eingeklagt werden und zogen 
auch keine Sanktionen nach sich. Sie hatten bestenfalls als Klagen vor dem Kooperati-
onsrat eine moralische Wirkung. Die Anwendung des neuen Vertragssystems, inzwi-
schen auch zum „ökonomischen Hebel“ erklärt, nahm aber bereits einen breiten Raum 
in den zwischenbetrieblichen Beziehungen der LPG ein. 
 
Die Schenkenberger Regelungen umfassten Verträge zwischen 
den Vorsitzenden und Leitern der pflanzlichen Produktion der beteiligten LPG sowie 
BHG, VEAB, Zuckerfabrik und Kreisbetrieb für Landtechnik zur Durchführung des 
komplexen Einsatzes der Technik und Arbeitskräfte in der pflanzlichen Produktion, 
dem Kooperationsrat der KOG, der zwischengenossenschaftlichen Brigade, den 
Komplexbrigadeleitern für Kartoffel-, Getreide-, Feldfutter- und Zuckerrüben-
produktion, als Neuheit Pflügen und Dungausbringung, und der Kommission Feld-
wirtschaft,505 
den Leitern der Komplexbrigade und den Leitern der Feldwirtschaft der kooperie-
renden LPG (mit diesem wurde vor allem Zuführung und Abgabe von Maschinen 
und Ak vereinbart und Prämien aus dem Wettbewerbsfonds des Kooperationsrates 
für Vertragserfüllung vorgesehen) und 
dem Leiter der jeweiligen Komplexbrigade und dem Leiter der Feldwirtschaft der 
jeweiligen LPG über Einhaltung bestimmter Qualitätsmerkmale und Durchführung 
bestimmter Leistungen. 
 
Besondere Bedeutung erlangte der komplexe Einsatz bei der Getreideernte. In der Kom-
plexbrigade Getreide mussten 13 Mähdrescher mit Nachfolgetechnik koordiniert und 
ausgelastet werden, wobei es auch um die Einhaltung agrotechnischer Termine für Fol-
gekulturen ging. Für die Planung der Arbeitsarten im Komplex arbeiteten die LPG be-
reits mit einer neuen wissenschaftlichen Leitungsmethode, der Netzplantechnik. 
 
Die Verrechung der gegenseitigen Leistungen zwischen den kooperierenden LPG nahm 
eine zusätzliche Buchhaltungskraft, die zur ZGB gehörte, nach Beendigung einer jeden 
Kampagne vor. Da es um einen wesentlich größeren Leistungsumfang der ZGB ging als 
beim Erntekomplex 1966, stieg in allen kooperierenden LPG die Arbeitsbelastung der 
Buchhaltung und Brigadeabrechner weiter an. Das System gestaltete sich komplizierter. 
Die folgenden Ausschnitte aus den Abrechnungsunterlagen der zwischengenosseschaft-















ha                  t               M 
LPG Pohritzsch 
ha                t                 M 
LPG Benndorf 
ha                  t              M 
LPG Sausedlitz 
ha                  t             M 
für       Weizen 42,70        193,70         4.584,40 24,43           107,50        2.589,66       -                     -                 -       -                     -                 - 
            Roggen 42,94         101,42          3.676,48 11,60             29,40        1.013,20       -                     -                 -       -                     -                 - 
            Wintergerste 37,89         163,80          3.987,18 
     
17,33             76,80        1.842,46       -                     -                 -       -                     -                 - 
            Sommergerste 16,00           64,50          1.637,00   6,51             25,50           658,00       -                     -                 -       -                     -                 - 
            Hafer 12,96           50,00          1.303,52 
  
  4,10             16,40           418,20       -                     -                 -       -                     -                 - 
            Raps   6,78           20,71             662,72   3,71             11,28           360,96 0,32                 1,06             33,92 0,32                   1,06           33,92 
Gesamt                                      15.851,30                                        6.882,48                                             33,92                                             33,92 




ha                  t                     M 
LPG Pohritzsch 
ha                      t                      M 
LPG Benndorf 
ha                       t              M 
LPG Sausedlitz 
ha                       t             M 
für      Weizen 69,53         346,00          7.770,86 19,90             99,00        2.223,80       -                     -                 -       -                     -                 - 
           Roggen    1,50               4,80           141,00       -                     -                 -       -                     -                 - 
           Wintergerste 24,39         105,80          2.570,18 13,17             56,71        1.383,64 6,01                 26,86         641,22 12,76                 57,89    1.370,02 
           Sommergerste 15,40           59,30          1.547,80   5,20             20,00           522,40       -                     -                 -       -                     -                 - 
           Hafer und Gemenge 12,35           43,90          1.204,70   5,58             23,70           593,70       -                     -                 -       -                     -                 - 
           Raps 13,40           33,20          1.062,40   4,20             10,30           329,60 1,60                  3,90          124,80  0,60                    1,60         51,20 
Gesamt                                      14.155,94              5.194,14                                           766.02                                        1.421,22 
LPG Pohritzsch  
zahlt an 
LPG Schenkenberg 
ha                  t                     M 
LPG Zaasch 
ha                      t                      M 
LPG Benndorf 
ha                  t              M 
LPG Sausedlitz 
ha                  t             M 
für        Weizen 38,24         170,40         4.074,88  26,96          119,50        2.866,52       -                     -                 -       -                     -                 - 
            Wintergerste 13,40           59,30         1.423,80    8,80            39,40           939,60       -                     -                 -       -                     -                 - 
            Sommergerste   15,00            60,60        1.536,00       -                     -                 -       -                     -                 - 
            Hafer und Gemenge 6,31             24,70             638,22    3,62            14,60           370,44       -                     -                 -       -                     -                 - 





Kosten und Erlöse der Pflanzenproduktion der LPG der Kooperationsgemeinschaft 
 






































































































 gesamt: 418,07    480.329,16  1.103.516,67 ./. 623.187,51 
Gesamt: 1 Schenkenberg 
2 Zaasch 









































je ha Fläche Zeitwert./. Ab-
schreibungen 


















































LPG Schenkenberg Zaasch Pohritzsch Benndorf Sausedlitz Gesamt 
Anteil/ha Fläche 720,00 720,00 720,00 720,00 720,00 720,00 
Zeitwert 770,87 622,65 503,84 357,31 449,73 554,85 














Die Vergütung, Normung und Bewertung der Leistungen der einzelnen LPG erfolgte 
wie im Vorjahr 1966. 
 
Vorteile der ganzjährigen Kooperation in der Feldwirtschaft 
Die KOG gab mit einem Anstieg des gesamten Getreideertrages um 4,7 GE/ha und vor 
allem mit technologischen Verbesserungen die Vorteilswirkung der Kooperation an.507 
 
Die Erprobung des Komplexeinsatzes während der Getreideernte 1966 diente als Be-
weisstrategie, die Angehörigen der beteiligten LPG vom Vorteil kooperativer Organisa-
tionsformen zu überzeugen. Deshalb mussten eine höhere Auslastung der Grundmittel, 
höhere Schlagkraft der Technik und Senkung der Selbstkosten gegenüber den Vorjahren 
nachgewiesen werden. 
 
Neben den Erfolgen bei der Strohbergung des Jahres 1966 wurde auch von Erfolgen bei 
der Zuckerrübenernte berichtet. Der Rodekomplex erreichte eine um 30 % höhere Flä-
chenleistung als die Köpf- bzw. Rodelader der anderen LPG des Kreises Delitzsch. Am 
08.11.1967 hatte die KOG sämtliche Rübenflächen beräumt, hingegen die anderen Be-
triebe des Kreises Delitzsch erst zu 71,8 %. 
 
Daraus schlussfolgerte die KOG, dass sie unausgelastete Erntetechnik besäße und Ma-
schinen verkaufen könne, z. B. hätten vier Niederdrucksammelpressen, zwei Kartoffel-
vollerntemaschinen, drei Mähdrescher und ein Rübenköpflader entbehrt werden kön-
nen, was einer Einsparung von 100-120 TMDN bzw. 32,- bis 38,- MDN/ha Erntefläche 
entspräche. Mit dem Komplexeinsatz war es gelungen, den Schichteinsatz einzuführen 
und damit eine höhere Auslastung der Maschinen zu erreichen. Bei der Auswertung der 
Komplexarbeit wurden auch Fehler und Mängel aufgedeckt, die aber nicht näher be-
nannt sind.508  
 
Die Leitung der KOG zog das Fazit und kam zur Schlussfolgerung über die Komple-
xeinsätze und ihre kooperative Arbeit: „Den größeren Nutzen erreichen kleine Betriebe 
durch Ergänzung unvollständiger Maschinensysteme, durch Fließarbeit und höhere 
Schlagkraft sowie durch den positiven Einfluss gemeinsamer Arbeit auf die Qualifikati-
on, auf das sozialistische Bewusstsein der Mitglieder und die Orientierung auf die Er-
fahrungen in fortschrittlichen Betrieben. Die Arbeit wird in allen beteiligten Betrieben 














Abb. 73 In der KOG Schenkenberg standen den 
 Feldbaubrigaden beim Komplexeinsatz der 
 Kampagnen Wohnwagen zur Verfügung, in 
 denen sie die Verpflegung einnehmen konnten, 
 1967 































Abb. 74 Else Merke, (1.v.l.) Mitglied des Staatsrates und Mit-
 glied der LPG Schenkenberg, Kr. Delitzsch, Ehefrau des 
 LPG-Vorsitzenden Helmut Merke, im Gespräch mit 
 Frauen der LPG an der Kartoffelvollerntemaschine zur 
 Erntevorbereitung 1967  
Quelle: Feldwirtschaft, 9. Jg., März 1968. Berlin (Ost),S. 102 
 
• Vierter Schritt: Selbstständig wirtschaftende und abrechnende Produktionseinheit der 
Pflanzenproduktion  
1968 gingen die LPG im KOG-Bereich Schenkenberg den vierten Schritt kooperativer 
Beziehungen. Als konkretes Beispiel für den vierten Schritt, einer weitergehenden ko-
operativen Beziehung von LPG im Primärproduktionsbereich und speziell in der Pflan-
zenproduktion, soll die verselbstständigte Betriebsform, der zwischengenossenschaftli-
che Feldwirtschaftsbetrieb der KOG, beschrieben werden. Die Herausbildung eines sol-
chen Betriebes kann auch als ein Beispiel des frühen Übergangs zu industriemäßigen 
Produktions- und Leitungsmethoden angeführt werden. 
 
Die Auswertungen des Komplexeinsatzes im Kooperationsrat der KOG Schenkenberg 
in den Jahren 1966 und 1967 ergaben einen zu hohen Bestand an Landtechnik. Daraus 
folgten Überlegungen hinsichtlich des Kaufs von neuen Landmaschinen, z. B. bestellte 
der Kooperationsrat einen Komplex der neuen Mähdrescher E 512.510 Als Komplex be-
zeichnete die Agrarpolitik eine Gruppe von fünf Mähdreschern, die nur zu dieser Stück-
zahl und nur als kooperativ einzusetzende Einheit zum Verkauf kamen, um die „Kon-
zentration und Spezialisierung“ sowie die „weitere Durchsetzung der Kooperation“ 
vonseiten des Staates nachhaltig zu fördern. Mit solcher Festlegung begannen die Vor-
bereitungen zur Einführung industriemäßiger Produktionsmethoden in der Schenken-
berger KOG, aber auch allerorten in der DDR. 
 
1968 trat im Bereich Schenkenberg eine neue Qualität der kooperativen Entwicklung 
ein, indem der Kooperationsrat nach den vorangegangenen Schritten der Komplexein-
sätze 1966 und 1967 eine „relativ selbstständig wirtschaftende Produktionseinheit“ auf-
baute. Damit sollten die Voraussetzungen für eine weitere Verbesserung der Organisa-
tion und Leitung der pflanzlichen Produktion geschaffen werden (1968 zeichnete sich 
ein Wechsel im allgemeinen Sprachgebrauch der Landwirtschaft ab, indem der Fachbe-




Die Konzentration in der Feldwirtschaft hatte im Jahre 1967 bereits ein Ausmaß er-
reicht, wonach die erreichten Schlaggrößen drei Fruchtfolgen unter Beachtung der na-
türlichen Bedingungen in der gesamten KOG erforderten. Die nachstehende Übersicht 
vermittelt einen Eindruck von der Schlaggrößenentwicklung in der KOG.511 
 
Schlaggrößengruppen 1967/68 1968/69 1969/70 
ha Anzahl Anzahl Anzahl 
                   0  -      5   37   4 - 
                   5  -    10   38 10 - 
                 10  -    20   47   9 - 
                 20  -    40   15   9 - 
                 40  -    60     3   7   1 
                 60  -    80     1   5 12 
                 80  -  100  -   1 14 
                       > 100  -   2 11 
 141 47 38 
 
Am Ende der zweiten Entwicklungsetappe der LPG wirtschafteten die kooperierenden 
LPG der KOG bereits mit 68,4 % der Schläge, die zwischen 60 und 100 ha lagen, und 
28,9 % der Schläge, die mehr als 100 ha umfassten. Damit waren technologische Be-
dingungen für eine hoch effektive Pflanzenproduktion als Voraussetzung für eine 
Landwirtschaft, die nach industriemäßigen Produktionsmethoden produzieren sollte, 
gegeben und wie sie kaum andere Kreise der drei sächsischen Bezirke vorweisen konn-
ten. 
 
Der vom Kooperationsrat ausgearbeitete und von den Mitgliederversammlungen der 
kooperierenden LPG beschlossene vierte Schritt der kooperativen Entwicklung ergab 
eine völlig neue Betriebsform, einen juristisch und ökonomisch selbstständigen „Zwi-
schengenossenschaftlichen Feldwirtschaftsbetrieb“ (ZGFB). Er hatte ein eigenes, von 
den Mitgliederversammlungen bestätigtes Statut, eine eigene Betriebsordnung, Lei-
tungsstruktur, Produktionsfonds und rechnete seinen gesamten Produktions- und Repro-
duktionsprozess als eigenständige Einheit ab. Die Erlöse aus dem staatlichen Aufkom-
men und aus dem Verkauf der Futtermittel an die beteiligten LPG verbuchte der ZGFB 
und verwendete diese für die eigene einfache und erweiterte Reproduktion. 
 
Obwohl der selbstständige Pflanzenproduktionsbetrieb solche wirtschaftliche Erfolge 
aufwies, wie x  -Flächenleistung von 690 ha Druschfläche je Mähdrescher E 512 und 
Anstieg der Akkumulation um 500.000 M, erregte diese Betriebsform den Unmut von 
Führungskräften der SED, welchen der Schritt zur Verselbstständigung zu verfrüht er-
schien. 
 
Am 28. und 29.03.1969 beriet die 10. ZK-Tagung der SED neben „Grundfragen des 
geistigen Lebens im Sozialismus“, die „Rolle der Sozialdemokratie in der Klassenaus-
einandersetzung auf deutschem Boden“, die Überwindung wirtschaftlicher Schwierig-
keiten in Vorbereitung des 20. Jahrestages der DDR, internationale Sicherheitsfragen 
und die Würdigung des 100. Geburtstages Lenins im Jahre 1970, auch aktuelle Fragen 
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der Entwicklung, insbesondere der Landwirtschaft.512 Im Zuge parteiinterner Diskus-
sionen zu letzterer erklärte die Führung der KOG diese Betriebsform als falschen 
Schritt, revidierte sich und stellte die Selbstständigkeit der nur noch als Rumpf existie-
renden Partner-LPG wieder her. Zu dieser Zeit war die Führung der SED zu der Mei-
nung gelangt, dass die juristische Verselbstständigung von zwischengenossenschaftli-
chen Betrieben in der Primärproduktion der demokratischen Entwicklung der LPG zu-
widerlaufe.  
 
Ein Jahr später hingegen gründeten Landwirtschaftsbetriebe der im thüringischen Kreis 
Weimar liegenden Kooperation Berlstedt mit Billigung und Unterstützung der SED-
Spitze in Form der LPG Pflanzenproduktion Vippachedelhausen dennoch einen ver-
selbstständigten Pflanzenproduktionsbetrieb. Darüber hinaus spezialisierten sich in die-
ser Kooperation zwei LPG und ein VEG auf einzelne Tierproduktionszweige, ohne ei-
genen Bodenfonds.513  
 
Mit der Revision des vierten Schrittes in Schenkenberg wurde das genossenschaftliche 
Eigentum wieder in den Ursprungs-LPG ausgewiesen und bewirtschaftet sowie die 
Mitgliederversammlung erneut zum obersten demokratischen Organ innerhalb der KOG 
erhoben. Als Folgerung aus dem Umdenken verwarf das Leitungsgremium aber nicht 
den Weg der Kooperation an sich, sondern nur die Verselbstständigung. Sie wiederholte 
den vierten Schritt, indem sie eine gemeinsame Abteilung Pflanzenproduktion (GAP) 
ohne ökonomische und juristische Selbstständigkeit bildete. 
 
Die vom X. Deutschen Bauernkongress und vom VII. Parteitag der SED gestellten Auf-
gaben wollte man nur über diesen Weg erfüllt wissen. Lediglich mit einer gemeinsamen 
Abteilung unter einheitlicher Leitung könnten die LPG der KOG eine effektive Pflan-
zenproduktion durchführen. Die gemeinsame Pflanzenproduktion sollte fester Bestand-
teil des Reproduktionsprozesses einer jeden beteiligten Genossenschaft werden. Alle 
wesentlichen grundsätzlichen Entscheidungen, insbesondere über die Bereitstellung von 
Grund- und Umlaufmitteln sowie Investitionen, bedurften der Beschlussfassung der 
Mitgliederversammlung der kooperierenden LPG. Die Entscheidungen betrafen folgen-
de Maßnahmen. 
Die erforderlichen Grund- und Umlaufmittel wurden der GAP zur gemeinsamen 
Bewirtschaftung auf vertraglicher Basis zur Verfügung gestellt. 
Obst- und Gemüseflächen sowie Grünland verblieben bis 1969 in den LPG. 
Die GAP richtete für Löß- und sonstige Böden je eine gesonderte Fruchtfolge ein, 
um sowohl das Anbauverhältnis der kooperierenden LPG als auch die Bewirtschaf-
tung der großen Schläge zu wahren. 
Im Rahmen von Verträgen wurden der GAP auch Maschinen und Geräte übergeben. 
Deren Bedarf plante die KOG aufgrund des Anbauverhältnisses der beteiligten LPG. 
 
Die Übernahme/Übergabe der Technik nahm eine gemeinsame Kommission der KOG 
vor. Protokollarisch wurden für jede LPG Brutto- und Zeitwert sowie noch restliche 
Abschreibung festgehalten. Pauschal übergaben die LPG Grundmittel (ohne Gebäude 
und bauliche Anlagen) zu einem Wert von 720,- M/ha AF, obwohl es dafür zwischen 
den LPG große Unterschiede gab, die anschließend bei der Verteilung der Ergebnisse 
der Pflanzenproduktion zu Unfrieden zwischen den Partner-LPG führten. Eine Lösung 
des Problems wurde in der differenzierten Finanzierung von Investitionen neuer Grund-
mittel gesehen. Erforderliche Gebäude und bauliche Anlagen übergaben die LPG ohne 
Einbeziehung in den Pauschal-Grundmittelwert. Jedoch bildete die GAP Abschreibun-
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gen und finanzierte die Versicherung und Reparaturen. 
 
Der Arbeitskräftebestand setzte sich in der GAP Schenkenberg nicht paritätisch, d. h. 
entsprechend eines einheitlichen Wertes je ha AF, zusammen, was die Verrechnung 
vereinfacht hätte. Deshalb verzeichnete die GAP im Jahre 1969 Delegierungswerte, die 
zwischen 3,6 Ak/100 ha AF (LPG Benndorf) und 12,1 Ak/100 ha AF (LPG Schenken-
berg) lagen. Demzufolge gestaltete sich die Verrechnung für die LPG durch die GAP 
kompliziert. 
 
Als Problem gestaltete sich, dass die LPG-Mitglieder ihre Delegierung als die in einen 
fremden Betrieb ansahen. So gab es Überlegungen, die Arbeit bei der kooperativen Ein-
richtung in die Betriebsordnungen der LPG einzuarbeiten und zwischen LPG-Vorstand 
und dem zu delegierenden Mitglied eine „innerbetriebliche Vereinbarung“ abzuschlie-
ßen, um die Bindung der Menschen zur LPG zu erhalten. Derartige Delegierungsverträ-
ge schlossen die LPG der DDR und ihre kooperativen Einrichtungen bis zu ihrem Ende 
1989 sehr häufig ab. Sie wurden ebenfalls als „ökonomischer Hebel“ im Rahmen des 
NÖS angesehen. 
 
Die GAP vergütete die delegierten Arbeitskräfte einheitlich mit 9,- M/AE als Vor-
schuss. Nach der Endabrechnung übernahm die jeweilige LPG entsprechend ihres erar-
beitenden Wertes je AE die Restzahlung. Dabei kam es aber zu unterschiedlicher Ver-
gütung der Arbeit. 
 
Im Prinzip ähnelte die Organisationsstruktur der GAP der kooperativen Einheit von 
1967, d. h. der Beibehaltung des „Prinzips der Leitung nach Fruchtarten und Organisa-
tion nach Arbeitsarten“.1968/69 bildeten die LPG in der GAP bereits Bereiche und 

























Abb. 75 Leitungsschema der GAP der KOG Schenkenberg 1968/69 
Quelle: Planer, R.: Die Entwicklung der kooperativen Pflanzenproduktion in der Kooperationsgemeinschaft Schenkenberg. 
Ingenieurarbeit Dahlen-Döbeln 1970, Anlage 13 
 
Den Kooperationsrat kontrollierten die Revisionskommissionen der Partner-LPG (vgl. 
Abb. 72, S. 352). Im Rat waren zwei Delegierte jeder LPG vertreten, mit beratender 
Stimme außerdem Vertreter vom KLR Delitzsch, BHG, VEAB, KfL, Bürgermeister der 
Gemeinden und Parteisekretäre der LPG 515. 
 
Dem Kooperationsrat waren acht Kommissionen zur Seite gestellt. Sie wurden den LPG 
wechselnd unterstellt. Deren Vorsitzende waren dem Rat rechenschaftspflichtig. Im 
Einzelnen berieten die von den LPG wechselweise eingesetzten Kommissionen zu fol-
genden Sachgebieten: 
Feldwirtschaft und Technik, LPG Benndorf 
Viehwirtschaft, LPG Zaasch 
Jugend, LPG Zaasch 
Sicherheit, LPG Zaasch 
Obst und Gemüse, LPG Pohritzsch 
Bauwesen, LPG Pohritzsch 
Ökonomik, LPG Schenkenberg 




Über die Kommissionen bezweckte die KOG, eine Vielzahl LPG-Mitglieder in die Lei-
tung und Weiterentwicklung einzubeziehen bzw. den Normen der „innergenossen-
schaftlichen Demokratie“ zu entsprechen.516  
 
Dem Kooperationsrat kam die Koordinierungsfunktion für die Jahresplanung, Erarbei-
tung von Empfehlungen und die materiellen sowie finanziellen Beziehungen zwischen 
den beteiligten LPG zu. Der Kooperationsrat ähnelte einem Aufsichtsrat von Industrie-
betrieben oder Verbänden in der freien Marktwirtschaft des Westens. Er setzte sich aus 
Vertretern der beteiligten LPG zusammen, welche im Auftrag ihrer Mitgliederversamm-
lung die Beschlusskontrolle gegenüber der Leitung der GAP ausübten. Grundlage der 
Tätigkeit dieses Rates war eine Arbeitsordnung, die alle Regelungen für die Mitglieds-
betriebe der KOG enthielt. 
 
Wie bereits zum dritten Schritt ausgeführt, galt auch 1968/1969 bei der Leitung das 
Prinzip der „Leitung nach der Fruchtart und Organisation nach der Arbeitsart“ (vgl.     
S. 351 f.). Mit der Zunahme der kooperativen Verflechtungen zwischen den LPG nah-
men die Kompliziertheit und der Aufwand an Leitungs- und Verwaltungstätigkeit zu, 
vor allem im Rechnungswesen. 
 
Bei der betriebswirtschaftlichen Planung unterschied sich die Planung der LPG von der 
der GAP. Die LPG planten für die Selbstkosten lediglich Abschreibungen, Löhne und 
Vergütung sowie Sonstige Kosten. Die Kostenarten wie Saatgut und Düngemittel wur-
den bei der GAP geplant. Die Erlöse planten die Partner in ihren eigenen Betriebsplä-
nen. Die LPG wiesen in ihren Betriebsplänen für die GAP Erlöse u. a. für die Positionen 
staatliches Aufkommen und Futtermitteltausch, Verrechnung von Futtermitteln und Ne-
benproduktion der GAP aus. Die gleiche Erlösplanung nahm auch die GAP vor. 
 
Abschließend wurden Betriebspläne der LPG und der Produktionsplan der GAP de-
ckungsgleich gestaltet und in den LPG durch die Mitgliederversammlung beschlossen.   
  
Nach der Planungsphase mussten zur Sicherung der Produktionsziele Verträge zwischen 
den LPG und der GAP sowie innerhalb der GAP, quasi als innerbetriebliche Verträge, 
abgeschlossen werden. Die Partner schlossen Verträge zur Lieferung des Futters und 
Lieferungs- und Leistungsverträge zwischen der GAP und der Abteilung Technik der 
LPG zur Technikbereitstellung ab. 
 
Die GAP führte zur Finanzierung ihres Reproduktionsprozesses ein eigenes Konto bei 
der Landwirtschaftsbank, Filiale Delitzsch. Dafür mussten die Ermächtigung und die 
Haftungserklärung über Vollversammlungsbeschlüsse der LPG eingeholt werden, zu-
mal die Produktion im Umlaufmittelbereich kreditiert wurde. Die Kosten und Erlöse 
rechnete die GAP ebenfalls über das Konto ab. Die Futtermittel, wie auch Leistungen 
innerhalb der KOG wurden zu Vereinbarungspreisen517 an die beteiligten LPG verkauft. 






































Abb. 76 Vereinbarungspreise der KOG Schenkenberg vom Jahre 1966 
Quelle: Planer, R.: Die Entwicklung der kooperativen Pflanzenproduktion in der Kooperationsgemeinschaft Schenkenberg. 





Über das Konto bei der Landwirtschaftsbank verrechnete die GAP mit den LPG das an-
teilige Ergebnis der Pflanzenproduktion. Das anteilige Vermögen wurde im Jahresab-
schlussbericht der beteiligten LPG ausgewiesen.  
 
Bereits Ende 1969 bereitete die Verteilung der Ergebnisse aufgrund der unterschiedli-
chen natürlichen und ökonomischen Produktionsvoraussetzungen in den LPG große 
Schwierigkeiten. In einigen LPG entstand der Wunsch, aus der GAP auszutreten.519 Im 
Kooperationsrat erwog man Veränderungen, um dem entgegenzutreten. Zum Beispiel 
um die unterschiedliche Ak-Zuführung aus den LPG auszugleichen, sollte ein Akkumu-
lationsanteil/AE eingeführt werden. Ferner mussten die Vereinbarungspreise aktualisiert 
werden. 
 
Bei diesem Modell fortgeschrittener kooperativer Beziehungen zeigte sich, dass Koope-
ration prinzipiell nur zwischen ökonomisch gleichartigen Partnern gerechtfertigt war. 
Diese Erfahrung mussten viele andere KOG auch machen, sodass die massiv von der 
staatlichen Leitung geforderte Kooperation und vor allem die Bildung juristisch selbst-
ständiger KAP bei den Verantwortlichen und Fachleuten in den LPG und KOG immer 
mehr auf Skepsis stieß. 
 
• Fünfter Schritt: Anfänge vertikaler Kooperation 
In einer Diplomarbeit zu den Problemen der Kooperation in Schenkenberg wird darauf 
hingewiesen, dass in gleichem Maße wie die horizontale auch die vertikale Kooperation 
zu entwickeln sei.520 So habe es Schwierigkeiten bei der Abnahme der geernteten Zu-
ckerrüben durch die Delitzscher Zuckerfabrik gegeben. Da nicht täglich der Abtransport 
erfolgt sei, hätte die KOG mit ihrer Transportkapazität einspringen müssen. Deshalb 
kam der Gedanke zur Bildung einer zentralen kooperativen Transportbrigade auf. Erste 
Versuche hierzu unternahmen die vier BHG des Kreises Delitzsch, wobei es aber an 
mobilen Ladegeräten fehlte. Der Aufbau der vertikalen Kooperation sollte mit Einbe-
ziehung der Zuckerfabrik bereits in der Frühjahrsbestellung beginnen und zusätzlich ei-
ne Modernisierung in deren technologischem Ablauf nach sich ziehen.  
 
• Spezialisierung im Rahmen der Kooperation 
Mit den Komplexeinsätzen 1966 und 1967 ergab sich die Notwendigkeit einer weiteren 
Spezialisierung, d. h. aller Produktionsrichtungen. In der Pflanzenproduktion zielte man 
auf die Vergrößerung der Schläge von 8-30 ha auf 50-60 ha ab, um das häufige Umset-
zen von Maschinensystemen einzuschränken. Zwei anstatt fünf LPG der KOG sollten 
nur noch Ölfrüchte anbauen. Die Vielzahl der Sorten und Reifegruppen beim Kartoffel-
anbau musste verringert werden. Dabei sollte sogar mit einer KOG in Mecklenburg ko-
operiert werden.  
 
In der KOG Schenkenberg hatte man inzwischen auch daran gedacht, den Pflanzen-
schutz zwischengenossenschaftlich zu organisieren und ihn später mit dem noch zu bil-
denden ACZ in kooperativer Form zu verbinden.  
 
Vertikale Kooperation wurde auch in der Viehwirtschaft ins Auge gefasst. Im Rahmen 
der Spezialisierung in der KOG sollte sich z. B. die LPG Sausedlitz auf Schweinemast 
spezialisieren und von der LPG Schenkenberg die Mastschweine übernehmen. Hinge-
gen die LPG Schenkenberg sollte sich auf Läuferlieferung spezialisieren und übernahm 
dafür von der LPG Sausedlitz den dort noch vorhandenen geringen Bestand von Zucht-
sauen. Beide LPG sollten über Verträge diese Kooperation absichern. Der Ausbau sol-
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cher Beziehungen blieb aber späteren Entwicklungsphasen der KOG Schenkenberg 
vorbehalten. 
 
In der tierischen Produktion gab es Anfang des Jahres 1967 zur Spezialisierung der ge-
samten Produktion der fünf kooperierenden LPG erste Vorstellungen, die später nur 
zum Teil realisiert werden konnten, da die Entwicklung zur Trennung von Feld- und 
Viehwirtschaft führte.521 Folgende Zweige waren im Rahmen der Spezialisierung aufzu-
teilen: 
 
LPG „Immer voran“, Futterkartoffeln Junghennenaufzucht 
Typ I, Benndorf Getreide Schweinemast 
  Milcherzeugung 
 
LPG „Deutsch-Sowjetische Obst Milcherzeugung 
Freundschaft“, Typ III, Pohritzsch Zuckerrüben Eiererzeugung 
 
LPG „Leinetal“, Typ III,  Futterkartoffeln Schweinemast 
Sausedlitz Getreide Jungrinderaufzucht 
  Milcherzeugung 
  
LPG „7. Oktober“, Feldfutter Milcherzeugung  
Typ III, Schenkenberg Frühkartoffeln Läufermast 
 Zuckerrüben Jungrinderaufzucht 
 Gemüse 
 
LPG Typ III, Zaasch Zuckerrüben Milcherzeugung 
 Getreide Läufermast 
 Speisekartoffeln Rindermast 
 
• Fortgang der Spezialisierung 
Auf die neue Politik nach dem VII. Parteitag und das „neue, ökonomische System der 
Wirtschaft“ wurden leitende Kader, wie Verantwortungsträger bezeichnet wurden, von 
Partei, Staat und Wirtschaft während eines Seminars des ZK der SED und des Minister-
rates vom 25.–29.09.1967 politisch ausgerichtet. Das Gleiche passierte mit den Ersten 
Sekretären aller SED-Kreisleitungen der DDR während eines ZK-Seminars vom        
08.–13.10.1967. Die Kreisleitungen gaben die Orientierungen ihrerseits bis zu den Part-
eisekretären in den VEB, LPG und allen anderen Bereichen in der DDR weiter. Auf 
diese Weise erreichte die Partei eine zügige, sichere und umfassende Einführung und 
Durchführung ihrer zentralen Beschlüsse in alle Bereiche des öffentlichen Lebens. Alle 
Leitungskräfte wussten, was sie tun durften und was sie unterlassen mussten, um nicht 
innerhalb der Hierarchie in Konflikte zu geraten. 
 
Im Jahre 1967 wurden im Zuge der Rationalisierungsbestrebungen in der Volkswirtschaft 
und nun auch in der Landwirtschaft die „Komplexe sozialistische Rationalisierung“ und 
der Geltungsbereich der Neuererverordnung (NVO)522 auf die LPG ausgedehnt. Das Vor-
schlagswesen mit der Förderung von neuen Ideen auf technischem, technologischem und 
ökonomischem Gebiet nahm seinen Anfang bereits 1949 in den MAS. Mit der NVO von 
1967 523 wurde die einheitliche Organisation des Vorschlagwesens für die LPG staatlich 
verordnet und neu geregelt. Als Beispiele für Neuerervorschläge und Vorhaben aus den 
LPG, welche auch die agra Markkleeberg 1967 ausstellte, werden angeführt: 
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Verringerung der Reparaturen an den Ketten der Querentmistung 
Markierungsschienen für Agrarflugzeuge bei der Feldbearbeitung 
Kombinierter Untersuchungs-, Behandlungs- und Operationsstand für Schweine und 
Verlagerung des Auspuffrohres am Lkw W50 L 
 
Die gesetzliche Regelung zum Neuererwesen regelte im § 1 das Geltungsbereich auch für 
Kooperationsgemeinschaften, die es zu dieser Zeit schon gab, und für ZBE. Sie war eine 
Anpassung des NÖS als Nachfolger des langsam verklingenden NÖSPL. Damit sollte eine 
aktive Mitwirkung aller Werktätigen im Produktionsprozess, wie es auch das NÖSPL ur-
sprünglich vorsah, gesichert werden. Ferner sollte der Wirkungsgrad der geistigen und 
praktischen Arbeit aller Werktätigen erhöht werden.524  
 
Als eine erste, die gesamte Landwirtschaft der DDR umfassende Maßnahme der  Spezia-
lisierung, die die Zeit nach 1968 charakterisierte und praktisch als Vorzeichen der folgen-
den vierten Periode des „sozialistischen Experiments in der Landwirtschaft auf deutschem 
Boden“ der „dritten Etappe der LPG-Entwicklung“ oder die „LPG im Prozess der zuneh-
menden Arbeitsteilung, Konzentration und Spezialisierung“ anzusehen ist, wurden im 
Herbst 1967 in den LPG und KOG Agrochemische Brigaden und, außerhalb der LPG, die 
Agrochemischen Zentren (ACZ) gebildet.525 Ihren Status nach waren letztere ZBE. Mit 
den ACZ wurden aus den LPG die mineralische Düngung und der Pflanzenschutz heraus-
gelöst. Derartige Leistungen zu erbringen, war den LPG nur noch möglich, indem sie ver-
tragliche Beziehungen mit dem ACZ eingingen. In der DDR begann in jener Zeit, vor al-
lem aber durch die Verstärkung der vom VII. Parteitag der SED geforderten Verbesserung 
der Stickstoffversorgung der Landwirtschaft, eine höhere Nährstoffversorgung der Böden. 
Zu dieser Zeit wurde das Stickstoffwerk Piesteritz bei Wittenberg im Bezirk Halle errich-
tet. Bis dahin herrschte noch ein ausgesprochener Stickstoff-Mangel, sodass man offen von 
einer „angespannten Stickstoffsituation“ sprach. 
 
Die bisherige Spezialisierung der LPG und ihre Entwicklung innerhalb der seit 1966 ent-
standenen KOG veranlasste bereits im Jahre 1968 Wissenschaftler des Böhlitz-
Ehrenberger DAL-Institutes zu der Äußerung (Zitat): „Die sich insbesondere in den letzten 
Jahren und in der Gegenwart vollziehenden Kooperationsprozesse führen zu der Frage, ob 
das Phänomen des landwirtschaftlichen Betriebes schlechthin überhaupt noch als Gegen-
stand der Betriebsökonomik gelten kann.“526 Das Problem der optimalen Betriebsgröße für 
LPG, das aus dem gleichen Institut kam, wurde mit dieser Frage ins Gegenstandslose ver-
wiesen. Es stellte sich also die Frage nach der weiteren Existenz der herkömmlichen, „ab-
gerundeten“ LPG, wie sie bis zum Kooperationsbeginn bestanden hatten. Es stellte sich 
auch die Frage, welchen Namen die Nachfolger dieser LPG tragen sollen. Zumindest mit 
der Gründung der großen Feldwirtschaftseinheiten gingen die LPG-Mitglieder in namenlo-
se Betriebe über. Die KAP bekamen regionale Namen und die späteren LPG Pflanzenpro-
duktion erhielten Bezeichnungen, die auch nicht mehr den Zusatz Typ III benötigten. Sie 
besaßen zwar den Status einer LPG Typ III, was aber zur völligen Belanglosigkeit wurde. 
 
- LPG nach dem X. Deutschen Bauernkongreß, 1968–1969 
Diese Phase der LPG-Entwicklung war geprägt vom Entstehen erster industriemäßiger 
Anlagen der Tierproduktion. Der „Genossenschaftsbauer“ ging die nächsten Schritte in 
Richtung des „Proletariers auf dem Lande“. 
 
In den Jahren 1968 und auch 1969 stellten die staatlichen wirtschaftsleitenden Organe 
fest, dass sich in der Tierproduktion der Prozess der Konzentration und Spezialisierung 
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im Gegensatz zur Pflanzenproduktion langsamer vollzog. Während dieser Phase ent-
standen jedoch nur einige industriemäßige Anlagen der Tierproduktion, allerdings als 
staatliche Betriebe geführt, die sogenannten VE Kombinate Industrielle Mast (KIM), zu 
denen vor allem Legehennenhaltungen mit einer Kapazität von > 500.000 Tieren gehör-
ten.  
 
1973 gab es in der DDR 11 VEB KIM mit Legehennenhaltung und Aufzuchtsanlagen. 
In Sachsen sind derartige Tierproduktionsanlagen in  
Radeburg, Kr. Dresden-Land, Bez. Dresden, mit 562.000 Plätzen für Legehennen 
und 225.000 Plätzen zur Junghennenaufzucht, 
Taucha, Kr. Leipzig-Land, Bez. Leipzig, mit der gleichen Kapazität wie Radeburg 
und  
Neukirchen, Kr. Karl-Marx-Stadt-Land, Bez. Karl-Marx-Stadt, mit 570.000 Lege-
hennen und 225.000 Aufzuchtsplätzen 
errichtet worden.527  
 
Im Februar 1968 veröffentlichte die DDR-Regierung den Beschluss des Sekretariats des 
ZK der SED, industriemäßige Anlagen der Tierproduktion nicht nur als staatliche Be-
triebe, sondern auch mit „genossenschaftlichem“ Status zu errichten. Im Jahr zuvor, am 
14.08.1967, hatte der Ministerrat bereits den Beschluss über die einheitliche Leitung des 
Aufbaues von Beispielsanlagen der industriemäßigen Produktion in der Landwirtschaft 
gefasst.528 
 
Beide Beschlüsse dokumentieren das Hinarbeiten der SED-Führung auf das Ziel der in-
dustriemäßigen Produktion in der Landwirtschaft. Diese Phase leitete aber erst nach 
Durchlaufen des vierten Zeitabschnittes, welchen die DDR-Geschichtsschreibung als 
„LPG im Prozess der zunehmenden Arbeitsteilung, Konzentration und Spezialisierung“ 
bezeichnete, den letzten und fünften Zeitabschnitt der Entwicklung der LPG, beginnend 
ab 1979/80, ein. Er wird in vorliegender Arbeit als „Etappe der Durchsetzung der in-
dustriemäßigen Produktionsmethoden“ bezeichnet. 
 
Die weitere Errichtung von industriemäßigen Anlagen in der Pflanzen- und Tierproduk-
tion der LPG mithilfe von Großinvestitionen führte ab 1975 zu „Tonnenideologie“ und 
„Gigantismus“ hinsichtlich der Technologie und der Betriebsgrößen. Es handelt sich um 
eine Ausdrucksweise, die ungeschminkt von den Fachleuten der DDR-Landwirtschaft 
und nicht nur von den Kritikern der sozialistischen Landwirtschaft gebraucht wird.  
 
Vom 13.–15.06.1968 fand in Leipzig der X. Deutsche Bauernkongreß statt. Der Ta-
gungsanlass und -ort war wiederum die agra Markkleeberg, welche, wie schon im vor-
angestellten Gliederungspunkt beschrieben, immer mehr zum zentralen propagandis-
tischen Forum für die Beschäftigten der DDR-Landwirtschaft durch Partei und Regie-






















Abb. 77 Walter Ulbricht bei der Eröffnung der agra 
 Markkleeberg im Juni 1967. Im Bild links Gerhard 
 Grüneberg, rechts neben Walter Ulbricht, Georg 
 Ewald und weitere Vertreter der SED-Führung  
Quelle: Kooperation Nr. 1. Berlin (Ost) 1967, Deckblatt  
 
Anlässlich des Bauernkongresses erfolgte die Wahl des Rates für landwirtschaftliche 
Produktion und Nahrungsgüterwirtschaft (RLN) der DDR, der sich anschließend am 
28.06.1968 in Berlin konstituierte. Dieses Gremium war noch ein Relikt aus der Zeit 
des NÖSPL und wurde als Ausdrucksform einer Rückbesinnung auf mehr Demokratie 















Abb. 78 Mähdrescher E 512 1969 in der LPG „Vor-
 wärts“, Typ III, Conradsdorf, Kr. Freiberg, 
 von einer Frau gesteuert 
Quelle: Archiv der Gemeinde Conradsdorf, Lkr. 
 Mittelsachsen. Landwirtschaft. Unsigniert 
 
 
Als ein besonderer Markstein in der Entwicklung der LPG kann die symbolische Über-
gabe der ersten anlässlich des X. Deutschen Bauernkongresses von der landtechnischen 
Industrie hergestellten 20 Exemplare des in Holzhausen bei Leipzig erprobten neuen 
Mähdreschers Typ E 512 angesehen werden. 1968 wurde die vierjährige Entwicklung 
des Mähdreschers nach dem Test des Prototyps in den Jahren 1966 und 1967 in der Pra-
xis und der Erprobung des Serientyps 1968 durch Studenten der Humbolt-Universität zu 
Berlin im Komplexeinsatz abgeschlossen. Der neue Mähdrescher darf als ein gelunge-
nes Produkt der DDR-Landtechnikindustrie bezeichnet werden und wurde in hohen 
Stückzahlen exportiert. 
 
Im Zusammenhang mit der Entwicklung neuer und größerer Landtechnik muss die Be-
ratung des RLN der DDR mit Genossenschaftsbäuerinnen über den Einsatz der Frauen 
in der Technik vom Januar 1969 gesehen werden. Die Agrarpolitik der DDR legte, wie 
es in allen Wirtschaftsbereichen üblich war, auf einen hohen Beschäftigungsgrad der 
weiblichen Bevölkerung wert. Der Anteil weiblicher Arbeitskräfte in der Landwirt-





Die Beschäftigung weiblicher Arbeitskräfte in der Primärproduktion in beiden deut-
schen Staaten 
 
Quelle: Ständige Ausstellung des DLM Markkleeberg 2001 
 
Diese Übersicht verdeutlicht den hohen Ak- bzw. VbE-Bestand und den wesentlich hö-
heren Frauenanteil in der Landwirtschaft der DDR gegenüber der BRD, was sich auch 










Abb. 79 Traktor ZT300 1969 in der LPG „Vorwärts“, Typ III, 
 Conradsdorf, Kr. Freiberg, bei der Saatbettvorbereitung, 
 von einer Frau gesteuert  
Quelle: Archiv der Gemeinde Conradsdorf, Lkr. Mittelsachsen. 
 Landwirtschaft. Unsigniert 
 
 
Mit der Technisierung und Industrialisierung sank dennoch die absolute Zahl der Be-
schäftigten in der Landwirtschaft der DDR auf folgende Größenordnung: 
1949  2.192.000  
1960  1.259.000  
1970     956.000 
 
Symbolisch und in die nahe Zukunft weisend war die Übergabe der Mähdrescher an die 
„Genossenschaftsbäuerinnen“ und nicht an ihre männlichen Kollegen. Dahinter verbarg 
sich, dass die „neue Technik von Frauen gemeistert“ werden sollte. Die Frauen sollten 
von schwerer Handarbeit endgültig befreit werden, die körperlich leichtere Arbeit der 
Bedienung der Technik übernehmen können, den Männern auf dem Lande, auch hin-
sichtlich der Verdienstmöglichkeiten, gleichgestellt werden und sich selbst verwirkli-
chen können. Dies entsprach den Marx´schen Theorien, die den Kapitalismus des  
19. Jahrhunderts bezichtigten, Frauen nicht zu würdigen und „in der Frau ein Gefäß der 













Abb. 80 Im Kreisbetrieb für Landtechnik (KfL) Wurzen, Bez. 
 Leipzig, erhielten im März 1969 elf Frauen aus LPG 
 vom Typ III den Qualifikationsnachweis für die Be-
 dienung des Mähdreschers E 512 
Quelle: Feldwirtschaft, 10. Jg., Juni 1969. Berlin (Ost) 1969, 
 S. 255 
Jahr Anzahl in 1000 Ak Anteil an Gesamt-Ak der Volkswirtschaft (in %) 
 DDR BRD DDR BRD 
1970 817 499 13,0 11,3 
1975 746 420 11,9   9,4 
1980 738 330 11,8   8,1 







Abb. 81 „Die Technik war in der Landwirtschaft sehr 
 lange ein Privileg der Männer. Inzwischen haben 
 die Frauen in den LPG bewiesen, dass sie mit den 
 modernen Traktoren und Mähdreschern umgehen 
 können“. Der Erste Sekretär des ZK der SED und 
 Vorsitzende des Staatsrates der DDR, Walter 
 Ulbricht, (li.) und die Frauenbrigade zur 
 Bedienung des ersten Mähdrescherkomplexes       
 E 512 in Markkleeberg, Juni 1969. Im 
 Hintergrund  (li.) Gerhard Grüneberg. 
Quelle: Feldwirtschaft, 10. Jg., Juni 1969. Berlin (Ost) 
 1969, S. 257 
 
Die neuen Mähdrescher wurden mit der Einführung in die Landwirtschaft im Jahre 
1968 nur im „Komplex“ zu je fünf Mähdrescher ausgeliefert. Den ersten Mähdrescher-
komplex im Bezirk Dresden erhielt mit Beginn der Getreideernte die damals bereits 
namhafte LPG Striegnitz in der Lommatzscher Pflege. Fünf Mähdrescher E 512 mit ei-
ner Arbeitsbreite von 5,70 m, LKW W 50 mit 4-t-Anhänger HW 80 zur Körnerabfuhr 
und Strohpresse K 453 mit dem Traktor MTS 50 (SU-Import) oder ZT 300 (DDR-
Fabrikat) bildeten eine moderne technologische Kette. Empfänger der Mähdrescher-
komplexe konnten aber nur KOG sein, welche die Geräte auch wirklich kooperativ,  
d. h. mehrere LPG gemeinsam „im Komplex“ nutzten und die Investition gemeinsam 
finanzieren konnten. Der Investitionsaufwand erreichte dabei eine Höhe, die auch als 
gemeinsame Investition von den beteiligten LPG nicht mehr, wie bei der vorhergehen-
den Erntetechnologie, aus Eigenmitteln einer LPG finanzierbar war. Hierzu mussten bei 
der BLN Investitionskredite, allerdings zu sehr günstigen Bedingungen, aufgenommen 
werden.  
 
In dieser Zeit finden sich die Anfänge einer Kredit- und Zinspolitik der DDR-
Landwirtschaft, die die weitere Gestaltung des NÖS im Zeitabschnitt der Konzentration 
und Spezialisierung, vor allem der industriemäßigen Produktion, kennzeichnet. Eine 
vom Staat politisch gewollte Kreditaufnahme brachte die LPG in staatliche Abhängig-
keit. Die staatlichen Förderungsmittel, mit welchen Investitionskredite meistens kombi-
niert waren, mussten im Buchwerk bzw. dem Grundmittelnachweis der LPG gesondert 
als staatlicher Anteil ausgewiesen werden. Es kann dies als die sozialistische Form des 
Kapitalexports, wie ihn Karl Marx für das fortgeschrittene Stadium des Kapitalismus, 
den Imperialismus, beschrieb, angesehen werden. Die Agrarpolitik der SED sprach in 
diesem Fall von „aktiver Kreditpolitik“, d. h. die LPG wurden durch politischen und 
ökonomischen Druck zur Kreditaufnahme bei der BLN veranlasst. Abhängig vom „ge-
sellschaftlichen Entwicklungsstand“ bzw. um den von der Agrarpolitik gewollten Ent-
wicklungsstand zu erreichen, wurden staatlicherseits größere Investitionen für die LPG 
geplant, die Betriebe zu Mitgliederbeschlüssen für große industriemäßige Vorhaben und 
Beantragung staatlicher Investitionsfinanzierungsmittel bewegt. Die Räte der Kreise 
fungierten dabei als Planträger. Auf diese Weise wurde automatisch ein zunehmender 
staatlicher Anteil innerhalb des „genossenschaftlichen“ Eigentums der LPG geschaffen, 
was die angestrebte Sozialisierung, eine staatliche Landwirtschaft, beschleunigte.  
 
Eine solche Verfahrensweise führte am Ende der LPG-Entwicklung dazu, dass bei der 
LPG-Umwandlung ab 1990 kaum noch Ansprüche der Bauern am betrieblichen Eigen-
tum, mit Ausnahme des zusätzlichen Inventarbeitrages, bestand. Der einzelbäuerliche, 
ursprünglich in die LPG eingebrachte Betrieb war nach 30 Jahren quasi nicht mehr vor-
handen. Die Bausubstanz der Hofstellen war in den achtziger Jahren in vielen Regionen 
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Sachsens, mit Ausnahme des Wohnhauses, sofern noch vorhanden, ruinös, da sie von 
der LPG seit Langem nicht mehr genutzt wurde. Ein Beispiel dafür bietet das Bild der 
ehemals großbäuerlich geprägten Dörfer in der Lommatzscher Pflege in den Bezirken 
Dresden und Leipzig. In dieser Region ist das typische Dorfbild nachhaltig verändert 
und beschädigt worden. Alle anderen Grund- und Umlaufmittel waren unbrauchbar, 
wertlos oder aufgebraucht.529  
 
Für sozialen Zündstoff sorgte die ab 1990 laufende Umwandlung der LPG in Betriebs-
formen gemäß des bürgerlichen Rechts. Zahlreiche LPG wurden nicht der neuen Ge-
setzlichkeit entsprechend umgewandelt. Im Jahre 2006 handelte es sich noch um eine 
Quote von 11 % fehlerhaft in neue Agrarbetriebe umgewandelter LPG.530 
 
Spätestens zu Ende des Jahres 1967 waren die sächsischen Dörfer wie auch alle anderen 
Dörfer in der DDR, von den staatlich initiierten und geförderten Kooperationen nahezu 
flächendeckend überzogen. Genügend starke und große LPG wie in Striegnitz, Kr. Mei-
ßen, und Großwaltersdorf, Kr. Flöha, die im Prinzip den Umfang einer Groß-LPG er-
reicht hatten, konnten sich bis dahin noch von der Bewegung der Kooperation fernhal-
ten. Aufgrund ihres Konsolidierungsstandes und ihrer wirtschaftlichen Stärke waren sie 
in gewissem Maße unangreifbar durch SED und staatliche Leitung geworden. Charak-
terliche Stärke und diplomatisches Geschick der Vorsitzenden solcher LPG spielten da-
bei eine nicht unbedeutende Rolle. 
 
Unter einem solchen Aspekt ist, wenn auch mit gewissen Einschränkungen, die Weiter-
entwicklung der Kooperationsgemeinschaften und der Kooperation allgemein in den 
sächsischen Bezirken zu betrachten.  
 
Zusammenfassend kann für das Thema der kooperativen Beziehungen, die sich in der 
zweiten Hälfte der sechziger Jahre und während des neuen ökonomischen Systems ent-
wickelten, ein vereinfachtes, verallgemeinerndes Schema entworfen werden. Die hori-
zontale Kooperation, die i. d. R. zu jener Zeit noch nicht als juristische Person in Er-
scheinung getreten war, vollzog sich in fünf Schritten, beginnend mit dem Jahre             
1966: 531 
 
1. Jahr 1. Schritt Komplexeinsatz bei der Getreideernte 
2. Jahr 2. Schritt Komplexeinsatz bei der Ernte von zwei Feldfrüchten 
3. Jahr 3. Schritt Komplexeinsatz bei Bestellung und Ernte von zwei Feldfrüchten 
4. Jahr 4. Schritt Herausbildung einer gemeinsamen Feldwirtschafteinheit, Bestel-
lung, Pflege und Ernte aller Feldfrüchte der KOG, (gewöhnlich 
noch nicht KAP genannt) 
5. Jahr 5. Schritt Aufnahme von Beziehungen zur vertikalen Kooperation mit außer-
landwirtschaftlichen Verarbeitungsbetrieben 
 
Mit dem letzten und fünften Schritt kam die Phase der „frühen Kooperation“ beim Jahre 
1970 an. Spätestens ab diesem Zeitabschnitt hatten sich in den sächsischen Bezirken 
erste juristische Personen der Feldwirtschaft, die Kooperativen Abteilungen Pflanzen-
produktion (KAP) gegründet. Diese Einheiten nahmen politisch, ökonomisch und juri-
stisch gesehen einen anderen Weg als die bisherigen kooperativen Einheiten.  
 
 
Aus diesem Grunde setzt der Verfasser an diesem Gliederungs-Punkt eine Zäsur, die 
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das Hauptthema der Studie beendet und eine neue, die dritte Etappe des „sozialistischen 
Umgestaltungssprozesses“ beginnen lässt. 
 
Mit den Schemata auf S. 387 und 388 soll eine zeit- und regionalunabhängige verallge-
meinerte Übersicht zu den Kooperationsvorgängen in den Jahren von 1966–1969/70, 
wie sie sich in den drei sächsischen Bezirken abgespielt hatten, gegeben werden.532 
 
Anhand der Untersuchungen der in der Studie behandelten Kooperationsgemeinschaften 
aus den sächsischen Kreisen Görlitz, Freiberg, Delitzsch und Dippoldiswalde darf je-
doch nicht der Schluss gezogen werden, dass es sich bei den seit 1966 entstandenen 
KOG um kooperative Verbünde gehandelt habe, deren Entwicklung für das Thema Ko-
operation zu verallgemeinern sei. Vielmehr soll auf die Variationsbreite hingewiesen 
werden. 
 
Die kooperative Kartoffelerzeugung Reichenbach, Kr. Görlitz, steht eher als Beispiel 
für eine frühe und intelligente Form der Spezialisierung und Konzentration bestimmter 
Feldwirtschaftszweige, ohne dass zu jener Zeit massiver Druck von „oben“ und „außen“ 
auf die Einführung der Kooperation bei bestimmten Erzeugungszweigen ausgeübt wor-
den wäre, d. h. hier versuchte man noch das Prinzip der Freiwilligkeit zu wahren.  
 
Anders verhielt es sich mit der Kooperation „Bobritzschtal“ im Kreis Freiberg. In die-
sem Beispiel entstand eine Kooperation mit einer multifunktionalen Struktur, die zwei 
kooperative Feldwirtschaftsverbünde und mehrere kooperative Einheiten sowohl der 
Primär- als auch der Sekundärproduktion umfasste. In dem vorliegendem Falle handelte 
es sich um eine Kooperation im umfassenden Sinne und auf einem überdimensionierten 
Territorium innerhalb des betreffenden Kreises. Bei dieser Struktur standen staatliche 
Leitung und SED im Kreis und Bezirk, ja sogar die Führung in Berlin, begleitend und 
fördernd im Hintergrund. Dieses Modell im Bezirk Karl-Marx-Stadt sollte als beispiel-
gebend auf die allseitige Durchsetzung der Kooperationsidee „von oben“ ausgenutzt 
werden. Deshalb fand auch das Treffen der Kooperationsführung mit dem Ersten Sekre-
tär des ZK der SED anlässlich der agra Markkleeberg 1967 statt. Die KOG „Bobritzsch-
tal“ ist auch ein typisches Beispiel für die Entwicklung der LPG im Zuge  des NÖSPL 
im Jahre 1964, der als neues ökonomisches System (NÖS) bezeichneten Phase, ehe es 
vollkommen seine Bedeutung verloren hatte, zu sehen. Während des NÖS bildeten sich 
vielerorts in den KOG selbstständig werdende Abteilungen der Feldwirtschaft heraus, 
hier im Beispiel Gemeinsame Abteilung Feldwirtschaft (GA) genannt. 
 
Als „klassischer Fall“ für das Entstehen und die jeweiligen Entwicklungsstufen einer 
Kooperationsgemeinschaft darf der Fall Schenkenberg im nordsächsischen Kreis De-
litzsch gelten. Mit der anfänglichen Form eines Komplexeinsatzes von Mähdreschern 
der beteiligten LPG bis zur Entscheidung der Kooperationsführung, mit vorläufiger Bil-
ligung durch die SED und staatlicher Leitung, eine ökonomisch und juristisch verselbst-
ständigte Feldwirtschaftseinheit innerhalb der KOG zu gründen, lässt sich hier ein re-
gelrechtes Gestaltungsmuster der Kooperation entwerfen. Dieses vorliegenden Musters 
bediente sich die Agrarpropaganda ebenfalls zur Verbreitung der Kooperationsidee. 
 
Wie nachhaltig und effektiv im betriebswirtschaftlichen Sinne, zumindest die beiden 
letztgenannten Fälle in Wirklichkeit waren, ist anhand der Quellen nicht mehr nach-
weisbar. Es wäre ein Aufgabenfeld für gesonderte und weiterführende Studien. Von den 
RLN der RdK ist jedoch anhand der Jahresabschlussberichte der LPG festgestellt wor-
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den, dass sowohl Sonstige Kosten und Gemeinkosten als auch direkte technologisch be-
dingte Kosten infolge zunehmenden Wertumfangs der Betriebsmittel gestiegen sind. 
Demzufolge begannen sich auch die spezifischen Kosten der Agrarprodukte zu erhöhen, 
was im Grunde genommen dem Sinn des agrarpolitischen Zieles von „Spezialisierung 
und Konzentration“ nicht mehr entsprach. 
 
Veranlassung für die Auswahl der vier (viertes Beispiel, vgl. S. 376 ff.) vorliegenden 
Beispiele für das Thema kooperative Verbünde, mit dem der Untersuchungszeitraum 
dieser Arbeit abgeschlossen wird, zu rekonstruieren und zu analysieren, waren zum ei-
nen die verfügbaren Quellen und zum anderen der damalige Bekanntheitsgrad dieser 
KOG, für den die Agrarpropaganda gesorgt hatte. 
 
Derart schulmäßig wie bei drei rekonstruierten Fallbeispielen aus den Kreisen Görlitz, 
Freiberg und Delitzsch liefen aber die Vorbereitung und Durchsetzung der Koopera-
tionsidee normalerweise nicht ab. Die meisten LPG und andere Landwirtschaftsbetriebe 
sahen sich ab 1966 wiederum einem Werbungsdruck ausgesetzt, der von der SED-
Führung wie auch der staatlichen Leitung aller drei Leitungsebenen ausging. Eine ähn-
liche Kampagne war schon einmal, 1959/60 im Zuge des „sozialistischen Frühlings“, 
abgelaufen. Da dieses Mal aber der Werbungsdruck nicht auf einzelne natürliche Perso-
nen, die Bauern, gerichtet war, sondern auf Leitungsgremien feststrukturierter landwirt-
schaftlicher Großbetriebe, d. h. auf juristische Personen, in welchen zudem die SED be-
reits etabliert war, blieb der Widerstand eher verhalten, oft wirkungslos und der Öffent-
lichkeit verborgen. Dessen ungeachtet widersetzten sich viele LPG den Kooperations-
ideen, was die persönliche Gefahr für die betreffenden Vorsitzenden mit sich brachte, 
gegen andere, angepasste Leiter ausgewechselt zu werden. Diese Möglichkeiten nutzten 
SED und staatliche Dienststellen wiederholt. 
 
Aus dem Bezirk Karl-Marx-Stadt ist bekannt, dass Mitarbeiter der KLR Vorbehalte ge-
genüber der Kooperation geäußert hatten, z. B. im Kreis Rochlitz. Die meisten Vorbe-
halte und Ablehnungen äußerten LPG des Typs I in den Kreisen Plauen, Hohenstein-
Ernstthal, Karl-Marx-Stadt-Land, Rochlitz und Werdau.533 Die Argumente der Ableh-
nung lassen sich folgend zusammenfassen: 
 „Kooperation, um durch den Staat auf ‚kaltem Wege’ den Übergang zum Typ III her-
beizuführen bzw. zu erzwingen 
 Kooperation als Verschleierung des Zwangs zum Zusammenschluss mit anderen LPG 
(Typ III) durch den Staat 
die Perspektivlosigkeit des Typs I erfordere auch keine Kooperation 
in den meisten Typ I seien genügend Betriebsmittel vorhanden, was keine Kooperation 
erfordere und es käme doch noch einmal anders, wozu dann erst die Einführung der 
Kooperation?“ 
 
Hiermit drückt sich insgesamt die Sorge der Typ-I-Bauern um die Beibehaltung oder 
Einschränkung ihrer bäuerlichen Tätigkeit und des privatwirtschaftlichen Teiles der 
LPG aus, wie dies aus dem Bezirk Karl-Marx-Stadt überliefert ist.534 
 
Als Folge der Kooperationskampagne lösten sich sogar schon bestehende „genossen-
schaftliche“ Viehhaltungen in LPG vom Typ I wieder auf. So geschehen in der LPG 





Im Zusammenhang mit dem IX. Deutschen Bauernkongress im Jahre 1966 durchgeführ-
te Einsätze des MfS ergaben überhaupt ein schlechtes Stimmungsbild in den LPG des 
Typs I der südlichen Bezirke. Die Berichte bezeugen u. a. „Passivität gegenüber der ge-
nossenschaftlichen Arbeit in den Kreisen Hainichen, Reichenbach und Marienberg“.536 
   
In den LPG „Isolde“, Typ I, Oberrheinsdorf, und LPG „Tempo“, Typ I, Hauptmanns-
grün, Kr. Reichenbach, wie auch im überwiegenden Teil der LPG Typ I im Kreis Mari-
enberg verrichteten die Bauern die Frühjahrsbestellung bis ins Jahr des IX. Deutschen 
Bauernkongresses noch privatwirtschaftlich und hatten nicht die Schläge zusammenge-
legt.537   
 
Verbreitet war ohnehin, bei den LPG Typ I eine geringere Fondszuführung vorzuneh-
men. Die LPG Typ I in Sachsenburg und Goßberg, Kr. Hainichen, akkumulierten ledig-
lich 80, - bzw. 150,- M/ha LN. Der Kreisdurchschnitt lag bei 350,- M/ha LN.538 Derar-
tige Partner sollten mit den total vergesellschafteten, besser akkumulierenden und mit 
Betriebsmitteln höher ausgestatteten LPG in einer KOG wirtschaftlich verbunden wer-
den. Bei jenen bestanden ihrerseits Vorbehalte und Ablehnung, mit diesen „armen Leu-
ten“ eine wirtschaftliche Ehe einzugehen.  
 
Unter den wirtschaftlich schwachen Partnern, die staatlich gewollt in einer KOG mitar-
beiten sollten, gab es auch zahlreiche LPG vom Typ III. Die Schwachen zeigten sich 
aber öfters auch dem kooperativen Modell gegenüber geneigt, da sie sich davon die 
Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse erhofften.539 Auch hier ergibt sich eine 
Parallele zu den Wellen der LPG-Gründungen in den fünfziger Jahren, als anfangs die 
schwachen Bauern im LPG-Modell einen Ausweg sahen. 
 
Im Bezirk Dresden kristallisierten sich folgende Argumente der LPG-Mitglieder gegen 
die Kooperation heraus: 
Ehe man zur Kooperation schreite, sollte die wirtschaftliche Perspektive einer jeden 
LPG nicht laufend verändert werden 
Kooperation bedeute für die wirtschaftlich besseren LPG eine neue finanzielle Belas-
tung 
Der Nutzen und die Vorteile der Kooperation seien nicht erkennbar 
Mit der Bildung von zusätzlichen kooperativen Leitungsgremien werde die Vergröße-
rung des Verwaltungsaufwandes einhergehen 
Kooperation wurde als „Kampagne“, vergleichbar mit jener der Offenställe und des 
Maisanbaues, angesehen 
Zunahme der Kosten für Landtechnik 
Kooperation verschleiere den staatlichen Zwang zum Zusammenschluss von LPG und 
es käme politisch gesehen doch noch einmal anders, und so brauche man nicht erst die 
Kooperation zu bemühen 
 
Eine anders lautende Meinung entstammte hingegen den LPG in Bertsdorf und Nie-
deroderwitz, Kreis Zittau, wo die LPG-Mitglieder selbstständig, ohne Bevormundung 
durch die Funktionäre des KLR, Kooperationsbeziehungen mit anderen LPG aufzu-
nehmen u. U. bereit gewesen wären.540 
 
Diese Ansicht ist insofern bemerkenswert, dass sie den Kern der Sache trifft. In der Ko-
operationsphase waren die LPG-Vorstände so weit fachlich gefestigt, dass sie besser als 
die Behörden von Partei und Regierung entscheiden konnten, ob und mit wem sie ko-
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operative Beziehungen aufnehmen müssten, um einen höheren betrieblichen und 
volkswirtschaftlichen Nutzen zu erzielen. In dem Moment, als sich staatlicher Druck 
hinsichtlich Schaffung willkürlicher territorialer kooperativer Verbünde erhöhte, wurde 
der Gedanke von „Spezialisierung und Konzentration durch Kooperation“ infolge Ein-
wirkens von „oben“ wieder zunichte gemacht. 
 
Es war über die Agrarpropaganda, verbreitet unter den Bauern, so sie noch als solche 
gelten konnten, wiederholt bekannt gemacht worden, dass die SED bzw. der Erste    
Sekretär des ZK, Walter Ulbricht persönlich, zumindest verbal, immer das Leninsche 
Freiwilligkeitsprinzip betonte. Aber die Realität sah anders aus. 
 
Wenn die Produktionsleitungen der KLR bzw. der RLN es unterließen, doktrinär bei der 
Durchsetzung von Kooperation in ihren Verantwortungsbereichen vorzugehen, gerieten 
sie in die Kritik nach Kontrollen durch SED, Verwaltung und insbesondere das MfS. In 
einem Bericht vom 15.04.1968 bezichtigt das MfS die Produktionsleitungen der „Über-
betonung der Freiwilligkeit“ und des „Überlassens des Selbstlaufes der Entwicklung“, 
z. B. wären die PL nicht in der Lage gewesen, „stabile Ordnung in das Kooperationswe-
sen zu bringen“. Sie hätten „keine klaren Vorstellungen“ gehabt, auch habe es Auflö-
sungen von kooperativen Einrichtungen, „auf die der RdK keinen Einfluss genommen 
hätte“, gegeben, und es habe bei LPG abwehrende Haltungen gegenüber der Kooperati-
on vorgelegen.541 Der Weg der Überprüfung der kooperativen Entwicklung durch das 
MfS offenbart deutlich, dass auch in dieser Phase der Entwicklung der LPG die SED die 
Freiwilligkeit in die Hand nahm. Nach 1970 und ausgelöst durch den VIII. Parteitag der 
SED 1971 sollte es noch viel schlimmer kommen. Von da an ging die weitere Entwick-
lung der Kooperation nur noch per dekret vor sich. In keiner Periode zuvor hatte dabei 
die Agrarpolitik so oft das Prinzip der Freiwilligkeit gemäß dem Leninschen Genossen-
schaftsplan im Munde geführt. 
 
Die Mehrheit der LPG, gleich welchen Typs, lehnte die Kooperation, auch in der Feld-
wirtschaft, ab. Erst Mitte der sechziger Jahre hatte sich ihr Denken im Sinne der Konso-
lidierung der eigenen LPG herausgebildet, und so waren sie nicht reif für weitere neue 
agrarpolitische Zielstellungen und sozialistische Experimente. Die Verletzung des Frei-
willigkeitsprinzips und der innergenossenschaftlichen Demokratie hatte hierbei wieder 
schweren politischen Schaden, den die SED nicht einzugestehen bereit war, angerichtet. 
  
Mit der nachstehenden Rekonstruktion einer vorläufig vierjährigen kooperativen Ent-
wicklung in Grenznähe zur damaligen ČSR im Bezirk Dresden wird das Beispiel der 
verhaltenen Zuwendung von LPG zur Kooperation entwickelt. Im vorliegenden Falle 
waren die LPG de jure überhaupt keine Kooperation eingegangen. 
 
• Kooperationsgemeinschaft „Oberes Müglitztal“, Kr. Dippoldiswalde, Bez. Dresden 
Die Varianten der Kooperation waren vielfältig. Sie reichten von den „klassischen“ Stu-
fen der Komplex-Einsätze der Erntetechnik bei verschiedenen Feldfrüchten bis zur Ko-
ordination der gesamten Hauptproduktion und Spezialisierung bei den Neben- und 
Hilfszweigen. Die Kooperation reichte vom straff strukturierten und organisierten 
Großbetrieb mit 10.000 ha LN bis zu losen Gebilden, die sich lediglich ein Koordinie-
rungsgremium geschaffen hatten, welches im Prinzip eine der staatlichen Leitung des 
Kreises ähnliche, auf den Kooperationsbereich bezogene, Zwischenleitung wahrnahm, 




Um ein solches Gebilde handelte es sich bei der KOG „Oberes Müglitztal“ im östlichen 
Teil des Kreises Dippoldiswalde. Urkundlich war die Kooperation bzw. der Kooperati-
onsrat erstmals am 06.08.1966 erwähnt worden.542 
 
Die KOG war eine der häufigen Gründungen, wie sie in der gesamten DDR innerhalb 
einer ersten größeren Kooperationswelle stattfanden. Kennzeichnend für diese Koopera-
tion war, dass sie, solange sie existierte, zumindest bis Ende Oktober 1969, ohne einen 
Kooperationsrat mit feststehenden gewählten Delegierten jedes Partners und, was be-
sonders wichtig ist, ohne Vertragsbeziehungen zwischen den Partnern und dem Koope-
rationsrat gearbeitet hatte. Ihre Tätigkeit bestand lediglich in Koordinierungsgesprä-
chen, sodass dieses Gremium als ein Koordinierungsausschuss der Partner-LPG zu ver-
stehen war. Das Ziel war nicht klar definiert. Aber wichtig war, dem allgemeinen Trend 
zu folgen. 
 
Die äußere Trendbestimmung wird dadurch deutlich, dass in dieser KOG „eine Bera-
tung mit dem Staatsapparat“ am 15.08.1966 in Lauenstein vom Kooperationsrat vorbe-
reitet werden sollte.  
 
Bei der Beratung mit dem Staatsapparat ging es um ein erstes Gespräch von Vertretern 
aus allen drei Hierarchieebenen der Landwirtschaftsverwaltung mit von den beteiligten 
LPG delegierten Arbeitsgruppen, welche die perspektivische Entwicklung im Kreis 
Dippoldiswalde, Technikprobleme, landwirtschaftliche Baumaßnahmen und Meliora-
tionen im Oberen Müglitztal im Jahre 1966 beraten wollten.543 
 
Dabei sollte die künftige Erzeugung, abhängig von den gegebenen natürlichen Bedin-
gungen des Gebietes, die in der Hauptsache durch ca. 80 % Grünland und etwa 500 m 
Höhenlage im Osterzgebirge bestimmt waren, als geeigneter Vorlauf vorbereitet wer-
den. 
 
Am 15.08.1966 tagte deshalb der Kooperationsrat, wobei bereits die SED-Kreisleitung, 
der Kreislandwirtschaftsrat – PL, der RdK, die SED-ZK-Schule Dresden-Pillnitz, der 
Bezirkslandwirtschaftsrat Dresden – PL und das Institut für Landwirtschaft beim RdB, 
Dresden-Roßthal, anwesend waren.544 
 
Eingeladen hatten sich auch Wissenschaftler der LPG-Hochschule Meißen und Vertre-
ter des Zentralen Landwirtschaftsrates – PL aus Berlin. Wie aus den weiteren Sitzungen 
des Kooperationsrates zu schließen ist, bediente sich der innere Leitungszirkel des Ko-
operationsrates dieser Institutionen, um sich politische und fachliche Rückendeckung zu 
schaffen und hinsichtlich der künftigen Spezialisierung sowie Konzentration bei even-
tuellen Richtungswechseln der Agrarpolitik der Unterstützung durch die staatlichen Lei-
tung sicher zu sein. 
 
Im Laufe des Jahres 1966 arbeiteten die Arbeitsgruppen der KOG eine Spezialisierung 
in der Feldwirtschaft aus, die vom bisherigen Anbauprofil – Kartoffeln und Lein – ab-
wich.545 
 
Auch im Oberen Müglitztal begann die Kooperation wie anderenorts in den drei sächsi-
schen Bezirken mit dem Komplexeinsatz der Mähdrescher. Anfang September 1966 
waren sechs LPG-eigene Mähdrescher E 175 im Einsatz. Zusätzlich entsendeten LPG 
aus dem Kreis Bautzen sechs, die LPG Ziegenhain, Kr. Meißen, und das VEG Dippol-
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diswalde jeweils vier Mähdrescher. Damit war eine hohe Schlagkraft bei der Mechani-
sierung der im Osterzgebirge problematischen Getreideernte garantiert. 
 
Neben der Koordinierung der Getreideernte innerhalb des aufzubauenden Koope-
rationsbereiches und dem Maschineneinsatz vom Frühherbst 1966 befasste sich der Ko-
operationsrat mit dem Einsatz einer sogenannten Mehrzweckbrigade (MZB). Diese Bri-
gade war während der Jahre bis 1969/70 die einzige echte kooperative Einheit im Obe-
ren Müglitztal, die unabhängig von den LPG, vom Kooperationsrat koordiniert, für viel-
fältige landwirtschaftliche Arbeiten zur Verfügung stand. Die Brigade fungierte als 
Dienstleistungseinheit für Kalkstreuen, Stalldungausbringung, Silieren, Heu- und 
Strohpressen. Ferner oblag ihr ab 1967 die Leitung des Einsatzes von Mähdreschern, 
die aus den Niederungskreisen des Bezirkes Dresden entsendet worden waren. Vorläu-
fig war die MZB bei der BHG Lauenstein stationiert. Sie war auch aus deren Bestand 
hervorgegangen.546 
 
Bei dieser Beratung entstand nebenher der Gedanke, ein sogenanntes Betriebsprojekt 
durch den Beratungsdienst des BLR ausarbeiten zu lassen, mit welchem das für die Jah-
re nach 1970 zu bestätigende Produktionsprofil des Kooperationsgebietes konzipiert 
werden sollte.547 
 
Mit einem Betriebsprojekt für die LPG der KOG sollte die wissenschaftliche Grundlage 
für ein weiteres Vorgehen im Perspektivplanzeitraum geschaffen werden. Damit sollten 
gleichzeitig ständige Plandiskussionen und Disharmonien mit der staatlichen Leitung 
beseitigt werden. Bislang gab es noch viele Diskrepanzen zwischen dem KLR – PL und 
den LPG, da der Staat nicht ohne Weiteres das grünlandabhängige Betriebsprofil und 
den Verzicht auf Kartoffeln, Lein und Getreide tolerieren wollte. Der Staat wollte alles: 
maximale Produktion und maximale Effektivität, was nicht miteinander vereinbar war. 
Darüber hinaus konnte über das Betriebsprojekt die effizientere Form der Spezialisie-
rung für die Kooperationspartner gefunden werden. 
 
Einen dominierenden Anteil in allen Kooperationsratssitzungen nahm die Verteilung 
staatlicher Fördermittel ein. Dabei traten öfters Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den LPG auf. Im Jahre 1966 begann man, wie es 1960 die LPG nach der Kollektivie-
rung schon einmal getan hatten, die Schläge für eine künftige gemeinsame Feldwirt-
schaft zusammenzulegen und zu vergrößern. Die notwendigen Entwässerungsarbeiten 
und die Gesundkalkung der Böden verlangten ohnehin eine neue Schlaggestaltung. 
 
Bei den, die gesamten Bauten für Milch- und Jungvieh sowie weitere Anlagen (Silos, 
Schafställe) zur Modernisierung der Produktionsgrundlagen betreffenden Koordinie-
rungsgesprächen fällt auf, dass die erforderlichen Investitionsaufwendungen von den 
Beteiligten zu gering eingeschätzt wurden und die notwendige Kapazität für Landwirt-
schaftsbau und Melioration letztendlich im Kreis Dippoldiswalde gar nicht vorhanden 
war, sodass die Perspektivplanung unter der Annahme ungenauer Voraussetzungen be-
gann.548 
 
Immerhin ging es bis 1970 um eine Spanne von nur drei bis vier Jahren, in der eine 
Reihe von Bauvorhaben (Neubau, Rekonstruktion und Ausbau) zu realisieren war, näm-





Fürstenwalde 90er Milchviehstall, 200 Jungrinderplätze 
Dittersdorf 200er Milchviehstall, 200 Jungrinderplätze, Technikhalle,  
 Schafstall 
Liebenau Typ III 200 Milchviehplätze (im Offenstall), Erweiterung der  
 Technikhalle 
Liebenau Typ I Umbau Offenstall 
Lauenstein 150 Jungrinderplätze 
Bärenstein, Typ I Maschinenhalle 
Bärenstein, Typ III 200 Jungviehplätze 
Löwenhain 90er Milchviehstall, 250 Jungrinderplätze  
BHG Lauenstein Technikhalle, Reparaturstützpunkt  
KOG allgemein Wohnungsbau, Lehrlingsausbildung, Buchhaltungsräume.549 
 
Inzwischen hatte sich die LPG Typ I Bärenstein doch noch zu einem Beitritt zur Koope-
ration entschlossen. Offenbar hatten die LPG-Mitglieder ihre Aversion gegenüber ei-
nem kooperativen Verbund fallen gelassen und ihre Möglichkeiten sowie Perspektive 
nochmals einer realen Einschätzung unterzogen.550 
 
Im Jahre 1966 begannen auch die Bemühungen um einen Getreidetrockner, der die LPG 
der KOG von den Schwierigkeiten der Getreideernte unter den Klimabedingungen des 
Osterzgebirges entlasten sollte. 
 
Im November 1966 war die Entscheidung gefallen, mit der „Mast schwerer Kälber“ am 
Standort Bärenstein zu beginnen. Dieser Produktionszweig sollte nach Abschluss des 
Stallumbaues Ende 1967 neben der MZB und dem Getreidetrockner eine weitere koope-
rative Anlage werden. Letzteres kam jedoch nicht zustande.551 
 
Um die Kooperation von Staatsseite zu unterstützen, erteilte Ende 1966 der Produk-
tionsleiter des KLR Dippoldiswalde eine Zusage zur Bereitstellung von 480 TMDN 
Fördermittel für Vorhaben des Landwirtschaftsbaues und der Melioration.552 
 
Ende 1966 legte der Kooperationsrat fest, die Reparaturkapazitäten der LPG zu spezia-  
lisieren d. h. auszutauschen und auf vier LPG zu konzentrieren.553 
 
Zwischenzeitlich entwickelte der Kooperationsrat Vorstellungen über Richtpreise für 
die Erzeugnisse und Leistungen der drei vorläufig geplanten kooperativen Anlagen.554     
  
Ende 1966 drängte der Kooperationsrat auf die Bestätigung der Statuten einer jeden be-
teiligten LPG, damit deren juristische Selbstständigkeit fixiert werden konnte. Diese 
Selbstständigkeit war eine ausdrückliche Forderung der Agrarpolitik und war Ausdruck 
anfänglicher Demokratieformen der frühen Kooperation in der Landwirtschaft. 
 
Für das kommende Jahr 1967 hatte sich der Kooperationsrat vorgenommen, der Lehr-
lingsausbildung Aufmerksamkeit zu schenken, wie auch generell für ausgebildeten 
Nachwuchs zu sorgen, da die Aufgaben, wie sich in dem in Bearbeitung befindenden 
Betriebsprojekt abzeichnete, komplizierter werden würden. Ohnehin war in den oberen 






Im Januar 1967 gab der Betriebswirtschaftliche Beratungsdienst vorab die Eckdaten des 
noch nicht ausgelieferten Betriebsprojektes bekannt. Die Kernaussage des Projektes be-
stand in der Erzeugung von 1.000 tragenden Färsen pro Jahr und der weiteren Jungrin-
deraufzucht als Dienstleistung für den Kreis Meißen.556 
 
Damit erhielt die Kooperationsgemeinschaft eine erste vorläufige Zielrichtung. Die wei-
teren Koordinierungsgespräche des Jahres 1967 betrafen hauptsächlich die Kampagnen 
in der Feldwirtschaft, die Getreidetrocknungsanlage für die KOG, Standortfragen für 
die Jungviehaufzucht, das Futteraufkommen und die erforderlichen Futterflächen. 
 
Im März des Jahres 1967 bestätigte der Kooperationsrat Kostensätze, zwischenbetrieb-
liche Vereinbarungspreise und Technik-Ausleihsätze für die Kooperationspartner und 
die LPG der im Territorium tätigen MZB. Damit war eine betriebswirtschaftliche Basis 
für den Ausbau der Kooperation geschaffen.557 
 
Aber auch 1967 wurden zur Frühjahrsbestellung Komplexeinsätze geleistet, ohne dass 
diese echt kooperativ organisiert worden waren.  
 
Der KLR - PL stellte den Kooperationsrat vor die Aufgabe, einen Betriebsplan für die 
KOG aufzustellen. Es gab aber noch einige Unklarheiten bei den Partnern über die Zu-
kunft dieses lockeren Wirtschaftsgebildes, z. B. ob es in zwei, drei oder vier Produk-
tionseinheiten unterteilt werden soll.558 
 
Im Frühjahr dieses Jahres erkannte der Kooperationsrat auch, dass ohne Baumaßnah-
men keine Modernisierung und Spezialisierung der LPG möglich sei. So wurde die Ver-
stärkung der im Bereich schon tätigen ZBO gefordert, was sich in den Folgejahren noch 
als überaus notwendig für die KOG erweisen sollte. Diese Forderung erhob auch der 
neu ernannte Produktionsleiter des RLN – B Dresden, Benno Ziesch, der, wie auch an-
dere höhere Staatsfunktionäre, öfters in den nächsten zwei Jahren die KOG aufsuchte, 
um die neue kooperative Betriebsform durchzusetzen.559 
 
Die Koordinierungsgespräche im Kooperationsrat legten eine schon seit langem in der 
Landwirtschaft geübte Praxis offen. Da es ständig Schwierigkeiten bei der Beschaffung 
von Bereifung und Ersatzteilen aller Art gab, begann auch in der KOG die Vorhaltung 
von diesem Material. In der LPG „Grenzland“, Liebenau, musste ein Konsignationsla-
ger für Ersatzteile und Austauschaggregate eingerichtet werden, um sich „störfrei“ zu 
machen.560 
 
Im Jahre 1967 waren die Besuche des Leiters des BBD Dresden-Roßthal zur Regel ge-
worden. Inzwischen sah das Betriebsprojekt sieben Produktionseinheiten vor, die nun 
vom BBD getrennt bearbeitet wurden. 
 
Um zu einem Fortschritt bei der Schaffung von Voraussetzungen für eine künftige ko-
operative Feldwirtschaft zu kommen, hatte der Kooperationsrat die Schlagzusammenle-
gung per 31.07.1967 beschlossen. Daraus sollten Schlagvergrößerungen und günstigere 
technologische Einheiten hervorgehen.561 
 
Den politischen Forderungen des Staates zur Huldigung des Leitbildes Sowjetunion 
kamen der Kooperationsrat und die KOG als betriebliche Einrichtung stellvertretend 
nach. Davon profitierten die beteiligten LPG, indem sie nicht selbst den Wettbewerb zu 
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Ehren des 50. Jahrestages der Oktoberrevolution (1917 in Russland, M. J.) konzipieren 
mussten.562 
 
Die Getreideernte im Oberen Müglitztal gestaltete der Kooperationsrat noch schlagkräf-
tiger als bisher, weniger aus eigener Kraft, aber unter Zuhilfenahme von neun Mähdre-
schern aus dem Umland von Dresden und sogar aus dem Kreis Wurzen bei Leipzig. 
Damit kamen insgesamt 17 Mähdrescher in vier Komplexen zum Einsatz. Für eine sol-
che Konzentration hatte sich die KOG o. g. eigenes Erntekampagnelager zur landtechni-
schen Versorgung im August 1967 eingerichtet.563 
 
Aus den Erfahrungen dieses Komplexeinsatzes resultierten Gedanken im Koope-
rationsrat, einen Pflugkomplex mit Technik aus den Niederungskreisen des Bezirkes 
Dresden für die oberen Gemeinden einzusetzen.564 
 
Verwunderlich ist, dass die Bürgermeister in den Gemeinden der KOG sich relativ pas-
siv verhielten, obgleich sie verpflichtet waren, die Agrarentwicklung in ihren Gemein-
den zu unterstützen. Im September 1967 hatte sie der Kooperationsrat zur Organisation 
der Getreide- und Kartoffelernte eingeladen, wobei keiner erschienen war.565 
 
Zwischengenossenschaftliche, d. h. echte kooperative Beziehungen, jedoch wie auch bei 
allen anderen Beziehungen in der KOG ohne Abschluss von Kooperationsverein-
barungen, kamen im Oktober 1967 zustande, als die BHG Lauenstein zu einer ZGE 
umgewandelt wurde. Dabei übernahmen die beteiligten LPG für Baumaßnahmen der 
BHG-ZGE die Kredithaftung gegenüber der BLN.566 
 
Im Oktober 1967 wurde erstmals eine Kritik vonseiten der staatlichen Leitung an den 
Kooperationsvorgängen im Oberen Müglitztal laut. Als der Leiter des BBD Dresden- 
Roßthal einen Überblick über den weiteren Fortgang bei der Erarbeitung des Betriebs-
projektes vor dem Kooperationsrat gab, sprach er von „Warenhausproduktion“ im Ko-
operationsbereich und fehlender Übereinstimmung mit den Vorstellungen der PL des 
RLN (K) Dippoldiswalde.567  
 
Als im November 1967 wiederholt der Produktionsleiter des BLR Dresden persönlich 
im Kooperationsrat erschien, gab er die nächste vorläufige Zielrichtung des Betriebspro-
jektes über einen Produktionsausstoß von 6.000 Färsen/Jahr bekannt. Dazu passte kei-
neswegs die Aufrechterhaltung von Staatsplanauflagen für Getreide, Kartoffeln und 
Lein. In dem Zusammenhang äußerte sich auch der Leiter des BBD Dresden-Roßthal 
(Zitat): „... es muss eine Betriebsweise gefunden werden, die eine hohe GE-Produktion 
bietet und gleichzeitig billig ist.“ Eine solche Forderung konnte jedoch nur auf der Aus-
nutzung des hohen Grünlandanteiles beruhen (M. J.). Die Teilnehmer der Kooperations-
ratssitzung sprachen sich aufgrund dessen für eine erstmals erwähnte gemeinsame 
Feldwirtschaft im KOG- Bereich aus.568 
 
Vom hohen Stellenwert, den die zu entwickelnde Kooperation im Oberen Müglitztal 
einzunehmen schien und vom direkten Eingreifen der SED zeugt der Auftritt von zwei 
Instrukteuren des ZK der SED aus Berlin, die sich ebenfalls für die Probleme der KOG 
interessierten. 
 
Als Hauptschwierigkeit gestaltet sich die Umstellung vom bisherigen Anbauprofil auf 
die Maßgaben des (noch nicht ausgelieferten) Betriebsprojektes. Ferner ging es um den 
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Umbau der Feldwirtschaft der einzelnen LPG in eine gemeinsame Feldwirtschaft (GF) 
der KOG und die Notwendigkeit der „allseitigen Unterstützung durch den Staat“.569 
 
Der Modernisierungs- und Technisierungsbedarf im Kooperationsgebiet konnte nicht 
aus eigenem Vermögen im Kreis Dippoldiswalde gedeckt werden. Hier offenbarte sich 
die grundlegende Erkenntnis, die der gesamten LPG-Entwicklung generell in allen Be-
zirken zugrunde lag. Die Zusammenführung von einzelbäuerlichen Betrieben ergab 
noch keinen modernen effektiven Großbetrieb, und die Zusammenführung von LPG 
ergab noch keinen modernen effektiven kooperativen Verbund. Für den organisatori-
schen Aufbau der GF wollte der Kooperationsrat Empfehlungen der Fernsehakademie 
folgen, die auf die einheitliche (kooperative) Nutzung der gemeinsamen Landtechnik, 
auch Ankauf von gemeinsamer Technik, einer einheitlichen Leitung unterstellt, hinaus-
liefen.570     
Im ersten Quartal des Jahres 1968 stellten sich unter den Kooperationspartnern Unzu-
friedenheit und mangelndes Vertrauen zur Kooperationsidee ein. Das kam daher, dass 
die LPG sowohl mit den im Kooperationsrat zentralisierten staatlichen Förderungsmit-
teln als auch hinsichtlich der Unterstützung durch den BLR – PL Dresden nicht einver-
standen waren. Aber auch der BLR hatte kein rechtes Vertrauen in die Kooperationswil-
ligkeit der beteiligten LPG im Oberen Müglitztal. Unter den KOG-Partnern bestand die 
Meinung, nach der Umsetzungsphase vom Betriebsprojekt im Jahre 1968 werde ein De-
fizit von 2.000 GE Bruttoprodukt entstehen. Auch zum engsten Leitungsgremium der 
Kooperation bestand nur geteiltes Vertrauen. 
 
KOG-interne Differenzen und Vertrauensverlust waren aber nicht nur auf diese KOG 
beschränkt. Diese Erscheinungen traten prinzipiell überall auf, da die LPG-Vor-
sitzenden bei der Kooperation, was eigentlich natürlich war und von einem gewissen 
Unternehmersinn zeugte, auf den Vorteil ihrer eigenen LPG bedacht waren. Deshalb be-
reiteten die LPG-Delegierten gedanklich die Wahl eines unparteiischen, nicht an eine 
LPG gebundenen, und eines periodisch wechselnden Kooperationsratsvorsitzenden 
vor.571 
 
Die LPG Dittersdorf erwog, aus der KOG (die formal gesehen bis jetzt noch gar keine 
war) auszusteigen. Dessen ungeachtet ging aber die Bemühung des Kooperationsrates 
um den Aufbau einer GF weiter. Dass es dem Koordinierungsgremium damit ernst war, 
bezeugt der Vorschlag, die produktgebundenen staatlichen Förderungsmittel nur an die 
GF zu binden, falls sie zustande kommt, und nicht an die LPG. Ferner wollte man für 
die GF von Liebenau aus die Technik gemeinsam einzusetzen, eine einheitliche Vergü-
tung der Traktoristen, einen gemeinsamen Akkumulationsbeitrag von 20 MDN/ha LN 
und bis zur Herbstbestellung 1968 eine gemeinsame Abrechnung und Betriebsplanung 
einführen.572 
 
Das inzwischen vorliegende Betriebsprojekt wollten die Partner in weiser Voraussicht 
aber nur unter der Voraussetzung, dass die staatliche Leitung die projektierten Parame-
ter des Projektes bestätige, anerkennen und finanzieren.573 
 
Auf die Frage bezüglich der Leitung der Kooperation einigte man sich im April 1968, in 
dem ein „Angestellter“ – in anderen KOG nannten sich solche Führungskräfte Sekretär 
des Kooperationsrates – eingestellt werden sollte, dem ein monatliches Gehalt von       




Es lag zwar nicht die Zustimmung von allen Partnern, eine GF zu bilden, vor, dennoch 
wurde eine Beschlussvorlage (Nr. 2/68 1968) erarbeitet, die für das IV. Quartal 1968 
den Kauf von fünf Traktoren ZT 300 als gemeinsame Investition, die Aufnahme in den 
Grundmittelbestand der KOG und die Unterstellungen von zwei Komplexen zu je drei 
bzw. zwei Maschinen in die GF vorsah.575 
 
Eine abschließende Einigung innerhalb der KOG zur GF lag aber bis Jahresmitte 1968 
nicht vor. Immer noch zeichneten sich Separierungsbestrebungen ab, zwei GF, d h. ein 
Verbund von Fürstenau bis Bärenstein und ein Verbund von Liebenau bis Dittersdorf 
(Letztere hätten sich gerne völlig ausgegliedert), gründen zu wollen. Die Leitung der 
KOG war dennoch bestrebt, eine zentrale GF für alle Partner-LPG mit einem gemein-
samen Abrechnungs- und Buchungszentrum zu bilden.576 
 
Zum Zwecke des Qualifizierungsfortschrittes, der für die sich vergrößernde Betriebs-
einheit als notwendig erachtet wurde, gründete der Kooperationsrat im Oktober 1968 
eigens eine Kooperationsakademie.577 Somit folgte die KOG auch dem allgemeinen 
Qualifizierungstrend. 
 
Im September 1968 hatte sich ein hochrangiger, in späteren Jahren in der Landwirt-
schaft des Bezirkes Dresden maßgebender, Funktionär der BL der SED für die Fort-
schritte der Kooperation interessiert und im Kooperationsrat eingefunden.578 
 
Am Jahresende 1968 berieten die Vertreter der Partner-LPG über weitere zwischen-
genossenschaftliche Einrichtungen. In den drei sächsischen Bezirken bildeten sich seit 
jener Zeit die Agrochemischen Zentren (ACZ) heraus, um die „weitere Spezialisierung“ 
voranzubringen. Die gesamte „Chemisierung“ verlagerten die LPG zunehmend in diese 
Dienstleistungsbetriebe. Über den künftigen Standort lagen noch uneinheitliche Vorstel-
lungen vor.579 
 
Im Jahre 1968 hatten sich wirtschaftliche Schwierigkeiten bei der MZB abgezeichnet. 
Per 30.06.1967 rechnete sie ein Defizit von 1.479,60 MDN ab.580 Die Arbeit der MZB 
wurde teilweise kritisch gesehen. Aufgrund deren Arbeit auf der Basis lediglich münd-
licher Absprachen hatte die ABI des Kreises Dippoldiswalde die MZB unter „die Kon-
trolle der Arbeiter und Bauern“ genommen.581 Ende 1968 gab die MZB Landtechnik, 
die sie nicht mehr benötigte, an die zwei derzeit bestehenden GF (Dittersdorf/Liebenau 
und Bärenstein/Fürstenau) ab. Neubestellung von Landtechnik sollte anschließend auf 
der Grundlage der neuen Anforderungen und Bedingungen der KOG abgegeben wer-
den.582 Es deutete sich eine Auflösung der MZB an. 
 
Im Februar 1969 regten sich erneut kritische Stimmen zur Kooperation in den LPG des 
Oberen Müglitztales, sowohl aus eigenen Reihen des Kooperationsrates als auch extern. 
Es hatte sich gezeigt, dass die Leitung mit den ständigen Koordinierungsaufgaben, die 
im Prinzip nicht den Aufgaben eines Kooperationsrates entsprachen, überfordert war. 
Die Mitglieder des Leitungsgremiums der KOG waren als LPG-Vorsitzende mit eige-
nen Leitungsproblemen beschäftigt. Sie berieten sich wöchentlich einmal abends mit 
dem eigenen Vorstand und wöchentlich im Kooperationsrat zu Problemen des Ko-
operationsbereiches, jeweils mehrere Stunden. Der Vorsitzende der KOG stand noch 
weiteren landwirtschaftlichen Gremien im Kreis Dippoldiswalde vor, sodass Gedanken 




Es sei ein gesellschaftlicher Fortschritt entstanden, weist eine Sitzungsniederschrift des 
Rates aus. Der Besuch der Führungsspitze des DBD-Bezirksvorstandes schätzte die Tä-
tigkeit der KOG aber anders ein. Es werde echter Kooperation ausgewichen, es gäbe 
keine Konzentration der Ställe und die Realität in der KOG stimme nicht mit dem Be-
triebsprojekt überein.584 
 
Ein konkreter Vorschlag zum tatsächlichen Übergang zu einer GF, die alle LPG verei-
nen sollte, entstand im Februar 1969. Es wurden die Unterstellung der Technik einer 
einheitlichen Leitung und Verwaltung sowie vertragliche Beziehungen zu den anderen 
Produktionszweigen per 01.01.1970 aufzubauen gefordert. Hierbei deuten sich erstmals 
genauere Vorstellungen über echte kooperative Beziehungen im Sinne des Koopera-
tionsmodells gemäß Vorgaben der Agrarpolitik an. 
 
Weitere kooperative Bemühungen betrafen die Aufnahme zwischenbetrieblicher Be-
ziehungen innerhalb der Kooperation. Die Vorstellungen umfassten die Gründung einer 
ZGE Jungrinderaufzucht mit einem Produktionsausstoß von 3.000 Färsen/Jahr. Die 
ZBO musste gestärkt und vor staatlicher Vereinnehmung bewahrt werden, da der KOG-
eigene Baubedarf eine Baukapazität von mindestens 2,5 Mio. MDN/a erforderte. Dafür 
hatte sich aber die SED nicht eingesetzt, als im März 1969 die Kreisleitung Dippoldis-
walde unter Abwesenheit der Leitungskräfte von Bärenstein zusammenkam, was auch 
nicht anders zu erwarten war.585 
 
Die KL der SED musste auch untätig zusehen als vor der Frühjahrsbestellung die 
Pflanzgutbereitstellung für Kartoffeln seitens der DSG „noch größere Lücken“ aufwies 
und dass es „ernste Ersatzteilschwierigkeiten“ bei der Landtechnik gab. Es fehlten z. B. 
Austauschmotore und Bereifung für die rumänischen Traktoren U 650.586 Die Auf-
zeichnungen des Kooperationsrates vom 07.05.1969 vermerken aber dessen ungeachtet 
die große Einsatzbereitschaft der Beschäftigten in den LPG bei der Frühjahrsbestellung. 
  
Da die Partner-LPG 722 ha Wald, davon 403 ha in kollektivwirtschaftlicher Nutzung, 
besaßen, hatte der Kooperationsrat eine Arbeitsgemeinschaft Waldwirtschaft gebildet, 
die sich mit der Gründung einer Zwischengenossenschaftlichen Einrichtung Waldwirt-
schaft (ZEW) befasste. In Fürstenwalde und Dittersdorf waren erhebliche Waldbestände 
noch privat bzw. über eine privatwirtschaftliche Waldgemeinschaft genutzt. Es wurde 
auch der Beitritt zur bereits bestehenden ZEW Börnchen erwogen.587 
 
Selbst bis zum Jahresende 1969 zeigte sich das schwere Ringen um Herstellung eines 
kooperativen Verbundes auf einer Fläche von insgesamt ca. 4.736 ha LN und der Wi-
derstreit der Abgesandten aus den LPG. Bis dahin hatte es noch keine verbindlichen 
Festlegungen sowohl seitens des Staates als auch der beteiligten LPG zur Produk-
tionsrichtung ab 1970, dem daraus erwachsenden Investitionsbedarf und den ökonomi-
schen Auswirkungen gegeben.588 
 
Das Betriebsprojekt hatte sich bis jetzt nicht als ein verbindliches Dokument erwiesen. 
Diese Erscheinung ließ sich aber im Allgemeinen in den meisten Gebieten, die mit der-
artigen Planungen überzogen wurden, beobachten. Rechnerisch richtig, nach fachlichen 
Gesichtspunkten geplant, am ehemaligen Produktionsprinzip und höchstem Gewinn für 
jeden Betrieb orientiert, gingen die staatliche Planung mit ihren aber ständig wechseln-
den Forderungen nach mehr Agrarprodukten und Beibehaltung uneffektiver Produk-
tionszweige nicht mit diesen Projekten konform. Die Kooperation, wie sie die Land-
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wirtschaftsbetriebe in allen Bezirken mit ihren verzweigten Vertragsbeziehungen prak-
tizierten, vorläufig noch als ökonomisch und juristisch nicht selbstständige Betriebs-
form, hatte im Oberen Müglitztal nicht diese Gestalt angenommen. 
 
Die Themen der Sitzungen des Kooperationsrates, sofern man ihn als solchen bezeich-
nen kann, in den Jahren 1966 und Ende 1969 lassen den Schluss zu, dass es sich ledig-
lich um die Koordinierung der Leitungstätigkeit einer Groß-LPG, die einmal als einheit-
licher Betrieb, in dem alle anderen LPG aufgegangen sein werden, gehandelt hatte. In 
diesem Sinne ist auch die Bemerkung im Sitzungsprotokoll vom 08.01.1969, zu verste-
hen, dass der Vorsitzende (wörtlich) „Aufgaben in der Groß-LPG von Bärenstein bis 
Fürstenau habe“. In der Tat war durch den Zusammenschluss der beiden LPG Typ III, 
„Vorwärts“, Bärensteinm, und „Glück auf“, Fürstenwalde, eine LPG mit ca. 1.892 ha 
LN zum 01.01.1969 eine Groß-LPG entstanden.589 Es war zu einer Betriebsvergröße-
rung, wie sie weder den Vorstellungen der SED noch dem staatlich favorisierten Koope-
rationsmodell entsprach, gekommen. 
 
Die weitere Entwicklung während der dritten Etappe der LPG-Entwicklung zeigte, dass 
die staatlich dirigierte Kooperation in diesem Gebiet nicht die gewünschten Erfolge ge-
bracht hatte. Die Produktion stagnierte, die Selbstkosten waren unvertretbar angestiegen 
und letztendlich die Kooperation zu Anfang der achtziger Jahre, während der vierten 
und letzten Etappe der LPG-Entwicklung, wieder aufgelöst worden.590 Die Rückver-
wandlung der KOG „Oberes Müglitztal“ im Jahre 1980 in ihre Ausgangs-LPG, wie sie 
bis zum Jahresende 1968 bzw. 1970 bestanden hatten, kam einem Eingeständnis des 
RdB Dresden, Fachorgan für Land- und Nahrungsgüterwirtschaft, der Fehlentwicklung 
der Kooperation auf dem Wege zur Trennung des einheitlichen Produktions- und Re-
produktionsprozesses gleich.591 
 
In der allen LPG der DDR als das große Beispiel „hohen gesellschaftlichen Fortschritts“ 
vorgeführten KOG Berlstedt im thüringischen Kreis Weimar hatten sich mithilfe staatli-
cher Förderung aus den beteiligten LPG und einem VEG bereits zu Anfang des Jahres 
1969 total spezialisierte, juristisch selbstständige LPG gebildet. Eine von diesen LPG 
bestand lediglich aus Milchviehhaltung und der ersten im Süden der DDR gebauten    
2.000er Milchviehanlage (MVA). Als beispielgebend im Sinne des agrarpolitischen 
Fortschritts galt auch die Kooperation in Dedelow, Kr. Prenzlau, Bez. Neubrandenburg. 
Dort hatten die beteiligten LPG auf Geheiß des Politbüros des ZK der SED die erste 
2.000er MVA im Norden der DDR errichtet. Dieser MVA hatten die LPG den Status 
einer ZBE Milchproduktion gegeben.592  
 
Mit der frühen Kooperationsphase und den dabei eingetretenen Konzentrationsprozes-
sen entstanden in den LPG der sächsischen Bezirke Kapazitäten für die Mast von 
Schweinen zwischen 6.000 und 24.000 Mastplätzen, für Legehennen über 100.000 Plä-
tze und für die Milchproduktion zwischen 400 und etwa 2.000 Stallplätze. Dabei ist 
charakteristisch, dass diese Großanlagen zumeist von zwischengenossenschaftlichen 
bzw. zwischenbetrieblichen Einrichtungen und innerhalb von Kooperationsgemein-








Zum Stand der LPG nach dem X. Deutschen Bauernkongress und zur Definition des 
Untersuchungsgegenstandes „Kooperation“ ist Folgendes zu bemerken. 
 
1968 hatte ein Forschungsbericht der LPG-Hochschule Meißen zum Thema der Koope-
ration innerhalb des damals noch einheitlichen Reproduktionsprozesses auf den wesent-
lichen Unterschied zwischen „betrieblicher Hilfe“ und „sozialistischer Kooperation“ 
hingewiesen. Zeitweiliges gegenseitiges Ausleihen von Maschinen und ein Komple-
xeinsatz von Landtechnik könne nicht als entwickelte Kooperationsbeziehungen be-
zeichnet werden. Dies seien ideologische Auffassungen, gegenüber welchen man ent-
schiedener auftreten müsse. Die wahre Kooperation, die auch dem Sinne der Agrarpoli-
tik entspräche, sei die sozialistische Kooperation. Diese sei durch Vertragsbeziehungen 
und gegenseitigen Vorteil der beteiligten sozialistischen Landwirtschaftsbetriebe, der 
Steigerung der Erträge und Leistungen der Viehwirtschaft sowie rationelle Nutzung       
aller Fonds bei der Erzeugung von Stufenprodukten gekennzeichnet.594 
 
Hinsichtlich des Entwicklungsstandes im Jahre 1968 nennen die Thesen des For-
schungsberichtes nur eine kleine Gruppe von KOG, die alle Zielfunktionen verwirklicht 
hätten. Neben den im politischen Rampenlicht der Agrarpolitik stehenden Kooperatio-
nen Neuholland und Berlstedt seien in den sächsischen Bezirken ausgewiesenermaßen 
nur die KOG Dahlen-Außig, Kr. Oschatz; Niederbobritzsch, Kr. Freiberg; Rein-
holdshain, Kr. Dippoldiswalde, und Klitten, Kr. Niesky, die den Zielfunktionen der Ko-
operation, vor allem in der Pflanzenproduktion, gerecht geworden.595 
 
Ausdrücklich empfahl die wissenschaftliche Einrichtung in Meißen zu dieser Zeit noch 
eine Organisationsform der gemeinsamen Pflanzenproduktion, eine Abteilung Pflan-
zenproduktion der KOG, die den Grad der Verselbstständigung einer ZBE nicht als ju-
ristische Person erreicht.596 
 
Diese Warnung wurde spätestens mit dem VIII. Parteitag der SED 1971 in den Wind 
geschlagen. Das Politbüro erwies sich, wie so oft, unfähig, strategisch wichtige Ent-
















K O O P E R A T I O N  
                                                                      in der kollektivwirtschaftlich organisierten Landwirtschaft der DDR - schematische Übersicht - 
                                                              Kooperationsformen 
Frühe Kooperation Spätere Kooperation 
Zeitraum 
1966 bis 1971 
Vll. Parteitag der SED (17. bis 22.4.1967) bis Vlll. Parteitag der SED (15.  bis 19.6.1971) 
1971 bis 1999 
ab Vlll. Parteitag der SED am 15.-19.06 .1971 (teilweise Auflösung von 




Bei weitergehender Wahrung der Freiwilligkeit und „Innergenossenschaftlichen Demokratie“ 
Zwei Wege der Betriebsvergrößerung als objektiver Prozess möglich: 
-„Groß“- LPG (Betriebsgröße undefiniert, 800 bis 2000 ha LN in einer LPG) 
-Kooperation mehrerer LPG, VEG u. a. Betriebe 
       Verletzung des Freiwilligkeitsprinzips und "innergenossenschaftlichen Demokratie", 
        Diktat von SED und staatlicher Leitung möglich als einziger Weg der Betriebsvergrößerung 





Kooperation als ein Lösungsweg der Agrarprobleme: 
- Konzentration und Spezialisierung der Produktion  
- Schaffung größerer Betriebs- und Produktionseinheiten  
- Steigerung der Bruttoproduktion insgesamt und je Produktionseinheit (ha, Tier, Stallplatz)  
- bessere Auslastung der Betriebsmittel  
- Senkung der Kosten und Erhöhung der Effektivität 
 
 
Kooperation als einziger Weg der Lösung der Agrarprobleme : 
- Konzentration und Spezialisierung der Produktion  
- Schaffung größerer Betriebs- und Produktionseinheiten  
- Steigerung der Bruttoproduktion insgesamt und je Produktionseinheit (ha, Tier, Stallplatz)  
- bessere Auslastung der Betriebsmittel  












 Ökonomisch und juristisch unselbständige Kooperationsgemeinschaften (KOG) und koope-




Ökonomisch und juristisch selbständige Kooperationsgemeinschaften (KOG) mit eigenen 
Fonds, Arbeitskräften, Wirtschaftsgütern, Betriebsmitteln und Betriebsergebnisabrechnung und 
eigene Betriebsplanung 
     
       
            KOG              KOG   
Horizontale Kooperation in der Primärproduktion:  
- Komplex-Einsätze der Technik in den Hauptproduktionszweigen der Feldwirtschaft  
- Kooperative Einheiten per Feldwirtschaft (GAP, GAF und GF)  
- Kooperative Einheiten der Viehwirtschaft (z. B. Jungrinderaufzucht,  
   Schweinemast und -zucht u.ä.) 
Horizontale Kooperation in der Primärproduktion:  
- Kooperative Abteilung Pflanzenproduktion (KAP)  
- Kooperative Abteilung der Tierproduktion (KA)  
- "Rumpf" - LPG mit Tierproduktion, nicht mehr bodengebunden  
- Hinarbeiten auf in Pflanzen- und Tierproduktion getrennte Betriebe  




Delegierte autonomer LPG, VEG u. a. Landwirtschaftsbetriebe
Kooperationsrat: 
 
Delegierte von nicht mehr autonomen LPG und autonomen kooperativen Einrichtungen 
Abb. 82 Schema der Kooperation -Frühe und Spätere Kooperation- 





Abb. 83 Entwicklungsphasen der Frühen Kooperation  
Quelle: Agrarmuseum Auterwitz, Lkr. Mittelsachsen, Verfasser: M. Janello, 2006. Sammlung Umweltzentrum Ökohof Auterwitz 
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3.1.4 Zwei Möglichkeiten der Betriebsvergrößerung 
 
Hinsichtlich der ab 1965 einsetzenden Betriebsvergrößerungen ist die Frage zu stellen, 
inwieweit zu dieser Zeit überhaupt die Notwendigkeit einer durchgängigen Betriebs-
vergrößerung bestand und die darauf ausgerichteten staatlichen Regelungen zweckmäßig 
waren. Betriebsvergrößerungen fanden automatisch statt, indem wirtschaftsschwache,         
überalternde kleinere LPG des Typs I den Anschluss an größere und stärkere LPG suchten. 
Insofern können Betriebsvergrößerungen im Interesse der Erhaltung der LPG generell als 
gerechtfertigt angesehen werden. Folgende rekonstruierte zwei Wege der Betriebsvergrö-
ßerung vollzogen sich aber vielerorts unter staatlicher Lenkung, ohne dass die Betroffenen 
von sich aus von der Notwendigkeit überzeugt waren und diese auch objektiv nicht be-
stand. 
 
Die wirtschaftliche Stabilisierung der meisten LPG bedurfte nach 1965 weiterer Bemü- 
hungen. Die Agrarpolitik wendete sich jedoch von der materiellen Unterstützung der LPG 
mit ihren bestehenden Betriebsgrößen ab und orientierte auf größere Einheiten durch ko-
operative Verbindungen. Auf diese Weise standen den LPG keine ihren Betriebsgrößen 
angepassten Traktoren, mobile Technik sowie Baukapazität zur Verfügung. Die Agrar-
politik richtete sich auf den Bau von zu groß dimensionierter Landtechnik aus und erwarte-
te von den Landwirtschaftsbetrieben deren Anpassung, um höhere Auslastung und am En-
de höhere Effektivität zu erlangen. Parallel dazu behinderte die Herauslösung der Bauka-
pazität aus den LPG und deren schrittweise Unterstellung der staatlichen Lenkung sowie 
Bilanzierung die Stabilisierungsbemühungen der LPG. Erst organisatorisch und ökono-
misch gefestigte Betriebe hätten von sich aus im Bedarfsfall und ohne Dirigismus koopera-
tive Beziehungen aufnehmen können. Die SED-Agrarpolitik bediente sich aber der großen 
Kooperationen als „Kettenglied zum Übergang zur industriemäßigen Produktion“. 
 
Nach 1965 und mit Wirksamwerden des NÖSPL kristallisierten sich zwei Wege bei der 
„weiteren Spezialisierung und Konzentration“ sowie der Betriebsvergrößerung der LPG 
heraus. Insbesondere unterschieden sich diese Wege hinsichtlich der Entwicklung und 
Umwandlung der LPG Typ I, die größtenteils an einem Wendepunkt ihres Fortbestehens 
angekommen waren. Die zwei Wege bestanden sowohl in der Kooperation von mehreren 
LPG unterschiedlichen Typs, Entwicklungsstandes, Spezialisierungsgrades und Produkti-
onsprofiles als auch in der Betriebsvergrößerung durch Anschluss und Verschmelzung 
solcher LPG. Der eine Weg kann als der „kooperative Weg“ und der andere als der „Weg 
zur Groß-LPG“ bezeichnet werden. Für beide Wege lässt sich eine Vielzahl von Beispielen 
in Sachsen nachweisen. Jene zwei Wege sollen am Beispiel von LPG des Bezirkes Karl-
Marx-Stadt und des Bezirkes Leipzig nachgezeichnet werden.  
 
3.1.4.1 Kooperativer Weg  
 
Dem kooperativen Weg als Vorzugsvariante der sozialistischen Agrarpolitik dient die 
KOG „Bobritzschtal“, Kr. Freiberg, als ein typisches Beispiel. 
 
Um vorhandene Produktionskapazitäten und Arbeitskräfte im Sinne der Intensivierung und 
Vorbereitung des „Übergangs zu industriemäßigen Produktionsmethoden“ wirtschaftlicher 
einsetzen zu können, hatte Ende der sechziger Jahre eine LPG Typ III im südlichen Sach-
sen die Initiative zum Zusammenwirken einer Vielzahl von landwirtschaftlichen Betrieben 
im Umkreis des Bobritzschtales im Kreis Freiberg ergriffen. Die kooperative Arbeit in 
diesem Gebiet galt zu jener Zeit als bahnbrechend und beispielgebend. Während der erst-
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mals als agra bezeichneten 15. Landwirtschaftsausstellung in Markkleeberg im Juni 1967 
würdigte sogar der SED-Chef Walter Ulbricht dieses bereits als KOG bezeichnete Modell 
als hervorragendes Beispiel, wie es LPG gelang, dem Hauptanliegen der Agrarpolitik zu 
entsprechen, mit folgenden Worten an den KOG-Vorsitzenden: „Genosse Timmel, grüßen 
Sie alle Genossenschaftsbäuerinnen und Genossenschaftsbauern der Kooperationsgemein-
schaft ‚Bobritzschtal’ von mir. Helfen Sie mit, dass sich im Bezirk Karl-Marx-Stadt noch 







Abb. 84 SED-Chef Walter Ulbricht (mi.) im Gespräch mit Walter 
 Timmel (li.), dem Vorsitzenden der LPG Niederschöna, 
 und Leitungsmitglied im Kooperationsrat der KOG 
 Bobritzschtal, im Hintergrund Minister Georg Ewald,
 Vorsitzender des Landwirtschaftrates der DDR bzw. des 
 Rates für landwirtschaftliche Produktion und Nah-          
 rungsgüterwirtschaft der DDR, während der 15. Land-    
 wirtschaftsausstellung der DDR in Markkleeberg im       
                     Juni 1967 
Quelle: Bezirksreporter 1-2/68, 8. Jg. Karl-Marx-Stadt  
 1968, S. 8 
 
Ein gleiches Lob Walter Ulbrichts ernteten die Bobritzschtaler schon zuvor auf dem  
VII. Parteitag im April 1967 in Berlin. 
 
Die beteiligten LPG gingen davon aus, dass die Anschaffung moderner Maschinensysteme 
und die Errichtung industriemäßiger Produktionsanlagen die Möglichkeiten eines einzel-
nen Landwirtschaftsbetriebes übersteige und „sozialistische Gemeinschaftsarbeit“ erforde-
re. 
 
Als im Februar 1966 der IX. Deutsche Bauernkongress in Berlin zu Ende gegangen war, 
griff eine Reihe von LPG unterschiedlichen Typs und Entwicklungsstandes im Umkreis 
des Bobritzschtales die von Walter Ulbricht herausgegebenen fünf Grundsätze der moder-
nen Landwirtschaft auf. Sie organisierten auf der Grundlage der anfänglichen „sozialisti-
schen Gemeinschaftsarbeit“, die bereits vor dem „sozialistischen Frühling“ 1960 in der 
Nutzung der Landtechnik, der zwischengenossenschaftlichen Jungviehaufzucht in Nieder-
schöna und im zwischengenossenschaftlichen Mischfutterbetrieb in Niederbobritzsch be-
standen hatte, eine umfassendere Zusammenarbeit. Schon im Mai des Jahres 1966 gründe-
ten 21 Landwirtschaftsbetriebe nach Vollversammlungsbeschlüssen und drei örtliche BHG 
die Kooperationsgemeinschaft „Bobritzschtal“.  
 
Es handelte sich um die LPG        ha LN 599       ha LN 
 
„Rotes Banner“, Typ III, Oberbobritzsch  853 (1963)      936,64 
„Bobritzschtal“, Typ III, Oberbobritzsch 468 (1963)      494,41 
„Thomas Münzer“, Typ III, Niederbobritzsch     1.243      1.009,13 
„Lenin“, Typ III, Hilbersdorf 533          475,67 
„Otto Buchwitz“, Typ III, Niederschöna 308 (1963)      308,03 
„Vorwärts“, Typ III, Conradsdorf 609 (1963)      606,85 
„Glück Auf“, Typ III, Zug 439          463,85 
„Theodor Körner“, Typ III, Weißenborn 547          548,57 
„Morgenrot“, Typ III, Naundorf 432 (1963)      431,10 
„Freundschaft“, Typ III, Krummenhennersdorf 391 (1963)      412,71 
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„Bergland“, Typ I, Oberbobritzsch 473 (1965)      335,70 
„Sohratal“, Typ I, Sohra 369           368,51 
„Waldblick”, Typ I, Hetzdorf 326 (1963)      325,38 
„Bergfrieden”, Typ I, Naundorf 183           182,94 
„ Drei Linden“, Typ I, Niederschöna   97 (1960)        97,47 
„Agricola“, Typ I, Niederschöna 381 (1963)        381,32 
„Rodeland”, Typ I, Niederschöna 168 (1960)       246,51 
„Rosental“, Typ I, Conradsdorf            172,33 
 397 (1965) 
„Weltfrieden“, Typ I, Conradsdorf                    191,20 
 
„Grabentour“, Typ I, Krummenhennersdorf 245 (1964)      248,48 
„Einheit“, Typ I, Niederbobritzsch        •           237,33 
„Glück Auf“, Typ I, Hilbersdorf        •             64,94 
„Eintracht“, Typ I, Oberbobritzsch        •             135,14 
und das VEG Freiberg. 913 (1963)        895,28 
 
Gesamt   rd. 9.400 • 
 
Die Kooperative Pflanzenproduktion „Bobritzschtal-Süd“ mit 5.026 ha LN und die Koope-
rative Pflanzenproduktion „Bobritzschtal-Nord“ mit 4.374 ha LN ergaben im Jahre 1969 
zusammen rd. 9.400 ha LN. 
 
In der KOG waren durch diesen Verbund 1.870 Arbeitskräfte beschäftigt.600 Bei der KOG 
„Bobritzschtal“ handelte es sich um einen Vorläufer der in Pflanzen- und Tierproduktion 
getrennte Betriebe, wie sie später als juristisch selbstständige KAP oder LPG-T und -P in 
den siebziger Jahren gegründet wurden. 
 
In der KOG arbeiteten die Partner anhand eines Statuts, welches die Ziele der Zusammen-
arbeit und Rechte sowie Pflichten jeder einzelnen LPG regelte. Dieses Statut und darüber 
hinaus ein gemeinsames Wettbewerbsprogramm zu Ehren des im April 1967 statt-
findenden VII. Parteitages der SED beschlossen die Delegierten der KOG-Partnerbetriebe 



































Abb. 85 Übersichtsplan der KOG „Bobritzschtal“, Kr. Freiberg, Bez. Karl-Marx-Stadt 
Quelle: Betriebswirtschaftliches Projekt der KOG „Bobritzschtal“, Niederbobrizsch. BBD des BLR Karl-Marx-Stadt, undatiert. 
Sammlung Dr. K. Voigt, Mittweida, Lkr. Mittelsachsen 
 
Während der zweiten ökonomischen Konferenz des gleichen Jahres und den vorbereiten-
den Mitgliederversammlungen der LPG im Jahre 1967 rechneten die KOG und die Part-
nerbetriebe ihre Ergebnisse ab. Bei dieser Gelegenheit stellte sich die KOG noch höhere 
Produktionsziele, aber dieses Mal zu Ehren des 50. Jahrestages der russischen Oktoberre-
volution, welcher im Oktober 1967 von den meisten Betrieben und staatlichen Einrichtun-
gen in der gesamten DDR zu begehen angeordnet worden war (vgl. Fußnote 562, S. 381 f.). 
  
Der Vorsitzende der KOG und zugleich der Partner-LPG „Thomas Müntzer“, Typ III, Nie-
derbobritzsch, berichtete im „Bezirksreporter 1-2/1968, 8. Jg. des Bezirkes Karl-Marx-
Stadt“ mit Blick auf den zu erwartenden X. Deutschen Bauernkongress im Juni 1968 601, 
dass die angeschlossenen Betriebe „im Ergebnis der sozialistischen Gemein-schaftsarbeit 
ihre staatlichen Planaufgaben in Ehren erfüllt“ hätten. Sie wurden dafür mit der Ehrenpla-
kette des ZK der SED ausgezeichnet. Die ökonomischen Konferenzen hielten zu jener Zeit 
die größeren Betriebe der DDR im Zuge des geänderten NÖSPL, des neuen NÖS, als poli-
tische Neuheit ab. Sie wurden auch in allen Partner-LPG der KOG „Bobritzschtal“ einge-
führt und als Rechenschaftsversammlung der Leitung der Kooperation zweimal jährlich 
anberaumt, um ökonomische Vorgänge zu analysieren und die Kooperationsleitungsorgane 
zu beraten. Als Ersatz für das höchste Leitungsorgan der Partner-LPG, die Mitgliederver-
sammlung, durften solche Konferenzen nicht dienen. Die Grundsätze der „innergenossen-
schaftlichen Demokratie“ ließen eine solche Abwandlung nicht zu. Nach Mitte der siebzi-
ger Jahre, d. h. mit dem Ausklingen des NÖS, löste sich die Wirtschaftspolitik der DDR 
von diesen Konferenzen wieder. 
 
1967 war die gemeinsame Feldwirtschaft der LPG Typ III und Typ I für die Gemarkungen 
Zug und Naundorf beschlossen worden. Im Rahmen der anfänglichen Kooperation hatten 
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auch die LPG Typ III und I der Gemarkung Conradsdorf eine gemeinsame Feldwirtschaft 
beschlossen. Darüber hinaus erwogen die Conradsdorfer LPG die Errichtung eines ge-
meinsamen Milchviehstalles in Conradsdorf. Im dritten Bereich berieten die LPG beider 
Typen von Niederschöna, Naundorf, Hetzdorf und Krummenhennersdorf, ebenfalls eine 
gemeinsame Feldwirtschaft aufzubauen.  
 
Im Jahre 1968 war also die gemeinsame Feldwirtschaft in der KOG „Bobritzschtal“ noch 
keiner die ganze KOG umfassenden Gemeinsamen Abteilung Feldwirtschaft (GAP) 
gleichzusetzen. Die GAP bildeten in den meisten LPG der DDR die Ausgangslage für die 
spätere, nach dem VIII. Parteitag der SED 1971 beginnende Gründung juristisch selbst-
ständiger Pflanzenproduktionsbetriebe. Im Bobritzschtal war die gemeinsame Feldwirt-
schaft territorial in drei Organisationseinheiten und fruchtartenspezifisch in fünf „Kom-
plexe“ gegliedert. Eine zentrale Produktionsleitung für Feldwirtschaft hatte es in der KOG 
noch nicht gegeben. Im Bereich der KOG „Bobritzschtal“ waren für verschiedene Fachge-
biete der Produktion Aktivs gebildet worden, darunter ein solches für die gemeinsame 
Feldwirtschaft. Dieses Aktiv beriet die Leitungen der fünf „Komplexe“ der Feldwirtschaft, 
welche sowohl nach natürlichen und ökonomischen Produktionsbedingungen und auch als 
fruchtartenspezifisch gegliedert waren. Im territorial gesehen unteren Bereich der KOG 
wurde der Speisekartoffelanbau konzentriert. Im oberen Bereich, welcher bereits dem Erz-
gebirge zuzurechnen ist, konzentrierte die KOG die Kartoffelpflanzguterzeugung für den 
gesamten Kreis sowie den Samennachbau für den Eigenbedarf der gesamten KOG. Das 
bedeutete, dass, um rationeller produzieren zu können, 1967 ein zentraler Speisekartoffels-
ortierplatz in Niederschöna und Pflanzkartoffelsortierplätze in Nieder- und Oberbobritzsch 
errichtet wurden. Im letzteren Fall soll 1967 bei der Sortierung eine Kostensenkung von 5,- 














Abb. 86 Frauen aus verschiedenen LPG der KOG Bobritzschtal bei der 
 Arbeit an der Speisekartoffelsortieranlage Niederschöna  
Quelle: Bezirksreporter 1-2/68, 8. Jg., Karl-Marx-Stadt 1968, S. 5 
 
Im Zuge der Vorbereitung neuer Technologien, industriemäßiger Produktionsmethoden 
und des komplexen Einsatzes landtechnischer Großgeräte wurden als Folge der Schaffung 
von fruchtartspezifischen Schlagkomplexen größere Schläge gebildet. Als Voraussetzung 
dafür und Intensivierungsmaßnahme ließen die Partnerbetriebe ca. 200 ha meliorieren. Die 
Mitgliedschaft in der MG Freiberg als eine kooperative Einrichtung (ZBE) sicherte ihnen 
die Kapazität für die Entwässerungsarbeiten. 
 
1968 investierten die Partner für die Getreideernte gemeinsam in einen „Technik-Kom-
lex“ von fünf neuen Mähdreschern E 512 mit den erforderlichen Hochdruck-Strohpres-
sen.603 Das setzte Schläge von 60-80 ha bei einer Flächen-Leistung von ca. 1,5 ha/h und 
Mähdrescher voraus. Diese Schlaggrößen lagen jedoch zu dieser Zeit noch keineswegs vor. 
  







Abb.:87 Bei der Getreideernte in der KOG „Bobritzschtal“ 
1967 wurden bis zu 10 Mähdrescher, hier der Typ  
E 175 vom „Fortschrittkombinat“ Neustadt / Sa., im 
„Komplex“ eingesetzt 
 Abb. 88 Komplexe Pflugarbeiten in der KOG „Bobrizschtal“ 1968, 
Zugmittel der neueste Traktor ZT 300 aus Schö-
nebeck/Elbe 
Quelle: Bezirksreporter 1-2/68, 8. Jg., Karl-Marx-Stadt 1968, 
S. 6 
Quelle: Bezirksreporter 1-2/68, 8. Jg., Karl-Marx-Stadt 1968,  
S. 10 
 
Komplexer Einsatz bedeutete z. B. bei der Getreideernte im Bereich Oberbobritzsch der 
Einsatz von 7-10 Mähdreschern, im Bereich Niederbobritzsch von 7-8 Mähdreschern und 
in den anderen Gebieten mit geringer Druschflächenkonzentration von 3-5 Mähdreschern.  
  
Im Bereich Oberbobritzsch beschlossen 1966 die LPG Typ III und Typ I, auch für die An-
schaffung modernerer Landtechnik gemeinsam zu investieren. 1967 wurden drei Traktoren 
ZT 300 gekauft.  
 
Im Rahmen des Komplexeinsatzes nahmen in der KOG insgesamt fünf Feldwirtschafts-
komplexe ihre Arbeit auf. Die Komplexe wurden von speziellen, entsprechend qualifizier-
ten Brigadiers für Feldwirtschaft aus den größeren Partner-LPG geleitet. 
 
Die gemeinsame Feldwirtschaft erforderte nicht nur die Bildung von fünf Komplexen für 
Getreide- und Hackfruchtanbau, sondern auch einen für Pflanzenschutz. Darüber hinaus 
konzentrierte die KOG mit Beginn der Herbstaussaat 1967 ausgewählte Getreidearten in 
bestimmten, dafür geeigneten LPG. Im Zuge der weiteren Intensivierung, Spezialisierung 
und Konzentration verringerte die Kooperation den Roggenanbau zugunsten ertragreiche-
rer Getreidearten.  
 
Beispielsweise erzeugten die LPG 
„Rotes Banner“, Oberbobritzsch         Sommergerste (Saatgut) 
„Vorwärts“, Conradsdorf         Roggen (Saatgut) 
„Otto Buchwitz“, Niederschöna      Wintergerste und -weizen (Saatgut) 
„Morgenrot“, Naundorf         Hafer (Konsumgetreide) 
„Thomas Münzer“, Niederbobritzsch         Hafer (Konsumgetreide) 
im Rahmen der KOG. Die an der KOG beteiligten BHG Oberbobritzsch und Niederschöna 
hatten sich darauf eingestellt, die gesamte Eigenerzeugung von Saatgut für den Wiederein-
satz abzunehmen, aufzubereiten und für die Aussaat 1968 einzulagern.  
 
Bei der Kartoffelernte 1967 wurden insgesamt 19 Vollerntemaschinen in drei Komplexen 
eingesetzt, davon vier Geräte als Komplex im Bereich Oberbobritzsch. Die Kombines wa-
ren mit Sortierplätzen, die als kooperative Einrichtung geführt wurden, „organisatorisch 
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verbunden“. Mithilfe dieser Erntetechnologie sollen nach damaligen Berichten der KOG 












Abb. 89 Sortierplatz für Pflanzkartoffeln in Oberbobritzsch, KOG 
 „Bobritzschtal“, 1968. Die Frauen der LPG sind Teil der 
 Maschine geworden, haben aber geregelte Arbeitszeiten 
 und garantierte Arbeitsplätze, unabhängig von der Witte-
 rung. 
Quelle: Bezirksreporter 1-2/68, 8. Jg., Karl-Marx-Stadt 1968, S. 18 
 
 
Der Sortierplatz Oberbobritzsch lieferte die gesamte Pflanzkartoffelmenge für den Kreis 
Freiberg und darüber hinaus. 
 
Bemerkenswert ist die Feststellung des KOG-Vorsitzenden im Hinblick auf die zu der Zeit 
laufende Perspektivplanausarbeitung bis 1970, nämlich, „dass es für jeden Zweig der 
landwirtschaftlichen Produktion eine optimale Größe gibt, in der die höchste Rentabilität 
und Arbeitsproduktivität erreicht wird“.604 Damals war jedoch der führende Wissenschaft-
ler auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen Betriebsgrößenforschung, der an der Leipziger 
Universität und am AdL-Institut in Böhlitz-Ehrenberg wirkende Professor Rosenkranz mit 
ähnlichen Feststellungen bei der SED in Ungnade gefallen und danach aus dem von ihm 
geleiteten AdL-Institut entfernt worden.605 
 
Nach den ersten Erfahrungen gegenseitiger Hilfe und gemeinsamer Feldwirtschaft gab es 
dennoch bei der Komplexarbeit organisatorische Schwierigkeiten zwischen den Part-
nern.606 Der Komplexeinsatz war nicht immer effektiv. Zwischen den LPG entbrannte bei 
der Getreideernte der Kampf um die Mähdrescherkomplexe. Jede beanspruchte diese für 
sich zuerst. Einige LPG erzielten durch den Komplexeinsatz Erfolge, andere waren be-
nachteiligt. Es kam insgesamt zu einer Kostenerhöhung von 11,- MDN/ha. Deshalb ent-
stand der Gedanke, sich von der Arbeit mit Komplexen zu lösen und eine gemeinsame 
Pflanzenproduktionseinheit aufzubauen.  
 
Seit 1969 hatten sich sieben Betriebe der KOG zu einer kooperativen Abteilung, der Ko-
operativen Pflanzenproduktion „Bobritzschtal-Süd“ mit 5.026 ha zusammengeschlossen.607 
Da diese aber immer noch auf juristisch selbstständigen LPG beruhte, kann noch nicht von 
KAP im Sinne der Verbünde, welche aus den späteren siebziger Jahren bekannt geworden 
sind, gesprochen werden. 
 
Es handelte sich bei den Beteiligten um die LPG     ha LN  
„Rotes Banner“, Typ III, Oberbobritzsch 608      1.404  
„Bobritzschtal“, Typ III, Oberbobritzsch         491  
(1960 als Typ I gegründet und 1962 zum Typ III übergegangen) 
„Thomas Müntzer“, Typ III, Niederbobritzsch      1.243  
„Lenin“, Typ III, Hilbersdorf         533  
„Theodor Körner“, Typ III, Weißenborn         547  
„Glück Auf“, Typ III, Zug         439  




Die feldwirtschaftliche kooperative Einheit arbeitete gegliedert in zwei Bereiche mit sechs 










Grundlage der Zusammenarbeit waren der sogenannte Produktionsvertrag zwischen jeder 
beteiligten LPG und dem Rat für Pflanzenproduktion über die Staatsplanmengen der LPG 
sowie ein gemeinsamer Produktionsplan. Der Vertrag regelte 
- das Anbauverhältnis, 
- die gesamte Bruttoproduktion mit Verwendung für Marktproduktion, Saatgut und Fut-
ter, die Nutzung, Erweiterung und Finanzierung der von den LPG zur Verfügung zu 
stellenden Grund- und Umlaufmittel, 
- Festlegungen über die von den Mitgliedern zu leistenden Arbeitsstunden und 
- die Selbstkostenplanung der Pflanzenproduktion für die LPG. 
 
Die jährlichen Erlöse aus der Pflanzenproduktion erhielt jede LPG anteilig. Die LPG stell-
ten der Pflanzenproduktion ihre Grundmittel zur Verfügung, wiesen diese aber weiterhin in 
ihrem Buchwerk aus, wie auch die volle Verantwortung für die Grundmittel bei der LPG 
verblieb. Gemeinsame Investitionen wurden nach Mitgliederbeschlussfassung in den betei-
ligten LPG durchgeführt und anteilig über Flächen-Umlagen finanziert. Die LPG finanzier-
te die Produktionskosten auf der Grundlage eines Finanzierungsplanes ihrer eigenen LPG. 
Die einzelnen Kostenarten für die gemeinsame Pflanzenproduktion wurden nur in deren 
Buchwerk ausgewiesen und nicht auf einem gemeinsamen Konto. Bei den Partnerbetrieben 
wurden lediglich die Gesamtkosten der anteiligen Erzeugung auf Konto 3298 (Kontenrah-
men für sozialistische Genossenschaften) ausgewiesen. Bei dieser Art kooperativer Arbeit 
war es notwendig, kostendeckende Verrechnungspreise (in M/dt) einzuführen, d. h. eine 
gut funktionierende Kostenträger- und -stellenrechung aufzubauen. Der Bericht des Haupt-
buchhalters von 1973 609 vermerkt aber, dass schon in den Folgejahren 1970 und 1971 die 
Oberbobritzscher Verrechnungspreise infolge zu geringerer Erträge nicht die Produktions-
kosten deckten. Die finanziellen Verluste mussten in den Träger-LPG ergebniswirksam 
gebucht werden. 
 
Kurz vor der Umwandlung der kooperativen Feldwirtschaft der KOG „Bobritzschtal“ in 
eine selbstständige KAP im Jahre 1973 hatten die 6 Partner-LPG eine LN von 5.026 ha, 
davon 72 % AL, bewirtschaftet.610 Zur Verdeutlichung der Größenordnung einer solchen 
kooperativen Einheit mögen einige betriebswirtschaftlichen Kennzahlen genannt sein:  
Ak-Besatz 253      = 5,5 Ak/100 ha 
dav. männlich 147 
dav. weiblich 106 
Mitgliederversammlung 
von 7 LPG 
Rat für Pflanzenproduktion 
Bereich I 
3 Brigaden 





Technikbesatz        = 138 Mot-PS/100 ha 
Mähdrescher E 512   5 
Hochdruckpressen  13 
Schwadmäher E 301   1 
Exakthäcksler E 280   1 
Traktoren  91 
dav. Typ ZT 300 13 
 
Neben der Kooperativen Pflanzenproduktion „Bobritzschtal-Süd“ wurde innerhalb der 
KOG eine weitere, die Kooperative Pflanzenproduktion „Bobritzschtal-Nord“, von 13 LPG 
Typ I und III sowie einem VEG mit einer Flächenausstattung von 4.374 ha LN gebildet. 
Damit verfügte der Kooperationsrat über zwei kooperative Einheiten der Feldwirtschaft 
mit insgesamt 9.400 ha. Die Pflanzenproduktion „Bobritzschtal-Süd“ ging danach den 
„von oben“ vorgeschriebenen Weg weiter und gründete einige Jahre später, am                   
21.01.1976, die LPG Pflanzenproduktion „Bobritzschtal-Süd“ mit Sitz in Niederbobritz-
sch.611 
 
Die KOG-Leitung nahm sich, wie viele KOG in den sächsischen Bezirken, des Beispiels 
der Kooperation im märkischen Neuholland, welches im Bobritzschtal bis 1968 eingeführt 
werden sollte, an. Deshalb bestand auch die Aufgabe der Mitgliedsbetriebe der KOG 
„Bobritzschtal“ darin, konsequent die Kostenrechnung zu vervollkommnen und innerbe-
triebliche Richtwerte sowie Vereinbarungspreise zu kalkulieren. 1967 arbeiteten schon 
sieben LPG Typ I im Bobritzschtal mit innerbetrieblichen Verträgen bei der „individuel-
len“ Viehwirtschaft bzw. Futterzuteilung und sollten damit eine höhere Fondszuführung 
erbringen. 
 
Zur verstärkten Einflussnahme der SED auf die Entwicklung der Kooperation und der Si-
cherung der „führenden Rolle“ führten die Grundorganisationen (GO) der Partnerbetriebe 
Parteiaktivtagungen durch, die aber die Kreisleitung der SED Freiberg und nicht die Ge-
nossen der KOG einberief und organisierte. In der LPG „Thomas Müntzer“, Typ III, Nie-
derbobritzsch, arbeitete eine GO mit 23 SED-Mitgliedern. Hier wurde sogar eine eigene 




Abb. 90 Mitglieder der Parteileitung der LPG „Thomas Münt-
zer“, Niederbobritzsch während einer Leitungssitzung 
1968. Die Initiativen zur Kooperation gingen von der 
SED aus. 
 Abb. 91 Parteiaktivtagung der BPO der LPG in der KOG 
„Bobritzschtal“ „zur Sicherung der führenden Rolle 
der Partei“ und zur Einflussnahme der SED auf die 
kooperative Entwicklung im Jahre 1967 
Quelle: Bezirksreporter 1-2/68, 8. Jg., Karl-Marx- Stadt 1968, 
S. 6 















Jeder Partnerbetrieb war unabhängig von Flächenausstattung und Struktur mit je einer 
Stimme vertreten. Alle Beschlüsse des Kooperationsrates bedurften bei gemeinsamen Vor-
haben der Zustimmung der jeweiligen LPG-Mitgliedervollversammlung. Im Falle der Kre-
ditierung von gemeinsamen Investitionen wertete die BLN die Beschlussfassung jeder 
LPG als Kreditvoraussetzung. Dem Aktiv Viehwirtschaft für kooperative Tierproduktions-
zweige gehörten Delegierte aus jeder beteiligten Gemeinde der Kooperationsgemeinschaft 
an, gewöhnlich die Verantwortlichen für tierische Produktion der jeweiligen Mitgliedsbe-
triebe. An der kooperativen Einrichtung Jungviehaufzucht in Niederschöna, die den Bedarf 
von 1.500 Färsen für die Reproduktion des KOG-eigenen Milchviehbestandes sichern soll-
te, waren im Jahre 1967 sechs LPG aus drei Dörfern beteiligt, u. a. „Rodeland“, Typ I, 
Niederschöna, „Otto Buchwitz“, Typ III, Niederschöna, „Agricola“, Typ I, Niederschöna, 
„Weltfrieden“, Typ I, Conradsdorf, und „Theodor Körner“, Typ III, Weißenborn. An der 
Gründung der zwischengenossenschaftlichen „Gemeinschaftseinrichtung Rinderaufzucht-
betrieb Niederschöna“ am 05.07.1965 waren die fünf Niederschönaer LPG beteiligt: 
„Otto Buchwitz“, Typ III, 
„Agricola“, Typ I, 
„Rodeland“, Typ I, 
„Drei Linden”, Typ I und 
„Heideland”, Typ I 612 sowie 
die örtliche VdgB-BHG 
 
Auch bei der Viehwirtschaft hatten die LPG Spezialisierung und Konzentration auf be-
stimmte Produktionsprofile in folgenden Betrieben vorgenommen:  
LPG „Rotes Banner“, Typ III, Oberbobritzsch 
LPG „Bobritzschtal“, Typ III, Oberbobritzsch  
(1973 zur LPG „Rotes Banner“ übergegangen) 
LPG „Sohratal“, Typ I, Sohra     
LPG „Otto Buchwitz“, Typ III, Niederschöna Zuchtläufer für den gesamten 
LPG „Agricola“, Typ I, Niederschöna Kreis Freiberg 
LPG „Rotes Banner“, Typ III, Oberbobritzsch 
LPG „Thomas Müntzer“, Typ III, Niederbobritzsch 
LPG „Freundschaft“, Typ III, Krummenhennersdorf 
LPG „Lenin“, Typ III, Hilbersdorf 
LPG „Theodor Körner“, Typ III, Weißenborn 
 
Kooperationsrat zeitweilige Arbeitsgruppen 
9 Aktivs als 
Fachorgane 
-  Vorsitzender (jährlich zu wählen) 
-  Sekretär der KOG 
-  20 LPG-Vorsitzende 
-    1 VEG- Direktor 
-    3 BHG- Leiter 
-    2 LPG-Bäuerinnen 
-  22 Delegierte der Kommunen 
-120 delegierte Beschäftigte aus  






Die KOG orientierte auf die Beibehaltung von nur noch vier Zweigen der Viehwirtschaft. 
Die Diskussionen dazu wurden bereits während der zweiten ökonomischen Konferenz 
1966 geführt. Die Besprechung zum Bau neuer Ställe mit einer Kapazität von 1.000 Kuh-
plätzen verliefen vorläufig noch kontrovers, da das Denken in bäuerlichen Dimensionen 
bei den relativ kleinen LPG des Vorgebirges, vor allem in den Typ I, noch stark ausgeprägt 
war. Neben der Perspektivplanung befasste sich der Kooperationsrat bereits mit der Prog-
noseplanung, die einen Zeitraum bis 1980 erfasste, wobei vonseiten der Beratungsdienste 
des RdB Karl-Marx-Stadt und des RdK Freiberg sowie anderer Institutionen geistige und 
politische Unterstützung im Sinne der Agrarpolitik geleistet wurde.613  
 
Inwieweit die kooperative Arbeit an der Produktionssteigerung bei 
Milch  12,3 % 
Schweinefleisch    8,6 % 
Rindfleisch    8,0 % und 
Geflügelfleisch  83,9 %,  
mit der die KOG an die Öffentlichkeit trat, beteiligt war, kann innerhalb dieser Ausführun-
gen nicht eingeschätzt werden. Wohl wird aber die Steigerung der Getreideerzeugung der 
KOG einschließlich staatlicher Unterstützung durch Lieferung von Eiweißfuttermitteln 
dazu beigetragen haben. 
 
Mittels des „sozialistischen Wettbewerbs zu Ehren des 20. Jahrstages der DDR“ 1969 soll-
ten alle LPG der KOG zur Leistungssteigerung Reserven aufdecken, um Leistungsunter-
schiede zwischen den Partnerbetrieben abzubauen. Die Unterschiede bestanden hinsicht-
lich des Entwicklungsstandes und Vergesellschaftungsgrades, der Betriebsgröße, der 
Struktur und der Bruttoproduktion. Der Wettbewerb wurde u. a. Diskussionsstoff auf der 
dritten ökonomischen Konferenz der KOG im Jahre 1968.  
 
Bis zum 01.01.1969 hatten sich im Kreis Freiberg außer der KOG „Bobritzschtal“ drei 
weitere KOG gegründet. 
 
Die KOG „Bobritzschtal“ im östlichen Teil des Kreises umfasste 17 LPG Typ III und zwei 
LPG Typ I. Die KOG „Großschirma“ im westlichen und nördlichen Teil des Kreises sowie 
auf den guten Ackerböden vereinte 15 LPG Typ III und drei LPG Typ I. Die KOG „Neu-
kirchen/Hirschfeld“, ebenfalls nördlich von Freiberg gelegen, war aus sieben kleinen LPG 
Typ III hervorgegangen. In der kleinsten KOG, „Oberschöna“, arbeiteten nur zwei LPG 
Typ III, ein größeres VEG und eine GPG zusammen. Insgesamt hatten sich an den vier 
KOG 41 LPG Typ III, 5 LPG Typ I, 1 GPG und 1 VEG beteiligt.614  
 
Die LPG der KOG „Bobritzschtal“ nahmen weitere Gründungen kooperative Einrichtun-
gen außerhalb der Feldwirtschaft vor. In Niederbobritzsch richteten sich die LPG bereits 
kurz nach dem „sozialistischen Frühling“ am 10.11.1960 einen zwischengenossenschaftli-
chen Mischfutterbetrieb ein. Es handelte sich hierbei um eine genossenschaftsähnliche 
Einrichtung der drei LPG „Thomas Müntzer“, Niederbobritzsch, „Rotes Banner“, Ober-
bobritzsch, und „Lenin“, Hilbersdorf. 
 
In diesem Betrieb wurde auf der Basis von eigenerzeugtem Futtergetreide mit zugekauften 
Futtermitteln, Eiweißkonzentrat und Mineralstoffgemischen Kraftfutter für die kooperati-
ven Anlagen der Viehwirtschaft, später der KOG, hergestellt. Da es ohnehin ständig Pro-
bleme in allen LPG der DDR mit bedarfsgerechter Kraftfutterbereitstellung gab, gingen 
LPG dazu über, die Eigenherstellung auszubauen oder später kooperative Mischfutterbe-
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triebe zu gründen. Hierbei bedurfte es nicht erst der überflüssigen Hinweise der staatlichen 
Leitung, für Abhilfe durch „sozialistische Hilfe“ der LPG untereinander zu sorgen, sondern 
die LPG suchten von sich aus nach Wegen, um die Futtersituation zu verbessern. 
 
Wie auch in anderen BHG-Bereichen des Kreises Freiberg richteten die Partnerbetriebe der 
KOG unter Mitwirkung der BHG ein zentrales Düngerlager mit einer Kapazität von 6.000 t 
mineralischer Düngemittel in Niederbobritzsch ein. Die Anlage wurde von allen Partnern 
gemeinsam getragen und finanziert. Das Ziel bestand in der Senkung der Lagerverluste 
von 5 auf 1,5 % und der Verringerung des Arbeitsaufwandes von 7,3 auf 1,5 Akh/ha. Die 
KOG hatte sich mit diesem Lager eine Einsparung von 35,- M/t gegenüber der Einzellage-
rung in den LPG ausgerechnet. Im Frühjahr 1967 wurde durch die gemeinsamen 
Kalkstreubrigaden von BHG und LPG auf nahezu allen Grünland- und Kartoffelflächen 














Abb. 92 Gemeinsame Kalkstreubrigaden der BHG und LPG in 
 der KOG „Bobritzschtal“ beim Kalken von Grünland-
 flächen 
Quelle: Bezirksreporter 1-2/68, 8. Jg., Karl-Marx- Stadt 1968, 
 S. 4 
 
Für absehbare Zeit plante die KOG die Umwandlung des Zentralen Düngerlagers in eine 
umfassendere kooperative Einrichtung, ein ACZ, um die weitere Konzentration der mine-
ralischen Düngung, insbesondere der Grundkalkung aller bedürftigen Böden (Aufwand 
450 kg CaO/ha), vornehmen zu können. Aber erst am 20.01.1974 wurde die ZBE ACZ 
Freiberg mit dem Sitz in Niederbobritzsch gegründet, eine für sächsische Verhältnisse 














Abb. 93 Gemeinsamer Reparaturstützpunkt der KOG 
 „Bobritzschtal“ von acht LPG, Arbeiten an Traktoren 
 vom Typ RS 36 „Famulus“,1968 
Quelle: Bezirksreporter 1-2/68, 8. Jg., Karl-Marx-Stadt 1968, 
 S. 4 
 
Im Jahre 1967 baute sich die KOG einen gemeinsamen Reparaturstützpunkt auf, der 1972 
in einen KfL überführt wurde. In diesem Stützpunkt fanden auch die Reparaturen von 






1966 waren alle Landwirtschaftsbetriebe der KOG Mitglied der Meliorationsgenossen-
schaft (MG) Freiberg geworden. Die MG wies 1966 36 Mitgliedsbetriebe mit einer Ge-
samt-LN von 14.491,09 ha und 72.455,65 MDN Vermögensbeteiligung aus. Von diesen 
Mitgliedsbetrieben gehörten zwei LPG außerhalb des Einzugsgebietes zum Kreis Freital. 
Es handelte sich um die LPG „Weiter Blick“, Kesselsdorf, und „Roter Oktober“, Brauns-
dorf, mit insgesamt 633,52 ha LN. Im Zuge der weiteren Entwicklung und Vergrößerung 
der MG Freiberg beteiligten sich neben den LPG des Kreises Freiberg nahezu alle LPG der 
Kreise Freital (Bez. Dresden) und Brand-Erbisdorf (Bez. Karl-Marx-Stadt) an dieser gro-
ßen und leistungsstarken zwischenbetrieblichen Einrichtung, um in ihren Betrieben Melio-
rationsneubau- und Unterhaltungsarbeiten ausführen zu lassen.615 Die MG gelangte zu-
nehmend unter staatlichen Einfluss, und ihre Kapazitäten standen nicht mehr ausschließ-
lich den Landwirtschaftsbetrieben zur Verfügung, wie dies generell bei den MG und ZBO 
üblich geworden war.  
 
Im Jahre 1968 beschloss die Mitgliederversammlung von neun LPG der KOG „Bobritzsch-
tal“ die Bildung einer Gemeinschaftseinrichtung Bau. Sie plante, die Baukapazität der GE 
Bau Niederbobritzsch in einer ZBO zusammenzufassen, ohne zu ahnen, dass damit in Zu-
kunft, wie auch bei der Melioration, die Baukapazität den Händen der Landwirtschaftsbe-
triebe langsam entgleiten wird. Zum Beispiel dürfte die Mithilfe der ZBO an der Erfüllung 
des Chemieprogramms der DDR in Schwarzheide (Bez. Cottbus) nicht im Sinne der De-
ckung des Baubedarfs der KOG gewesen sein. Am 11.04.1968 gründeten die Mitgliedsbe-
triebe der KOG die Zwischengenossenschaftliche Bauorganisation ZBO „Bobritzschtal“, 
Sitz Niederbobritzsch. 90 Ak, deren technische Geräte und Gebäude aus Baubrigaden der 
LPG wurden in dieser kooperativen Einrichtung zusammengefasst. Nach Mitteilung des 
Hauptbuchhalters der LPG „Rotes Banner“, Typ III, Oberbobritzsch stieg die Bauleistung, 
zu jener Zeit Arbeitsproduktivität genannt, von 18-25 TM/Ak auf 38 TM/Ak nach 1969.616  
 
Am 30.01.1969 wurde eine weitere ZBO, die Landbaugemeinschaft „Freiberg“, Sitz Frei-
berg, gegründet. Aus beiden ZBO ging am 19.03.1970 die Gemeinschaftseinrichtung Bau 
„Bobritzschtal“ mit Sitz in Niederbobritzsch hervor. Aus dieser GE entstand am 
21.01.1975 die ZBO Freiberg. Bereits Mitte der sechziger Jahre hatte sich vordem eine 
zwischengenossenschaftliche Landbaueinrichtung im nördlichen Kreisgebiet gebildet, die 
am 20.07.1965 gegründete ZBO „Aufbau“, Großvoigtsberg.617  
 
Auch im Landwirtschaftsbau spielten sich ähnliche Vorgänge der Betriebsvergrößerung 
wie bei den LPG ab. Die Entwicklung des Landwirtschaftsbaues weist starke Ähnlichkei-
ten mit der Entwicklung der LPG hinsichtlich der Konzentration der Kräfte und Mittel so-
wie der Spezialisierung im Produktionsprofil auf. 
 
Im Jahre 1968 plante die KOG, die Milchviehbestände ihrer LPG zu konzentrieren und 
eine ZGE Milchviehanlage in Niederschöna zu errichten.  
 
Zur Unterstützung der Konzentration und Spezialisierung der landwirtschaftstypischen 
Produktion auf kooperativem Wege setzte der RdB Karl-Marx-Stadt den VEAB, das Be-
zirkskomitee für Landtechnik und materiell-technische Versorgung der Landwirtschaft, 
den Kreisbetrieb für Landtechnik, die DSG, die Molkerei, den Schlachthof und die VdgB 
(BHG) ein. Die juristische Selbstständigkeit aller kooperierenden LPG blieb bis zur Ent-





3.1.4.2 Weg zur Groß-LPG  
 
Einen anderen Weg der Betriebsvergrößerung zum Zwecke der weiteren Intensivierung, 
Spezialisierung, Konzentration und insbesondere zur Lösung der Typ-I-Probleme gingen 
LPG sächsischer Bezirke, indem sie sogenannte Groß-LPG bildeten. Der Begriff war nicht 
ganz neu. Von Groß-LPG sprach man bereits im Frühjahr 1960, ohne dass es dafür je eine 
offizielle Definition gegeben hatte.618 Ein bestimmter Rechtsbegriff lag hierbei nicht vor. 
 
Bereits kurze Zeit nach dem „sozialistischen Frühling“ hatten sich mehrere LPG unter-
schiedlichen Typs zu Groß-LPG zusammengeschlossen. Wie die SED-Führung vermutete, 
standen hier die RdK dahinter, vielleicht sogar die SED-Leitungen. Da aber die Partei sich 
nicht ohne Weiteres selbst kritisieren wollte, hielt man sich an die RdK als Vertreter der 
staatlichen Leitung. Das tat der SED-Chef Walter Ulbricht am Ende des Jahres 1961, als er 
anlässlich einer Rechenschaftslegung des ZK auf Groß-LPG zu sprechen kam (Zitat): „In 
einigen Fällen wurden mit Hilfe der RdK LPG Typ III oder auch des Typs I zu Groß-LPG 
vereinigt, obwohl dafür in vielen Fällen offenkundig die Voraussetzungen nicht vorhanden 
waren.“ Walter Ulbricht warnte sogar vor einer solcher Entwicklung, die auf den im März 
des kommenden Jahres in Magdeburg anberaumten VII. Deutschen Bauernkongress ange-
sprochen werden müsse. Es bedürfe für derartige Zusammenschlüsse erst der Schaffung 
der notwendigen organisatorischen, „maschinenmäßigen und kadermäßigen“ Vorausset-
zungen. Die bisherigen Groß-LPG-Bildungen führte Walter Ulbricht auf Subjektivismus 
einiger Funktionäre, die Ratschläge nicht beachtet hätten, zurück. Außerdem gäbe es 
„Schwierigkeiten in solch Groß-LPG“, welcher Art, ließ er offen.619  
 
Dass die SED die Groß-LPG ablehnte, hatte, wie der VIII. Parteitag 1971 offenbarte, ganz 
handfeste Gründe. Obwohl der Erste Sekretär des ZK der SED bei einer Rede im März 
1962 auch gute LPG mit „eindeutigen Erfolgen“ hervorhob, wie die LPG „7. Oktober“, 
Typ III, Schenkenberg, Kr. Delitzsch, oder „Berghöhe“, Typ I, Kr. Dresden-Land, belegten 
Jahresabschlussberichte von LPG aus allen Kreisen, dass Schwierigkeiten nicht nur in 
Groß-LPG zur Normalität gehörten, sondern auch in vielen LPG, vor allem des Typs III.620 
Hier zeigt sich eine wiederholt auftretende Erscheinung im politischen Geschehen in der 
DDR. Die Mächtigen, die SED und das MfS, warfen sehr oft der staatlichen Leitung auf 
Ebene der Kreise und Bezirke für objektive und systembedingt auftretende Schwierigkei-
ten und Mängel in der Wirtschaft subjektives Versagen vor. Bevorzugt passierte dies z. B. 
beim Einzelhandel, der es angeblich nicht verstand, „bedarfsgerecht zu verteilen, was be-
darfsgerecht erzeugt worden war“. Dessen ungeachtet ist aus der Position der Parteispitze 
im Jahre 1961/62 gegenüber der Groß-LPG nicht abzuleiten, dass die Agrarpolitik diesen 
alternativen Entwicklungsweg der LPG zu torpedieren dachte. Sie hielt vorläufig lediglich 
ein zu schnelles Vorgehen bei Betriebsvergrößerung für materiell nicht beherrschbar. 
  
Der Staat konnte tatsächlich in den ersten Jahren nach dem „sozialistischen Frühling“ nicht 
das Fundament für eine moderne landwirtschaftliche Produktion in Betrieben, die wesent-
lich größer waren als die einzelbäuerlichen, schaffen. Das unterschied die Beschäftigten in 
der sozialistischen Landwirtschaft der DDR von ihren Berufskollegen in der benachbarten 
BRD. Es stellte sie aber gleich den Beschäftigten der Landwirtschaft in den RGW-
Ländern.  
 
Im Jahre 1961 und 1962 dachten die Agrarpolitiker noch nicht an Kooperation, und so 
blieb bis zu deren Anfängen zu Ende der sechziger Jahre das radikale Abwenden von der 
Groß-LPG erst dem VIII. Parteitag der SED im Frühsommer 1971 vorbehalten. 
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Walter Ulbricht, der im Jahre 1970 in der großen und bekannten LPG Trinwillershagen, 
Kr. Greifswald, Bez. Rostock, weilte, sah noch in diesem Betrieb das Muster einer Groß- 
LPG. Unter seinem Nachfolger Erich Honecker gelang es jedoch dem Sekretär für Land-
wirtschaftspolitik des ZK der SED, Gerhard Grünberg, den alternativen Entwicklungsweg 
zu stoppen. 
 
Als Groß-LPG konnten Vertreter der staatlichen Behörden und der SED-Organisationen 
am Ende der eigenständigen LPG-Entwicklung, in den Jahren 1969/70, schließlich jede 
LPG brandmarken, die nicht gewillt war, den kooperativen Weg im Zuge der Spezialisie-
rung und Konzentration zu beschreiten. 
 
Die LPG Kitzscher, Kr. Borna, Bez. Leipzig, z. B. wurde in ihrer Stellung als „Zentral-
dorf“ im Kreis als Groß-LPG bezeichnet.621 Im Rahmen des Aufbaues von GHI-Gruppen 
des MfS in sieben „Zentraldörfern“ 622 des Kreises Borna spielten die dort vorhandenen 
Groß-LPG eine struktur bestimmte Rolle.623  
 
Eine offizielle Definition der Groß-LPG lag nicht vor, sodass es für die SED-Agrarpolitik 
1971 leicht war, eine solche Form der von den Mitgliedern gewählten LPG-Entwicklung 
zu diskreditieren und ihrer „Warenhausproduktion“ ein Ende zu bereiten. 
 
Die Groß-LPG-Bildung war ein Weg, den die SED-Agrarpolitik auf dem VIII. Parteitag im 
Mai 1971 endgültig verwarf und strikt zur Aufnahme von Kooperationsbeziehungen dräng-
te. Das Ziel der Kooperation sollten selbstständige, aber in Pflanzen- und Tierproduktion 
getrennte, landwirtschaftliche Betriebe sein. Dies waren zwar auch große Produktionsein-
heiten, umfassten aber keine selbstständigen LPG mehr, die ehedem mit ihren Vollver-
sammlungsbeschlüssen nicht so leicht von der staatlichen Leitung dirigiert werden konn-
ten. 
 
Im Weiteren soll anhand von zwei LPG des Bezirkes Leipzig der Werdegang von Groß-
LPG rekonstruiert werden. 
 
- LPG „Otto Grotewohl“, Typ III, Auterwitz, Kr. Döbeln 
Den Weg einer Groß-LPG ging in der Mitte der sechziger Jahre, neben vielen anderen 
in allen drei sächsischen Bezirken, die LPG im Umfeld der LPG „Otto Grotewohl“,       
Typ III, Auterwitz im Kreis Döbeln, am Westrand der Lommatzscher Pflege gelegen. 
Dabei muss die Größenordnung von Groß-LPG erwähnt werden. Die LPG in Auterwitz 
erreichte mit ca. 1.600 ha nicht die Größe der im Weiteren als Beispiel ausgewählten 
LPG Dahlen, die ca. 2.000 ha umfasste. Sie war unter den Groß-LPG eher eine kleinere. 
Sie bezeichnete aber sich selbst als solche. Es waren jedoch noch wesentlich kleinere 
Groß-LPG bekannt.  
 
Die LPG Typ III war am 25.07.1952 von zehn großen Einzelbauernwirtschaften ge-
gründet worden. In jenem Jahr hatte sie sich von 44,5 auf 578 ha durch Übernahme von 
devastierten Betrieben ausgedehnt. Bis zum 31.03.1960 waren alle Bauern um Auter-
witz einer LPG beigetreten. 1961 und 1962 hatten sie, wie so viele LPG, nach Erreichen 
der „Vollgenossenschaftlichkeit“ unter den politischen Bedingungen und der schlechten 
Ernte des Jahres 1961 zu leiden. Aufgrund des Futtermangels mussten Reduzierungen 
der Tierbestände vorgenommen werden. Insgesamt erzeugten die LPG aller Kreise zu 
wenig Getreide. In den Städten bildeten sich „Schlangen“ vor den Geschäften, und es 
herrschte unter der Bevölkerung Missstimmung. Auch in den Folgejahren machten der 
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LPG Auterwitz subjektive Probleme zu schaffen. Die LPG vermerkte, wie auch viele 
andere, „Planschulden und Gleichgültigkeit, Schlendrian, Arbeitsbummelei“ u. a. Dis-
ziplinlosigkeiten.624 Anfang der sechziger Jahre hatte die LPG ihre Arbeit in fünf terri-
torialen Brigaden mit 130-140 ha LN, von denen jede alle Produktionszweige enthielt, 
organisiert. 1961 bildete die LPG aus den Brigaden Glaucha, Lützschnitz und Schwei-
mnitz eine große Brigade.  
 
Mitte der sechziger Jahre hatte sich eine gewisse betriebliche Festigung eingestellt, in 
dem die Leitungstätigkeit verbessert wurde, d. h. Arbeitsnormung mit „materieller Inte-
ressiertheit“, Kostenstellenrechnung und „sozialistischer Wettbewerb“ eingeführt wor-
den waren. Ein finanzieller Rückschlag war der Offenstall in Glaucha, der 1960–1961 
gebaut, aber 1963–1964 eingehaust werden musste. Positiv wirkte sich, wie auch in an-
deren LPG der sächsischen Bezirke, die Aufnahme von Gartenbaubetrieben in die LPG 
aus. Dadurch gelangten der Obst- und Gemüseanbau, der finanzielle Defizite ausglei-
chen half, in solche LPG.  
 
Das 1960 verzeichnete Ausmaß der Brucelloseerkrankung bei Milchvieh stieg auf 68 %. 
Insgesamt gingen die Leistungen in der Viehwirtschaft zurück, sodass sich die Festi-
gungsphase auch in Auterwitz für alle Beteiligten, vor allem für das Leitungspersonal, 
als eine schwere Zeit darstellte. Die Vergütung lag niedrig. 1962 mussten die AE mit     
2,- M durch Zugriff auf den Rücklagefonds der LPG gestützt werden. 
 
1964 ging die LPG „Zufriedenheit“, Typ I von Dürrweitzschen mit 60 ha und 11 Mit-
gliedern wegen wirtschaftlicher Schwierigkeiten zur LPG Typ III, Auterwitz, (An-
schluss) über. In Schweimnitz gab es ebenfalls eine LPG Typ I, die sich der LPG           
Typ III des Ortes, der LPG Auterwitz, Typ III, anschloss. 
 
1964 wurde von den beiden LPG Typ III Auterwitz und Mochau eine ZBO gegründet. 
Noch im ersten Jahr ihres Bestehens konnte die ZBO Gewinn abrechnen, der unter den 
Gründer-LPG aufgeteilt wurde. In der Folgezeit blieb den LPG aber der vom RdK ge-
lenkte Einsatz ihrer ZBO auch außerhalb der beiden LPG-Bereiche nicht erspart.  
 
Ab 1965 arbeitete eine von den LPG Auterwitz, Mochau und Zschaitz geschaffene ge-
meinsame Pflanzenschutzbrigade, die als eine frühe Kooperationsform, oder besser ge-
sagt, als eine frühe zwischenbetriebliche Betriebseinheit auf dem Gebiet der Primärpro-
duktion gewertet werden kann. Der Status der Bauorganisation entsprach dem einer 
ZGE/ZBE, die die Hilfsproduktion der LPG-Bereiche ausgegliedert hatte.  
 
Bereits 1965 bildeten das VEG Beicha und die LPG Auterwitz sowie Zschaitz für den 
Mähdreschereinsatz von vier bzw. fünf E 175 eine „zentrale Erntebrigade“. Von dieser 
Brigade mussten außerdem die Flächen der vielen noch bestehenden LPG Typ I und 
privaten bzw. individuellen Bewirtschafter bedient werden.  
 
Am 01.01.1967 vereinigten sich die LPG Typ III, Auterwitz, mit 1.050 ha und Typ III, 
Zschaitz, mit ca. 400 ha zu einer großen LPG mit ca. 1.450 ha. 1965 hatten sie bereits 
erste Erfahrungen bei der gemeinsamen Kartoffelernte gesammelt. Ab 1967 bildete die 
nunmehr Groß-LPG genannte Kollektivwirtschaft nach Fruchtarten gegliederte Briga-
den. In den zwei Abteilungen wurden Hackfrüchte und Feldfutter (Zschaitz) sowie Ge-




Die Leitungsstruktur der Groß-LPG Auterwitz umfasste 
4 Feldfutterbrigaden, 
1 Hackfruchtbrigade für Kartoffeln, 
1 Hackfruchtbrigade für Zuckerrüben und 
2 Getreidebrigaden. 
Die LPG hatte mit dieser Struktur zwei Jahre relativ gute Ergebnisse erreicht, obwohl 
die Ergebnisse nicht befriedigten, da die Schläge zu weit auseinanderlagen. Trotzdem 
musste die Betriebsform 1969 in eine KAP umgewandelt werden und sich dem staatli-
chen Druck, der nur die Kooperation zuließ, beugen.  
 
Ab 1967 vereinigte sich im Rahmen der Spezialisierung auf gärtnerische Kulturen die 
LPG „Heinrich Heine“, Typ I, Zschaitz, mit der LPG „Otto Grotewohl“, Typ III, Au-
terwitz. Mit den beiden LPG Typ I, Goselitz, und Zunschwitz, wurden erste gemeinsa-
me Investitionen vorbereitet, z. B. der Jungviehoffenstall in Zschaitz.   
 
1968 trat die LPG „Florian Geyer“, Typ I, Zunschwitz, und 1969 die LPG „Fortschritt“, 
Typ I, Goselitz, der LPG Typ III, Auterwitz, bei. Damit verfügte die LPG „Otto Grote-
wohl“, Typ III, Auterwitz, über 1.740 ha LN und 440 Beschäftigte. 
 
Am 01.01.1969 gab die LPG Auterwitz den Status einer Groß-LPG auf und ging mit 
anderen LPG nördlich der Autobahn in einem großen Verbund, der KAP Ostrau, der 
6.443 ha LN umfasste, auf.625 Hier lag jedoch noch kein selbständiger Betrieb vor. Es 
handelte es sich um eine Kooperationsform, zwischenbetriebliche Feldwirtschaft (ZBF) 
genannt, ähnlich der zwei der KOG „Bobritzschtal“, Kr. Freiberg. Da die Beschäftigten 
dieser ZBE noch nach den AE ihrer delegierenden LPG vergütet wurden, kam es, wie 
auch in anderen frühen kooperativen Primärproduktionseinheiten, zu unterschiedlicher 
Vergütung der Arbeitskräfte.  
 
Mit der Schaffung großflächiger Ackerschläge konnten jetzt fünf der neuen Mähdre-
scher E 512 mit Nachfolgetechnik wie auch selbst fahrende Häcksler und eine Rüben-
vollerntemaschine kooperativ und im „Komplex“ eingesetzt werden. Die Komplexe hat-
te die ZBF fruchtartenspezifisch eingerichtet. Es handelte sich um 
2 Komplexe Getreide (in Glaucha und Auerschütz) mit zwei Traktorenbrigaden,  
1  Komplex Kartoffeln mit zwei Abteilungen in Schröbitz und zugehörigen Trakto- 
renbrigaden, 
1 Komplex Zuckerrüben in Pulsitz und  
1 Komplex Feldfutter mit jeweils vier Brigaden in Beicha, Zschaitz, Auerschütz und 
Ostrau. 
 
Die Chronik von Auterwitz hält aber fest, dass im ersten Jahr des Zusammenschlusses 
die gestellten volkswirtschaftlichen Aufgaben nicht erfüllt wurden.626 Außer bei Getrei-
de, Obst und Gemüse sowie Schlachtvieh „habe es Schulden gegenüber unserer Bevöl-
kerung“ gegeben. In Auterwitz sei die Produktion stagniert und man habe sich von    
„alten Denk- und Verhaltensregeln trennen müssen“.627   
 
Bei solchen Berichten scheint es naheliegend, den Strategen der SED-Agrarpolitik hin-
sichtlich der Ablehnung von Groß-LPG-Bildungen anstelle von kooperativen Verbünden, 
bei welchen sich weiterhin existierende LPG Typ I und Typ III gleichberechtigt nebenei-
nander fanden, Recht zu geben. Die leistungsbeeinflussenden Faktoren in der Landwirt-
schaft sind aber derart vielgestaltig, dass eine solche Schlussfolgerung nicht zulässig ist. 
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Der Drang zur Rückverwandlung in größere LPG mit Pflanzen- einschließlich Tierproduk-
tion zu Anfang der achtziger Jahre als Folge der KAP-Bildung und der Trennung in Pflan-
zen- und Tierproduktionsbetriebe bestätigt die fehlende Sinnhaftigkeit derartiger politi-
scher Entscheidungen. Immerhin hatten die Pflanzenproduktionseinheiten, die anstelle von 
Groß-LPG gebildet wurden, deren zwei- bis fünffache Größe angenommen. Dabei war 
weniger Übersicht im Betrieb vorhanden als bei den Groß-LPG, die größtenteils von quali-
fiziertem, betriebserfahrenem und starkem Leitungspersonal geführt wurden und die bisher 
bei der staatlichen Leitung in einem günstigen Licht gestanden hatten. 
 
Auch eine sehr bekannte LPG im Nachbarkreis war in diesem Zeitabschnitt zunächst den 
Weg einer Groß-LPG gegangen. 
 
- LPG „Walter Ulbricht“, Typ III, Dahlen, Kr. Oschatz 
Ähnlich verlief die Entwicklung von vielen LPG im Gebiet Luppa, Börln und Dahlen 
im Kreis Oschatz, zwischen Collmberg und Dahlener Heide gelegen. Eine der bekann-
testen LPG, die sich in den sechziger Jahren durch Aufnahme kleinerer LPG, vor allem 
Typ I, zur Groß-LPG entwickelte, war die LPG „Walter Ulbricht“, Typ III in Dahlen. 
Es handelte sich hierbei um eine wirtschaftsstarke LPG, deren Vorsitzender Johannes 
Döhler persönliche freundschaftliche Beziehungen zum Ersten Sekretär des ZK der 
SED unterhielt, in dessen Regierungszeit hoch geachtet war, indem er zum Kandidaten 
und Mitglied der Bezirksleitung der SED, des ZK der SED und Mitglied des Landwirt-
schaftsrates der DDR aufstieg. Erst im Verlaufe der Entmachtung Walter Ulbrichts, 
nach 1971, sanken auch Döhlers Ansehen und Einfluss. 1980 schloss ihn die SED we-
gen „Ablehnung neuer agrarpolitischer Zielsetzungen“ aus.628 Das war die Konsequenz 
der Partei gegenüber Döhlers Zurückhaltung hinsichtlich flächendeckender Bildung von 
Kooperationsgemeinschaften und seinem Festhalten an der Weiterentwicklung einer 
starken bodengebundenen großen LPG, die insbesondere an betriebswirtschaftliche Kri-
terien ausgerichtet war. Eine strikte kooperative Entwicklung in diesem Bereich kam 
erst nach 1971 unter Druck der staatlichen Leitung des Bezirkes Leipzig zustande (vgl. 
S. 408).  
 
Mitte der sechziger Jahre existierte neben der großen LPG „Walter Ulbricht“ in Dah-
len“, die LPG Typ III in Luppa und drei kleinere LPG Typ I aus deren Territorium, 
welche später der LPG „Eintracht“ beitraten. 
 

















Bereich Gründung (Zusammenschluss)         Beitritt zu 
1. LPG „Eintracht“, Typ III, Luppa 24.12.1952 LPG „Eintracht“, Luppa:
LPG „Vorwärts“, Typ III, Malkwitz 1952 1959 
LPG „Pionier“, Typ I, Calbitz • 1971 
(entstanden durch den Zusammenschluss  
der LPG „Wohlauf“, Typ I  
LPG „Friedenswacht“, Typ I, Calbitz) 1962 LPG „Freundschaft“, Typ I, Malkwitz:
LPG „Morgenrot“, Typ I, Malkwitz  1973 
LPG “Frohsinn”, Typ I, Luppa  1975 
(entstanden durch Zusammenschluss der  
LPG “Freie Scholle”, Typ I und  
LPG „Freier Bauer“, Typ I, Luppa) 1962
  
2. LPG „Helmut Just“, Typ III, Börln 28.02.1953 LPG „Helmut Just”, Börln:
LPG “Vereinte Kraft”, Typ I, Bortewitz  1975 
(entstanden durch Zusammenschluss der   
LPG „Albrecht Thaer“, Typ I und   
LPG „Landmannsfreude“, Typ I, Bortewitz) 1962  
LPG „Neue Zeit“, Typ I, Börln  1974 
(entstanden durch Zusammenschluss der   
LPG „Radegast“, Typ I, Radegast und  
LPG „Neuer Frühling“, Typ I, Börln) 1962
LPG „Karl Marx“, Typ III, Schmannewitz  LPG „Helmut Just“, Börln:
(nach Anschluss der  
LPG „Dr. Alfred Brehm“, Typ I, Schmannewitz und 1973 1976 
LPG „Heimattreue“, Typ I, Ochsensaal) 1975
Gründung (Zusammenschluss) Beitritt zu  
  
3. LPG „Walter Ulbricht“, Typ III, Dahlen 11.08.1952 LPG „Walter Ubricht“, Dahlen:
LPG „Heideglück“, Typ I, Bucha  1962 
LPG „Vereinte Kraft“, Typ I, Dahlen  1966 
(nach Beitritt zur LPG „Einheit“, Typ I, Dahlen)   
LPG „Zissen“, Typ I, Dahlen  1969 
LPG „Glück auf“, Typ I, Dahlen  1969 
LPG „Otto Buchwitz“, Typ III, Lampertswalde  1970 
LPG „Ährenkranz“, Typ I, Lampertswalde  1970 
(entstanden durch Zusammenschluss der   
LPG Typ I von Lampertswalde:   
„Dahlestrand“   
„Hammer und Zirkel“   
„Winterseite“ und 1962  
„Gute Hoffnung“)   
LPG „Fortschritt“, Typ III, Sörnewitz  1970 
(nach vorherigem Zusammenschluss mit  
LPG „Hammer und Sichel“, Typ III,  
Olganitz) 1958
LPG „Heiterer Blick“, Typ I, Schöna 1966
LPG „Heideglück“, Typ I, Olganitz 1967
LPG „Einheit“, Typ I, Sörnewitz 1968
(nach vorherigem Zusammenschluss mit  
LPG „Voran“, Typ I, Sörnewitz) 1962
  
4. LPG „Neues Leben“, Typ III, Großböhla 1970  
(nach vorherigem Zusammenschluss mit   
LPG „Glück auf“, Typ I, Großböhla) 1967  
(entstanden durch Zusammenschluss   
der LPG Typ I „Glück auf“, „Voran“,   
„Frohe Zukunft“ und „Frieden“, Großböhla) 1962  
LPG „Heideland“, Typ I, Bucha  1975 
(nach Zusammenschluss mit   
LPG „Einigkeit“, Typ I, Bucha)  1975 
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Die Struktur der aus vielen kleinen LPG des Typ I und III der Region hervorgegange-
nen Groß-LPG konnte sich noch bis Ende 1972 halten, obwohl vor dem schon Koopera-
tionsbeziehungen aufgenommen worden waren. Auch LPG-Vorsitzender Johannes 
Döhler konnte sich dem Druck, den die Kooperationskampagne ausübte, nicht wider-
setzen.  
 
Die Mitglieder der LPG „Walter Ulbricht“, Typ III, profitierten von der Wirtschaftskraft 
ihres Betriebes. Die Leistungskraft der Groß-LPG stand in nichts den in Kooperations-
form wirtschaftenden anderen Landwirtschaftsbetrieben des Bezirkes Leipzig nach. Die 
wirtschaftlichen Ergebnisse, die auch der Abschöpfung durch den Staat zugute kamen, 
sprachen nicht für die Notwendigkeit derartiger Eingriffe in die betriebliche Entwick-
lung durch die SED-Agrarpolitik. 
 
Selbst in den kleinstrukturierten Agrargebieten des unteren Erzgebirges bildeten sich im 
Zuge der Betriebsvergrößerung und der Schaffung größerer spezialisierter und konzen-
trierter Produktionseinheiten Groß-LPG heraus. In Langhennersdorf, Kr. Freiberg, hat-
ten sich nach den Werbeaktionen von 1960 neben der schon bestehenden LPG „Florian 
Geyer“, Typ III, mit 423,68 ha im Jahre 1960 drei kleinere LPG Typ I, nämlich 
„Otto Nuschke“ 319,58 ha, 
„Einigkeit“  258,61 ha und 
„Frieden“  165,50 ha 
gegründet. Somit war, bis auf einen verbleibenden Einzelbauern, das Dorf „vollge-
nossenschaftlich“ geworden und die LN der Gemeinde Langhennersdorf mit      
1.172,21 ha LN von vier LPG bewirtschaftet. Von 1967–1977 traten die LPG 
,,Einigkeit“, ,,Otto Nuschke“, ,,Frohe Zukunft“, Bräunsdorf und ,,Fortschritt“, Klein-
waltersdorf, der LPG Typ III Langhennersdorf bei, die nach dem Zusammenschluss 
2.150 ha LN umfasste. Diese LPG wurde von der staatlichen Leitung im Bezirk Karl-
Marx-Stadt als Groß-LPG eingestuft. Ein anderer Fall war im Kreis Brand-Erbisdorf 
aufgetreten. Schon 1968 umfasste die LPG „7.Oktober“, Burkersdorf, ca. 2.100 ha und 
galt somit in jener Zeit auch als eine „große Groß-LPG“.630  
 
- Übergangsformen 
Um der Vollständigkeit gerecht zu werden, soll abschließend auf Übergangs- bzw. Zwi-
schenformen, die sich bei diesen zwei Wegen der Betriebsvergrößerungen herausgebil-
det hatten, verwiesen werden. Beide Wege vollzogen sich nicht nach einem einheitli-
chen Schema. Es gab Fälle, bei welchen auf dem Weg zur Groß-LPG kleinere Typ I mit 
größeren Typ III zu einer LPG verschmolzen, die anschließend Mitgliedsbetriebe einer 
KOG wurden. Derartige Vorgänge lassen sich für die Jahre zwischen 1967 und 1969 in 
der KOG Schenkenberg, Kr. Delitzsch im Bezirk Leipzig nachweisen. 
 
 
3.1.5 Beispiele der Entwicklung von LPG eines sächsischen Kooperationsbereiches  
 
Wie schon unter Pkt. 3.1.2.4, in welchem Beispiele von LPG, die Mitte der fünfziger Jahre 
im Kreis Brand-Erbisdorf, Bez. Karl-Marx-Stadt, gegründet worden waren, beschrieben 
sind, soll anhand derselben Beispiele der weitere Fortgang des Umwandlungsprozesses in 
der dritten Phase der „vollgenossenschaftlichen“ Entwicklung, in welcher „Konzentration 
und Spezialisierung“ immer mehr Raum griffen, nachgezeichnet werden. 
 
Die Weiterentwicklung der LPG hatte als zweite Phase des total kollektivwirtschaftlichen 
Zeitabschnittes (zweite Etappe der LPG-Entwicklung) nach Durchlaufen der anfänglichen 
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schwierigen Konsolidierungsphase etwa ab 1965 begonnen. Zu dieser Zeit hatte das 
NÖSPL im Volkswirtschaftszweig Landwirtschaft Einzug gehalten. Die LPG traten unter-
einander in ökonomische Beziehungen, um ihre Marktproduktion, Erlöse und Wirtschaft-
lichkeit zu erhöhen.  
 
Es handelt sich bei den in diesem Kapitel beschriebenen Beispielen um elf LPG in sechs 
Gemeinden des Kreises Brand-Erbisdorf, die 1973 ihre Feldwirtschaft in einer Kooperati-
ven Abteilung Pflanzenproduktion (KAP) innerhalb der schon bestehenden KOG zusam-
mengelegt und einen juristisch selbstständigen Pflanzenproduktionsbetrieb geschaffen hat-
ten. In diesem Jahr wurden auch die Schweinezucht und -mast des gesamten Kreises in der 
ZGE „Schweineproduktion“ zusammengefasst. Der Konzentrationsprozess hatte letztlich 
aus den elf LPG des KOG-Bereiches während der dritten Etappe der LPG-Entwicklung 
drei größere, in Pflanzen- und Tierproduktion getrennte LPG hervorgebracht. Am Ende der 
Weiterentwicklung der Kooperation waren im ehemaligen Bereich der KOG Burkersdorf 
1977 bzw. 1978 in diesen sechs und weiteren Gemeinden des Kreises drei spezialisierte 
LPG gegründet worden: 
 
LPG Pflanzenproduktion „Burgberg“ Burkersdorf 10.02.1977
LPG Schweineproduktion (Zucht und Mast) Burkersdorf 31.01.1978
LPG Tierproduktion „7. Oktober“ 
(Milch, Rinder und Pferde) 
Burkersdorf (seit Gründung der LPG-P ver-




Ab dem Jahre 1954 mit 106 ha LN und 14 Mitgliedern hatte sich die LPG „7. Oktober“, 
Typ III, Burkersdorf, bis Ende 1965 auf 923 ha LN und 206 Mitglieder vergrößert.631 
Der Maschinenbestand umfasste: 
  20 Traktoren 
    2 Mähdrescher und 
    1 Kartoffelvollerntemaschine 
Die Vielzahl der Tierarten lässt die noch fehlende Spezialisierung und die sogenannte 




286 weibliche Jungrinder 
128 Mastrinder 
    2 Zuchtbullen 
    3 Pferde 
710 Mastschweine 
110 Zuchtsauen 
    3 Zuchteber 
285 Schafe (Hammel) 
112 Mutterschafe 
450 Legehennen 
Da die LPG inzwischen den Hockendrusch bei Getreide aufgab und dafür Mähdrescher 
einsetzte, musste 1965 das Einlagerungsproblem für gedroschenes Getreide gelöst wer-
den. So wurden Körnerlagersilos mit einer Kapazität von 100 t errichtet. Damals war 
die technische Trocknung noch nicht vollständig in die Praxis eingeführt, sodass die 
LPG Getreide nur bis zu 14 % Feuchte einlagern konnten. 
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1966 wurden deshalb in einer umgebauten Scheune (Hof Neubert) sechs Zentral-
rohrsilos mit je einem Heizvorsatz 18 kW zur Trocknung aufgestellt und zusätzlich drei 
weitere Lagersilos gebaut. 
 
Bei der Milcherzeugung nahm die LPG erstmals einen Weidemelkstand für eine größere 
Kuhherde in Betrieb. Gleichfalls erstmalig wendete die LPG das Portionsweideverfah-
ren bei der Jungviehaufzucht an. Durch einen überbetrieblichen Einsatz von zwei LPG-
Mitgliedern bei der Zuckerrübenernte in einem ostthüringischen Kreis gelangten Zu-
ckerrüben und Rübenschnitzel in die LPG Burkersdorf und halfen so über Futterschwie-
rigkeiten bei der Schweinemast nicht nur in Burkersdorf, sondern auch in anderen LPG 
hinweg. In dieser LPG ging in den sechziger Jahren die Schweinefleischerzeugung auf-
grund der geringen Spezialisierung, des Futtermangels und unzweckmäßiger Unterbrin-
gung der Tiere, die sich auch für das Personal z. T. als unzumutbar erwies, unter 
schwierigen Bedingungen vor sich. 
 
1967 begann sich, wie in vielen LPG der drei sächsischen Bezirke, die Überzeugung 
von den Vorteilen kooperativen Kartoffelanbaues in Burkersdorf und Nachbar-LPG 
durchzusetzen. Als Folge des Komplexeinsatzes der Kartoffelvollerntemaschinen wur-
den mit ca. 40 ha/Maschine höhere Flächenleistungen als bisher erzielt. 
 
1968 nahm die staatliche Leitung verstärkt Einfluss auf die Schaffung größerer Be-
triebsstrukturen. Deshalb schlossen sich die 
LPG „Einigkeit“, Typ III, Dittersbach, 
LPG „Bergheimat “,Typ I, Frauenstein und 
LPG „Burgberg“, Typ I, Burkersdorf, mit der 
LPG „7. Oktober“, Typ III, Burkersdorf,  
zu einer Groß-LPG zusammen (Anschluss). Zum kooperativen Weg, wie man ihn im 
benachbarten Bobritzschtal ging, hatten sich die LPG im Kreis Brand-Erbisdorf noch 
nicht einigen können. Gleichzeitig löste die LPG mit dem Zusammenschluss die Pro-
bleme der allgemein überalterten LPG Typ I und schuf eine modernen Bedingungen an-
gepasste Schlaggestaltung. Die zentrale Verwaltung der Groß-LPG erfolgte von Bur-
kersdorf aus.  
 
1969 legten die benachbarten LPG den Grundstein zur späteren KAP. Die Feldbaubri-
gaden der LPG Burkersdorf, Kleinbobritzsch, Lichtenberg und Weigmannsdorf-Müdis-
dorf begannen frühe Kooperationsbeziehungen der Feldwirtschaft aufzunehmen. Sie be-
standen im Versuch einer gemeinsamen Planung, Leitung und Abrechnung im komple-
xen Mähdrescher- und Kartoffelanbau-Technikeinsatz sowie der Errichtung eines zent-
ralen Kartoffelsortierplatzes in Lichtenberg. 
 
Eine Neuerung wurde hinsichtlich der bis dahin noch privaten Bewirtschaftung des 
Bauernwaldes eingeführt. Die Bestände wiesen unterschiedlichen Pflege- sowie Bewirt-
schaftungszustand auf und stellten eine kollektivwirtschaftliche Waldnutzung in Frage. 
1968 hatte die LPG Lichtenberg die gesamte Waldbewirtschaftung dem Staatlichen 
Forstwirtschaftsbetrieb übertragen, wozu sich die anderen LPG im Kooperationsgebiet 
aufgrund von Mitgliederversammlungsbeschlüssen ebenfalls entschieden.  
 
Für Bau und Technik investierte die LPG in die Milchviehanlage Burkersdorf mit 300 
Kuhplätzen, Milchviehanlage Dittersbach mit 290 Kuhplätzen und Vergrößerung der 
Getreidesilos zur Erhöhung der Annahmekapazität von 20 t auf 30-35 t.  
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Insgesamt verfügte die vereinigte LPG nunmehr über 640 t Getreide- Lagerkapazität. 
 
Die Einrichtung der Schälküche für Kartoffeln ermöglichte weiblichen Beschäftigten 
Schonplätze, sodass sich langsam soziale Verbesserungen in der LPG einstellten. Zu-
sätzlich fiel Futter für die Schweinemast ab. 
 
- Dittersbach 
Die Entwicklung der LPG „Einigkeit“, Typ I, Dittersbach, vollzog sich nach den Jahren 
der „Festigungsphase“ im Zusammenhang mit dem 1967 begonnenen Bau der WWD- 
Talsperre Lichtenberg.632 1966 begann der Bau des Rinderkombinates als Ersatzinvesti-
tion für Abbrüche und Erschwernisse infolge des Talsperrenbaues.  
 
Die 1966 in der DDR erlassene Schutzzonenordnung erlaubte keine größere Viehhal-
tung in dem Gebiet. Als Ersatz für abgerissene Ställe errichtete die LPG jenseits der 
Wasserscheide das Rinderkombinat. Es war gesetzlich geregelt, bei staatlichen Groß- 
Investitionsvorhaben den LPG bei Flächenentzug zweckgebundene finanzielle Mittel 
auf den Investitionsfonds zu überweisen, die nur für Intensivierungsmaßnahmen ver-
wendet werden durften. Zum Bau des Rinderkombinates wurden aus dem Staatshaushalt 
derartige finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt.  
 
Als Ausdruck des sozialen Fortschritts wurden in Lichtenberg in Form von staatlichen 
Investitionen geplant und gebaut: 
1 Wohngebäude mit 8 WE 
3 Eigenheime 
1 Mehrzweckgebäude mit Konsumverkaufsstelle 
1 Arztstation und 
1 Kindergarten 
Als am 10.05.1968 das Rinderkombinat mit der Einstallung von tragenden Färsen in 
Nutzung ging, konnten nahezu alle Kühe aus den privaten Stallungen der LPG Typ I 
umgesetzt werden. Nach dem Einbau der Melkanlage wurde der Bestand mit Tbc-freien 
Kühen ergänzt.  
 
Als Folge des Talsperrenbaues wurde der Traktorenstützpunkt Dittersbach dem der 
LPG Burkersdorf angegliedert. Entsprechend der in dieser Region üblichen Weise der 
Lösung der LPG-Typ-I-Probleme schloss sich die LPG „Einigkeit“ am 01.01.1968 der 
LPG „7. Oktober“, Typ III, Burkersdorf, an. Das Vieh der Typ-I-Bauern wurde bewertet 
und in die LPG Typ III als Inventarbeitrag eingebracht. Zu selektierende tuberkulöse 
und leistungsschwache Tiere kamen in einen Abmelkstall nach Burkersdorf oder zur 
Schlachtung. Nahezu alle Mitglieder der LPG Typ I in Dittersbach konnten ihr privates 
Vieh in die LPG einbringen, indem sie der LPG Typ III gemeinsam beitraten.633 
 
- Frauenstein 
In der LPG „Bergheimat“, Typ I, Frauenstein, arbeiteten 1965 die Mitglieder in zwei 
Feldbaubrigaden. 634 Nach den Technikzukäufen im Jahre 1964 wurde weiterhin für die 
Modernisierung der Feldwirtschaft investiert: 
1 Traktor GT 124 
1 Tellerdüngerstreuer 





1966 wurde ein Mähdrescher E 175 gekauft, obwohl z. T. noch Hockendrusch durchge-
führt wurde. 
 
1967 entstanden infolge der Modernisierung der Feldwirtschaftstechnik große Schlag-
komplexe. Die Probleme der LPG Typ I lösten die Bauern in Frauenstein dadurch, dass 
LPG-Typ-I-Mitgliedsbetriebe 1967 Anschluss an den Typ-III-Teil, der in der LPG Typ 
I bestand, („genossenschaftliche Viehhaltung“) suchten. Dieser Vorgang offenbart eine 
weitere Variante der Bewältigung der Schwierigkeiten der LPG Typ I in den drei säch-
sischen Bezirken, wie sie unter Pkt. 3.2.2.1, S. 470 ff. beschrieben wird. Am 01.01.1968 
schlossen sich die Frauensteiner wie auch die Dittersbacher LPG der LPG „7. Oktober“, 
Typ III, Burkersdorf, an. Der Bau der begonnenen Jungviehaufzuchtsanlage wurde ein-
gestellt und die unvollendete Investition in die LPG Burkersdorf übergeleitet. Am Bei-
spiel dieser LPG zeigte sich, dass ein relativ kleiner Betrieb, der mit viel Technik aus-
gestattet war, um Auslastung und Effektivität bemüht sein musste, wenn er rentabel 
bleiben wollte. Von der Gründung der LPG bis zum Zusammenschluss mit der LPG 
Burkersdorf hatte die LPG Frauenstein mit Festigungsbemühungen und ökonomischen 




Im Jahre 1965 traten die beiden LPG Typ I und Typ III in Kleinbobritzsch in spektaku-
lärer Weise ins Licht der Öffentlichkeit.635 Vom Weg der beiden LPG in Kleinbobritz-
sch zu einer effektiveren Arbeit, bevor es zu Kooperationsbeziehungen kam, wird aus-
führlich im Pkt. 3.2.2.1 berichtet. Die Lösungsvariante der LPG-Typ-I-Probleme nahm 
von diesem Dorf im Kreis Brand-Erbisdorf ihren Anfang und machte den „Klein-
bobritzscher Weg“ mithilfe der Medien in der ganzen DDR bekannt. 
 
1965 bestand in Kleinbobritzsch nur noch eine LPG, und so rückten auch soziale Ver-
besserungen in den Vordergrund. Im Gasthof Reichelt wurde die LPG-Betriebsküche 
eingerichtet, sodass auch die Bevölkerung von der sozialen Einrichtung profitieren 
konnte. Für die 1968 durchgeführte Modernisierung der Kraftfutterherstellung in der 
Ölmühle investierte die neue vereinigte LPG 63.600 M. 
 
- Lichtenberg 
Um die Kartoffelsortierung kooperativ und dadurch effektiver zu gestalten, baute die 
BHG 1965 in Zusammenarbeit mit den sich im BHG-Bereich befindenden LPG Lich-
tenberg und Weigmannsdorf-Müdisdorf am Bahnhof Lichtenberg eine zentrale Kartof-
felsortieranlage vom Typ K-711 auf. Für die Komplettierung der Anlage waren An-
nahmeförderer sowie einige Bunker, welche die Zwischenlagerung von Über- und 
Pflanzgutgrößen sowie Abgang ermöglichten, erforderlich.  
 
Die BHG errichtete darüber hinaus eine Traglufthalle in der Nähe des 240er Rinder-
kombinates, um die Mineraldüngervorräte der LPG lagern und aufbereiten zu können. 
Hieraus entwickelte sich das spätere ACZ als eine zwischengenossenschaftliche bzw.    
-betriebliche Einrichtung der LPG des Kreises Brand-Erbisdorf. 
 
Aufgrund der Qualität ihrer Lehrlingsausbildung erwarb die LPG „Einheit“, Typ III, 
Lichtenberg, am 01.09.1965 die Anerkennung als Lehrbetrieb für landwirtschaftliche 
Facharbeiter. Vom 01.09.1965–1969 absolvierten in Lichtenberg 9 Agrotechniker,         
17 Zootechniker, davon 11 Zootechniker mit Abitur der EOS Brand-Erbisdorf ihre 
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Ausbildung. Zudem setzte die Polytechnische Oberschule (POS) Lichtenberg in der 
LPG sechs Schulklassen in verschiedenen Produktionseinheiten der LPG im Rahmen 
des Unterrichtstages in der Produktion (UTP) ein. Am 17.01.1969 überreichte das Mi-
nisterium für Volksbildung einigen Lehrlingsbetreuern der LPG Urkunden mit dem 
„Dank und der Anerkennung für vorbildliche Leistungen bei der sozialistischen Bildung 
und Erziehung der Schüler im polytechnischen Unterricht“. 
 
Am 01.01.1966 schlossen sich die Lichtenberger LPG „Einheit“, Typ III, und „Gimm-
litztal“, Typ I, nach dem Modell des „Kleinbobritzscher Weges“ zusammen. Auch hier 
berichtet die Chronik der Kooperation636 von den Bauern der LPG „Gimmlitztal“ als 
Typ-I-Teil in der LPG Typ III, was juristisch gesehen nicht der richtigen Begriffswahl 
entspricht. Die LPG „Gimmlitztal“ wurde nämlich am 03.03.1966 im Genossenschafts-
register des Kreises gelöscht und mit gleichem Datum der Anschluss an die LPG Typ 
III eingetragen.637 
 
Die LPG „Einheit“, Typ III, verfügte jetzt über ca. 800 ha AL und 530 ha GL. Dadurch 
bedingt ergaben sich neue Anforderungen an eine rationelle Bewirtschaftung. Das be-
deutete Schlagvergrößerung, Konkretisierung des Perspektivplanes und Umbau des 
Technikstützpunktes. Dabei musste die LPG die alte Holzbrücke über die Gimmlitz für 
42.000 M erneuern. Auch hier zeigt sich das Beispiel, wonach örtliche LPG staatliche 
Aufgaben wahrnahmen und finanzierten, um ihre Produktionsvoraussetzungen erhalten 
und verbessern zu können (vgl. Pkt. 3.2.1, S. 451 ff. und Pkt. 3.2.9, S. 566 ff.). Im De-
zember 1966 zeichnete der RLN des Bezirkes Karl-Marx-Stadt die kooperative Einrich-
tung der LPG Lichtenberg und Weigmannsdorf-Müdisdorf sowie der BHG Lichtenberg 
als „Bestes Kollektiv Kartoffelsortierung im Bezirk Karl-Marx-Stadt“ aus. 
 
Zuweilen besuchten angesehene Politiker der DDR die LPG, um „Verbundenheit mit 
dem arbeitenden Volk“ zu demonstrieren. Am 21.06.1967 weilte deshalb der Spitzen-
kandidat für die Volkskammer im Wahlkreis des Bezirkes Karl-Marx-Stadt, Präsident 
des Nationalrates der Nationalen Front (NF) und Mitglied des Staatsrates Professor Dr. 
Dr. Erich Correns in Lichtenberg. Der hohe Staatsfunktionär besichtigte Produktions-
einheiten der LPG. Dabei fand er lobende Worte für die Kosten- und Gewinnübersicht, 
wie sie in der Läuferproduktion der LPG vorlag. In der Mehrzahl der LPG der DDR gab 
es zu jener Zeit noch keine exakte Kostenerfassung. Es bestand Unklarheit, in welchen 
Produktionszweigen finanzielle Verluste auftraten. Dieser Mangel erschwerte deshalb 
vielen LPG richtige Entscheidungen zur Bildung von Hauptproduktionsrichtungen als 
Voraussetzung für die Spezialisierung. 
 
Im Jahre 1968 entwickelte die Leitung der LPG anlässlich der Jahreshauptversammlung 
am 12. Januar die Schwerpunkte des bevorstehenden Wirtschaftsjahres. Diese bestanden 
in 
• Hebung der Bodenfruchtbarkeit und Melioration, 
• Durchsetzung der „Prinzipien der sozialistischen Betriebswirtschaft“, d. h. Verbesse-
rung der Kostenrechnung, Effektivitätsbetrachtungen und Anwendung der „ökono-
mischen Hebel“, wie sie das NÖSPL bzw. das NÖS vorsah, 
• weiterer Entwicklung von Kooperationsbeziehungen und 






Für das Jahr 1968 wurde gleichzeitig das Wettbewerbsprogramm bekannt gegeben. Da-
rin plante die LPG 
• Steigerung der Bruttoproduktion des Betriebes um 2.725 GE gegenüber 1967, was 
ca. 2 GE/ha LN entsprach,638 
• Erhöhung der Milchleistung auf 3.120 kg/Kuh und 
• Schaffung von Schlägen mit x = 50 ha. 
 
1968 konnte die BHG bei ihrer Rechenschaftslegung auf die Erfolge der bereits 1965 
als zwischenbetriebliche Einrichtung in der Scheune Lüpfert aufgebauten Kartoffelsor-
tieranlage verweisen. Die Sortierleistung von 8.500 t Rohware im Jahre 1967 entsprach, 
obwohl ungünstige Erntebedingungen herrschten, einer Spitzenleistung in der DDR. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass der unermüdliche Einsatz des Personals und der Lei-
tungskräfte weit mehr als acht Stunden tägliche Arbeitszeit unter recht einfachen Ar-
beitsbedingungen erforderte. Der Druck des Bedarfes der Bevölkerung an Agrarproduk-
ten und die z. T. unbefriedigende Versorgung (z. B. mit Kartoffeln) lasteten auf den 
LPG und verlangten ihnen ständig Planerhöhungen ab. Diese Belastungen waren u. a. 
eine Folge des Zwanges, dem die DDR-Volkswirtschaft ausgesetzt war, die Versorgung 
aus eigenem Aufkommen gewährleisten zu müssen. 
 
Im März 1968 fand im Rinderkombinat der LPG „Einheit“ das traditionelle Kreislei-
stungsmelken statt, bei welchem Melker der LPG Lichtenberg als Sieger hervorgingen. 
Die Organisation des Wettbewerbes lag in den Händen der Fachschule für Landwirt-
schaft in Freiberg-Zug. In der Fachschule wurde Personal ausgebildet, das mit dem Titel 
eines Staatlich geprüften Landwirtes (des späteren Agraringenieurs) für den Einsatz in 
LPG, bevorzugt im Bezirk Karl-Marx-Stadt, vorgesehen war. 
 
1969 stellte die LPG Lichtenberg anlässlich der Jahreshauptversammlung am 17. Januar 
erneut ein Programm ihren Mitgliedern vor, nach welchem die weitere Durchsetzung 
der Kooperationsidee erfolgen sollte. Es ging um den Übergang zur kooperativen Feld-
wirtschaft der LPG in sechs Dörfern, die bisher noch keine KOG gebildet hatten,       
obwohl die LPG-Bauern seit zwei Jahren von „Kooperation“ sprachen und damit aber 
das Territorium bzw. die Bewirtschaftung der Nutzflächen in sechs Gemarkungen mein-
ten. Im Jahre 1969 nahm die Kooperation deutlichere Formen an, als am 17. Januar die 
LPG „Einheit“ einen neuen Vorsitzenden gewählt hatte und die Vollversammlung der 
Delegierung des bisherigen Vorsitzenden in ein neues Gremium zustimmte, das die 
Gründung einer KOG vorbereitete. Die Tätigkeit dieser Leitung führte nach vier Jahren 
zur KAP mit 3.800 ha LN, womit über die Kooperation hinausgehend ein juristisch 
selbstständiger Pflanzenproduktionsbetrieb entstanden war.639  
 
- Weigmannsdorf-Müdisdorf 
In Weigmannsdorf-Müdisdorf hatte sich nach dem kommunalen Zusammenschluss der 
beiden Dörfer, ähnlich wie bei den anderen LPG, eine Entwicklung vollzogen, die die 
Beteiligung an verschiedenen kooperativen Einrichtungen mit sich brachte. Die LPG  
„1. Mai“, Typ III, wurde Mitglied der ZGE Trockenwerk Großhartmannsdorf, der ZBO 
Lichtenberg, der MG Freiberg und seit 1966 der kooperativen Kartoffelsortierung, die 
am Bahnhof Lichtenberg stationiert war.640 Die LPG „1. Mai“ bewirtschaftete nach der 
Ortsvereinigung 1.510 ha LN und war damit, wie auch Lichtenberg und Burkersdorf, 
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78 Dies. ... , vom 3.2.1964, Nr. 2, 5.18. Richtlinie für das Jahr 1964 vom 28.12.1963. 
 
79 Dies. ..., vom 10.09.1962, Folge 7, S. 110. Rundverfügung zur schnellen und maximalen Steigerung 
der Fleischproduktion sowie Verbesserung der Versorgung der Bevölkerung mit Fleisch- und Wurst-
waren vom 01.08.1962. 
 
80 Kreisarchiv Freiberg. Signiert. Gemeinde Reichenbach, Handel und Versorgung. 
 
81 Solche Erscheinungen waren häufig in der ostsächsischen Lausitz aufgetreten, wobei bis zu 13 LPG 
des Typs I gegründet worden waren. Vgl. Heller, M.: Freibier am 27. ... Halle-Leipzig 1982, S. 252. 
Auch Fremdiswalde, westlich des Wermsdorfer Forstes, Kr. Wurzen gelegen, war durch eine LPG 




83 Archiv der Gemeinde Conradsdorf, Lkr. Mittelsachsen. Büro der LPG Typ III in Conradsdorf, Kr. 
Freiberg. 
 
84 BStU, Zentralarchiv, Z 446, Bericht „Stand der genossenschaftlichen Arbeit im Bez. Dresden (LPG 
Typ I)“ vom 03.06.1961, S. 2 und 3, 000008 und 000009. 
 
85 BStU, Archiv der AST Chemnitz, StOP-97, Bd. 2, BfS BV Karl-Marx-Stadt, StV Operativ, Zusam-
menarbeit mit dem 1. StV des Ministers für Staatssicherheit 1958-1965, Bezirksverwaltung K.-M.- 
Stadt, Abteilung III, „Politisch-operative Analyse über die Landwirtschaft im Bez. Karl-Marx-Stadt“ 
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vom 05.12.1962, S. 5, 000122. 
 
86 BStU, Archiv AST Chemnitz, StOP 141, 000012. 
 
87 BStU, Archiv Außenstelle Chemnitz, StOP-97, Bd. 2. Bericht der BV Karl-Marx-Stadt, Abt. III/3, 
„Sofortmaßnahmen zur Auswertung des VII. Deutschen Bauernkongresses, der 15. ZK-Tagung und 
der Dienstkonferenz am 27.03.1962 in Berlin“ vom 20.03.1962, 000105. 
 
88 BStU, Archiv der Zentralstelle, „Protokoll über die Sitzung des Kollegiums am 01.03.1961“ vom 
03.03.1961, 00035. Kollegium bedeutet den engeren Kreis um Minister Erich Mielke in der Berliner 
MfS-Zentrale. Die Dienstbesprechungen nannten sich Kollegiumssitzungen. 
 
89 BStU, Zentralarchiv, MfS-BdL/Dok. Nr. 002397, „Richtlinie Nr. 2/61 zur politisch-operativen Ent-
wicklung der sozialistischen Landwirtschaft  vom 14.06.1961“, S 4, GVS-Nr. 802/61. 
 
90 BStU, MfS, Sekr. d. Min. 1557, Bericht „Die Frühjahrsbestellung unter den Bedingungen der sozialis-
tischen Umgestaltung der Landwirtschaft“ vom 20.06.1961, S. 14, 000227. 
 
91 BStU, AST Leipzig, BV Leipzig, Bericht „Lage und Überprüfung des Sachgebietes Landwirtschaft 
der KD Döbeln“ vom 07.04.1960, 000050. 
 
92 BStU, MfS BV Karl-Marx-Stadt, StV Operativ, Zusammenarbeit mit dem 1. StV des Ministers für 
Staatssicherheit, 1958-1965 und BStU, Archiv AST Chemnitz, StOP-97, Bd. I, BV Karl-Marx-Stadt, 
Abt. III, „Politisch-operative Analyse über die Landwirtschaft im Bez. Karl-Marx-Stadt“ vom 
05.12.1962, S. 10, 000127. 
 




95 Bei richtiger Kalkulation hätte eine größere Fehlfläche, d. h. 5.350 ha, entstanden sein müssen.            
(M. J.). 
 
96 BStU, MfS BV Karl-Marx-Stadt, StV Operativ, Zusammenarbeit mit dem 1. StV des Ministers für 
Staatssicherheit, 1958-1965 und BStU, Archiv AST Chemnitz, StOP-97, Bd. I, BV Karl-Marx-Stadt, 
Abt. III, „Politisch-operative Analyse über die Landwirtschaft im Bez. Karl-Marx-Stadt“ vom 
05.12.1962, S. 25, 000076. 
 
97 BStU, MfS, BV Karl-Marx-Stadt, StV Operativ, Zusammenarbeit mit dem 1. StV des Ministers für 
Staatssicherheit, 1958–1965 und BStU, Archiv AST Chemnitz, StOP–97, Bd. 2, S. 4, 000101.  
 
98 BStU, MfS, Sekr. d. Min. 1557, Bericht „Entwicklung der Landwirtschaft hinsichtlich der Durchfüh-
rung der Beschlüsse des 7. und 8. Plenums und des VI. Deutschen Bauernkongresses sowie der Vor-
bereitung und Durchführung der Frühjahrsbestellung“, Anlage 4, Bericht „Die Frühjahrsbestellung 
unter den Bedingungen der sozialistischen Umgestaltung der Landwirtschaft“ vom 20.06.1961, S. 6, 
000219. 
 
99 BStU, Archiv der Außenstelle Chemnitz, StOP-97, Bd. 2, BV Karl-Marx-Stadt, Abt. III/3 „Bericht 
über die Futtermittelsituation, Saatgutbereitstellung und Tierverluste im Bez. Karl-Marx-Stadt“ vom 
12.03.1962, S. 4, 000101. 
 
100 BStU, MfS, Sekr. d. Min. 1557, Bericht „Entwicklung der Landwirtschaft hinsichtlich der Durchfüh-
rung der Beschlüsse des 7. und 8. Plenums und des VI. Deutschen Bauernkongresses sowie der Vor-
bereitung und Durchführung der Frühjahrsbestellung“, Anlage 4, Bericht „Die Frühjahrsbestellung 
unter den Bedingungen der sozialistischen Umgestaltung der Landwirtschaft“ vom 20.06.1961, S. 7, 
000220. 
 
101 Ebenda, S. 25, 00007 
 





103 BStU, Z 383, Berichte vom Februar 1961 „Hinweise über die Düngemittelbereitstellung zur Früh-
jahrsbestellung“, S. 12 und 13, 000012 und 000013. 
 
104 BStU, MfS, Sekr. d. Min. 1557, Bericht „Entwicklung der Landwirtschaft hinsichtlich der Durchfüh-
rung der Beschlüsse des 7. und 8. Plenums und des VI. Deutschen Bauernkongresses sowie der Vor-
bereitung und Durchführung der Frühjahrsbestellung“, Anlage 4, Bericht „Die Frühjahrsbestellung 
unter den Bedingungen der sozialistischen Umgestaltung der Landwirtschaft“ vom 20.06.1961, Anla-
ge 2 zum 2. Exemplar des Protokolls der Kollegiumssitzung vom 1.3.1961, S. 26, 000077. 
 
105 Ebenda, Anlage 4 zum Protokoll der erweiterten Kollegiumssitzung vom 20.06.1961,  S. 5, 000218. 
 
106 Überarbeitetes Protokoll VII. Deutscher Bauernkongress (09.03.1962 in Magdeburg). Berlin (Ost) 
1962, S. 225 und 226. 
 
107 Ebenda, S. 339-360, G. Grüneberg, „Nutzung inner- und übergenossenschaftlicher Reserven zur Stei-
gerung der Produktion“, S. 355. 
 
108 Kreisarchiv Freiberg. Signiert. Gemeinde Reichenbach, 084. 
 
109 Ebenda, 081. 
 
110 Kreisarchiv Döbeln. Signatur 24. Protokollbuch der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz, Vor-
standssitzungen von 1961-1963, Protokoll vom 30.10.1962. 
 
111 Kreisarchiv Freiberg. Signiert. K 26, Ortschronik Bieberstein-Burkersdorf.  
 
112 Kreisarchiv Döbeln. Signatur 24. Protokollbuch der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz, Vor-
standssitzungen von 1961-1963, Protokoll vom 12.09.1962. 
 
113 Kreisarchiv Freiberg. Signiert. Gemeinde Reichenbach, 084, Az RdK/46/325/2/50. 
 
114 Teresiak, M.: Zeitafel der Geschichte ... 1960. In: Autorenkollektiv: Die SED-Geschichte ... Berlin 
1997, S. 1154. Die 8. ZK-Tagung vom 30.03.-02.04.1960 befasste sich neben der Würdigung des 
„freiwilligen“ Beitrittes aller Bauern in acht Bezirken mit der Konsolidierung der LPG und Maßnah-
men zum Abschluss der Vollkollektivierungskampagne. 
 
115 Kreisarchiv Freiberg. Signiert. Az: RdK /1260/ 997/10/240. 
 
116 Ebenda, GV Krummenhennersdorf, 075, S. 1. 
 




119 Kreisarchiv Döbeln. Signatur 24. Protokollbuch der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz, Vor-
standssitzungen von 1961-1963, Protokoll vom 07.02.1961.  
 
120 Überarbeitetes Protokoll VI. Deutscher Bauernkongress (08.–11.12.1960 in Rostock). Berlin (Ost) 
1961, S. 378. Beitrag des Vorsitzenden U. Trentsch. 
 
121 Kreisarchiv Döbeln. Signatur 24. Protokollbuch der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz, Vor-
standssitzungen von 1961-1963, Protokolle vom 05.12.1961, 22.01.1962, 19.01.1966. 
 
122 BStU Dresden, AST Leipzig, BVfS Leipzig, 000031, „Beschlussvorlage für die Tagung der Jahres-
hauptversammlung der LPG „Walter Ulbricht“, Dahlen am 24.01.1962“ im Schreiben der BVfS 
Leipzig, Leitung an alle Leiter der Kreisdirektionen (hier Geithain, M. J.) vom 10.04.1962. 
 
123 Akte Vorstandssitzungen LPG „Eintracht“ Luppa Kr. Oschatz, 1962-1971, Protokolle der Vorstands-
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sitzungen 1962, hier vom 9/1962.  
 
124 BStU Dresden, Archiv der AST Chemnitz, StOP-137, 000072. 
 
125 Kreisarchiv Freiberg. Signiert., K 24 - 26. 
 
126 Autorenkollektiv: Die Kooperation Burkersdorf ... 1987, S. 9. 
 
127 Kreiskommission zur Erforschung der Geschichte der örtlichen Arbeiterbewegung: Saat und Ernte. 
Döbeln 1968, S. 36. Gründung der LPG „Otto Grotewohl“ als Typ III am 27.07.1952.  
 
128 Kreisarchiv Döbeln. Signatur 11. Protokollbuch der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz, Vor-
standssitzungen 1963-1967, Protokoll vom 19.01.1966. 
 
129 Schöne, J.: Das sozialistische Dorf. Leipzig 2008, S. 143. „Die sozialistische Landwirtschaft der 
DDR“ (1961-1990). Zitat: „Gewaltmaßnahmen allein, das war eine Lehre der Jahre seit 1945, würden 
kaum ausreichen, um die erwünschten Erfolge zu erzielen und langfristig abzusichern.“ 
 
130 Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschafts- und Dienstleistungsgesellschaft mbH. Unarchiviert. 
Aktenbestand der LPG Typ I/III Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde. Dokumente. Konzipierung der 
Betriebsordnung im Jahre 1962. 
 
131 Persönliche Mitteilung von Dr. G. Kretzschmar, Leipzig, zu Verhältnissen in LPG Typ I des ehemali-
gen Bez. Karl-Marx-Stadt, Oktober 2008. 
 Die Ausarbeitung der inneren Betriebsordnung der LPG ging auf den Beschluss des Präsidium des 
Ministerrats der DDR vom 06.08.1959 über die Empfehlung für die Ausarbeitung der inneren Be-
triebsordnung der LPG“ zurück. Mit diesem Beschluss wurde die Vorgänger-„Musterbetriebsordnung 
für landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften“ gemäß Beschluss des Ministerrates vom 
19.12.1952 (GBl. 1952, S. 1389) aufgehoben. Der Zweck der inneren Betriebsordnung bestand darin, 
ausgehend vom Statut der LPG die Beziehungen der Mitglieder in der Produktion, ihre Rechte und 
Pflichten, die „für die Steigerung der Produktion und der Arbeitsproduktivität sowie für die Einhal-
tung der Disziplin und für die Einbeziehung aller Mitglieder in die Leitung notwendig sind“, festzule-
gen. Lt. Beschluss waren anhand von fünf Kapiteln Grundsätze der kollektiven Arbeit, d. h. Brigade-
arbeit, besondere Maßnahmen zur Festigung und Entwicklung der „sozialistischen“ Arbeitsdisziplin, 
Aufgaben der „Organe“ und Kommissionen der LPG zur Organisation der kollektiven Arbeit sowie 
Arbeitsschutz und Sozialbetreuung durch eine zu bildende spezielle Kommission für die betreffende 
LPG zu regeln. Dabei sollten die „sozialistische Arbeitsorganisation“ und die „Disziplin auf der 
Grundlage der 10 Gebote der sozialistischen Ethik und Moral“ durchgesetzt werden. Vgl. Musterstatu-
ten für landwirtschaftliche ... Berlin (Ost) 1953, S. 79-94. 
 
132 Akte Vorstandssitzungen der LPG „Eintracht“, Luppa, Kr. Oschatz, 1962-1971, Protokolle der Vor-
standssitzungen 1962, hier vom 17.09.1962 in Malkwitz. 
 
133 Ebenda, Protokolle der Mitgliederversammlungen 1962. Siehe Vermerk: „Innere Betriebsordnung 
wurde im Jahre 1962 erstellt“. 
 
134 Ebenda 1963, in Calbitz. Neben Erwähnung von Fehlschichten, Arbeitsverweigerungen und schlech-
ter Arbeitsdisziplin am 25.07.1963, der erstmaligen Planerfüllung - pflanzlich am 30.01.1963, Diskus-
sion über Versorgungsschwierigkeiten. 
 
135 Russisch-Lektionen an der Landwirtschaftlichen Fakultät der Karl-Marx-Universität Leipzig 
1961/1962. Neben der „Chemisierung“ als wichtige Maßnahme zur Stabilisierung der sowjetischen 
Landwirtschaft wurde auch die „Ökonomisierung“ angesehen. 
 
136 Verfügungen und Mitteilungen ... 1962, hier vom 10.02.1962, F. Die Präambel zur RL über die Ver-
gütung der leitenden Kader in den LPG Typ III vom 20.08.1962 enthält einen ausdrücklichen Verweis 
darauf, dass es jetzt notwendig sei, die „ökonomischen Gesetze des Sozialismus“ anzuwenden. 
 




138 Ebenda, S. 23. Untermauert wurden diese Denkgrundsätze eines sowjetischen Betriebsökonomen 
(Kolesnjew 1962) von der pseudowissenschaftlichen Annahme, „dass bei der allmählichen Entwick-
lung einer Theorie des Wirtschaftens im Betrieb die Betriebsökonomik von der Wirkung der ökono-
mischen Gesetze des Sozialismus ausgehen muss und dass sie sich auf die objektiven Gesetze der 
Entwicklung der Gesellschaft und Natur stützen muss.“ Auf S. 22 findet sich in einem Literaturhin-
weis (H. Nick, in Neues Deutschland vom 09.12.1967 „Grenzwerte in der Ökonomie“) u. a. auch der 
Begriff „Ökonomisierung“. 
 
139 Ebenda, S. 16. 
 
140 Verfügungen und Mitteilungen ... 1960, hier vom 15.10.1960, Nr. 12, S. 129. Dies. ... 1960, hier vom 
14.12.1960, Sdr. Nr. 3. Folge 11, S. 168 RL über Förderungsmaßnahmen, siehe Kreditstreichungen. 
 
141 Akte Vorstandssitzungen der LPG „Eintracht“, Luppa, Kr. Oschatz, 1962-1971, Protokolle der Vor-
standssitzungen 1962, hier vom 17.09.1962 in Malkwitz. Vermerk über: Zu geringe Information des 
Vorstandes, ungenaue Einschätzung der tierischen und pflanzlichen Produktion, „der Hauptbuchhalter 
kümmert sich zu wenig um seine Aufgaben als Kontrollorgan“, Mängel im Meldewesen, z. Zt. ein 
Kostenniveau von ca. 800 M/ha. 
 
142 Ebenda. Vermerke: „Der Vorsitzende soll im Nachbarbetrieb Dahlen Leitungsmethoden studieren und 
der Dahlener MTS-Direktor W. Stellmach in dieser Zeit die Leitung der LPG Luppa übernehmen.“ 
Überhaupt sollten weitere „MTS-Kader“ mit Bezahlung durch die MTS in der LPG eingesetzt werden. 
Die Lenkung und Leitung der LPG Luppa sei nicht in Ordnung, der Hauptbuchhalter abzuberufen. 
 
143 Verfügungen und Mitteilungen ... 1962, hier vom 10.02.1962, F. RL zur Anwendung des Leistungs-
prinzips bei der Vergütung der Handwerker in LPG vom 01.08.1962. Der Verdienst lag für 8 Stunden 
bei x = 1,5 - 1,8 AE, d. h. 15 - 18 DM/Tag im Falle eines AE-Wertes von 10,- M. 
 
144 Überarbeitetes Protokoll VII. Deutscher Bauernkongress (vom 09.-11. 03.1962 in Magdeburg). Berlin 
(Ost) 1962, S. 225 - 226. Johannes Döhler: „Über Ordnung und gute genossenschaftliche Arbeit in je-





146 Akte Vorstandssitzungen der LPG „Eintracht“, Luppa, Kr. Oschatz, 1962-1971, Protokolle der Vor-
standssitzungen 1962, hier vom 17.09.1962 in Malkwitz. 
 
147 Ebenda. Vermerk: „Dem Bürgermeister bereitet die LPG ‚Eintracht’ Sorgen. Er will drei neuen Kol-
legen Unterstützung geben.“ 
 
148 Ebenda, hier vom 27.09.1962 in Malkwitz. Vermerk: Ferkelverluste 9,4 %. In der LPG Typ III Luppa 
wurden 1962 außerdem Prämien für den Wettbewerb Viehwirtschaft, den Abschluss der Winterfurche 
bis zum 30.11.1962 und zur „Verbesserung von Ordnung und Sicherheit an jedem Arbeitsplatz“ der 
besten Brigade und bei erfolgreichem Abschluss der Lehrlingsausbildung gezahlt (50 DM/Person). 
Ungeteilte Zustimmung bei den Vorständen fanden derartige Prämierungen nicht, wie sich am Bei-
spiel der LPG Luppa zeigte. 
 
149 Ebenda, hier vom 13.12.1962 in Luppa. 
 
150 Ebenda, hier vom 28.12.1962 in Luppa, wirksam ab 01.01.1963. 
 
151 Ebenda, Protokolle der Vorstandssitzungen 1963, hier vom 07.07.1963 in Luppa. Auch im gesamten 
Kr. Oschatz lagen die Kosten in den LPG zu hoch (vgl. Protokoll vom 28.11.1963 in Malkwitz). 
 
152 Ebenda, hier vom 14.02.1963 in Luppa. Im Januar 1963 hatte die LPG Typ III Luppa eine Überschrei-
tung der geplanten Selbstkosten von 34.960 DM erreicht, wobei 3.720 AE weniger verbraucht werden 
konnten. Vgl. Protokoll vom 17.10.1963 in Malkwitz. Vgl. Archiv der Pretzschendorfer Landwirt-
schafts- und Dienstleistungsgesellschaft mbH, Aktenbestand der LPG Typ I Pretzschendorf, Kr. Dip-
poldiswalde. Protokolle der Mitgliederversammlungen, hier vom 19.01.1963. Vermerk: In Pretz-
423 
 
schendorf noch keine einwandfreie Kostenrechnung, Selbstkosten je dt Produkt sind nicht bekannt. 
 
153 Verfügungen und Mitteilungen ... 1960, hier vom 10.02.1962, S. 13. RL Nr. 2 vom 30.01.1962. För-
derung des Aufbaues, der Durchführung und Auswertung der Kostenrechnung. 
 
154 Akte Vorstandssitzungen der LPG „Eintracht“, Luppa, Kr. Oschatz, 1962-1971, Protokolle der Vor-
standssitzungen 1963, hier vom 28.03.1963 in Malkwitz. Besprechung des Vorstandes der LPG  
Typ III unter Anwesenheit der Traktoristen und Vertreter der örtlichen LPG Typ I. Vermerk: „Damit 
die Landwirtschaft besser und billiger produzieren kann“ und „die Technik gehört in eine Hand, wo 
sie produziert.“ 
 
155 Ebenda, hier vom 16.05.1963 in Malkwitz. 
 
156 Die ökonomischen Regelungen galten jeweils für einen bestimmten Planungszeitraum, z. B. den Fünf-
jahrplan, und wurden ständig aktualisiert. Das Regelungswerk der DDR-Agrarpolitik hatte bis Anfang 
1990 seine Gültigkeit behalten, d. h. solange, bis die Marktwirtschaft die Planwirtschaft und die LPG 
abgelöst hatte. 
 
157 Die ökonomischen Regelungen umfassten außer der Primärproduktion alle Neben- und Hilfsprodukti-
onszweige der LPG, wie Landwirtschaftsbau, Melioration und Landtechnik und die ebenfalls dafür 
geltenden Förderungsrichtlinien u.v.m. 
 
158 Ökonomische Regelungen in ... In: Die weitere Gestaltung der ökonomischen Regelungen in der sozi-
alistischen Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft für die Jahre 1973-1975. Berlin (Ost) 1973, 
S. 18.: „Jeder in den Staats- und Wirtschaftsorganen der Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft 
muss befähigt werden, bei der Erläuterung und Durchführung dieses Beschlusses (der Aktualisierung 
der ökonomischen Regelungen, M.J.) in den LPG, GPG, VEG ... Anleitung und Unterstützung geben 
zu können.“ 
 
159 Überarbeitetes Protokoll VIII. Deutscher Bauernkongress (vom 28.02.-01.03.1964 in Schwerin). Ber-
lin (Ost) 1964, S. 378 und 379. Frieda Sternberg, Vorsitzende der LPG Typ III in Bennewitz, Kr. 
Wurzen, Bez. Leipzig. Es war eine typische Erscheinung jener Zeit, dass sich renommierte und poli-
tisch exponierte LPG-Vorsitzende (Frieda Sternberg war ZK-Mitglied und Vorsitzende der Frauen-
kommission des ZK der SED) derartige Bemerkungen unwidersprochen leisten konnten und sich die 
Vertreter der SED-Spitze nicht dagegen zu stellen wagten. Walter Ulbricht war sich im Moment sei-
ner Entgegnung bewusst, dass das System nicht abgeändert werden könne. 
 
160 Akte Vorstandssitzungen der LPG „Eintracht“, Luppa, Kr. Oschatz, 1962-1971, Protokolle der Vor-
standssitzungen 1964, hier vom 05.03.1964 in Malkwitz. Zu dieser Zeit sprach man in der LPG Luppa 
bereits von Kostenträgern und hatte ein entsprechendes Kontrollsystem beschlossen, welches die 
Buchhaltung in die Lage versetzen sollte, über die Kosten je Fruchtart und Brigade Auskunft geben zu 
können, d. h. Kostenträger- und -stellenrechnung einzuführen. Der Vorstand hatte vorgeschlagen, alle 
zwei Monate die Ergebnisse auszuwerten. 
 
161 Ökonomische Regelungen in ... In: Die weitere Gestaltung der ökonomischen Regelungen in der sozi-
alistischen Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft für die Jahre 1973-1975. Berlin (Ost) 1973, 
S. 7. Von Minister Georg Ewald wurde am 22.09.1972 anlässlich der Tagung des RLN-Z ausgeführt, 
dass im Mittelpunkt der 7. Tagung des ZK der SED stehen werde, „wie die Beschlüsse des Politbüros 
des ZK der SED vom 12.09.1972 und des Ministerrats vom 20.09.1972 über die weitere Gestaltung 
der ökonomischen Regelungen in der sozialistischen Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft 
durchzuführen sind“. Grundlage der Regelungen waren die „Direktiven der Parteitage der SED in    
Übereinstimmung mit den auf den Bauernkongressen beratenen Maßnahmen“. 
 
162 Überarbeitetes Protokoll VII. Deutscher Bauernkongress (vom 09.-11.03.1962 in Magdeburg). Berlin 
(Ost) 1962, S. 343-360. Schlusswort Gerhard Grünebergs. 
 
163 Ebenda. Ebenso Eröffnungsrede Walter Ulbrichts, S. 26-71: „Durch gute genossenschaftliche Arbeit 
zu hohen Erträgen und Wirtschaftlichkeit“. Vorläufig sah die SED in steigenden Erträgen im Gegen-




164 Ebenda, Schlusswort Gerhard Grünebergs, S. 357. 
 
165 Verfügungen und Mitteilungen ... 1962, hier vom 10.02.1962, F, S. 14. RL vom 26.01.1962. 
 
166 Überarbeitetes Protokoll VII. Deutscher Bauernkongress, S. 347. Vielerorts produzierten die LPG mit 
 einem Mechanisierungsgrad, der sich im Wesentlichen nicht von dem der einzelbäuerlichen Wirt-
schaften unterschied. 
 
167 Beschluss über die Vorschläge des VIII. Deutschen Bauernkongresses an die Regierung der DDR 
vom 30.03.1962 (GBl. T. II, Nr. 23 vom 17.04.1962, S. 207–212, insbesondere Pkt. II.4., S. 209). Es 
ging um die Überprüfung des Systems des Rechnungswesens und der staatlichen Statistik mit dem 
Ziel der Vereinfachung und Einschränkung des Verwaltungsapparates. Ebenso Ministerratsbeschluss 
vom 10.10.1963 über die produktionsfördernde Verwendung der Subventionen und Förderungsmittel 
in der Landwirtschaft. In: Verfügungen und Mitteilungen des Landwirtschaftsrates der DDR im Jahre 
1963. 
 
168 Verfügungen und Mitteilungen ... 1964, hier vom 03.02.1964, Nr. 2, S. 18. Bei Meliorationen in den 
sächsischen Bezirken wurden bis zu 75 % der entstandenen Aufwendungen staatlich finanziert. Selbst 
für die Durchführung „sozialistischer Wettbewerbe“, eine bis 1989 ständige Begleiterscheinung der 
Tätigkeit der LPG, reichte der Staat Zuschüsse aus. 
 
169 PAO für Kartoffeln und Pflanzkartoffeln vom 12.04.1962 (GBl. T. II, Nr. 22, vom 14.04.1962,  
S. 203-205), PAO Erfassungspreise Schlachtvieh und PAO Erfassung, Aufkauf von Schlachtvieh, 
Milch, Eier, Geflügel und Honig (GBl. T. II, Nr. 13, vom 12.03.1962, S. 115). 
 
170 Beschluss des Ministerrats der DDR über die Finanzierung der LPG im Jahre 1962 (GBl. T. II, Nr. 5, 
vom 24.01.1962, S. 37–40). 
 
171 Gemeinsamer Beschluss des Ministerrats der DDR und des Ministeriums für Landwirtschaft, Ernäh-
rung und Forstwirtschaft vom 19.12.1962 (GBl. T. II, Nr. 4, vom 19.12.1962 und GBl. T. II, Nr. 4, 
vom 09.01.1963, S. 21–24). 
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3.2 Besonderheiten in den sächsischen Bezirken 
 
Zu verschiedenen Entwicklungsphasen der LPG werden in vorliegender Arbeit landwirt-
schaftlich fachliche Themen in Verbindung mit Besonderheiten in den sächsischen Bezir-
ken beleuchtet. Diese Themen sind für das Verständnis der historischen Vorgänge von 
Bedeutung. Dabei ist es wichtig zu beachten, dass bestimmte Erscheinungen nur von kur-
zer Dauer waren, aber zu ihrer Zeit plötzlich eine politische Aufwertung erfuhren, wie z. B. 
die „Mast schwerer Kälber“. Dieses Verfahren betrifft nur die Mitte der sechziger Jahre, 
spielte später keine Rolle mehr und geriet in Vergessenheit. Der Autor hält das Mastver-
fahren aber für eine den Untersuchungszeitraum und -gegenstand charakterisierende agrar-
historische Tatsache. 
 
Es wird darüber hinaus als unerlässlich angesehen, die Probleme der LPG von Typ I und 
Typ II nicht unerwähnt zu lassen, da in den meisten modernen Veröffentlichungen LPG 
nur allgemein beschrieben werden. Unter den Verhältnissen der drei sächsischen Bezirke 
spielten die LPG vom Typ I eine außerordentliche Rolle. Das unterschied die sächsischen 
Bezirke wesentlich von den nördlichen Bezirken. LPG-Geschichte der sächsischen Bezirke 
kann nicht betrachtet werden, ohne auf den Werdegang der LPG Typ I, der einen Be-
triebsanteil von ca. zwei Dritteln einnahm, einzugehen. Diese Tatsachen werden unter dem 
nachfolgenden Kapitel „Formen der Vergesellschaftung von Wirtschaftsgütern und Arbeit“ 
untersucht.  
 
In diesem Sinne soll auch die Rolle der Gemeindeverwaltungen als Bindeglied zwischen 
staatlicher Leitung und den LPG hervorgehoben werden. Mit der fortlaufenden Umgestal-
tung der LPG und der Agrargesellschaft ging der Einfluss der Gemeindeverwaltung im 
Rahmen der LPG-Entwicklung zurück, verfiel zur Bedeutungslosigkeit, und die Verhält-
nisse kehrten sich ins Gegenteil. Die LPG unterstützten später die Gemeindeverwaltung 
(GV) und übernahmen in zunehmendem Maße deren Aufgaben bei der kulturellen und 
sozialen Vorsorge für die im ländlichen Raum lebende Bevölkerung.  
 
Aus dem Grunde des Eingehens auf Besonderheiten in der zweiten Etappe der LPG-
Entwicklung wurden für dieses Kapitel die Themen Seuchenbekämpfung in den Milch-
viehhaltungen und persönliche Hauswirtschaft ausgewählt. Damit sollen das Bild von den 
LPG ergänzt und korrigiert sowie z. T. vorhandene Klischees, die in der heutigen Gesell-
schaft vorhanden sind, beseitigt werden.  
 
3.2.1 Rolle der Gemeinden bei der LPG-Entwicklung 
 
Die Gemeinden waren sowohl seit Beginn der sowjetischen Besatzungszeit als auch nach 
Gründung der DDR vollständig in die Durchsetzung der sozialistischen Agrarpolitik, wel-
che die staatlichen Behörden und die SED steuerten, einbezogen gewesen. Im Zuge des 
„sozialistischen Frühlings auf dem Lande“, bei der Vollkollektivierung der Bauernschaft 
und bei der Entwicklung der LPG in den „vollgenossenschaftlichen“ Dörfern kam den 
Gemeinderäten bzw. -verwaltungen eine besondere Stellung zu. Die GV dienten als ver-
längerter Arm der Staatsmacht, insbesondere des RdK, in den betreffenden Kreisen gleich-
sam als multifunktionales Organ. Das ihnen vom Staat zugewiesene Aufgabenspektrum 
war sehr breit angelegt. Es ist vor allem unter dem Blickwinkel zu sehen, dass der GV ne-
ben der Landwirtschaft noch weitere politische, wirtschaftliche, kulturelle und soziale 
Aufgaben zugedacht waren. Die bei der Durchsetzung der Agrarpolitik übertragenen Auf-
gaben lassen sich zu folgenden zehn wesentlichen Bereichen zusammenfassen:  
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- Tätigkeit als landwirtschaftliches Verwaltungsorgan 
- Mitwirkung innerhalb der staatlichen Planwirtschaft 
- Einbindung in das Melde-, Berichts- und Kontrollsystem 
- Mitwirkung bei der LPG-Gründung 
- Mitwirkung bei der Weiterentwicklung der LPG 
- Einbindung in das Erfassungs- und Versorgungssystem 
- Partner des VEAB 
- Produktionsorganisation und Erntehilfe 
- Verantwortlichkeit bei Wettbewerben und 
- Wahrnehmung kultureller und sozialer Belange  
 
Alle diese Aufgaben wahrzunehmen überforderte die GV in den meisten Fällen personell, 
fachlich und z. T. auch moralisch. Am Beispiel der für diese Studie aufgrund der vorhan-
denen umfangreichen Aktenlage ausgewählten Gemeinde Reichenbach wird die Rolle der 
GV bei der LPG-Entwicklung dargestellt. Reichenbach liegt in einem ackerbaulich günsti-
gen Gebiet im nördlichen Teil des ehemaligen Kreises Freiberg. 
 
Aus den Dokumenten der GV zur Aufteilung des Anbauplanes 1960 nach Besitzformen 
und Betriebsgrößen1 geht hervor, dass ursprünglich vor der Vollkollektivierung in Rei-
chenbach 60 Bauernhöfe registriert waren, davon zwei Höfe in der Gruppe 20–50 ha und 
29 Höfe in der Gruppe 1–5 ha. Etwa die Hälfte der Bauern bestand aus kleineren Mittel-
bauern, d. h. es handelte sich um eine kleinstrukturierte Landwirtschaft in diesem Gebiet. 
Die Statistik wies eine durchschnittliche Betriebsgröße von 7,86 ha LN aus.2  
 
Nach dem „sozialistischen Frühling“ bewirtschafteten in Reichenbach eine LPG Typ I und 
eine LPG Typ III 688,35 ha landwirtschaftliche Nutzfläche. 
 
Außer dem Bürgermeister (BM) waren im Gemeindeamt zwei bis drei weibliche Arbeits-
kräfte, davon speziell eine landwirtschaftliche Sachbearbeiterin, angestellt, um Aufgaben 
der Verwaltung wahrnehmen zu können. 
 
Die Aufgabenerfüllung durch die BM, vor allem in politisch-moralischer Hinsicht, ließ im 
untersuchten Zeitabschnitt große Unterschiede erkennen. Sie reichten vom vorauseilenden 
Gehorsam über Opportunismus bis zur Verweigerung. 
 
- Tätigkeit als landwirtschaftliches Verwaltungsorgan 
Die für die weitere Entwicklung der LPG geschulten landwirtschaftlichen Sachbearbei-
ter sahen sich mit allen landwirtschaftlichen Fachfragen in ihren Gemeinden konfron-
tiert. Auch die Neben- und Hilfsbereiche des landwirtschaftlichen Betriebes gehörten 
dazu. Beispielsweise übergab die GV Reichenbach an den RdK Freiberg am 31.10.1960 
die abgeforderten ausgefüllten Formblätter „Grundlagenerhebung für Melioration“.3 Die 
Recherchen dazu erforderten vom Bearbeiter ein hohes Arbeitsmaß. 
 
Im Bewusstsein der bäuerlichen Bevölkerung wurde im Laufe der LPG-Entwicklung 
die GV als landwirtschaftliche Fachbehörde wahrgenommen, obwohl ihr dies nie zuge-
dacht war. Anders ist der Antrag des Kleinstbauern Felix Barthel an den Rat der Ge-
meinde (RdG) vom 06.04.1960 nicht zu verstehen. Er bat, wahrscheinlich um den LPG-
Beitritt zu umgehen, die Gemeinde, seinen Betrieb mit 1,73 ha LN wegen Invalidität 




In diesem Sinne ist auch zu verstehen, dass die örtliche LPG Typ I der Gemeinde mit-
teilte, dass sie ein Mitglied, den 18-jährigen Jugendlichen Dieter Silbermann, am 
02.05.1960 auf die Fachschule für Landwirtschaft in Freiberg-Zug delegieren werde.  
 
Zum Teil mussten sich die Gemeinderäte sehr detailliert mit den wirtschaftlichen Pro- 
blemen der LPG befassen. Am 16.05.1960 teilte der RdK Freiberg der GV mit, dass 
Produktions- und Finanzpläne der LPG von den Mitgliederversammlungen in der Zeit 
vom 17.–25.05.1960 zu beschließen sind. Vom 23.–25.05.1960 waren diese in den Ge-
meindevertretersitzungen zu beraten und zu bestätigen. Die Beschlüsse der Gemeinde-
vertretungen zu den Produktions- und Finanzplänen waren den Rückmeldungen beizu-
fügen, da sich am 28.05.1960 der Kreis-LPG-Beirat damit beschäftigen wollte. Alles 
das sollte der Operativgruppe des RdK Freiberg telefonisch gemeldet werden.5  
 
Im Jahre 1963 hatte das Gemeindeamt ein „Programm zur Hebung der Bodenfruchtbar-
keit“ ausgearbeitet. Darin wurden Ziele und entsprechende Maßnahmen formuliert. Das 
Ziel bestand in der Erhöhung der Leistungen der Viehwirtschaft und der Steigerung der 
Hektarerträge, „damit der planmäßige Aufbau der sozialistischen Gesellschaftsordnung 
in unserer Republik gewährleistet sein soll“.6 
 
Am 21.09.1963 wendete sich der Vorsitzende des LWR Freiberg an die GV wegen 
Mitwirkung bei der Erarbeitung „konkreter Unterlagen für die Veranlagung für jede 
LPG“ zur Flächenaufbereitung für das Jahr 1964.7   
 
Die Rolle der Gemeinden bei der Entwicklung der LPG nahm in den „Festigungsjah-
ren“ zu. 1964 wurden die GV im Kreis Freiberg bereits in Führungsaufgaben gegenüber 
den LPG eingebunden. Mit einem vom 27.06.1964 datiertem Schreiben lud der RdK die 
GV und deren landwirtschaftliche Sachbearbeiter zu einer Beratung am 02.07.1964 ein. 
Bei dieser Arbeitsberatung verlangte die staatliche Landwirtschaftsbehörde die Vorlage 
einer schriftlichen „Einschätzung der Plandiskussion in den LPG und die dabei erzielten 
Ergebnisse“.8  
 
Im Dezember 1964 wurden die landwirtschaftlichen Sachbearbeiter der GV erneut vom 
RdK – Kreislandwirtschaftrat (KLR) zur Beratung und Unterweisung eingeladen. Nun-
mehr instruierte die staatliche Leitung die Mitarbeiter der GV bereits über juristische 
Fragen (des LPG-Rechts). Darüber hinaus ging es um den Kauf von Nutzflächen, Plan-
erfüllung 1964, Planung für das Jahr 1965, Perspektivplanung (bis 1970) und die Erhö-
hung der Hektarerträge sowie die Erweiterung der Getreideanbauflächen.9  
 
Am 11.08.1967 vom KLR Freiberg – Produktionsleitung (PL) schriftlich zur „Operati-
ven Berichterstattung Herbstaussaaten ab 14.08.1967“ beauftragt, waren die Gemeinde-
ämter mehr als landwirtschaftliches Fachorgan denn als Berichterstatter gefordert. In-
dem sie die Aufforderung, auch agrotechnische Termine, z. B. für die Ölfruchtaussaat, 
gegenüber den LPG durchzusetzen hatten, mussten die GV auch als fachlicher Helfer 
des Staatsapparates tätig werden.10  
 
Nicht nur die Dienststellen der SED und des Staates erwarteten von den BM eine fach-
liche Aufsicht gegenüber den LPG, sondern auch das MfS. In einem Einsatzbericht des 
MfS, BV Leipzig, vom 08.04.1960 rügten die Informanten z. B. die ungenügende Kon-
trolle der Futterwirtschaft der LPG durch die Bürgermeister. In dem Bericht wird Kritik 
geübt, dass es „vorher keine Hinweise über die tatsächliche Lage“ gegeben habe. Die 
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Mängel hätten nach Meinung des MfS bei der Viehzählung in den Gemeinden sichtbar 
werden müssen.11  
 
- Mitwirkung innerhalb der staatlichen Planwirtschaft 
Der Planteil Landwirtschaft war grundsätzlich ein Teil des Volkswirtschaftsplans der 
Gemeinden. Demzufolge war der Staatsplan der ortsansässigen LPG zumindest unter 
Federführung der Gemeinden auszuarbeiten. Der Staat in Form des RdK, Abteilung 
Plankoordinierung, übertrug dem Gemeinderat gleichzeitig die Verantwortung für die 
Erfüllung des Planes. Die RdK erteilten den GV jährlich den Auftrag, die für die Ge-
meinden geplanten staatlichen Planauflagen für die innerhalb der politischen Gemein-
degrenzen tätigen LPG aufzuschlüsseln. Somit erhielt die GV die Funktion eines ver-
längerten Armes des RdK im Sinne eines wirtschaftsleitenden Organs.12  
 
Die RdK beauftragten die LPG sogar, die Pflichtablieferung tierischer Erzeugnisse von 
den individuellen Flächen der LPG-Mitglieder zu garantieren. Der RdG setzte sich an-
dererseits auch für seine LPG ein, indem er beim RdK bzw. der BHG Austausch von 
Getreidemengen bzw. Futtermittelrücklieferung für über den Plan gelieferte Hack-
früchte im Auftrag der beiden LPG des Ortes beantragte.13 
 
Mit einem Schreiben des RdK – Plankommission, Abt. Plankoordinierung vom 
23.06.1960 wurden den GV des Kreises „Hinweise zur Ausarbeitung des Volkswirt-
schaftsplanes 1961“ übergeben. Darin waren staatliche Festlegungen für die Landwirt-
schaft hinsichtlich der Futterwirtschaft, der Viehbestandsentwicklung, des staatlichen 
Aufkommens und der Hektarerträge enthalten.14  
 
Ebenfalls als verlängerter Arm der staatlichen Leitung im Kreis wirkend, erhielt die GV 
ein vom 06.07.1962 datiertes Schreiben mit dem Auftrag, beiden LPG in Reichenbach 
zu übermitteln, dass sie mit dem Anbau von 22,- ha Ölfrüchten, 4,- ha Zuckerrüben, 
1,30 ha Gemüse und mindestens 35,- ha Stoppelfrüchten beauflagt worden sind.15 An-
hand dieser Aufforderung wird deutlich, dass die LPG zu Anfang ihrer Entwicklung 
noch ein vielfältig strukturiertes Produktionsprofil aufwiesen und nicht zu einer Spezia- 
lisierung übergehen konnten, was  auf staatlichen Dirigismus zurückging.16  
 
In den Anlagen (vgl. Pkt. 6.3, Dokumente) ist ein aufzuschlüsselnder Volkswirtschafts-
plan 1964 des RdK Freiberg für die Nachbargemeinde Krummenhennersdorf enthal-
ten.17 Da Pläne Gesetzeskraft besaßen, konnte von den Planvorgaben nur im Ausnahme-
fall abgewichen werden. 
 
Auch ein aktives Eingreifen der Gemeindeämter in das wirtschaftliche Geschehen der 
LPG war im Zuge der Bestrebungen des Staates zur Festigung gegenüber der noch in-
stabilen LPG eine Selbstverständlichkeit. Im Frühjahr 1964 sollten lt. einem Schreiben 
des RdK an die Bürgermeister der Gemeinden des Kreises Freiberg bis zum 09.05.1964 
„Produktionsreserven“ gemeldet werden. Ferner sollte der Volkswirtschaftsplan, Teil 
Landwirtschaft 1965, der Gemeinden bis zum 15.10.1964 aufgeschlüsselt und in die 
Plandiskussion anderer örtlicher Volkswirtschaftszweige einbezogen werden. In diesem 
Schreiben wies der RdK ausdrücklich auf die „Mitverantwortung der örtlichen Organe“ 
bei der Planerfüllung der Betriebe in ihrem Territorium zum Zwecke der Überbietung 





Von Interesse für die Gemeindeämter waren auch rein betriebswirtschaftliche Regelun-
gen der staatlichen Behörden gegenüber den LPG. In der Festlegung des KLR – Pro-
duktionsleitung, Abt. Planung und Ökonomik, vom 11.11.1964 an die GV des Kreises 
Freiberg wurde der Düngemitteltausch gegen Brotgetreide bekannt gegeben.19  
 
Die Überwachung der Planerfüllung der LPG nahm in allen staatlichen Einrichtungen, 
im Parteiapparat und demzufolge auch bei den GV einen breiten Raum ein, wie am Um-
fang der Akten, die zum Themenbereich Landwirtschaft, Staats- und Volkswirt-
schaftsplan, angelegt worden waren, deutlich wird.20 Im Frühjahr 1967 legte die LPG 
„Silberblick“, Typ I, Reichenbach, in ihrem Gemeindeamt einen „Bericht des Vorstan-
des der LPG Typ I zur Planerfüllung“ vom 30.04.1967 vor.21 Noch im Jahre 1969 be-
richtete der RdG an den RdK in gut aufbereiteter Form über die Planerfüllung der bei-
den LPG. Bei der Analyse zur tierischen Produktion mussten immerhin 41 private 
Viehhaltungen aus Typ-I-Betrieben untersucht werden.22 
 
- Einbindung in das Melde-, Berichts- und Kontrollsystem 
Das Melde-, Berichts- und Kontrollsystem gehörten unabdingbar zur sozialistischen 
Planwirtschaft. Der Staat benutzte die Gemeindeämter als Kontrollinstrument innerhalb 
des sich im Laufe der Zeit in der DDR immer mehr ausweitenden Berichtssystems. Die 
GV meldeten an unterschiedliche staatliche Behörden, die ihrerseits ebenfalls in das 
Meldesystem eingebaut waren. 
 
Die Gemeinden wurden u. a. verpflichtet, Berichte zu den Tatbeständen Erzeugungs-
stand, Arbeitskräftesituation, Gartenbau, Tierverluste, Hausschlachtungen, Ernteverlauf 
und „Stand der gesellschaftlichen Entwicklung“ einzureichen.23 
 
Am 17.03.1960 forderte der RdK alle Gemeinden, MTS und VEG unter Bezug auf eine 
Anweisung des Ministeriums für Land- und Forstwirtschaft und den Sonderdruck des 
Ministeriums für das Jahr 1960 zu einer „operativen Berichterstattung über den Stand 
der wichtigsten Feldarbeiten“, beginnend ab 21.03.1960, auf. Die Meldepflicht der Ge-
meinden beruhte u. a. auf der „Richtlinie für die Durchführung der Berichterstattung 
über den Stand der Feldarbeiten im Jahre 1961“ des Landwirtschaftsministeriums, da-
tiert vom 01.03.1961.24  
 
Im Jahre 1961 forderte der RdK von den Gemeinden mehrfach die Berichterstattung 
über die Einhaltung agrotechnisch wichtiger Termine an.25 
 
Im Rahmen der zahlreichen Berichterstattungen der GV im Jahre des Kollektivierungs-
abschlusses war auch an die Staatliche Zentralverwaltung für Statistik (StZVfSt), Kreis-
stelle Freiberg, zu melden. 26  
 
Über politische Geschehnisse in den Landwirtschaftsbetrieben mussten die GV an den 
RdK mittels eines speziellen Formblattes melden, um der „hohen Bedeutung, die die 
LPG gegenwärtig hat“, gerecht zu werden“. 27  
 
Die GV meldeten an den RdK monatlich Tierverluste. Aus diesen Berichten ergibt sich 
ein Bild über das Ausmaß von Mängeln bei der Haltung und Fütterung in den LPG.28 





Vielerorts fehlte es in den LPG an der Qualifikation der Bearbeiter und auch der Bereit-
schaft, die Statistik mit den geforderten Angaben zu bedienen. Deshalb mussten sich die 
Kreisstellen der StZVfSt über die mangelhafte Berichterstattung beschweren.30 Für die 
Gemeinde Naundorf, Kr. Freiberg, sind Berichterstattungen an staatliche Stellen anhand 
18 verschiedener Berichtsformulare bzw. Formblätter nachgewiesen.31 Von diesen 
Formblättern waren allein sieben durch die GV auszufüllen. Elf Formblätter bearbeite-
ten die LPG und gaben die Daten an die GV weiter.  
 
Nicht die unmittelbaren Produzenten, die LPG, wurden vom RdK aufgefordert, über 
den Stand ihrer laufenden Arbeiten zu berichten, sondern die GV.32   
 
Die LPG nahmen bei den Berichterstattungen gegenüber der Kommune eine eher passi-
ve Rolle ein, d. h., sie ließen sich häufig von den Sachbearbeitern der Gemeindeämter 
lediglich abfragen. Die Belastung und Verantwortung für die Berichte lag bei den Bür-
germeistern. 
 
Die Gemeindeverwaltungen berichteten monatlich über die Erfüllung des Volkswirt-
schaftsplanes.33  
 
Da die LPG verpflichtet waren, im Rahmen des überzogenen und wenig effektiven 
Melde-, Berichts- und Kontrollsystems die sogenannten Statistischen Monatsberichte 
abzugeben, konnten die landwirtschaftlichen Sachbearbeiter der GV auf die Monats-
meldungen zurückgreifen und sich zusätzlichen Arbeitsaufwand ersparen.34  
 
Im Berichtswesen nahm bis in die achtziger Jahre die Milcherzeugung stets eine heraus-
ragende Stellung ein.35   
 
Für das Jahr 1966 hatte die GV eine umfangreiche Auswertung des staatlichen Auf-
kommens bei Rind, Schwein und Milch für jedes Mitglied der LPG Typ I mit Plan-Ist-
Vergleich der Leistungen pro Hektar durchgeführt. Es handelte sich immerhin um 83 
private Viehhaltungen und einen „Genossenschaftsstall“ der LPG Typ I. Eine gleiche 
Analyse nahm die GV für alle Typ-I-Betriebe zur Planerfüllung Vergleich Soll:Ist bei 
Tierbeständen einschließlich Berichtsanalysen vor. Die Erzeugung von Hühnereiern 
wurde ebenfalls in dieser Form analysiert und gemeldet.36  
 
Im Jahre 1967 erstatteten die Gemeindeverwaltungen an die staatliche Leitung zum 
31.07.,  30.08.,  30.09.,  31.10. und 30.11. mit der „Tafel der Wahrheit – tierische Pro-
dukte“ Meldung zur Planerfüllung. Der erste Teil „Berichtsanalyse“ wurde für die am 
15.02.1967 stattfindende Gemeindevertretersitzung in Reichenbach zur Erfüllung des 
Planes tierischer Produkte im Jahre 1966 von der landwirtschaftlichen Sachbearbeiterin 
ausgearbeitet. Diese Analysen wurden gewissenhaft ausgeführt und weisen auf einen 
zunehmenden Sachverstand der GV-Mitarbeiter hin. Wie die Berichtsanalyse ausweist, 
gelang der Gemeinde im I. Quartal ein schlechter Plananlauf 1967. 
 
Vor allem traten Mängel bei den Positionen Schweinefleisch und Milch auf. In allen 
Positionen der Marktproduktion lag die Planerfüllung unter 100 %. Dennoch hatten bei-
de LPG eine bescheidene Steigerung ihrer Milchleistung je Kuh und Jahr von 2.277 kg 
auf 2.459 kg verzeichnen können. Sie lagen damit aber wirtschaftlich gesehen in einem 
völlig unakzeptablen Bereich. Die Gemeindeämter erhielten als Planverantwortliche au-
ßerdem von dem VEB Molkerei Freiberg das „Milchbarometer“37 (siehe Pkt. 6.3, Anla-
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gen, Dokumente) und vom VEAB Freiberg das „Schlachtviehbarometer“ des Jahres 
1967 zugestellt, um es in der Gemeinde auszuwerten.38 Regelmäßig gaben die GV auch 
nicht formgebundene Informationsberichte an den RdK, Organisations-Instruktions-
Abteilung, ab.39  
 
Innerhalb des Meldesystems ließen sich häufig Fehler nicht vermeiden. Die vielen zur 
Meldung und Berichterstattung verpflichteten Behörden waren oft nicht in der Lage, 
selbst Daten und Tatbestände zu ermitteln und waren auf verschiedene Abfragen ange-
wiesen. So musste z. B. das MfS im Frühjahr 1960 bemängeln, dass der „Stand der 
Frühjahrsbestellung 1960 im Kreis Döbeln, Bez. Leipzig“ mit stark voneinander abwei-
chenden Angaben gemeldet worden war. Zum Beispiel berichteten 
RdK Döbeln – Vorsitzender 30 % 
RdK Döbeln, Abt.-Leiter Landwirtschaft 60 % 
Kreisleitung der SED Döbeln max.  18 % 
der Flächen als bestellt. 
 
Diese vom MfS als Desinformation kritisierten Meldungen wurden als Zeichen gewer-
tet, dass der „Staatsapparat“ nicht in der Lage war, die Lage zu analysieren. Die staatli-
che Leitung der Landwirtschaft befand sich ständig in der Kritik des MfS, wie die La-
geberichte ausweisen. Deshalb wurde auch der Staatsapparat in die Beobachtung einbe-
zogen.40  
 
- Mitwirkung bei der LPG-Gründung 
Bei der SED und den staatlichen Behörden nahm im Frühjahr 1960 das Ziel, alle Bauern 
in die LPG zu überführen, oberste Priorität ein. Deshalb waren auch alle GV in die 
Werbeaktionen einbezogen. Das unter Pkt. 3.1.1.1 und 3.2.9 erwähnte unterschiedliche 
Engagement der Bürgermeister  bei der Übernahme staatlicher Aufgaben lässt sich auch 
an der Mitwirkung bei der LPG-Werbung nachvollziehen. In Reichenbach handelte der 
BM eher als Opportunist bzw. zeichnete sich durch eine gewisse Dienstbeflissenheit 
aus. Es liegen aber auch Aufzeichnungen vor, wonach sich BM beim Umwandlungs-
prozess nicht willfährig zeigten oder gar ihre Mitwirkung versagten. In diesem Sinne 
trat dann gewöhnlich auch der gesamte Gemeinderat auf. Im Nachbarbezirk, im Süd-
raum Leipzig, weigerten sich acht BM in den sogenannten Brigaden, d. h. den Werber-
trupps, die die SED für den Abschluss der Vollkollektivierung zusammenstellen ließ, 
mitzuwirken. Der Bericht der Bezirksverwaltung Leipzig des MfS, Abteilung III, vom 
08.04.1960 zur „Lage in der Landwirtschaft im Kreis Borna, Einsatz vom                 
04.–06.04.1960“ schildert den Widerstand aus vielen Gemeinden.41 Eine MfS-
Berichterstattung erwähnt: „während der Umgestaltung zeigte sich, dass verschiedene 
Bürgermeister ihre Aufgaben nicht mehr entsprechend der neuen höheren Anforderun-
gen erfüllen können“. Zum Beispiel in den Gemeinden Methewitz und Trages verhiel-
ten sich die BM während der Umgestaltung absichtlich passiv, traten z. T. offen gegen 
die Kollektivierung auf bzw. gaben Hinweise an „Großbauern“ über die geplanten 
„Maßnahmen der Staatsmacht“. Die Bürgermeister der Gemeinden Regis, Steinbach, 
Löbschütz, Deutzen und Zedtlitz wurden vom MfS ebenfalls als suspekt eingeschätzt. 
Das MfS wollte daraufhin mithilfe der SED im Kreis Borna Veränderungen einleiten 
und „nur solche Personen zu BM vorschlagen, die in den Brigaden der sozialistischen 
Umgestaltung mit gutem Ergebnis in Erscheinung traten.“42 Dass BM jedoch nicht als 
potenzielle Widerständler zu gelten haben, ist einem Bericht der MfS-Kreisdirektion 
Delitzsch zu entnehmen, wonach Lehrer und Bürgermeister sogar für die Kategorie ge-
heime Hauptinformanten (GHI) und nicht nur als geheime Informanten (GI) für das 
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MfS in Frage kamen.43  
 
Im Protokoll über den Ausspracheabend zur Vorbereitung der Gründung einer LPG  
Typ I vom 04.04.1960 in Reichenbach wird neben der Vertreterin der Bauernbank Frei-
berg auch der Reichenbacher Bürgermeister als Aktivist erwähnt.44 Am 14.04.1960, 
nach Gründung der zweiten LPG in Reichenbach, verwendete sich der Bürgermeister 
bei der Firma Zumpe in Freiberg, für die LPG „Silberblick“, Typ I, einen Betriebsstem-
pel herstellen zu lassen.45   
 
Mit einem vom 12.04.1960 datierten Schreiben gratulierte die Gesellschaft zur Verbrei-
tung wissenschaftlicher Kenntnisse „Urania“, Kreisvorstand Freiberg, der Gemeinde 
Reichenbach und allen Einwohnern zur Vollgenossenschaftlichkeit des Dorfes. Dabei 
brachten sie zum Ausdruck, dass die Bauern mit dem „Schritt vom Ich zum Wir ihre tie-
fe Verbundenheit zu unserem Arbeiter- und Bauernstaat“ bekundet hätten.46  
 
Im Falle des LPG-Beitritts entschuldete der Staat den Betrieb eines Bauern. Als Rechts-
grundlage dafür galt das Gesetz über die Entschuldung der Klein- und Mittelbauern 
beim Eintritt in die LPG vom 17.02.1954 (siehe Abb. 17, S. 95). Am 20.04.1960 wen-
dete sich die Deutsche Bauernbank, Kreisstelle Freiberg, an den RdG, die Entschul-
dungsanträge für einzelne als Beitrittskandidaten geltende Bauern zu stellen. Die GV 
sollten die Anträge vorbereiten, „indem der Kollege der Festigungsbrigade (welcher bei 
der LPG-Werbung in Aktion war, M. J.), der für finanzielle Angelegenheiten zuständig 
ist, die Anträge erhalten soll“.47  
 
Der GV galt auch die FDJ als Partner bei der Gründung und Unterstützung der neuen 
LPG. Am 25.05.1960 teilte die FDJ-Kreisleitung Freiberg dem RdG mit, dass zwei Ju-
gendliche des Ortes, davon einer als Geschirrführer in der LPG Typ III und einer aus 
der LPG Typ I, von der FDJ im Rahmen des FDJ-Aufgebotes „Zehntausende unserer 
Besten gehen in die vollgenossenschaftlichen Dörfer“ gewonnen wurden.48  
 
- Mitwirkung bei der Weiterentwicklung der LPG 
Die GV waren fest eingebunden in das System der Verantwortung verschiedener „staat-
licher Organe“. Über Kontrollen in den Betrieben sollten sie auf den schwierigen Pro-
zess der Umwandlung eines Konglomerats vollkollektivierter Bauern und Landarbeiter 
zu einem modernen landwirtschaftlichen Großbetrieb, der nun wirtschaftlicher als die 
Einzelbauern und mit einem höherem Abschöpfungsgrad arbeiten sollte, einwirken.  
 
Dabei beteiligten sich Gemeindevertreter auch an Flurbegehungen.49 Neben den zwei 
LPG im Beispielsfall Reichenbach nahmen die GV und sogar ein Vertreter der örtlichen 
Schule teil.  
 
Das Protokoll offenbart einerseits die Bemühungen der LPG um fortschrittlichere Ar-
beitsverfahren, wie die persönliche Pflege von Rübenflächen. Andererseits mussten sie 
noch auf Schulkinder beim Rübenvereinzeln zurückgreifen. Darüber hinaus tritt anhand 
der Aufzeichnungen die sinkende Arbeitsmoral der LPG-Mitglieder zutage. Die drei 
Brigadiers der LPG Typ I erschienen nicht zur anberaumten „Massenkontrolle“. Das 
Protokoll der GV zeigt die Tendenz, dass Arbeitskräfte und Bauern aus der LPG aus-
scheiden wollten. Es wird von Traktoristen berichtet, die nicht bereit waren, sonntags in 
der LPG Typ III zu arbeiten, dafür aber in der LPG Typ I des gleichen Ortes, da sie bei 
diesen Bauern für ihre Arbeit Trinkgeld erhielten. 
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Im Herbst 1966 nahm der Bürgermeister von Reichenbach neben Vertretern des VEAB 
Freiberg, KLR und dem ABV der Volkspolizei an einer weiteren operativen Kontrolle 
teil. Das Protokoll anlässlich der Woche der Winterfestmachung in der LPG Typ I am 
21.10.1966 weist nebenher auf Probleme bei der Kartoffelernte hin, was zu dieser Zeit 
nichts Außergewöhnliches war.50   
 
Aus dem Jahr 1967 ist überliefert, welche Zuarbeit die GV Reichenbach in der Zeit, als 
der Ministerrat der DDR am 13.07.1966 und am 20.07.1967 „einheitliche Maßnahmen 
zur weiteren Anwendung und Vervollkommnung des NÖSPL in der sozialistischen 
Landwirtschaft“ beschlossen hatte, für die staatliche Leitung leisten musste. Der RdK, 
Abt. Planung/Ökonomik, forderte von den Gemeinden zum 10.10.1967 einen genauen 
Flächennachweis der LPG. Dieser musste zur Flächenfestlegung für die Berechnung der 
Monatsproduktion, der „Veranlagung des Erfassungsanteiles 1968“ und der Mehrpro-
duktionsprämie geführt werden.51 
 
Als symbolische Handlung kann die Teilnahme der Bürgermeister bei den Jahresendab-
rechnungen ihrer LPG gewertet werden. Wie dem Protokoll über die am 16.01.1968 
stattgefundene Jahreshauptversammlung der LPG „Pionier“, Reichenbach-Seifersdorf, 
zu entnehmen ist, ging der BM in seinem Redebeitrag auf die Differenzen, die zwischen 
der LPG-Leitung und den Mitgliedern bestehen, sowie die gestörte Arbeitsatmosphäre 
in der LPG ein. Er drückte in der Versammlung aus, dass „die Arbeit Freude machen 
soll und sich die Arbeitskräfte in der LPG wohlfühlen sollen“. 
 
Dem Informationsbericht an den RdK – Vorsitzender, den die GV am 06.02.1970 ver-
fasste, ist zu entnehmen, dass zu jener Zeit der Übergang der LPG Typ I zum Typ III in 
Übereinstimmung mit der Produktionsleitung (des RLN-K) und dem Sekretär für 
Landwirtschaft der KL der SED Freiberg vorbereitet wurde. Die GV formulierte ihren 
zu erbringenden Anteil so, dass der RdG als staatliches Organ sich bereit erkläre, „weit-
größte Unterstützung“ zu geben. Ferner fühle sich der RdG für die „Kontrolle und Ein-
haltung der Fristen und Entwicklungsetappen“ verantwortlich.52  
 
Die GV beeinflussten die Entwicklung der LPG und anderer landwirtschaftlicher Be-
triebsformen auch noch am Ende der zweiten Etappe des Umgestaltungsprozesses. In 
Reichenbach nahmen die Gemeindevertreter, die Kreis- Dienststellen der Partei und das 
„Fachorgan für Landwirtschaft“ die Umwandlung der LPG „Silberblick“, Typ I ins Vi-
sier. 1969 legte der RdG eine „Führungskonzeption des RdG und der Gemeindevertre-
tung von Reichenbach zur Unterstützung und Förderung der LPG „Silberblick“, Typ I“ 
(vgl. Pkt. 6.3, Anlagen, Dokumente) vor. Es ging um die „Heranführung der in der 
Entwicklung und mit niedrigem Produktionsniveau zurückgebliebenen landwirtschaftli-
chen Produktionsgenossenschaften an das Niveau der fortgeschrittenen LPG“. Bis auf 
die zunehmende Überalterung der Typ-I-Bauern in Reichenbach war jedoch der Pro-
duktionsumfang relativ höher als bei der LPG Typ III.53   
 
Indem staatliche Behörden die Gemeinden auffordern konnten, eine derartige „Füh-
rungskonzeption“ zu erarbeiten, wird offenbar, dass der Staat den Gemeindevertretern 
eine fachliche Kompetenz einräumte, die sie aufgrund ihrer eigentlichen Aufgaben-






- Einbindung in das Erfassungs- und Versorgungssystem 
Da in der DDR marktwirtschaftliche Prinzipien ausgeschaltet waren, konnte sich die 
landwirtschaftliche Erzeugung nicht am Verbraucher orientieren. Das Produktionsprofil 
der Agrarbetriebe bestimmte sich nach planwirtschaftlichen Vorgaben. Die Versorgung 
der Bevölkerung konnte lediglich über das staatlich organisierte Erfassungssystem vor-
genommen werden. Bei Lebensmitteln gab es bis zu Anfang der achtziger Jahre wieder-
holt Versorgungslücken. 1964 riefen die Nationale Front (NF) und der RdG in Reichen-
bach die Bevölkerung zur Ablieferung von tierischen Produkten auf. 
 
1963 kam jedes vierte Hühnerei im Kreis Freiberg aus abgabefreien Betrieben < 1 ha 
(Häuslern und Kleintierhaltern), d. h. der nichtsozialistischen Landwirtschaft, zur Ablie-
ferung. Der Aufruf bemerkte ein Jahr nach Beendigung des VI. Parteitages der SED 
vom Januar 1963 „… damit leisten diese Bürger einen wesentlichen Beitrag zur besse-
ren Versorgung unserer Bevölkerung“. 54  
 
Die GV intervenierte gelegentlich aber auch im Interesse der LPG. Mit Schreiben vom 
14.03.1964 wendete sich der RdG an den KLR Freiberg mit der Bitte um Streichung 
von 1.152 kg Heu als Pflichtablieferungsdefizit der LPG Typ I aus dem Jahre 1963 und 
2 kg Geflügelfleisch aus dem LPG Typ-I-Betrieb A. Böhme, welcher bereits 1962 auf-
gelöst worden war.55  
 
Der Staat stellte Anforderungen im Rahmen der Ernährungsvorsorge an die GV. Da die 
Erzeuger im Dorf lagen, mussten sich die GV mit den Produzenten häufig auseinander-
setzen. Mit dem Schreiben des RdK – Vorsitzender des KLR vom 24.11.1964 wurden 
die Gemeinden zur Mithilfe beim Abstellen der Milchschulden aufgefordert, einen 
„Aufholplan“ zu erarbeiten und die Dekadenabrechnung der Molkerei Freiberg in den 
LPG auszuwerten.56   
 
- Partner des VEAB 
Erste Beziehungen zwischen Gemeindeämtern und VEAB tauchten 1962 auf. Den Ge-
meinden wurde die volle Verantwortung für die Ablieferung der Marktproduktion der 
LPG übertragen. Mit Schreiben vom 20.09.1962 sah sich die GV Reichenbach veran-
lasst, dem VEAB Freiberg – Pflanzliche Erfassung mitzuteilen, dass in der LPG Typ I 
1,75 ha Raps umgebrochen werden mussten. Die Ursache war nicht benannt worden. Es 
wurde ein schlechter Aufgang der Saat wegen Trockenheit vermutet.57 Im Normalfall 
hätte die LPG diese Einschätzung treffen müssen. Offenbar war aber sie gar nicht ge-
fragt, sondern die GV.  
 
Am 08.12.1964 wendete sich der VEAB Freiberg nicht an die LPG, sondern an die Ge-
meinden, um Neuerungen hinsichtlich der „Vereinfachung und Einschätzung des Be-
richtswesens“ in Auswertung des VIII. Deutschen Bauernkongresses mitzuteilen. 
 
Im Jahre 1964 noch meldeten die GV unter Verwendung von Formblättern des RLN-Z 
beim Ministerrat der DDR mit folgenden Berichten: Bericht über die Sicherung des 
Planes und des Erfassungsanteiles am staatlichen Aufkommen von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen für das Jahr 1964 vom 10.02.1964 und Nachweis über den Plan und den 
Erfassungsanteil an staatlichem Aufkommen von landwirtschaftlichen Erzeugnissen für 





Letzteren Nachweis führten sie für die tierische Produktion, davon mit einem Beiblatt 
für LPG Typ I private Betriebe, d. h. Mitglieder der Typ I.58  
 
Im Schreiben des VEAB Freiberg an die GV vom 12.02.1964 wird auf die Pflicht zur  
Anwendung der Richtlinie zur Berechnung der Mehrproduktion von tierischen Produk-
ten vom 18.12.1963 gemäß Beschluss des Ministerrates vom 10.10.1963 zur Zahlung 
von Prämien bei der Mehrproduktion von Eiern in den LPG Typ I und III sowie zur 
Meldung der Ergebnisse und des Aufkommens von LPG-Mitgliedern und genossen-
schaftlicher Ablieferung an den VEAB verwiesen.59  
 
Am 17.12.1964 intervenierte die GV für den Genossenschaftsbauern M. Schubert beim 
VEAB Freiberg wegen Umbuchung eines 70-kg-Schweines von der Position „Soll“ auf 
„Freien Aufkauf“, da sein Soll durch die Ablieferung von Schweinen am 16.06.1964 be-
reits erfüllt war.60  
 
Nach einer in den Gemeinden veröffentlichten Statistik des VEAB für die Jahre 1964 
und 1965 wurde von den Reichenbacher Milcherzeugern, wie in den Vorjahren bereits, 
unbefriedigende Milchleistung erbracht.61 
 
Die GV fühlte sich im besonderen Maße für die Erfassung von Eiern in ihrem Verant-
wortungsbereich zuständig, da die Versorgung in der DDR noch keine Kontinuität auf-
wies. Am 08.06.1966 meldete deshalb die GV an den VEAB Freiberg eine positive Bi-
lanz aus Reichenbach.62 Die vom VEAB angebotene Futtermittel- Rücklieferung zur 
„Stimulierung der Eiererzeugung“ griff letztendlich dann doch zu sehr in die staatliche 
Getreidebilanz ein, sodass der Staat eine Begrenzung des Futterbezugs auf 5.000 Eier je 
Lieferer vornehmen musste.63 Die Beziehungen des VEAB zu den Erzeugern wurden 
mittelbar, d. h. über die GV, abgewickelt.64 
 
- Produktionsorganisation und Erntehilfe 
Die GV wurden automatisch als Ansprechpartner für Angelegenheiten der Arbeits-
kräfteausstattung der LPG angesehen. Für die Schwierigkeiten, die die LPG des Dorfes 
mit den Arbeitskräften und deren Leistungen hatten, mussten sich die GV interessieren. 
Helfen konnten sie den LPG nicht, da z. T. viele landlose Arbeitskräfte in den LPG im 
Gegensatz zu den ehemaligen Bauern eine geringere Arbeitsmoral besaßen. 
 
Eine Meldung des BM von Reichenbach an den Stellvertretenden Vorsitzenden des 
RdK Freiberg gibt über die personelle Situation in den LPG Aufschluss. Der BM mel-
dete, dass die vom RdK in die LPG „Pionier“, Typ III vermittelte Familie Reuter ab 
01.01.1960 als Saisonarbeitskraft eingestellt worden ist. Die landlose Familie sollte in 
der Mitgliederversammlung am 08.06.1960 als LPG-Mitglied aufgenommen werden. In 
der Zwischenzeit wurde durch Vorstandsmitglieder festgestellt, dass der Landarbeiter 
Reuter kein guter Arbeiter war, „keine gute Einstellung zum genossenschaftlichen Le-
ben“ hatte und deshalb nicht die Aufnahme als LPG-Mitglied erfolgt war. Inzwischen 
eingegangene Beurteilungen zeigten viele Mängel bei Reuter auf. Er sei verzogen und 








Abb. 94 Bezeichnend für Verantwortung der Gemeinde hinsichtlich der Arbeitskräftesituation in ihrer LPG ist das Ersuchen eines 
Landarbeiters aus dem Kreis Niesky, Bez. Dresden, beim Bürgermeister von Conradsdorf, Kr. Freiberg, um Arbeit 
Quelle: Archiv der Gemeinde Conradsdorf, Kr. Freiberg, Landwirtschaft. Signatur 900/11 
 
Am 13.07.1960 versendete der RdK Freiberg an die Gemeinden eine Einladung zur   
„ökonomischen Kreiskonferenz der LPG des Kreises Freiberg“, die am 21.07.1960 
stattfinden sollte. Die Gemeinden wurden gleichzeitig aufgefordert, die Konferenz per-
sonell und organisatorisch abzusichern, Unterstützung der Delegierten bei Diskussions-
beiträgen zu geben, „gute und kritische Beispiele der weiteren Festigung der LPG“ zu 
nennen und die „Sicherung der 100%igen Teilnahme zu gewährleisten“.66  
 
Im Rahmen des Kontrollsystems der DDR befassten sich die Gemeinden auch mit den 
materiellen Grundlagen der Produktion.67  
 
Dass die Gemeindeämter vielfach Schwierigkeiten mit den LPG der Kommunen hin-
sichtlich der Qualität und Termineinhaltung von abgeforderten Daten hatten, geht aus 
dem „Rundspruch an alle Gemeindeverwaltungen“ vom 21.05.1962 hervor, mit wel-
chem die Abgabe der Meldungen gemahnt werden musste.68 
 
Die Einflussnahme der Gemeindeverwaltungen auf die LPG reichte bis zum Arbeitsab-
lauf und, wie im Falle des Hinweises der GV vom 06.10.1965 an die Vorsitzenden und 
Brigadiere der LPG Typ I und III, zu Belehrungen über den Arbeitsschutz mit den Be-
schäftigten.69   
 
Es gehörte zur Normalität, dass Bürgermeister hinsichtlich der Erntehelfer für die 
Landwirtschaft in der Verantwortung standen. Der Rat des Kreises – KLR lud die Ge-
meindeämter 1965 mindestens einmal pro Quartal zur Beratung mit den landwirtschaft-
lichen Sachbearbeitern über die Durchführung der Hackfruchternte und Herbstbestel-
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lung ein, d. h. die GV beteiligten sich federführend an der Organisation des freiwilligen 












Abb. 95  Arbeitskräfte aus den „örtlichen 
 Reserven“ wurden von den LPG zu 
 besonderen Arbeitsspitzen angewor-
 ben, hier bei der Zuckerrübenpflege 
 in der LPG Typ III, Conradsdorf, Kr. 
 Freiberg, im Mai 1959 
Quelle:  Kultivator Nr. 2/1960, VIII H/S.15 
 
Auch in die Viehwirtschaft sollten sich die Gemeinden tatkräftig einschalten. Laut 
Schreiben des KLR Freiberg vom 12.10.1965 an alle Gemeinden wurden gemäß Be-
schluss des KLR Freiberg vom 25.09.1965 die landwirtschaftlichen Sachbearbeiter der 
Gemeinden am Erreichen der Zielstellung, welche die LPG mit der Produktionsleitung 
hinsichtlich der Viehbestandsentwicklung bei Rindern, Kühen, Schweinen, Sauen und 
Färsen- sowie Sauenbedeckungen abgeschlossen hatte, materiell interessiert. Bei Errei-
chen der Jahresziele sollten die landwirtschaftlichen Sachbearbeiter 50,- MDN Prämie 
erhalten, bei Übererfüllung eine anteilig höhere Prämie.71  
 
Prinzipien der „innergenossenschaftlichen Demokratie“ interessierten häufig nicht, denn 
die Gemeindeämter waren auch direkt in die Jahresendabrechung der LPG ihres Ar-
beitsbereiches einbezogen. So eröffnete der BM von Reichenbach als Nichtmitglied der 
LPG die Jahreshauptversammlung der LPG „Pionier“, Typ III, Reichenbach-
Seifersdorf, (inzwischen mit der LPG Typ I vereinigt) aus Anlass der Jahresendabre-
chung. Laut Protokoll über die am 20.01.1967 stattgefundene Jahresendabrechung der 
LPG „Pionier“, Reichenbach-Seifersdorf, begrüßte der Bürgermeister die Vollversamm-
lung und alle Gäste im Namen des Vorstandes der LPG und gab die vorgeschlagene Ta-
gesordnung bekannt. Die Jahresendabrechnung offenbarte viele Mängel bei der Arbeit 
der beiden seit 1966 vereinigten LPG und bestätigt wiederum die Feststellung, dass die 
„Festigungsphase“ in der Mitte der sechziger Jahre bei den LPG Typ III noch nicht ab-
geschlossen war, sondern sich bis zur Umbildung in andere Betriebsformen hinzog. 
1966 sei in Reichenbach ein finanzieller Abstieg zu beobachten gewesen, musste die 
Landwirtschaftsbank Freiberg konstatieren. 
 
Die GV betätigten sich auch nach den sogenannten Festigungsjahren aktiv als Organisa-
toren für die Erntehilfe. Zur Kartoffelernte 1968 meldete die GV an den RdK –         
Vorsitzender des Rates mit dem dafür vorgeschriebenen Formblatt die Arbeitskräftebi-
lanz. Am 26.09.1968 erließ der RdG72 und die Nationale Front einen gemeinsamen Auf-
ruf an alle Haushalte zum Großeinsatz in der Kartoffelernte am 28.09.1968 mit dem Pa-
tenbetrieb, dem VEB Freiberger Schuhfabrik „Pionier“ und der örtlichen Oberschule.73  
 
Mit der Einladung vom 08.03.1968 an die LPG Typ III, Reichenbach-Seifersdorf, kon-
trollierte der RdG zum „Tag der Frühjahrsbestellung“, der am 14.03.68 auf dem Tech-




- Verantwortlichkeit für Wettbewerbe 
Nach dem Vorbild der sowjetischen Landwirtschaft sah die Agrarpolitik der DDR im 
Wettbewerb zwischen Betriebseinheiten, Betrieben, bis zu großen Verwaltungseinheiten 
wie Kreis und Bezirk eine wichtige „Produktionsreserve“. Es war Aufgabe der Gemein-
deverwaltungen, sich für die Organisation des Wettbewerbes auf ihrem Territorium zu 
engagieren. Zum Teil mit Unterstützung der GV arbeiteten die LPG-Leitungen Wettbe-
werbsprogramme aus. Aus dem Jahre 1963 liegt in den Akten der Gemeinde Reichen-
bach der Entwurf eines solchen der LPG „Silberblick“, Typ I, vor.75 Im Jahre 1965 
standen die drei Gemeinden Großschirma, Seifersdorf und Reichenbach im „Überörtli-
chen Wettbewerb durch Leistungsvergleich“ des Produktionsgebietes 4 im Kreis Frei-
berg. Damit sollten alle Reserven zur Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion 
erschlossen werden und höhere Ablieferungsergebnisse zur Verbesserung des Handels-
angebotes sowie „die gute Mitarbeit aller Bürger“ erreicht werden.76 Den ersten Platz 
im Wettbewerb errang vor Reichenbach und Seifersdorf die Gemeinde Großschirma. 
 
Die GV publizierte im Ort den Bezirksreporter Sonderausgabe 1967, eine Zeitung der 
VdgB des Bezirkes Karl-Marx-Stadt. Hierin veröffentlichte der RdB den „Aufruf zum 
komplexen Wettbewerb aller an der Hackfruchternte und Herbstbestellung beteiligten 
Organe“. Der Wettbewerb sollte hervorragende Arbeitskollektive bei der Kartoffelernte 
1967 ermitteln und anspornend auf die anderen LPG wirken.77 
 
Das der GV vorgelegte „Wettbewerbsprogramm der LPG ‚Silberblick’, Typ I in Rei-
chenbach für das Jahr 1967“ gestattet einen Einblick in die Verhältnisse des Betriebes 
nach sechs Jahren kollektiver Arbeit.78 In diesem Programm, am 08.11.1967 von der 
Mitgliederversammlung beschlossen, wollte die LPG einen „Beitrag zur Stärkung der 
DDR“ leisten und die „fünf Grundsätze der modernen Landwirtschaft voll anwenden“. 
Dabei spielte die Selbstverpflichtung der LPG zur weiteren Entwicklung von horizonta-
len und vertikalen Kooperationsbeziehungen erstmalig eine Rolle. Diese Verpflichtun-
gen und der Wille, die DDR zu stärken, bedeuteten Floskeln, die lediglich dazu dienten, 
Ruhe vor der politischen Indoktrination von außen zu haben. Die Typ-I-Bauern interes-
sierten vorrangig persönliche Einnahmen. Dass sie die DDR nicht nachhaltig stärken 
können, war ihnen objektiv bewusst. Ihr Wettbewerbsprogramm ließ wiederum Rück-
schlüsse auf die problematische Situation der Landwirtschaft des Jahres 1967 und die 
noch nicht abgeschlossene Festigung der LPG im Allgemeinen zu.79    
 
Für die LPG „Silberblick“ legte die GV für das Jahr 1968 „in Auswertung des VII. Par-
teitages der SED und in Vorbereitung des X. Deutschen Bauernkongresses 1968“ erneut 
ein Wettbewerbsprogramm vor. Aus der Verpflichtung der LPG-Mitglieder werden die 
weitere Entwicklung der LPG, der damalige Entwicklungsstand und die Einbindung in 
die Kooperation, die 1968 alle Kreise der drei sächsischen Bezirke erfasst hatte, deut-
lich.80 Die Verschmelzung der Aufgaben der örtlichen LPG mit den Interessen der Ge-
meinde zeigt sich in der Wettbewerbsverpflichtung, alle Vorhaben des Volkswirt-
schaftsplanes der Gemeinde zu unterstützen.81  
 
- Wahrnehmung kultureller und sozialer Belange 
Indem den GV die kulturelle und soziale Vorsorge für ihre Einwohner oblag, mutierten 
sie automatisch zum Verwalter der Mangelwirtschaft. Von den bescheidenen Ansprü-
chen der ländlichen Bevölkerung zeugt der Antrag des Bürgermeisters an den RdK, 
Abt. Plankommission, Konsumgüterleitstelle, vom 27.12.1960, im Rahmen des Be-
schlusses Nr. 192/60 des RdB Karl-Marx-Stadt die Gemeinde in das „Programm über 
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die Versorgung der Bevölkerung mit den 1000 kleinen Dingen des täglichen Bedarfs, 
Reparatur und Dienstleistungen“ einzubeziehen. Dabei sollten in der Gemeinde Rei-
chenbach zwei soziale Maßnahmen realisiert werden: Zur Erleichterung des Waschens 
der großen Wäsche über die Konsum-Genossenschaft zwei Waschmaschinen aufzustel-
len und eine Nähstube für Damenschneiderei einzurichten. Für beides fehlten jedoch 
noch Räume im Dorf. Mit den Maßnahmevorschlägen reagierte die GV auf das Schrei-
ben des RdK vom 01.05.1960, Vorschläge für ein entsprechendes Ortsprogramm einzu-
reichen.82  
 
Durch die Hinweise des RdK – Plankommission, Abteilung Plankoordinierung an die 
Gemeinden vom 01.12.1960 wurde Mangel von Baukapazität und Material im Kreis of-
fenkundig. Im „Plan für das Nationale Aufbauwerk“ (NAW) informierte die staatliche 
Leitung die Gemeinden darüber, dass zur Erfüllung des Volkswirtschaftsplanes nicht 
genügend Baukapazität vorhanden ist und Kürzungen beim LPG-Bauprogramm zu er-
warten sind, wie auch Möglichkeiten für den Ausbau volkseigener Wohnungen nicht 
bestehen.83  
 
Am 09.07.1960 bestellte der RdG beim RdK – Plankoordinierung ein Fernsehgerät, 
welches im Kulturhaus Reichenbach aufgestellt werden sollte.84  
 
Mit Schreiben vom 22.06.1960 wendete sich der RdK über die GV an alle LPG, MTS, 
VEG zwecks Materialplanung für das Jahr 1961, zur Anmeldung des Bedarfs an Bau-
stahl, Blechen, Stahlrohren, Schweißelektroden, Polsterfedern, Packpapier, Steinzeug- 
und Wasserleitungsrohren. 
 
Am 08.09.1960 forderte der RdK von den Gemeinden einen Bericht zur „Ausführung 
von Reparaturleistungen und individuellen Kundenwünschen und Bilanzierung und Er-
fassung der Baukapazität für die Bevölkerung auf dem Lande“ ab.85  
 
Beachtenswert für das Kulturbedürfnis der Einwohner Reichenbachs war die Teilnahme 
am Fernsehen zu immerhin schon 29,0 %. Damit dürfte die Landbevölkerung kaum hin-
ter der Stadtbevölkerung im Kreis Freiberg gestanden haben. Im Zusammenhang mit 
dem „Überörtlichen Wettbewerb durch Leistungsvergleich, Produktionsgebiet 4“ im 
Jahre 1965 wies die GV Reichenbach eine Beteiligung ihrer Bürger zu 2,9 % im    
Theaterring, 8,5 % als Mitglieder in Kulturgruppen und 24,0 % als Leser der Bücherei 
im Rahmen der Rechenschaftslegung nach.86 
 
Der RLN– Vorsitzender des Kreises Freiberg, musste sich am 03.05.1968 an alle LPG 
des Kreises wenden und Beschwerde führen, denn „über das durchschnittliche Maß    
hinausgehende Verschmutzungen der Straßen werden durch Verursacher nicht besei-
tigt“. Den LPG warf die Polizei vor, dass Bodenbearbeitungsgeräte in Arbeitsstellung 
und Kettenschlepper auf Schwarzdeckenstraßen fahren sowie durch Überlastung bei 
Transporten Schlupf an Bergen, z. B. dem Hilbersdorfer Berg - Neue Brücke, der Ver-
kehr behindert wird.87   
 
Zum Teil primitive Wohnverhältnisse und in vielen Dörfern durch den LPG-Betrieb zu-
nehmende Unordnung und Unsauberkeit sorgten für kritikwürdige Lebensbedingungen 
der ländlichen Bevölkerung. Den Leitungskräften der LPG fiel es schwer, gegenüber 
den Beschäftigten neben den täglichen Arbeitsaufgaben Ordnung, Sauberkeit und Si-
cherheit im Dorf durchzusetzen. Häufige Disziplinverstöße von Beschäftigten der LPG 
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legen davon Zeugnis ab. 
 
Die kulturellen und sozialen Aktivitäten der Gemeinde Reichenbach fanden auch ihren 
Ausdruck in der guten Zusammenarbeit, die sich zwischen der Schule, Gemeinde und 
der LPG Typ III angebahnt hatte. Auf der Jahreshauptversammlung am 16.01.1968 
würdigte der Vertreter der Schule die Hilfe der LPG-Baubrigade bei Werterhaltungsar-
beiten für die Schule.88 Dass die finanziellen und materiellen Aufwendungen dafür die 
Gemeinkosten der LPG belasteten, darüber machte sich keiner Gedanken. Es wurde so-
gar erwogen, eine ständige Vertretung der Schule bei den LPG-Vorstandssitzungen ein-
zurichten.89  
 
Wie das „Wettbewerbsprogramm zu Ehren des 20. Jahrestages der DDR“ der LPG   
Typ I vom 10.03.1969 vorsah, sollte die Gemeinde auch in baulicher Hinsicht von den 
beiden Reichenbacher LPG unterstützt werden. Es handelte sich dabei um folgende 
Leistungen:  
Beteiligung an der Dorfverschönerung 
Herstellen des Planums für den Sportplatz 
Fertigstellung des neuen Spielplatzes am Kindergarten Reichenbach und 
Erbringen von zehn Einsatztagen zum Schottern beim Wegebau  
 
Die GV organisierte ein Theateranrecht für die örtliche Bevölkerung. Für den Wettbe-
werb gab die LPG Typ I die Verpflichtung ab, „zehn Mitglieder unserer LPG zum 
Theateranrecht zu gewinnen“.90   
 
Zum Teil betätigte sich der Bürgermeister nicht nur als Wirtschaftsberichterstatter ge-
genüber der staatlichen Leitung, sondern auch direkt als politischer Informant. In Vor-
bereitung der Wahl am 20.03.1970 sendete die GV an den RdK Wahlbüro einen vom 
15.02.1970 datierten Informationsbericht zur Aussprache zwischen Abgeordneten und 
Kandidaten.91  
 
Die weiteren Informationen aus diesen Berichten beziehen sich hauptsächlich auf die 
durch die andauernde Mangelwirtschaft hervorgerufenen Zustände im Dorf und lassen 
die Schlussfolgerung zu, dass 20 Jahre nach Gründung der DDR und zehn Jahre nach 
Erreichen der „Vollgenossenschaftlichkeit“ der Landwirtschaft, die materielle Überle-
genheit des Sozialismus noch nicht bewiesen war.  
 
Obgleich der Bürgermeister alle wesentlichen Termine im Verlaufe eines Wirtschafts-
jahres der LPG wie Vorstandssitzungen und Mitgliederversammlungen wahrnahm, ge-
hörte er nicht zu den Mitgliedern einer der LPG. Möglicherweise spielte eine Rolle da-
bei, dass es in Reichenbach mehrere LPG gab. Vielfach gehörte es zum guten Ton, dass 
die Bürgermeister Mitglieder oder Ehrenmitglieder der LPG waren. Ein solcher Fall lag 
z. B. in der Gemeinde Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde, Bez. Dresden, vor.  
 
Im Falle seiner LPG-Mitgliedschaft war der BM, wie alle anderen Mitglieder der LPG, 
auf sämtliche im Statut verankerten Vergünstigungen anspruchsberechtigt. Er konnte   
z. B. Naturalien erhalten, Futter auf der Grundlage von Selbstkosten beziehen und eine 
persönliche Hauswirtschaft betreiben.92 Die Vergütung der BM erfolgte über das vom 
RdK zu zahlende Gehalt, das eventuell seiner Ausbildung, aber nicht seinem Arbeits-




Einer Rechtsgrundlage entbehrte die staatliche Aufgabenübertragung landwirtschaft-
licher Belange nicht. Die Mitwirkung der Gemeindeverwaltung war zentral in der Ord-
nung über die Aufgaben und die Arbeitsweise der Gemeindevertretung und ihrer Orga-
ne vom 28.06.1961 von der Regierung der DDR gesetzlich geregelt.93 Es hieß darin    
(S. 139): „Die örtlichen Volksvertretungen sind verantwortlich für die Durchführung 
der Gesetze und Beschlüsse der Volkskammer … Sie sind verantwortlich für die politi-
sche, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung in ihrem Verantwortungsbereich.“  
 
Damit war aber nicht die traditionelle Selbstverantwortung der Gemeinden in Deutsch-
land gemeint. Auf wirtschaftlichem Gebiet hatten sie keinen Spielraum und fungierten 
als Befehlsempfänger der zentralistischen Planwirtschaft und Agrarpolitik. Die Ge-
meinden hatten auch keinen eigenen Haushalt im Sinne selbstverwaltender Kommunen. 
Sie wären nicht in der Lage gewesen, die lt. Gesetz zugeteilten Aufgaben in eigener 
Verantwortung zu finanzieren. 
 
Im Jahre 1962 hatte die Regierung der DDR die Aufgaben der Gemeindeverwaltungen 
für die Planung und die wirtschaftliche Tätigkeit der LPG so weit spezifiziert, dass die 
GV dem RdK, Abt. Landwirtschaft, eine Stellungnahme zum Betriebsplan der LPG 
vorzulegen hatten.94 Auch diese gesetzliche Regelung überforderte die Mitarbeiter der 
GV, und es blieb meistens bei allgemeinen, nichtssagenden Formulierungen in diesen 
Schreiben. 
 
3.2.2 Formen der Vergesellschaftung von Wirtschaftsgütern und Arbeit 
 
Die 1. Konferenz der Vorsitzenden und Aktivisten der LPG am 05. und 06.12.1952 in Ber-
lin hatte die von den LPG Worin (Typ I), Merxleben (Typ II) und Fienstedt (Typ III) erar-
beiteten Statuten angenommen.95 Sie wurden Ende 1952 in einem gemeinsamen Beschluss 
des ZK der SED und des Ministerrates bestätigt und offiziell als Musterstatut für verbind-
lich erklärt.96 Das Studium der Quellen ergibt jedoch dazu unterschiedliche Daten. So fin-
det sich z. B., dass die Musterstatuten für alle drei LPG-Typen auf der VI. Konferenz der 
Vorsitzenden und Aktivisten der LPG (20.–22.02.1959 in Leipzig), beschlossen und vom 
Ministerrat der DDR am 09.04.1959 bestätigt wurden.97 In einem Lehrbuch für LPG-Recht 
aus dem Jahre 1984 wird hingegen angegeben, dass die drei Musterstatuten am 19.12.1952 
rechtswirksam und im GBl. Nr. 181, S. 1375 veröffentlicht worden sind. Jedoch informiert 
diese Quelle, dass in den darauf folgenden Jahren vom Ministerrat weitere Beschlüsse zu 
Maßnahmen und Empfehlungen der jeweiligen LPG-Konferenzen gefasst worden sind. Im 
Jahre 1959 wurde das Musterstatut für die drei LPG-Typen am 09.04.1959 im GBl. I, Nr. 
26, S. 333, 521 und 350 erwähnt. 
 
Dieselbe Quelle datiert auf S. 53 aber das Musterstatut der LPG Typ II auf den 02.08.1962 
und nennt auf S. 55 die 1. LPG-Konferenz im Jahre 1952 als Erarbeiter der Statuten, wie 
anfangs erwähnt. 98 Ein weiteres Lehrbuch über LPG-Recht datiert die Musterstatuten und 
gibt die Rechtsgrundlagen folgend an: 
 LPG Typ I vom 09.04.1959, GBl. I, S. 333 
 LPG Typ II vom 02.08.1962, GBl: II, S. 521 und 
 LPG Typ III vom 09.04.1959, GBl. I, S. 333 99 
 
Sollten die Beschlüsse aus dem Jahre 1952 mit denen des Jahres 1959 bzw. 1962 korres-
pondieren, wäre von einem gemeinsamen rechtsfreien Raum, in dem sich seit 1952 die 
LPG befunden hätten, wie es z. B. auch für das LPG-Gesetz vom 03.06.1959 100 zutrifft, 
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auszugehen. Dieser Umstand ist aber aufgrund der Veröffentlichung im Gesetzblatt des 
Jahres 1952 wiederum auszuschließen. 
 
Wichtig für agrarhistorische Betrachtungen ist die Feststellung in diesem Zusammenhang, 
dass die Zulassung von drei LPG-Typen eine Besonderheit der DDR-Agrarpolitik gegen-
über der Sowjetunion und den Ländern des Ostblocks verkörperte. Die Typen I und II be-
deuteten eine weitgehende Konzession gegenüber dem Privateigentum an Grund und Bo-
den sowie Betriebsmitteln. Als die Musterstatuten entstanden, hatte die SED noch nicht so 
weit gedacht, die „Klasse der Bauern“ der „Klasse der Arbeiter“ total anzugleichen. Dies 
blieb der Agrarpolitik der Jahre ab 1970 vorbehalten, aber die LPG-Entwicklung nahm zu 
diesem Zeitpunkt bereits scharfen Kurs auf diese Angleichung. 
 
In LPG Typ III lag eine vollständige Vergesellschaftung, in den anderen beiden Typen eine 
Teilvergesellschaftung der Wirtschaftsgüter vor. Politisch gesehen bedeutete der SED der 
Typ III den höchsten, den „vollkommenen“ Typ, der Typ I und II einen noch weiter zu 
entwickelnden Typ. Es galt also, um eine ertragreiche und wirtschaftliche Betriebsform 
herauszubilden, den „vollkommenen“ Typ anzustreben. Deshalb lässt sich, vor allem in der 
zweiten Etappe der LPG-Entwicklung, dessen Bevorzugung in materiell-technischer Hin-
sicht erkennen.101 Daraus aber ableiten zu wollen, wie das in moderneren Veröffentlichun-
gen zu finden ist, dass mit diesem Bestreben der SED-Agrarpolitik eine „Vollkollektivie-
rung“ gefördert worden wäre, entspricht nicht einer richtig verstandenen Begrifflichkeit. 
„Vollgenossenschaftlichkeit“ wurde nur im lokalen Sinne und lediglich bis zum Abschluss 
der Kollektivierungsphase beim „sozialistischen Frühling“ offiziell gebraucht. So erhielten 
Dörfer das Prädikat „vollgenossenschaftlich“ in dem Falle, dass die Gesamtheit der bäuer-
lichen Betriebe in eine LPG, gleich welchen Typs, eingebracht worden war. Dieses Prädi-
kat wurde u. a. am Ortseingangsschild angebracht, in gleicher Weise wie man einen Kuh-
stall oder eine Ortslage mit der Aufschrift „Tbc-frei“ kennzeichnete (vgl. Pkt. 3.2.8, Abb. 












Abb: 96 Die SED ließ in den Dörfern, deren Bauern sich in ihrer Ge-
 samtheit in einer LPG befand, d. h. „vollkollektiviert“ waren,
 unter dem Ortseingangschild den Zusatz „Vollgenossen-
 schaftliches Dorf“ und das Datum der letzten Beitritte an-
 bringen. „Vollgenossenschaftlich“ bezog sich demnach nicht 
 auf den LPG-Typ III, sondern auf den totalen Kollektivie-
 rungsgrad im Territorium, wie hier im Lauterbach, Kr. Ma-
 rienberg, Bez. Karl-Marx-Stadt. 
Quelle: BL der SED, Kommission zur Erforschung der Geschichte 
 der örtlichen Arbeiterbewegung, E. Knorr: Die Enkel fechtens 






















Abb. 97 Erster im Bezirk Karl-Marx-Stadt „voll-
 genossenschaftlicher Kreis“ war Rochlitz 
Quelle: BL der SED, Kommission zur Erfor-
 schung der Geschichte der örtlichen 
 Arbeiterbewegung, E. Knorr: Die Enkel 
 fechtens besser aus. Karl-Marx-Stadt 
 1982, S. 139  
 
Gleichfalls entspricht es nicht den Tatsachen, dass aufgrund der staatlichen Förderung und 
politischen Höherwertigkeit es „verlockend“ gewesen sei, in den Typ III einzutreten. Der 
überwiegende Teil der LPG Typ I, vor allem in den sächsischen Bezirken, unterstreicht die 
Tatsache, dass für die Bauern nicht der Typ III die Vorzugsvariante war. Verlockend war 
für die Masse der Bauern gar kein LPG-Typ. In diesem Sinne liegt auch in einer Veröffent-
lichung der Forschungsgesellschaft für Agrarpolitik und Agrarsoziologie e.V. Bonn aus 
dem Jahre 1997 eine Verwechslung dieses Terminus vor, indem beschrieben wird, dass 
„1960 erst jeder dritte Betrieb vollkollektiviert und 1970 es fast zwei von dreien waren“.102 
Die Betriebe waren nicht teil- oder vollkollektiviert, sondern die entsprechenden Komu-
nen, Kreise und Bezirke, letztendlich die gesamte DDR. 
 
Obwohl LPG des Typs I zwar keine modernen Betriebe im Sinne der SED-Agrarpolitik 
darstellten, aber im Allgemeinen als sichere Partner des VEAB und der Gemeinden bei der 
Planerfüllung galten, sahen sie sich im Regelfall nicht direkt staatlichem Druck zur Um-
wandlung in den „höheren“ Typ ausgesetzt. Dieser Vorgang setzte automatisch dann ein, 
als sich in den Typ-I-Wirtschaften eine natürliche personelle Überalterung einstellte. 
 
Wäre nicht bis zum Ende der sechziger Jahre noch ein Bedarf an Arbeitskräften bei den die 
Typ I aufzunehmenden LPG Typ III gewesen, hätte ohne Weiteres die Mehrzahl der Typ-I-
Mitglieder, zumal sie auf das Rentenalter zuging, aus der Landwirtschaft entlassen werden 
müssen. Dass dem nicht so war, ist jedoch auf eine gewisse Vorsorgeverpflichtung der 
LPG Typ III oder des Staates zurückzuführen. In der DDR gab es offiziell keine Arbeits-
losen. Der Staat war auch nicht interessiert an einer großen Schicht von Frührentnern. 
 
Das starke Interesse zur personellen Übernahme in die Typ III galt vor allem dem Inven-
tarbeitrag und den jüngeren qualifizierten LPG Typ-I-Mitgliedern, um der Überalterung 
vorzubeugen. 
 
Die Inventarbeiträge lagen gegen Mitte der sechziger Jahre über dem ursprünglichen 
Durchschnitt und konnten bis zu 1.000 M/ha erreichen. Um diese Beiträge finanzieren zu 
können, mussten z. B. solche Sonderformen wie die des „Kleinbobritzscher Weges“ ge-
funden werden. Als z. B. Typ-I-Bauern Ende 1967 in Lauenstein, Kr. Dippoldiswalde, 
Bez. Dresden, beim Übergang zur LPG Typ III Bärenstein nur ihr Inventar übergeben 
wollten und erklärten, das Geld für den Inventarbeitrag nicht aufbringen zu können, wur-
den ihre Konten auf Antrag der LPG Typ III bei der Kreissparkasse Dippoldiswalde über-
prüft. Dabei stellte sich heraus, dass einige Bauern kaum 5.000 M Betriebskapital besaßen. 
Ihre Abwanderung in andere nichtlandwirtschaftliche Berufszweige wurde mithilfe staatli-
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cher Behörden kurzerhand verhindert.103 
 
Die im nachfolgenden Text rekonstruierten Entwicklungswege der LPG Typ I und II sind 
hauptsächlich durch den nach dem LPG-Gesetz vom 03.06.1959 zugelassenen Rechtsakt 
des Zusammenschlusses zustande gekommen. Aus diesem Grunde wird einleitend auf die 
zu jener Zeit rechtlich mögliche Form der LPG-Bildung durch Zusammenschluss und die 
später hervorgebrachten neuen bestimmten Rechtsbegriffe Anschluss und Verschmelzung 
von LPG eingegangen. 
 
In den Jahren der LPG-Gründungen bis zum Beginn der kooperativen Verbünde kam es 
sehr häufig zum Zusammenschluss von LPG. Auch dies galt als Form der Bildung 
von LPG, die das LPG-Gesetz von 1959 (§§ 19, 20 und 21) rechtlich geregelt hatte. 
Zusammenschlüsse wie auch LPG-Gründungen an sich vor dem 03.06.1959 fanden 
demnach als Akte in einem rechtsfreien Raum statt.  
 
Die Rechtspraxis der DDR unterschied zwei Formen des Zusammenschlusses, den 
Anschluss und die Verschmelzung.  
 
Beim Anschluss einer oder mehrerer LPG entstand keine neue LPG. Die sich an-
schließenden LPG lösten sich auf, und die aufnehmende LPG bestand nunmehr in 
vergrößerter Form weiter. Die sich anschließenden LPG wurden im Genossenschafts-
register bei den zuständigen RdK gelöscht.  
 
Im Falle der Verschmelzung jedoch lösten sich die am Zusammenschluss beteiligten 
LPG auf und vereinigten sich zu einer neuen, bisher nicht vorhandenen LPG. Auch hier 
löschte der RdK die aufgelösten LPG im Register, und die neu entstandene LPG ließ sich 
unter Einbeziehung des RLN als neuer Betrieb registrieren. (LPG G §§ 21 (1) und 22 (1)). 
 
Die aufnehmenden LPG, wie auch die neu entstandenen LPG, erreichten nach der Regist-
rierung des neuen Betriebes und Statuts den Rechtsstatus einer juristischen Person. Sie 
übernahmen mit diesem Rechtsakt alle Rechte und Pflichten, wie sie vom Grundsatz her 
das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) regelte, von der ursprünglichen LPG, d. h. sie wurden 
deren Rechtsnachfolger. 
 
Unter diesem Blickwinkel sind die in den folgenden zwei Kapiteln beschriebenen Wege 
der LPG Typ I und II zu sehen. Die Zusammenschlüsse von LPG aller drei Typen erga-
ben eine Vielfalt von Formen, lassen sich insgesamt aber lediglich entweder dem An-
schluss oder der Verschmelzung zuordnen. Da die Rechtspraxis der DDR sich erst sehr 
spät diesem Tatbestand zuwendete104 und die beiden bestimmten Rechtsbegriffe des Zu-
sammenschlusses definierte, sind in den Quellen zu den mannigfaltigen LPG-Umwand-
lungen Bezeichnungen zu finden, die den späteren Definitionen in der Rechtsauffassung 
von 1983 nicht entsprechen.105 
 
3.2.2.1 Wege der LPG Typ I 
 
Aus der Entwicklung der LPG Typ I lassen sich die Reaktionen der Bauern auf die Kollek-
tivierungswellen, die über die Dörfer hinweggerollt waren, ableiten. Außerdem werden aus 
der Bevorzugung des Typs I beim LPG-Eintritt Handlungs- bzw. Überlebensstrategien der 
Bauern sichtbar. In den Dörfern mit hohem Typ-I-Anteil waren weniger Betriebsaufgaben 
und -reduzierungen zu verzeichnen als in Typ-III-geprägten Dörfern. Diese Erscheinung 
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und das Umgehen des Beitritts zum Typ III verdeutlichen den Willen, ihre Selbstständig-
keit nicht aufzugeben und, im Gegenteil, ihre Betriebe auch unter den Bedingungen der 
persönlichen Überalterung und der gegen privatbäuerliche Interessen gerichteten SED-
Agrarpolitik weiterzuführen. Die Tradition der innerfamiliären Besitzweitergabe wirkte 
fort. Die Bindung an den ererbten Besitz  und das Bestreben, diesen zu erhalten sowie zu 
vermehren waren stärker als die objektive Erkenntnis der Aussichtslosigkeit des Wirtschaf-
tens, solange die DDR besteht. Beim Bauern wirkte vor allem traditionsgemäß eine hohe 
Wertschätzung der materiellen Werte ihres Eigentums. Ihr Ansehen im Dorf wurde durch 
Ausstattung des Betriebes und Flächenumfang bestimmt. Jegliche Beitritte zu LPG, gleich 
welchen Typs, sind Ausdruck eines gewissen Opportunismus, aber niemals der Erkenntnis 
der Notwendigkeit eines staatlich dirigierten Umwandlungsprozesses gewesen. In diesem 
Kontext sind die vielen LPG Typ-I- Gründungen im Süden der DDR zu verstehen.106  
 
Ab Mitte der sechziger Jahre traten in der Mehrzahl der LPG vom Typ I in den sächsischen 
Bezirken Entwicklungsprobleme auf, die ab Ende der sechziger bzw. spätestens zu Beginn 
der siebziger Jahre einer Lösung bedurften. 
 
Während des Endes des in vorliegender Studie als dritte Phase der LPG-Bildung bezeich-
neten Abschnittes, im Frühjahr 1960, insbesondere als die größte Repression von den poli-
tischen Organen des Staates auf die Bauern ausgeübt wurde, traten viele Bauern der LPG 
Typ I bei, um dem seelischen Druck und dem Typ III zu entgehen. Zur Zeit des „sozialisti-
schen Frühlings“ 1960 gab es z. B. Ende März, Anfang April im Kreis Borna neben nur 29 
LPG des Typs III 105 LPG des Typs I, die größtenteils aber erst im Frühjahr 1960 gegrün-
det worden waren. In vielen sächsischen Gemeinden waren fünf und mehr LPG Typ I an-
zutreffen.107 
 
In Elstra-Talpenberg, Kr. Kamenz, Bez. Dresden, waren 1963 neun LPG Typ I mit einer 
Flächenausstattung von 22–200 ha LN und zwei LPG Typ III registriert worden. 108 In 
Neukirch, Kr. Bischofswerda, Bez. Dresden, wirtschafteten 1960 neben einer LPG Typ III 
sieben LPG Typ I. Diese sieben LPG umfassten 1.800 Einzelschläge mit x = 0,26 ha. Im 
Jahre 1964 waren es immer noch 160 Einzelschläge mit x = 2,90 ha, von 88 Typ-I-
Betrieben bewirtschaftet.109 Die LPG Typ I in Spansberg, Kr. Riesa, Bez. Dresden, galt mit 
450 ha LN als die größte LPG Typ I des Kreises und gehörte damit in die Kategorie der 
großen LPG des Typs I im Süden der DDR.110  
 
Die personelle Zusammensetzung im Typ I unterschied sich hinsichtlich der sozialen Her-
kunft prinzipiell vom Typ III. Die Übersicht zeigt die Unterschiede auf. 
 
 Typ I Typ III 
ehemalige, z. T. wirtschaftlich ehemalige Kleinst-, Mittel- und Großbauern, 
gut gestellte Mittel- und Großbauern häufig wirtschaftsschwach, ehemalige Land-     
 arbeiter der Bauern, „Industriearbeiter aufs      
                                                                       Land“ und FDJler, Zugewanderte, Traktoristen 
und anderes Personal der MTS, Dorfhandwer-
ker und nichtbäuerliche Dorfbewohner 
 
Im Gegensatz zu den Beschäftigten im Typ III, die aufgrund ihrer Herkunft, wie z. B. das 
MTS-Personal, ein eher niedriges Lebensalter aufwiesen, hatte sich in vielen LPG des   
Typs I eine Überalterung der Mitglieder bemerkbar gemacht. Im Falle altersbedingter 
nachlassender Arbeitskraft stellten sich Schwierigkeiten bei der Erhaltung der privaten 
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Viehhaltung ein. Obwohl das Vieh in kleineren Einheiten als beim Typ III gehalten wurde 
und es dadurch kaum technologischen Fortschritt gab, erreichten die Typ-I-Betriebe größ-
tenteils eine quantitativ und qualitativ höhere und sichere Marktproduktion. Dass dies der 
Fall war, beweisen auch Beobachtungen des MfS. Im Jahre 1961/1962 zeigte sich bei den 
LPG des Typs I im Bezirk Karl-Marx-Stadt die Tendenz, dass die Bauern und Mitglieder 
trotz ihrer erwiesenen guten Marktproduktion eine „gute genossenschaftliche Arbeit“ als 
nicht notwendig erachteten. Für den Staat und die SED waren die vielen kleinen LPG         
Typ I schwer kontrollierbar, und kollektive Arbeit führten sie mehr pro forma durch.111 
 
Hinsichtlich der Selbstkosten lagen sie meistens günstiger als die Typ-III-Betriebe, die 
aufgrund der ansteigenden Bestandskonzentration in größere moderne Ställe investier-
ten.112 Deshalb erbrachten sie auch eine höhere Akkumulation. LPG vom Typ I akkumu-
lierten weniger. Infolgedessen verfügten sie über einen geringeren Ausstattungsgrad an 
Mechanisierungsmitteln als die Typ-III-LPG. Diese Feststellung ergibt sich eindeutig aus 
den Analysen der Betriebsergebnisse der LPG, wie sie z. B. die Kreisbuchungsstationen 
durchführten. Auch in der Feldwirtschaft mussten viele Arbeiten noch wie bisher manuell 
erledigt werden. Die beiden Abbildungen demonstrieren dies beim Kartoffelanbau im Jah-




Abb. 99 Kartoffelsortieren von Hand auf dem Sortierplatz der 
 LPG Typ I, Tetta, Kr. Görlitz, 1968 
Quelle: Vierkirchner Rundblick - Mitteilungsblatt der Ge-






Abb. 98  Kartoffellegen von Hand in der LPG Typ I, Tetta,  
 Kr. Görlitz, 1968 
Quelle:  Ender, G.: Historisches Blatt - Landwirtschaftliche  
 und dörfliche Verhältnisse. XXXVII; 12/2001, S. 11 
 
Die kollektive Feldwirtschaft mit kleineren und weit verteilten Nutzflächen, neben gleich-
zeitig privater Viehwirtschaft, konnten die Typ-I-Bauern in zunehmendem Maße nicht 
mehr verkraften. Deshalb drängten die Probleme zu einer Lösung. Diese ergab sich bei den 
sächsischen Bezirken in einer Vielzahl voneinander abweichenden nachstehend aufgeführ-
ten Möglichkeiten: 
- Verschmelzung von zwei oder mehreren, i. d. R. kleineren LPG Typ I zu einer größeren 
 neuen LPG Typ I 
- Zusammenschluss mit einer LPG Typ III und Preisgabe des Status einer selbstständigen 
juristischen Person 





- Beibehaltung des Typ-I-Status, jedoch allmählicher Übergang zur „gesamtgenossen-
schaftlichen“ Viehhaltung 
- Kooperation in der Feld- und Viehwirtschaft von mehreren LPG Typ III und Typ I so-
wie anderen landwirtschaftlichen Betrieben des Territoriums - „Kooperativer Weg“  
- Anschluss einer LPG Typ I an eine LPG Typ III auf dem „Kleinbobritzscher Weg“ 
- LPG Typ I innerhalb einer KOG im Übergang zu spezialisierten LPG der Pflanzen-oder 
Tierproduktion 
- Anschluss einer LPG Typ III an eine LPG Typ I 
- Sonderfall „VEG mit genossenschaftlichem Anteil“ 
- Beibehaltung des Typ-I-Status bis 1990 
- Selbstauflösung der LPG Typ I ohne Anschluss oder Verschmelzung 
- Übergang vom Typ I in den Typ III 
 
Da sich im Kreis Freiberg viele dieser zwölf Lösungsvarianten nachweisen lassen, wird die 
Entwicklung der LPG Typ I anhand konkreter Fälle zumeist aus diesem Kreis belegt. 
 
In gesonderten Kapiteln werden zwei Lösungen der Typ-I-Entwicklung ausführlicher dar-
gestellt. Es handelt sich um den „kooperativen Weg“ und den „Kleinbobritzscher Weg“ 
gemäß 5. und 6. Anstrich vorstehender Aufzählung. Der sechste Lösungsweg kristallisierte 
sich innerhalb der LPG-Entwicklung in der DDR als Besonderheit heraus, welche sich fast 
ausschließlich nur in den sächsischen Bezirken vollzogen hatte. Er bedarf daher einer ge-
sonderten Betrachtung. 
 
Es ist zu beachten, dass diese zwölf Varianten nicht immer scharf voneinander zu trennen 
sind. Häufig verschwimmen die Grenzen durch Überschneidungen mit anderen Varianten. 
Viele LPG Typ I haben im Laufe ihrer Entwicklung, die meistens nicht vor 1959 einsetzte, 
mehrere Varianten durchlaufen. Am Ende ihres Entwicklungsweges standen bei fast allen 
LPG des Typs I die LPG-P bzw. LPG-T, die rechtlich gesehen dem Typ III zuzurechnen 
waren. Der LPG-Typ war jedoch bei offiziellen Erwähnungen dieser spezialisierten LPG 
nicht mehr gesondert geführt worden. Im Prinzip hatte sich am Ende der DDR eine restlose 
Umwandlung der LPG Typ I und II in den Typ III vollzogen. 
 
Verschmelzung einer oder mehrere LPG Typ I zu einer größeren LPG Typ I (1. Anstrich, 
S. 472) 
 
Diese Erscheinung war vor allem zum Ende der fünfziger und zu Anfang der sechziger 
Jahre zu beobachten. Diese vergrößerten LPG Typ I wandelten sich in jener Zeit oftmals in 
den LPG Typ III um. Beispiele dazu finden sich gehäuft im ausgewählten Kreis Freiberg: 
- Vier LPG Typ I der Gemeinde Gahlenz, Kr. Flöha, 1960 gegründet, vereinten sich am 
31.08.1961 zur LPG Typ I „Einheit“.113 
1960 vereinigten sich in Naundorf, Kr. Freiberg114 die zwei kleinen LPG Typ I „Buch-
berg“ und „Waldfrieden“ zur LPG Typ I „Bergfrieden“. 
- Am 01.01.1966 vereinigten sich die beiden LPG Typ I115 Gränitz und Langenau zur 
größeren LPG Typ I, Langenau, Kr. Brand-Erbisdorf. 
- Am 15.12.1964 schlossen sich im Bereich Bieberstein,116 Kr. Freiberg, die LPG Typ I 
„Goldene Ähre“, Bieberstein, „Glückauf“, Burkersdorf A und „Weltfrieden“, Burkers-
dorf B zur LPG Typ I „Glückauf“, Bieberstein-Burkersdorf, die nunmehr 475,85 ha LN 
umfasste, zusammen. 
- Die LPG Typ I Weißenborn,117 im April 1960 gegründet, spaltete sich. Eine Brigade 
bildete die neue, kleinere LPG Typ I „Süßenbach“ (Neugründung), während die zweite 
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Brigade der LPG „Theodor Körner“, Typ I, Weißenborn, am 15.06.1961 beitrat, wo-
nach die LPG von ihren Mitgliedern in „Weiße Taube“ umbenannt wurde. (Tatbestand 
der Verschmelzung nach Anschluss).  
- Während der ersten Etappe der LPG-Entwicklung, 1952-1960, kam es in Reinsberg zur 
Gründung von drei LPG. 1952 entstand die LPG „Junge Pioniere“, Typ III. 1955 erfolg-
te der Anschluss dieser LPG an die LPG Typ III, „Ernst Thälmann“, Neukirchen. 1960 
gründeten Reinsberger Bauern bei der letzten Kollektivierungswelle zwei LPG vom 
Typ I: „Heimattreue“, 206 ha, und „Wiesengrund“, 64 ha, sowie eine GPG. Somit war 
Reinsberg „vollgenossenschaftliches Dorf“ geworden. Im Jahre 1965 lösten die Mit-
glieder von „Heimattreue“ ihre LPG auf. Ein Teil der Mitglieder trat der LPG „Ernst 
Thälmann“, Typ III, Neukirchen, bei (Anschluss an eine LPG Typ III, vgl. 2. Anstrich, 
S. 472), während der andere Teil der Mitglieder zur LPG „Wiesengrund“, Typ I, Reins-
berg, überging (Anschluss an eine LPG Typ I). Da Auflösung und Anschluss an eine 
neue LPG erfolgten, muss in dem Falle von Verschmelzung gesprochen werden.118 Die-
ses Beispiel kann auch dem Anschluss gemäß folgendem Gliederungspunkt zugeordnet 
werden und entspricht den Überschneidungen von Möglichkeiten, wie sie auf S. 472 
erwähnt werden. 
 
Zusammenschluss mit einer LPG Typ III (2. Anstrich, S. 472) 
 
Beispiele für diesen Lösungsweg finden sich vor allem in den Regionen Sachsens, die stark 
vom Typ-I-Bestand geprägt waren, wie die Kreise Dippoldiswalde, Brand-Erbisdorf und 
weitere Mittelgebirgs-Kreise. Jedoch auch in den Niederungskreisen Oschatz und Döbeln 
konnten solche Beispiele nachgewiesen werden. 
- Kleinschirma, Kr. Freiberg119:  
LPG „Neues Leben“, Typ III, und Anschluss von zwei LPG Typ I nach 1960 
- Gahlenz, Kr. Flöha120 : 
Die am 31.08.1961 durch Verschmelzung vereinte LPG „Einigkeit“, Typ I, bestand bis 
1970, löste sich auf und schloss sich 1971 der LPG „Karl-Marx“, Typ III, Gahlenz, an 
Langhennersdorf, Kr. Freiberg121 : 
Von den drei im Jahre 1960 in Langhennersdorf gegründeten LPG Typ I schlossen sich 
zwei LPG mit zwei anderen Typ I der Region, „Frohe Zukunft“ und „Bräunsdorf“, der 
LPG „Fortschritt“, Typ III, Kleinwaltersdorf, an, welche zu einer LPG vom Typ III, der 
Groß-LPG Langhennersdorf (2.150 ha LN) verschmolzen 
- Großwaltersdorf, Kr. Flöha 122 : 
Die LPG „Vorwärts“, Typ I, am 24.03.1960 gegründet, verschmolz am 01.01.1966 mit 
der LPG „Freie Erde“, Typ III, zur LPG „Vorwärts“, Typ III 
- Am 01.01.1966 vereinigte sich die LPG „Pionier“, Typ I, Gränitz, Kr. Brand-Erbisdorf, 
mit der LPG „Striegistal“, Typ I, Langenau, Kr. Brand-Erbisdorf, zu einer LPG Typ III 
(Verschmelzung).123  
- In den Jahren 1967–1969 schlossen sich die vier LPG Typ I von Niederschöna, die LPG 
 Typ I von Oberschaar, Hetzdorf („Waldblick“) und Naundorf („Morgenrot“ und „Berg-
frieden“) der LPG „Otto Buchwitz“, Typ III, Niederschöna an.124 
- Im Bereich Frankenstein, Kr. Flöha, hatten sich bis 1964 zwei LPG Typ I und zwei 
LPG Typ III durch Anschluss vereinigt.125 
- Am 01.01.1969 gingen alle drei LPG der Gemeinde Conradsdorf, Kr. Freiberg, durch 
Anschluss in der LPG „Vorwärts“, Typ III, Conradsdorf, auf.126 
- Im Jahre 1968 schlossen sich die zwei LPG „Grüne Tanne“, Typ I, Hohentanne, und 
„Glückauf“, Bieberstein-Burkersdorf, zur LPG „Vereinte Kraft“, Typ III, Burkersdorf- 
Hohentanne, zusammen (Verschmelzung)127  
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- In Eppendorf, Kr. Flöha, hatten drei Bauern 1958 die LPG „Neue Zeit“, Typ I mit 46 ha 
gebildet und diese 1959 in eine LPG Typ III umgewandelt (Verschmelzung). 1960 um-
fasste die LPG Typ III bereits 260 ha LN durch weitere Beitritte von Einzelbauern. Da-
neben gab es in Eppendorf eine LPG „Frohe Zukunft“, Typ I. 1969 schlossen sich die 
beiden LPG der LPG „Neue Zeit“, Typ III, mit 1.050 ha LN an (Anschluss) 
- Im Jahre 1968 schlossen sich bei Frauenstein mehrere LPG einer LPG an.128 Dadurch 
entstand eine bekannte Groß-LPG129 
- Im Jahre 1965 ging ein Teil der Mitglieder der LPG „Heimattreue“, Typ I, Reinsberg, 
zur LPG „Ernst Thälmann“, Typ III, Neukirchen, über, während der andere Teil der 
aufgelösten LPG Typ I der ebenfalls 1960 gegründeten zweiten LPG Typ I („Wieseng-
rund“) beitrat130 (vgl. 1. Anstrich, S. 472). 
 
Infolge schlechter Betriebsergebnisse erreichten viele LPG niedrige Werte der Arbeitsein-
heit und strebten daher die Auflösung ihrer LPG sowie den Anschluss bzw. die Ver-
schmelzung mit einer finanziell besser gestellten LPG an.131 Auch diese Fallbeispiele zei-
gen die Variationsbreite der Wege der Typ-I-Entwicklung und die Schwierigkeit der Zu-
ordnung auf. 
 
Beibehaltung Status Typ I mit „genossenschaftlicher“ neben privater Viehhaltung       
(3. Anstrich, S. 472) 
 
Eine nicht seltene Erscheinung der Entwicklung der LPG Typ I war die Einrichtung eines 
oder mehrerer sogenannter genossenschaftlicher Ställe im Typ I, ohne dabei im Auge zu 
haben, dass die „genossenschaftliche Viehhaltung“, perspektivisch gesehen, die private 
Viehhaltung ablösen soll. 
 
Bei diesem Lösungsweg tauchten solche Begriffe wie „Genossenschaftsstall“ für das in der 
LPG Typ I kollektivwirtschaftlich und nicht privat gehaltene Vieh oder auch „genossen-
schaftliches Element“, wie im Kreis Oschatz, auf (vgl. 3. Anstrich, S. 472): 
- LPG „Silberblick“, Typ I, Reichenbach  
Einen Hinweis auf „genossenschaftliche Viehhaltung“ in der LPG Typ I gibt ein 
Schreiben des Bürgermeisters vom 14.03.1964.132 Mit diesem Schreiben bot der RdG 
dem Kreislandwirtschaftsrat Freiberg bezüglich der Rückstände beim Erfassungsanteil 
eine Übertragung des privaten Erfassungsanteils der Frau Erna Franke an. Diese konnte 
seit 1963 ihre 5,7 ha nicht mehr bewirtschaften, da der Ehemann verunglückt war und 
seit 1963 der Erfassungsanteil von der LPG Typ I erbracht wurde. Per 31.12.1963 gab 
es jedoch Rückstände beim Erfassungsanteil, und die kollektive Viehhaltung der LPG 
Typ I konnte das Defizit nicht abdecken. 
Einen zusätzlichen Hinweis auf beide Formen der Viehhaltung im Typ I bietet ebenfalls 
die Gemeinde Reichenbach.133 
Weitere LPG bildeten einen „Typ-III-Anteil“ in der LPG Typ I 
- LPG „Bergheimat“, Typ I, Frauenstein, Kr. Brand-Erbisdorf, Bez. Karl-Marx-Stadt. 
1967 lösten Mitgliedsbetriebe der LPG ihre perspektivischen Probleme, indem sie den 
Anschluss an den „Typ-III-Anteil“, der in der LPG Typ I bereits bestand, suchten.134 
Um den staatlichen Produktionsauflagen besser nachkommen zu können, hatte in der 
LPG „Burgberg“, Typ I, Burkersdorf, Kr. Brand-Erbisdorf, die bereits über einen „Typ- 
III-Anteil“ verfügte, die Familie eines Typ-I-Mitgliedsbetriebes folgende Konstellation 
entwickelt: Die Ehefrau betreute die „genossenschaftliche“ Schweinehaltung im    
„Typ-III-Anteil“. Der Ehemann betrieb weiterhin private Viehhaltung im Typ I und be-
treute zugleich den „genossenschaftlichen“ Viehbestand der LPG Typ I. 
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Diese Betriebsmodelle können als Übergangsform für einen späteren Beitritt zu einer LPG 
Typ III definiert werden. Sehr oft waren die LPG Typ III nicht in der Lage, die benachbar-
ten beitrittswilligen LPG Typ I mit ihrem Vieh aufzunehmen. Somit konnte der Stagnation, 
wenn nicht sogar dem betrieblichen Niedergang, entgegengewirkt werden. Bei jenem Lö-
sungsweg gibt es Ähnlichkeit zu den Lösungswegen gemäß 4. und 6. Anstrich dieses  Ka-
pitels.135 
 
- Im Jahre 1958 gründeten Bauern der deutsch-sorbischen Gemeinde Milkwitz, Kr. Bau-
tzen, Bez. Dresden, eine LPG Typ I mit 20 bzw. 40 ha LN. 1960, während des „soziali-
stischen Frühlings“ bildeten in diesem Ort mehrere Bauern eine weitere LPG Typ I mit 
140 ha LN. Laut Beschluss der Mitgliederversammlungen vom Sommer 1960 vereinig-
ten sich diese beiden zu einer LPG Typ I. 1960 beschloss die vereinigte LPG, einen 
Stall zur kollektivwirtschaftlichen Haltung von 66 Kühen zu bauen. Anstoß zu dem 
Bauvorhaben gab vor allem die Erkenntnis, dass einige Bauern weit über 60 Jahre alt 
waren und die Nachfolge der privaten Viehwirtschaft der Typ-I-Betriebe, selbst die 
Vertretung im Krankheitsfalle, nicht mehr gesichert war.136 
- Im Jahre 1966 hatten sich die Mitglieder der LPG Typ I in Schmorkau, Kr. Kamenz, 
Bez. Dresden, vom Weg der „genossenschaftlichen Viehhaltung“ getrennt. In der LPG 
wurden sehr unterschiedliche Leistungen in der Viehwirtschaft verzeichnet. Einige Mit-
glieds-Betriebe, in welchen ältere Mitglieder tätig waren, blieben in der Leistung und 
im Produktionsaufkommen zurück. Die kollektive Viehhaltung reichte aber nicht mehr 
aus, um einen höheren Produktionszuwachs, der von der LPG erwartet wurde, zu er-
bringen. Seit dem IX. Deutschen Bauernkongress 1966 war in der Schmorkauer LPG-
Führung die Erkenntnis gereift, deshalb mit den Nachbar-LPG Kooperationsbeziehun-
gen neben der Feldwirtschaft auch in der Viehwirtschaft aufzunehmen.137  
 
Der Weg der LPG Typ I in Schmorkau kommt einer Übergangsform und einem politischen 
Richtungswechsel gleich, indem die Lösung der Typ-I-Probleme im Laufe der Entwick-
lung des Betriebes von der Variante der „genossenschaftlichen Viehhaltung“ in die Varian-
te des „kooperativen Weges“ überging. Der VIII. Deutsche Bauernkongress im Jahre 1964 
hatte an die LPG Typ I die Forderung gestellt, die „genossenschaftliche Viehhaltung“ auf-
zubauen und weiterzuentwickeln, das Grünland „genossenschaftlich“ zu bewirtschaften 
und die Zuführung zu den Fonds zu erhöhen.138  
 
„Genossenschaftliche Viehhaltung“ in den LPG Typ I war demnach nicht nur eine in den 
drei sächsischen Bezirken verbreitete Form der LPG-Entwicklung, sondern ein zentrali-
stisch initiierter Umwandlungsweg in allen Bezirken von Nord bis Süd. Der Staat sah sich 
gezwungen, das Problem der LPG Typ I einer Lösung zuzuführen, um nicht im weiteren 
Verlauf der LPG-Entwicklung nach wenigen Jahren auf dem Wege staatlicher Regelungen 
oder per dekret Anordnungen treffen zu müssen. Es lag im staatlichen Interesse, die Lö-
sung des Problems auf die Betriebe zu verlagern, ähnlich wie es mit der Unterstellung der 
MTS -Technik an die LPG geschehen war. 
 
Am Ende der zweiten Etappe der Entwicklung stand in solchen LPG normalerweise der 
kooperative Weg, dem die kollektiven Betriebe, gleich welchen Typs, nur in Ausnahmefäl-
len entgehen konnten. 
 
Beibehaltung des Typ-I-Status mit allmählichem Übergang zu gesamtkollektivwirtschaftli-
cher Viehhaltung (4. Anstrich, S. 473) 
- Im August 1966 wendete sich die LPG „Frohsinn“, Typ I in Luppa, Kr. Oschatz, Bez. 
Leipzig, an die im selben Ort ansässige LPG „Eintracht“, Typ III, zur Überlassung von 
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zwei Ställen, da sie infolge der Erweiterung ihrer kollektivwirtschaftlichen Viehhaltung, 
in dem Falle als „Typ-III-Element in der LPG Typ I“ bezeichnet, zusätzlichen Stallraum 
benötigte. Der Vorstand der LPG Typ III gab dem Antrag statt, sodass die LPG Typ I 
zum Vertragsabschluss mit zwei LPG-Mitgliedern der Typ III, den Eigentümern der 
Ställe, kommen konnte.139 
 
Eine Reihe von im Jahre 1960, aber auch schon vor dem „sozialistischen Frühling“ gebil-
deter LPG Typ I hatte von vornherein, parallel zur privaten Viehhaltung eine „genossen-
schaftliche“ Viehhaltung, eingerichtet.  
 
- Die LPG „Pionier“, Typ I, Burkhardtsdorf, Kr. Karl-Marx-Stadt-Land, aufgrund der 
Vorgebirgslage durch wenig traktorengängige Flächen und hohen Grünlandanteil von 
ausgeprägter Viehwirtschaft gekennzeichnet, hatte seit Bestehen der LPG zuerst eine 
kollektivwirtschaftliche Mastbullenhaltung aufgebaut. Anfangs standen die Jungbullen 
noch in den einzelnen Ställen der privaten Viehhalter. Dort versorgten sie die Typ-I-
Bäuerinnen neben ihrem eigenen privaten Vieh, was zwar eine höhere Marktproduktion 
ermöglichte, aber nicht die Arbeitserleichterungen, die man den Bäuerinnen bei der 
LPG-Werbung versprochen hatte. Im Zuge von Mitgliederversammlungen zur weiteren 
Entwicklung der LPG „Pionier“ und zum Thema Betriebsvergrößerung gaben die Bau-
ern die gemeinsame Bullenmast, die auch einen Stallneubau erfordert hätte, auf und 
wendeten sich der konzentrierten Aufzucht von Tbc-freien Kälbern an einem zentralen 
Standort zu. Viele LPG Typ I in der DDR widmeten sich zu jener Zeit im Rahmen der 
Tbc-Freimachung in den Dörfern diesem Produktionszweig. Nicht wenige LPG Typ I 
nutzten dazu das Modell der Kombination von privater und kollektivwirtschaftlicher 
Viehhaltung. Wie die Delegierte der LPG „Pionier“ auf dem VI. Deutschen Bauernkon-
gress vom 08.–11.12.1960 in Rostock referierte, mochten die LPG-Mitglieder auf eine 
„genossenschaftliche Viehwirtschaft“ im Typ I nicht mehr verzichten. Damit sei tat-
sächlich eine Entlastung der Arbeitskräfte in der Viehwirtschaft ihrer LPG eingetreten. 
Ebenso hätten auch die Genossenschaftsbäuerinnen häufig in den Feldbaubrigaden ein-
gesetzt werden können. Infolgedessen sei gleichzeitig mehr Feldfutter angebaut wor- 
den.140 Im Verlaufe des Jahres 1962 wurden alle weiblichen Kälber, die für die „genos-
senschaftliche“ Herde benötigt wurden, kollektivwirtschaftlich aufgezogen. Als am 
18.01.1962 der Übergang vom Typ I zum Typ III von der Mitgliederversammlung ein-
stimmig beschlossen worden war, ging die Haltung des gesamten Milchviehs, auch aus 
den restlichen privaten Ställen, in die kollektivwirtschaftliche Haltung der LPG über.141 
 
- Die LPG „Freundschaft“, Gelenau, Kr. Zschopau, Bez. Karl-Marx-Stadt, hatte zum 
Zeitpunkt ihrer Gründung im Februar 1958 zunächst als „Typ I mit genossenschaftlicher 
Viehhaltung“ begonnen. Damals hatten alle LPG der DDR den Kampf gegen die Rin-
der-Tbc, die der Landwirtschaft große Verluste einbrachte, aufgenommen. Am Ende des 
ersten Jahres kollektiver Arbeit konnte die LPG Typ I mit vorerst erst 120 ha LN auf ei-
nen „genossenschaftlichen“ Bestand von 30 weiblichen Tbc-freien Jungrindern als 
Nachzucht verweisen. Zunächst waren alle weiblichen Kälber aus den privaten Viehhal-
tungen in einem für die Jungviehaufzucht umgebauten einzelbäuerlichen Stall zusam-
mengefasst worden. Im Frühjahr des Jahres 1960 leitete die LPG die erste größere Kon-
zentration der kollektivwirtschaftlichen Viehhaltung ein. Aus acht Betrieben wurde das 
Milchvieh in vier Ställen zusammengestellt. Die Mitglieder der LPG brachten ihr ge-
samtes bisher privat gehaltenes Milchvieh in die LPG (Typ I) zur kollektivwirtschaftli-




Ende 1960 umfasste der „genossenschaftliche“ Viehbestand bereits 278 Rinder, davon 
64 Kühe und 200 Tbc-freie Jungrinder. 50 negative Reagenten unter den Färsen befan-
den sich in einem neu gebauten Offenstall und bildeten den Grundstock des späteren 
Typ-III-Milchviehbestandes, nachdem die LPG Gelenau ab 1962 schon einmal das Sta-
dium der LPG Typ II durchlaufen hatte.  
 
1960 hatte die LPG Gelenau als Typ-I-Betrieb bereits eine „genossenschaftlich genutzte 
LN“ von 650 ha. Zu dieser Zeit war die LPG im Begriff, systematisch eine Tierart nach 
der anderen in die kollektive Nutzung zu überführen. Bis zum März 1962 hatte die LPG 
einen gemeinsamen Bestand von 553 Rindern, davon 153 Kühen, aufgebaut. Von den 
Rindern in kollektiver Haltung waren zu diesem Zeitpunkt 400 bereits Tbc-frei.142       
 
Seit 1958 mästete die LPG Gelenau Enten, ebenfalls „genossenschaftlich“. Gleichzeitig 
baute sich die LPG eine ebensolche Legehennenhaltung auf. 1959 errichtete die LPG 
einen Schweinezuchtstall, indem alle vorher privat gehaltenen Zuchtsauen und die kol-
lektiv aufgezogenen Jungsauen aufgestallt werden konnten. Damit war die Vorausset-
zung gegeben, dass sich die LPG bei der Schweinehaltung als Läuferlieferbetrieb spezi-
alisieren konnte.      
 
Auch die Pferde wurden von Anfang an in die LPG zur „genossenschaftlichen“ Nut-
zung eingebracht. Damit erübrigte sich die komplizierte Berechnung von privaten Ge-
spannkosten bei kollektiven Erzeugungszweigen.143 
 
Obwohl die Bauern in den LPG des Typs II laut Musterstatut ihr Vieh privat hielten, 
wie auch bei LPG des Typs I, kann der beschriebene Fall dem allmählichen Übergang 
zur „genossenschaftlichen“ Viehhaltung zugeordnet werden ( 4. Anstrich, S. 473). 
 
- Die LPG „XXII Parteitag“, Typ I, Spröda, Kr. Delitzsch, Bez. Leipzig, hatte innerhalb 
von vier Jahren einen nicht unbedeutenden Zuwachs in der Marktproduktion je ha LN 
erreicht. Dieser Produktionsanstieg ging auf die Erhöhung der Viehbestände, die wiede-
rum durch zusätzliche kollektive Viehhaltung ermöglicht wurde, zurück. 
 
Die kollektive Viehhaltung in dieser Typ-I-LPG begann bereits 1960 mit 17 Mastbullen 
in Gebäuden bäuerlicher Gehöfte. Im Jahre 1963 hielt die LPG neben dem privaten 
Vieh einen „genossenschaftlichen“ Durchschnittsbestand in folgender Höhe: 
       92 Rinder, davon 37 Kühe 
     160 Mastschweine 
       11 Zuchtsauen 
     600 Legehennen und 
   1.000 Enten 
Damit war die LPG Typ I schon 1963 einen wesentlichen Schritt zur „gesamtgenossen-
schaftlichen Viehhaltung“ gegangen.144 
- In der am 18.02.1958 gegründeten LPG Typ I, Triebel im Vogtland begannen bereits 
am 3. März des Gründungsjahres 1958 die Bauern mit „genossenschaftlicher Viehhal-
tung“, indem sie eine der damals schon umstrittenen Schweinehütten bauten. Von An-
fang an spezialisierte sich die LPG auf Schweinehaltung, teilweise in Form einer eige-
nen Stallbrigade, die kollektivwirtschaftlich organisiert wurde. Die LPG war aus 100 
klein- und mittelbäuerlichen Betrieben hervorgegangen. Deshalb fehlte es anfänglich an 
Ställen, um die kollektivwirtschaftlichen Bestände aus den privaten Ställen herauszu-
bringen. Mit der eigenen Baubrigade – die LPG umfasste immerhin 830 ha LN und 162 
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Mitglieder – wurden LPG-eigene Ställe im Werte von 840.000 DM errichtet. Zu Anfang 
des Jahres 1964 gehörten zur „genossenschaftlichen Viehhaltung“ 104 Kühe, 98 weibli-
che Jungrinder, 400 Schafe, 400 Schweine und 1.000 Stück Geflügel. Die kollektive 
Viehwirtschaft sollte eine hohe Produktion und den Aufbau eines sozialistischen Groß-
betriebes ermöglichen. Die LPG Triebel rechnete 1963  726.000 DM Einnahmen aus 
der kollektivwirtschaftlichen Produktion ab, was sie in die Lage versetzte, jährlich 260 
DM/ha dem Unteilbaren Fonds zuzuführen. Damit konnte die Anschaffung von Ma-
schinen und Geräten finanziert werden. 1963 war die LPG in der Lage 180.000 DM Ei-
genmittel für Investitionen einzusetzen und damit Stallneubauten zu errichten. 
 
Um keine Verluste in der Viehhaltung aufkommen zu lassen, setzte der Vorstand der 
LPG die besten LPG-Mitglieder in den 23 kollektiven Ställen ein. Indem die Leitung 
dieser vogtländischen LPG sich an der Herausbildung eines sozialistischen Großbetrie-
bes orientierte, nutzte sie das „genossenschaftliche Element“ in der LPG Typ I zum 
allmählichen Übergang zur „gesamtgenossenschaftlichen Viehwirtschaft“, wie sie im 
Typ III üblich war.145 
 
- Als Sonderfall innerhalb dieser Lösungsmöglichkeit darf das Überleben eines Typ-I-
Bauern in der LPG „7. Oktober“, Tierproduktion, Typ III, Burkersdorf, Kr. Brand-
Erbisdorf, mit 10–12 Kühen in privater Viehwirtschaft noch bis zum Jahre 1990 zur 
Zeit der Umwandlung der LPG in andere Rechtsformen angesehen werden (vgl. 10. An-
strich, S. 473).146   
 
Kooperativer Weg (5. Anstrich, S.473) 
 
Der kooperative Weg galt der Partei und Staatsführung ab Mitte der sechziger Jahre im 
Grunde genommen als die einzig politisch richtige und beispielgebende Lösung für die 
Typ-I-Entwicklung. Sehr gern hätte man die LPG Typ I bald abgelöst, da man in ihnen nur 
eine „teilsozialistische“ Lösung der Agrarfrage sah. Zu dem Problem hatte sich der Sekre-
tär für Landwirtschaftspolitik im Politbüro der SED, Gerhard Grünberg, auf dem 3. Ple-
num des ZK der SED am 23. und 24.11.1967 eindeutig geäußert (Zitat): „Deshalb wurde 
auch auf der diesjährigen Landwirtschaftsausstellung am Beispiel der Genossenschaften 
des Typ I der Kooperationsgemeinschaft „Bobritzschtal“ gezeigt, wie man in diesen Ge-
nossenschaften Wege der weiteren Steigerung der Produktion erschließen kann, um in den 
LPG Typ I mit höherer Effektivität zu produzieren“.147 Dieser Weg bestand in der Mit-
gliedschaft von LPG Typ I in einer KOG oder anderen kooperativen Einrichtungen der 
KOG der entsprechenden Territorien.  
 
Die LPG Typ I im Gebiet der KOG Bobritzschtal bewahrten ihre Selbstständigkeit und 
schlossen sich nicht benachbarten LPG Typ III an. Darin bestand der besondere Weg der 
LPG im Bobritzschtal. Dies entsprach auch ausdrücklich der Politik innerhalb der KOG. 
Die Weiterentwicklung der LPG Typ I verlief im Rahmen der kooperativen Entwicklung. 
Es handelt sich hier um ein wesentliches Entwicklungsmerkmal, welches sie prinzipiell 
von LPG in anderen Gebieten in den drei sächsischen Bezirken unterschied. 
 
Das in der KOG „Bobritzschtal“ arbeitende Aktiv für Betriebs- und Finanzwirtschaft konn-
te den LPG Typ I als Mitgliedsbetrieben beratend zur Seite stehen und trug damit zu ihrer 





Hinsichtlich der Erarbeitung von Selbstkostenrichtwerten und Berechnung innerbetriebli-
cher Futterpreise hatte sich 1966 eine LPG Typ I im unteren Bobritzschtal einen Namen 
gemacht. Die LPG „Agricola“, Typ I, Niederschöna, verfügte bereits über solche Selbst-
kostenanalysen und Preise bei Futtererzeugung, was für eine LPG Typ I beachtlich war 
und als gutes Beispiel der „Anwendung der sozialistischen Betriebswirtschaft“ im Sinne 
der Agrarpolitik gewertet wurde.148  
 
Die Übersicht vermittelt einen Eindruck über die Größenordnung der ökonomischen Kenn-
zahlen der LPG Niederschöna.149  
 
Futterkultur Kosten Ertrag Grundpreis Zuschlag für  Akkumulation 
  Verkaufs- 
  preis 
 MDN /ha dt/ha MDN/dt MDN/dt MDN/dt 
Getreide 1.100 33 34,00 15,50 49,50 
Kartoffeln 2.150 220 9,80 3,90 13,70 
Futterrüben 1.690 800 2,10 1,60 3,70 
Rübenblatt 290 280 1,10 1,60 2,70 
Futterklee 755 450 1,90 2,20 4,10 
Futtergemenge 900 400 2,25 1,60 3,85 
Mais 780 400 1,95 1,60 3,55 
Futterroggen 680 22 3,00 1,60 4,60 
 
Gleichermaßen hatte die LPG „Agricola“, Typ I, ein Prämiensystem für die Brigaden der 
Feldwirtschaft entwickelt, wonach gegenüber der Ausgangsertragsleistung Planangebote 
bzw. Ertragssteigerungen geldwert honoriert werden konnten. Das Beispiel Getreide ver-
















33 3,- 4,- 5,- 6,- 7,- 8,- 9,- 
34  3,- 4,- 5,- 6,- 7,- 8,- 
35   3,- 4,- 5,- 6,- 7,- 
36    3,- 4,- 5,- 6,- 
37     3,- 4,- 5,- 
38      3,- 4,- 
39       3,- 
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Außerdem beteiligte die LPG ihre Brigaden an außerplanmäßigen Mehrerlösen und Ein-
sparungen an geplanten Kosten, vor allem des AE-Verbrauchs, mit bis zu 3 %. Diese Be-
träge erhöhten das persönliche Einkommen der Arbeitskräfte und galten als ein echter  
„ökonomischer Hebel“ im Sinne des neuen ökonomischen Systems. 
 
Das Niederschönaer System war noch vielschichtiger aufgebaut. Die Kostenanalyse führte 
auch zur Überlegung, Futter für die private Viehhaltung kollektiv anzubauen, da sich hier-
bei eine Kosteneinsparung je dt Grünmasse von 0,68 MDN ergeben würde. Ob die Lei-
stungssteigerung der benachbarten LPG „Otto Buchwitz“, Typ III, Niederschöna, 150 auf 
das NÖS zurückzuführen war, wie es die LPG zur agra 1967 veröffentlicht hatte, oder ob 
hier andere produktionssteigernde Faktoren eine Rolle spielten, kann im Rahmen dieser 
Studie nicht beurteilt werden.  
 
Weitere Beispiele des kooperativen Weges bieten einige, nachstehend aufgeführte, nach 
vorherigen Zusammenschlüssen entstandene LPG im Bezirk Karl-Marx-Stadt. 
 
- In Neukirchen, Kr. Freiberg, verschmolzen die LPG „Saat und Ernte“, Typ I, Neukir-
chen, mit der LPG „Ernst Thälmann“, Typ III, Neukirchen. Die vereinigte LPG Typ III 
bildete am 01.01.1974 mit der LPG Typ I und Typ III in Hirschfeld, der LPG „Einheit“, 
Dittmannsdorf, Typ III, und der LPG „Junge Pioniere“, Typ III, Reinsberg, die KAP 
„Freiberg-Nord“, welche in der dritten Etappe der LPG-Entwicklung am 24.02.1978 zur 
LPG-P „Freiberg-Nord“ umgewandelt wurde.151 
- Die LPG „Vorwärts“, Typ III, Großwaltersdorf, Kr. Flöha, am 01.01.1966 durch Verei-
nigung mehrerer LPG, auch Typ I, gebildet, trennte sich am 31.12.1972 in die KAP und 
die „Rumpf“-LPG „Vorwärts“, Typ III. Aus der „Rumpf-LPG“ mit Tierproduktion ent-
stand zum 01.01.78 die LPG-T, „Vorwärts“, Großwaltersdorf. Aus der KAP ging zum 
01.01.1978 die LPG-P Großwaltersdorf hervor.152  
- Kurz nach der Verschmelzung der beiden LPG Typ I Gränitz und Langenau, Kr. Brand-
Erbisdorf, zu einer neuen LPG Typ I am 01.01.66 ging diese in die neue KOG          
„VII. Parteitag“ über.153   
- 1968 schloss sich die LPG „Vereinte Kraft“, Typ III, Frankenstein, Kr. Flöha, in wel-
cher bis 1964 zwei LPG Typ I aus den Nachbardörfern (durch Verschmelzung) aufge-
gangen waren, der bereits bestehenden KOG „Tierzucht“ Oederan, Kr. Flöha, an.154 
  
„Kleinbobritzscher Weg“ (6. Anstrich, S. 473) 
 
Einen besonderen Weg, um die Probleme der LPG Typ I zu lösen und die besseren Mög-
lichkeiten, die Spezialisierung und Konzentration boten, zu nutzen, schlugen 1965 die 
Bauern der LPG „Bobritzschtal“, Typ I, Kleinbobritzsch bei Frauenstein im Kreis Brand-
Erbisdorf ein. Die Ursachen der Probleme bestanden in einer gewissen Überalterung und 
fehlenden Bereitschaft der Nachkommen der Mitglieder, in der Landwirtschaft zu verblei-
ben. Darüber hinaus belastete das Nebeneinander von kleinstrukturierter Feld- und Vieh-
wirtschaft kräftemäßig die bäuerlichen Familien. 
 
Bis zum Jahresende 1964 wirtschafteten in Kleinbobritzsch zwei LPG: die LPG „Bobritz-
schtal“, Typ I, mit 170 ha LN und die LPG „Freier Bauer“, Typ III, mit 240 ha. Zum 
01.01.1965 entschlossen sich beide LPG, die Feldwirtschaft gemeinsam zu betreiben, wo-
bei die LPG Typ I einen Teil des Viehs kollektivwirtschaftlich und einen Teil noch privat 




Trotz Wirtschaftswachstum bei der LPG seit der Gründung und einer beachtlichen Markt-
produktion bestand bei weiterem Wirtschaften nebeneinander auf der gleichen Dorfgemar-
kung und angesichts des aktuellen Entwicklungstrends der Landwirtschaft in der DDR die 
Gefahr der Stagnation. Beide LPG waren mit mehreren Mängeln behaftet: 
- Ausstattung der LPG Typ I mit zwei 36-PS-Traktoren „Famulus“, welche einen hohen 
Besatz am Mot-PS/ha LN ergaben, trotzdem im Betrieb nicht ausreichten 
- Ausstattung der LPG Typ III mit acht Traktoren, welche im Arbeitsablauf unentbehrlich 
waren, aber keine Auslastung erreichten und zu hohen Kosten führten 
- Hängige Flächen mit starker Zersplitterung. In der Gemarkung Kleinbobritzsch arbeite-
ten trotz bisheriger Schlagzusammenlegung beide LPG mit insgesamt 409 ha LN auf 
160 Schlägen, was einer durchschnittlichen Schlaggröße von nur 2,6 ha entspricht 
- Unterbringung von 140 Stück Milchvieh in sechs Ställen, d. h. 23,3 Kühe/Stall in der 
LPG Typ III mit Hauptproduktionsrichtung Rinder 
- Beschäftigung von ca. 50 % der Mitglieder der LPG Typ III in der Viehwirtschaft 
- Fehlender Neubau von modernen Stallungen 
- Bei der LPG Typ I verhielt es sich ebenso 
- Konflikt in den Typ I-Betrieben zwischen privater Viehhaltung und kollektiver Feld-
wirtschaft, wobei die tägliche Arbeitszeit bis zu 16 h betrug 156  
- Ankündigung von Betriebsaufgaben in der LPG Typ I 
 
Unter diesen, nicht wesentlich von der ursprünglich einzelbäuerlichen Wirtschaftsweise 
abweichenden Bedingungen hätten kooperative Beziehungen zwischen beiden LPG keine 
Vorteile gebracht. Vonseiten der LPG Typ I wurden deshalb zwei Möglichkeiten erwogen, 
nämlich das Vieh „genossenschaftlich“ zu halten oder dem Typ III beizutreten. 
Beide Varianten mussten verworfen werden, da 
- die LPG Typ I einen „genossenschaftlichen Stall“ hätte bauen müssen, was bei der 
Fondszuführung von 70–80 MDN/ha nicht finanzierbar gewesen wäre, 
- die LPG Typ III ebenfalls über veraltete Ställe und keine zusätzlichen Kuhplätze zum 
Auffangen der Typ-I-Bestände verfügte und 
- einige Typ-I-Bauern vorläufig noch nicht bereit waren, ihre private Viehhaltung aufzu-
geben und von einer der beiden LPG bewirtschaften zu lassen. 
 
Dennoch ging von der LPG Typ I in Person des LPG-Vorsitzenden die Initiative aus, einen 
Kompromiss zwischen LPG Typ III und Typ I zu schließen sowie die Entwicklungspro-
bleme der beiden relativ kleinen LPG als gemeinsames Problem zu lösen.  
 
Nach umfangreichen Aussprachen in beiden LPG wurde dieser Kompromiss von den Mit-
gliederversammlungen per 01.01.1965 beschlossen und im Februar 1965 in die Tat umge-
setzt.157 Er bestand darin, dass 
- die Nutzflächen beider LPG zusammengelegt und nach einer einheitlichen Fruchtfolge 
gemeinsam bewirtschaftet wurden, 
- die mobile Technik gemeinsam eingesetzt wurde, 
- die private Viehwirtschaft der Typ-I-Bauern, die nicht in die kollektivwirtschaftliche 
Haltung überführt werden sollte, beizubehalten, 
- deren Futterversorgung über die LPG bzw. die „genossenschaftliche Viehwirtschaft“ 
übernommen wurde, 
- die Option für den späteren Übergang in „genossenschaftliche Viehhaltung“ bestand,  
indem das übrige Vieh kollektiv gehalten werden konnte und 




Auf diese Weise entstand eine damals fälschlicherweise als „Mischtyp“ bezeichnete LPG, 
die nicht in den Musterstatuten und im LPG-Gesetz vorgesehen war, aber im damaligen 
Sprachgebrauch „LPG Typ III mit Typ-I-Anteil“ genannt wurde. Juristisch gesehen han-
delte es sich jedoch um einen Anschluss im Sinne des geltenden Agrarrechts. Dabei wurde 
die LPG Typ I aufgelöst und brachte ihr gesamtes Vermögen in die LPG Typ III ein.158       
  
Die Typ-I-Bauern traten somit einer größer gewordenen LPG Typ III, die noch private 
Viehhaltung umfasste, bei. Für die Mitglieder der LPG „Freier Bauer“, Typ III, Klein-
bobritzsch, galt das von ihnen entwickelte Modell als eine LPG Typ III mit Typ-I-Anteil. 
Juristisch gesehen ist dieses Modell als LPG Typ III mit Typ-I-Anteil, d. h. privater Vieh-
wirtschaft, zu bezeichnen. Es handelt sich hierbei um den Zusammenschluss zweier LPG 
unterschiedlichen Typs unter Anerkennung der Vermögenswerte beider LPG.159 Die neue 
LPG behielt die Bezeichnung „Freier Bauer“, Typ III, Kleinbobritzsch. Aus diesem Grun-
de lag nicht der Tatbestand der Verschmelzung vor.160   
 
Der Betriebsspiegel der „neuen“ LPG verdeutlicht die beiden Komponenten der Vergesell-
schaftung der Produktion mit dem „neuen LPG-Modell“.161  
 
Der Anschluss regelte und löste wenigstens drei Einzelprobleme: 
- Es wurde ein Futterpreis vertraglich vereinbart, der bei der Futterversorgung der priva-
ten Viehhaltungen gleich hohe finanzielle „genossenschaftliche“ Fondszuführung für  
alle Mitglieder sicherte. Somit sollte ein Akkumulationsbeitrag erbracht werden, sodass 
in naher Zukunft ein moderner Milchviehstall, der alle ca. 220 Kühe von beiden LPG 
aufzunehmen in der Lage war, von der LPG gebaut werden konnte  
- Fünf Typ-I-Mitgliedsbetriebe traten mit ihrem Boden, Inventar und dem gesamten Vieh 
in die LPG Typ III ein. Dafür wurden private Ställe als Zwischenlösung zur Aufnahme 
des Viehs ausgebaut 
- Acht Typ-I-Mitgliedsbetriebe behielten die private Viehhaltung bei. Zur Wahrung der 
Rechtsnormen wurde dafür das Statut der LPG Typ III um Ziffer 12 (I) ergänzt: „Das 
Vieh kann so lange individuell (privat M. J.) gehalten werden, bis genügend genossen-
schaftlicher Stallraum geschaffen worden ist“ 
 
Die Mitglieder der LPG Typ III verfügten über ein Betriebsvermögen von 1.328 MDN/ha, 
hingegen die der LPG Typ I lediglich über 229 MDN/ha. Die Differenz von 1.099 MDN je 
ha resultierte nicht aus wirtschaftlichem Unvermögen, sondern aus der allgemeinen, in den 
LPG Typ I üblichen geringen Fondszuführung und relativ hohen Konsumtion. (Aus diesem 
Grunde übergab der Staat die MTS-Technik im Gegensatz zu den LPG Typ III nicht kos-
tenlos an die LPG Typ I.) Aufgrund der Differenz forderten die Mitglieder der LPG Typ III 
einen gesicherten Fondsausgleich. Die privaten Viehhalter mussten angehalten werden, in 
gleichem Maße – quasi im Solidarprinzip – wie die anderen Mitglieder in „genossenschaft-
liche“ Fonds einzuzahlen. Die Mitglieder der LPG Typ III hatten ehedem bei LPG-Eintritt 
500 M/ha Inventarbeitrag eingezahlt. Die neu hinzukommenden Mitglieder der LPG Typ I 
dagegen mussten 800 MDN/ha lt. Statutergänzung, Ziffer 18 (2), zahlen. Mit dem Mehrbe-
trag fand der Fondsausgleich statt.162 Die privat verbliebenen Viehhalter erbrachten die 
Einzahlung (für künftige Investitionen der Viehwirtschaft) über einen höheren Futterpreis, 
als den für die erweiterte LPG errechneten Preis. 
 
Die fünf von 13 Typ-I-Mitgliedsbetrieben, die ab 1965 mit ihrem Vieh der LPG Typ III 
beitraten, zahlten 800 MDN/ha Inventarbeitrag. Damit verringerte sich die Differenz zum 
kollektivwirtschatlichen Vermögen von 1.099 MDN/ha auf 299 MDN/ha. Die Restdiffe-
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renz glichen sie mit 8.000 MDN Mehrproduktionsprämie für das Jahr 1964 und der Ver-
rechnung von 16.000 MDN Kosten für die 1964 geleistete Herbstbestellung aus. Ohne die-
se beiden Anrechnungen hätten die Typ-I-Bauern tatsächlich 1.100 MDN/ha einbringen 
müssen, um als gleichberechtigte Partner eintreten zu dürfen. 
 
Durch die zusammengeführte Feldwirtschaft war mit geringerem Arbeitsaufwand und hö-
herer Auslastung der mobilen Technik auf den vergrößerten, neu gestalteten Schlägen zu 
rechnen. Um gleiche Anteile eines jeden Mitgliedes der vereinigten LPG bei der Arbeit in 
der kollektiven  Feldwirtschaft zu gewährleisten, wurde eine neue Arbeitsordnung der LPG 
Typ III erstellt. Darin regelten die LPG-Mitglieder Arbeitsbeteiligung, Normen, Verant-
wortlichkeit und andere arbeitsorganisatorische Notwendigkeiten sowie den Vorrang der 
kollektiven vor der privaten Arbeit. Ferner sollte im Falle von Pflichtverletzung bei der 
„genossenschaftlichen“ Arbeit durch LPG-Mitglieder eine Erhöhung der Futterpreise wirk-
sam werden. 
 
Die Futterverteilung wurde nach dem Hektarschlüssel vorgenommen. Jeder der acht noch 
privat viehhaltenden Betriebe erhielt den gleichen Grünlandanteil, der nicht kollektiv-
wirtschaftlich bearbeitet wurde. Die durch die erweiterte LPG gewährte Hilfe bei der Ernte 
wurde mit 80 % des ehemaligen MTS-Tarifs berechnet. Diese Tarife waren ohnehin staat-
lich gestützt worden und dürften daher wertmäßig unter den Selbstkosten, die bei der Fut-
terversorgung der privaten Viehhaltung entstanden waren, gelegen haben. 
 
Das Ackerfutter wurde kollektiv und als Bestandteil der einheitlichen LPG-Fruchtfolge 
angebaut, aber privat geerntet. Die vergrößerte LPG teilte dafür jedem der acht Viehhalter 
eine Parzelle des genossenschaftlichen Futterschlages entsprechend des Anbauverhältnis-
ses, der Durchschnittserträge und seiner ursprünglichen Betriebsgröße zu. 
 
Gleiches traf bei der Verteilung von Getreide und Kartoffeln zu. An folgendem Beispiel 
soll die Futterverteilung aufgezeigt werden: 
 
LN von 8 privaten Viehhaltern  117,68ha 
Sommergerstenfläche gemäß Anbauverhältnis der  
LPG (anteilig) 
 11,16ha 
x -Ertrag  30dt/ha
Bruttoertrag Sommergerste anteilig  334,8dt 
Abzüge für Saatgut und Reservefonds  ./. 39dt 
Abzüge für Staatsplanauflage  ./. 23dt 
Zwischensumme Bruttoertrag  (272,8dt) 
Hektar-Verteilung 272,8 dt : 117,66 ha  2,32dt/ha
 
 
Demnach konnten je Hektar eingebrachter LN des privat viehhaltenden Betriebes 2,32 dt 
Sommergerste an den privaten Viehhalter ausgegeben werden. Gleichermaßen wurde mit 
anderen Getreidearten und Kartoffeln verfahren. 
 
Über die gegenseitige Verrechnung der entstandenen und erbrachten Leistungen, insbeson-
dere des Futters, gibt nachstehende Übersicht, die für die konkreten Fälle im Jahr 1965 ver-
































































































































































































 ha AE MDN MDN MDN GE MDN MDN MDN MDN
 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
Liebscher, 
Heinz 9,32 281 3.379 77 3.455 72,38 150 4.493 1.038 1.234 
Schröder, 
Werner 8,98 221 2.655 - 2.655 69,13 150 4.288 1.643 811 
Börner, 
Paul 10,81 289 3.468 68 3.531 83,75 225 5.250 1.719 569 
Lohse, 
Manfred 14,15 245 2.939 102 3.041 109,13 150 6.098 3.656 3.211 
Haustein, 
Kurt 12,98 223 2.674 13 2.687 99,88 150 6.143 3.455 2.826 
Zimmermann, 
Herbert 18,05 596 7.104 94 7.248 139,13 225 8.573 1.325 1.902 
Herklotz, 
Karl 19,74 286 3.430 278 8.708 152,25 150 9.285 5.577 5.021 
Küchenmeister, 
Kurt 23,68 582 6.380 210 6.590 184,88 300 11.393 4.803 3.509 
 
Den privaten Viehhaltern wurden ihre Tätigkeiten in der Feldwirtschaft, wie bei allen an-
deren LPG-Mitgliedern, ebenfalls in Form von AE vergütet, da sie nicht nur in ihrer eige-
nen Viehhaltung arbeiteten. Aus vorstehender Übersicht ist zu ersehen, dass 1965 bereits 
die vereinigte LPG 12 MDN/AE zu zahlen in der Lage war, ein zu jener Zeit respektabler 
Betrag. 
 
Hinsichtlich der Fondsbildung der vereinigten LPG musste die Akkumulation beider zu-
sammengeschlossener LPG in Übereinstimmung gebracht werden, da Ungleichheiten in 
den Rücklagen bei den Partnern vorlagen: 
   LPG Typ I bis 1964 x  = 75 DM/ha 
   LPG Typ III     1964 > 300 DM/ha 
   vereinigte LPG Typ III    
   (im ersten Jahr des Zusammenschlusses und    
   unter Mitwirkung der acht privaten Viehhalter) 1965 420 MDN/ha 
 
Die Akkumulation erbrachte die vergrößerte LPG demnach über den Futtermittelpreis. Der 
Futtermittelpreis betrug 1966 35 MDN/GE als Grundpreis. Da die privaten Viehhalter das 
Futter von den Grünland- und Ackerfutterflächen selbst abernteten und nur einen Teil der 
Akkumulationssumme über den Grundpreis erbringen konnten, ermittelte die LPG den 





Das bedeutete, dass jede GE, die die LPG lieferte, mit 60 MDN in Rechnung gestellt wer-
den musste. Damit erbrachten die privaten viehhaltenden Betriebe den gleichen Anteil am 
Vermögenszuwachs der neuen LPG wie alle anderen Mitglieder. Auf diese Weise sicherten 
sich die LPG vom Typ I ihren „Eintrittspreis“ in die LPG Typ III, und hierin bestand die 
Quintessenz des Modells „Kleinbobritzscher Weg“. 
 
Das Resümee und den ökonomischen Erfolg des Verfahrensweges veröffentlichte das 
„Bauernecho“ am 11.02.1966.164  
 
In der Feldwirtschaft wurde eine Schlaggröße von x = 8 ha erreicht, und 1965 lag die Aus-
lastung des Mähdreschers (E 175) bei 160 ha und Jahr und damit über dem Durchschnitt 
der DDR. 165  
 
Die Marktproduktion Viehwirtschaft der 1965 gemeinsam wirtschaftenden LPG erhöhte 
sich gegenüber den beiden LPG von 1964 in allen Positionen und stieg von 27,3 auf 32,8 
GE/ha, unberücksichtigt der Ergebnisse der Feldwirtschaft, die in etwa gleicher Höhe ge-
legen haben könnten. 
 
Die Marktproduktion Viehwirtschaft der acht privaten Viehhalter stieg von 31,6 auf 34,8 
GE/ha. 
 
Die privaten Viehhalter vervielfachten ihre Akkumulation und leisteten damit einen 
gleichwertigen Beitrag wie ihre Kollegen, die das Vieh von Anfang an in die „genossen-
schaftliche“ Haltung eingebracht hatten.166 
 
Die Konsumtion der neuen LPG stieg neben der Akkumulation, welche sich in drei Jahren 
verdoppelt hatte, von 5.322 MDN/Ak auf 7.170 MDN/Ak, was einem guten persönlichen 
Monatseinkommen von rd. 600 MDN entsprach. 
 
Im Jahre 1968 wurde in Kleinbobritzsch die erste Ausbaustufe eines LPG-eigenen Milch-
viehstalles mit 110 Kuhplätzen fertiggestellt und in Nutzung genommen.167   
 
Die neue vergrößerte LPG entwickelte sich weiter, indem 1968 sieben von acht Typ-I-
Bauern, die ihr Vieh 1965 noch privat gehalten hatten, dieses in die Kuhställe der LPG 
einbrachten. Ein Bauer behielt das Vieh noch privat auf seinem Hof.168  
 
Die Schritte der zwei LPG auf dem „Kleinbobritzscher Weg“ erleichterte beiden Partnern 
die Tbc-Freimachung der Rinderbestände, welche zu der Zeit in der DDR noch nicht abge-
schlossen war. 1965 mussten in beiden LPG immerhin 45 % aller Kühe als positive Rea-
genten registriert werden. Trotz der Abnahme der arbeitsfähigen Mitglieder konnte die 
vereinigte LPG ihre Staatsplanauflagen erfüllen.  
 
Das Modell nannte sich bis zum Jahre 1969 „Kleinbobritzscher Weg“, eine Bezeichnung, 
die in die offizielle Fachkommunikation der DDR einging. Dieser Terminus verlor sich 
später, obwohl das Modell und sein juristischer Status bis zur Umwandlung der LPG 1990 
überlebt hatten. 
 
Die Verfahrensweise nach dem „Kleinbobritzscher Weg“ wurde vonseiten der staatlichen 
Leitung und der staatlichen Medien auch als „Kooperation“, „neue LPG“ oder „Zusam-
menschluss zweier LPG“ bezeichnet, aber nie als Anschluss einer LPG Typ I an eine LPG 
Typ III, wie es aufgrund des Beitrittes einer LPG zur anderen richtigerweise hätte heißen 
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müssen. Nahezu alle der zahlreichen LPG Typ I des Kreises Brand-Erbisdorf, bis auf zwei, 
arbeiteten auf diese Weise mit der Feldwirtschaft einer LPG Typ III zusammen. Den 
„Kleinbobritzscher Weg“ wählten im Kreis 1966 z. B. die LPG „Einheit“, Lichtenberg, 
Typ III, und LPG „Gimmlitztal“, Lichtenberg, Typ I, LPG „Saidenbach“, Mittelsaida, Typ 
III, und die LPG „Einigkeit“, Typ I, Obersaida.169  Die LPG „Bergheimat“, Typ I, Frauen-
stein, bildete innerhalb ihres Betriebes ebenfalls einen „Typ-III-Anteil“, um wirtschaftlich 
schwächere, personell überalterte Betriebe von der privaten Viehhaltung zu entlasten.  
 
Weitere Beispiele dieses Modells, die begrenzten politischen und ökonomischen  Möglich-
keiten im Staat ausnutzend, wurden aus dem Bezirk Gera (Thüringen), der LPG „Landhei-
de“, Neusorge, der nordöstlichsten LPG des Bezirkes Dresden und aus Burkersdorf im 
Bezirk Karl-Marx-Stadt, überliefert.170 Auch die LPG Typ III und die zwei LPG Typ I in 
Conradsdorf, Kr. Freiberg, übernahmen den „Kleinbobritzscher Weg“.171  
 
In der offiziell-politischen Bewertung des Modells gestand die staatliche Leitung den An-
wender-LPG lobend zu, den „Kleinbobritzscher Weg“ als Schlussfolgerung der Beratun-
gen des VIII. Deutschen Bauernkongresses (vom 28.02.–01.03.1964 in Schwerin) und als 
Vorbereitung auf den IX. Deutschen Bauernkongress, der 1966 in Berlin stattfinden sollte, 
gegangen zu sein. 
 
Da die Weiterentwicklung der LPG Typ I zum dringenden Problem geworden war und 
einer Lösung, die aber auf „genossenschaftlicher“ Basis beruhen musste, bedurfte, lagen 
die Lösungswege im Interesse der staatlichen Verwaltung. Der „Kleinbobritzscher Weg“ 
ging daher nicht nur auf die Initiativen des Vorsitzenden Waldemar Kempe und des Pro-
duktionsleiters der LPG Typ III, Berthold Schmid, sondern auch auf die Unterstützung des 
RLN des Kreises Brand-Erbisdorf in persona der Funktionäre Alfred Gersten und Siegfried 
Spiller zurück. 
 
LPG Typ I im Übergang von einer KOG zu spezialisierten Betrieben der Pflanzen- und 
Tierproduktion (7. Anstrich, S.473) 
 
Die LPG Typ I als juristisch selbstständige Betriebe befanden sich am Ende der sechziger 
Jahre, der zweiten Etappe der LPG-Entwicklung, häufig als Partner in einer KOG. Im Lau-
fe des weiteren Entwicklungsprozesses gingen diese LPG Typ I gewissermaßen automa-
tisch und als Folge eines weiteren fortlaufenden Umwandlungsprozesses in juristisch 
selbstständige Betriebe der Pflanzen- oder Tierproduktion über.  
 
Beispiele zu diesem Lösungsweg werden auch unter dem Begriff Kooperativer Weg (vgl. 
5. Anstrich, S. 479) angeführt. Da die LPG Typ I nach Ablauf der zweiten Entwicklungs-
etappe der LPG, spätestens jedoch nach dem VIII. Parteitag der SED 1971, mit der Um-
formung in juristisch selbstständige kooperative Verbünde bzw. getrennte spezialisierte 
LPG, welche als Typ III firmierten, automatisch ihre betriebliche Selbstständigkeit und 
ihren Status als Typ I verloren, wird dieser Weg als siebte Variante der LPG-Typ-I-
Entwicklung angegeben. 
 
Übergang (Anschluss) einer LPG Typ III in eine LPG Typ I (8. Anstrich, S. 473) 
 
Bei der Entwicklung der LPG im Allgemeinen und der LPG Typ I im Besonderen darf 
man sich nicht von der Vorstellung leiten lassen, dass der Typ III von vornherein und im 
Denken der LPG-Mitglieder als der „höhere“, vor allem der wirtschaftlich erfolgreichere 
488 
 
LPG-Typ angesehen worden sei, wenngleich die sozialistische Agrarpolitik diesen  als den 
fortschrittlicheren und den zukunftsweisenden Typ ansah. Letzten Endes sollten gemäß 
Wunschdenken der Partei alle LPG nach einer Konsolidierungsperiode den    Typ III gewis-
sermaßen als die höchste Stufe der sozialistischen Umgestaltung der bäuerlichen Landwirt-
schaft erreichen. Dieser Prozess der totalen sozialistischen Umgestaltung sollte die Basis für 
weitere agrarpolitische Schritte im Rahmen der Vollendung des Sozialismus in der DDR 
bilden. Umso verwunderlicher erscheint die Tatsache, dass es in der sogenannten Festi-
gungsperiode auch LPG Typ III gab, die nicht die von der Agrarpolitik gestellten Festi-
gungsziele zu erreichen in der Lage waren. Deshalb suchten sich solche LPG mit Billigung 
der kreislichen Behörden der SED und der Landwirtschaftsverwaltung den Anschluss an 
eine wirtschaftlich erfolgreichere LPG, und zwar eine Typ I in ihrem      Umfeld. 
 
Ein solches Beispiel wird in der zeitgenössischen Literatur der DDR beschrieben.172 Ohne 
dass der Fall konkret lokalisiert wurde, behandelt der Autor, ursprünglich selbst Vor-
sitzender der betreffenden LPG Typ I im mittleren Teil des Bezirkes Leipzig, den Werde-
gang einer LPG Typ III, die am Ende der „Festigungsperiode“ aus mehreren LPG Typ I 
und einer beitretenden LPG Typ III hervorgegangen war, sich einer LPG Typ I anschloss. 
 
Obgleich die LPG Typ III schon in den fünfziger Jahren gegründet worden war, gelang 
ihr keine betriebliche Stabilisierung. Der Wert der AE lag bei 6,- M, sodass der Staat in 
Form eines kurzfristigen Kredites 1,- M/AE der LPG „borgen“ musste. Bei einer Ausspra-
che der LPG-Leitungen in der Gemeindeverwaltung musste der Bürgermeister die Ein-
schätzung der LPG Typ III „Frischer Wind" durch ihren Vorsitzenden als „... eines So-
zialisten unwürdig“ bezeichnen. Die Situation ergab ein negatives, aber durchaus realisti-
sches Bild von vielen LPG, die zu jener Zeit ums Überleben kämpften.173 
 
Wenn auch diese Situation vom Buchautor und Zeitzeugen aus heutiger Sicht ein wenig 
übertrieben erscheint, so gibt die Schilderung doch etwas vom Zustand der vielen wirt-
schaftlich schwachen LPG vom Typ III wieder. Den meisten derartigen LPG Typ III blieb 
nur der Ausweg, sogenannten gefestigten LPG Typ III beizutreten oder sich während der 
Kampagne der „zwischenbetrieblichen Beziehungen" in die Kooperationsgemeinschaften 
zu retten. In vorliegendem Falle fühlte sich jedoch die Leitung der örtlichen und besser 
funktionierenden LPG Typ I für die Lösung der Probleme mit der LPG Typ III im Dorf 
verantwortlich. Im Sprachgebrauch der SED ausgedrückt, ging es um die „Beseitigung der 
ungerechtfertigten Unterschiede im Produktionsniveau". Im Verlaufe des Jahres 1963, es 
war erst das dritte Jahr kollektivwirtschaftlicher Arbeit für die Typ-I-LPG, erklärten sich 
nach vorerst internen Gesprächen mit dem Bürgermeister und den Typ-III-Leitungskräften 
einige Wenige der LPG-Typ I-Leitung mit einem Zusammenschluss einverstanden.174 Dem 
Bürgermeister kam die Bereitschaft der LPG Typ I zum Zusammenschluss, die 1964 so-
gar auch vom Vorsitzenden des Rates des Kreises unterstützt wurde, sehr zu Passe, in-
dem er erklärte: „Er (der Bürgermeister, M. J.) ist ja mitverantwortlich, dass auf den 
Feldern nichts verdirbt. Der ständige Einsatz von Arbeitern aus der Industrie und von 
Schulkindern kann unmöglich ein Dauerzustand sein.“175 
 
Zu Anfang 1964 hatten sich vorerst in diesem Fallbeispiel die vier örtlichen LPG Typ I 
zur LPG „Vereinte Kraft“, Typ I, zusammengeschlossen. Der Vorsitzende räumte in sei-
nem privaten Gehöft ein Zimmer, in welchem die LPG-Leitung und die Buchhalterin unter-
gebracht werden konnten. Ein LPG-Brigadier stellte einen Schreibtisch zur Verfügung. 
Jede bisherige LPG wurde zu einer Brigade erklärt. Angeblich hätten die Mitglieder 
kaum etwas vom Zusammenschluss gemerkt.176  
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Die vereinigte LPG Typ I des Ortes plante den Zusammenschluss zu Anfang des Jahres 
1964. Dabei standen Überlegungen zu der nunmehr notwendigen Flureinteilung, einer 
Flurbereinigung auf sozialistischer Weise, im Vordergrund. Die Verantwortlichen meinten: 
(Zitat) „Wir dürfen uns von den Straßen und alledem, was zwischen den Feldern liegt, nicht 
stören lassen. Wir müssen an irgendeinem Punkt anfangen und einfach vom Dorf bis an 
die Flurgrenze aller 50 ha einen Strich ziehen.“177 Das Ergebnis dieser Planungen war die 
Bildung von 15 Schlägen à 50 ha für die künftige 750-ha-LPG. 
 
Am Jahresende 1964 bereiteten die zwei LPG den Zusammenschluss mit einer gemeinsa-
men Sitzung beider Vorstände vor, indem sie nicht nur an die tägliche Arbeit, sondern für 
die Zukunft denken und das Dorf als Ganzes sehen wollten. Für die Zusammenarbeit mit 
der schwachen LPG Typ III sollte vor dem Akt der Vereinigung zwischen den Partnern 
bereits eine gemeinsame Feldwirtschaft organisiert werden. Damit waren sie in gewissem 
Sinne ihrer Zeit voraus, da solche Formen frühestens 1966 in der DDR entstanden.178 Die 
gemeinsame Feldwirtschaft begann im Sommer 1965 mit dem gemeinsamen Mähdrusch 
von 350 ha Getreide des künftigen 750-ha-Betriebes. Der Autor und Zeitzeuge vermerkt 
dazu nicht ganz ohne Stolz: „Vergeblich warteten die Angestellten vom Rat des Kreises 
auf ihren Ernteeinsatz in der LPG ¸Frischer Wind“, Typ III, um damit die Vorteile eines 
Landwirtschaftsbetriebes, der eine für diese Zeit optimale Betriebsgröße erreichen sollte, 
aufzuzeigen.179  
 
Die weiteren vorbereitenden Vorstandssitzungen und Mitgliederversammlungen ließen bei 
vielen Mitgliedern der übernehmenden LPG Typ I Skepsis und Unwillen gegenüber dem 
maroden Typ-III-Betrieb aufkommen. Immerhin hatte die LPG Typ III eine halbe Mio. 
MDN Schulden angehäuft, die auf einem Drittel des Dorfes lasteten, das entsprach      
1.500 MDN/ha. Sogenannte Hungerkühe ergaben knapp 2.000 kg Milch/Kuh und Jahr. 
Die Färsen waren nicht in der Lage, mit drei Jahren das erste Mal zu kalben. Jedes dritte 
Schwein endete beim Notschlächter oder in der Abdeckerei. 180  
 
Bei der Betriebsübernahme musste bezüglich der Vergütung ein Rückgang von           
26,- auf 18,- MDN/AE verkraftet werden. Letzteres entsprach einem Stundenlohn von         
2,60 M/h.181  
 
Nach positiven Gesprächen des Vorsitzenden der LPG Typ I, der auch Mitglied der Pro-
duktionsleitung beim KLR war, die LPG Typ III als „Sektor Typ III bei der LPG Typ I“ 
übernehmen zu dürfen, beschlossen beide LPG in Mitgliederversammlungen am 
18.12.1964 den Zusammenschluss für das darauffolgende Jahr.182   
 
Dieser Weg einer LPG Typ-I-Entwicklung gehörte eher zu den Ausnahmen. Für die 
sächsischen Regionen sind jedoch weitere derartige Zusammenschlüsse nachweisbar.183  
 
VEG mit genossenschaftlichem Anteil (9. Anstrich, S.473) 
 
Ein Sonderfall der Entwicklung von Typ-I-LPG ereignete sich im Kreis Freital, Bez. Dres-
den, zu Ende der siebziger Jahre. Es handelte sich um die Überführung mehrerer kleiner 
LPG Typ I, die sich u. a. mit Obstbau beschäftigten, am Ende der dritten Etappe der LPG-






Da die vielen kleinen LPG Typ I die Lösungsmöglichkeiten gemäß 1., 2. und 5. Anstrich 
dieses Kapitels, Seite 472 f. durchlaufen hatten und letztendlich in einem „VEG mit genos-
senschaftlichem Anteil“, wie die offizielle Bezeichnung lautete, aufgegangen waren, ist 
diese Variante als Sonderfall erwähnenswert. Sie charakterisiert auch Schachzüge von ört-
lichen Akteuren der sozialistischen Agrarpolitik zur Herausbildung großer Produktionsein-
heiten, wie sie sich im Folgenden ereigneten. 
 
Am 04.10.1952 wurde die LPG „Vorwärts“, Typ I, von 10 kleineren Einzelbauern in Bor-
then, im damals neu gebildeten Kreis der DDR Freital, Bez. Dresden, gegründet. Am 
01.01.1954 ging diese LPG zum „höheren“ Typ III über, wobei sich weitere 12 Mitglieder 
der LPG anschlossen. 1957 legte die LPG „Vorwärts“ erste Obstplantagen in Zusammen-
arbeit mit dem Institut für Obstforschung (IfO der AdL der DDR) in Dresden-Pillnitz an. 
  
Im Jahre 1960, während des „sozialistischen Frühling“, gründeten die restlichen Borthener 
Bauern die LPG „Borthener Höhe“, Typ I, mit 65,5 ha LN und elf Mitgliedern. 1963 
schlossen sich die zwei LPG und die LPG „Burgstädtler Linde“, Typ I, 1960 von zehn 
Mitgliedern mit 43 ha LN gegründet, der bereits bestehenden LPG Typ III „Vorwärts“ in 
Borthen an. Danach existierten ursprünglich bis zum Jahre 1963 in Borthen noch drei LPG 
unterschiedlichen Typs. Die LPG „Vorwärts“, Typ III, wies ein breites Anbauspektrum 
auf, da die Staatsplanauflagen es so vorgaben. Ein großer Teil des Zugkraftbedarfes wurde 
noch mit tierischer Zugkraft bei einem Bestand von 8,8 Pferden/100 LN gedeckt. Neben 
der Feldwirtschaft besaß die LPG 155 Milchkühe, 95 weibliche Jungrinder, Mastkälber, 
Mast- und Zuchtschweine, Schafe, Legehennen und Masthähnchen. Bereits 1961 entwi-
ckelte das Entwurfsbüro für Gebiets-, Stadt- und Dorfplanung des RdB Dresden „Perspek-
tiven für die Gemeinde Borthen, Kr. Freital“. Der Plan sah die Entwicklung des Obstbaues 
neben der Viehwirtschaft in der Gemeinde Borthen als Hauptproduktionsrichtung vor. Da-
bei dachten die Planer an eine Größenordnung von 100–200 ha Obstfläche. 
 
1954 gründeten die Bauern im benachbarten Bosewitz, Kr. Pirna, die kleine LPG „Junge 
Garde“, Typ III. Als im Frühjahr 1960 die Vollkollektivierung nicht mehr zu umgehen 
war, gründeten die bis dahin verbliebenen Bosewitzer Einzelbauern die LPG „Zur Erdach-
se“, Typ I, Luga, Kr. Dresden-Land, gemeinsam mit zwei Wölkauer (Kr. Pirna) Bauern. Im 
Jahre 1971 kam es zum Zusammenschluss der beiden LPG Typ I und Typ III mit der LPG 
„Junge Garde“, Typ III, im benachbarten Gorknitz, Kr. Pirna, wobei Bosewitz und 
Gorknitz bereits seit 1950 zu einer Gemeinde zusammengelegt worden waren.  
 
Im ebenfalls zu Gorknitz gehörenden Sürßen gründeten die Bauern im Frühjahr 1960 die 
LPG „Sürßengrund“, Typ I. Zur gleichen Zeit bildeten auch die Tronitzer Bauern, eben-
falls der Gemeinde Gorknitz zugeordnet, eine LPG Typ I, der sie den Namen „Schwarz-
busch“ gaben.  
 
Seit der Bodenreform wirtschafteten im gleichen Territorium zwei kleinere VEG, Gamig 
und Röhrsdorf, Kreis Pirna. Sie dienten bis 1948 als Versorgungsgüter der Roten Armee  
und wurden nach 1948 zum VEG Röhrsdorf mit ca. 300 ha LN vereinigt. Diese beiden 
kleinen VEG bildeten den Grundstock für das 1978 gegründete VEG Obstproduktion Bor-
then, Kr. Freital, mit all den genannten ursprünglichen LPG.  
 
1969 kam es zur Bildung einer kooperativen Einrichtung im Zuge der Umsetzung der Ko-
operationsideen der SED-Agrarpolitik auch in diesem Gebiet. Die Obstbaubrigaden der 





Am 21.02.1973 erging der Beschluss des RdB Dresden über Maßnahmen zur Sicherung 
der planmäßigen Konzentration und Spezialisierung der Obstproduktion, wobei weitere 
Betriebe in den Obstbau und in die kooperative Entwicklung einbezogen wurden. In dessen 
Folge wurden insgesamt fünf LPG, die in den letzten Jahren einige LPG Typ I einverleibt 
hatten, ein VEG (Röhrsdorf, Kr. Pirna), eine GPG (Kreischa, Kr. Freital) und eine Produk-
tionsabteilung des Instituts für Obstforschung (IFO) Dresden-Pillnitz schrittweise in die 
Bewirtschaftung der Obstflächen einbezogen. Für den Beschluss des RdB hatten Mitarbei-
ter der KAO eine Entwicklungskonzeption erarbeitet, die im Mai 1973 vor dem Stellvertre-
ter des Ministers für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft verteidigt und anschlie-
ßend bestätigt wurde. Die Bestätigung führte zum zentralen Beschluss des Ministerrates 
zur Perspektive der obstbaulichen Entwicklung der DDR in fünf Anbaugebieten entspre-
chend des Bedarfes an frischem und verarbeitetem Obst und unter Berücksichtigung der 
geplanten Obstimporte.185 Von den fünf geschlossenen Obstbaugebieten der DDR avan-
cierte das Gebiet Borthen-Gorknitz zum flächenmäßig drittgrößten. Es gliederte sich 
gleichzeitig in das Obstbauprogramm des Bezirkes Dresden mit 7.500 ha Obstfläche in 
weiteren geschlossenen Anbaugebieten in den Kreisen Görlitz, Pirna, Großenhain und 
Meißen ein. Am 03.04. bzw. 18.04.1974 fasste der RdB Dresden und der RdK Freital auf 
dieser Grundlage einen Beschluss über Maßnahmen zur planmäßigen Realisierung der 
Entwicklungskonzeption der KAO Borthen-Gorknitz.186  
 
Im Jahre 1974 schlossen sich die LPG Typ III von Borthen, Kr. Freital, Gorknitz, Kr. Pirn-
a, und Luga/Lockwitz, Kr. Dresden-Land, zur LPG „Obstbau“, Typ III, Borthen, Kr. 
Freital, zusammen. Auf diese Weise waren alle ehemaligen LPG Typ I des Territoriums in 
einer einzigen LPG des Typs III aufgegangen bzw., juristisch ausgedrückt, verschmolzen.  
  
Um die mit der obstbaulichen Konzeption vom Mai 1973 geforderte Erdbeerfläche ein-
schließlich der für die Rotation notwendigen Flächen in der Fruchtfolge zu gewinnen, nahm 
gegen Ende des Jahres 1976 der Leiter der KAO Borthen-Gorknitz Sondierungsgespräche 
mit den Bauern der LPG „Zur Elbinsel“, Typ I, Zschieren, Dresden-Stadtbezirk Ost, auf. 
Diese LPG ging ebenfalls auf eine Gründung aus der Zeit des „sozialistischen Früh-
lings“ 1960 zurück. Sie bestand aus acht Gründerbetrieben mit reichlich 100 ha LN. Die 
Bemühungen, diese LPG Typ I zum Eintritt in die KAO zu bewegen, beruhten auf dem 
Kalkül des KAO-Leiters, dass die elbnahen Flächen die besten Voraussetzungen für hohe 
Erdbeererträge bieten und dass im Rahmen der Umsetzung der obstbaulichen Konzeption 
des Ministerrates noch im Frühjahr 1977 mit dem Pflanzen begonnen werden könne. Zu 
dem Zweck wurde zwischen der KAO und jedem Mitglied der LPG Typ I eine persönliche 
Vereinbarung zur Betriebsübergabe an die KAO, datiert vom 16.05.1977, abgeschlossen. 
Ein weiterer Beweggrund war, dass dem Vorstand der LPG Typ I zwei Betriebsaufgaben 
von älteren Bauern angekündigt worden waren, was ebenfalls in der KAO bekannt ge-
worden war. Ohne die angekündigten Betriebsauflassungen, welche zwangsläufig eine 
Übernahme des privaten Viehs durch die anderen Typ-I-Bauern nach sich gezogen hätte, 
wäre es zu einer Ablehnung des Angebotes der KAO gekommen. Die LPG Typ I fühlte 
sich für eine Weiterexistenz noch stark genug.  
 
Der RdK Freital, in dessen Verwaltungsbereich die KAO lag, lehnte jedoch die Aufnahme 
einer LPG Typ I ab und orientierte auf die Umwandlung dieser in eine LPG Typ III. 
Infolgedessen musste auf Geheiß des RdK Freital bzw. des Ratsvorsitzenden in der LPG 
Typ I Zschieren zum Jahresende ein Mitgliederbeschluss zur Betriebsaufgabe und zum 
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Übergang in die nächstliegende größere LPG „Freundschaft" Typ III, Golberode, Kr. 
Freital, gefasst werden. Nachdem 1968 drei Zschierener Typ-I-Bauern in die LPG Typ III 
in Luga, Kr. Dresden-Land, übergewechselt waren, überführten am 12.01.1978 fünf 
Zschierener Typ-I-Bauernfamilien ihre Betriebe in die LPG Golberode. Dabei übergaben 
die Typ I-Bauern ca. 120 ha LN, die zur Rotation für 40 ha Erdbeeren ausreichten, und 
153.739 M Grund- und finanzielle sowie materielle Umlaufmittel in die LPG Typ III. 
Die LPG „Zur Elbinsel“, Typ I, Zschieren, wurde anschließend im Genossenschaftsregister 
gelöscht.187 Somit hatte ein klassischer Anschluss stattgefunden. 
 
Am 01.01.1975 bildeten die seit 1973 kooperierenden Betriebe einen weiteren und größe-
ren kooperativen Verbund. Es vereinigten sich die KAO Borthen- Gorknitz und die Koope-
rative Pflanzenproduktion (KAP), welche auf dem Territorium von drei Kreisen lagen, zur 
Kooperativen Abteilung Obstproduktion (KAO). Die Viehwirtschaft, seit Beginn der sieb-
ziger Jahre in der DDR allgemein als „Tierproduktion“ bezeichnet, übernahm ab 1974 eine 
einzige LPG. Diese LPG wurde im Jahre 1975 der LPG „Freundschaft“, Typ III, Goppeln, 
Kr. Freital, (ehemals LPG „Gebergrund“, Typ III) angegliedert. Damit fanden sich sämtli-
che ehemaligen Typ-I-Bauern in Pflanzen- bzw. Obst- und Tierproduktion getrennte Be-
trieben wieder. 
 
Die KAO erhielt 1975 vonseiten der staatlichen Leitung des Bezirkes Dresden eine hohe 
politische Aufwertung, indem sie zum Bezirksjugendobjekt erklärt wurde.  
 
Als am 01.01.1978 das VEG Obstproduktion Borthen unter Einbeziehung aller bisher ge-
nannten Betriebe und deren kooperativer Einheiten vom RdB Dresden ins Leben gerufen 
wurde, war daraus ein sogenanntes VEG mit genossenschaftlichem Anteil geschaffen wor-
den. Die ursprünglichen LPG Typ I waren auf diese Weise in einem staatlichen, bezirksge-
leiteten volkseigenen Landwirtschaftsbetrieb aufgegangen. Mit Gründung des VEG Obst-
produktion Borthen ging auch die ehemalige Typ I-LPG Zschieren auf dem Wege der LPG 
Typ III, Golberode, in diesem VEG auf.  
 
Der weiteren Entwicklung des vom Ministerrat beschlossenen Obstbaugebietes und eines 
modernen Obsterzeugers unter staatlicher Regie waren nunmehr keine Grenzen gesetzt. 
Es spielte keine Rolle mehr, dass die staatliche Leitung dem Beitritt einer LPG Typ I zu 
einer kooperativen Einrichtung nie zugestimmt hatte.  
 
Der Fall zeigt gleichzeitig, wie die staatliche Leitung im Bezirk Dresden zu jener Zeit aktiv 
und dirigistisch die Entwicklung steuerte, ohne dabei Rücksicht auf die sogenannte innerge-
nossenschaftliche Demokratie zu nehmen. Anderenorts in den sächsischen Bezirken war es 
im Gegensatz dazu durchaus üblich, dass in Kooperationen beide LPG-Typen gleichberech-
tigt als Partner zusammenarbeiten konnten. Außerdem verdeutlicht der Fall, dass zentrale 
agrarpolitische Zielstellungen nie zeitgleich und auch regional unterschiedlich mithilfe des 
Staatsapparates umgesetzt wurden.  
 
Als Begründung für die Auswahl der Betriebsform VEG im Jahre 1978 zur Erzeugung von 
Obst in einem großen geschlossenen Gebiet dienten der Anteil an volkseigenen Fonds, der 
hohe Anteil an Arbeitern und Beschäftigten, die nicht aus der LPG stammten, sowie 30 % 
volkseigener Flächenanteil. Letzteres entsprach jedoch nicht ganz den Tatsachen. Der An-
teil war geringer, aber die staatliche Leitung konnte somit eine Art Staatsbetrieb schaffen, 
der am Ende der achtziger Jahre über 2.785 ha LN, davon 1.749 ha Obst, 1.033 Arbeitskräf-
te und 99 Lehrlinge, 50 Mio. M Bruttoumsatz sowie ca. 100 Mio M Grundmittelausstattung 
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verfügte. Das VEG Obstproduktion Borthen war in neun Bereiche gegliedert. Davon waren 
66 Beschäftigte in drei nichtproduktiven Bereichen (Zentrale Verwaltung, Ökonomie und 
Buchhaltung) eingesetzt.188 Nur ca. 300 Ak (= rund 30 %) bildeten den primären, pflanzen-
baulich produktiven Bereich. Das VEG lag auf vier Kreise des Bezirkes Dresden verteilt 
und wurde von der eigenständigen Direktion volkseigener Güter bzw. vom RdB Dresden, 
Sektor VEG, gelenkt und bilanziert. Damit hatten sich eine Struktur und ein betriebswirt-
schaftlicher Aufwand, wie er seit Langem in großen volkseigenen Industriebetrieben üblich 
war, in der Landwirtschaft herausgebildet. Der Schritt zur industriemäßigen Produktion in 
der Landwirtschaft war in diesem Bereich getan und hatte einen der modernsten Landwirt-
schaftsbetriebe des Bezirkes Dresden entstehen lassen. Die ehemals selbstständigen LPG 
Typ I waren damit vorläufig in Vergessenheit geraten. 
 
Beibehaltung des Typ-I-Status bis 1990 (10. Anstrich, S. 473) 
Für die drei sächsischen Bezirke sind Fälle nachweisbar, bei denen LPG Typ I, solange es 
die LPG als sozialistische Agrarbetriebsform gab, im Typ-I-Status verblieben waren. 
 
Im westlichen Gebiet des Kreises Pirna, Bez. Dresden, z. B. hatte sich bis zum Jahre 1990, 
dem Jahr der Umwandlung der LPG in andere Rechtsformen, eine LPG von Typ I gehal-
ten, ohne dass sie in der Kooperation „Müglitztal“, des sie umgebenden Kooperations-
bereiches, integriert war. Es handelt sich um die LPG „An der Seidewitz“, Meusegast.189    
  
Eine weithin unbekannte LPG des Typs I hielt sich im Kreis Plauen, Bez. Karl-Marx-Stadt, 
bis zum Ende der DDR erfolgreich. Mit dem Jahresabschluss 1989 konnten die Typ-I-
Mitglieder auf ein betriebliches Guthaben von > 100 TM verweisen. Im März 1960 hatten 
Bauern in der 300-Einwohner-Gemeinde Schönberg, an der Grenze vom sächsischen zum 
thüringischen Vogtland gelegen, dem allgemeinen Druck folgend, eine für die damalige 
Zeit größere LPG Typ I gegründet. Die LPG umfasste 206 ha LN, davon 103 ha AL und 
103 ha GL. Bei einer Ackerzahl von x = 30 hatte sich folglich ein Grünlandbetrieb heraus-
gebildet. Die gemeinsame kollektivwirtschaftliche Feldwirtschaft nahmen die Bauern aber 
erst ein Jahr später, nach der noch privat abgeschlossenen Ernte, auf.  
 
Die LPG bestand aus 14 bäuerlichen Betrieben mit einer Durchschnittgröße von 14,7 ha 
LN. Der kleinste Betrieb verfügte über 5 ha und der größte Betrieb über 20 ha. Obwohl das 
Durchschnittsalter der Bauern im Jahre 1960 40–50 Jahre betrug, gab es nie Probleme mit 
Hofnachfolge und Abwanderung. Das Durchschnittsalter der Nachfolgegeneration betrug 
zu dieser Zeit etwa 20 Jahre. Dieser Umstand sicherte der LPG das Überleben als Typ I, da 
in fast jedem Mitgliedsbetrieb genügend Arbeitskräfte vorhanden waren, um die private 
Viehwirtschaft erfolgreich weiterführen zu können.190 Eine sogenannte genossen-
schaftliche Viehwirtschaft bestand nie. Dadurch hatten staatliche Behörden und Partei zu 
keiner Zeit „das Bein in die Tür bekommen“, um eine Umwandlung in den Typ III voran-
treiben zu können. An Versuchen dazu hat es nicht gefehlt und der Druck ließ erst 1986/87 
nach. Es gab auch Bemühungen, die Schönberger LPG Typ I in die benachbarte große 
LPG Typ III, Syrau-Rodau, Kr. Plauen, zu überführen. Gleichermaßen waren die Schön-
berger Bauern zu keiner Zeit Mitgliedsbetrieb in einer KAP oder ähnlicher kooperativer 
Einrichtungen geworden. Dass die SED in der LPG keine Mitglieder anzuwerben oder zu 
delegieren vermochte, hatte diesen Umstand stark begünstigt.191  
 
Die auf die Feldwirtschaft gerichtete kollektive Arbeit diente lediglich dem Futtermittel-
verkauf an die Mitgliedsbetriebe. Die Arbeitseinheiten wurden im Durchschnitt mit 20 M 
bewertet. Die Statistik der DDR hatte die Existenz dieser LPG nicht nachgewiesen, sodass 
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es einem glücklichen Zufall zu verdanken ist, deren Werdegang offenlegen zu können.192  
Die Ursache für das Überleben derartiger LPG ist darin zu sehen, dass es ab Mitte der 
sechziger Jahre arbeitsfähige Nachfahren der Hofbesitzer gegeben hat, die in der Lage wa-
ren, eine Viehwirtschaft auf privater Basis weiterzuführen. Die Mitglieder mussten jedoch 
die charakterliche Stärke besessen haben, auf soziale Vorteile, die die Tätigkeit in der LPG 
Typ III geboten hätte, zu verzichten. 
 
Beispiele dieser Art aus dem dritten sächsischen Bezirk, Leipzig, sind nicht bekannt ge-
worden. 
 
Selbstauflösung (11. Anstrich, S. 473) 
 
Ein nicht häufiger Fall bei der Entwicklung von LPG Typ I, der von den staatlichen Be-
hörden oft verschwiegen wurde, waren die Auflösungen von LPG kurz nach ihrer Grün-
dung im Jahre 1960 und 1961.  
 
Die LPG „Heimattreue“, Reinsberg, Typ I, Kr. Freiberg, löste sich gemäß Beschluss der 
Mitgliederversammlung im Jahre 1965 auf. Ein Teil der Mitglieder gründete eine neue, 
kleine (64 ha LN) LPG Typ I mit dem Namen „Wiesengrund“. Der andere Teil der LPG 
„Heimattreue“, Typ I, trat in die 1955 gegründete LPG „Ernst Thälmann“, Typ III, Neukir-
chen, ein.193 Für diesen Fall hatte sich im agrarrechtlichen Sinne die Folge: Auflösung – 
Neugründung – Anschluss ergeben. 
 
Übergang vom Typ I in den Typ III (12. Anstrich, S. 473) 
 
Dieser Lösungsweg wird anhand der Entwicklung der größten sächsischen LPG vom Typ I 
zum Typ III rekonstruiert. 
 
Neben der kleinsten LPG Typ I, die in den sächsischen Verwaltungseinheiten nachgewie-
sen werden konnte, der LPG „Flemingtal“, Kertitz, am Nordwestrand der Kreisstadt De-
litzsch, Bez. Leipzig, gelegen, mit nur 25 ha LN Flächenausstattung, soll auch auf die 
größte LPG Typ I des untersuchten Zeitraumes und Gebietes verwiesen werden. Sie befand 
sich in Pretzschendorf, im südlichen Teil des Kreises Dippoldiswalde, Bez. Dresden, an-
grenzend an die Kreise Freiberg und Brand-Erbisdorf des Bezirkes Karl-Marx-Stadt, in der 
oberen Zone des Osterzgebirgsvorlandes. Die Struktur des großen, bevölkerungsstarken 
Ortes kann als ausgesprochen mittelbäuerlich, auf die Verhältnisse des Osterzgebirges be-
zogen, nahezu „großbäuerlich“ bezeichnet werden. Deshalb konnten sich die Bauern in 
Pretzschendorf während der drei Kollektivierungswellen in den fünfziger Jahren vor dem 
Typ III bewahren. Im März 1957 gründeten zwei bäuerliche Familien im Oberdorf die 
LPG „8. März“, Typ I, mit 38,57 ha. Bis 1960 traten dieser LPG vier Betriebe mit 73,86 ha 
bei, sodass die LPG zuletzt 112,53 ha umfasste, was der damals in den sächsischen Bezir-
ken üblichen Typ I-Größe entsprach. 
 
Im März 1958 wurde die LPG „Neue Ordnung“ mit 67,19 ha, der 1959 noch ein Betrieb 
mit 26,70 ha zuging, gegründet. Danach umfasste die zweite LPG Typ I im Ort insgesamt 
93,89 ha. 
 
Erst während des „sozialistischen Frühlings“, 1960, unterschrieben die letzten Pretzschen-





In einer gemeinsamen Mitgliederversammlung der beiden LPG zu jener Zeit war der Ge-
danke geboren worden, aus den zwei LPG des Ortes eine gemeinsame LPG des Typs I 
unter dem Namen „Einigkeit“ zu bilden.194 Während der Mitglieder-Vollversammlung der 
beiden LPG am 29.04.1960 in der Pretzschendorfer Konsumgaststätte fassten die Bauern 
den Gründungsbeschluss für eine neue vereinte LPG „Einigkeit“, Typ I. Aus 96 einzelbäu-
erlichen Betrieben war eine LPG mit 1.213,31 ha LN und 212 Mitgliedern entstanden. So-
mit war der klassische Tatbestand einer Verschmelzung erfüllt.  
 
Das Betriebsgrößenverhältnis im Gründungsjahr der LPG „Einigkeit“ war durch folgende 
Flächenausstattung gekennzeichnet: 
größte Betriebe   31,82 bzw. 32,09 ha 
kleinste Betriebe     1,43 bzw.   1,94 ha 
 
In Größengruppen ausgedrückt ergibt sich nachstehendes Bild:195 
 
Flächenausstattung der Betriebe 
ha 
Anzahl der Betriebe 
 
> 30   2 
> 20 - 30 12 
> 10-20 32 




Von vornherein wies die LPG Typ I, anfangs in geringerem, später in zunehmendem Maße, 
einen Typ-III-Anteil auf. Mit der Übernahme von einem Privatbetrieb, einem ÖLB, im Jah-
re 1960, der echt genossenschaftlichen Jungviehweide und weiteren Flächen von nicht mehr 
bewirtschafteten Kleinstbetrieben, welche sehr häufig im Erzgebirgsvorland vorhanden wa-
ren, d. h. rd. 13 ha LN (= 10,8 % der LN der LPG), hatte die LPG den Grundstock für die 
Entwicklung der „genossenschaftlichen Viehhaltung als Typ-III-Teil“ der LPG gelegt. In 
den Jahren 1962–1968 stellten anschließend weitere 49 Betriebe mit privater Viehhaltung 
den Antrag auf Übernahme in den Typ-III-Teil und überstellten ihr privat gehaltenes Vieh 
der LPG Typ I zur kollektiven Bewirtschaftung. Es ging hierbei um Milchvieh, Mast-
schweine und weibliche Jungrinder. Letztere mußten u. a. auch aus Gründen der Tbc-
Sanierung im Dorfe separiert und konzentriert gehalten werden.196 
 
Bis 1964 vergütete die LPG die Arbeit unter kollektivwirtschaftlichen Bedingungen inner-
halb des Typs I mit 14,50 M/AE.  
 
Ein Statuswechsel trat am Ende des Jahres 1968 ein, als bereits mehr als 50 % des gesamten 
Bodenfonds der Mitgliedsbetriebe, einschließlich des ehemals privaten Viehes, kollektiv 
bewirtschaftet wurden. Der Typ-III-Teil hatte inzwischen 52,2 % erreicht. Ab Beginn des 
Jahres 1969 firmierte die LPG „Einigkeit“ bereits nicht mehr als Typ I mit Typ-III-Teil, 
sondern als LPG Typ III, aber nunmehr mit Typ I-Teil. Auch diese Konstellation der Vieh-
wirtschaft einer LPG darf mit Recht als eine Besonderheit der sächsischen Bezirke angese-





Anträge von Typ-I-Bauern beweisen, dass es im Lauf der Entwicklung nicht nur zwangs-
weise LPG-Beitritte gegeben hatte. Diese Antragssteller, noch 1959/60 einen freiwilligen 
LPG-Beitritt ablehnend, hatten 1968/69 unter sich ändernden Bedingungen ihren Hof eben-
so aufgeben müssen, wie das im Zuge der Transformation der westdeutschen Agrargesell-




Abb. 100 Anträge von LPG Typ-I-Bauern aus Pretzschendorf zur Überführung ihres Betriebes in den Typ-III-Teil der LPG Typ I 
Quelle:  Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschafts- und Dienstleistungsgesellschaft mbH, Pretzschendorf, Lkr. Sächsische 

















Abb. 101 Anträge von LPG-Typ-I-Bauern aus Pretzschendorf zur Überführung ihres Betriebes in den Typ-III-Teil der LPG Typ I 
Quelle:  Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschafts- und Dienstleistungsgesellschaft mbH, Pretzschendorf, Lkr. Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge. Aktenbestand der LPG Typ I/III Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde. Dokumente 
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Trotzdem hatte sich ein Typ-I-Anteil innerhalb der in eine Typ III umgewandelten LPG 
gehalten, welcher erst zu Ende der achtziger Jahre nicht mehr aufrechterhalten worden war. 
Es bestand bereits eine LPG Pflanzenproduktion, welche die Futterversorgung der nunmehr 
als „Rumpf“ verbliebenen LPG Tierproduktion übernommen hatte. Die LPG-T verteilte 
ihrerseits das Futter an die wenigen noch vorhandenen Typ-I-Betriebe. 
 
Ab 1969 plante die LPG eine Vergütung für ihre Mitglieder in Höhe von 10,-M/AE, wo-
bei sie in der Gruppe wirtschaftlich mittelstarker LPG vom Typ III lag. Über ver-
schiedene Gründe der Aufgabe ihres Betriebes bzw. der privaten Viehhaltung zur Über-
leitung in den Typ-III-Teil der LPG geben die Anträge der Bauern Auskunft. 
 
Die Gründe der Betriebsaufgaben lassen unter nachstehend aufgeführten Kategorien sub-
summieren: 
- Alter, Krankheit 
- fehlender Hofnachfolge 
- Übernahme von verantwortlichen Funktionen oder Tätigkeitsänderung in der LPG (z. B. 
als Traktorist) 
- Bedarf zu Erweiterung und Umbau von vorhandenen geeigneten Ställen in Gehöften von 
Typ-I-Bauern für die größere modernere kollektive Viehwirtschaft 
 
Die Betriebsübergaben an den Typ-III-Teil nahmen in Pretzschendorf einen zeitlichen Ver-
lauf wie in der nachstehenden Übersicht dargestellt ist. 
 




Gesamt -Fläche des 
Typs III 
Anteil an der   
Gesamt -Fläche 
  (ha LN) (ha) (%) 
1960/1961 - -    131,36      10,8 197 
1962 5 20,42    152,33 12,6 
1963 8 43,67    196,00 16,2 
1964 6 33,25    229,25 18,9 
1965 2 49,95    279,65 23,0 
1966 5 45,66    342,31 28,2 
1967 9 132,15    456,46 37,6 
1968 14 177,18    633,92      52,2 198 
1969 7 49,28    682,92 56,3 
1970 5 80,01    762,93 62,9 
1971–1979 25 386,35 1.149,28 94,7 
1980–1988 4                  64,03  199 1.213,31 100,0 
 
Die Anzahl von 65 Betrieben (= 67,7 % der Mitgliedsbetriebe) in der Betriebsgrößengruppe 
> 10 – < 30 ha charakterisiert die ehemalige LPG Typ I, Pretzschendorf, als eine Betriebs-
form, die auf einem soliden mittelbäuerlichen Fundament beruhte und die Voraussetzungen 
für das Erwirtschaften eines guten Betriebsergebnisses bot. Dies setzte jedoch voraus, dass 
den bäuerlichen Fähigkeiten der ehemals wirtschaftlich stabilen Mittel- und Großbauern-




Insoweit wird mit dem hier beschriebenem Entwicklungsgang auch auf die Lösungsmög-
lichkeiten gemäß S. 472 f. dieses Kapitels verwiesen, wobei das Pretzschendorfer Beispiel 
im Untersuchungszeitraum eine Kombination der Lösungsmöglichkeiten gemäß 3. und 4. 
Anstrich darstellt. 
 
- Fazit  
Alle LPG des Typ I, bis auf die Ausnahmen lt. Lösungsmöglichkeiten Anstrich 9, 10 und 
11, waren in den siebziger Jahren in KAP bzw. darauf folgende LPG-T bzw.-P integriert 
und verloren ihre Selbstbestimmung. Auch bei den seltenen Fällen der Rückverwandlun-
gen von LPG-T und- P zu bodengebundenen LPG am Anfang der achtziger Jahre erlangten 
sie ihren ursprünglichen Status nicht mehr, und die Mitglieder verblieben beim Status des 
Typs III.200 
 
3.2.2.2 LPG des Typs II 
 
Obwohl die LPG des Typs II in den sächsischen Bezirken hinsichtlich Anzahl und wirt-
schaftlicher Bedeutung kaum in Erscheinung getreten sind sowie ihre Gründungen als An-
fangserscheinung gelten können, verdient ihre vorübergehende Existenz eine Erwähnung 
im Rahmen agrarer Betriebsgeschichte.  
 
Wenige Beispiele dieses LPG-Typs, der neben der kollektivwirtschaftlichen Nutzung des 
Ackerlandes auch noch alle Zugmittel, Maschinen und Geräte umfasste, sind für den An-
fang der sechziger Jahre nachweisbar. Das Statistische Jahrbuch der DDR verzeichnete 
jedoch die Existenz von LPG des Typs II in einigen, vor allem sächsischen, Bezirken der 
DDR. Ab 1961 wurden die LPG Typ II nicht mehr gesondert in der Statistik für die gesam-
te DDR geführt, sondern mit den LPG Typ I zusammenerfasst, sodass ihr Anteil schwer 
nachvollziehbar und eine Fortschreibung nicht möglich ist. Ursache dafür war offenbar die 
Bedeutungslosigkeit ihres Anteils innerhalb der Agrarstruktur. Dessen ungeachtet weisen 
aber die Statistischen Taschen- bzw. Jahrbücher, die von den Bezirksstellen der ZtZVfSt    
herausgegeben wurden, z. T. bis in die Mitte der sechziger Jahre LPG des Typs II nach. In 
nachstehender Übersicht (vgl. Fußnote203, S. 499) wurde neben der LPG-Anzahl die durch-
schnittliche Betriebsfläche angeführt, um eine Vorstellung über die Größen einer LPG des 
Typs II vermitteln zu können. In den Übersichten (vgl. Fußnoten205-213, S. 500) werden 
LPG Typ II des Bezirkes Dresden und ihre Betriebsgrößen aufgeführt. 
 
Eine erste Erwähnung in den Statistischen Jahrbüchern der DDR finden die LPG des     
Typs II im Jahre 1952 201. Damals hatten sich 91 Betriebe mit 14.034 ha LN, davon noch    
1.039 ha (= 7,4 %) in persönlicher Nutzung, gegründet. Bis zum „sozialistischen Frühling“ 
überstieg deren Zahl nicht die des Jahres 1955. Die durchschnittlichen Betriebsgrößen be-
trugen bis zu diesem Zeitpunkt unter Einbeziehung der persönlich genutzten Fläche zwi-
schen 77,6 und 104,9 ha LN. Eine Ausnahme hinsichtlich der Flächenausstattung bildete 
die LPG „Freundschaft“, Gelenau, Typ II, Kr. Zschopau, Bez. Karl-Marx-Stadt, mit 650 ha 
LN. 
 
In diesem Zusammenhang ist es bedeutsam, dass die legendäre erste LPG der DDR, 
Merxleben, im Frühjahr 1952 gegründet, eine LPG des Typs II gewesen ist. Über den ur-
sprünglichen Status dieser LPG, die sich später in eine Typ III umgewandelt hatte, findet 





Unter dem Druck der letzten Phase der LPG-Bildung setzte ein Gründungsschub für den 
Typ II ein, der 1960 einen Gesamtbestand in der DDR von 225 LPG hervorbrachte. Die 
Gründung der LPG Typ II erfolgte aufgrund ähnlicher Motive wie beim LPG Typ I. Mit 
dem Typ II versuchten die Bauern der völligen Kollektivierung auszuweichen, um wenigs-
tens teilweise bäuerlicher Wirtschaftsweise verhaftet bleiben zu können. Der Kollektivie-
rungsdruck der Agrarpolitik in der letzten Phase der ersten Etappe der LPG-Entwicklung 
führte während des „sozialistischen Frühlings“ zu Veränderungen des Bestandes an LPG 
Typ II. 203 
 
Übersicht zur Veränderung des Bestandes an LPG Typ II in der DDR 
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< 200 ha > 200 ha – 500 ha 
1960 205 
LPG                                 Anz. 
Gesamt-LN                         ha 
x -Betriebsgröße                ha 
Mitglieder                        Anz. 
Mitglieder/Betrieb           Anz. 
      6 
   592 
      98,7 
  105 
      17,5 
      5 
  362 
      72,4 
  78 
     15,6 
      1 
  230 
     230,0 
  27 
     27,0 
1961 206 
LPG                                 Anz. 
Gesamt-LN                         ha 
x -Betriebsgröße                ha 
Mitglieder                        Anz. 
Mitglieder/Betrieb           Anz. 
     6 
  722 
     120,3 
  114 
       19,0 
     5 
  493 
       98,6 
    88 
       17,6 
      1 
  229 
    229,0 
    26 
       26,0 
 
1962 207 
LPG                                 Anz. 
Gesamt-LN                         ha 
x -Betriebsgröße                ha 
Mitglieder                        Anz. 
Mitglieder/Betrieb           Anz. 
     9 
    1.299 
    144,3 
  253 
        28,1 
      6 
   602 
    100,3 
  96 
       16,0 
      3 
   697 
    232,3 
  157 
       52,3 
 
1963 208 
LPG                                 Anz. 
Gesamt-LN                         ha 
x -Betriebsgröße                ha 
Mitglieder                        Anz. 
Mitglieder/Betrieb           Anz. 
      9 
   1.296 
    144,0 
      266 
      29,6 
      6 
  600 
    100,0 
    97 
       16,2 
      3 
  696 
    232,0 
  169 
       56,3 
 
1964 209 
LPG                                 Anz. 
Gesamt-LN                         ha 
x -Betriebsgröße                ha 
Mitglieder                        Anz. 
Mitglieder/Betrieb           Anz. 
       9 
1.224 
     136,0 
  286 
       31,8 
      6 
  527 
       87,8 
  110 
       18,3 
      3 
  697 
     232,3 
  176 
       58,7 
1965 210 
LPG                                 Anz. 
Gesamt-LN                         ha 
x -Betriebsgröße                ha 
Mitglieder                        Anz. 
Mitglieder/Betrieb           Anz. 
      7 
  937 
     133,9 
  188 
       26,9 
     5 
  445 
        89,0 211 
    89 
       17,8 
     2 
  492 
     246,0 
    99 
       49,5 
 
1966 212 
LPG                                 Anz. 
Gesamt-LN                         ha 
x -Betriebsgröße                ha 
Mitglieder                        Anz. 
Mitglieder/Betrieb           Anz. 
      7 
1.011 
     144,4 
  209 
       29,9 
     5 
 519 
      103,8 213 
  115 
       23,0 
     2 
  492 
     246,0 
  94 
       47,0 
501 
 
Die x -Betriebsgrößen lagen demnach im Bezirk Dresden in den Jahren 1961 bis 1966 
zwischen 120 und 144 ha LN. Damit rangierten sie in den Betriebsgrößengruppen wie auch 
die LPG Typ I des Bezirkes. In der Größengruppe > 500–1000 ha LN waren keine LPG 
Typ II gegründet worden. Ab 1966 sind die LPG Typ II im Bezirk Dresden nur noch in 
Größen von < 300 ha LN zu finden gewesen. Ab 1967 wurden keine LPG Typ II mehr 
getrennt von LPG Typ I in den Statistischen Jahrbüchern des Bezirkes Dresden und ande-
rer sächsischer Bezirke ausgewiesen. Es liegt die Vermutung nahe, dass im Bezirk Dresden 
ihre Anzahl bei < 5 lag und dass sie in anderen LPG des Typs I oder III bzw. in kooperati-
ven Feldwirtschaftseinheiten aufgegangen sind. Daher sind weitere Aussagen über den 
Verbleib der LPG Typ II in dem Bezirk anhand von schriftlichen Quellen kaum noch mög-
lich. 
 
Auch aus den anderen sächsischen Bezirken und der DDR sind Typ-II-Beispiele über-
liefert. 
 
Die Berichterstattung der StZVfSt, Bezirksstelle Leipzig, führte bis 1965 einen Nachweis 
über LPG Typ II nach Betriebsgrößengruppen. Demnach befand sich dieser LPG-Typ hier 
vorwiegend in der Betriebsgrößengruppe < 200 ha/LN. Daraus ist zu schließen, dass die 
Motivation zum Eintritt in eine solche LPG wie auch bei den Typ-I-Bauern zu suchen war, 
d. h. man wollte die Möglichkeit ausnutzen, sich noch einen Rest privaten Wirtschaftens zu 
bewahren. 
 
Übersicht zur Betriebsstruktur der LPG Typ II im Bezirk Leipzig 214 
 
Jahr Betriebsstruktur gesamt < 200 ha 200-500 ha 500-1000 ha
1963 
LPG                       













     30,6
    10
  892
     89,2
 154
     15,4
    3 
     1075 
  358,3 
  189 
     63,0 




     87,0
1964 
LPG                       









     11
2187
   198,8
  421
     38,3
 7
    704
100,6
 125
     17,9
 4 
    1483 
370,8 
296 







LPG                       









      9
2079
   231,0
386
     42,9
   5
575
   115,0
95
     19,0
   4 
     1504 
   376,0 
291 







Aus der Übersicht ist zu ersehen, dass 1963 im Bezirk Leipzig der größte bisher nachge-
wiesene Typ-II-Betrieb mit 512 ha und 87 Mitgliedern registriert worden war. Die kleins-
ten Betriebe existierten im Jahre 1963 mit x = 89,2 ha und 15,4 Mitgliedern je Betrieb. Bis 
1965 war die Typ-II-Anzahl im Bezirk Leipzig rückläufig, was einen Anschluss an andere 
LPG des Typs I oder III vermuten lässt. Im April 1960 verzeichnete der Kreis Döbeln im 
Bezirk Leipzig von insgesamt 165 LPG nur drei LPG des Typs II.215 
 
In den bezirklichen Statistiken von sowohl Dresden als auch Leipzig fällt der hohe Mit-
gliederbestand ab 1964 auf. Davon dürften jedoch mindestens 50 % als nicht ständig Be-
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schäftigte in den LPG Typ II geführt worden sein. Das lässt darauf schließen, dass auch in 
diesem LPG-Typ eine starke Überalterung einsetzte. Die x  Betriebsgrößen lagen zwischen 
72 und 104 ha bzw. 230 und 246 ha und nahmen damit im Laufe der Jahre nach dem „so-
zialistischen Frühling“ nicht wesentlich zu.  
 
Nach einem Bericht des MfS vom 26.03.1962 bewirtschafteten im Jahre 1962 im Bezirk 
Karl-Marx-Stadt acht LPG des Typs II 1.608 ha LN.216 Weitere Angaben zu dem Bezirk 
sind aufgrund unterlassener statistischer Erfassung nicht möglich. 
 
Das Musterstatut des Typs II sah die kollektive Nutzung des Ackerlandes und aller Zug-
mittel, auch der tierischen, sowie die private Nutzung des Viehs und des Grünlandes vor.217  
 
Dennoch lässt sich auch hier eine Vielfalt der Erscheinungsformen feststellen. In der be-
kannten LPG „Freundschaft“, Gelenau, Typ II, Kr. Zschopau, z. B. bewirtschafteten die 
Mitglieder das Grünland seit Bestehen der LPG aus arbeitsorganisatorischen Gründen be-
reits kollektiv. Außerdem verfügte die LPG als Typ II über eine für damalige Verhältnisse 
umfangreiche „genossenschaftliche Viehwirtschaft“ mit 278 Rindern, davon 64 Kühen, bei 
einer Nutzfläche von 650 ha. 1960 war die LPG im Begriff, systematisch eine Tierart nach 
der anderen in die „genossenschaftliche“ Haltung zu überführen. Die sogenannte genos-
senschaftliche Viehhaltung und die Begründung für diesen Schritt wurde unter Pkt. 3.2.2.1 
der Studie eingehender beschrieben, da es beim Typ II die auch für den Typ I üblichen 
Entscheidungswege gab. Auf diesem Wege und über eine ertragreiche kollektive Weide-
wirtschaft wurde in Gelenau der Übergang zur LPG Typ III vorbereitet.218  
 
Im Folgenden werden spezifische Probleme einer LPG des Typs II beschrieben.  
 
Zu den o. g. acht LPG des Typs II im Bezirk Karl-Marx-Stadt gehörte eine LPG in Burk-
hardtsdorf im Landkreis Karl-Marx-Stadt. Die Delegierten des Bezirkes Karl-Marx-Stadt 
zum VII. Deutschen Bauernkongress im Jahre 1962 in Magdeburg referierten über die 
Entwicklung der beiden LPG des Ortes, sodass einige Ereignisse aus dem Werdegang der 
relativ seltenen Betriebsform durch die vorbereiteten Redebeiträge überliefert sind.219 Nä-
heres dazu enthält ebenfalls der Pkt. 3.2.2.1. Dem Übergang von der LPG Burkhardtsdorf, 
Typ I, zur LPG Typ II, am 18.01.1962 von der Mitgliederversammlung beschlossen, lagen 
schon seit April des Jahres 1960 vier Besonderheiten und Widersprüche zugrunde, die für 
LPG des Typs II verallgemeinert werden können: 
- Private Haltung der Zugpferde, Futterlieferung bei Arbeitsleistung und Kostenüber-
nahme des Hufbeschlags durch die LPG 
- Maschinen und Geräte für die genossenschaftliche Arbeit wurden geschätzt, als Invent-
arbeitrag angerechnet, jedoch nicht in die LPG eingebracht, aber die Kosten für In-
standhaltung und -setzung durch die LPG übernommen 
- Aufgrund großer Unterschiede im Grünlandanteil der Mitgliedsbetriebe war es nicht 
möglich, eine gerechte Verrechnung des von der LPG gelieferten Grünfutters vorzu-
nehmen 
- Private Nutzung des Grünlandes hemmte die genossenschaftliche Aufzucht der weibli-
chen Kälber, die als künftige Jungkühe für den eventuell später einzurichtenden „genos-
senschaftlichen“ Milchviehbestand gebraucht wurden 
 
Nach „teilweise harten Aussprachen“, wie überliefert ist, hatten sich die „Mitglieder in 
Auswertung des 14. Plenums des ZK der SED“, welche der Vorsitzende des RdK Karl-





Im Protokoll des VIII. Deutschen Bauernkongresses von 1964 taucht keine LPG vom Typ 
II mehr mit einem Delegierten auf, sodass sich ihr weiterer Werdegang nicht mehr verfol-
gen lässt. 221 Später waren nur noch wenige Fälle aus anderen Bezirken der DDR bekannt 
geworden. Zum Beispiel während des IX. Deutschen Bauernkongresses vom                 
26.–27.02.1966 in Berlin referierte der Vorsitzende der LPG Typ II in Locktow, Kreis Bel-
zig, im brandenburgischen Bezirk Potsdam zu Fragen der Unterstützung der LPG Typ I 
und II durch die staatlichen Behörden. Dabei ging es jedoch vordergründig um die Einfüh-
rung der Kooperation und nicht um die LPG Typ II an sich.222  
 
Der Vertreter einer weiteren LPG Typ II meldete sich aus der Gemeinde Hessen, Kr. Hal-
berstadt, Bez. Magdeburg in Sachsen-Anhalt, ebenfalls auf dem IX. Deutschen Bauern-
kongress zur Diskussion. Diese LPG war auch aus einer LPG Typ I hervorgegangen. Sie 
hatte als LPG Typ II 1963 bereits eine „genossenschaftliche“ Haltung von Milchvieh und 
Mastschweinen aufgebaut. Aus dieser Viehhaltung hatte der Betrieb 1965 bereits 207.000 
MDN Einnahmen erzielt.223 
 
In jedem Falle war den LPG Typ II der gleiche Weg wie den LPG Typ I beschieden, des-
halb wird nochmals auf den vorhergehenden Pkt. 3.2.2.1, der sich mit den Wegen der LPG 
Typ I befasst, verwiesen. Der weitere sozialistische Umgestaltungsprozess zu spezialisier-
ten und in Pflanzen- und Tierproduktion getrennten Betrieben stand ihnen, als sie in Ko-
operationsgemeinschaften gegen Ende der sechziger Jahre eingebunden wurden, noch be-
vor. 
 
Die in der Mitte der sechziger Jahre bedeutungslos gewordene Rolle der LPG des Typs II 
genoss jedoch in den Jahre 1961 und 1962 bei der SED noch eine gewisse Wertschätzung 
als „Übergangstyp bei der Umwandlung der LPG vom Typ I zum Typ III“, als dem „voll-
endeten und höchsten“ Typ. 
 
Die an manchen Stellen der frühen DDR-Literatur zur Betriebsgeschichte und im Sprach-
gebrauch der Agrarpropaganda verwendete Bezeichnung des Typs II als Übergangsform 
vom Typ I zum Typ III ist nicht zutreffend. LPG Typ I bedurften nicht erst des Typs II bei 
ihrer weiteren Entwicklung, wie anhand der Ausführungen zu den Wegen der LPG Typ I 
klar wird. 
 
Es bleibt jedoch festzustellen, dass die Aufnahme von drei Typen einer landwirtschaftli-
chen Produktionsgenossenschaft in die Musterstatuten als Beleg für die Eigenständigkeit, 
die die agrarpolitischen Entscheidungsträger der DDR teilweise unabhängig von sowjeti-
schen Vorgaben entfalten konnten, angesehen werden kann. Im sowjetischen Kolchosmo-
dell wie auch in den LPG-ähnlichen Betrieben der Ostblockstaaten gab es keine derartigen 
Betriebsformen mit unterschiedlichen Stufen der Vergesellschaftung von Produktion und 
Arbeit. 
 
Die Steuerung der Typ-II-Entwicklung durch die SED-Agrarpolitik wird u. a. durch das 
direkte und persönliche Stellungnehmen des Ersten Sekretärs des ZK der SED offenbar. 
Die Unterstützung des Vorschlages Walter Ulbrichts zur Entwicklung „einer neuen Art der 
LPG Typ II“ durch das Komitee zur Vorbereitung des VII. Deutschen Bauernkongresses 
hatte jedoch keine bedeutenden Folgen für die LPG des Typs II. Die Hinweise Walter   
Ulbrichts im Beschluss des VII. Deutschen Bauernkongresses 1962 und der Beschlussent-
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wurf des Vorbereitungskomitees im II. Quartal 1962 224 sollten eine umfangreiche Diskus-
sion unter allen Partei- und Staatsfunktionären, Bauern, Wissenschaftlern und Kreisbau-
ernkonferenzen zum Typ II als Übergangstyp auslösen. Dabei sollten Vorschläge an den 
Nationalrat der Nationalen Front des demokratischen Deutschlands eingereicht werden. 
Der SED-Chef persönlich, wie auch der Beschlussentwurf forderten die Angehörigen der 
LPG auf, über den zu Anfang 1962 veröffentlichen Entwurf des Status „für eine neue Art 
der LPG Typ II“ zu diskutieren und alle Vorschläge an den zentralen LPG-Beirat in Berlin 
einzureichen.  
 
Wie auch zugegeben wurde, ging eine Reihe von LPG Typ I übereilt zum Typ III über, 
was Schwierigkeiten in der Marktproduktion verursachte. Walter Ulbricht erklärte dazu 
(Zitat): „Die neuen LPG Typ II sind dadurch charakterisiert, dass sich bereits das Kollektiv 
der Genossenschaftsmitglieder gebildet hat, sich weiter festigt und dass die genossen-
schaftliche Produktionsbasis sich planmäßig entwickelt… Zweck dieser neuen Form der 
LPG Typ II ist es, bei gleichzeitiger Erhöhung der Viehbestände und deren Leistungen 
planmäßig die komplizierten Aufgaben des Übergangs zum Typ III zu lösen …“225 
 
Die Agrarpolitik ging also von einem neuen LPG Typ aus, obwohl er schon vor dem „sozi-
alistischen Frühling“ existierte, d. h. von einem Übergangstyp vom Typ I zum Typ III. 
Vorerst sollte die Hinwendung zum Typ II die Probleme der Viehwirtschaft beseitigen 
helfen. Der Bauernkongress forderte von den übergangswilligen LPG Typ I über das Ein-
bringen ihrer Viehbestände und Viehzukäufe eine kontinuierliche Erweiterung der Vieh-
wirtschaft. In einem Zuge sollten sowohl Gesamtumfang als auch Erzeugungsausstoß der 
Viehwirtschaft in der DDR gesteigert werden. Bei diesem Entwicklungsschritt empfahl 
Walter Ulbricht in seiner Rede auf dem VII. Deutschen Bauernkongress, sowohl das ge-
samte Grünland als auch den Wald von den LPG Typ II zu bewirtschaften. Maschinen, 
Geräte und Zugkräfte der Typ-I-Betriebe waren in die LPG Typ II einzubringen und als 
Inventarbeitrag den Bauern anzurechnen. So sah es auch das Statut der LPG Typ II vor. 
Nebenher wurde eine „hohe Zuführung zu den genossenschaftlichen Fonds“ gefordert, um 
den „Aufbau der genossenschaftlichen Produktionsbasis aus eigener Kraft“ durchführen zu 
können.226  
 
Der Beschluss des Bauernkongresses im Frühjahr 1962 227  hob wiederholt den Typ III als 
die „höchste Form der genossenschaftlichen Produktion“ hervor, für dessen Verbreitung 
und Publizierung der Typ II dienlich sein sollte. Der Kongress verwies deshalb auf gute 
Beispiele hinsichtlich des „Standes der gesellschaftlichen Entwicklung“ und Produktivität 
wie die LPG Typ III von Oberwiera, Kr. Glauchau, Bez. Karl-Marx-Stadt, und Börln, Kr. 
Oschatz, Bez. Leipzig. Letztere LPG hatte sogar ihren Vorsitzenden Johannes Döhler in 
eine benachbarte schwache LPG delegiert. Der anfängliche, nicht kooperative Weg der 
LPG Dahlen, in welcher Johannes Döhler Vorsitzender war, wird unter Pkt. 3.1.4.2 be-
schrieben.  
 
Vom „systematischen Übergang zum Typ II“ spricht auch noch die Präambel im über-
arbeiteten Musterstatut für landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften Typ II vom 
02.08.1962, bestätigt durch Beschluss des Präsidiums des Ministerrates vom 02.08.1962, 
veröffentlicht im GBl. T. II, S. 521.228  
 
Als im Juni 1962 die SED-Bezirksleitungen der DDR in Vorbereitung des VI. Parteitages 
ihre Bezirksdelegiertenkonferenzen (vierten, M. J.) durchführten, widmeten die Delegier-
ten und geladenen Funktionäre der SED-Bezirksleitungen sowie des Zentralkomitees in 
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jedem Bezirk der Landwirtschaft, die damals noch mit vielen Problemen grundsätzlicher 
Art behaftet war, ihre besondere Aufmerksamkeit.229  
 
Anlässlich der Bezirksdelegiertenkonferenz in Cottbus (jetzt Land Brandenburg) wendete 
sich der SED-Chef Walter Ulbricht persönlich an die LPG Typ II.230 Vor den Delegierten 
nahm er Stellung zur Notwendigkeit der Überführung des Typs I zum Typ II, der als Aus-
gangspunkt eines späteren Übergangs zum Typ III genutzt werden könne. In seiner Rede 
an den letzten Konferenztagen am 01. und 02.12.1962 kritisierte Walter Ulbricht, dass 
beim Übergang vom Typ I zum Typ II im Bezirk Cottbus die Genossen der betreffenden 
SED-Kreisleitung „schematisch und dogmatisch“ auf die LPG Typ I eingewirkt hätten. Er 
beanstandete, es wäre in einigen Gebieten des Bezirkes nach Auffassung der zuständigen 
SED-Kreisleitung wichtiger gewesen, dass diese LPG „genossenschaftliche Viehhaltung“ 
aufgebaut hätten, um den Typ II bzw. später Typ III zu erlangen, als sich auf Produktions-
steigerung zu konzentrieren. Letzteres sei aber seiner Meinung nach allein der Maßstab der 
Entwicklung. Ulbrichts unvergleichlicher Redestil ist in folgendem Beitrag überliefert (Zi-
tat): „Die Hauptsache sind die Entwicklung der Produktion und ihre Steigerung und nicht 
die Formen der Entwicklung der Genossenschaften. Mit den Formen werden wir schon 
noch zurechtkommen. Die Form können wir nicht essen, aber Fleisch brauchen wir für 
unsere Ernährung.“231 Überhaupt hätten sich „Büros der Kreis- und Bezirksleitung der SED 
in einigen Bezirken Fehler, Dogmatismus, Schematismus und keine Sicht auf die realen 
Entwicklungsbedingungen“ geleistet.232  
 
So blieb es nicht aus, dass auf den Bezirksdelegiertenkonferenzen anderer Bezirke eben-
falls über den LPG-Typ-II diskutiert wurde, wie es auch von der Konferenz der SED im 
Bezirk Dresden vom 29.06.–01.07.1962 in der Görlitzer Stadthalle überliefert ist. In die 
Entschließung dieser Konferenz ist eine Reihe von agrarpolitischen Zielstellungen der 
SED-Bezirksleitung Dresden eingeflossen, die auf „Planerfüllung in allen Teilen“, höhere 
Wirtschaftlichkeit und „gute genossenschaftliche Arbeit“ hinarbeiten sollten. In einem ge-
sonderten Abschnitt unter der Überschrift „Die Entwicklung der fortgeschrittenen LPGs 
Typ I zur neuen Form des Typs II“ nahm sich die Görlitzer Entschließung ebenfalls des 
Problems der LPG vom Typ II bzw. des Übergangs von LPG des Typs I zum Typ II an 233. 
   
Der Übergang zum Typ II war auch für die SED-Delegierten des Bezirkes Dresden eine 
unerlässliche Folgemaßnahme des „sozialistischen Frühlings“, sodass die Entschließung 
die nächsten wesentlichen drei Schritte festlegte: 
- Die „gründliche politisch-ideologische Vorbereitung“ und die Beratung „mit jedem  
Genossenschaftsbauern“ 
- Erarbeitung eines „konkreten Programms zur Entwicklung von LPGs des Typs II“ mit 
fünf Grundprinzipien, z. B. Festlegung der Perspektive für jede LPG, Auswahl der mit 
dem Übergang beginnenden LPG Typ I und Einrichtung der „genossenschaftlichen 
Viehhaltung“ 
- Beauftragung des Rates des Bezirkes Dresden mit der Bildung einer Arbeitsgruppe aus 
„qualifizierten Kadern“, die speziell den Kreis Bautzen in allen Fragen des Übergangs 
zum Typ II zu unterstützen hatte. Dabei sollten die „besten Erfahrungen für weitere 
Vorhaben“ verallgemeinert werden234 
 
Die SED im Bezirk Dresden hatte sich den stark Typ-I-geprägten Kreis Bautzen in der 
Lausitz ausgesucht, um mit den dort vorhandenen geeigneten LPG Typ I Modellvorhaben 




Die weitere Entwicklung hatte jedoch gezeigt, dass dies nie zustande kam und ganz andere 
Probleme in den LPG bestanden hatten, die Partei und staatliche Leitung ernsthafter be-
schäftigten. Zum Beispiel ging es um die diskontinuierliche Versorgung der Bevölkerung 
mit Nahrungsgütern in dieser Periode.  
 
Dass es offensichtlich gewisse Unklarheiten über das Wesen des Typ II gegeben haben 
muss, selbst in der Parteispitze, geht aus einer Rede des Ersten Sekretärs des ZK der SED 
im November 1961 hervor. Während der 14. Tagung des ZK der SED vom 23.–26.11.1961 
kam der SED-Chef auf LPG vom Typ II zu sprechen, indem er von Genossenschaften des 
Typs I berichtete, die neben der privaten bereits eine „genossenschaftliche“ Viehwirtschaft 
einrichteten und damit „zu einer neuen Art der Produktionsgenossenschaft“ übergingen.235 
 
In der gleichen Rede Walter Ulbrichts ging es noch einmal um die LPG Typ II, als im Zu-
sammenhang mit Zusammenschlüssen zu Groß-LPG der „Subjektivismus einiger Funktio-
näre“ gerügt wurde. Walter Ulbricht meinte, es sei besser, „eine neue Art LPG Typ II“ zu 
entwickeln, d. h. wie schon zuvor, die Viehwirtschaft zu organisieren und sogar noch das 
LPG-Statut (Typ II) zu verändern, als Groß-LPG zu bilden und derartige Zusammen-
schlüsse vorerst weiter zu betreiben.236   
 
Die kollektive Viehhaltung bedurfte aber keiner gesetzlichen Regelung, da die Statuten des 
Typs I und Typs II diese als Option bereits enthielten.237 Laut Musterstatut bestand das 
Kriterium des Typ II im „genossenschaftlichen Eigentum“ an Zugmitteln, Maschinen und 
Geräten einschließlich Unterbringungsmöglichkeiten. Hinter dem „neuen“ oder „Über-
gangstyp“ stand jedoch, Ulbricht gab es in der Rede offen zu, das Unvermögen der sozia-
listischen Wirtschaft, für den plötzlichen Übergang vom Typ I zum Typ III „Mittel und 
Materialien“ bereitstellen zu können.  
 
Hierin zeigt sich auch ein typischer Wesenszug der Agrarpolitik der DDR, nämlich dass 
die SED schon Ende 1961, kaum dass die Kollektivierung abgeschlossen war oder gar die 
neuen LPG sich wirtschaftlich stabilisiert hatten, Kurs auf die weitere sozialistische Umge-
staltung des Bauernstandes zum total vergesellschafteten Typ III nahm.  
 
Die Theorie vom Übergangstyp zeugt eindeutig von einer gewissen fachlichen Unkenntnis 
der Parteiführung, denn LPG des Typ I verfügten damals schon über kollektive Viehbe-
stände und erweiterten diese auch, ohne je zu planen, in einen Typ II überzugehen. Die 
unklare Sicht auf den Typ II offenbaren auch die Bemerkungen in diesem o. g. umfangrei-
chen Tagungsbericht vom November 1961 (Zitat): „Es gibt LPG von einer neuen Art des 
Typ II“, und, die LPG-Entwicklung im Mittelgebirge betreffend: „Da müssen wir mit der 
gemeinsamen Weidewirtschaft beginnen und können erst dann zur genossenschaftlichen 
Viehwirtschaft Typ II übergehen. Auch hier immer schön einen Schritt nach dem ande- 
ren.“ 238  
 
Aus all diesen Untersuchungen geht hervor, dass die LPG-Entwicklung z. T. eigene Wege 
beschritt, ohne dass die Agrarpolitik richtig Kenntnis von den Vorgängen hatte oder sie 
unmittelbar steuern konnte.  
 
Nach 1963 vermisst man im Sprachgebrauch der Agrarpolitik und Öffentlichkeitsarbeit die 
These von der Notwendigkeit eines Übergangstyps zum „höchsten“ Vergesellschaftungs-
grad. Auch wenn sich die Entwicklung der LPG des Typs I und III in Richtung kooperati-
ver Einrichtungen und Gemeinschaften, die mehrere Betriebe im gesamten Primärproduk-
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tionsbereich umfassten, bewegte, so bestand der LPG-Typ II weiterhin. Selbst für das Jahr 
1968 lassen sich diese LPG noch nachweisen. Die landwirtschaftliche Statistik des Bezir-
kes Dresden erbringt den Nachweis für die Existenz von LPG Typ II in den Gemeinden 
Lauske, Kr. Bautzen, Wahnitz-Mettelwitz, Kr. Meißen (Lommatzscher Pflege), und Naun-
dorf, Schöna und Göppersdorf im Kreis Pirna (Sächsische Schweiz).239  
 
Als notwendiger Übergangstyp, wie sie von der Agrarpolitik der DDR seit der Gründung 
der ersten LPG im Jahre 1952 bis kurz nach dem „sozialistischen Frühling“ noch im Jahre 
1962 angenommen worden waren, sind die LPG Typ II niemals in Erscheinung getreten. 
Die Geschichte der LPG hatte einfach diese Umwandlungsphasen, die sich gemäß mar-
xistisch-leninistischer Beweisstrategie eigentlich gesetzmäßig vollziehen sollten, über-
rollt.240  
 
Der Irrtum der SED-Führung, die LPG Typ II als einen unerlässlichen Übergangstyp vom 
„Niederen zum Höheren“ heranziehen zu müssen, ist ein Beleg für das zeitweise Abdriften 
der Agrarpolitik von den Realitäten an der Basis. Ähnlich verhielt es sich mit anderen   
agrarpolitischen Modeerscheinungen, von denen die meisten LPG-Führungskräfte nichts 
hielten und nach Auflösung der LPG zugaben, ganz andere, nämlich elementare, materielle 
Probleme im Produktionsalltag gehabt zu haben.241 
 
3.2.3 Eigentum an landwirtschaftlichen Wirtschaftsgütern 
 
Um die Herausbildung und weitere Entwicklung der LPG im historischen und agraröko-
nomischen Sinne betrachten zu können, ist es notwendig, sich mit dem Eigentumsbegriff 
und insbesondere mit der sozialistischen Auffassung zum Eigentum zu befassen. Bei den 
folgenden Darstellungen ist es nicht unumgänglich, auf Termini der modernen Wirtschafts-





Produktion findet in Betrieben als gesellschaftliche Produktion statt. Allgemein ist festzu-
stellen, dass Betriebe wirtschaftlich, organisatorisch und sozialökonomisch gesehen die 
Grundeinheiten der Produktion sind. 
 
Abhängig vom Gesellschafts- und daher auch vom Wirtschaftssystem entsteht ein Produk-
tionsverhältnis. Die Lehre von der Betriebswirtschaft wurde als Teil der Gesellschaftswis-
senschaft angesehen und stellte die Produktionsverhältnisse sowie deren jeweils geltende 
Rahmenbedingungen als Gegenstand und Ausgangspunkt ihrer Betrachtung dar. 
 
Insbesondere das Eigentum an Produktionsmitteln (Boden und Betriebsmittel bzw. Wirt-
schaftsgüter), und um dieses vor allem geht es bei Untersuchungen zur LPG-Entwicklung, 
ist Gegenstand der Theorien von Karl Marx. Auf diesen Theorien baute das gesellschaftli-
che System des Sozialismus auf, das auch Lenin anstrebte und nach der proletarischen Re-
volution 1917 in Russland umsetzte. 
 
Die sozialistische Ökonomie definiert Eigentum als eine historisch entstandene, objektive 




Karl Marx beschreibt die Eigentumsverhältnisse als das bestimmende Element der Produk-
tionsverhältnisse der jeweiligen Gesellschaftsformation. Die Produktionsverhältnisse drü-
cken das Verhältnis von Einzelpersonen, Gruppen, Klassen oder der ganzen Gesellschaft 
zu den gegenständlichen Bedingungen der Produktion aus. Da nach diesem Verständnis die 
verschiedenen ökonomischen Epochen der gesellschaftlichen Entwicklung unterschieden 
werden, ist es nicht verwunderlich, dass Marx, später auch Lenin in Russland, schlussfol-
gerten, dass Klassen- und Machtverhältnisse nur durch Änderung der Eigentumsverhältnis-
se geändert werden können. Das konnte nach Lenins Theorien wiederum nur auf revoluti-
onärem, d. h. gewaltsamem Wege erfolgen. Der erste und wichtigste Schritt dazu war im 
sowjetischen Besatzungsgebiet die Bodenreform. In diesem Sinne war der „sozialistische 
Frühling auf dem Lande 1960“ in der DDR ein folgerichtiger und objektiv notwendiger 
Prozess, den es zur Herstellung sozialistischer Produktionsverhältnisse zu vollziehen galt.  
  
Beim Eigentum an Produktionsmitteln unterscheidet die marxistische Theorie zwei Grund-
formen, die sich im Verlauf der Geschichte entwickelt haben: Privateigentum und gesell-
schaftliches Eigentum. Dabei wird in der Existenz des Privateigentums an Wirtschaftsgü-
tern nach marxistisch-leninistischem Verständnis die unmittelbare Ursache für die Spal-
tung der Gesellschaft in antagonistische Klassen, nämlich die der „besitzenden Ausbeuter“ 
und die der „nichtbesitzenden Unterdrückten“, gesehen. 
 
Der Widerspruch zwischen gesellschaftlichem Charakter der Produktion und privatkapita-
listischem Eigentum bzw. privater Aneignung erfordere nach marxistisch-leninistischem 
Verständnis die Errichtung einer von Ausbeutung freien sozialistischen Gesellschaftsord-
nung. 
 
Deshalb begannen in einem Teil Deutschlands, deutsche Kommunisten nach dem 8. Mai 
1945 die Grundlage für sozialistische Verhältnisse zu schaffen. Da der Aufbau des Sozia- 
lismus in der deutschen Landwirtschaft und dem bis dahin bestehendem Privateigentum an 
Produktionsmitteln mit sozialistischen Produktionsverhältnissen unvereinbar war, musste 
der bisherige, dem bürgerlichem Recht entsprechende Eigentumsbegriff neu definiert und 
dem anzustrebenden Gesellschafts- und Wirtschaftssystem angepasst werden. In diesem 
Sinne ist z. B. die Äußerung des ersten sächsischen Staatsministers für Landwirtschaft am 
16.10.1997 in der Regierungserklärung vor dem Sächsischen Landtag zu verstehen: „Denn 
die Beseitigung des Privateigentums war ja das Hauptziel der kommunistischen Kollekti-
vierung – nicht die Verbesserung der landwirtschaftlichen Ökonomie, wie immer behaup-
tet wurde. Die sozialistische DDR-Landwirtschaft hat nie die Leistungsfähigkeit der bun-
desdeutschen Landwirtschaft erreicht. Es ging ausschließlich um Enteignung und Beseiti-
gung des selbstständigen Bauernstandes.“242 In Ergänzung des Zitates ist zu erwähnen, 
dass es mit der Kollektivierung um beides ging, sowohl Enteignung und Beseitigung des 
selbstständigen Bauernstandes als auch höheres Marktaufkommen sowie Effektivitätsstei-
gerung. Ersteres war gelungen, Letzteres blieb der SED-Agrarpolitik versagt. 
 
Allgemein und gesellschaftsunabhängig ist unter Eigentum die Aneignung von Gegenstän-
den und deren freie Verfügbarkeit zu verstehen. Das gilt auch für die sozialistische Produk-
tionsweise. Die Verfügungsgewalt über das Eigentum steht im Zusammenhang mit der 
Produktion der Gesellschaft, muss den Produktionsverhältnissen entsprechen und der Ge-
sellschaft dienlich sein, d. h. einem realen und realisierbaren gesellschaftlichen Bedarf ent-





Das Eigentum hat auch in der gesellschaftlichen Produktion verpflichtenden Charakter. 
Der Umgang mit Eigentum wird von den politischen und wirtschaftlichen Zielsetzungen 
des jeweiligen Gesellschaftssystems beeinflusst.  
 
In Artikel 10 (1, 2) der Verfassung der ehemaligen DDR, die sich als erster sozialistischer 
deutscher Staat verstand, war die Definition des Eigentums festgeschrieben.243 Demnach 
genoss das sozialistische Eigentum oberste Priorität. Da die DDR als Staat des gesamten 
Volkes bzw. die Bevölkerung als „Staatsvolk der DDR“ deklariert wurde, gab es für die 
SED und die staatliche Leitung keine ideologischen Probleme bei der Definition des 
Volkseigentums. Die nachfolgende Übersicht zeigt die Eigentumsformen in der DDR auf, 
um Unterschiede zur Landwirtschaft veranschaulichen zu können. 
 
1. Sozialistisches Eigentum 
1.1 Volkseigentum Landwirtschaft 
Verkehr, Dienstleistungsbereich - 
Industrie und Handel - 
Volkseigene Betriebe Volkseigene Güter aller Art, 
  MTS, RTS, KfL 
Banken  - 
Versicherungsanstalten - 
Betriebe der Energieversorgung - 
Öffentliche Einrichtungen - 
Institutionen von Kultur und Politik - 
 
Charakteristik: 
- Es war nicht definierbar, da „Volk“ im betriebswirtschaftlichen und juristischen Sinne 
kein bestimmter Rechtsbegriff ist, entsprach daher rechtlich gesehen dem Staatseigen-
tum 
- Es entstand durch Enteignung, Verstaatlichung, (daher staatliches Eigentum) oder durch 
Übernahme von Eigentum des vorangegangenen Staates 
- Es wurde als „sozialistisches“ Eigentum bezeichnet, welches Ausbeutung ausschließe 
und Gemeinschaftsarbeit ermögliche sowie objektiv zur „Übereinstimmung der gesell-
schaftlichen Erfordernisse mit den kollektiven und persönlichen Interessen“ führe 
 
Die sozialistische Planwirtschaft sollte die effektive Nutzung des sozialistischen Eigen-
tums sichern. 1967 kam das gesellschaftliche Bruttoprodukt zu 86,8 % aus sozialistischen 
Betrieben (mit sozialistischem Eigentum) bzw. zu 72,5 % aus volkseigenen Betrieben (mit 
Volkseigentum). 
 
1.2 Sozialistisches genossenschaftliches Eigentum 
Industrie, Handel und Handwerk Landwirtschaft 
Arbeiterwohnungsbau, genossenschaftliches Eigentum der 
Konsumgenossenschaften, LPG aller Typen, GPG, PwF, 
Dienstleistungsbetriebe, kooperative Einrichtungen wie ZGE 
gesellschaftliche Organisationen der Bürger bzw. ZBE (als Mischform, da auch 
 staalicher Anteil) KOG, BHG 
 
Charakteristik: 
- Als Gruppeneigentum galt es als gemeinsames sozialistisches Eigentum werktätiger 
Kollektive bzw. Mitglieder einer sozialistischen Genossenschaft. Im Zuge der weiteren 
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Entwicklung der LPG nach 1960 entstanden Schwierigkeiten sowohl bei der Feststel-
lung des Eigentums als auch der leistungsgerechten Verteilung der Arbeitsergebnisse, 
insbesondere ab Beginn des Aufbaus der Kooperationsbeziehungen, von Konzentration 
und Spezialisierung sowie spezialisierten Betrieben, der Ausgliederung von Arbeitsab-
schnitten der Produktion (Pflanzenschutz, Beregnung, Instandhaltung und -setzung) 
- Es entstand oft durch staatliche Maßnahmen, z. B. die Zusammenlegung mehrerer Ge-
nossenschaften und Betriebe ohne eigenständiges Bestreben der LPG-Mitglieder 
- Das gesellschaftliche Eigentum sollte nach Meinung der Klassiker des Sozialismus zur 
klassenlosen Gesellschaft führen 
- Durch Annäherung von Volks- und genossenschaftlichem Eigentum, d. h. von VEB und 




Industrie, Dienstleistung, Handel und Verkehr Landwirtschaft 
private größere Industriebetriebe bis 1972, in die LPG von Mitgliedern aller 
ab 1972 noch kleine Genossenschaftsformen „Genossenschafts“-Typen einge- 
und private Händler, Gewerbetreibende und brachter Boden, Gebäude der Mit- 
Handwerker glieder, persönliche Hauswirtschaft 
 
Charakteristik: 
- In der Industrie wurde es zunehmend enteignet und verstaatlicht, in der Entwicklungs-
etappe des „umfassenden Aufbaues des Sozialismus“ zwangsweise beseitigt. Der Boden 
der LPG-Mitglieder blieb als Ausnahmeerscheinung gegenüber anderen sozialistischen 
Ländern Privateigentum. In Russland wurde er 1917 entschädigungslos enteignet und 
nationalisiert (verstaatlicht) 
 
3. Persönliches Eigentum 
Industrie Landwirtschaft 
- persönliche Einkünfte 
- persönliche Hauswirtschaft 244 
 
Charakteristik: 
- Es bedeutet Eigentum an den Produktionsergebnissen. Es konnte nur durch Arbeitsein-
kommen erworben werden in Form von Grundstücken und Gebäuden für persönliche 
Wohn- und Erholungsbedürfnisse, Hausrat, technischen Gebrauchsgütern, Barschaften, 
kulturellen Bedarfsgütern, d. h. Eigentum für den persönlichen Bedarf, erworben durch 
• Geldmittel (Lohn, Prämie) 
• Erbfall, Schenkung 
- Herkunft aus (individueller) Arbeit innerhalb (gesellschaftlicher) Produktion 
 
Aus der Gegenüberstellung wird deutlich, dass im Bereich des persönlichen Einkommens 
ein Zusammenhang zwischen dem von Arbeitsleistung abhängigen Arbeitseinkommen und 
der Sicherung sowie Mehrung des persönlichen Eigentums besteht. Das gilt für beide Ge-
sellschaftsordnungen, die der Sozialismus unterscheidet. 
 
Diese Beziehung bestimmte wesentlich die gesellschaftliche Produktion auch in den LPG. 
Die vor allem für die Industrie von der SED herausgegebenen Losung „So wie wir heute 
arbeiten, so werden wir morgen leben“ konnte in einer Wirtschaft mit „sozialistischem“ 
Eigentum an Produktionsmitteln nicht auf die Dauer stimulierend auf die Werktätigen wir-
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ken, da an die Zukunft als einem unbestimmten und unabgegrenzten Zeitraum verwiesen 
wurde und die erwarteten Erfolge im Vergleich zum Lebensstandard im westlichen 
Deutschland nicht eintraten. Gleichermaßen konnten solche Losungen wie „Ehrt Lenin, 
indem ihr euch nützt“ oder „Was der Gesellschaft nützt, muss auch für jeden Einzelnen 
von Nutzen sein“ kaum eine Wirkung entfalten. In der kollektivwirtschaftlich organisierten 
Landwirtschaft, wie sie bis zum Beginn des Aufbaues der vielfältigen Kooperation struktu-
riert war, konnte die Beziehung zwischen Arbeits- bzw. Produktionsleistung und persönli-
chem Eigentum, teilweise auch des „genossenschaftlichen“ Eigentums, noch Wirksamkeit 
entfalten. Diese Beziehung bestand in den Anfangsjahren nach der LPG-Gründung und 
auch noch als die zur Verteilung stehenden Mittel der LPG kaum ausreichten, um ein mit 
der Stadtbevölkerung vergleichbares Familieneinkommen zu erarbeiten. Die Beziehung 
von Eigentum zu gesellschaftlicher Produktionsleistung wurde in dem Maße gestört und 
aufgehoben, wie sich die sozialökonomische Einheit von LPG und Dorf infolge zuneh-
mender Vergrößerung der Betriebe und Produktionseinheiten in der gesellschaftlichen Ag-
rarproduktion auflöste.  
 
Die Verfassung der DDR legitimierte den unbestimmten ökonomischen und juristischen 
Rechtsbegriff des sozialistischen und Volkseigentums als die bestimmende  Eigentums-
form und schuf damit die Grundlage für ökonomische Verwerfungen, wie sie in verschie-
denen LPG-Entwicklungsetappen, z. B. beim Übergang zur industriemäßigen Produktion, 
auftraten. Gleichzeitig wird bei der Betrachtung des Eigentums und der gesellschaftlichen 
Produktion in Agrarunternehmen nach Auflösung der DDR auf die Verfassung der BRD, 
Artikel 14 (2) und die der Bundesländer verwiesen. Der allgemeine Grundsatz „Eigentum 
verpflichtet“ drückt die Sozialpflichtigkeit des Eigentümers aus. Das heißt, Eigentum dient 
nicht nur persönlichen Interessen, sondern ist auch dem Allgemeinwohl verpflichtet. In-
wieweit sich gegenwärtig in Deutschland persönliche Interessen und Allgemeinwohl noch 
in Übereinstimmung bringen lassen, ist nicht Gegenstand vorliegender Betrachtung. Je-
doch ist es weiterer Untersuchungen wert, in welchen Maße sich Kapitalausstattung und 
Möglichkeiten der Eigentumsbildung in den Nachfolgeunternehmen der LPG bei gleich-
zeitiger Europäisierung und Globalisierung im volkswirtschaftlichen Sinne erhalten lassen. 
Damit verbinden sich auch Überlegungen zur weiteren Entwicklung und Aufrechterhaltung 
der Agrarpreise und staatlichen Subventionen.  
 
Eigentum nach dem Abschluss der Kollektivierung  
 
Im Verlauf der drei Phasen der LPG-Bildung zwischen 1952 und 1960 gingen in der DDR 
ca. 850.000, in den drei sächsischen Bezirken ca. 150.000 Einzelbauern, die Mehrheit un-
freiwillig, den Weg zur kollektivierten Landwirtschaft.  
 
Auf dem Weg bis zum „sozialistischen Frühling“ 1960 verließen Tausende von Groß- und 
Mittelbauern, meistens infolge von Verschuldung, ausgelöst durch die Ablieferungs-
schwierigkeiten und ökonomischen sowie politischen Druck bis hin zu drohender Inhaf-   
tierung, ihre angestammten Höfe. Sie versuchten, in den westlichen Bundesländern eine 
neue Existenz aufzubauen, oft in artfremden Berufen. Die Zahl der Bauern in Sachsen, die 
ihr Eigentum aufgaben und die Flucht in die BRD wählten, ist statistisch nicht erfasst. Er-
leichternd wirkte bei der Übersiedlung die Zahlung des Lastenausgleiches in der BRD. Der 
seelisch-moralische Schaden in Hinblick auf den Verlust von Heimat und zurückgelasse-
nem ererbten persönlichen Eigentum konnte jedoch nicht von dem anderen deutschen Staat 




Die devastierten, herrenlosen Betriebe gingen in der DDR in staatliches Eigentum über und 
wurden durch die RdK treuhänderisch als örtliche Landwirtschaftsbetriebe (ÖLB), gleich-
sam in Zwangspacht, verwaltet. Die RdK übergaben den LPG in Form eines quasi in 
Staatseigentum übergegangenen Betriebes den Boden sowie das Inventar unbefristet zur 
kostenlosen und uneingeschränkten Nutzung. In den sächsischen Bezirken gab es 43.500 
solcher Fälle von Kreispachtverträgen.245 
 
Im Falle, dass die Eigentümer keine „Republikflüchtige“ waren, sondern ihr Eigentum 
infolge von Alter oder Krankheit nicht mehr als Bauern bewirtschaften konnten, wurden 
deren Betriebe auch in Zwangspacht vom RdK genommen. Pachtzins erhielten lediglich 
Rentner. Die Höhe der Pacht betrug 46,40 M/ha.  
 
Im Zuge der Privatisierung und gemäß Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LwAnPG) vom 
03.07.1990 waren die Kreispachtverträge mit Jahresfrist aufzulösen. Die Rückgabe der 
Verfügungsgewalt über das Eigentum an die Bauern oder deren Erben bedeutet aber nicht 
gleichzeitig, dass die Wertminderung infolge Vernachlässigung, insbesondere an Gebäu-
den, durch die LPG staatlich ausgeglichen werden konnte. Die RdK der ehemaligen DDR 
haben keinen Rechtsnachfolger, sodass der Freistaat Sachsen nur im Rahmen der Investiti-
onsförderung, z. B. Maßnahmen der Dorfentwicklung und dabei durch Gewährung von 
besseren Konditionen im Falle sogenannter Kreispachtgeschädigter, bei der Instandsetzung 
der Gebäude finanzielle Hilfe leisten kann. Der Bundesgerichtshof spricht den geschädig-
ten Bodeneigentümern jedoch nach den Grundsätzen der Drittschadensregulierung einen 
Anspruch auf Schadenersatz gegenüber den LPG aus abgetretenem Recht des RdK zu, 
soweit diese Verpflichtungen aus den mit den RdK geschlossenen Pachtverträgen folgen-
den Verpflichtungen nicht eingehalten wurden. Die Schadenersatzansprüche werden ge-
währt, weil der Schaden insoweit nicht beim RdK eingetreten ist, sondern sich auf den 
Landwirt als Bodeneigentümer verlagert hat. Der betroffene Bodeneigentümer hat An-
spruch auf Abtretung aus den Kreispachtverträgen gegenüber den heutigen Behörden des 
Landkreises.246 Der Anspruch aus abgetretenem Recht richtet sich jedoch nach den Sorg-
faltsanforderungen des ehemaligen DDR-Rechts.  
 
Der Großteil des „genossenschaftlichen“ Eigentums der LPG einschließlich des Bodens 
stammte zur Zeit der LPG-Gründung aus Privateigentum, welches die Einzelbauern in die 
LPG eingebracht hatten. Nach Umfang und Güte des eingebrachten Bodens wurden Bo-
denanteile und Inventarbeitrag bemessen. Die Verfassung der DDR legte in Art. 10 fest, 
dass die Mitglieder der LPG in differenziertem Umfang Anspruch auf Bodenanteile ent-
sprechend dem Umfang des in die LPG eingebrachten Bodens haben. Das Musterstatut der 
LPG Typ III vom Jahre 1959 schränkte jedoch die Gewährung von Bodenanteilen mit der 
Festlegung, „sie soll die Durchschnittsgröße der von den anderen Mitgliedern eingebrach-
ten Bodenflächen nicht überschreiten“ für die sogenannten Großbauern (> 20 ha LN) ein. 
Über Zahlung von Bodenanteilen und deren Höhe hatten die Mitgliederversammlungen zu 
beschließen. Beispiele aus der Praxis im Kreis Meißen belegen, wie verschieden LPG die 
Differenzierung handhabten. Es wurden z. T. nur für bis zu 10 ha Bodenanteile gewährt, da 
die sozialistische Führung in den LPG und beim RdK davon ausging, dass bei mehr als    
10 ha LN es sich nicht mehr um „werktätige Einzelbauern“ handle und diesen deshalb 
nicht mehr Bodenanteile zustünden. In solchen Fällen konnten die Landeinbringer nach der 
Formel: 10 ha x 50 M/ha u. a. maximal 500 DM im Jahr erhalten.  
 
Für den Regelfall wurde als Pflicht-Inventarbeitrag ein Betrag von 500 M/ha LN in den 
Statuten der LPG festgesetzt. Da meistens Inventarwerte über diesen Betrag hinausgehend 
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eingebracht wurden, entstand überschüssiger Inventarbeitrag, der im Verlauf der Entwick-
lung der LPG den Mitgliedern ausgezahlt werden sollte. Solche Auszahlungen waren je-
doch in einigen LPG bis in die Jahre nach dem Beitritt der DDR zur BRD nur teilweise 
erfolgt und bilden weiterbestehende Forderungen von ehemaligen LPG-Mitgliedern.  
 
Das LPG-Recht der DDR übertrug mit dem Eintritt der Bauern den LPG formal nicht das 
Eigentum an Boden. Der Boden war nach wie vor im Grundbuch auf den Namen des 
Grundeigentümers eingetragen. Jedoch hatten die LPG ein uneingeschränktes Nutzungs-
recht.  
 
In den Erinnerungen zur LPG-Gründung in der Gemeinde Krauscha, Kr. Görlitz, Bez. 
Dresden, beschreibt ein Zeitzeuge die praktische Handhabung des Eigentumsrechts an 
Grund und Boden, für den die LPG nicht einmal das Nutzungsrecht besaß. Der wiederge-
gebene Dialog lässt treffend die Beziehung der betroffenen Menschen zum „genossen-












































Abb. 102 Niederschrift von Manfred Goldberg, Groß-Krauscha, Lkr. Görlitz 





Nach § 27 des 1982 geänderten LPG-Gesetzes übertrugen die LPG das uneingeschränkte 
Nutzungsrecht auch auf die kooperativen Einrichtungen.248 Damit hatten die Eigentümer 
weitere Freizügigkeit über ihr Eigentum im Sinne des bürgerlichen Rechts eingebüßt. Auf-
grund dieser gesetzlichen Regelung war auch die Entstehung von selbstständigem Eigen-
tum an Gebäuden und Anlagen unabhängig von Eigentum an Boden legitimiert. Die LPG 
konnten Standorte für Investitionsvorhaben frei wählen, Flurbereinigung und -melioration 
nach ihren Nutzungszielen vornehmen und Boden an Dritte zur Nutzung übergeben. Das 
zog u. a. Folgendes im Laufe der Jahre nach der totalen Kollektivierung nach sich:  
- Im Zuge der Bemühungen zur Festigung der LPG wurden herkömmliche Schläge zu 
„Schlagkomplexen“ zusammengelegt. Auf den zusammengelegten Schlägen wurden 
Fruchtarten konzentriert, um technologisch günstigere Produktionseinheiten zu bekom-
men 
- Schlagkomplexe berücksichtigten keine Eigentumsgrenzen mehr, sondern nur noch ge-
ografische und technische Strukturen des ländlichen Raumes 
- Schlagzusammenlegung und -vergrößerung führten zu neuen Strukturen in den ländli-
chen Gebieten. Als Beispiel dafür ist die Beseitigung des ursprünglichen, historisch ge-
wachsenen ländlichen Wegenetzes zu nennen. Zu dessen Beseitigung setzte nach dem 
VI. und VII. Parteitag der SED im Zuge großzügiger Meliorationen eine völlig neue 
Wegenetzplanung ein, die in der Periode der Konzentration und Spezialisierung im Zu-
sammenhang mit Großberegnung zur Errichtung von Wirtschaftswegen führte, welche 
ab 1983 aufgrund des Ausbaustandards gemäß der Straßenbau-TGL der DDR projek-
tiert wurden  
- Gebäude und bauliche Anlagen wurden auf fremden Boden errichtet, für die nach dem 
bundesdeutschen Recht seit 1990 im Beitrittsgebiet die Rechtsträgerschaft und  
- Verkehrssicherungspflicht bei den Flurstückseigentümern liegt, d. h. getrenntes Eigen-
tum an Grund und Boden sowie Gebäuden und baulichen Anlagen entstanden war. Die-
se Rechtsunsicherheit besteht noch gegenwärtig. Nach vorläufigen Ermittlungen der 
Staatsregierung in Sachsen (Stand 2001) bedurften 60.000–70.000 Wirtschafts- und 
Wohngebäude, die auf fremdem Grund und Boden errichtet wurden, der Zusammenfüh-
rung. Die Zusammenführung des Eigentums an Gebäuden und baulichen Anlagen mit 
dem Grund und Boden ist eine zeitaufwendige Aufgabe eines Teilgebietes der ländli-
chen Neuordnung, der Bodenordnung. Die kleinräumige und kleinteilige Eigen-
tumsstruktur in Sachsen wirkt hierbei erschwerend. Die Gebäudeeigentümer haben ge-
setzlich Anspruch auf das ehedem gewährte Nutzungsrecht bis zum endgültigen Ab-
schluss der Bodenordnung. Die Zusammenführung konnten sowohl Gebäude- als auch 
Grundeigentümer bei den Staatlichen Ämtern für ländliche Entwicklung (ALE), die sich 
in Kamenz, Oberlungwitz und Wurzen befanden (bis 2008), beantragen  
- Zeitlich unbegrenzte kostenlose Nutzung des Grund und Bodens übertrugen die LPG 
auch an natürliche Personen. Auf diese Weise entstand in den Dörfern der sächsischen 
Bezirke eine Vielzahl von Eigenheimen für zumeist in den LPG Beschäftigte. Das 
Ausmaß beläuft sich auf ca. 50.000 Gebäude 
- Begünstigend auf die spätere Reprivatisierung wirkte, dass die Eigentümer des Bodens 
nachweisbar waren. Im Unterschied dazu wirtschafteten die Kolchosen der Sowjetunion 
mit seit 1917 enteigneten nationalisierten Wirtschaftsgütern und Betriebsmitteln  
 
Ungeachtet des Vorteils der noch vorhandenen Grundbucheintragungen ist es dennoch 
schwer, das private Bodeneigentum aufgrund der von den LPG aufgebauten Strukturen 
wiederherzustellen, verfügbar zu machen und dabei weitgehend Interessenkonflikte zu 
vermeiden. Neben oft mangelnder Pflege der Grundbücher sind von den zuständigen Be-
hörden, die Flächen neu zu vermarken und ehedem beseitigte Grenzsteine (jetzt durch GPS 
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überflüssig geworden) neu zu setzen. Man kalkulierte im Jahre 1998 die Kosten auf         
ca. 1,15 DM/m2 für Vermessung, das entspricht ca. 1.000 DM je Grenzstein, die der Frei-
staat Sachsen bis dahin getragen hatte. 1998 rechnete die Landwirtschaftsverwaltung in 
den drei sächsischen ALN mit ca. 60.000 noch zu bearbeitenden Zusammenführungen. Ein 
weiteres Problem zeigte sich nach Wiederherstellung des Bodeneigentums bei der Flä-
chennutzung, das jedoch meistens einvernehmlich zwischen LPG-Nachfolgebetrieben und 
Eigentümern gelöst werden konnte. Ohne Inanspruchnahme der ALN konnten über freiwil-
ligen Landtausch Flächen in großen Ackerschlägen mit dem Ziel einer sinnvollen Nutzung 
durch beide Partner getauscht werden. Über freiwilligen Landtausch kann mithilfe des 
LWAnpG auch die Zuordnung von Flächen zum Gebäude vorgenommen werden. Maß-
nahmen des freiwilligen Landtausches werden in Sachsen staatlich gefördert. 
 
Bis zum Jahre 2000 wurden in Sachsen von ca. 11.000 eingereichten Anträgen auf Zu-
sammenführung ca. 6.000 Anträge abschließend bearbeitet, der Großteil freiwilliger Land-
tausch.249 
 
3.2.4 Vergütung der Arbeit  
 
Um Aussagen zur allgemeinen wirtschaftlichen Situation der LPG und insbesondere der 
Beschäftigten treffen zu können, ist es unerlässlich, die Vergütung der geleisteten Arbeit 
nachzuvollziehen und zu analysieren. Bis zur Gegenwart hält sich unter der Bevölkerung 
der ehemaligen DDR das Klischee über die Höhe der Vergütung und dass in den LPG  
überdurchschnittlich gute persönliche Einkommen erreicht worden seien. Diese Vorstel-
lungen entbehren einer Grundlage und dürfen nicht unwidersprochen weitergetragen wer-
den.  
 
Die Bewertung des persönlichen Einkommens aus der Arbeit in der LPG kann anhand der 
Aussagen zur wirtschaftlichen Lage und Versorgung der ländlichen Bevölkerung in vorlie-
gender Arbeit selbstständig vorgenommen werden (vgl. Pkt. 3.1.2.5 und 3.3.8 Wirtschaftli-
che Lage und Versorgung der Bevölkerung). Vergütung der Arbeit und Einkommen der 
Beschäftigten in den sozialistischen Landwirtschaftsbetrieben sind im Untersuchungszeit-
raum stets im Zusammenhang mit der sogenannten gesellschaftlichen Konsumtion zu se-
hen. Es handelt sich hierbei um Ausgaben aus dem zentralisierten Nationaleinkommen 
bzw. Staatshaushalt für Kultur, gesundheitliche, soziale und kulturelle Zwecke. 
 
Allgemeines und Begriffserklärung 
 
Entlohnung und Vergütung bilden im betriebswirtschaftlichen Sinne die Summe aller Wer-
te, die den am betrieblichen Produktionsprozess beteiligten Personen als Einkommen in 

















Bei den LPG verhielten sich jedoch Entlohnung und Vergütung teilweise abweichend von 
diesem Schema. 
 
Die Privatentnahme bei den LPG war ein Teil des kollektiv erwirtschafteten Ergebnisses 
und in ihrem Volumen abhängig von ihrem wirtschaftlichen Erfolg. Sie stand zur Vertei-
lung an die Mitglieder und führte zu persönlichen Geldeinkünften. Die Vergütung der Mit-
glieder erfolgte aus dem Fonds zur Verteilung stehender Mittel gemäß Betriebsplan. Ent-
lohnung erhielten hingegen Nichtmitglieder (Saisonarbeitskräfte, delegierte Angehörige 
von VEB und staatlichen Landwirtschaftsbetrieben). Die Finanzierung erfolgte zu Lasten 
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Arbeitsentgelt für die im Betrieb be-
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In den LPG lagen für Mitglieder und Beschäftigte demnach zwei Formen der Vergütung 
der geleisteten Arbeit250 zur Bildung persönlichen Eigentums vor, die in ihrer Höhe weni-
ger differenziert waren, aber nach der Herkunft der Mittel voneinander prinzipiell abwi-
chen.251  
 
In der zweiten Hälfte der 60er Jahre und zu Anfang der 70er Jahre erließ die DDR-
Regierung eine Reihe zentraler Regelungen zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbe-
dingungen für die Beschäftigten der sozialistischen Landwirtschaft. Sie hatten zum Ziel, 
- wirtschaftliche Erfolge der DDR auch im Agrarsektor sichtbar zu machen, 
- die allgemein üblichen Unterschiede in der Vergütung/Entlohnung zwischen Stadt- und 
Landbevölkerung abzubauen, 
- die Abwanderung in die Industrie und Städte zu verhindern, 
- das Produktionsniveau der Landwirtschaftsbetriebe zu erhöhen, 
- die Arbeitsdisziplin in den LPG zu verbessern und 
- die persönliche Hauswirtschaft zugunsten der genossenschaftlichen Arbeit nicht aus-
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Die Regelungen betrafen ab 
- April 1966 die Einführung der 5-Tage-Arbeitswoche für jede zweite Woche und die 
Verkürzung der Arbeitszeit auf 45 Stunden wöchentlich im Jahresdurchschnitt, 
- Juli 1967 die Erhöhung des monatlichen Mindestbruttolohnes von 220,- MDN auf  
300,- MDN und die differenzierte Erhöhung der monatlichen Bruttolöhne unter        
400,- MDN, 
- September 1967 die Einführung der durchgängigen 5-Tage-Arbeitswoche und die Ver-
kürzung der Arbeitszeit auf 43,75 Std./Woche im Jahresdurchschnitt, 
- März 1971 die Erhöhung des monatlichen Mindestbruttolohnes von 300,- MDN auf 
350,- MDN und die differenzierte Erhöhung der monatlichen Bruttolöhne unter       
435,- MDN, 
- Februar 1972 die Gewährung wesentlich höherer Grundgehälter und die Einführung 
leistungsabhängiger Gehaltsprämien an Meister als Leiter von Arbeitskollektiven. 
 
Wie ersichtlich ist, wurden die genannten Maßnahmen erst in der Endphase des mit vorlie-
gender Studie untersuchten Zeitraumes vom Staat eingeführt. Sie waren verbindlich für die 
VEG und wurden von den LPG lediglich als Empfehlung angewandt. Diese Maßnahmen 
konnten aufgrund unterschiedlicher Betriebsergebnisse und Bedingungen nicht konsequent 
in allen LPG umgesetzt werden. 
 
Ein Achtstundentag war im Normalfall nicht realisierbar. Bei der Produktion von und mit 
Tieren, insbesondere in Milchviehställen, waren tägliche Arbeitszeiten von 9–10 Stunden 
und mehr sowie Sonn- und Feiertagsarbeit üblich. Schichtdienste und Springersystem wa-
ren allgemein noch nicht eingeführt. In der Feldwirtschaft bestimmte die Abhängigkeit von 
den natürlichen Produktionsfaktoren und subjektiven Arbeitsbedingungen die tägliche Ar-
beitszeit. Dennoch musste das Vergütungsniveau verändert werden, da es in der Industrie 
bei besseren Arbeitsbedingungen keine derartige Niedrigvergütung wie in der Landwirt-
schaft mehr gab. Insbesondere mussten Vergütung bzw. Entlohnung für Ak mit Verant-
wortung im Produktionsprozess erhöht werden. Es gab LPG-Vorsitzende mit Monatsein-
kommen von 350,- bis 850,- MDN bei einem Zeitaufwand von monatlich 280–300 Stun-
den. Das entsprach einem Bruttostundenlohn von 1,50–3,00 MDN. In einigen Bereichen 
der Industrie erhielten Arbeitskräfte ohne Verantwortung und Leitungsaufgaben bereits ein 
zu 50 % höheres Einkommen. Andererseits  erwirtschafteten viele LPG ein derart niedriges 
Betriebsergebnis, dass sowohl die zur Verteilung stehenden Mittel als auch der Lohnfonds 
für Nichtmitglieder keine Einkommenserhöhung zuließen. Gleichwohl gab es bereits LPG 
mit guten ökonomischen Ergebnissen, die ein Mehrfaches von der o. g. Vergütung gewäh-
ren konnten. Diese Erscheinung führte zu einer sozialen Differenzierung in ländlichen Ge-
bieten mit gleichartigen Produktionsvoraussetzungen. 
 
Problematisch wurde die Gestaltung von Vergütung und Entlohnung bei der Zunahme von 
kooperativen Produktionsformen am Ende der sechziger Jahre. In den kooperativen Ein-
richtungen, bei welchen Betriebe mit sowohl kollektivem als auch staatlichem Eigentum in 
wirtschaftliche Beziehungen traten und deren Beschäftigte in einem gemeinsamen Produk-
tionsprozess eingesetzt waren, mussten unterschiedliche Vergütungs- und Entlohnungs-
regelungen soziale Spannungen auslösen. Während für die Entlohnung in den VEG die 
vorgenannten Erlasse der Regierung durch wiederholte Nachträge zum Rahmen-
kollektivvertrag RKV VEG 1964 umgesetzt wurden, musste die Vergütung für LPG-
Mitglieder von den kooperativen Einrichtungen für alle Arbeitskräfte angepasst und nivel-
liert werden. Mit der Losung „Gleicher Lohn für gleiche Leistungen“ orientierten sich die 
Gruppen der weniger Verdienenden an den Gruppen der mehr Verdienenden. Es gab so-
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wohl Unterschiede zwischen LPG-Mitgliedern und Angehörigen von ZGE, ZBE und VEG 
als auch zwischen Mitgliedern der delegierenden LPG in einer Kooperationsgemeinschaft. 
Während die Entlohnung für Landarbeiter in der volkseigenen Landwirtschaft staatlich 
geregelt war, mussten im Zuge der Kollektivierung zwei Probleme von den LPG selbst 
gelöst werden: 
- bestmögliche Nutzung des in die LPG eingebrachten Eigentums durch Erwirtschaftung 
eines guten Betriebsergebnisses 
- gerechte Verteilung des gemeinsam erwirtschafteten Ergebnisses. Die dabei zu zahlen-
den Beträge je Arbeitsstunde waren zwischen den Betrieben für die gleiche Arbeit im 
Gegensatz zu den volkseigenen Betrieben unterschiedlich 
 
Die Lösung dieser Probleme war vom LPG-Typ abhängig. Bei 
- LPG Typ III brachten die Bauern Boden, Wald, Maschinen, Gebäude und Nutzvieh ein, 
- LPG Typ I und II brachten die Bauern das Nutzvieh nicht ein und hielten es weiterhin 
privat. 
 
Die LPG erzielten ein kollektivwirtschaftliches Gesamtprodukt, das es unter den Mitglie-
dern zu verteilen galt. Dafür mussten Verteilungsformen gefunden werden. 
 



























- Bestandserhöhungen bei Saatgut 
und Futtermitteln 
- Bestandserhöhungen bei Tieren 
- Eigenleistungen zur Erhöhung des 
kollektiven Anlagevermögens 
- an die Mitglieder zu verteilende 
Naturalien 
Geldeinkünfte: 
     (Erlöse/Kosten) 
 
- Rückzahlung von Krediten 
- Zuführung zu Fonds: 
• Unteilbarer bzw. 
Investitionsfonds 
• Kultur-, Sozial- und  
Hilfsfonds  
• Prämienfonds 




Im Unterschied zu den VEG als Betriebe der volkseigenen Wirtschaft hatten die LPG we-
sentlich freiere Möglichkeiten der Erzielung persönlicher Einkünfte über die zur Vertei-
lung stehenden Mittel, eine Kategorie, die in den Betriebsplänen und weiteren Planungs-
dokumenten der LPG enthalten war. Dennoch war das Verteilungssystem der kollektiv-
wirtschaftlichen Erlöse planwirtschaftlich geregelt, indem der Staat sowohl auf die Fonds-
bildung als auch auf die planmäßige Rückzahlung von Krediten Einfluss nahm. Die LPG-
Musterstatuten bestimmten das Verhältnis in den Verteilungsgrundlagen, d. h. von Ar-





I min. 70 % max. 30 % 
III min. 80 % max. 20 % 
 
Grundlage der an die Mitglieder zu verteilenden Geld- und Naturaleinkünfte waren die 
Arbeitseinheiten und Umfang sowie Güte des von den Mitgliedern eingebrachten Bodens. 
Vielfach verteilten LPG Typ III jedoch nahezu 100 % nach Arbeitseinheiten. 
 
Die Verfahrensweise war in den sächsischen Bezirken regional unterschiedlich. Mitunter 
unterblieb die Zahlung von Bodenanteilen gänzlich. Im Kreis Oschatz z. B. wurden stets 
Bodenanteile in allen LPG gezahlt. 
 
Der Typ II kann vernachlässigt werden, da er praktisch selten vorkam und sich in den 
sächsischen Bezirks-Statistiken dazu keine Angaben finden.253 
 
Arbeitseinheit (AE)  
 
Mit dem Entstehen der LPG in der DDR musste ein Vergütungssystem, abweichend vom 
Entlohnungssystem der Landarbeiter in den VEG, gefunden werden. Das neue Vergü-
tungssystem musste sowohl  der Berechnung des Geldeinkommens der Mitglieder der LPG 
gerecht werden als auch die reale Beteiligung am kollektivwirtschaftlichen Ertrag berück-
sichtigen können. Es sollte jeder den für die von ihm persönlich geleistete Arbeit und sei-
nen am gemeinsam geschaffenen Produkt erbrachten Beitrag erhalten bzw. vergütet be-
kommen. Die AE war die Maßeinheit für den Umfang der Beteiligung des einzelnen Mit-
gliedes an der kollektivwirtschaftlichen Arbeit. Mit der AE war ein Verteilungsschlüssel, 
den die Betriebswirtschaftler in wissenschaftlichen Einrichtungen der DDR erarbeitet hat-
ten, in Anwendung gekommen. Hierbei wirkte das AdL-Institut für landwirtschaftliche 
Betriebs- und Arbeitsökonomik Gundorf bei Leipzig federführend.  
 
Die Arbeitseinheit war ein Beispiel für die Orientierung des LPG-Modells an sowjetischen 
Vorbildern. Professor Rosenkranz als Direktor des Institutes, zu dieser Zeit noch der DAL 
zu Berlin, und quasi Erfinder der AE, hatte sie während seiner Kriegsgefangenschaft in 
Russland kennengelernt. Der Begriff der Arbeitseinheit254 war aus der russischen Kolchos-
wirtschaft übernommen worden.255 
 
Nach einer offiziellen Definition aus dem Jahre 1962 waren die Arbeitseinheiten das Maß 
des Arbeitsaufwandes der Mitglieder in der gesellschaftlichen Produktion der Kollektiv-
wirtschaften und zugleich Maß für die Verteilung der betrieblichen Einkünfte an die Mit-
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glieder. Es handelte sich um eine Kategorie, welche von der genossenschaftlich-
kollektivwirtschaftlichen Form des Eigentums hervorgebracht wurde.256  
 
Für die Messung des Beitrages der Mitglieder am Gesamtprodukt hatte sich die Arbeits-
einheit mit ihren Messwerten als am geeignetsten erwiesen. Man konnte im Betriebsplan 
den zur Auszahlung kommenden Anteil vorausplanen, einen monatlichen Abschlag zahlen 
und am Jahresende eine Restausschüttung vornehmen.257 
 
Der Anteil der AE wie auch Bodenanteile bei der Verteilung der Mittel unterlagen den 
Beschlüssen der Mitgliederversammlungen der LPG.  
 
Die AE wurden von den Mitgliedern wöchentlich innerhalb der Brigaden abgerechnet. 
Dies erfolgte mittels Leistungsbüchern, in welchen Datum, Art der Arbeit und Bewer-
tungsschlüssel, ausgedrückt in: 
- AE/Std. bei Feldarbeiten, Transporten 
- AE/ha bei Feldarbeiten nach Normen 
- AE/dt Produkt (z. B. Milch, Rindfleisch)  
- AE/Anzahl der Tiere (Ferkelaufzucht, bei Produktion von und mit Tieren 
 Sauenhaltung, Lämmer)  
eingetragen und von den Brigadeleitern bestätigt wurden 
 
 
Abb. 103 Formgebundener Leistungsnachweis für in der LPG Beschäftigte, hauptsächlich bei der Feldwirtschaft in Gebrauch  
Quelle:  Original in Sammlung M. Janello, Dresden 
 
Die Bewertung der AE erfolgte nach einem Bewertungsrahmen, der sämtliche anfallende 
Arbeiten umfasste. Mit dessen Ausarbeitung hatte das bereits genannte Akademie-Institut 
in Gundorf schon in den fünfziger Jahren begonnen und diesen seit Abschluss der Kollek-
tivierung weiterentwickelt. Insbesondere sollte im Zuge der Anwendung des NÖSPL auf-
grund objektiv notwendiger ökonomischer Überlegungen in den LPG, aber auch infolge 
staatlicher Vorgaben, die AE-Bewertung in Abhängigkeit von Produkt und Leistungsstei-
gerungen gestaltet werden. Das „Prinzip der materiellen Interessiertheit“ wurde während 
dieser Phase der LPG-Entwicklung zum „ökonomischen Hebel“ deklariert und allen wirt-
schaftlichen Überlegungen zugrunde gelegt. Die Arbeitseinheit entwickelte sich zum 
Drehpunkt des wirtschaftlichen Verständnisses der ländlichen Bevölkerung. Ihr Geldwert 




AE-Bewertung in der Feldwirtschaft 
 
Die Menge der täglich geleisteten Arbeit bewerteten die LPG nach 
- körperlicher Anstrengung, 
- erforderlichen Fach- und Spezialkenntnissen, 
- erforderlicher Verantwortung (z. B. gegenüber wertvollem Material, Umgang mit   
Technik), 
- Einfluss der persönlichen Arbeit auf die Betriebsergebnishöhe 
zu je fünf Gruppen von 0,8–1,6 AE/Tag. Diese Gruppen waren Orientierungswerte, be-
durften der Mitgliederbeschlüsse und wurden je nach LPG-eigenen Produktions-
bedingungen abgewandelt. Für die Transportleistungen in Feldbau- und Traktorenbrigaden 
wurden i. d. R. Stundensätze, die zwischen 0,10–0,20 AE/h lagen, angewendet. 
 
Ein Tageseinkommen errechnet sich z. B. bei der Arbeitsart Strohabfuhr, 1 Traktorist 
(RS 36 mit 3-t-Anhänger) wie folgt. 
Arbeitsstunden Bewertung      AE/d Wert der AE     Tagesverdienst 
    10   x  0,18 AE/h  =  1,8AE       x  10 MDM/AE       = 18 MDN. 
 
Es war auch üblich, Zuschläge für Sonntags- und Feiertagsarbeit zu gewähren. Häufig 
wendeten die LPG normative Richtwerte aus Katalogen an, die wissenschaftliche Institute 
erarbeitet hatten, um Normen je ha oder dt bilden und die Leistung der Arbeitskräfte diffe-
















Abb. 104 Zu Anfang der sechziger Jahre begannen die LPG in zunehmendem Maß nach Musterarbeitsnormen, die von den Instituten 
der DAL für Betriebsökonomie und Agrarökonomik entwickelt wurden, zu arbeiten 
Quelle:  Archiv der Gemeinde Conradsdorf, Lkr. Freiberg. Landwirtschaft, Signatur U403901, 1a 
 
AE- Bewertung in der Viehwirtschaft 
 
Als Grundlage der Bewertung wurden angenommen: 
- Arbeitsmaß Tiere/Ak und d (z. B. Milchproduktion 25–50 Kühe pro Ak und d) 
- erforderliche Verantwortung (z. B. gegenüber wertvollem Tiermaterial) 
- Mechanisierungsgrad des Stalles (Handarbeit, 30–80 % Mechanisierungsmittel) und 
- erreichte tierische Leistung (z. B. bei Milch in kg/Kuh und d) 
 
Die LPG beschlossen dafür ebenfalls die Anwendung von Bewertungsrahmen, nach wel-
chen eine tierbetreuende Arbeitskraft zwischen 1,50 und 2,50 AE/d angerechnet bekom-
men konnte. Zuschläge konnten z. B. für jedes im Monat geborene Kalb in Abhängigkeit 
von der Zwischenkalbezeit, für Steigerung des Milchfettgehaltes über 3,5 % hinaus oder 
für die Verringerung der Keimzahl bei Milch vergeben werden. 
 
Der Wert der AE in sächsischen LPG Mitte der 60er Jahre lässt sich im Groben in drei 
Gruppen, nach wirtschaftlicher Stärke eingeteilt, folgend angeben: 
           Wert der AE         Vorschuss 
 I           > 12 M      bis 10  M/AE 
 II       8-12 M        6-10  M/AE 
 III         < 8 M              6 M/AE 
 
Für Vorschusszahlungen sahen die Musterstatuten der LPG ebenfalls Regelungen vor.259    
  
Einige wirtschaftsschwache LPG konnten selbst zu Beginn der Kooperationsbeziehungen 
1966/67 lediglich mit 5 MDN die AE bewerten. Es durften aber gemäß einer staatlichen 
Anweisung 7 MDN/AE gezahlt werden. In diesem Falle mussten jedoch Überbrückungs-
kredite bei den zuständigen Filialen der BLN aufgenommen werden. 
 
Größere und wirtschaftlich starke LPG Typ III gingen am Ende der sechziger Jahre zur 
direkten Geldvergütung über, bei welcher keine AE-Bewertung mehr vorgenommen zu 
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werden brauchte. Es erfolgte eine Umrechnung direkt in Geld, analog dem vorgenannten 
Beispiel der Strohabfuhr, d. h. als Stundenlohn. Auf der Basis des LPG-Gesetzes und der 
Musterstatuten blieb den LPG mittels der Mitgliederbeschlüsse ein relativ großer Er-
messensspielraum bei der Gestaltung der Mittelverteilung.260 
 
Verteilung der Geldeinkünfte 
 
Während der ersten Etappe der LPG-Gründungen, zwischen 1952 und 1960, wurden über 
Verträge zur kostenlosen Nutzung devastierte, örtliche Landwirtschaftsbetriebe (ÖLB) 
bzw. Kreispachtbetriebe vom Staat an die LPG übergeben. Diese Betriebe gingen jedoch 
nicht ins Eigentum der LPG über. Dabei trat das Problem auf, dass den LPG keine Ar-
beitskräfte und technische Ausrüstungen zugeführt wurden, sondern lediglich Nutzflächen, 
leistungsschwaches Vieh und z. T. über längere Zeit vernachlässigte Gehöfte. Die darauf 
erwirtschafteten Geldeinkünfte verteilten die LPG nur über AE, ungeachtet einer Empfeh-
lung der staatlichen Organe, wonach Geld- und Naturaleinkünfte aus diesen Flächen den 
unteilbaren Fonds zuzuführen seien. Das hätte für die LPG finanzielle Einbußen bedeutet. 
Es lag im ökonomischen Interesse der Mitglieder, das ohnehin relativ geringe persönliche 
Einkommen aus der kollektiven Arbeit momentan zu erhöhen. Gemäß einer 1958 von der 
SED herausgebrachten Losung „So wie wir heute arbeiten, werden wir morgen leben“, 
hätten derartige Fondszuführungen längerfristig die Grundlage für eine stabile Produktion 
mit dem Ergebnis eines höheren volkswirtschaftlichen Nutzens und höheren persönlichen 
Einkommens bilden sollen. Aber ein solches Vertrösten auf morgen wurde von der Bevöl-
kerung nicht als glaubhaft angenommen. 
 
Neben den eingangs unter Entlohnung genannten in LPG arbeitenden Nichtmitgliedern 
bildete sich eine personenmäßig zunehmende Schicht von Landlosen heraus, die gegen 
Ende der LPG-Entwicklung die Mehrheit bildete. Die Verhältnisse waren in den sächsi-
schen Bezirken sehr verschieden. Im Bereich Dahlen im Kreis Oschatz belief sich der An-
teil der Mitglieder bäuerlicher Herkunft 1989 immerhin noch auf 66 %. 
 
Die landlosen Mitglieder setzten sich zusammen aus 
- ehemaligen Nichtmitgliedern, wie Arbeitskräfte der Aktion „Industriearbeiter aufs 
Land“ u. a. Saisonkräfte, Delegierte aus Einrichtungen von Staat und Partei, 
- zugewanderten Arbeitskräften aus anderen Landesteilen und Volkswirtschaftszweigen, 
zugezogenen Melkerfamilien und Handwerkern, 
- Traktoristen, Beschäftigten und Leitungspersonal aus den ehemaligen MTS/RTS, die 
seit der Auflösung in den LPG arbeiteten und 
- Absolventen von Hoch- und Fachschulen, die zur Aufnahme von Leitungstätigkeit in 
LPG delegiert wurden. 
 
Die Zunahme der landlosen LPG-Mitglieder war auch eine Folge der natürlichen Alters-
entwicklung in den LPG. Es kann wohl als das Endziel der Agrarpolitik der SED angese-
hen werden, dass es 50 Jahre nach der Bildung der ersten LPG keine Beschäftigten in der 
Landwirtschaft mehr geben sollte, die noch Anspruch auf Nutzflächeneigentum erheben 
könnten. Die Umstrukturierungsprobleme der Jahre nach 1990 geben dieser Annahme 
recht.  
 
Diesen keinen Boden einbringenden Mitgliedern bewerteten die LPG des Typs III eben-
falls ihre Leistungen nach AE. Zur Verteilung nach Bodenanteilen wurde ihnen in vielen 
LPG eine fiktive Fläche, z. B. 6 ha, des zur kostenlosen Nutzung übergebenen staatlichen 
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Bodenfonds zugeschrieben. Praktisch hob sich diese Zuordnung auf, weil die Mitglieder 
auf derselben Fläche nach dem LPG-Statut Inventarbeiträge hätten leisten müssen. In vie-
len LPG des Typs III in den sächsischen Bezirken lag die Höhe der Bodenanteile im Re-
gelfall bei rd. 50 MDN/ha und des Pflicht-Inventarbeitrages bei 500,-MDN/ha. Zum Bei-
spiel in den LPG des Kooperationsbereiches Dahlen wurden ab 1976 einheitlich maximal 
12 ha x 25.- M/ha (bei einer durchschnittlichen Ackerzahl von 45) Bodenanteile gewährt. 
Die LPG konnten bezüglich der Bodenanteile einen großen Ermessensspielraum wahr-
nehmen. 
 
Die Bodenanteile entsprachen einer Verzinsung des eingebrachten Inventars von mindes-
tens 5 %.261 Die Ausstattung der landlosen Mitglieder mit Boden erfolgte mittels vom RdK 
zur Nutzung übergebener Flächen, die ohne Ak (z. B. im Falle von Devastierung) an den 
Staat gefallen, aber ohne Arbeit wertlos gewesen wären. 
 
Der Eintritt als landloses Mitglied in die LPG gestaltete sich vorteilhafter gegenüber einem 
Arbeitsverhältnis als Nichtmitglied, da  
- die Vergütung nach AE in annähernd gleicher Höhe wie die Entlohnung nach dem 
Rahmenkollektivvertrag in den MTS/RTS u. a. volkseigener Betriebe lag, aber keine 
Lohnsteuer, sondern lediglich ein geminderter Beitrag zur Sozialversicherungskasse 
(SVK) zu erbringen war, Mitglieder von LPG nur 9 % des beitragspflichtigen Einkom-
mens als SV-Beitrag im Gegensatz zu Werktätigen der übrigen Bereiche der Volkswirt-
schaft mit 10 % zahlten 
- Prämien und Gutschreibungen von AE als verdeckte zusätzliche Geldvergütung auf-
grund Mitgliederbeschluss gezahlt,  
- zusätzliche persönliche Einkünfte über die persönliche Hauswirtschaft erzielt,  
- anhand der AE kostengünstig Naturalien verteilt wurden, 
- die LPG darüber hinaus Klein- und Splitterflächen als Gartenland vergeben werden 
konnten, die ebenfalls im Sinne der persönliche Hauswirtschaft genutzt wurden, 
- Bewertungsrahmen und Arbeitsnormen über die Mitgliederversammlung bzw. Vorstän-
de beeinflussbar und staatliche Vorgaben, wie die nach dem RKV, nicht zu beachten 
waren, da es um „zur Verteilung stehender Mittel“ ging. Arbeiten mit geringeren 
Schwierigkeiten konnten dabei höher bewertet werden als gleichartige Arbeiten außer-
halb der Landwirtschaft und  
- anhand der AE kostengünstig Naturalien verteilt  
wurden. 
 
Auf diese Weise hatten Beschäftigte in wirtschaftlich gut entwickelten LPG Typ III am 
Ende des Untersuchungszeitraumes, bevor es zur Bildung von KAP oder LPG-P kam, per-
sönliche Jahreseinkommen erreicht, die z. T. über jenen der volkseigenen Wirtschaft lagen. 
Benachbarte VEG standen zu diesen Bestrebungen in Konkurrenz, sodass in den achtziger 
Jahren zwecks Unterstützung der ins Hintertreffen geratenden VEG von der Regierung so- 
genannte lohnpolitische Maßnahmen erlassen wurden. 
 
Die Tendenz bei der Vergütung, wie sie sich zum Ende der sechziger Jahre darstellte, und 
die relative Autonomie der LPG in dieser Frage veranlasste die SED-Agrarpolitik, neben 
einigen anderen Erscheinungen in die wirtschaftliche Autonomie der LPG einzubrechen. 
Die spätere Aufspaltung der LPG in getrennte Betriebe und die Durchsetzung der indust-






Mit nachstehendem Schema wird die Verwendung der als zur Verteilung stehende Mittel 

























Verteilung der Naturaleinkünfte 
 
Bei der Verteilung der Naturaleinkünfte unterschieden die LPG Typ III nach Mitgliedern 
mit oder ohne individuelle Tierhaltung. Verallgemeinernd können für die LPG in den säch-
sischen Bezirken Ansprüche für Mitglieder mit Tierhaltung in Höhe von Getreide 1 kg/AE 
und Jahr sowie Kartoffeln 3–4 kg/AE und Jahr angegeben werden. Das geschah in Abhän-
gigkeit vom Durchschnittsertrag der betreffenden LPG, der Erfüllung des Betriebsplanes 
und des Planes „Staatliches Aufkommen“. Zuckerrüben und andere Marktfrüchte waren 
von der Naturalienverteilung ausgeschlossen. Grünfutter wurde nach GE bewertet und am 
Jahresende mit der Restauszahlung als Naturalvorschuss mit dem Mitglied verrechnet. 
Mitglieder ohne Tierhaltung erhielten keine Naturalien. Auch an Nichtmitglieder, die ent-
lohnt wurden, verteilten die LPG keine Naturalien. Die im Wirtschaftsjahr erarbeiteten 
Arbeitseinheiten wurden nach Preisen des freien Aufkaufs (solange das doppelte Preis-
system bestand) oder nach Preisen für eine Getreideeinheit (staatliche Richtwerte, Verein-
barungspreise zwischen den LPG) bewertet und geldwert ausgezahlt. 
 
Die vorgenannten Verteilungsprinzipien galten allgemein für alle LPG-Typen und bereite-
ten den LPG des Typ III keine sonderlichen Schwierigkeiten. Anders verhielt es sich in 
den LPG des Typs I. Die Vergütung nach AE wurde mit dem für die private Tierhaltung 
von der LPG verkauften Futter verrechnet, sodass teilweise keine monatliche Vergütung 
ausgezahlt werden konnte. Ein Teil der Vergütung wurde in dem Falle über Erlöse aus der 
Tierproduktion realisiert. Die Verteilung der Geldeinkünfte im Typ I wurde ebenfalls nach 
AE vorgenommen, wobei der Wert je AE im Durchschnitt weit über dem der LPG Typ III, 
Vorschusszahlung 
 
- monatliche Grundvergütung auf Basis 
AE/Ak 
- Höhe max. 70-80 % der Geldeinkünf-
te lt. Betriebsplan und Musterstatuten 
- galt nicht bei LPG Typ I, privater 




- Differenz zwischen Vorschusszahlun-
gen für ein ganzjährig tätiges Mitglied 
und effektiv erwirtschafteten Geld-
einkünften der LPG nach ganzjährig 
angerechneten AE/Ak lt. Jahresendab-
rechnung 
- Höhe max. 20-30 % 
- Auszahlung nach dem 31.12. des 
Wirtschaftsjahres und nach Bestäti-
gung des JAB 
- Bodenanteile 
Verteilung der Geldeinkünfte der LPG 
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vor allem der in den südlichen Regionen der sächsischen Bezirke, lag. Schwierigkeiten 
bereitete die Naturalverteilung aufgrund der nicht kollektiven, unterschiedlich ausgepräg-
ten privaten Viehhaltung in den Mitgliedsbetrieben und der durch die Mitgliedsbetriebe 
unterschiedlichen Anzahl für kollektive Arbeit abgestellten Arbeitskräfte.262 
 
Die generell höhere AE-Bewertung im Typ I veranlasste viele Bauern, die sich bis zum 
„sozialistischen Frühling“ dem LPG-Beitritt verweigert hatten und sich nun dem politi-
schen und ökonomischen Zwang beugen mussten, einer LPG des Typs I beizutreten. Diese 
Betriebsform sicherte ihnen bis zur Zeit der Kooperationsbildung oder der Gründung von 
spezialisierten LPG noch eine Frist von ca. 10 Jahren annähernd traditioneller bäuerlicher 
Wirtschaftsweise mit relativ hohem Einkommen und persönlicher Bindung zum Eigentum. 
Im Sinne der Volkswirtschaft waren diese LPG sicherere Garanten für die Planerfüllung 
beim staatlichen Aufkommen als die Mehrzahl der LPG Typ III. Über Tierhaltung und 
individuelle Betreuung in kleineren Beständen wurden bei Schlachtvieh vielfach höhere 
Fleischqualitäten erzeugt. 
 
3.2.4.1 Entlohnung und Vergütung in den LPG Typ I 
 
Die Formen der Bezahlung der gemäß sozialistischer Begrifflichkeit sogenannten lebendi-
gen Arbeit unterschieden sich je nach LPG-Typ. 
 
Da es im Typ III keine privaten Erzeugungszweige gab, konnte das Entlohnungs- und Ver-
gütungssystem einfacher gehalten werden. Alle Leistungen der Beschäftigten, unabhängig 
davon, ob sie Mitglieder waren, wurden über Arbeitseinheiten abgerechnet. Nicht als Mit-
glied beschäftigte Arbeitskräfte führten jedoch an das Finanzamt Lohnsteuer ab und ent-
richteten einen Sozialversicherungs(SV)-Beitrag in Höhe von 10 % bis zur Höhe des mo-
natlichen Bruttoeinkommens von 600,- M. LPG-Mitglieder aller drei Typen entrichteten 
SV-Beitrag in Höhe von 9 % und keine Lohnsteuer. 
 
Finanzielle und materielle Mittel, die die LPG Typ I bis III an die Mitglieder verteilten, 
wurden im Buchwerk der LPG nicht als Personalkosten ausgewiesen, sondern lediglich 
Löhne für Nichtmitglieder und Saison-Arbeitskräfte. Es handelte sich bei der Vergütung 
von Mitgliedern um die betriebswirtschaftliche Kategorie „zur Verteilung stehende Mit-
tel“. Sie wurden nicht als Kosten in der Kontenklasse 34 gemäß Kontenrahmen für sozia-
listische Genossenschaften gebucht. Demzufolge nahmen in den LPG die Höhe des Ver-
brauchs an AE und die spätere Zuweisung zu den Kostenträgern und -stellen, als viele LPG 
„innerbetriebliche Beziehungen“ aufnahmen, an Bedeutung zu. Vor allem aber musste der 
spezifische AE-Verbrauch beachtet werden, als Vereinbarungspreise bei der Aufnahme 
von „zwischenbetrieblichen Beziehungen“ notwendig und Kostendeckung gefordert wur-
den.  
 
In den LPG Typ I, die sich gegen den totalen Vergesellschaftungsgrad der Produktion und 
Arbeit entschieden hatten, gestaltete sich die Verteilung für die persönliche Konsumtion in 
mannigfaltigen Formen und war nicht immer mit anderen LPG Typ I zu vergleichen. Im 




























Abb. 105 Aufteilung des Genossenschaftlichen Gesamtproduktes, die Verteilungsverhältnisse in den LPG des Typs I und der 
persönliche Anteil der Mitglieder 
Quelle:  Lehrmittelsammlung Reinhardtsgrimma. Kopie in Sammlung M. Janello, Dresden 
 
Die Mittel der „Verteilung an die Mitglieder“ ergaben 
finanziell - Arbeitseinheiten und Bodenanteile  
materiell - Naturalverteilung. 
Naturaleinnahmen konnten zusätzlich aus Entschädigung für Leistungen mit privaten Pro-
duktionsmitteln und Prämienvergütung erzielt werden. 
 
Für das Beispiel der LPG „Einigkeit“ in Pretzschendorf, in Tabelle 50, S. 534 dargestellt, 
ergab sich die persönliche Konsumtion aus: 
- finanziell  
• Arbeitseinheiten (Löhne zählten nicht zur Konsumtion) 
• Bodenanteilen 
• Verrechnung von Leistungen mit privaten Produktionsmitteln       
(Pferde, Traktoren, Maschinen, bauliche Anlagen), 
auch als „Naturaleinnahmen“ bezeichnet 
- materiell 
• Getreide und Kartoffeln für die persönliche Hauswirtschaft 
 
Futterlieferungen der LPG für die private Viehwirtschaft zählten im buchhalterischen Sin-
ne nicht zu den „zur Verteilung stehenden Mitteln“. Das Futter verrechnete die LPG wie 
andere Leistungen für die Beschäftigten mit dem Empfänger der Lieferungen oder andere 





Die nachstehende Abrechnung des Einkommens in einer LPG Typ I gibt darüber Auskunft. 
 
 
Abb. 106 Abrechnung der LPG Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde, über die Lieferung und Verrechnung von Futtermitteln für die 
private Viehwirtschaft der Typ-I-Betriebe für das Jahr 1966 
Quelle:  Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschaft- und Dienstleistungsgesellschaft mbH., Pretzschendorf, Lkr. Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge. Aktenbestände der LPG Typ I/III Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde. Dokumente 
 
Zwei voneinander abweichende AE-Werte verwendete die LPG des Fallbeispiels, indem 
sie  
- Mitglieder ohne Land und Mitglieder, die bereits zum Typ-III-Teil der LPG Typ I über-  





- Mitglieder des Typs I mit privater Viehwirtschaft und nicht dem Typ-III-Anteil zu-
gehörend unterschied.  
Beide AE-Werte dienten der Berechnung der Abführung an die SVK als Grundlage. 
 
Die AE-Werte im Typ I hingen, wie auch beim Typ III, vom Betriebsergebnis bzw. von 
den Geldeinnahmen der LPG ab. Sie mussten jährlich neu berechnet und beschlossen wer-
den. Ab 1966 arbeitete die Beispiels-LPG mit einer einheitlichen AE-Bewertung. 
 
Die Bodenanteile zahlte die LPG „Einigkeit“ lediglich an die Landeinbringer, wie es das 
LPG-Gesetz vorsah, und damit nach einer Handhabungsweise, von der die LPG Typ III 
meistens abwichen. Die Bodenanteile in ihrem Betrag je ha eingebrachter Fläche schwank-
ten im Verlaufe der Jahre und mussten jährlich neu berechnet und beschlossen werden. Die 
Höhe war abhängig, wie auch der AE-Wert, von den Geldeinnahmen der LPG. Aufgrund 
einer schlechten Ernte konnten z. B. im Jahre 1965 im Fallbeispiel keine Bodenanteile ge-
zahlt werden, wie nachstehende Übersicht ausweist. In Pretzschendorf verrechnete die 
LPG die Bodenanteile mit Futterlieferungen und anderen Leistungen im Jahre 1966 in ei-
ner Gesamt-Abrechnung am Jahresende (vgl. Tab. 50, S. 534). Bodenanteile zahlte die 
LPG nur an das Familienmitglied, das die eingebrachte Fläche zu vertreten hatte, und nicht 
an sämtliche Familienangehörige, die in dem Mitgliedsbetrieb mitarbeiteten. 
 
Übersicht über die Entwicklung der Arbeitseinheiten und Bodenanteile in der LPG „Einig-
keit“, Typ I/III, Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde, (in der jeweils gültigen Währung) 
 
Jahr AE-Verbrauch der LPG 





 Anzahl M/AE M/ha  
1960 2.807,48 7,00 - -Formierung der LPG als Groß-LPG Typ I 
1961 17.457,27 15,4024,00
232,00
- für Beschäftigte, Mitglieder ohne Land oder mit 
Typ-III-Status 
- für Mitglieder als Landeinbringer und private 
Viehhalter  
1962 19.327,00 14,2026,00 115,00
 
wie vor 











- unzureichende Geldeinnahmen der LPG 
1966 40.606,00 12,00 56,00
- für alle Mitglieder 
- nur für Bodeneinbringer und private Viehhalter 
1967 46.171,17 12,00 25,00
 
wie vor 
1968 57.452,73 9,50 38,00
 
wie vor 
1969 64.995,48 9,50+ 0,50 38,00
wie vor, 0,50 M/AE Zuzahlung aus dem Hilfs-
fonds. In dem Maße, wie der Typ-III-Anteil in 
der LPG Typ I zunahm bzw. die privaten Vieh-
wirtschaften in die LPG Typ III übergingen, 






Über die Entlohnung von Nichtmitgliedern der LPG finden sich Angaben auch unter Pkt. 
3.2.2.1, 12. Anstrich, S. 473. Diese oft fälschlicherweise als Saisonarbeitskräfte bezeichne-
ten Beschäftigten erhielten geldwert gezahlte Stundenlöhne. Die LPG „Einigkeit“, Typ I, 
Pretzschendorf, vergütete ab 1960 z. B. mit folgenden Löhnen:264 
Nichtmitglieder, leichte körperliche Arbeit 1,35 M/h 
Nichtmitglieder, schwere körperliche Arbeit 1,50 – 2,00 M/h 
z. B. Stalldung laden 1,50 M/h 
 
Bei einer Arbeitszeit von ca. 230 h/Monat erhielten derartige Arbeitskräfte eine Entloh-
nung von ca. 300,- bis 310,- M/Monat unter Abzug des SV-Beitrages und der Lohnsteuer. 
 
Dennoch war anfangs, zur Zeit der Vollkollektivierung, in der Pretzschendorfer LPG Typ I 
nicht erwünscht, Nicht-Mitglieder zu beschäftigen. Im Statut der LPG „Einigkeit“ vom 06. 
bzw. 09.05.1960, § 34, findet sich dazu eine ausdrückliche Regelung: „Die zeitweise Be-
schäftigung von bezahlten Arbeitskräften ist nur zulässig, wenn dringende Arbeiten nicht 
fristgemäß durch die Genossenschaftsmitglieder und deren Familienangehörige ausgeführt 
werden können.“ Offenbar konnte dieser Grundsatz in der LPG nicht konsequent in den 
späteren Jahren weitergeführt werden, da das zunehmende Alter der Mitglieder und deren 
Verpflichtung gegenüber der privaten Viehwirtschaft einen gewissen Zugang von fremden 
Arbeitskräften erforderte, wie sich dies bei der Aufnahme von MTS-Traktoristen in den 
Jahren 1962 und 1963 zeigte. 
 
Eine pauschale Stundenvergütung der in dieser LPG durch die Mitglieder geleisteten Ar-
beit fand nicht statt, was für jene Zeit als Fortschritt angesehen werden darf. Das LPG-
Statut § 38 (1) hatte schon von Beginn an vorgesehen: „Die Bewertung und Vergütung der 
in der LPG geleisteten Arbeit erfolgt entsprechend des sozialistischen Leistungsprinzips, 
auf der Grundlage von Arbeitsnormen.“265 
 







Abb. 107 Auch die LPG des Typs I wie in Pretzschendorf arbeiteten bereits vor 1965 nach Arbeitsnormen  
Quelle:  Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschaft- und Dienstleistungsgesellschaft mbH., Pretzschendorf, Lkr. Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge. Aktenbestände der LPG Typ I/III Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde. Innere Betriebsordnung 
 
In der während des „sozialistischen Frühlings“ 1960 gegründeten LPG Typ I in Kleinhart-
mannsdorf, Kr. Flöha, wurden von 1960 und bis nachweisbar 1967, wie in den meisten 
LPG des Typs I, neben der Vergütung der kollektivwirtschaftlichen Arbeit weitere materi-
elle Leistungen der Mitglieder geldwert vergütet. Die LPG zahlte den Mitgliedern für die 
Verwendung von privat verbliebenen Pferden und Traktoren ein Entgelt je Einsatzstunde. 
Die Vergütung der kollektiven Arbeit erfolgte über AE, jedoch noch nicht in Abhängig-





Tabelle: 50 Vergütung in den LPG Typ I, Entwicklung der Vergütung für LPG-Mitglieder in der LPG „Einigkeit“, Typ I bzw. Typ III, Pretz-  
 schendorf, Kr. Dippoldiswalde, Bez. Dresden, Jahreseinkommen verschiedener Berufsgruppen, 1960 bis 1969 (in M)*1 
 
Funktion Jahr Wert der AE 







  Sonstige Zu- 
  schläge *4 Abzüge 










     x /AE Anteil (in %) gesamt        
Spalte   1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 





1960 *2 - - - - - - - - - - - -
1961 *2 - 6.600,00 *3 - - - - 200,00 456,00 660,00 *3 - 5.684,00 473,67
1962 *2 - 6.900,00 *3 - - - - 200,00 528,00 690,00* 3 - 5.882,00 490,17
1963 14,20 368,00 *6 5.225,60 *3 11,37 80,0 4.185,60 - 200,00 176,00 666,94 *7 1.040,00 4.579,66 381,64
1964 14,20 552,68 7.848,06 11,36 80,0 6.278,40 - 200,00 - 648,00 *7 1.569,66 7.400,06 616,67
1965 12,00 599,50 7.194,00 9,60 80,0 5.755,20 - 200,00 - 594,00 *8 1.438,80 6.800,00 566,67
1966 12,00 654,00 7.848,00 9,60 80,0 6.278,40 - 200,00 - 648,00 1.569,60 7.400,00 616,67
1967 12,00 654,00 7.848,00 9,60 80,0 6.278,40 - 200,00 - 648,00 1.569,60 7.400,00 616,67
1968 9,50 900,00 8.550,00 8,55 90,0 7.695,00 - 200,00 - 648,00 855,00 8.102,00 675,17
1969 10,00 920,00 9.200,00 9,00 90,0 8.280,00 - 200,00 - 626,40 *8 920,00 8.773,60 731,13
2. Melker *3 
(männlich)  
1960* 9 - - - - - - - - - - - - -
1961 *3 - - 4.504,60 - - - - 200,00 115,40 450,46 - 4.138,74 344,90
1962 14,20 312,68 4.440,06 *6 11,36 80,0 3.552,05 - 200,00 80,00 432,00 888,01 4.128,06 344,01
1963 14,20 414,98 5.892,72 11,36 80,0 4.714,18 - 200,00 - 530,35 1.178,54 5.562,38 463,53
1964 14,20 603,94 8.575,95 11,36 80,0 6.860,72 - 200,00 - 648,00 1.715,23 8.127,90 677,33
1965 12,00 737,23 8.846,76 9,60 80,0 7.077,37 - 200,00 - 612,97 *8 1.769,39 8.433,79 702,82
1966 12,00 750,15 9.001,80 9,60 80,0 7.201,42 - 200,00 - 648,00 1.800,38 8.553,80 712,82
1967 12,00 942,47 11.309,64 9,60 80,0 9.047,68 - 200,00 - 648,00 2.261,96 10.861,64 905,14
1968 9,50 1.244,08 11.818,76 8,55 90,0 10.636,90 - 200,00 - 648,00 1.181,86 11.370,76 947,56




1960 *11 7,00 119,29 835,03 - - - - - - 75,15 835,03 759,88 151,97 *12
1961 24,00 146,58 3.517,92 - - - 1.160,00 200,00 - 316,62 3.517,92 4.561,30 380,11
1962 26,00 192,23 4.997,98 - - - 575,00 200,00 - 420,75 *8 4.997,98 5.352,23 446,02
1963 24,25 126,37 3.064,47 - - - 523,85 200,00 - 275,80 3.064,47 3.512,52 292,71 *13
1964 23,65 86,90 2.055,19 - - - 300,00 200,00 - 184,97 2.055,19 2.370,22 197,52 *13
1965 20,20 206,58 4.172,92 - - - - 200,00 - 375,57 4.172,92 3.997,35 333,11* 15
1966 12,00 654,00 7.848,00 9,60 80,0 6.278,40 *14- 200,00 - 648,00 1.569,60 7.400,00 616,67
1967 12,00 654,00 7.848,00 9,60 80,0 6.278,40 *14- 200,00 - 648,00 1.569,60 7.400,00 616,67
1968 9,50 960,00 9.120,00 8,55 90,0 8.208,00 *14- 200,00 - 648,00 912,00 8.672,00 722,67
1969 10,00 720,00 7.200,00 9,00 90,0 6.480,00 *14- 200,00 - 432,00 720,00 6.968,00 580,67
4. Traktorist *5 
(männlich) 
1960 - - - - - - - - - - - - -
1961 - - - - - - - - - - - - -
1962 - - - - - - - - - - - - -
1963 *3, 5 - - 8.905,37 - - - - 200,00 844,83 890,54 - 7.370,00 614,17
1964 *3, 5 - - 8.927,15 - - - - 200,00 859,38 892,72 - 7.375,05 614,59
1965 *3, 5 - - 7.978,23 - - - - 200,00 166,45 797,82 - 7.213,96 601,16
1966 *3, 5 - - 8.277,86 - - - - 200,00 182,00 827,86 - 7.468,00 622,33
1967 12,00 727,19 8.726,28 9,60 80,0 6.981,04 - 200,00 - 648,00 1.745,24 8.278,28 689,86
1968 9,50 1.021,36 9.702,92 8,55 90,0 8.732,62 - 200,00 - 648,00 970,30 9.254,92 771,24





1960 7,00 214,71 1.502,97 - - - - - - 135,00 1.502,97 1.367,97 171,00 *16
1961 24,00 123,89 2.973,36 19,20 80,0 2.378,68 1.037,04 200,00 - 267,60 594,68 3.942,80 328,57
1962 26,00 115,83 3.011,58 20,80 80,0 2.409,26 514,05 200,00 - 271,05 602,32 3.454,58 287,88
1963 24,25 112,91 2.738,07 19,40 80,0 2.190,46 468,32 200,00 - 246,43 547,61 3.159,96 263,33
1964 23,65 138,89 3.284,75 18,92 80,0 2.627,80 268,20 200,00 - 295,63 656,95 3.457,32 288,11
1965 20,20 140,68 2.841,74 16,16 80,0 2.273,39 - 200,00 - 255,76 568,35 2.785,98 232,16
1966 12,00 135,15 1.621,80 9,60 80,0 1.297,44 250,32 200,00 - 145,96 324,36 1.926,16 160,51
1967 12,00 143,96 1.727,52 9,60 80,0 1.382,02 111,75 200,00 - 155,48 345,50 1.883,79 156,98
1968 9,50 184,18 1.749,71 8,55 90,0 1.574,71 169,86 200,00 - 157,47 175,00 1.962,10 163,51









Quellen: *1 Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschafts- und Dienstleistungsgesellschaft 
mbH., Pretzschendorf, Lkr. Sächsische Schweiz-Osterzgebirge. Aktenbestän-
de der LPG Typ I/III, Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde. Abrechnungsunter-
lagen der LPG „Einigkeit“, Typ I/III. Unsigniert. Angaben von M. J.  
unter Mitwirkung V. Geißler, Pretzschendorf, bearbeitet 
 
Anmerkungen: *2 von BHG bezahlt (Beschäftigter) 
  *3 Lohnempfänger Bruttoverdienst (./. 10 % SV-Beitrag ./. Lohnsteuer) 
  *4 Naturalvergütung geldwert 
  *5 Lohnsteuererhebung 
  *6 1.–4. Lohnempfänger, 5.–12. LPG-Mitglied, gemischt 
  *7 9 % SV-Beitrag 5.–12. LPG Mitglied 
  *8 Krankheit 
Anmerkungen:  *  9 Noch kein Melker eingestellt 
 *10 1960–1965 Arbeitsgruppenleiter. Feldbau, 1966–1969 Abteilungsleiter 
  Viehwirtschaft (genossenschaftlich (Fernstudium, nicht ständig mitarbeitend) 
 *11 1.–7. noch privat, 8.–12. Mitglied 
 *12 5 Monate Tätigkeit 
 *13 Studienzeit ohne Finanzausgleich 
 *14 Bodenanteile an andere Familienmitglieder 
 *15 Studienzeit, ohne Finanzausgleich, 8 Monate Arbeitszeit 
 *16 8 Monate Tätigkeit 
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Tabelle 51: Kalkulation der Einnahmen aus privater Viehwirtschaft, Mitglieder der LPG „Einigkeit", Typ I, Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde, 



















Anteil der privaten 
Viehwirtschaft am Ge-
samteinkommen 
ha M M M % 
  Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 
      Sp. 1./.3 Sp. 3 x 100 : Sp. l
  Eheleute Seidel 25,86 8.676,62 2.683,08 5.993,54 69,1
  Eheleute Hanzschmann 21,00 8.975,54 1.914,00 7.061,54 78,7
1965 Eheleute Straßberger 7,94 8.643,45 4.496,16 4.147,29 48,0
 Eheleute Berger 9,10 5.560,07 3.066,01 2.494,06 44,9
 Maul, W. (männlich) 3,96 1.758,41 1.044,60 713,81 40,6
 Eheleute Richter 4,78 3.806,49 2.261,30 1.545,19 40,6
  Eheleute Seidel 25,86 12.295,16 3.148,89 9.146,27 74,4
  Eheleute Hanzschmann 21,00 10.841,58 4.411,71 6.429,87 59,3
1967 Eheleute Straßberger 7,94 6.739,44 5.376,86 1.362,58 20,2
 Eheleute Berger 9,10 5.549,86 3.538,78 2.011,08 36,2
  Leiteritz, M. (weiblich) 3,76 2.332,92 1.407,96 924,96 39,6
  Eheleute Richter 4,78 3.482,76 2.426,38 1.056,38 30,3
 Eheleute Seidel 25,86 13.740,00 1.950,80 11.789,20 85,8
 Eheleute Hanzschmann 21,00 13.880,00 1.538,00 12.342,00 88,9
1969 Eheleute Straßberger 7,94 13.960,00 7.459,00 6.501,00 46,6
 Eheleute Berger 9,10 12.427,50 2.168,00 10.259,50 82,6
  Leiteritz, M. (weiblich) 3,76 6.510,30 2.049,40 4.460,90 68,5





Quelle: *1 Vgl. Tabelle 50 Anmerkungen:  *2 Gesamteinkommen einschließlich genossenschaftlicher Arbeit 
 *3 über AE in der LPG erhalten 




3.2.4.2 Entlohnung und Vergütung in den LPG Typ III 
 
Bei den LPG des Typs III wurde das genossenschaftliche Gesamtprodukt gemäß folgen-
dendem Schema, ähnlich dem Schema für die LPG Typ I, verteilt.267 
 
Prinzipiell ist jedoch davon auszugehen, dass in beiden Schemata der Teil B „Persönliche 
Hauswirtschaft der Genossenschaftsmitglieder“ nicht in die Betrachtung einzubeziehen ist, 
da er zwar bei allen drei LPG-Typen das Einkommen der Genossenschaftsmitglieder wi-




Abb. 108 Aufteilung des genossenschaftlichen Gesamtproduktes, die Verteilungsverhältnisse in den LPG des Typs III und der 
persönliche Anteil der Mitglieder 
Quelle:  Lehrmittelsammlung Reinhardtsgrimma. Kopie in Sammlung M. Janello, Dresden 
 
Im Gegensatz zu den LPG des Typs I erhielten alle Beschäftigten im Typ III ihre Arbeits-
leistungen über Arbeitseinheiten vergütet. Über AE abgerechnete Leistungen von Nicht-
mitgliedern wurden jedoch als Kostenart in der Kontenklasse 3 verbucht. Im Gegensatz zu 
den Mitgliedern unterlagen die Nichtmitglieder der Verpflichtung zur Zahlung von Lohn-
steuer und 10%igem anstatt 9%igem SV-Beitrag. Beides führten die LPG an das Finanz-
amt bzw. die staatliche SVK ab. Der Anteil von Nichtmitgliedern war in den LPG des 
Typs III höher als in den LPG des Typs I. Dies war dadurch bedingt, dass in den LPG des 
Typs I eine familienbetriebliche Struktur und demzufolge auch ein von Natur aus höherer 
Ak-Besatz vorlag. Die LPG des Typs III beschäftigten viele zugezogene Arbeitskräfte, 
welche lange Zeit Vorbehalte gegenüber der LPG hatten und engere Bindungen vermieden. 
  
Sie wollten sich quasi eine Hintertür zum Verlassen der LPG, falls sich die Bedingungen 
nicht verbesserten, offen lassen. Die ortsansässige und bäuerliche Bevölkerung, welche 
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nicht die Qualifikation besaß, in anderen, außerlandwirtschaftlichen Berufen tätig zu sein, 
sah sich deshalb gezwungen, in den LPG zu verbleiben und sich den Bedingungen anzu-
passen. Der anpassungsfähigere Teil unter ihnen nahm die Qualifizierungsangebote der 
LPG, wie sie vor allem Mitte der sechziger Jahre über die staatliche Leitung in den Bezir-
ken organisiert wurde, wahr, um besser bezahlte Tätigkeiten in den LPG ausüben zu kön-
nen. So hob sich deutlich die Vergütung von Arbeiten mit landtechnischen Großgeräten 
gegenüber manuellen Tätigkeiten in der Feldwirtschaft ab. Hier bestand die Möglichkeit, 
Arbeiten nach Normen ausführen zu können. Die persönlichen Leistungen und Prämien 
waren durch die im Betrieb bekannten Arbeitsnormen selbst berechen- und beeinflussbar.   
  
Die Befürchtung der von den MTS in die LPG übergewechselten Traktoristen, weniger zu 
verdienen, hatte sich in den meisten Fällen nicht bestätigt. Zudem wurden staatliche Aus-
gleichszahlungen wirksam. Im Beispiel der LPG „IV. Parteitag“, Typ III, Mockritz/Jeßnitz, 
Kr. Döbeln (vgl. Tabelle 52, S. 540) erreichte das Monatseinkommen solcher Arbeitskräfte 
die Höhe eines mit Leitungsaufgaben Betrauten (Funktion 1 und 3 lt. Tabelle 52) und das 
Doppelte einer Handarbeitskraft in der Feldwirtschaft (Funktion 5 lt. Tabelle 52). Mit dem 
Auftreten derartiger Relationen konnte es geschehen, dass die Monatseinkommen von 
Verantwortungsträgern ins Verhältnis zu den aufgewendeten Ak-Stunden gesetzt, hinter 
Arbeitskräften, die Großgeräte bedienten, zurückblieben. Bei Vollerntemaschinen-Fahrern 
bildete sich zu jener Zeit eine ausgesprochene Selbstgefälligkeit heraus, die überdies von-
seiten des Staates gefördert wurde. Es sei hierbei an die Hervorhebung der als Erntekapitä-
ne bezeichneten Mähdrescherfahrer aus den regelmäßig während der Getreideernte abge-
gebenen Medienberichterstattungen erinnert. Das staatlich organisierte Auszeichnungswe-
sen mit Titeln, Urkunden, Prämien, Wanderfahnen und öffentlich bekannt gemachten Be-
lobigungen war ein weiterer Ausdruck dieser Unterstützung. Das von der UdSSR in der 
Stalin-Ära mit Beginn der Umwandlung in die kommunistische Landwirtschaft eingeführte 
System moralischer Anreize perfektionierte die Agrarpolitik der DDR zu Zeiten als es kei-
ne privatbäuerlichen Betriebe mehr gab. 
 
Dieses System hielt sich bis in das Jahr 1989. Das nach der Umwandlung der LPG ge-
schwundene Selbstbewusstsein manch eines in der Landwirtschaft Beschäftigten, der viel-
leicht schon mehrfach mit Foto und seinen z. T. überbewerteten Arbeitsleistungen auf der 
„Straße der Besten“ am Sitz der LPG-Verwaltung präsentiert worden war, wich oft einer 
seelischen Krise. 
 
Den Umgang mit den Bodenanteilen gestalteten sich die LPG vom Typ III liberaler als die 
LPG Typ I, z. T. sogar abweichend vom LPG-Gesetz. Damit war verbrieft, dass die Bo-
denanteile nur den Grund und Boden sowie Inventar einbringenden Mitgliedern zustand. 
Mit diesen Mitteln sollte ursprünglich für das eingebrachte Land eine Art Nutzungsentgelt 
den Landeinbringern gezahlt werden. Indem diese Mittel auch Beschäftigten, die als Land-
lose in die LPG eingetreten waren, gezahlt wurden, muss von einer verdeckten zusätzli-
chen Vergütung, die häufig geleistet wurde, gesprochen werden. Dazu kam, dass die Bo-
denanteile wenige Zeit nach dem „sozialistischen Frühling“ nicht auf die effektiv einge-
brachte Fläche berechnet wurden, sondern auf eine Pauschalgröße, die die Vorstände der 
LPG Typ III in den sächsischen Regionen im Durchschnitt auf 7 – 12 ha je Familienbetrieb 
begrenzten. Mit dieser Regelung wurden vor allem ehemalige Einzelbauern, die Be-
triebsgrößen von > 15 ha eingebracht hatten, benachteiligt. 
 
In der LPG Oberwiera, Kr. Glauchau, Bez. Karl-Marx-Stadt, zahlte man den Bauern        
50 M/ha für einen eingebrachten Flächenumfang bis zu 14 ha LN. Da Bodenanteile, Prä-
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mien und Erlöse aus persönlicher Hauswirtschaft nicht ausschließlich zur Verbesserung der 
Lebensweise der Bauern verwendet wurden – sie mussten davon das Wohngebäude und 
die anderen baulichen Anlagen des Gehöftes erhalten –, waren diese finanziellen Mittel für 
die Betriebseinbringer unverzichtbarer Bestandteil ihres persönlichen Einkommens.268 
 
In vielen LPG Typ III wurden Prämienmittel für Beschäftigte und Arbeitskollektive bis in 
Höhe von 5 % der Gesamtvergütung gezahlt. Wenn zwischen den Brigaden aber Unter-
schiede in der Prämiengewährung für Arbeitsleistungen und Planerfüllung bzw. Übererfül-
lung von 2–15 % auftraten, kam es zu persönlichen Differenzen zwischen den Arbeitskräf-
ten und mit dem Betrieb. Es konnte eine Konkurrenz zwischen den Brigaden, wie sie frü-
her zuweilen unter den Bauern im Dorf bestanden hatte, entstehen.269 Unterschiede bei der 
Prämierung der Beschäftigten und Arbeitskollektive gingen vielfach auf nicht beeinfluss-
bare Ursachen, wie z. B. Arbeit mit Tbc-freien oder infiziertem Vieh, zurück. Das Prä-
mienwesen beruhte auf sowjetischem Vorbild, bewirkte oft nicht gewollte psychische Ne-
beneffekte und ist aus heutiger Sicht umstritten. 
 
LPG Typ III vergüteten häufiger als die LPG Typ I zusätzlich über Prämien und Natu-      
ralien. Letztere wurden unter Berücksichtigung der aktuellen Durchschnittserträge und 
Abzug der Produktionskosten der LPG an die Mitglieder abgegeben. Sie konnten nicht nur 
zum eigenen Verbrauch, sondern auch zur Veredelung in der persönlichen Hauswirtschaft 
eingesetzt werden. Es kamen z. T. auch Verkäufe der relativ kostengünstigen Produkte an 
umfangreichere private oder individuelle Viehhaltungen in ein und derselben LPG durch 
Mitglieder vor. 
 
Wirtschaftlich erfolgreiche LPG, wie im Falle der LPG „IV. Parteitag“, Mockritz/Jeßnitz, 
zahlten bereits Urlaubsgeld, andere gewährten Ausgleichszahlungen, Zielprämien und Jah-
resendprämien (nicht mit der Restauszahlung am Jahresende zu verwechseln), die dem 
persönlichen Jahreseinkommen zuzurechnen sind (vgl. Tabelle 52, S. 540).  
 
Die Bewertung der Arbeitseinheiten lag bei den LPG des Typs III in den sächsischen Be-
zirken zwischen 5,- und 14,- M. 12,- bis 14,-  M/AE und mehr sind als Spitzenwerte her-
vorgetreten, die nicht verallgemeinerungswürdig sind.270 Die meisten LPG Typ III in den 
sächsischen Bezirken waren in der Lage, mit einem AE-Wert von 8,- bis 10,- M zu vergü-
ten. Es ist zulässig, das Monatseinkommen für Beschäftigte in diesen LPG anhand der 
Spitzen-LPG-Werte zu interpolieren, sodass man von Monatseinkommen in Höhe von    
60–70 % der wirtschaftlich starken Betriebe ausgehen kann. In diesem Sinne können die 
Einkommenswerte der Tabelle 52 für alle fünf Berufsgruppen betrachtet werden. Dabei 
darf nicht unerwähnt bleiben, dass die LPG der mittleren und unteren Einkommenslage 
gerne die Vergabe von Arbeitseinheiten heraufschraubten, um einen finanziellen Ausgleich 
zu schaffen. Um dies nicht überhand nehmen zu lassen, überwachten und steuerten vor 
allem die Filialen der Bauernbank/BLN als Kontrollorgan des Ministerrates nicht nur die 
Konsumtion, sondern auch die Akkumulation, d. h. die Erhöhung des Eigenmittelbestandes 
auf dem Investitionsfonds der LPG. Indem die Bauernbank/BLN die Jahresabschlussbe-
richte und die Planungsdokumente der LPG zu bestätigen ermächtigt war, konnte sie den 
AE-Verbrauch und die Konsumtion direkt beeinflussen. 
 
Die Kontrolle über die AE-Verteilung und -höhe, die Fondszuführung und auch über Ak-
kumulation sowie Konsumtion nahmen auch staatliche Behörden wahr, im Sprach-
gebrauch allgemein „Organe“ genannt, die i. d. R. dem Ministerrat und dem SED-Apparat 
unterstanden. Es handelte sich dabei um 
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- Staatliche Finanzrevision, 
- Revisionsorgan (RO) für sozialistische Genossenschaften der BLN,  
- ABI, 
- staatliche Leitung (RdK, RdB) und 
- Parteikontrollorgane. 
 
Diese Kontrolltätigkeit betraf insbesondere die Zeit nach dem Beginn der Phase von Kon-
zentration und Spezialisierung der Betriebe, als der Staat Druck zur Bildung höherer Inves-
titionsfonds auf die LPG ausübte. 
 
Da über die Vergütung der LPG von der Zentralverwaltung für Statistik der DDR bzw. der 
Bezirke und Kreise keine Meldungen abgefordert wurden, liegen keine gesicherten Nach-
weise vor. Genaue Auskunft geben die Jahresabschlussberichte der LPG, die jedoch in den 
Archiven der Landkreise nur lückenhaft vorhanden sind. 
 
In der Einkommensberechnung anhand der Tabellen 50 und 52 wurden die Bodenanteile 
getrennt von anderen Einnahmen ausgewiesen und in das Jahreseinkommen einbezogen. 
Zum Jahreseinkommen werden Futterlieferungen der LPG für die private und persönliche 
Hauswirtschaft gerechnet, da die Preise dafür z. T. unter den Produktionskosten lagen und 
einer persönlichen Vorteilsnahme entsprechen. 
 
Geldeinnahmen aus der persönlichen Hauswirtschaft werden dem Jahreseinkommen der 
Beschäftigten in diesen Übersichten nicht zugerechnet, da es in dem Kapitel um die Wider-
spiegelung der Einkünfte aus in den LPG geleisteter Arbeit geht und eine Gegenüberstel-
lung zum Einkommen von Arbeitern und Angestellten aus anderen Volkswirtschafts-
zweigen erfolgt. Bei letztgenannter Personengruppe hatte die Statistik der DDR ebenfalls 
nicht das Einkommen aus nebenberuflicher Tätigkeit, die sich zum Ende der sechziger 
Jahre auszubreiten begann, ausgewiesen. 
 
Eine Fluktuation aus den Typ-III- in die Typ-I-Betriebe fand nicht statt. Außerdem ließ die 
Struktur der Familienbetriebe dies nicht zu, und die Arbeitsbedingungen im Typ I sagte 
vielen häufig wechselnden Arbeitskräften nicht zu. Dennoch kamen die LPG Typ I nicht 
umhin, auch Nichtmitglieder, d. h. Landlose, sonstige Beschäftigte und Saison-Ak zu be-
schäftigen. 
 
Nur unter Berücksichtigung der Erlöse aus der privaten Viehwirtschaft kann den Typ-I-
Bauern ein höheres persönliches Einkommen als den Beschäftigten in den LPG des      
Typs III bescheinigt werden. Ein Vergleich ist dennoch nicht ganz zulässig, da die privaten 
Viehwirtschaften der LPG Typ I dafür zusätzlich Arbeitskraft, -zeit und -vermögen sowie 
ein gewisses Unternehmerrisiko, was bei den Typ-III-Mitgliedern nicht mehr vorhanden 
war, einsetzten. Außerdem bleiben bei der Erlösdarstellung die Kosten unberücksichtigt. 
Es gibt keine Kostenanalysen der privaten Viehwirtschaft in den LPG vom Typ I. 
 
Die Arbeits- und Lebensbedingungen hatten im Typ I sich deshalb gegenüber der einzel-
bäuerlichen Zeit nicht wesentlich verbessert. Für Bildung, Kultur und intensives Familien-
leben blieb den Bauern nicht mehr Zeit als vor dem LPG-Eintritt. Eine langsame Wand-
lung trat erst mit dem Übergang der Familien zum Typ III ein. 
Gegen Ende der sechziger Jahre nahm die Zahl der LPG mit niedrigem Vergütungsniveau 
ab. Es verblieb eine kleine Gruppe von LPG Typ III, die unter dem Grenzwert von        
7,00 M/AE lag und noch bis weit in die siebziger Jahre fortbestand. Diese LPG nahmen 




Tabelle 52: Vergütung in den LPG Typ III, Entwicklung der Vergütung für LPG-Mitglieder in der LPG „IV. Parteitag", Typ III, Mock-
ritz/Jeßnitz, Kr. Döbeln, Bez. Leipzig, Jahreseinkommen verschiedener Berufsgruppen, 1960 bis 1969 (in M) *1 
 
Funktion Jahr Wert der AE 
  Ge- 
  leistete  




















    / AE *2   
Spalte   1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 





1960 11,04 600,00 6.624,00 6,50 58,9 3.900,00 289,05 600,00 *5 - 648,00 2.724,00 6.865,05 572,09
1961 11,54 600,00 6.924,00 6,50 56,3 3.900,00 310,40 270,00 *5 - 648,00 3.024,00 6.856,40 571,37
1962 11,40 645,80 7.362,12 7,50 65,8 4.843,05 250,00 361,65 *5 211,30 648,00 2.519,07 7.114,47 592,87
1963 11,36 830,23 9.431,41 7,50 66,0 6.226,73 250,00 464,93 *5 268,90 648,00 3.204,68 9.229,44 769,12
1964 10,20 762,75 7.780,05 7,00 68,6 5.339,25 62,50 - 681,30 648,00 2.440,80 6.513,25 542,77
1965 11,00 823,98 9.063,78 7,00 63,6 5.768,86 62,50 - 723,65 648,00 3.294,92 7.754,63 646,22
1966 10,80 815,79 8.810,53 8,50 78,7 6.934,22 62,50 - 128,91 648,00 1.876,31 8.096,12 674,68
1967 11,00 782,96 8.612,56 8,84 80,4 6.925,16 62,50 270,00 *3 207,07 597,60 1.687,40 8.140,39 678,37
1968 11,00 616,60 6.782,60 8,92 81,1 5.501,10 62,50 270,00 *3 153,73 484,20 1.281,50 6.477,17 539,76
1969 12,50 826,55 10.331,88 8,83 70,6 7.295,68 62,50 270,00 *3 152,47 641,68 3.036,20 9.870,23 822,52
2. Melker 
(männlich) 
1960 11,04 1.006,20 11.108,45 6,50 58,9 6.540,30 704,13 1.006,20 *5 - 648,00 4.568,15 12.170,78 1.014,23
1961 11,54 797,70 9.205,46 6,50 56,3 5.185,95 756,13 358,97 *5 - 648,00 4.019,51 9.672,56 806,05
1962 11,40 832,64 9.492,10 7,50 65,8 6.244,80 609,00 466,28 *5 64,89 648,00 3.247,30 9.854,49 821,21
1963 11,36 853,57 9.696,56 7,50 66,0 6.401,78 609,00 478,00 *5 30,20 615,60 3.294,78 10.137,76 844,81
1964 10,20 644,99 6.578,90 7,00 68,6 4.514,93 152,25 - 105,60 605,80 2.063,97 6.019,75 501,65
1965 11,00 746,77 8.214,47 7,00 63,6 5.227,39 152,25 - 129,85 558,00 2.987,08 7.678,87 639,91
1966 10,80 899,25 9.711,90 8,50 78,7 7.643,61 152,25 - 51,20 648,00 2.068,29 9.164,95 763,75
1967 11,00 969,69 10.666,59 8,50 77,3 8.242,36 152,25 300,00 *3 132,69 576,00 2.424,23 10.410,15 867,51
1968 11,00 786,61 8.652,71 8,91 81,0 7.006,17 152,25 260,00 *3 248,79 648,00 1.646,54 8.168,17 680,68






1960 11,04 691,10 7.629,74 6,50 58,9 4.492,15 701,81 691,10 *5 - 648,00 3.137,59 8.374,65 697,89
1961 11,54 765,20 8.830,41 6,50 56,3 4.973,80 753,65 344,34 *5 - 648,00 3.856,61 9.280,40 773,37
1962 11,40 524,00 5.973,60 7,50 65,8 3.930,00 607,00 293,44 *5 569,88 618,19 2.043,60 5.685,97 473,83
1963 11,36 579,75 6.585,96 7,50 66,0 4.348,13 607,00 324,66 *5 652,55 648,00 2.237,83 6.217,07 518,09
1964 10,20 745,56 7.604,71 7,00 68,6 5.218,92 151,75 - 172,45 648,00 2.385,79 6.936,01 578,00
1965 11,00 780,00 8.580,00 7,00 63,6 5.460,00 151,75 - 272,91 648,00 3.120,00 7.810,84 650,90
1966 10,80 755,00 8.154,00 8,50 78,7 6.417,50 151,75 - 221,00 626,40 1.736,50 7.458,35 621,53
1967 11,00 746,75 8.214,25 8,50 77,3 6.347,38 151,75 250,00 *3 196,18 648,00 1.866,87 7.771,82 647,65
1968 11,00 780,00 8.580,00 8,81 80,1 6.870,00 151,75 250,00 *3 176,72 648,00 1.710,00 8.157,03 679,75




1960  *10 11,04 467,00 5.155,68 6,51 58,9 3.038,10 596,60 467,40 *5 - 560,17 2.117,58 5.659,51 471,63
1961 * 8 11,54 544,80 6.286,99 6,50 56,3 3.541,20 - 245,16 *5 - 587,87 2.745,79 5.944,28 495,36
1962 *6 11,40 428,80 4.888,32 7,50 65,8 3.216,00 250,00 240,13 *5 333,70 483,67 1.672,32 4.561,08 380,09
1963 *7 11,36 607,86 6.905,29 7,50 66,0 4.558,95 250,00 340,40 *5 210,70 621,00 2.346,34 6.663,99 555,33
1964 10,20 791,41 8.072,38 8,50 83,3 6.726,97 62,50 - 176,15 640,80 1.345,41 7.317,93 609,83
1965 11,00 806,92 8.876,12 8,50 77,3 6.858,82 62,50 - 182,43 637,20 2.017,30 8.118,99 676,58
1966 10,80 855,97 9.244,48 8,47 78,4 7.250,25 62,50 - 133,71 648,00 1.994,23 8.525,27 710,44
1967 11,00 866,10 9.527,10 8,50 77,3 7.361,84 62,50 280,00 *3 277,31 648,00 2.165,26 8.944,29 745,36
1968 11,00 915,53 10.070,83 8,81 80,1 8.062,02 62,50 280,00 *3 138,15 648,00 2.008,81 9.627,18 802,27






1960 11,04 326,30 3.602,35 6,50 58,9 2.120,95 289,05 326,30 *5 - 379,59 1.481,40 3.838,11 319,84
1961 11,54 388,40 4.482,14 6,50 56,3 2.524,60 310,40 174,78 *5 - 447,05 1.957,54 4.520,27 376,69
1962 11,40 367,71 4.191,89 7,50 65,8 2.757,83 250,00 205,92 *5 91,90 417,97 1.434,06 4.137,94 344,83
1963 *11 11,36 226,02 2.567,59 7,50 66,0 1.695,15 - 126,57 *5 - 242,67 872,44 2.451,49 204,29
1964 *11 10,20 308,63 3.148,03 7,00 68,6 2.160,41 - - - 283,32 987,62 2.864,71 238,73
1965 11,00 457,57 5.033,27 7,00 63,6 3.202,99 62,50 - 808,27 458,62 1.830,28 3.828,88 319,07
1966 10,80 455,06 4.914,65 8,50 78,7 3.868,02 62,50 - 109,87 447,94 1.046,63 4.419,34 368,28
1967 11,00 420,40 4.624,40 8,86 80,6 3.726,80 62,50 150,00 *3 142,73 435,71 897,60 4.258,46 354,87
1968 11,00 531,74 5.849,14 8,76 79,7 4.659,79 62,50 170,00 *3
587,89 *5
129,69 564,45 1.189,35 5.975,39 497,95













Quelle:   *1 Mockritzer Agrarland Verwaltungsgesellschaft mbH. Abrechnungsunterlagen zur Vergütung LPG „IV. Parteitag“, Typ III, Mockritz/Jessnitz, Kr. Döbeln 
 
Anmerkungen:    *2 Es wurden nicht generell 20 % des geplanten AE-Wertes einbehalten, die Schwankungen betrugen 56,3 bis 80,6 % 
   *3 Urlaubsgeld 
   *4 Unberücksichtigt „Sonstige Zuschläge", z. B. Kindergeld 
   *5 Wert der Naturalien geldwert 
   *6 Ständiger Traktorist (Karich, Lothar) noch Angestellter der MTS, dafür Lissner, Kurt (Feldbauarbeiter und nicht ständiger Traktorist der LPG) 
   *7 Beitritt der MTS-Traktoristen im Juni 1963, bis dahin Trust, Arno (Feldbauarbeiter und nichtständiger Traktorist der LPG) 
   *8 Pönitz, Heinz (Feldbauarbeiter und nichtständiger Traktorist der LPG) 
   *9 Spalte 11 musste zum Teil korrigiert und neu berechnet werden aufgrund von Abrechnungsfehler im LPG-Buchwerk 
 *10 Jäpel, Otto (Feldbauarbeiter und nichtständiger Traktorist der LPG) 
 *11 Austausch mit Lissner, Johanna 
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3.2.5 Persönliche Hauswirtschaft 
 
Die persönliche Hauswirtschaft, oft auch individuelle Hauswirtschaft genannt,271 gestattete 
einer Mitgliedsfamilie, über mehrere materielle Möglichkeiten ein Zusatzeinkommen zu 
erwirtschaften. Die Musterstatuten sahen folgende Begrenzungen vor: 
- Flächenzuteilung, höchstens 0,5 ha LN, möglichst am Rand der bebauten Ortslage, nicht 
innerhalb der genossenschaftlichen Schlagkomplexe, unabhängig von persönlichem 
Gartenland 
- maximal 2 GV Nutztiere, dies konnten sein 
• Kühe mit Nachzucht oder 2 GV Mastrinder oder 
• bis zu 2 Mutterschweine mit dazugehörigen Ferkeln 
• 5 Schafe (Ziegen) 
- uneingeschränkt Kleintiere und Geflügel 
 
Die Begrenzung auf 0,5 ha LN je Familie rührt daher, dass der Futterbedarf für die zulässi-
gen GV neben individuellen Flächen zusätzlich aus der kollektiven Landwirtschaft kom-
men musste.  
 
Der Umfang der persönlichen Hauswirtschaft wurde von den Mitgliedern in der Betriebs-
ordnung der LPG festgelegt. Wirtschaftlich starke LPG beschlossen in der zweiten Hälfte 
der sechziger Jahre die Abschaffung des „Individuellen“. In diesem Falle erhielten die 
Mitglieder den Erlös von 0,5 ha auf der Grundlage des Durchschnittsertrages ihrer LPG an 
Getreide und Kartoffeln oder der durchschnittlichen betrieblichen GE-Bruttoproduktion 
geldwert ausgezahlt. Es gab auch LPG mit eingeschränkter Hauswirtschaft, die der Mit-
gliedsfamilie für 0,25 ha Getreide und für 0,25 ha Kartoffeln je nach Durchschnittsertrag 
ihrer LPG in Naturalform lieferten und eine Bezahlung der Produkte forderten, damit pri-
vates Vieh im Umfang der zugelassenen GV gefüttert werden konnte.  
 
Die Abschaffung der persönlichen Hauswirtschaft wirtschaftlich besser gestellter LPG 
gegen Ende der sechziger Jahre beruhte sowohl auf dem z. T. gestiegenen persönlichen 
Einkommen aus der Arbeit in den LPG als auch auf den betrieblichen Schwierigkeiten, die 
diese Nebenverdienstmöglichkeiten zwangsläufig bereiteten. In der LPG Oberwiera, Kr. 
Glauchau, hatte die Kostenrechnung ergeben, dass für 0,5 Hektar 240–340 M allein für 
Strohanfuhr und Stalldungabfuhr von der LPG aufzubringen waren. Deshalb löste die LPG 
per 01.01.1968 die individuelle Nebenwirtschaft auf.272 
 
In der ersten Hälfte der 60er Jahre diente die persönliche Hauswirtschaft dem Anbau von 
Futterkulturen zur Deckung des Grundfutterbedarfes des individuell gehaltenen Viehs. 
Aufgrund der Einschränkung der Vielfalt der Feldfutterkulturen, der Ausdehnung des 
Mais- und Futterroggenanbaues, des daraus folgenden Eiweißdefizites und auch aus tradi-
tionellen Gründen bauten ehemalige Einzelbauern Futterleguminosen, wie Kleearten und 
Luzerne, an. Die geldwerte Auszahlung auf der Basis möglicher Flächenerträge geschah 
oft gegenüber LPG-Mitgliedern, die keinen Boden eingebracht hatten, wie Betriebshand-
werker, Melker, ehemalige Industriearbeiter oder Zugezogene. Eine häufige Erscheinung 
waren Melker, die, obwohl sie LPG-Mitglieder geworden waren, nach Ablauf von einigen 
Jahren Tätigkeit die LPG wechselten. Auf diese Weise waren sie stets auf der Suche nach 
Arbeitsplätzen mit besseren Verdienstmöglichkeiten. Der Berufstand der Melker war oh-
nehin auf dem Lande kein Berufsstand mit ausgeprägter Bodenständigkeit. Bis in die sech-
ziger Jahre hinein bezeichnete man sie in der LPG noch oft als Schweizer. Das ist ein 
Hinweis auf deren Herkunft. Schweizer Melker waren im 19. Jahrhundert nach Deutsch-
land eingewandert. Es handelte sich um gut ausgebildete und angesehene Arbeitnehmer, 
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die in größeren Landwirtschaftsbetrieben gern angestellt wurden und dadurch zur Wande-
rung vorbestimmt waren. Die Schweizer brachten aus ihrer alten Heimat eine traditionelle 
Arbeitstracht mit, die noch in den LPG als Berufskleidung üblich war. Die schwere Arbeit 
der Melker und ihre überdurchschnittliche Arbeitszeit (> 3.200 h/Jahr) in der LPG ließ 
keine ausgedehnte persönliche Hauswirtschaft zu, sodass in diesem Falle vorzugsweise 
bare Auszahlung entgegengenommen wurde.  
 
Unter guten natürlichen Bedingungen gingen die LPG-Mitglieder dazu über, spezielle Kul-
turen, die lediglich zum Verkauf bestimmt waren, auf den individuellen Flächen anzubau-
en. Es handelte sich z. B. im Kreis Meißen um Fingerhut (Digitalis lanata), der über Ver-
träge mit dem VEB Arzneimittelwerk  Dresden angebaut wurde, und Beerenobst (Erd- und 
Stachelbeeren). 
 
Besondere Erwähnung verdient die Tatsache, dass Eier bis über die siebziger Jahre hinaus 
bis zu mehr als 50 % des Gesamtaufkommens in individueller Legehennenhaltung erzeugt 
wurden. Deren Haltungsform war noch traditionell einzelbäuerlich. Erst mit der Errichtung 
von industriemäßigen Tierproduktionsanlagen bzw. der Verlagerung der Eiererzeugung 
aus den LPG in spezialisierte LPG-T, ZBE/ZGE oder in die Kombinate Industrieller Mast 
(KIM) änderte sich der individuelle Anteil an der Gesamterzeugung.  
 
Bei Beerenobst lag eine absolute Unterversorgung der Bevölkerung vor. Erst in der Phase 
der industriemäßigen Produktion konnte z. B. in der für Obstbau günstigen Elbtalzone eine 
Erdbeererzeugung von lediglich ~0,5 kg/Kopf und Jahr erreicht werden. Als Vergleich 
werden die Angaben zum Jahr 2001 für die BRD gegenübergestellt (Sammlung M. Janello, 
Dresden): 
x -Ertrag    138 dt/ha 
x -Verbrauch     2,3 kg/Kopf und Jahr 
 
Begünstigt wurde die Erzeugung von Obst zu Verkaufszwecken auf individuellen Flächen 
durch die Preispolitik der DDR, wonach die Erzeugerpreise für Obst unter den Einzelhan-
delspreisen lagen und die Differenz über Subventionen finanziert wurde. Der Markt für 
Agrarprodukte war unbegrenzt aufnahmefähig. Dadurch bestand in Form der persönlichen 
Hauswirtschaft eine sichere Einnahmequelle. 
 
Ähnlich verhielt es sich bei der individuellen Tierhaltung. Mit dem Einzelhandelspreis von 
0,52 M für 1 kg Brot (ca. 50,- M/GE) konnte Getreide als ein wichtiges Futtermittel für 
alle Tierarten günstig gekauft werden. Professor Rosenkranz beschrieb 1964 Brot als das 
„billigste Futtermittel“ in seinen Vorlesungen für Betriebslehre an der Landwirtschaftli-
chen Fakultät der Universität Leipzig. Eine vereinfachte Kalkulation zeigt das Verhältnis 
von Kosten und Erlösen bei dieser Art individueller Schweinemast: 
- Erlös 1 dt Schweinefleisch ca. 500,- M 
- Kosten 5 GE Futterbrauch von 5 GE/dt Zuwachs ca. 250,- M 
- Tiereinsätze, Tierarzt- und sonstige Kosten ca.   80,- M 
- Gewinn ca. 170,- M 
 
Organisatorisch war es möglich, im Jahr 5–10 Mastschweine individuell zu halten und 
dabei bis 2.500 M im Jahr zusätzliche Einnahmen zu erlösen. Das entsprach der Erhöhung 
der Jahreseinnahmen einer in der LPG arbeitenden Familie um 20–25 %. 
 
 
LPG-Mitglieder als Ehepaar waren in der Lage, aus der persönlichen Hauswirtschaft in 
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einem Jahr 4.700 M zu erlösen. Es war durchaus normal, dass der Anteil der individuellen 
Produktion an der Bruttoproduktion der LPG bei Rindfleisch 3 %, Milch 25 % und 
Schweinefleisch 22 % betrug. 
 
Die hohen Erlöse aus der persönlichen Hauswirtschaft riefen auch Neider im Kollegenkreis 
hervor. Zum Beispiel führte man im Kreis Glauchau die allgemein schlechte Moral in den 
LPG der Jahre 1960 und 1961 darauf zurück. Es wurde vonseiten der staatlichen Leitung 
behauptet, dass die Bauern aufgrund der guten Ernte von 1960 es nicht nötig hatten, sich 
tatkräftig an der kollektiven Arbeit zu beteiligen, und genügend Reserven hatten, um eine 
„aufgeblähte individuelle Wirtschaft“ zu betreiben. So seien 1961 in den LPG mangelhafte 
Ergebnisse zu verzeichnen gewesen.273 
 
Als Problem für die LPG gestaltete sich die Beteiligung der individuellen Tierhalter an den 
Herstellungskosten des Futters. Um die unkontrollierte Futterverwendung von individuell 
gehaltenen Tieren in LPG-Ställen einzudämmen bzw. überhaupt kontrollierbar zu machen, 
begann Mitte der sechziger Jahre z. B. die LPG „Einigkeit“ in Pretzschendorf, Kr. Dippol-
diswalde, die Aufwendungen der LPG gegenüber dem individuellen Halter in Rechnung zu 
stellen. 
 
In diesem Fall handelte es sich um einen Melker, dessen individuell gehaltene Kuh im ge-
nossenschaftlichen Milchviehstall mit untergebracht war.274 Derartige Fälle kamen in den 




















































Abb. 109 Abrechnung von Leistungen der LPG Typ I gegenüber einem Tierhalter mit persönlicher Hauswirtschaft einschließlich 
Wohnungsmiete im Jahre 1967 
Quelle: Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschafts- und Dienstleistungsgesellschaft mbH, Pretzschendorf,  Lkr. Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge. Dokumente. Kopie in Sammlung M. Janello, Dresden 
 
Die in o. g. Abrechnung einbezogene Wohnungsmiete gehört nicht zu den Aufwendungen 
der LPG für individuelles Vieh, lässt aber eine Einschätzung über Mietkosten für LPG- 
eigenen Wohnraum zu. Demnach beliefen sich die monatlichen Mietkosten auf 5–10 % des 
Monatseinkommens eines Beschäftigten. In den LPG Typ III lagen die Verhältnisse ähn-
lich. Deren Anteil der Mietkosten am Monatseinkommen lag höher, als die statistischen 
Angaben für die städtischen Bereiche in der DDR ausweisen.  
 
Die persönliche Hauswirtschaft der Genossenschaftsbauern, in den Musterstatuten der drei 
LPG-Typen seit 1957 verankert, diente ursprünglich und nach Vorstellungen der geistigen 
Väter des LPG-Modells drei Zielen: Das LPG-Mitglied, oder genauer ausgedrückt, der 
ehemalige werktätige Einzelbauer, sollte, genauso wie früher vor LPG-Eintritt, einen gro-
ßen Teil des Eigenbedarfs an Agrarerzeugnissen aus eigener Erzeugung decken. Deshalb 




Darüber hinaus war auch an die Erhaltung der Bindung an die eigene Wirtschaft gedacht. 
Drittens hatte der Staat eine Quelle zusätzlicher Einkünfte sowohl für die LPG-Mitglieder 
als auch für den Staat als den Abnehmer der Produkte im Auge. Die Agrarpolitik wollte ein 
Brachliegenlassen von Stallungen und Ressourcen einschließlich bäuerlichen Erfahrungen 
vermeiden und eine zusätzliche Abschöpfung der individuellen Erzeuger ermöglichen.275 
Das Erzielen von zusätzlichen finanziellen Einkünften für die Genossenschaftsbauern war 
ursprünglich als Synergieeffekt vonseiten des Staates durchaus gewollt. 
 
Nachdem gegen Ende des Jahres 1960 die vollständige Kollektivierung der Landwirtschaft 
abgeschlossen war, nahm die Entwicklung der persönlichen Hauswirtschaft vielerorts ei-
nen anderen Verlauf als anfangs vom Staat gewünscht. Dafür gab es mehrere Ursachen. 
Sie liegen begründet in der sozialistischen Wirtschaftsweise und im LPG-Modell an sich. 
Die persönliche Hauswirtschaft glitt den wirtschaftslenkenden Institutionen des Staates 
mancherorts total aus den Händen. Einerseits galten die entsprechenden staatlichen Ein-
richtungen, wie VEAB, als garantierte Abnehmer für jegliche Agrarprodukte, da der 
volkswirtschaftliche Bedarf zu jener Zeit noch nicht gedeckt war. Andererseits gaben die 
Möglichkeiten der individuellen Erzeuger, die nicht eindeutig zu limitieren waren, den 
Weg frei für eine „aufgeblähte“276 Hauswirtschaft. Die „Geister, die man gerufen hatte“, 
wurde man schlecht wieder los. 
 
Da sich nicht in dem Maße, wie sich die Agrarpolitik die Erhöhung des persönlichen Ein-
kommens der LPG-Mitglieder, vor allem im Typ III, einstellte und hinter der Industrie 
zurückblieb, nutzten viele LPG-Mitglieder die Möglichkeiten der persönlichen Hauswirt-
schaft, um ihr Familieneinkommen aufzubessern und zu maximieren. 
 
Schon Ende 1961 hatte der Erste Sekretär des ZK der SED, Walter Ulbricht, diese Vorgän-
ge zum Anlass genommen, „derartige Missstände“, wie sie ihm z. B. aus dem Brandenbur-
gischen Pessin, Kr. Nauen, bekannt geworden waren, vor dem ZK-Plenum der SED anzu-
prangern. Auf Beschluss des RdB Potsdam wurden in dieser LPG Typ III die Wirtschaft-
lichkeit, die Einhaltung staatlicher Gesetze, des Statuts und der inneren Betriebsordnung 
überprüft. Dem vorausgegangen war, dass 54 LPG-Mitglieder 416 TDM Einnahmen aus 
der persönlichen Hauswirtschaft, hingegen aber nur 117,8 TDM aus der Viehwirtschaft der 
LPG erlöst hatten. Der Erste Sekretär des ZK der SED höchstpersönlich warf diesen LPG-
Mitgliedern vor, eine größere als nach dem Statut zulässige individuelle Fläche zu bewirt-
schaften, Prinzipien der Verteilung und der Betriebsordnung verletzt und Bestimmungen 
über das genossenschaftliche Eigentum grob missachtet zu haben.277 
 
Neben dem RdB Potsdam hatte sich auch die Gemeindevertretung von Pessin eingeschaltet 
und „inzwischen die notwendigen Beschlüsse als Empfehlung an die LPG gefasst zur Ein-
haltung der Gesetze und Statuten für eine gesunde genossenschaftliche Entwicklung“. Wie 
bereits im Kapitel 3.2.1 analysiert wurde, hatten die Gemeindevertretungen ebenfalls die 
Aufgabe, auf die LPG einzuwirken und deren Entwicklung im Sinne der Agrarpolitik zu 
steuern. 
 
In einem weiteren Redebeitrag ging Walter Ulbricht nochmals auf das Problem ausufern-
der persönlicher Hauswirtschaften ein, indem er die LPG-Leitungen und die staatlichen 
Behörden aufforderte, für eine „klare Bodenordnung“278 zu sorgen sowie strenge Kontrol-
len der Bodennutzung vorzunehmen. Er forderte, die Ausreichung von in LPG erzeugten 
Futtermitteln an die Mitglieder erst dann durch die Vorstände zu genehmigen, wenn der 




In einigen LPG mussten Bauern 2.000 DM und mehr zurückzahlen, da sie weniger gear-
beitet und mehr Futtermittel von der LPG erhalten hatten, als der Arbeitsordnung ent-
sprach. Dabei stellte Walter Ulbricht die These von „armen Genossenschaften und reichen 
Genossenschaftsbauern“ auf.280 Er erwähnte sogar Fälle, in denen u. a. 6, 8 oder 10 Kühe, 
2 Pferde und mehr in persönlichen Hauswirtschaften gehalten worden seien, „da die genos-
senschaftliche Arbeit noch zu wenig einbringt“. Diese Formulierung trifft den Kern der 
Dinge und stützt die These der bescheidenen Vergütung der persönlichen Arbeit der LPG 
in vorliegender Studie.281 
 
Dass „keine egoistischen Sondergewinne auf Kosten der LPG“ erzielt werden dürfen, wur-
de zu einem wichtigen Problem, das in jener Zeit in den LPG Typ I, die zum Typ II über-
gehen sollten (was sie aber nicht taten, M. J.) zu lösen war.282 Gleiches traf aber auch auf 
persönliche Hauswirtschaft in LPG des Typs III zu.  
 
Die Schwankungen bei der Handhabung der persönlichen Hauswirtschaft waren ein Grad-
messer für die Vergütung von „genossenschaftlicher“ Arbeit bzw. der Beteiligung an der 
kollektiven Arbeit, welche das hauptsächliche Familieneinkommen bedeutete.283 
 
Es kann das Fazit gezogen werden, dass die persönliche Hauswirtschaft umso mehr zählte, 
je weniger die LPG-Mitglieder als Vergütung ihrer Arbeit erhielten. Der Dualismus von 
offizieller kollektiver Arbeit und privaten individuellen Wirtschaftens war am Ende des 
Untersuchungszeitraumes, der zweiten Etappe der LPG-Entwicklung, nicht beseitigt wor-
den. 
 
3.2.6 Rinderhaltung  
 
Die Rinderhaltung mit ihren hohen Beständen und ihrem relativ geringen Leistungsvermö-
gen spielte in der Viehwirtschaft der LPG eine zentrale Rolle. Auch innerhalb der LPG 
gestaltete sich nach dem „sozialistischen Frühling“ 1960 der Leistungsabfall der Milchkü-
he zu einem Politikum. Insofern darf LPG-Entwicklung nicht ohne die Rinderhaltung be-
trachtet werden. 
 
- Kennzahlen, die die Rinderhaltung auf dem Gebiet der ehemaligen DDR charakterisie-
ren  
 
 1950 - 1960 1970 - 1980 1990 - 2000  284
(Sachsen) 
Kuhbestand ges. (1000 Tiere) 
Kuhbesatz (Tiere/ha) 
Tierplätze je Stalleinheit 
Milchleistung (kg/Tier u. a) 
 
Arbeitsmaß (Kühe/Ak u. a) 
Arbeitsmaß (Mastrinder/Ak u. a) 
Akh/Kuh u. a 































- Haltung und Fütterung 
Auch nach dem „sozialistischen Frühling“ und weit in die 60er Jahre hinein wurden in 
den sächsischen Bezirken Milchkühe (mit Nachzucht) und Mastrinder in herkömmli-
chen Ställen, die zumeist in das Wohngebäude der 3- und 4-Seithöfe integriert waren, 
gehalten. Es waren dies massive, deckenlastige Warmställe mit Anbindehaltung, Fress-
gitter, Überkopffütterung, nach Modernisierung Fressgang an den Außenwänden mit 
Lang- oder Mittellangstand, Karren-, Schleppschaufel- bzw. bei größeren Ställen mobi-
le Entmistung mit Geräteträger, Kannen- oder Rohrmelkanlage. Milchviehställe der ein-
zelbäuerlichen Gehöfte wurden, sofern sie eine Kapazität > 30 Kühe hatten, von der 
LPG weiterhin genutzt und mit Kannen-, z. T. mit Rohrmelkanlagen nachgerüstet. Es 
gab auch Kuhställe, die die Aufstallung von bis zu 50 Tieren gestatteten. Ställe < 30 
Kühe wurden zur Rindermast genutzt. Das Arbeitsmaß lag in Ställen > 30 Kühe bei 30–
50 Kühen/Ak und 8–11 h/d je nach Milchanfall und Futterbereitstellung. Modernere 
Milchviehställe waren die sogenannten 90er Ställe aus den 50er Jahren mit zentralem 
Futter- und Melkhaus sowie zwei Seitenschiffen zu je 45 Kühen. Es handelte sich um 
Anbindeställe mit Futtertisch, Rohrmelkanlage und Festmistverfahren, z. T. Stallar-
beitsmaschine RS 09 bzw. GT 124. 
 
Durch Umbau der Offenställe ab 1960 mit massiveren, geschlossenen Bauhüllen, aber 
auch Neubauten als Massivstall, entstanden zwei- und vierreihige Milchviehan-
bindeställe für 200 Tiere. Die Bauhüllen enthielten an den Längsseiten Oberlichter oder 
Lichtkuppeln zur Belichtung, giebelseitige Tore, die den Zugang zu Futtertischen und 
Dunggängen ermöglichten. Die Stallbreiten betrugen 18–24 m. Fütterung und Entmis-
tung wurden mit mobilen Stallarbeitsmaschinen vorgenommen. Derartige Ställe bestan-
den meist aus zwei Häusern mit zentralem Melkhaus, Lagerkapazität für 3.000–6.000 l 
Milch, Rohrmelkanlage vom VEB Impulsa, Elsterwerda, Bergeräumen für Rauhfutter 
und Einstreu (4.000–8.000 m3), Flachsilos (bis zu 4.400 m3), Dungplatz mit Unterflu-
rentwässerung (600–700 m3) sowie betonierten Manipulierflächen mit Desinfektions-
wannen. Öfters wurden hochtragende Kühe in gesonderten Abkalbeställen mit max. 42 
Kuhplätzen untergebracht. Die umgebauten Offenställe ließen sich auch doppeln, sodass 
400 Kühe in einer Anlage untergebracht waren. Als Anlagefläche standen 30–40 m2 
/Tierplatz zur Verfügung. Das Arbeitsmaß lag auch in diesen Ställen noch bei 30 Tie-
ren/d. Laufstallhaltung und Gülletechnologie waren in den wissenschaftlichen Ein-
richtungen bekannt, aber nicht in der Praxis eingeführt. Den Bemühungen zur Herabset-
zung der Keimzahl in der Milch, z. B. durch verbesserte Kühlung des frischen Gemelks, 
stand die ab Mai bis zur neuen Ernte mangelnde Einstreu entgegen.  
 
Die 90er und 200er Kuhställe wiesen bereits Sozialräume auf. In den Melkerkollektiven 
bildeten sich soziale Bindungen heraus, die im Bestreben um höhere Produktions-
ergebnisse, höhere Vergütung und Prämien den inner- und überbetrieblichen Wettbe-
werben dienlich waren. Aus arbeitswirtschaftlichen Gründen ging man in derartigen 
Ställen in den Ackerbaugebieten Sachsens zur Sommerstallfütterung über.  
 
Als typische Fütterungsbeispiele kamen zur Anwendung: 
Sommerstallfütterung (ohne Weide) Grünfutter 24–28 kg/Tier und d 
 Stroh   2–  4 kg/Tier und d 
 Kraftfutter      0,5 kg/Tier und d 






Winterstallfütterung Silage (Mais, Rübenblatt,   15 kg/Tier und d 
 Futterroggen) 
 Stroh            7 kg/Tier und d 
 Heu            4 kg/Tier und d 
 Zuckerrüben bzw.            2 kg/Tier und d 
 -nassschnitzel 
 oder Futterrüben          15 kg/Tier und d 
 Kraftfutter         < 5 kg/Tier und d 
 
Während schwieriger Perioden der Futtererzeugung, z. B. nach dem „sozialistischen 
Frühling“, 1960/1961 oder 1965, einem niederschlagsreichen Frühjahr, wurden die Ra-
tionen vereinfacht und nährstoffärmer. Insbesondere fehlte es an dem ernährungs-
physiologisch wichtigem Heu. Um den Trockensubstanzbedarf zu decken, wurden 
Stroh, Spreu und ähnliches Raufutter anstelle von Heu und Kraftfutter gefüttert. Im 
Sommer 1962 mussten in LPG Typ III im Kreis Meißen Kühe trocken gestellt oder 
konnten nur einmal pro Tag gemolken werden, da nur noch Haferstroh als Futter zur 
Verfügung stand. Im Mai 1965 wurde in der LPG „Eintracht“, Typ III, Luppa, Kr.      
Oschatz, in einer 200er Milchviehanlage die Gruppe der vor der Abkalbung stehenden 
Kühe nur noch mit Futterresten der Gruppe der frisch melkenden Kühe gefüttert. Per-
manent herrschte eine Unterversorgung mit Kraftfutter, da ein hoher Getreidebedarf für 
die Nahrungsgüterwirtschaft der DDR bestand und relativ niedrige Erträge erreicht 
wurden. Futterbeispiele der LPG „Einheit“, Typ III, Sönitz, Kr. Meißen, belegen eine 
Beimengung von geringen Mengen (20–30 %) Tierkörpermehl, allerdings in Form von 
Blut- und Fischmehl (Sammlung M. Janello, Dresden).  
 
Ende der 50er Jahre modernisierten wirtschaftsstarke LPG Altställe mit 30–50 Kuhplät-
zen oder investierten für massive Warmställe mit Anbindehaltung für 60–90 Kühe, Mit-
tellangstand, Futtergang, zentralem Melkhaus, deckenlastigem Bergeraum und befestig-
tem Dungplatz. Arbeitserleichternde strohlose Aufstallung mit Flüssigmist wurde noch 
nicht praktiziert. Rundbehälter an den Dungplatten dienten deshalb zum Auffangen von 
Jauche (nicht Gülle). Die Entmistung bei der Milchviehhaltung entwickelte sich im Un-
tersuchungszeitraum in arbeitswirtschaftlicher Hinsicht wie folgt. 
 
 von Hand mit 
Gabel/Dungkarre
mechanisiert mit  
Traktor und 
Schiebeschild 
mechanisiert mit Staukanal 
(strohlose Aufstallung, 
industriemäßige Anlagen) 
bis etwa 1963 1964 bis 1975 bis 1989, 
Arbeitszeitaufwand 
























Das Arbeitsmaß betrug im 60er Stall bei 3 Ak ca. 20 Tiere/Ak und im-90er Stall bei       
3–4 Ak ca. 25 Tiere/Ak. 
 
In herkömmlichen bäuerlichen Ställen betreute eine Ak bis zu 30 Stück Milchvieh. Es 
sind Fälle bekannt, bei welchen dieses Maß sogar überschritten wurde. Die tägliche Ar-
beitszeit betrug 9–10, maximal 13 Stunden.  
Um dem Stallpersonal ein oder zwei arbeitsfreie Tage im Monat zu gewähren, mussten 
sogenannte Springer gewonnen werden. Die in spezialisierten Feldbaubrigaden der LPG 
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der 60er Jahre arbeitenden Genossenschaftsmitglieder zeigten oft eine geringe Bereit-
schaft, derartige Arbeiten auszuführen bzw. erklärten häufig, nicht mehr melken zu 
können, was zu arbeitsorganisatorischen Schwierigkeiten führte. 
 
Den Untersuchungszeitraum kann man als eine Übergangsperiode von herkömmlicher, 
bäuerlicher Rinderhaltung zur Haltung in modernen industriemäßigen Stallanlagen be-
zeichnen. Am Ende der 60er Jahre bildeten sich in fortgeschrittenen wirtschaftsstarken 
LPG zwei hauptsächliche Formen der industriemäßigen (strohlosen) Technologie bei 
der Milchproduktion heraus: 
• Laufstall auf Spaltenboden mit Liegeboxen aus Beton- oder Graugussbalken, Unter-
flurentmistung, ab 600 Kuhplätze 
• Anbindestall mit Halsrahmen und Kurzstände auf Gummimatten, Kotrosten aus Stahl 
oder Gusseisen mit Güllekanal, Mobilfütterung, Fischgrätenmelkstand, bis 600 Kuh-
plätze (Stallform auch für Mastrinder angewendet) 
 
Die Mehrzahl der Milchkühe wurde jedoch in Altställen mit 30 Kuhplätzen, Anbinde-
haltung und Festmistverfahren gehalten. Für Unterflurentmistung gab es drei Varianten, 
die auch häufig bei Rekonstruktion und Rationalisierung von Altställen Anwendung 
fanden: 
• Staukanal →  unwillkürlicher Transport 
• Fließkanal →  unwillkürlicher Transport 
• Unterflurschleppschaufel →  willkürlicher Transport 
 
Die Verringerung des Ak-Aufwandes, vor allem durch strohlose Haltung und Flüssig-
mist im Staukanal gemäß vorstehender Aufzählung, wurde jedoch durch sehr hohe In-
vestitionsaufwendungen erkauft, auf damaliger Preisbasis mit 800–1.000 M/Kuhplatz. 
Für Güllelager wurden 4–5 m³/Kuh gerechnet. 1 m³ Güllelager kostete ca. 80 M. Die 
Güllestapelzeit betrug je nach Klimazone 60–90 Tage, was jedoch enge Ausbringungs-
perioden und Nachwirkungen für Pflanzen, Boden und Wasser ergab. Bei Neuinvestiti-
on musste mit Aufwendungen von ca. 5.000 M/Kuhplatz gerechnet werden. 
 
- Offenställe für Rinderhaltung 
Lehr- und Versuchsgüter (LVG) der AdL zu Berlin, dem Status nach volkseigene Güter, 
hatten in den 50er Jahren positive Erfahrungen nach Erprobung mit artgerechter Hal-
tung von Kühen in Kaltställen gesammelt. Da es immer wieder Bau- und Materialmän-
gel gab, waren weniger materialintensive und einfach zu errichtende Kaltställe im 
Landwirtschaftsbau ins Interesse gerückt. In der LPG „Rosa Luxemburg“, Typ III, 
Markkleeberg, oder im LVG Gundorf bei Böhlitz-Ehrenberg, Kr. Leipzig-Land, sollten, 
wie zur Landwirtschaftsausstellung 1958 propagiert, in einem derartigen Stall 4.000 kg 
Milch/Kuh und Jahr als Stalldurchschnitt erzeugt worden sein. Das Arbeitsmaß in die-
sen Ställen lag bereits bei 40 Kühen/Ak. Von einem Melker konnten 30 Kühe/h in stati-
onären Melkständen, z. B. „Gundorfer Melkkarussell“, gemolken werden. Dass diese 
positiven Ergebnisse von Partei und Regierung verallgemeinert wurden, zumal aus der 
Sowjetunion unter noch ungünstigeren Klimaverhältnissen ähnliche positive Ergebnisse 
verlauteten, ist jedoch nur aus propagandistischer, nicht aus fachlicher Sicht zu verste-
hen. 
 
Somit kann der sächsische Bezirk Leipzig nahezu als „Wiege des Offenstalles“ be-
zeichnet werden. Im Bezirk Leipzig war es auch, wo im Sommer 1958 die SED-
Bezirksleitung massiv auf den Bau von Rinderoffenställen einwirkte. So hatte am 
03.07.1958 das Büro der SED-BL einen Beschluss zum Bau von Offenställen gefasst 
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(VVS XIII, 166/58 vom 05.07.1958). In diesem Schreiben kritisierte die SED, dass man 
im Bezirk Ställe mit Aufwendungen von bis zu 90 TDM gebaut habe, wobei doch VEB 
Holzbau diese im Serienbau für 9,5 TDM angeboten habe. Die Arbeit des RdB und der 
RdK wurden als „politische Blindheit gegenüber den neuen Formen des Klassenkamp-
fes, die bis zur Sabotage reichen“, gebrandmarkt. Wie die VVS XIII 189/58 ausweist, 
war im Bezirk Leipzig aufgrund des Beschlusses des Büros der BL Leipzig vom 
28.07.1958 eine „Direktive zur Durchführung des Offenstall-Bauprogramms im Bezirk 
Leipzig“ herausgegeben worden. Bereits im Jahre 1957 sollten in den zwei letzten Mo-
naten noch 60 Rinderoffenställe gebaut werden. Fertiggestellt wurde davon keiner. Im 
Sommer 1958 stellte sich der Bezirk das Ziel, 247 derartige Ställe zu bauen.286 Hierbei 
zeigte sich ein markanter Zug der Wirtschaftspolitik der DDR, dass, obwohl die Reali-
sierung von Zielstellungen in Frage gestellt war, dessen ungeachtet weitere überhöhte 
Zielstellungen beschlossen worden waren. 
 
Zentral für die LPG der DDR wurde mit einer Direktive der SED das „Offenstallpro-
gramm“ bereits 1957 eingeleitet, um das „genossenschaftlich“ gehaltene Vieh kosten-
günstig unterbringen zu können. Ein Kuhplatz sollte für maximal 1.000 M gebaut wer-
den.287 Es handelte sich um Tieflaufställe mit Dächern in einfacher Rundholzkonstruk-
tion, offener Südseite, Futtergang oder Selbstfütterung durch Zugang zu Fahrsilo und 
Rauhfutterlager für 240 Kühe. Das Melken erfolgte im zentralen Fischgrätenmelkstand 
mit 2 x 5 oder 2 x 6 Melkplätzen. 
 
 
Abb.110 Neuer Rinderoffenstall in der LPG Conradsdorf (Typ III) für weibliche Jungrinder, links mit Futtersilo, rechts 
Rübenblattfütterung direkt vom Anhänger, 1960 
Quelle: Archiv der Gemeinde Conradsdorf, Kr. Freiberg. „Kultivator“, Nr. 21/1459, Zeitung für den MTS-Bereich Naundorf, Kr. 
Freiberg. VIIIH38, S. 38 
 
Aufgrund der SED-Direktive wurden von 1957–1962 Offenställe für ungefähr 200.000 
Kühe, das entspricht ca. 10 % des damaligen Kuhbestandes der DDR, hektisch „aus 
dem Boden gestampft“. Beim Bau beteiligten sich Soldaten der Nationalen Volksarmee, 
der sowjetischen Armee, Schüler und Studenten sowie Arbeitskräfte aus verschiedenen 
Volkswirtschaftsbereichen und der Verwaltung. Die Erfahrungen aus den Kaltställen 
der LVG waren jedoch nicht vergleichbar mit den Bedingungen, die in der Praxis für 
Offenställe vorlagen. Die „genossenschaftlich“ noch in einzelbäuerlich herkömmlichen 
Anbinde- und Warmställen gehaltenen Kühe mit z. T. mangelhaftem Futterzustand und 
niedriger Milchleistung wurden zu Gruppen von 60–120 Kühen zusammengetrieben. 
Fehlende Einstreu, Mängel bei „genossenschaftlicher“ Futterversorgung, schlechte An-
passung an den Winter, gefrorenes Tränkwasser, Anfrieren und Ausschuhen der Klauen 






Energiebedarf der Tiere sowie Probleme bei der Kennzeichnung der Tiere führten zu 
katastrophalen Ergebnissen bis hin zu Tierverlusten. Dies war u. a. ein Grund zur  
Rationierung der Milchprodukte für die Bevölkerung im Jahre 1959/1960. 
 
Das Offenstallprogramm hatte die Ziele  
• rasche Konzentration der Rinderbestände aus den kleinen einzelbäuerlichen Ställen, 
• Erhöhung der Tierleistung, 
• Erhöhung der Bestände, 
• niedrige Baukosten/Tierplatz, 
• kurze Bauzeit. 
 
 Im Ergebnis hatten sich gezeigt 
• sinkende Tierleistung durch abrupte Umstellung der Tiere von Warm- in Kaltställe, 
ungeeignetes Stallklima, 
• hohe Tierverluste, 
• Mangel an qualifiziertem Fachpersonal, 
• Vorbehalte der LPG-Mitglieder gegen diese Haltungsform. 
 
Im Jahre 1960 wurde begonnen, ebenso rasch wie bei der Errichtung 1958, diese Ställe 
baulich zu schließen und vorzugsweise für die Jungviehaufzucht und Rindermast zu 
nutzen. Dessen ungeachtet mussten LPG in sächsischen Kreisen noch im Jahre 1960 
den Neubau von Offenställen beginnen. Die Intensität der Umsetzung von zentralen Be-
schlüssen in den Kreisen war sehr unterschiedlich, sodass es im Grunde genommen 
nicht möglich ist, die Agrargeschichte in Form einer bezirksübergreifenden Zeittafel 
wiederzugeben. So ist auch der Bau von zwei Schweinepilzen der LPG „Einheit“, Typ 
III, Görzig, Kr. Großenhain, Bez. Dresden, zu verstehen. Als „5 Hammerschläge für den 
Sozialismus, gegen Militarismus“ „in Eigeninitiative“ zu errichten gedacht, sollten darin 
120 Schweine gemästet werden, obwohl zu dieser Zeit die Untauglichkeit solcher Un-
terbringungsmöglichkeiten schon allerorten bekannt war.288  
 
Zur Haltung von Rindern in Offenställen gab es Erfahrungen in Deutschland bereits vor 
dem Zweiten Weltkrieg. Es bestand aber keine Veranlassung, diese Erfahrungen zu ver-
allgemeinern, kampagneartig Massivställe zu verwerfen und auf Leichtbau-Offenställe 
umzuschwenken. Aber im Jahre 1957 genügten „positive Erfahrungen“ aus der Sowjet-
union, um in der DDR ein Offenstall-Programm zu inszenieren, dessen nachhaltige ne-
gative Auswirkungen nach Beendigung des Programms der Milchwirtschaft und der 
Versorgung der Bevölkerung einen schweren Schaden zufügten.289  
 
Anfang der 60er Jahre wurden deshalb wieder warme Massivställe mit Rohrmelkanla-
gen, mobiler Fütterung, Mittellang- oder Kurzstand und z. T. strohloser Aufstallung 
projektiert und gebaut. Es wurden Standardbauhüllen in Stütz-Riegel-Konstruktion mit 
b = 21 m, l = 60 m, h = 3,6 m entwickelt und in großer Stückzahl gebaut. Indem man 
die Erfahrungen der LVG-Kaltställe nicht zur Weiterentwicklung genutzt und sich wie-
der Warmställen zugewendet hat, erreichte man einen technologischen Rückschritt (Ar-
beitsmaß < 30 Kühe/Ak und hohe Investitionsaufwendungen, die bis zu 12.000 M/Kuh-
platz und mehr erforderten). Dies verursachte Ende der siebziger Jahre verständlicher-
weise hohe Abschreibungskosten und eine zusätzliche Stützung des Erzeugerpreises für 
Milch. Die kostenintensiven massiven Stallhüllen wurden je nach Klimagebiet mit teu-
ren Lüftungs- und Heizungsanlagen ausgerüstet, obwohl die Kaltställe eine freie Lüf-
tung gestatteten. In der Regel hatten diese Stallanlagen Hochsilos mit 900 m3,später so-
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gar 2.500 m³ Lagerkapazität und aufwendiger Beschickungs- und Entnahmetechnik. 
Horizontale Durchfahrtsilos als Futterlager hätten durchaus dem Zwecke entspro-
chen.290  
 
Bei der 2.000er MVA Trieb im Kr. Auerbach (Vogtland) kostete allein das Rohplanum 
für die Einrichtungen der Anlage 7,- Mio. M.291 Um die hohen Investitionskosten zu 
senken, wurden z. T. unsinnige Einsparungsmaßnahmen getroffen, wie Minimierung 
der Liegeflächen für die Gruppen oder Reduzierung der Überdachung vom Kohlelager-
platz u. Ä. Die extrem hohen Investitions- und Jahreskosten erforderten eine Milchleis-
tung von > 5.000 kg/Kuh und Jahr und eine Anhebung des staatlichen Erzeugerpreises 
auf 0,80 M/kg. Um die hohe Milchleistung genetisch zu sichern, musste eine Selekti-
onsquote von 20 % erreicht werden. Dadurch bedingt kam es zur hohen Merzung von 
leistungsmäßig gut veranlagten Kühen, was wiederum zu enormen Tiereinsatzkosten 
führte. 
 
Die letztgenannten Erscheinungen im Zusammenhang mit dem Bau standardisierter 
Bauhüllen, wie sie VEB LAPRO Potsdam entwickelt hatte, charakterisieren jedoch erst 
die Zeit nach der verstärkten Kooperation in der Landwirtschaft und nicht den Stallbau 
im Untersuchungszeitraum. 
 
Ähnliche Verhältnisse gab es auch bei der Jungrinderaufzucht, Rindermast, Schweine-
zucht und  -mast sowie der Legehennenhaltung. 
 
- Zur Jungrindermast wurden nach dem „sozialistischen Frühling“ häufig selektierte 
weibliche Jungrinder und männliche Kälber in kleineren Konzentrationen (20–50 Tiere) 
in Scheunen, kleinen Altställen und anderen umgebauten Räumen in ehemaligen einzel-
bäuerlichen Höfen gehalten. Die Betreuung der Tiere erfolgte dort oft durch ältere, sich 
bereits im Ruhestand befindende Beschäftige. Ehemalige Bauern, die noch ihre Höfe 
bewohnten, hatten damit eine leichtere Arbeit als in großen Kollektiven und ein be-
scheidenes zusätzliches Einkommen zur Rente. Die Mastergebnisse der Tiere lagen bei 
500–600 g täglicher Zunahme auf der Basis rein wirtschaftseigenen Futters, wobei hö-
here Zunahmen aufgrund des Futteraufkommens nicht erreicht werden konnten. Ein be-
sonderes Verfahren zur Verwertung männlicher Jungrinder und selektierter weiblicher 




Mitte der sechziger Jahre wandten sich vielerorts LPG, die sich um Verbesserung ihrer 
wirtschaftlichen Ergebnisse bemühten, technologischen Neuerungen in der Viehwirtschaft 
zu. Es war klar geworden, dass die Erlöse in einer LPG hauptsächlich in dem Erzeugungs-
zweig zu erzielen waren. Deshalb zogen sie die Schlussfolgerung, neue Erkenntnisse auf 
diesem Gebiet in ihren Betrieb einfließen zu lassen. 
 
Die Betriebe griffen damit Anregungen der Agrarpolitik und der staatlichen Leitungsebenen 
der Landwirtschaft auf, die u. a. auf die Verbesserung der Fleischqualität abzielten. 
 
 
Unter Weißfleisch war Fleisch von Jungtieren zu verstehen, welches noch nicht von star-
ken Muskelpartien, Fetteinlagerung und muskulärer Durchblutung gekennzeichnet war. 
Versuche, solche Produktinnovationen in den LPG einzuführen sind es wert, als eine Be-
sonderheit und als ein kennzeichnendes Element der LPG-Entwicklung hervorgehoben zu 
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werden, auch wenn sie oftmals lediglich eine kurze Zeitspanne im gesamten sozialisti-
schen Umwandlungsprozess der LPG einnahmen. Bei der Weißfleischerzeugung ging es 
neben dem betriebswirtschaftlichem Fortschritt um den „Anschluss an das Weltniveau“. 
Die Landwirtschaftsbetriebe hatten systembedingt große Schwierigkeiten, mit den markt-
wirtschaftlich ausgerichteten, effektiveren Betrieben Westdeutschlands, der EG und der 
freien Welt Schritt zu halten. Um dem zu begegnen, hatte die SED-Wirtschaftspolitik 
wiederholt nach Auswegen gesucht, wie es das Beispiel des mit dem Namen Erich    
Apels verbundenen NÖSPL als Versuch einer Wirtschaftsreform zeigt. Einen wesentlichen 
Bestandteil der Agrarstrategie zur Vermeidung von Versorgungskrisen bildeten die Ablö-
sung oder Vermeidung von Agrar- und Lebensmittelimporten, sowie die 100%ige Ver-
sorgung der Bevölkerung aus eigenem Aufkommen, um unabhängig von Importen zu sein.  
 
Einen solchen Ausweg suchte die Agrarpolitik u. a. im fachlichen Transfer und Import 
von besonderen Verfahren in der Viehwirtschaft. 
 
- Mast schwerer Kälber 
Etwa ab 1965 sah die Agrarpolitik einen Lösungsweg zur Bedarfsdeckung an hochwer-
tigem Rindfleisch für die Bevölkerung in einem neuen Mastverfahren, welches in der 
DDR unter dem Namen Mast schwerer Kälber in die Praxis eingeführt wurde. Bei die-
sem Verfahren, was beste Fleischqualität versprach, sollten aus Wirtschaftlichkeitsgrün-
den nicht mehr, wie bisher, Kälber mit niedriger Schlachtmasse gemästet, sondern über 
eine Intensivmast schwerere Tiere erzeugt werden. Die Kälber sollten dabei eine Alters-
grenze von 16–18 Wochen nicht überschreiten und danach eine hohe Körpermasse  
erreicht haben. Das bedeutete eine dreimalige Belegung je Stallplatz. 
 
Unter der Bezeichnung Mast schwerer Kälber führte die DDR-Landwirtschaft, auch mit 
propagandistischer Unterstützung durch die Landwirtschaftsausstellung in Markkleeberg, 
den Medien und mithilfe wissenschaftlicher Institute ein neues Rindermastverfahren ein, 
um den Verbrauchern in der DDR eine verbesserte Rindfleischqualität anbieten zu kön-
nen. Wie schon bei der traditionellen Hähnchenmast und dem Broiler-Verfahren war es 
Ziel der Agrarpolitik, neben herkömmlichem Rind- und Schweinefleisch über eine effek-
tive Technologie sogenanntes Weißfleisch zu erzeugen. Geflügelfleisch zählte zu sol-
chem, und es gab in den USA Verfahren, Weißfleisch auch mit Kälbern zu erzeugen. 
Darüber hinaus gab es dort Erfahrungen, mit Schweinen, Karpfen und Kaninchen über die 
Broiler-Technologie Weißfleisch auf den Markt zu bringen. Mit Kaninchen- und Karp-
fen-Broiler beschäftigten sich bereits agrarwissenschaftliche Institute in der DDR, und die 
entsprechenden Technologien hätten gut in das Konzept der industriemäßigen Produkti-
onsmethoden gepasst, wenn sie realisierbar gewesen wären. 
 
Bei der Mast schwerer Kälber spielte neben dem Grundanliegen der Fleischqualitätsver-
besserung der Abbau von Mengen an tierischen Fetten, die sich in den volks-eigenen 
Schlachtbetrieben anhäuften, und die Einsparung von Milchfett eine Rolle. Auch die 
DDR verfügte bereits, wie die BRD, über einen „Fettberg“. 
 
 
Rücklieferung von entfetteter Magermilch aus den Molkereien und kostenlose Ausliefe-
rung von Rindertalg sollten in den interessierten LPG die Futtergrundlage bilden. Der 
Rindertalg musste in der Milch emulgiert werden, mit essentiellen Nährstoffen ver-
sehen und wenig Futter auf Getreidebasis Kälbern im Alter zwischen zwei Wochen und 
vier Monaten bis zu einem Endgewicht von 150 kg gereicht werden. Spätestens ab diesem 
Zeitpunkt setzte bei den Kälbern die Pansenentwicklung ein, und sie hätten zusätzlicher 
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Raufuttergaben bedurft. Bis zum vierten Monat sollte eine Fleischqualität erreicht wer-
den, die als Weißfleisch eingestuft werden konnte. Bei dieser Zielstellung hätten sich 
anhand des Mastverfahrens theoretisch tägliche Zunahmen in Höhe von 1.250 g/Tier und 
Tag einstellen müssen. Dem war aber nicht so. Die Zunahmen lagen etwa bei 500–600 
g/d und damit nicht höher als bei der herkömmlichen, billigeren Jungrindermast mit wirt-
schaftseigenem Futter und geringem Kraftfuttereinsatz. Außerdem befanden sich die mit 
aufgefetteter Magermilch ernährten Kälber in einem unguten gesundheitlichen Zustand. 
Ernährungsphysiologisch gesehen war das Verfahren, wie es zur damaligen Zeit angewen-
det wurde, nicht vertretbar. Die Kälber laxierten ständig und waren krankheitsanfällig. Da 
der für dieses Verfahren erforderliche Milchaustauscher in Trockenform in der DDR nicht 
in ausreichenden Mengen vorhanden war, musste nach neuen Methoden gesucht werden. 
Den Lösungsweg fand die Hochschule für LPG in Meißen in Verbindung mit der Techni-
schen Universität Dresden. Es handelt sich um einen Ersatz in Gestalt der „Futtermilch“, 
die in den Betrieben, welche sich der Kälbermast zugewendet hatten, selbst hergestellt 
werden konnte. Ohne Kraftfutter und Nährstoffkonzentrate kam dieses Verfahren aber 
auch nicht aus, zumal überdurchschnittliche Tageszunahmen erreicht werden mussten. Die 
für die gesamte Masttechnologie geforderte sehr gewissenhafte, reinliche Arbeit und hohe 
Arbeitsproduktivität des Betreuungspersonals konnte von den Anwender-LPG nicht immer 
garantiert werden, da sie dieser Kälbermast keine obere Priorität eingeräumt hatten und sie 
diese, gleichsam als Nebenproduktion, oft in behelfsmäßigen Ställen, führten.292 
 
Die Folge war, dass die LPG, die das Verfahren praktizierten, spätestens zum Ende der 
sechziger Jahre wieder auf herkömmliche Jungrindermast umschwenkten. Es hatte keine 
Vorteile gezeigt und geriet in Vergessenheit. Das Verfahren dürfte demzufolge in seiner 
ursprünglichen Form bestenfalls drei Jahre zur Anwendung gekommen sein. 
 
Im Gegensatz zu Broilern, die zumeist in Großtierhaltungen des VE Kombinat industriel-
le Mast (KIM) gehalten wurden, übernahmen vorwiegend LPG die Mast schwerer Kälber. 
Die für dieses Verfahren gegenwärtig noch vorliegenden Quellen sind spärlich. Selbst 
die Fachpresse und Literatur berichteten über die Kälbermast, wie sie in vorgenannter 
Form durchgeführt wurde, kaum. Für sächsische Bezirke können derartige Mastställe in 
der 
KOG „Bobritzschtal, Kr. Freiberg und den LPG 
Hilbersdorf, Kr. Freiberg, 
Bockelwitz, Kr. Döbeln, 
Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde, 
Burkersdorf, Kr. Brand-Erbisdorf, 
Schenkenberg, Kr. Delitzsch und  
Bärenstein, Kr. Dippoldiswalde (der Maststall mit original technologischer Ausrüstung befin-




Bei ausdrücklichem Nachfragen in ehemaligen Anwender-LPG erhält man zuweilen Hin-
weise auf eine relativ kurzzeitige Anwendung dieser Kälbermast. Viele LPG, die weibliche 
Jungrinder aufzogen, behielten auch die männlichen Kälber und versuchten sich an der 
gemeinsamen Mast mit weiblichen ausgesonderten Kälbern in z. T. selbst umgebauten 
Ställen und Scheunen einfacherer Art. 
 
Die moderneren Anlagen waren auf relativ geringe Kapazität (max. x =200 Kälber je 
Belegung) konzipiert. Die Investitionen lagen hoch, da die Haltung strohlos, für Gülle-
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technologie und stationäre Fütterungstechnik vorgesehen war. Aufgrund dessen und der 
geringen Tageszunahmen gestaltete dieses Mastverfahren nicht effektiv. Es wurde bald 
wieder fallen gelassen. 
 
Eine Weiterentwicklung des Verfahrens bestand in der „Intensivmast früh abgesetzter Käl-
ber“ bis zu einem Endgewicht von 220–240 kg/Tier. Es handelte sich eben-falls 
um eine Schnellmast früh abgesetzter Kälber auf dem Wege einer „rationellen Ernährung“.  
 
Mit derartigen Neuerungen versuchte die Agrarpolitik, die je Kuh erzeugbare Rind-
fleischmenge erheblich zu steigern und dem zu großen Umfang von Kälber-
schlachtungen zu begegnen. Dadurch sollte der Rindfleischbedarf der DDR (auch 
bereits für den Export) besser gedeckt werden.293  
 
Im Jahre 1966 wurden in der DDR etwa 10.000 Kälber zur Weißfleischproduktion gemäs-
tet. Der Volkswirtschaftsplan für das Jahr 1967 sah eine Versechsfachung des Ausstoßes 
vor. Ab 1968 dürften sich diese Zahlen wieder deutlich verringert haben.294                
 
Ob es sich bei dem seit Frühjahr 1966 in der LPG „Klara Zetkin", Typ III in Bockelwitz, 
Kr. Döbeln, Bez. Leipzig, angewendeten Verfahren auch um Mast schwerer Kälber ge-
handelt hat, kann anhand der vorhandenen Akten der LPG nicht eindeutig bestimmt wer-
den. Im Februar 1966 hatte die LPG geplant, als finanziellen Ausgleich für die ausge-
sonderte, brucellosebefallene Milchviehherde „Staatsmastkälber" mit einem Endgewicht 
von 180 kg zu mästen. Gleichzeitig wurde während der dies bezüglichen Vorstandssit-
zung am 01.04.1966 darauf hingewiesen, dass zur Zeit die Kälbermast sich aufgrund der 
geringen Magermilchrücklieferung für die LPG schwierig gestalten werde. Es wurde 
auch erwähnt, dass in verschiedenen LPG noch Versuche zur Kälbermast unter Verwen-
dung von tierischen Fetten laufen. Diese Erwähnung weist auf den Beginn weiterer neuar-
tiger Kälbermastverfahren auch in LPG sächsischer Bezirke hin.295 
 
Die Mast schwerer Kälber war zu jener Zeit nicht das einzige neuartige Verfahren, um 
höhere Fleischqualitäten zu erzeugen und das Schlachten von zu leichten und zu jungen 
Kälbern zu verhindern. Man unterschied in der DDR bei der Kälbermast außerdem vier 
weitere moderne Möglichkeiten mit Milcheinsparung: 
• Vollmilch-Magermilch-Mast mit 100–130 kg Körpermasse 
• milcheiweißarme Kälbermast 
• verlängerte Kälbermast mit 180–220 kg Körpermasse und 
• Kälbermast mit Harnstoff (-Pellets)296  
 
Das vorgenannte Endgewicht von 180 kg in der Bockelwitzer LPG deutet eher auf ein Ver-
fahren unter Einsatz von Harnstoff (-Pellets) hin, zumal in einer Melkerversammlung von 
Staatsmast mit Pellets gesprochen wurde.297  
 
Staatsmast war jedoch weder ein offizieller Fachbegriff noch ein Beleg für Mast schwerer 
Kälber. Sie ist als lokale Ausdrucksform, die in den LPG entstanden war, zu verstehen. Der 
Begriff kann aber auf staatliche Zusatzmast, für welche die VEAB mit den LPG über den 
Staatsplan hinaus Verträge abschlossen, zurückgehen. Vorläufig hielt sich jedoch die Bei-
spiel-LPG mit diesem Verfahren etwas zurück, da die Verluste zu hoch lagen, die Ma-
germilchrücklieferung wegen der schlechten Milchplanerfüllung gering gehalten wurde, der 
Stallbau nicht fertig war und das notwendige Warmluftgebläse vom staatlichen Handel 
nicht geliefert werden konnte.298  
 
Dennoch erhielt die LPG Bockelwitz für das Jahr 1967 eine Staatsplanauflage von    360 
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dt Kalbfleisch als „Staatsmast“, davon 120 dt als Austausch für Schweinefleisch. Zu die-
sem Zwecke mussten 200 geeignete Kälber, die für diese Planauflage nicht im Betrieb 
vorhanden waren, extra zugekauft werden. 
 
Die bereits genannte gesundheitliche Anfälligkeit der mit Milchaustauschern ernährten 
Kälber bestätigt eine Berichterstattung aus dem Jahre 1967, wonach „die Grippe bei den 
Tieren nachgelassen“ habe.299  
 
Im Jahre 1967 betrug die Staatsmast in Bockelwitz nur noch 90 dt, d. h. sie war stark ein-
geschränkt worden, sollte aber in Kürze in höherem Umfang wieder aufgenommen wer-
den. Es stellten sich auch bei der Bereitstellung von aufgefetteter Magermilch Schwierig-
keiten ein, denn die Auffettung der Milch wurde jetzt vom RdK gelenkt.300  
 
Letztmalig findet sich die Erwähnung der Kälbermast in Bockelwitz im Herbst 1967, als 
in einer Melkerversammlung die Milcheinsparung durch Fütterung der Kälber mit „Fut-
teremulsion“ und die Erhöhung der Milchablieferung für das Planjahr 1968 zur Diskussi-
on standen.301  
 
Obgleich sich die Mast schwerer Kälber unter den Bedingungen der sozialistischen 
Landwirtschaft nicht als erfolgreich erwiesen hatte, sollte sie für diesen Zeitabschnitt der 
LPG-Entwicklung nicht unerwähnt bleiben. 
 
Die Experimentierfreudigkeit der sozialistischen Landwirtschaft war auf dem Gebiet der 
Rindermast ausgeprägt. Abgesehen von mindestens drei Varianten der Kälbermast erprob-
ten die Betriebe in den Bezirken der DDR auch futtersparende Mastverfahren bei Jungrin-
dern. Eines der spektakulärsten Verfahren führte die LPG Markersdorf im Kr. Görlitz, Bez. 
Dresden, ab 1968 durch. In Großbeständen von Jungbullen wurde in den Futterrationen als 





Unter den geflügelhaltenden LPG in Sachsen gab es solche, die sich der Erzeugung eines 
besonderen Geflügelfleisches, ebenfalls mithilfe eines innovativen Mastverfahrens, zuwen-
deten. Die seinerzeit populäre Broilerproduktion bedeutete die Weiterentwicklung der 
herkömmlichen Hähnchenmast und war ein Importverfahren unter dem Namen Broiler, 
das über westeuropäische Länder aus den USA kam. Neben der Verbesserung der ökono-
mischen Ergebnisse dieses Viehwirtschaftszweiges ging es der politischen Führung des 
Agrarsektors in der DDR, wie auch bei der Schnellmast von Kälbern, um die Verbesserung 
der Fleischqualität, wie das bereits fortgeschrittene Länder der westlichen Welt zu dieser 
Zeit mit Erfolg taten, und um eine Ausdehnung der Erzeugung der Geflügelwirtschaft in 
der DDR um das Siebenfache. 
 
Der Begriff Broiler ist demnach nicht eine Erfindung der DDR-Landwirtschaft, wie 
es oft von westdeutscher Seite angenommen wird, sondern die amerikanische Be-
zeichnung eines Mastverfahrens, welche sich letztlich auf das Endprodukt übertragen hatte. 
Anders verhielt es sich mit dem Fachbegriff Goldbroiler. Hierbei handelte es sich um eine 
Bezeichnung, die die Binnenhandelspolitik der DDR hervorbrachte, um das Endprodukt in 
seiner gegrillten Form schneller unter den Verbrauchern bekannt zu machen. Das neue 
Produkt war gegenüber dem den Deutschen bis dahin vertrauten Masthähnchen unbe-
kannt. Goldbroiler ist als Werbebegriff anzusehen, obwohl es im sozialistischen Wirt-
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schaftssystem kein ausgesprochenes Marketing gab. Einer Propagierung des Produktes 
bedurfte es im Grunde genommen nicht, da in den ab 1966 zahlreich entstandenen Broi-
ler-Spezialgaststätten und -verkaufsstellen das neue Produkt zu durchaus erschwingli-
chen Preisen angeboten wurde und die Verbraucher es gut angenommen hatten. Im Jahre 
1969 kostete die Portion mit einem halben Broiler in den Spezialgaststätten ca. 7,- Mark 
(vgl. Pkt. 3.1.2.5, Tab. 48, S. 307). 
 
Seltsamerweise war den westdeutschen Verbrauchern der Begriff Broiler unbekannt geblie-
ben und erregte, als sich die Deutschen beider Staaten nach 1989 kennenzulernen began-
nen, auf westdeutscher Seite eine gewisse Ironie gegenüber den Sprachgewohnheiten der 
Bevölkerung aus dem anderen Teil Deutschlands. 
 
Obwohl die modernen Mastgeflügelhaltungen des Westens auch nichts anderes als Broiler 
erzeugten, behielt die westliche Marktwirtschaft den Begriff des Masthähnchens und ähn-
lich lautende Bezeichnungen bei, was aber fachlich falsch ist. 
 
Bei dem Terminus Broiler handelt es sich auch nicht um einen Rassebegriff, sondern um 
die Bestimmung des Gebrauchswertes eines speziellen Jungmastgeflügels. Je nach Ent-
wicklungsstand der Broilerzucht und -produktion wurden zu Anfang der sechziger Jahre in 
großen Mastpopulationen in 50–70 Masttagen bei einer Rohverwertung von 2,0–2,8 (Fut-
terverbrauch in kg je kg Zunahme) Mastendgewichte von 1,3–1,6 kg/ Tier erreicht. Die 
Aufzuchtverluste durften 5 % nicht übersteigen. Das Ziel lag bei < 2 % des Tierbestandes. 
Der damalige Welthöchststand lag bei 50 Tagen Mastdauer, einer Rohverwertung von 2,0 
und einem effektiven Schlachtertrag bei 72 % des Tierkörpers.  Linienhybridzuchtbetriebe 
lieferten das Ausgangsmaterial für die Mastbetriebe. Bei Enten, die ebenfalls über die 
Broilertechnologie gemästet werden konnten, lag der Schlachtertrag bei 69 % als Schen-
kel- und Brustfleisch, welches auch als Weißfleisch bezeichnet wurde, daher der DDR-
spezifische Fachausdruck Weißfleischproduktion.302 
 
In der DDR verstand man unter großen Mastpopulationen in erster Linie die Tier-
konzentrationen in den VE KIM, wie sie schon Anfang der sechziger Jahre errichtet 
worden waren. Außer den KIM-Betrieben hielten LPG in kleineren Beständen Broiler, für 
die ebenfalls die vorgenannten Parameter Gültigkeit besaßen. Deshalb musste das Futter, 
Broilermastalleinfutter I und II für zwei Mastphasen, aus dem staatlichen Futtermittelfonds 
bezogen werden. Eine wesentliche Ausweitung der Broilererzeugung blieb nur den VE 
KIM vorbehalten, da die fehlende Bereitstellung materieller Investitionskennziffern 
durch den Staat gegenüber den LPG keine entsprechenden Stallbauten ermöglichte. Ohne 
Investitionen für moderne Stallbauhüllen, Futteranlagen und -aufbereitung, techno-
logische Ausrüstungen, Energieversorgung und Strukturen für vorgelagerte und Nachfol-
geeinrichtungen konnte ein derartiger moderner Produktionszweig entsprechend agrar-
politischer Zielstellung in LPG nicht aufgebaut werden. Diese Erkenntnis galt gleicher-
maßen für den geringen Erfolg der Kälberschnellmast und auch insgesamt für die Moder-
nisierung der Landwirtschaft, wie sie die totale Kollektivierung erfordert hätte. 
 
Prinzipiell war es möglich gewesen, in LPG Jungrinder mit wirtschaftseigenem Futter und 
unter einfachen Bedingungen wirtschaftlich zu mästen. Hingegen bei Weißfleisch über die 
Technologie Broiler und Mast schwerer Kälber gelang dies nicht. Beide Verfahren reihen 
sich in die Kette „sozialistische Experimente" ein, in welcher dem Geflügel-Broiler der 
Durchbruch gelang und von sonstigen Mangelerscheinungen und Versorgungslücken im 
Lande ablenkte. Über Geflügelfleisch konnte mithilfe der Broiler kontinuierlich „der Tisch 





3.2.8 Bekämpfung der Rindertuberkulose und -brucellose 
 
Die seit dem Zweiten Weltkrieg sich ausbreitende Rindertuberkulose hatte geringe 
Milchleistung, hohe Selektion und vor allem die Übertragbarkeit auf den Menschen zur 
Folge. Milch von tuberkulösen Rindern konnte nicht roh verzehrt werden. Sie musste ge-
sondert erfasst und verarbeitet werden. 
 
Da die Tuberkulosesanierung als Betriebssanierung durchgeführt werden musste, waren 
eine konsequente und hohe Merzungsquote sowie Isolierung von positiven Reagenten in 
sogenannten Abmelkställen erforderlich. Beide Maßnahmen hatten innerhalb weniger Jah-
re zu erfolgen. Dabei musste zusätzlich eine Bestandszunahme in den Betrieben erreicht 
werden. Die negativen Reagenten und zugekauften Rinder kamen in gesonderte, jedoch 
modernisierte und desinfizierte Ställe, in welchen sie weiterhin der tierärztlichen Kontrolle 
unterlagen, da immer wieder Tbc-Einbrüche vorkamen. In solchen Fällen büßten die LPG-
Mitglieder nicht nur Erlöse aus der Milchproduktion ein, sondern auch persönliches Ein-
kommen. In einer LPG Typ III im Bezirk Karl-Marx-Stadt musste der Wert der Arbeits-
einheit von 11,- MDN (1966) auf 10,50 MDN (1967) gesenkt werden. Das zog insgesamt 
eine Verminderung der Vergütung für die Mitglieder um 3,6 % nach sich. Erst 1969 war 
diese LPG Tbc-frei geworden.303 
 
Zur Diagnose der Rinder-Tbc wendeten Tierärzte der staatlichen Tierarztpraxen die Tuber-
kulinisierung an. Dieses Verfahren ermöglichte, mithilfe von Indikatorinjektionen einen 
Befall des Tieres mit Tbc-Erregern festzustellen. Positive Reagenten wurden nach der Tu-
berkulinisierung sofort isoliert. 
 
Nach dem Abschluss der Kollektivierung und der Zusammenführung des Viehs in die kol-
lektivwirtschaftliche Viehhaltung stand den Vorständen der LPG, insbesondere des Typs 
III, ein jahrelanger schwieriger und kostenaufwendiger Zeitraum bevor, um die Rinderbe-
stände tuberkulosefrei zu bekommen. Zunächst galt es, von den Rinderställen weitere In-
fektionen fernzuhalten und sie verschließbar zu machen sowie Brucellose-Einbrüche zu 
verhindern.304  
 
Oftmals scheiterte die rasche Sanierung der Bestände am mangelnden Verständnis der 
Menschen im Dorf, die privates Vieh, insbesondere Hühner, auf den Hofstellen nicht von 
„genossenschaftlichem“ Futter und Stallungen fernhielten. Die Uneinsichtigkeit von LPG-
Mitgliedern, individuell gehaltenes Geflügel von LPG-eigenen Futtervorräten und Ställen 
zu isolieren, nahm vielerorts die Züge von Gleichgültigkeit und Disziplinlosigkeit an. Als 
Beispiel wird dafür eine 875 ha große LPG Typ III aus dem Kreis Döbeln herangezogen.    
  
In der untersuchten LPG wendete sich 1963 der Vorstand schriftlich an die Tierhalter und 
kündigte Schadenersatzforderungen im Falle von Neuinfektionen an, eine Maßnahme, die 
sich aufgrund der Schwierigkeit der Nachweisbarkeit im Grunde genommen nicht durch-
setzen ließ.305 Auch Festsetzungen von Terminen und weitere Androhungen der Anwen-
dung der materiellen Verantwortlichkeit wurden ignoriert.306 Im Folgejahr musste auf der 
Jahreshauptversammlung der LPG immer noch über frei laufende Hühner auf den Hofstel-
len diskutiert werden. Gleichzeitig wurden von der Leitung der LPG die vielen Not-
schlachtungen von Rindern und wegen Anrechnung niedrigerer Fleischqualitäten eingetre-
tene Erlösminderungen bekannt gegeben.307 Auch im Jahre 1966 war im genannten Fall-
beispiel das Federvieh noch nicht weggesperrt. Nun drohte der Vorstand Bestrafung durch 
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den Kreistierarzt an.308 Als dieser Aufforderung wieder nicht nachgekommen wurde, be-
schloss die Mitgliedervollversammlung im Jahre 1967, dass der Bürgermeister an alle 
Einwohner der Gemeinde ein Rundschreiben senden sollte, damit kein Federvieh mehr frei 
in den Höfen und auf den Feldern herumlaufen dürfe.309  
 
Anhand dieses Verhaltens von einem Teil der ländlichen Bevölkerung können Rückschlüs-
se auf die persönliche Einstellung zu den Interessen ihrer LPG und zur individuellen Ne-
benwirtschaft gezogen werden. 
 
Von der Tbc-Sanierung war lt. Medienbekanntmachung eine Zunahme der Milchleistung 
je Kuh von mindestens 20 % zu erwarten. Diese Annahme scheint zu hoch gegriffen. Nach 
Veröffentlichungen im Jahre 1961 ging man von einer Verminderung der Milchleistung 
bei tuberkulösen Kühen aus, die bei ca. 12 % lag.310  
 
Die Ertragserwartung bei den in LPG gehaltenen Kühen war etwas höher anzusetzen, da 
die durch Haltung in Großbeständen und die mangelhafte Fütterung vermehrten Stressfak-
toren zwangsläufig zum Ansteigen der Tuberkulosemorbidität führten. Bekannt war, dass 
der Anteil boviner Erkrankungen nach erfolgreicher Sanierung und Tilgung der Rinder-
Tbc international im Maßstab rasch um 90 % sank.311  
 
Für die in der Milchviehhaltung Beschäftigten bestand ebenfalls eine akute Gefahr der In-
fektion mit bovinen Tbc-Erregern. In Betrieben mit Rinder-Tbc konnten Mitte der sechzi-
ger Jahre sechsmal soviel klinisch und akut an Tbc erkrankte Beschäftigte nachgewiesen 
werden als in Tbc-freien Betrieben. Der bovine Erreger-Typus war Mitte der sechziger 
Jahre international bei 10 % der an Tbc erkrankten Erwachsenen und bei 25–30 % der er-
krankten Kinder festgestellt worden. Der Anteil des Typus bovinus lag bei der Landbevöl-
kerung noch höher.312 
 
In nachstehenden Übersichten werden Ergebnisse statistischer Erhebungen in den sächsi-
schen Bezirken im Vergleich zur gesamten DDR vorgestellt.  
 
Die Zahlen geben keinen genauen Aufschluss über die Verbreitung des bovinen Typus in 
der DDR, da die schwierige Typbestimmung in den Gesundheitseinrichtungen nicht in 
jedem Falle durchgeführt wurde. Die Zahlen verdeutlichen aber die Gefahr der Tbc für die 
Volksgesundheit und die Notwendigkeit der „Tbc-Freimachung“, wie die Aktion nach da-
maligen Sprachgebrauch genannt wurde.  
 
Das Ausmaß der an Tbc erkrankten Menschen in dem sächsischen Bezirk Karl-Marx-Stadt 
























1959 *1 19.024 354 2.583 4.388 321     565 
1960 *1 18.118 334 2.278 4.238 291     486 
1961 *1 17.707 280 2.066 4.152 251     486 
1962 *1 17.404 267 2.118 3.909 243     532 
1963 *1 16.450 249 1.934 3.399 229     437 
1964 *1 14.823 228 1.753 2.670 207     377 
1965 *2 . . 1.416 . .  1.121 
1966 *2 . . 1.397 . .  1.132 
1967 *2 . . 1.359 . .  1.086 
1968 *2 . . 1.032 . .     835 
1969 *3 . . 1.028 . .     837 
 
Quellen: *1  Statistisches Jahrbuch 1965, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 193 
 *2  Statistisches Jahrbuch 1969, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 169 
 *3  Statistisches Jahrbuch 1970, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 160 
 
Tabelle 54: Verlauf der akuten Tbc beim Menschen in der DDR, 1959 bis 1969 (Fälle ge-
samt)  
 
Jahr gesamt dar. Atmungsorgane 
1959 26.101 22.742 
1960 23.418 20.361 
1961 20.367 17.440 
1962 20.536 17.564 
1963 19.566 16.781 
1964 18.931 16.340 
1965 15.933 13.444 
1966 13.777 11.540 
1967 12.868 10.569 
1968 11.725   9.693 
1969 10.695   8.791 
 
Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR, 1971, S. 471 
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Tabelle 55: Mortalität bei Tbc, 1959 bis 1969 (Fälle gesamt) 
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Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 88   *7 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 571 und 574 
*2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 78   *8 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 563 und 567 
*3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 524   *9 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 473 und 476 
*4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1964, S. 548 *10 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 473 und 476 
*5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 558 *11 Statistisches Jahrbuch der DDR 1971, S. 473 und 476 
*6 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 569 und 572 
 
Außer der Beseitigung der Infektionsgefahr für den Menschen sind die unter damaligen 
Bedingungen erreichbaren betriebswirtschaftlichen Vorteile der Sanierung für die Milcher-
zeuger in Betracht zu ziehen. Es handelt sich dabei um einen wesentlichen Produktions-
zuwachs aus den Rinderbeständen und deren rasche Werterhöhung hinsichtlich Quantität 
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und Qualität, wie 
- erhöhte Milcherzeugung, 
- gefestigte Milchleistung/Kuh und Jahr, 
- vielfach reduzierte Menge fleischbeschaulich beanstandeten Rindfleisches, 
- um 50 % reduzierte Notschlachtungen, 
- Wegfall der Tbc-Totalschäden, 
- nach Betriebssanierung mögliche Zucht- und Nutztierproduktion,  
- Rückgang von Reinfektionsschäden, 
- gesicherte eigene Reproduktion, 
- gesteigerte Kuhbestandszahlen, 
- geringerer Futterbedarf für Tbc-freie Tiere, 
- höhere finanzielle Einnahmen durch Tbc- (und brucellosefreie) Milch und für verkauf- 
tes Zucht- und Nutzvieh,  
- Anspruch auf staatliche finanzielle Zuwendungen.313  
 
Statistische Angaben über den gesamten finanziellen und materiellen Aufwand der Sanie-
rung liegen nicht vor. Im Jahre 1961 rechnete das staatliche Veterinärwesen der DDR mit 
zusätzlichen jährlichen volkswirtschaftlichen Mehrkosten für die Rinder-Tbc in Höhe von 
220 Mio. DM.314  
 
Die finanzielle Hilfe des Staates gegenüber der sozialistischen Landwirtschaft ist mit der 
Erstattung von ca. 50 % der Kosten einzuschätzen. Die Tierarztkosten für die LPG waren 
staatlicherseits gestützt. Einen Großteil der organisatorischen und materiellen Leistungen 
mussten aber die LPG erbringen. Schwierigkeiten bereiteten der Um- und Neubau von 
besseren und größeren Ställen unter den Bedingungen der in den Kreisen äußerst knapp 
bemessenen Baukapazität. Es setzten sich der Umbau und die Komplettierung von Offen-
stalltypen durch, wodurch Milchviehställe mit einer Kapazität von > 200 Tieren entstanden 
(vgl. Pkt. 3.2.6, S. 546 ff.).  
 
Staatliche finanzielle Zuwendungen in Form von Preiszuschlägen für Milch aus staatlich 
anerkannten Tbc-freien Beständen, geregelt über die 
- Preisanordnung (PAO) 2049 vom 25.11.1965, veröffentlicht im GBl. T. II, Nr. 127 und 
- PAO 2049 vom 01.01.1966 einschließlich PAO 2049 vom 18.11.1966, veröffentlicht im 
GBl. T. II, S. 249,  
trugen volkswirtschaftlichen Interessen einer erhöhten Nutzrinderproduktion als Bestand-
teil der Tierseuchentilgung des Staates und den betrieblichen Interessen der Milcherzeuger 
Rechnung.315  
 
Insoweit verstand die SED-Agrarpolitik auch Preisregelungen als „ökonomischen Hebel“ 
innerhalb des NÖSPL. Die staatlichen Regelungen bedurften vor 1963/64 keiner ge-
sonderten Erwähnung und Bezeichnung als ökonomische Kategorie, erfuhren aber in der 
Zeit des NÖSPL bzw. NÖS eine Hervorhebung in dem Sinne, dass die Wirtschaftsführung 
in allen Ebenen und die Betriebe der neuen Wirtschaftsreform gerecht würde. 
 
Auch wenn sich die SED-Landwirtschaftspolitik unauffällig vom NÖSPL von Ende 1963 
als Übergang vom ersten Abschnitt (des NÖSPL, etwa bis 1966) zum zweiten Abschnitt 
(des NÖS, etwa ab 1967) verabschiedete, galt immer noch das Grundmotiv dieser ur-
sprünglich wirtschaftsreformistisch gedachten Bemühungen: „Alles, was der Gesellschaft 
nützt, muss auch für den Betrieb und für den einzelnen Werktätigen vorteilhaft sein.“316      
Das Tuberkulose-Sanierungsprogramm ging auf eine staatliche, vom Ministerrat im Jahre 
1960 erlassene Anordnung zurück. Ursprünglich bestand das Ziel, die Tilgung dieser Tier-
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seuche bis zum Jahre 1965 zu erreichen. Während der Sanierung nach Abschluss der Kol-
lektivierung veränderte der Staat diese Zielstellung auf das Jahr 1970, da sich der Aufwand 
höher als angenommen erwies.317  
 




























Abb. 111 Außer dem politischen Hinweis, dass es sich um ein „vollgenossen- 
 schaftliches Dorf“ handelt, wurden von den staatlichen 
 Veterinärbehörden nicht nur an den Stallungen, sondern auch am 
 Ortseingang Hinweisschilder angebracht, dass die Gemeinde zum Tbc- 
 Sanierungsgebiet mit Viehhandelssperre erklärt wurde. Gemeinde 
 Doberschütz im ersten „vollgenossenschaftlichen“ Kreis Eilenburg in 
 Nord-West-Sachsen im Jahre 1960. 
Quelle: 50 Jahre Genossenschaft in Doberschütz, Kr. Eilenburg. (Hg.): 
 Doberschützer Argrargenossenschaft e.G., Doberschütz. Leipzig, 4. 
 2006. Kopie in Sammlung M. Janello, Dresden 
 
Parallel zur Rinder-Tbc bedurfte zusätzlich die Tilgung der Rinderbrucellose (Erreger 
Morbus Bang) großer betrieblicher Anstrengungen, die erneut mit Kuhbestandsver-
ringerungen verbunden waren. 
 
Im Kreis Torgau, Bez. Leipzig, gingen 80–90 % aller Verkalbungen auf Brucellose zurück. 
Dieser stark agrarisch geprägte Landkreis hatte in den sogenannten Festigungsjahren fol-
gende Befallsquoten zu verzeichnen (in Prozent). 
 
Jahr     Rinder    Kühe         finanzieller Schaden je Einzeltier319  
1961    5,8       9,8            340,41 MDN 
1962    4,8     10,4            349,34 MDN 
1963    5,8     11,8            372,14 MDN 
1964    4,5     10,1            377,31 MDN 
 
Die Zahlen vermitteln einen Eindruck über das Schadensausmaß und lassen eine Hoch-
rechnung für die Gesamt-Rinderbestände der drei sächsischen Bezirke zu. Zusätzliche 
Schäden bestanden in Tierverlusten von 29-37,5 %. Das bedeutete ca. 700 TMDN im o. g. 
Zeitraum für diesen sächsischen Kreis. 
Um die Brucellosesanierung ökonomisch zu steuern, erließ der Ministerrat der DDR 
Milchpreisänderungen über die Preisanordnung (PAO) Nr. 2042 vom Juli 1965, veröffent-
licht im GBl. T. II, Nr. 80, S. 597. Die Aufkaufstellen zahlten einen Zuschlag von          
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0,03 MDN/kg Milch bei gleichzeitiger Tbc- und Brucellosefreiheit. Bei einer Milch-
leistung von 3.000 kg bedeutete das einen Mehrerlös von 90 MDN/Kuh und Jahr im sa-
nierten Bestand. 
 
Da, wie auch bei der Rinder-Tbc, der Mensch von der Brucellose befallen werden kann, ist 
neben dem betriebs- und volkswirtschaftlichen Schaden die Gefährdung der Volksgesund-
heit zu erwähnen. Im Kreis Torgau wurden 1962/63 11 und im gesamten Bezirk Leipzig 64 
Erkrankungen an Brucellose diagnostiziert. Die Dunkelziffer ist durch das häufige Nicht-
entdecken der Krankheit als wesentlich höher anzunehmen. Die Veterinärbehörden gingen 
von 8–10 % der Bevölkerung, die schon einmal eine Abortus-Bang-Infektion überstanden 
hatten, aus.320 Die veterinärhygienischen Empfehlungen bei der Tbc- und Brucellose-
sanierung unter den damaligen Aufstallungsverhältnissen, sowohl der LPG Typ I als auch 
Typ III, zwangen die LPG nicht nur zu Stallum- und -neubauten, sondern auch zu moder-
neren Organisationsformen in der Viehwirtschaft. Jungrinderaufzucht zur erweiterten Re-
produktion der Kuhbestände in sanierten Dörfern wurde zum Teil so groß ausgelegt, dass 
sie von allen vorhandenen Betriebsformen gemeinsam und in einer Anlage konzentriert 
werden konnte. Auf diese Weise war es möglich, die Jungrinder, beginnend beim abgesetz-
ten weiblichen Kalb bis zur gedeckten Färse, getrennt von den zu sanierenden Kuhbestän-
den unter besseren hygienischen und arbeitsorganisatorischen Bedingungen zu halten. 
 
Unter einem solchen Aspekt war im Jahre 1967 im Kreis Freiberg die Jungrinder-
aufzuchtanlage (JRA) Niederschöna errichtet worden. Die Partner, die Niederschönaer 
LPG „Otto Buchwitz“, Typ III, „Agricola“, Typ I, „Rodeland”, Typ I, und „Drei Länder”, 
Typ I, hatten eine bereits ökonomisch und juristisch selbstständige LPG-Gemein-
schaftseinrichtung aufgebaut, die für die südlichen Bezirke als beispielgebend propagiert 
worden war. Die JRA verfügte in ihrer Leitung über einen eigenen Buchhalter, den die 
BHG Niederschöna stellte, und einen eigenen Tierarzt. Letzterer übernahm neben der tier-
ärztlichen Betreuung die Selektion und züchterische Beratung der Partnerbetriebe.321 Diese 
Gemeinschaftseinrichtung war für sich gesehen eine ZGE und als solche kooperativ mit 
der ca. 9.400 ha großen KOG „Bobritzschtal“ im Kr. Freiberg verbunden.  
 
Als rechtliche Grundlagen der planmäßigen Tbc- und Brucellosebekämpfung galten vor-
läufig 
- VO vom 01.09.1955 über die Schaffung und Erhaltung Tbc-freier Rinderbestände (GBl. 
T. I, S. 363), 
- Beschluss des Ministerrates vom 01.09.1955 über die Durchführung eines Zehnjahr-
planes zur Bekämpfung der Rindertuberkulose 1955–1965, 
- VO vom 30.06.1960 zur Bekämpfung der Rindertuberkulose (GBl. T. I, S. 144), 
- entsprechende Beschlüsse der örtlichen Volksvertretungen und Räte. 
 
Nach dem Abschluss der totalen Kollektivierung bestanden für den Staat die Voraus-
setzungen, das Vorhaben der Tbc-Freimachung zielstrebiger und konsequenter fortzufüh-
ren. Mit der Richtlinie über die weitere Bekämpfung der Rindertuberkulose und - brucello-
se in der DDR vom 20.08.1962 322 war eine zusätzliche zentrale Rechtsnorm für das weite-
re Vorgehen erlassen worden. Entsprechend dieser RL lag die Leitung des Bekämpfungs-
verfahrens in den Händen des RdB bzw. RdK, Abt. Veterinärwesen, und die Kontrolle des 
gesamten Bekämpfungsverfahrens beim Stellvertreter des Vorsitzenden für Landwirtschaft 
des RdB bzw. RdK. Der Kreistierarzt leitete gemäß der neuen RL das Bekämpfungsverfah-
ren im Kreis seiner Zuständigkeit. Die RL von 1962 enthielt für die weitere Entwicklung 
der LPG Typ I und II eine sehr bedeutsame Empfehlung, nämlich dass neben separaten 
Reagentennutzungsbetrieben in solchen LPG auch „genossenschaftliche“ Viehhaltung von 
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Jungvieh eingerichtet werden sollte. Die private Viehhaltung in diesen LPG behinderte 
bisher konsequente Bekämpfungsaktionen. 
 
Auch auf die Typ-I-Betriebe hatte die Tbc-Freimachung Auswirkungen. Finanzschwache 
private Tierhalter sahen einen Ausweg nur noch darin, die LPG Typ III im Ort oder in den 
Nachbargemeinden um Betriebsübernahme zu bitten. Für viele private Rinderhaltungen in 
der LPG des Typs I bedeutete die Tbc-Freimachung das Aufgeben als Typ-I-Bauer. Inso-
weit beförderte diese große staatliche Aktion im Nebeneffekt einen Strukturwandel, der 
gegen Ende der sechziger Jahre zu einer Umwandlung des größten Teiles der LPG des 



















Abb.112  Die Tbc-Freimachung in der LPG Typ I in Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde, bedeutet das Aufgeben von vielen privaten 
Viehhaltungen 
Quelle:  Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschafts- und Dienstleistungsgesellschaft mbH, Pretzschendorf, Lkr. Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge. Aktenbestand der LPG Typ I/III Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde. Dokumente 
 
In den Jahren nach 1967 musste sich die Landwirtschaft, ohne dass die Tbc- und Brucello-
setilgung schon abgeschlossen war, einer dritten Sanierungswelle, der Leukosetilgung, 
zuwenden, „Tbc- und Brucellose-Freimachung“ waren innerhalb der gesamten zweiten 
Entwicklungsetappe der LPG zu einem die Betriebswirtschaft beherrschenden Thema ge-
worden. Neben der Schmälerung des betriebswirtschaftlichen Ergebnisses und des Ein-
kommens der Beschäftigten in der Landwirtschaft, kam es auch in den drei sächsischen 
Bezirken durch Rinderseuchen wiederholt zu unkontinuierlicher Versorgung der Bevölke-





3.2.9 Soziale und kulturelle Veränderungen, 1960 bis 1969 
 
Im Zusammenhang mit der Analyse der Ergebnisse der landwirtschaftlichen Produktions-
genossenschaften soll ein immaterieller Aspekt, die kulturelle und soziale Situation der 
Menschen in den LPG und im ländlichen Raum der sächsischen Bezirke im Untersu-
chungszeitraum und –gebiet, beleuchtet werden. Dabei wird davon ausgegangen, dass sich 
die LPG, wenn auch nicht ausschließlich, aber doch vornehmlich im ländlichen Raum der 




Etwa in der zeitlichen Mitte der zweiten Etappe der LPG-Entwicklung betrug der Anteil 
der Gemeinden, die dem ländlichen Raum zuzuordnen waren, in der DDR 87,8 % (Stand 
31.12.1965). Die drei sächsischen Bezirke mit einem Anteil von 82,8 % ländlicher Ge-
meinden wiesen eine etwas geringere ländliche Prägung auf, was auf die traditionell in den 
Süd-Bezirken und insbesondere in Sachsen rasche industrielle Entwicklung im 19. Jahr-
hundert zurückzuführen ist (vgl. Pkt. 6.1, Anlagen, Übersichten, S. 747 und Pkt. 6.2, Pläne, 
S. 749).  
 
Die Menschen in den „vollgenossenschaftlichen“ Dörfern, sowohl die Beschäftigten der 
unterschiedlichen LPG als auch die Einwohner, erlebten neben dem grundlegenden agrar-
strukturellen Umbruch auch einen bevölkerungspolitischen, sozialen und kulturellen Wan-
del. 
 
Vor der Gründung von LPG prägte die bäuerliche Bevölkerung die soziale und kulturelle 
Situation im Dorf. Bereits seit Ende des Zweiten Weltkrieges, jedoch spätestens nach der 
totalen Kollektivierung, unterlag die Bevölkerung in den sächsischen Dörfern vor allem 
hinsichtlich der Sozialstruktur einer totalen Veränderung. 
 
Nicht nur die angesiedelten Heimatvertriebenen, sondern auch die geflüchteten ansässigen 
Bauern ergaben eine Veränderung der Bevölkerungszusammensetzung. Ebenso führten die 
im Zuge des zunehmenden Ausbaues der LPG staatlich gelenkten Zuwanderungsaktionen 
(FDJler, Industriearbeiter, MTS-Beschäftigte, „Kader-Delegierung“) zur Etablierung neuer 
Bevölkerungsschichten als Grundlage des sozialen und kulturellen Übergangsprozesses. 
 
Mitte der sechziger Jahre (Stand 31.12.1964) wiesen die drei sächsischen Bezirke 1.740 
Gemeinden in der Größengruppen < 500 – < 2.000 Einwohner auf. Da diese Größen-
gruppen dem ländlichen Raum zuzuordnen sind, auch wenn nicht alle dieser Gemeinden 
agrarisch geprägt waren, können sie in die Betrachtung der sozialen und kulturellen Ver-
änderungen einbezogen werden.323  
 
Mit dem weiteren Ausbau der Kollektivwirtschaft übernahmen die LPG in zunehmendem 
Maße die soziale Vorsorge für die Menschen in den LPG und darüber hinaus für die ge-
samte Bevölkerung im Dorf. Es handelte sich im Wesentlichen dabei um  
- Infrastruktur und Dienstleistungseinrichtungen, 
- soziale, kulturelle und medizinische Einrichtungen, 
- geistig-kulturelles Leben. 
 
Unter dem Blickwinkel der sozialen und kulturellen Veränderungen, von welchen die 
„vollgenossenschaftlichen“ Dörfer erfasst wurden, sind weitere Themen eine Unter-
suchung wert. Sie können nicht in dieser Studie bearbeitet werden, um den Umfang nicht 
zu überziehen. Folgende Themen und Fragen, die die immateriellen Ergebnisse der LPG-
Entwicklung vervollständigen können, harren weiterer Analysen: 
- Wesensmerkmale der „Klasse der Genossenschaftsbauern“ als Gesamtheit der Arbeits-
kräfte in den LPG 
- Staatsbürgerliche Verantwortung 
- Menschliche Beziehungen in LPG und Dorf, Identität mit der LPG und Gemeinschafts-
sinn 





- Hatte es eine Kulturrevolution gegeben? 
- Hatte sich eine sozialistische Denk- und Verhaltensweise bei den Beschäftigten heraus-
gebildet? 
- Hatte sich das ländliche Siedlungsgefüge verändert? 
- Einfluss der kollektiven Wirtschaftsweise auf die Kulturlandschaft 
 
Da die in diesem Kapitel behandelten Aspekte sowie die vorstehenden noch zu untersu-
chenden Fragen, die die Menschen in den LPG direkt betrafen und dadurch spektakulärer 
scheinen, besteht die Veranlassung, in vorliegender Arbeit eine Trennung zwischen Aus-
wirkungen materieller Art auf die ländliche Gesellschaft und Folgen nichtmaterieller Art 
vorzunehmen. Dabei wurde ersteren der Vorzug gegeben, weil die materiellen Ergebnisse 
maßgeblich für die Existenz der Menschen ausschlaggebend waren.   
 
Die politischen und ökonomischen Veränderungen nach der totalen Kollektivierung im 
Jahre 1960 lösten vielfache Veränderungen im Leben der Menschen, nicht nur in den LPG, 
sondern insgesamt in den Dörfern aus. Einige wesentliche Veränderungen sollen im Fol-
genden behandelt werden. 
 
Die Dörfer entwickelten sich in gleichem Maße sozial und kulturell, wie sie sich ökono-
misch entwickelten, d. h. dieser Prozess war abhängig von der Wirtschaftskraft der im Ter-
ritorium tätigen LPG. Bereits vor der „Vollgenossenschaftlichkeit“ hatten starke LPG des 
Typs III die Verantwortung für ein besseres Leben aller, auch außerhalb der eigentlichen 
Produktionssphäre, übernommen und dafür finanzielle und materielle Leistungen erbracht. 
 
Von der staatlichen Geschäftsverteilung her waren die LPG aber nicht für die sozialen und 
kulturellen Belange zuständig, sondern der jeweilige zuständige RdK mit den entsprechen-
den Ressorts wie Volksbildung, Soziales oder Kultur. Aufgrund des Mangels an Kapazitä-
ten zur Realisierung von Baumaßnahmen und mangelnder Zuweisung finanzieller Mittel 
durch die RdB konnten die RdK als zuständiger Plan- und Investitionsträger nur in gerin-
gem Umfang Neu- und Ersatzbauten für ihre Zuständigkeitsbereiche vornehmen. Erschwe-
rend wirkte sich zusätzlich aus, dass wenige Jahre zuvor der Staat die klein- und mittel-
ständischen Handwerksbetriebe, ähnlich wie bei der Landwirtschaft, einer sozialistischen 
Umwandlung unterzogen hatte und damit Baukapazität fehlte. Da aber vordergründig die 
Dörfer mit der Landwirtschaft als Interessenträger auftraten, wurden jene Bauvorhaben 
mittels der Baukapazität der LPG ausgeführt. Die LPG mussten sich demzufolge weitest-
gehend selbst helfen, wenn sie das Lebensniveau ihrer Mitglieder anheben wollten. Das 
Personal zur Betreibung der Einrichtungen stellte der zuständige RdK. Die zahlreichen 
Kulturhäuser in den Dörfern, Gaststätten, Arzt- und Schwesternstationen waren keine In-
vestitionsvorhaben der sozialistischen Landwirtschaftsbetriebe. Sie beteiligten sich oder 
übernahmen gänzlich die Investitionsaufwendungen finanziell und materiell. Mancherorts 
erreichten die LPG damit eine beachtliche Erhöhung des soziokulturellen Niveaus der 
Dorfbevölkerung. Anderen LPG gelang dies jahrelang nicht. Den Ausgleich der von den 
LPG erbrachten Aufwendungen sah der Staat in Zins- und Kreditstreichungen sowie ver-
schiedenen Subventionen, die Bestandteil der ökonomischen Regelungen für die Landwirt-
schaft waren. Obwohl offiziell keine Gegenrechnungen angestellt wurden, haben Vertreter 
der staatlichen Leitung solche Fakten zuweilen zwecks politischer Argumentation in die 
Vorstandssitzungen der LPG hineingetragen.324 
 
Nicht zu leugnen ist jedoch die Tatsache, dass die Beteiligung an den Investitionen für 
kulturelle und soziale Zwecke sowie die soziale und kulturelle Vorsorge überhaupt die 




Im Sinne der politischen Entwicklung im ländlichen Raum nahmen wirtschaftlich starke 
und in der „sozialistischen Bewusstseinsbildung gefestigte“ LPG-Leitungen auch Einfluss 
auf die örtliche Bevölkerung. Dies traf insbesondere auf die Jugend zu, was z. B. die Zu-
nahme der Jugendweihen und der Rückgang der Kirchenbesuche beweist.325 
 
Kirche und LPG standen sich normalerweise uninteressiert gegenüber. In der Mehrzahl der 
agrarisch geprägten Dörfer im ländlichen Raum Sachsens verödete gleichzeitig in den Kol-
lektivierungsphasen zunehmend das kirchliche Leben. Jugendweihen ersetzten die Kon-
firmation. Dennoch gibt es einige wenige Beispiele von einer gewissen Koexistenz. In 
Görzig, Kr. Großenhain, Bez. Dresden, hatte der Vorstand der LPG „Einheit“, Typ III am 
24.08.1962 beschlossen, sich mit 50 DM an der Reparatur der Kirchturmuhr zu beteiligen, 
„weil für die LPG schließlich eine bessere Zeitkontrolle“ ermöglicht würde.326  
 
Am typischen sächsischen Sonderbeispiel der 50er und 60er Jahre, der bekannten LPG 
Schenkenberg, Typ III, Kr. Delitzsch, nördlich von Leipzig gelegen, sollen einige Leistun-
gen der LPG auf dem Gebiet der Ausbildung, des Sozialwesens und des dörflichen Ge-
meinschaftslebens dargestellt werden. 1952/53, zur Zeit der ersten LPG-Gründungen, fehl-
ten derartige Einrichtungen im Bereich der LPG. Aber bereits 1953 wurde „durch die tat-
kräftige Hilfe der Frauen“, d. h. der Ortsgruppen von DFD und VdgB, das Kulturhaus im 
Ortsteil Storkwitz eingerichtet. Der DFD stiftete die ersten Möbel. Hinzu kamen in den 
nächsten Jahren Kinderkrippen, Kindergärten und die Verkaufsstelle. Zu Ehren des Inter-
nationalen Frauenkongresses in Kopenhagen, an dem das LPG-Mitglied Else Merke, Ehe-
frau des LPG-Vorsitzenden und Mitglied der Volkskammer, teilnahm, wurde die Wäsche-
rei der LPG in der alten Brennerei am Schloss eingeweiht. Damit konnten die Frauen der 
LPG von einer wesentlichen Hausarbeit entlastet werden.  
 
1954 wurde das Kulturhaus in Schenkenberg und Rödgen eröffnet. 
 
Nach dem VI. Parteitag der SED 1963 und nach Bildung großer Komplexbrigaden in 
Schenkenberg konnten Frauen im Zwei-Schicht-System bei der Bedienung moderner 
Landtechnik eingesetzt werden. Das war möglich durch die Einrichtung von Wochenkrip-
pe, Betriebsküchen, Kindergärten, Schulhort und auch das mit der LPG Zaasch gemeinsam 
organisierte Ferienlager für Kinder in den Sommerferien. 
 
1953 wurde eine Krankenschwesternstation eröffnet, in welcher jeden Dienstag Sprech-
stunden abgehalten wurden. Hier fand auch die Mütterberatung statt.  
 
Beim Bau der Zentralschule in Schenkenberg musste der Investitionsträger, der RdK, Ab-
teilung Volksbildung, finanzielle Mittel einsparen, da auch Lehrmittel anzuschaffen waren. 
Auf der Grundlage eines Freundschaftsvertrages zwischen Schule und LPG wurden von 
der LPG-eigenen Baubrigade Abbrucharbeiten des alten Stallgebäudes für den Schulhaus-
bau durchgeführt. Die Lehrer der Schule hatten sich zudem verpflichtet, 800 Stunden im 
Rahmen des Nationalen Aufbauwerkes (NAW) unentgeltlich zu leisten. 
 
Als am 25.02.1965 die Volkskammer das „einheitliche sozialistische Bildungssystem“ 
beschlossen hatte, bestand die gesetzliche Grundlage, den Unterrichtstag in der Produktion 
(UTP) einzuführen. Ziel dieser Regelung war die umfassende Formung des sozialistischen 
Menschentyps, vom Vorschulkind über alle Schulstufen bis zur Hochschule und der ferti-
gen Persönlichkeit im gesellschaftlichen Leben sowie der Produktion. UTP und Einfüh-
rung in die sozialistische Produktion (ESP), obligatorisch für die 7. und 8. Klasse in allen 
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Schulen der DDR, fanden in ländlichen Gebieten gewöhnlich in den LPG statt. Dabei wur-
den Grundlehrgänge über Acker- und Pflanzenbau, Viehwirtschaft und Metallverarbeitung 
durchgeführt. Der UTP war gedacht, den Kindern handwerkliches Geschick, Achtung vor 
der Arbeit und Tugenden wie Pünktlichkeit, Ordnungsliebe sowie sorgsamen Umgang mit 
betrieblichem Eigentum beizubringen.  
 
Nachdem die Schenkenberger LPG ein polytechnisches Gebäude errichtet hatte, konnten 
verschiedene Bau-Gewerke und landwirtschaftliche Fächer unterrichtet werden. Großen 
Einfluss nahm die LPG auf die Schule, indem sie die materiellen Grundlagen für den in-
ner- und außerschulischen Sport, Schulgarten und die Gruppennachmittage der „Jungen 
Pioniere“ schuf. 
 
Durch die sozialistische Dominanz schwand das kirchliche Element völlig aus manchen 
Dörfern. In Schenkenberg nahmen an der Jugendweihe teil: 
   1957    4 von 22 Schülern    =   18,2 % 
   1959  12 von 14 Schülern    =   85,7 % 
   1962  alle Schüler der 8. Klasse  = 100,0 % 
Die Chronisten der LPG werteten die Entwicklung positiv als „Durchbruch“.327 
 
Die LPG verfügte über eine Betriebssportgemeinschaft (BSG) mit drei Fußballmannschaf-
ten und über einen eigenen Sportplatz mit Kleinfussball- und Volleyballfeld.  
 
Die Landwirtschaftsbetriebe kristallisierten sich immer mehr zum Träger der Kultur auf 
dem Lande heraus. Anfang Februar 1963 begannen die Einwohner von Schenkenberg, eine 
Akkordeongruppe aufzubauen. Die Gruppe leitete anfangs ein Musikstudent und ab Ende 
1963 das LPG-Mitglied Walter Wagner. Die Blaskapelle der Freiwilligen Feuerwehr 
Schenkenberg wurde durch die LPG mit Instrumenten ausgerüstet.328 Das Wecken von 
Talenten und die musikalische Ausbildung unterstützte die LPG ebenfalls. Schriftsteller 
wurden zu Lesungen eingeladen, so z. B. Herbert Jobst, dessen Lebensweg die Volksseele 
im ländlichen Raum ansprach. Andere LPG schlossen Verträge mit Kunstmalern329 ab, 
deren Werke sie in Auftrag gaben und finanzierten. Derartige Fälle von Auftragskunst der 
LPG finden sich u. a. in Scharfenberg, Kr. Meißen; Borthen, Kr. Freital; Auterwitz, Kr. 
Döbeln; oder wie im nachstehenden Beispiel Dölzig, Kr. Leipzig-Land, bzw. Dahlen,     
Kr. Oschatz. 
 
Die bildende Kunst der sechziger Jahre wendete sich nicht nur der Industrie zu, sondern 
auch der sozialistischen Landwirtschaft. Es entsprach dem politischen Anliegen der SED, 
die Künstler in Betriebsstrukturen als wichtigen Beitrag zum Aufbau der sozialistischen 
Gesellschaft einzubinden. Die Aufmerksamkeit der Gesellschaft sollte mit der Darstellung 
der „revolutionären Umwälzung“ auf dem Gebiet der Landwirtschaft, dem Herausheben 
bedeutender Persönlichkeiten, mit Werken der heimatlichen Landschaft und der Gestaltung 
der ländlichen Lebensumwelt auf die sozialistische Landwirtschaft gelenkt werden. Der 
Staat leistete dafür politische Unterstützung. 
 
Dass sich die Auftragskünstler dem sozialistischen Realismus anzupassen hatten, fand sei-
nen Ausdruck in einer bewussten Wiedergabe von Optimismus, Stolz, Arbeitsfreude sowie 























Abb.113 Johannes Burkhardt, Dölzig, Kr. 
 Leipzig-Land. „Ein Morgen auf der 
 LPG“, 1960 Standort: Museum der 
 Bildenden Künste Leipzig 
Quelle: Johannes Burkhardt, Leipzig, Privat-














Abb.114 Emil Koch, Dahlen, Kr. Oschatz „Der 
 Milchviehstall Schwarz auf dem 
 Kirschberg Dahlen“, 1962. (Bei E. 
 Koch handelt es sich nicht um einen 
 typischen Auftragsmaler). 
Quelle: Langner, R.:, „Streifzug durch Land
 schaft und Landwirtschaft zwischen 
 Collm und Dahlener Heide“. In: 
 Sächsische Heimatblätter, 54. Jg.,  
                     4/08. Chemnitz 2008, S. 290 
 
Der Bezug auf den realen Menschen, die Arbeitswelt und die Schlichtheit der Darstellung 
löste unter den Betrachtern nicht immer die politisch gewollten Reaktionen aus. Die Etab-
lierung von Auftragskünstlern in LPG und der Erfolg des Unterfangens hingen von der 
Persönlichkeit der LPG-Vorsitzenden ab. In den meisten LPG fand die Auftragskunst kei-
nen Widerhall. Die meisten Menschen waren von ihrer Bildung her darauf nicht vorberei-
tet. 
 
Die Auftragskunst der DDR ist, wie auch in der übrigen Wirtschaft oft geschehen, den „so-
zialistischen Experimenten“ zuzuordnen. Der „Bitterfelder Weg“ und die Auftragskunst 
verloren am Ende der zweiten Etappe der LPG-Entwicklung an Bedeutung. Während des 
VIII. Parteitages der SED 1971 fand sie keine Erwähnung mehr. Selbst der Sozialistische 
Realismus als von der SED vorgegebener Kunststil schlug eine andere Richtung ein, indem 
er einer langsamen Entideolisierung wich.  
 
Die beiden Bitterfelder Kulturkonferenzen von 1959 und 1964 hatten der staatlich gelenk-
ten Kunst die neue, die sozialistische Richtung gewiesen.332 Dem staatlichen Dirigismus 
waren alle Lebensbereiche unterzogen worden, nicht nur die Wirtschaft. 
 
Für die Anerkennung guter Leistungen, z. B. bei der Zuckerrübenpflege, stellten die LPG 
finanzielle Mittel aus dem Kultur- und Sozialfonds bereit. Damit konnten die Ausgezeich-





kennenlernen. Die Festigung des Heimatgefühls entsprach dem gleichen Prinzip und 
Grundgedanken, wie ihn der Nationalsozialismus mit der Bindung der Menschen „an die 





Abb.115 Ausfahrt des Vorstandes der LPG 
 „Otto Grotewohl“, Typ III, Au-
 terwitz, Kr. Döbeln, und weiterer 
 Mitglieder der LPG in den Spree-
 wald, Sommer 1959 
Quelle: Parteileitung der LPG Auterwitz, 
 Federführung Gen. Waitzmann: 
 Chronik der LPG „Otto Grotewohl“ 
 Auterwitz, Entwurf. Sept. 1985, 
 unpag, unveröffentlicht. Ebenso 
 Eigmüller, M.: Detailkonzept (Dreh-
 buch) zur Ausstellung zur Landwirt-
 schaft im Kr. Döbeln 1945-1989 im 
 Umweltzentrum Öko-Hof Auterwitz 
 vom 29.12.2003 (unveröffentlicht) 
 
In den sechziger Jahren gewährte die LPG Schenkenberg den Arbeitskräften 12 Tage Ur-
laub und den weiblichen Arbeitskräften Haushaltstage, sofern sie ihre Pflichten gemäß 
LPG-Statut erfüllten. Diese sozialen Vergünstigungen basierten zu jener Zeit noch auf un-
terschiedlichen, nichtstaatlichen und uneinheitlichen Regelungen der LPG. 
 
Eine besondere Erscheinung im sozialen Bereich begann sich Ende der sechziger Jahre zu 
entwickeln. Es entstanden Beziehungen von LPG zu kollektivwirtschaftlichen Betrieben in 
anderen sozialistischen Ländern, den „Bruderländern“. Die deutschen LPG suchten sich in 
den Nachbarländern Partner-LPG. Es gab sie insbesondere in der Tschechoslowakei und 
Ungarn. Wirtschaftliche Bedeutung erlangten die Partnerschaften weniger. In der Regel 
erfolgten lediglich kulturelle und Urlaubsaustausche, zumal Urlaubsplätze für die LPG-
Angehörigen auf beiden Seiten von Interesse waren. 
 
Von einem gewissen Stolz und dem Bedürfnis, der Nachwelt vom mühevollen Leben der 
ländlichen Bevölkerung im Kreis Delitzsch überliefern zu wollen, kündet die umfangreiche 
Ortschronik Schenkenbergs.333 Mit den Beiträgen in der Festschrift zum 15-jährigen Be-
stehen der LPG handelt es sich um eine umfangreiche Dokumentensammlung, an der ein 
großer Teil der Bevölkerung mitwirkte. 1967 war der 27. Band der Chronik abgeschlossen. 
Sie enthielt 400 Seiten und ca. 2.000 Fotos. Dafür bekamen die Chronisten in Berlin die 
„Medaille der Zentralkommission der Natur- und Heimatfreunde“ und die „Ehrennadel für 
heimatkundliche Leistungen“ verliehen. Die Autoren der Chronik wurden damit auch für 
ihre politische Betrachtungsweise geehrt, denn sie hatten ihre Herangehensweise so gese-
hen: „nicht nur Fakten sammeln, der Chronist muss zu den Ereignissen Stellung nehmen, 
muss parteilich sein, d. h. vom Standpunkt der Arbeiterklasse die Ereignisse einschät-
zen“.334 Dies erhöhe den Wert der Chronik, und Parteilichkeit bedeute nicht Beschönigung, 
da der Aufbau in den Dörfern durch Überwindung von Schwierigkeiten vonstatten gegan-
gen sei. Der Leser solle selber erkennen, „die sozialistische Entwicklung schreitet von Jahr 
zu Jahr vorwärts“. In der Festschrift wird unter dem Artikel „Unsere Chronik“ hervorge-
hoben, dass „eine Chronik auch Waffe sein muss im Kampf gegen das in Westdeutschland 
wieder erstarkte Monopolkapital“. Von persönlichen Veränderungen, die die LPG-
Entwicklung mit sich brachte, wird berichtet, dass viele Menschen erst im Alter und als sie 
der LPG beigetreten waren dazu kamen, eine Urlaubsreise zu unternehmen. Es wird auch 
„mancher Genossenschaftsbauer, der noch nicht die richtige Einstellung zum genossen-





Nach den ersten drei Jahren seit dem Kollektivierungsabschluss setzte in den LPG, von der 
staatlichen Leitung mit Nachdruck gefordert und kontrolliert, eine regelrechte Qualifizie-
rungswelle ein. 1958 wurde in Schenkenberg die Dorfakademie gegründet. Es war dies die 
erste im Bezirk Leipzig. Seit 1961 bildete die LPG Schenkenberg im Rahmen ihrer Lehr-
lingsausbildung Agrotechniker, Gärtner, Rinderzüchter, Landmaschinen- und Traktoren-
schlosser, Landwirtschaftskaufleute, Elektriker und Schmiede aus. Der theoretische Unter-
richt fand in der Kreisstadt Delitzsch statt. Die LPG wurde dafür zum „Staatlich anerkann-
ten Lehrbetrieb“ ernannt. Zum Teil gab praxisnahe Ausbildungsstunden leitendes Personal 
der LPG selbst. 
 
1966 hatte die LPG Schenkenberg einen Qualifizierungsstand ihres Personals von ca. 90 % 
erreicht, davon 248 Facharbeiter, 
   26 Meister,  
     7 staatlich geprüfte Landwirte,  
     6 Diplom-Landwirte, 
welche in verschiedenen Ausbildungseinrichtungen der sächsischen Bezirke ausgebildet 
worden waren. 
 
Unter den 146 weiblichen Arbeitskräften waren 141 Facharbeiter, 1 staatlich geprüfter 
Landwirt und 2 Diplom-Landwirte vertreten, d. h. lediglich zwei Ak besaßen keine Aus-
bildung. 
 
Die Frauen erfuhren besondere Förderung, um sie vollständig in die Arbeit der LPG einbe-
ziehen zu können. In Schenkenberg waren folgende Auszeichnungen an Frauen vergeben 
worden: „Vaterländischer Verdienstorden“ in Bronze und Silber, „Clara-Zetkin-Medaille“, 
„Verdienst-Medaille der DDR“, „Meisterbauer“, Mitglied der „Brigade für hervorragende 
Leistungen“, „Ehrennadel des DFD“, „Ehrennadel der Nationalen Front“ und Mitglied des 
„Kollektivs der sozialistischen Arbeit“.336 
 
Von den männlichen Kollegen hatte die SED in Schenkenberg den Traktoristen Franz  
Kuschel als Ersten mit dem Titel „Held der Arbeit“ des Kreises Delitzsch ausgezeichnet. 
Er trat 1959 auch als Erster seiner MTS-Brigade in eine LPG ein.337  
 
Wie der Erste Sekretär des ZK der SED während der 4. Tagung der Volkskammer im Jahre 
1967 hinsichtlich der Bedeutung der Frauen in der Landwirtschaft erwähnte, wurden in der 
DDR ca. 70.000 Bäuerinnen als Fachkräfte ausgebildet. Etwa 30.000 weibliche Mitglieder 
von LPG arbeiteten aktiv in Vorständen der LPG bzw. als Leiter von Brigaden. 129 Frauen 
waren als LPG-Vorsitzende tätig.338  
 
Auch in weiteren mit der vorliegenden Studie untersuchten LPG lässt sich das Bemühen 
der örtlichen Landwirtschaftsbetriebe um die soziale und kulturelle Vorsorge nachweisen. 
Im Rahmen der sozialen Vorsorge, der sich die LPG, unabhängig ihres Vergesell-
schaftungsgrades, widmeten, musste zuziehenden Arbeitskräften Wohnraum zur Ver-
fügung gestellt werden. Zu Anfang der sechziger Jahre bestand die Wohnraumbeschaffung 
vorwiegend im Ausbau von Altbauten, Seitengebäuden, Behelfswohnraum, Ställen und 
Scheunen in Eigenleistung und als eigene Investition der LPG. Gegen Ende der sechziger 
Jahre begannen wirtschaftlich stärkere LPG mit dem Wohnungsneubau auf Grund und 
Boden der Betriebseinbringer, über den sie nunmehr verfügten. Die Mieten für die ausge-
bauten Altbauwohnungen lagen sehr niedrig, ergaben keinen Gewinn für den Vermieter 
LPG, wobei die Qualität dieser Wohnungen z. T. nicht dem Vergleich mit städtischen 
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stand hielt. Die Ursache ist in der Qualität der Bausubstanz jener Gebäude, welche ur-
sprünglich nicht zur dauerhaften Unterbringung von Menschen gedacht waren, sondern für 
landwirtschaftliche Zwecke, zu suchen. Insbesondere traf dies auf die sanitären Verhältnis-
se zu. Es darf wohl den Ausnahmen zugerechnet werden, wenn Gehöfte oder Wohnbauten 
eine Kläranlage besaßen oder gar an zentrale Abwasseranlagen angeschlossen waren. So 
verwundert es nicht, dass z. B. eine LPG 3,5 km Trinkwasserleitung baute und damit eine 
reine Kommunalinvestition übernahm, wie es im Territorium der LPG Oberwiera im Be-
zirk Karl-Marx-Stadt geschah.339 
 
Die LPG „Einigkeit“ Pretzschendorf, bis 1968 LPG Typ I, seit 1969 Typ III, berechnete 
für eine Melkerwohnung über dem Stall einen Mietpreis von 0,37 M/m 2. Das bedeutete für 
67 m2 Wohnfläche einen Betrag von 24,80 M/Monat.340 Auf städtischen Wohnungen, je-
doch mit höherem Ausstattungsgrad, lag etwa der doppelte Mietpreis.  
 
In zunehmendem Maße entledigten sich Staat und Kommunen des Problems der Wohn-
raumbedarfsdeckung und lasteten es den Betrieben an, so auch in der Landwirtschaft. Der 
Wohnungsbau bedeutete aber, neben der Verbuchung steigender Gemeinkosten, auch zu-
sätzliche nichtlandwirtschaftstypische Kapazitäten in den LPG aufzubauen. 1968 hatte die 
Baubrigade der LPG „Rotes Banner“, Typ III, Oberbobritzsch, Kr. Freiberg, eine Investiti-
on des RdK Freiberg für den ländlichen Wohnungsbau realisiert. Dabei waren 12 Woh-
nungen geschaffen worden. Ebenso waren 24 Wohnungen einschließlich einer Kinderkrip-
pe im Zusammenhang mit dem Bau der MVA Niederschöna durch die ZBO der KOG 
„Bobritzschtal“ errichtet worden. 
 
In einer der führenden LPG des Kreises Döbeln, der Typ III, „Otto Grotewohl“ in Auter-
witz, begannen im Jahre 1959 Baumaßnahmen, von der LPG ausgeführt, um bescheidenen 
soziokulturellen Ansprüchen der ländlichen Bevölkerung gerecht zu werden und Personal 
halten zu können. 1963 schuf die LPG Auterwitz zwei Wohnungen für Melker des inzwi-
schen baulich wieder geschlossenen Offenstalles in Glaucha. 1967 baute die LPG nach 
dem Brand des Gehöftes Schuster in Glaucha die Brandruine zu einem Haus mit vier 
Wohnungen aus, in welchem auch der Hofbesitzer und Altbauer Schuster zwei Wohnun-
gen erhielt. Um diesen Ausbau finanzieren zu können, kam es nach dem Brand zwischen 
der LPG und der Staatlichen Versicherungsanstalt (DVA) Döbeln zu einem „Deal“. Die 
DVA bot der LPG an, nach Kauf der Brandruine als Geschädigter aufzutreten. Dabei sollte 
die LPG als sozialistischer Eigentümer im Gegensatz zum ehemaligen „nichtsozialisti-
schen“ Privateigentümer, der nur 21.000 DM als Schadensersatz erhalten konnte, 80.000 
DM bekommen, für den Fall, dass neuer Wohnraum geschaffen würde. Die fiktive Summe 
für den Privateigentümer verrechnete die LPG bis zur Tilgung mit der Miete der zwei 
Wohnungen des Altbauern. Nach Mitteilung des ehemaligen Vorsitzenden der LPG be-
dankte sich der Geschädigte für die großzügige Verfahrensweise beim LPG-Vorsitzenden, 
indem er ihm sein vom Brand verschont gebliebenes Klavier zu schenken gedachte.341 
1968 baute die LPG aufgrund des Zuzugs von Traktoristen drei Wohnungen in Zschaitz 
aus. Für diesen Zweck nutzte die LPG einen infolge von Spezialisierung in der Mischfut-
terherstellung nicht mehr benötigten Stall mit Futterboden. Den Bau führte die LPG mit 
betriebseigener Baukapazität und Finanzierung aus Eigenmitteln durch.  
 
Ländlicher Wohnungsbau in größerem Umfange setzte, wie in vielen sächsischen Dörfern, 
erst mit Bildung der kooperativen Einrichtungen nach 1969 ein. Die Errichtung der koope-
rativen Milchviehanlage 1930 MVA Ostrau, Kr. Döbeln, in den Jahren 1976–1979 erfor-
derte zusätzlichen und an einem Standort zu konzentrierenden Wohnungsbau. In der MVA  
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waren bis zu 90 Arbeitskräfte beschäftigt, die inzwischen nicht nur aus den Dörfern, son-
dern auch aus der Stadt zugezogen waren. An diesem Standort wurden fünf Neubaublocks 
von fünf verschiedenen Investitionsträgern errichtet. Der finanzielle Anteil der Wohnungen 
für die Mieter, die in der MVA beschäftigt waren, bildete einen Bestandteil des Investiti-
onsaufwandes der MVA, der von den beteiligten LPG zu finanzieren war.  
 
Mit dem Übergang der höher konzentriert gehaltenen Viehbestände am Rande der bebau-
ten Ortslage verschwanden in den Dörfern der sächsischen Bezirke mit dem Auszug des 
Viehs aus den ehemaligen einzelbäuerlichen Gehöften die im unmittelbaren Wohnbereich 
der Menschen liegenden Stalldungstätten. Damit verbesserte sich nicht nur die hygienische 
Situation in den Dörfern. Wesentlich war auch der Beitrag zur Entlastung der Umwelt, da 
der Eintrag von Sickersaft in den Grundwasserbereich zur extrem hohen Nitratbelastung 
der Trinkwasservorkommen in den ländlichen Gebieten geführt hatte. 
 
Wie auch bei der Wohnraumbeschaffung durch die LPG verhielt es sich mit den Kinder-
gärten. In Auterwitz, dessen Kindergarten 1958 errichtet wurde, musste die LPG ebenfalls 
Unterstützung geben. Ohne die Initiative der LPG und Einsatz der Baubrigade wäre der 
Kindergarten nicht entstanden. Vonseiten des RdK, Abteilung Volksbildung, wurde dieser 
damals erst „in eventuell fünf oder sechs Jahren“ zu bauen in Aussicht gestellt. Der Auter-
witzer Kindergarten für 15–16 Kinder war mit einer vom RdK gestellten ausgebildeten 
Kindergärtnerin besetzt. 1959 baute die LPG in der Gemeinde Lützschnitz die Kinderkrip-
pe im Gehöft Roßberg. Sie bestand bis zum Jahre 1979. Die LPG-Baubrigade übernahm 







Kindergarten in Oberbobritzsch, Kr. Freiberg  
Bezirksreporter 1-2/68, 8. Jg. (Hg.): BL der SED, 
 Abb.117 Innenraum des Kindergartens in Oberbobritzsch, Kr. 
Freiberg 
 Abt. Landwirtschaft und der LWR des Bezirkes Karl-
Marx-Stadt Agrarpropaganda, 1968, S. 33 
 Quelle: Bezirksreporter 1-2/68, 8. Jg. (Hg.): BL der SED, Abt. 
Landwirtschaft und der LWR des Bezirkes Karl-Marx-
Stadt Agrarpropaganda, 1968, S. 33 
 
1964 bauten unter Führung der LPG sogenannte Feierabendbrigaden in Dürrweitzschen im 
Hof Zimmermann ein Gebäude zur Aufnahme der Konsum-Verkaufsstelle um. 
 
1963 wurde unter Initiative des DFD und der LPG in Glaucha eine Schwesternstation ein-
gerichtet, um die Einwohner des LPG-Bereiches besser medizinisch versorgen zu können.  
  
In der LPG Auterwitz besaßen die Mitglieder einen Kulturraum.342 Er diente vor allem als 
Versammlungsraum. Einmal wöchentlich war hier der Landfilm zu sehen.343 Der erste 
LPG-Vorsitzende musizierte in verschiedenen Musikgruppen, so gab es öfters Tanzmusik 
in Auterwitz. Außerdem gründete sich eine Laienspielgruppe. Sehr beliebt waren gemein-
same Fahrten ins Theater oder die Abende im Leisniger Kino Filmspiegel, wo zuweilen 
Filmschauspieler Bildpostkarten für das Publikum signierten.344 Einzelne Mitglieder der 
LPG wurden für gute Arbeit mit derartigen kulturellen Attraktionen geehrt. Erst das Auf-
tauchen von Fernsehapparaten in den Haushalten löste die enge geistige Verhaftung der 
dörflichen Bevölkerung mit ihrer unmittelbaren Umwelt, dem Hof und dem Dorf, was Ar-
beits- und Wohnstätte zugleich war. 16–18 LPG-Mitglieder von Auterwitz besaßen ein 
Theaterabonnement.  
 
Nach dem „sozialistischen Frühling“ gründeten die Bauern der LPG „Neuer Weg“ in Trie-
bel im Vogtland sogar ein Bauerntheater, das weit über die Bezirksgrenzen hinaus bekannt 
wurde.345 Mit dem Stück, „Vom Ich zum Wir“ spielte das Ensemble die Geschichte der 
eigenen LPG, ohne dabei politische, propagandistische Aspekte außer Acht zu lassen.  
 
Auch die Gemeinschaftsverpflegung organisierten die LPG-Mitglieder von Auterwitz 
schon seit dem ersten Jahr des Bestehens 1953. Mittags konnte hier zu einem Preis von 
0,80 DM/Portion eine warme Mahlzeit eingenommen werden, ohne dass die Frauen wegen 





Abb. 118 Speise- und Versammlungsraum der LPG Dahlen, Kr. Oschatz, 1956, an der Bahnhofstraße im Gebäudekomplex der MTS 
Dahlen gebaut (Zustand nach 1990) 
Quelle: Langner R.: Streifzug durch Landschaft und Landwirtschaft zwischen Collm und Dahlener Heide. In: Sächsische 
Heimatblätter, 54 Jg., 4/08. Chemnitz 2008 S. 291 
 
Zu einer weiteren Arbeitserleichterung für die Frauen verhalf die Einrichtung des 
Waschstützpunktes im Gut Streubel. Er bestand jedoch nicht lange, da die Familien 
Waschmaschinen, die es nach 1960 bereits im Einzelhandel zu kaufen gab, selbst anschaff-
ten.  
 
Auch das Einkaufen war geregelt. Mittwochs kam ein Bäcker aus Lüttewitz, und das Übri-
ge brachte sonnabends – nach vorheriger Bestellung – ein Lebensmittelhändler zur Ge-
meinschaftsküche. Eine große Hilfe für die ländliche Bevölkerung bedeutete die Beliefe-
rung mit Lebensmitteln durch den Ottewiger Kommissionshändler Friedrich. Mit seinem 
Kleintransporter „Barkas“ fuhr er wöchentlich mittwochs, freitags und sonnabends die 
Haushalte in den Dörfern an. Die Bezahlung erfolgte à conto. In den sechziger Jahren be-
lieferte das Fischkontor Leisnig mittwochs die Bevölkerung im LPG-Bereich mit Seefisch. 
  
1961 erhielt die LPG Auterwitz aufgrund guter polytechnischer Ausbildung den Titel 
„Staatlich anerkannter Lehrbetrieb“. Die Lehrlingsausbildung wurde mit der Entstehung 
der Kooperation zum Spezialzweig ins benachbarte Ostrau verlagert.347 Die Erwachsenen-
qualifizierung führte die LPG in Verbindung mit der Döbelner Kreislandwirtschaftsschule 
in den Wintermonaten durch. Die LPG hielt Lehrgänge für Feldwirtschaft, Technik und 
Viehwirtschaft mit dem Ziel der Verleihung des Facharbeiterbriefes ab. Das Ganze stand 
unter dem Leitspruch „Zum Lernen ist keiner zu alt“. Vonseiten der zu Qualifizierenden 
lag jedoch nicht immer das Einverständnis mit der Delegierung und der Bildungsmaßnah-
me vor. Es war z. B. einem gestandenen LPG-Vorsitzenden schwer zu vermitteln, dass er 
jetzt „zum Studium gehen“ müsse. 
 
Im Sommer 1967 gründete die KOG „Bobritzschtal“, Kr. Freiberg, eine Kooperations-
akademie, die dem Kooperationsrat direkt unterstellt war. Deren Aufgabe war die fachliche 
Vorbereitung der Beschäftigten auf die perspektivischen Aufgaben der KOG und die 
Schaffung des personellen Vorlaufs. Dazu gehörten Erwachsenenqualifizierung, Koordi-
nierung aller Qualifizierungen innerhalb der KOG und Mitwirkung bei der poly-
technischen Ausbildung der Facharbeiter. In den Winterhalbjahren fanden Seminare zu je 
acht bis zehn Tagen im Konsultationsstützpunkt der „agra“ in Niederbobritzsch und Lehr-
gänge für Leitungspersonal auf Kreisebene statt. Vor allem wurde damals zu Themen des 
neuen ökonomischen Systems und der Kooperation geschult.348 
 
Im Jahre 1967 setzte in Auterwitz ein weiterer Ausbildungsschub für die LPG-Mitglieder 
ein. 43 Agrotechniker, davon 37 Frauen, erhielten den Facharbeiterbrief. Der Ausbildungs-
schub umfasste sogar politische Studien, indem 16 SED-Mitglieder an die Kreisschule für 




In Auterwitz war es zu Ende der sechziger Jahre üblich, in der LPG durch „klassenbewuss-
te Genossen“ für Kinder von „Genossenschaftsbauern und Landarbeitern“ sozialistische 
Namensweihen durchzuführen. In den siebziger Jahren nahmen nur noch staatliche „Orga-
ne“ diese Weihen vor.349 
 
Um das Bildungsniveau der Bevölkerung zu heben, gründete die DDR die Gesellschaft zur 
Verbreitung wissenschaftlicher Kenntnisse „Urania“. Die Gesellschaft organisierte in den 
Städten und Dörfern Vorträge zu Wirtschaftspolitik, Biologie, Geografie, Unterhaltung und 
allgemeinbildenden Themen. Auch die ländliche Bevölkerung hatte die Gelegenheit, diese 
Vorträge zu besuchen. Die Statistik der DDR gibt für die Jahre ab 1960 in der Landwirt-
schaft folgende Veranstaltungszahlen an. 
 
Tabelle 56: Vortragsveranstaltungen der Gesellschaft „Urania“ in der DDR während der 
zweiten Entwicklungsetappe der LPG, 1960 bis 1969 
   Jahr 
Durchgeführte Vorträge  
LPG VEG, MTS, RTS, KfL Dörfer dar. agrarwissenschaft-liche Themen 
1960 *4 27.149 2.650 40.193 38.912 
1961 *1 29.953 2.610 31.666 34.634 
1962 *1 29.346 6.269 23.249 32.231 
1963 *1 29.537 4.794 19.849 29.171 
1964 *1 28.818 2.891 18.050 25.931 
1965 *2 36.206 3.422 20.608 21.829 
1966 *3 40.327 . 19.690 . 
1967 *3 35.227 . 22.391 . 
1968 *3 31.069 . 23.528 . 
1969 *3 29.793 . 25.358 . 
 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 57 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 592 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 496 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 544 
 
Dass in den Jahren 1961–1964 zwischen 7 und 8 Millionen Besucher zu den gesamten 
Veranstaltungen in der DDR gezählt worden sein sollen, d. h. nahezu die Hälfte der Bevöl-
kerung, erscheint jedoch fragwürdig.350  
 
Die „Urania“ hielt die meisten Veranstaltungen zu Agrarthemen ab, was Rückschlüsse auf 
die hohe politische und wirtschaftliche Bedeutung der Landwirtschaft in den sechziger 
Jahren der DDR erlaubt. 
 
Als eine staatliche Maßnahme zur Hebung des Bildungsniveaus der ländlichen Bevölke-
rung dürfen die nach dem Kollektivierungsabschluss in den sozialistischen Landwirt-
schaftsbetrieben stattfindenden Buchvorstellungen mit Verkauf nicht unerwähnt bleiben. 
Die Angebote erweckten aber nicht das Interesse der Gesamtheit der Beschäftigten in den 
LPG/VEG, sondern immer nur eines gewissen Teiles. Die niedrigen Buchpreise in der 
DDR sorgten aber für einen befriedigenden Absatz des Buchhandels. Derartige Besuche in 


















Abb.119 Der staatliche Volksbuchhandel Borna, Bez. Leipzig, 
 besuchte 1960 die LPG Beucha-Steinbach, Kr. 
                     Wurzen,  wo sich LPG-Mitglieder für die 
                     angebotenen Bücher  interessierten 
Quelle: Autorenkollektiv unter Leitung von Prof. Dr. Gerhard 
 Seidel: Die Landwirtschaft der Deutschen Demo-




Als kulturelle Höhepunkte feierten die LPG Erntefeste. Ursprünglich Ende September ei-
nes jeden Jahres, in Anlehnung an die einzelbäuerlichen bzw. kirchlichen Erntedankfeste 
weitergeführt, verlagerte man sie Ende der sechziger Jahre in den Monat Oktober nach 
Abschluss der Kartoffelernte, bei der es normalerweise immer zu einer hohen Arbeitsspitze 
kam. Als weitere gesellige Veranstaltungen mit Tanz und kulturellen Darbietungen wurden 
im Januar eines jeden Jahres die Jahreshauptversammlungen, der Internationale Frauentag 
am 8. März, Kampagneabschlüsse oder Jubiläen gefeiert. Ein Jubiläumsfest ist für das 
zehnjährige Bestehen der LPG „Otto Grotewohl“, Auterwitz, im Jahre 1962 im Gasthof 
„Schwarzer Bär“ in Baderitz überliefert. Während dieser Veranstaltung wurden 40 langjäh-
rige und „vorbildliche Genossenschaftsmitglieder“ mit staatlichen Auszeichnungen und 
Sachprämien geehrt.351 Von einem solchen kulturellen Ereignis berichtet die Chronik: „Am 
nächsten Tag fand in Auterwitz auf dem Sportplatz ein Kinder- und Familiennachmittag 
statt. Eingeleitet mit einem Festumzug, der die zehnjährige Entwicklung demonstrierte, 
fanden Kinderbelustigungen, ein Fußballspiel der ‚alten Hasen’ mit unseren Studenten 
statt. Ein Bierzelt sorgte für Speisen und Getränke. Der Abend klang mit einem Tanz im 
Mondschein aus.“ 
 
Als besonderes kulturelles Ereignis im Verlauf des Jahres begingen die in den LPG Be-
schäftigten den 8. März eines jeden Jahres. Sogar die LPG des Typ I würdigten ihre Frauen 
anlässlich des Internationalen Frauentages, obgleich sich Typ-I-LPG auf sozialem und kul-
turellem Gebiet eher zurückhielten. Über einen solchen Ausflug von LPG-Bäuerinnen nach 
Dresden und welchen Eindruck dieser bei den Frauen hinterließ, gibt die Niederschrift ei-
nes Vorstandsmitgliedes der LPG „Einigkeit“, Typ I, Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde, 
Auskunft.352 Das Ereignis, Dresden, die Bezirkshauptstadt und Stadt der Kunst und Kultur, 
zu besuchen, ist unter dem Blickwinkel zu sehen, dass es zu jener Zeit vielen LPG-
Mitgliedern und Bauern noch nicht vergönnt war, eine so weite Reise durchzuführen, auch 






Abb.120 Niederschrift über den Frauentag in einer LPG Typ I im Osterzgebirge 1963 
Quelle: Archiv der Preztschendorfer Landwirtschaft- und Dienstleistungsgesellschaft mbH, Lkr. Sächsische-Schweiz 
Osterzgebirge. Aktenbestände der LPG „Einigkeit“, Typ I/III, Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde. Dokumente 
 
Auch sich formierende Kooperationsgemeinschaften nutzten derartige Veranstaltungen, 
um ein Zusammengehörigkeitsgefühl der Menschen zu erzeugen, welche sich in mehrere 
LPG umfassenden Territorien zur Arbeit zusammenfinden mussten353 (siehe Pkt. 6.3, An-
lagen, Dokumente, S. 779). Eine völlige Identität mit diesen neuen, großen Kooperationen 
hatte sich bei den LPG-Mitgliedern dennoch nicht eingestellt.  
 
Es entsprach auch Grundzügen der sozialistischen Kulturpolitik, Künstler der Konzert- und 
Gastspieldirektion in umgekehrter Weise in die Dörfer oder LPG-Kulturhäuser direkt ein-
zuladen, wie dies vom Bereich Dahlen-Luppa im Kr. Oschatz überliefert ist.354 
 
Materielle und finanzielle Aufwendungen für Soziales und Kultur blieben bis Ende der 
sechziger Jahre vorwiegend größeren LPG mit > 1000 ha LN und mit entsprechender Wirt-
schaftskraft vorbehalten. Kleinere LPG mit < 600 ha LN beschäftigten nicht die ent-
sprechende Anzahl an Arbeitskräften, um für diese z. B. Kindergärten bauen zu müssen.355 
Diese LPG konzentrierten sich eher auf ein Anheben des Wertes der AE, da das persönli-
che Einkommen einen breiten Raum im Denken der Menschen einnahm und die Arbeits- 






Fußnoten Pkt. 3.2 
 
1 Kreisarchiv Freiberg. Signiert. Landwirtschaft, Reichenbach, 071.  
 
2 Ebenda, Reichenbach, 080. Im weiteren wird bei den Akten zu Reichenbach Landwirtschaft nicht 
mehr erwähnt. 
 
3 Ebenda, Reichenbach, 079. 
 
4 Ebenda, Reichenbach, 084. 
 
5 Ebenda, Reichenbach, 084 (Akte RdK. /560/372/1/50). 
 
6 Ebenda, Reichenbach, 084. Das vom RdG beschlossene Programm enthielt auszuführende Maßnah-
men wie 
- Schlagzusammenlegung mit Einbeziehung der Randflächen, (als „größte Reserve“ im Dokument 
erklärt) 
- Ackerkrumenverbesserung (gemeint war wohl -vertiefung, M. J.) 
- Verminderung des Unkrautbesatzes und 
- Verbesserung der Düngerwirtschaft. 
 Hieraus ergibt sich ein Bild, worauf es bei vielen LPG im Verlaufe der sogenannten Festigungsphase 
ankam. Z. T. wurden von den LPG die Maßnahmen, wie sie ein großer Betrieb erforderte, aus Ableh-
nung der „Vollgenossenschaftlichkeit“ nicht konsequent in Angriff genommen. SED, staatliche Lei-
tung und auch das MfS bemerkten dies und hielten es in ihren Berichten fest. 
 
7 Ebenda, Reichenbach, 089 (Az: RdK /963/942/2/38).  
 
8 Ebenda, Reichenbach, 089 Az: KG/14/64/1/139/35. Die Themenliste enthielt mehrere agrarwirt-
schaftliche Probleme wie 
- Stand der Plandiskussion für das Jahr 1965 in den LPG und sonstigen Betrieben, 
- Stand der Marktproduktion und Kontrolle der täglichen Milchanlieferung, 
- Analysentätigkeit und 
- Führung der Erzeugertätigkeit. 
 
9 Ebenda, Reichenbach, 092. Die genannte Themenauswahl informiert nebenher über die damaligen 
Probleme der sozialistischen Landwirtschaft. Um eigenes Kraftfutter zu erzeugen und den volkswirt-
schaftlichen Bedarf an Getreide zu decken, reichte die Getreideerzeugung bekanntlich nicht aus. In je-
ner Zeit begann die Ausdehnung des Getreideanbaues in der gesamten DDR. Ein hoher Getreideanteil 
in den Fruchtfolgen entwickelte sich zu ungunsten anderer wichtiger Fruchtarten. 
 
10 Ebenda, Reichenbach, 073. 
 
11 BStU, MfS BV Leipzig, Abt. III, Einsatzbericht „Lage in der Landwirtschaft im Kr. Borna“, S. 13, 
000029. 
 
12 Kreisarchiv Freiberg. Signiert. Reichenbach, 071. Am 16.07.1960 beauftragte der RdK Freiberg, Ab-
teilung Landwirtschaft, Erfassung und Forsten, die Gemeinde Reichenbach mit der „Aufschlüsselung 
von technischen Kulturen“ (wozu auch Gemüse gehörte) und wies auf die Pflicht der Betriebe zur 
Planerfüllung hin. Daraufhin erließ der RdG am gleichen Tag die Anbaubeschlüsse. Am 13.02.1961 
erhielt die LPG „Silberblick“, Typ I in Reichenbach von der GV die aufgeschlüsselte staatliche Plan-
auflage für Getreide und Kartoffeln zur Aufnahme in den Betriebsplan. Die Aufschlüsselung beruhte 
auf beidseitiger Abstimmung am 09.02.1961. Lt. Schreiben des RdK an den RdG Reichenbach vom 
12.06.1961 wurde die LPG Typ I aufgrund des LPG-Eintritts von Landarbeitern (die keine Flächen 
einbringen konnten) von der Pflichtablieferung pflanzlicher Erzeugnisse, außer Obst und Gemüse, be-
freit. 
 
13 Ebenda. Reichenbach, 084. Es handelte sich um die BHG Großvoigtsberg. 
 
14 Ebenda. Reichenbach, 079. Die Hinweise geben Aufschluss über das niedrige Leistungsniveau der 
„vollgenossenschaftlichen“ Landwirtschaft des Kr. Freiberg zu jener Zeit. Die Milchleistung der Kühe 




15 Ebenda. Reichenbach, 071. Am 21.08.1962 beauflagte der RdK die Gemeinde, die über 563,82 ha LN 
verfügte, 147,71 ha Kartoffeln, 10 ha Futterzuckerrüben und 53 ha Winterzwischenfrüchte anzubauen. 
In die Anbauverpflichtung sind auch die Flächen der individuellen Hauswirtschaften einbezogen ge-
wesen. Aus dem Schreiben des RdK an die GV geht hervor, dass zumindest während der ersten fünf 
Jahre nach der Vollkollektivierung die mangelhafte Futterwirtschaft der LPG der staatlichen Leitung 
Sorgen bereitete und deshalb die Lösung des Problems in der Durchsetzung eines hohen Zwischen-
fruchtanbaues gesehen wurde. Der ausgedehnte und unwirtschaftliche Zwischenfruchtanbau war ty-
pisch für die LPG während der zweiten, der „vollgenossenschaftlichen“ Entwicklungsetappe. 
 
16 Ebenda. Reichenbach, 071 und Reichenbach, 084. Der vom RdK für beide LPG in Reichenbach vor-
gegebene und aufzuschlüsselnde Volkswirtschaftsplan des Jahres 1963 enthielt: acht Positionen 
pflanzliche Produkte, sieben Positionen tierische Produkte und sechs Positionen Aufzucht- und Mast-
verträge. 
 
17 Ebenda. Krummenhennersdorf, 090. 
 
18 Ebenda, Reichenbach, 089. 
 
19 Ebenda. Auf Grundlage der verbindlichen Staatsplanmengen stellte in diesem Jahr der Staat je 100 kg 
abgeliefertes Brotgetreide Stickstoffdünger in Höhe von 20 kg N Reinnährstoff und Phosphordünger 
in Höhe von 10 kg P2O5 Reinnährstoff der LPG zur Verfügung. Mineraldünger war nicht frei verfüg-
bar, da die Düngemittelindustrie noch nicht bedarfsgerecht produzierte. 
 
20 Ebenda, Reichenbach, 092. Bei einer Auswertung der Planerfüllung bei Milch im RdK-KLR im Mai 
1965 wurden neben der ungünstigen Bilanz zur Milcherzeugung im Kr. Freiberg bei den LPG Typ I 
Milchschulden, die als Bagatellfälle gelten dürften, von 12 kg bzw. 36 kg bei zwei Bauern in Rei-
chenbach erwähnt. 
 
21 Ebenda, Reichenbach, 084. Die LPG waren offenbar schon darauf eingespielt, automatisch ihren Ge-
meindeverwaltungen zur Planerfüllung in gewissen Abständen zu berichten. Dieser Vorstandsbericht 
lässt eine reale Einschätzung der Schwierigkeiten zu, mit welchen die LPG zu kämpfen hatten. Ohne 
diese Schwierigkeiten hätten sie vielleicht rentable Betriebe werden können. Es wird von den man-
gelnden technischen Voraussetzungen und der ungünstigen Altersstruktur berichtet, die zunehmend zu 
Betriebsaufgaben führten. Dadurch entstand in der zweiten Entwicklungsetappe der LPG-Entwicklung 
die Notwendigkeit der Lösung der Typ-I-Probleme, wie sie im Gliederungspunkt 3.2.2.1 beschrieben 
sind.  
 
22 Ebenda, Az: R. d. G./169/104/4/45. Außer bei Eiern konnte zwar keine Planerfüllung zu 100 % nach-
gewiesen werden. Aber die Marktproduktion/ha LN ließ eine hohe Produktivität der privaten Vieh-
wirtschaft erkennen. Dieser Umstand war allgemein bei den LPG Typ I in Sachsen üblich und be-
wahrte sie teilweise vor politischem Druck von „oben“ und von „außen“, sich in einen vollständig 
vergesellschafteten sozialistischen Betrieb umwandeln zu müssen. 
 
23 Ebenda. Reichenbach, 073. Bereits am 14.03.1960 forderte das landwirtschaftliche Fachorgan des 
RdK Freiberg von der Gemeinde eine Meldung über die Auswinterungs- und Wasserschäden des 
Winters 1959/1960 auf allen Flächen an. 
 
24 Ebenda. Reichenbach, 071. Diese Meldungen mussten minutiös unter Angabe von Datum, Stichtagen 
und Uhrzeit abgeliefert werden.  
 
25 Ebenda. Reichenbach, 073. Agrotechnische Termine  
 10.3. zum Verlauf der Frühjahrsbestellung, 
 22.3. wie vor, aber erweitert auf das Kartoffellegen, die Zwiebel- und Möhrenaussaat, 
 24.5. Mahd der Wiesen und Weiden, darunter Umfang der geräumten Flächen und 
 11.7. Verlauf der Ernte und Herbstbestellung. 
 
26 Ebenda. Reichenbach, 081. Z. B. aus dem Schreiben vom 03.08.1960 über die derzeitige Agrarstruk-
tur geht hervor, dass im Juli 1960 ein Landloser in die LPG eingetreten war. Am 19.12.1960 meldete 
die GV an die Statistik, dass in der LPG „Pionier“, Typ III, eine Viehzuchtbrigade besteht, die um den 
Titel „Brigade der sozialistischen Arbeit“ kämpft und von der Versicherungsanstalt 120 DM Prämie 








29 Ebenda, Reichenbach, 080. Dazu liegt eine Berichterstattung vom 06.02.1962 an den RdK vor. Hier-
bei stellt sich die Frage, inwieweit die Mitarbeiter der GV dies fachlich einschätzen konnten. Die 
Schwierigkeiten, die den GV die Einbeziehung der LPG in ihre Berichtspflichten bereitete, kommen 
im Schreiben der StZVfSt an die RdG und die Vorsitzenden der LPG vom 17.05.1963 zum Ausdruck. 
 
30 Ebenda, Reichenbach, 081. 16 LPG hatten verspätet, erst zum 24.07.1963, gemeldet, und nur sieben 
statistische Meldungen waren ordnungsgemäß erfolgt. Die Kreisstelle der StZVfSt hatte die GV ge-
mahnt, auf die LPG Einfluss zu nehmen, dass dem abgeholfen werde. 
 
31 Ebenda, Naundorf, 023.  
 
32 Ebenda, Reichenbach, 089. Am 14.10.1964 meldete die GV an den KLR den Stand der Herbstaussaa-
ten, des Kartoffelrodens, der Zuckerrübenernte und der Winterfurche. 
 




35 Ebenda, Reichenbach, 092. Die Analyse und Meldung der GV an den KLR Freiberg zur Milchleistung 
aller Milcherzeuger in Reichenbach vom 15.02.1966 gibt Aufschluss über das unterschiedliche Ni-
veau der Kuhleistung. Es gab Schwankungen zwischen 1.066 und 3.377 kg/Kuh und Jahr. 
 
36 Ebenda, Reichenbach, 095. Hierbei verwischten sich die Grenzen der Funktion als Meldepflichtige 
und als landwirtschaftliches Fachorgan. Gleichzeitig unterstreicht diese Tätigkeit der Gemeindeämter 
die Bedeutung, die die Landwirtschaft innerhalb der gesamten Volkswirtschaft der DDR zu jener Zeit 
einnahm, da es um die Ernährungsvorsorge der Bevölkerung ging. SED und  Staatsapparat hatten 
größte Angst vor leeren Schaufenstern und Unzufriedenheit der Bevölkerung in den industriellen und 
Ballungsgebieten. Der Nachhall des 17. Juni 1953 war noch spürbar, sodass alljährlich am 17.06. die 
SED Kontroll- und Sicherheitsmaßnahmen ergriff.  
 




39 Ebenda, Reichenbach. Signatur 240. In Pkt. 6.3, Anlagen, Dokumente, finden sich zwei derartige 
Berichte vom 13.09.1966 und 29.12.1966. 
 
40 BStU, BV Leipzig, Akte VII. Bericht „Lage und Überprüfung des Sachgebietes Landwirtschaft des 
Kr. Döbeln“ vom 07.04.1960, 000044. 
 




43 Ebenda, S. 7,000039. 
 
44 Kreisarchiv Freiberg. Signiert. Reichenbach 084. Zur ebenfalls erwähnten anwesenden „Festigungs-










49 Ebenda, Reichenbach, 073. Aus dem Jahre 1966 ist das dreiseitige Protokoll über die Durchführung 
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des Tages der Anbaukontrolle und Flurbegehung am 21.05.1966 in der Gemeinde Reichenbach über-
liefert. 
 
50 Ebenda. Aufgrund minderer Qualität konnten die Kartoffeln nicht als Speiseware abgenommen wer-
den. Dadurch war die Erfüllung des Staatsplanes nicht gewährleistet. Fachlich konnte die GV dem 
wohl nicht viel hinzufügen, auch bei der anschließenden Einschätzung der tierischen und pflanzlichen 
Produktion. Wichtig aber war, dass Anwesenheit demonstriert wurde. 
 
51 Ebenda, Reichenbach, 108. Die Auflage des RdK war bis zum 30.10.1967 zu erfüllen. 
 
52 Ebenda, Reichenbach, 101. Die GV bezeichneten sich selbst als staatliches Organ. 
 
53 Ebenda. Die Maßnahmen der Führungskonzeption umfassten die Frühjahrsbestellung, Kontrolle der 
Viehbestandsentwicklung und der kontinuierlichen Planerfüllung aller Produkte, Klärung der Perspek-
tive der LPG, Abschluss der Meliorationsarbeiten sowie die „ständige und weitere Verbesserung der 
Lebensbedingungen“ der LPG-Mitglieder und der Dorfbevölkerung. 
 
54 Ebenda, Reichenbach, 089.  Der Aufruf wies ferner darauf hin, dass gegenwärtig der VIII. Deutsche 
Bauernkongress vorbereitet werde, was nicht nur die sozialistische Landwirtschaft, sondern auch die 
gesamte Dorfbevölkerung beträfe. Es hieß: „Wir bereiten diesen Bauernkongress vor – 1964 mehr 
produzieren als 1963 ist die Losung.“ Die Abgabe von diesbezüglichen Verpflichtungen sollte bis 
zum 20.02.1964 erledigt sein. Die Aufrufer appellierten an die Reichenbacher Bevölkerung: „Auch 
1964 wollen wir durch Ihre persönlichen Taten beitragen, unser Leben schöner und reicher zu gestal-
ten.“ Die Verpflichtungen der Einwohner zur Abgabe von tierischen Erzeugnissen wollte die GV den 
Delegierten zum VIII. Deutschen Bauernkongress in Schwerin „mit auf die Reise geben“. Es sollten 
darüber hinaus auch Verpflichtungen zu Arbeitsleistungen der Bürger im Rahmen des NAW und zur 
Ernte abgegeben werden. In Erfüllung des Aufrufs meldete der RdG an den RdK Freiberg, Referat 
Landwirtschaft, am 05.03.1964 die Ablieferung von 258 kg Schwein, 1.597 kg Milch, 11.271 Stück 




56 Ebenda. Im Kr. Freiberg waren zu dieser Zeit täglich 5 t Milchschulden zum Tagesplan aufgetreten. 
Per dato betrug der Rückstand aus dem Jahre 1964 150 t. Nach Erkenntnissen des RdK hatte die Um-
stellung auf die Winterfütterung ein unvertretbares Absinken der Milcherzeugung ausgelöst. Die Ein-
flussnahme der örtlichen Räte wurde von der staatlichen Leitung als erforderlich angesehen, da es 
LPG gab, die nicht die bis 31.10.1964 geforderten „exakten Futterpläne“ vorweisen konnten und 
„Viehpfleger nicht die Höhe der Tagesfutterration kannten“. 
 
57 Ebenda, Reichenbach. 084. 
 
58 Ebenda, Reichenbach, 089. Es handelte sich um  
- Vereinfachung der Jahresabschlussberichte, 
- Nachweise über die Planerfüllung, welche per dato nicht mehr von den GV, sondern vom VEAB 
geführt wurden, 
- Aufnahme des „Kampfes um die Ausdehnung des Getreideanbaues“ und 
-  Verringerung der Hauptfutterfläche im Kreis Freiberg.  
 Dem Schreiben sind drei Tabellen für drei Produktionsgebiete des Kr. Freiberg zur Nachweisführung 
von  
- Grünlandumbruch und Umwandlung in Ackerland,  
- Hauptfutterfläche (in a/RGV) und 
- Mehranbau von Getreide  
 beigelegt. 
 




61 Ebenda, Reichenbach, 092. 1964 1965 
 x -Milchleistung/Kuh 2.220 kg 
 x -Milchleistung/ha 1.367 kg 
dar.     
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01.01. - 30.6.1965 maximal: 1.637 kg    129 kg 
 minimal:    500 kg    603 kg 
x -LPG Typ I    752 kg 1.077 kg 
x -LPG Typ III    606 kg 1.223 kg 
Marktproduktion individuelle Kuhhaltung LPG Typ III    805 kg 1.405 kg 
Marktproduktion nichtsozialistische Landwirtschaft    272 kg 1.505 kg 
x -Gemeinde     685 kg 1.126 kg. 
 
62 Ebenda, Reichenbach, 090. Die Mitglieder der LPG Typ I lieferten über den Staatsplan in sowohl der 
Position „Soll“ als auch „Aufkauf“ Eier ab. Außerdem hatten die Hühnerhalter der LPG Typ I Verein-
barungen mit der örtlichen Eiererfassungsstelle des VEAB über eine Menge von 4.500 Stck./Quartal 
abgeschlossen. Ein Gleiches taten die sonstigen Hühnerhalter über eine Menge von 5.000 Stck. je 
Quartal. Der VEAB hatte damals eine Regelung getroffen, dass für Hühnereier aus nichtlandwirt-
schaftlichen Haltungen Futtermittel aus dem staatlichen Futtermittelfonds bezogen werden durften.   
(7 Stck. Eier gegen 1 kg Futtermittel). 
 
63 Ebenda. Am 26.07.1966 erschienen die „Gemeinsamen Hinweise des Staatlichen Komitees für Erfas-
sung und Aufkauf landwirtschaftlicher Erzeugnisse und des Zentralverbandes der Kleingärtner, Sied-
ler und Kleintierzüchter über die Produktion von Hühnereiern bei nicht landwirtschaftlichen Hühner-
haltern“. In der Mitteilung der GV an die Gemeinden wurde darauf hingewiesen, dass in den letzten 
Jahren Legehennenbestände aufgebaut wurden, die „nicht mehr den natürlichen Möglichkeiten ent-
sprechen und einseitig auf Zukauf von Futtermitteln orientieren“. Ferner diene die Ertragssteigerung 
bei Getreide der Landwirtschaft vorrangig der Intensivierung der tierischen Produktion in den VEG 
und LPG (veröffentlicht in der Zeitung „Garten und Kleintierzucht“ Nr. 4 vom 01.04.1966). 
 
64 Ebenda. Am 02.09.1966 stellte die GV Reichenbach an den VEAB Freiberg – Schlachtvieh – einen 
Umbuchungsantrag: „… von dem am 11.07.1966 gelieferten drei Kälbern des Genossenschaftsbauern 
Max Schubert ein Kalb der Klasse A, 60 kg vom Pflichtablieferungssoll auf den freien Aufkauf um-
zubuchen“. Der VEAB Karl-Marx-Stadt – Tierische Rohstoffe – wendete sich an die GV der Kreise 
des Bezirkes mit dem Anliegen, Häute, Felle, Tierhaare, Horn, Federn, Bauchspeicheldrüsen, Kälber-
mägen im Falle von Hausschlachtungen abzuliefern. (Der VEAB deklarierte in diesem Falle die Ab-
gaben als Pflichtaufgabe der Erzeuger.) Dass Schafwolle ein begehrter und gut bezahlter Rohstoff 
war, wird durch die Aufforderung des VEAB an die GV, auch im IV. Quartal Schafwolle abzuliefern, 
unterstrichen. 
 




67 Ebenda, Reichenbach, 073. Am 12.01.1962 erließ der RdK eine Aufforderung an die Gemeinden zu 
einer Berichterstattung, wobei er sich auf den Beschluss des Ministerrates vom 07.12.1961 über die 
Kontrolle und ständige Überwachung des Saat- und Pflanzgutes sowie Sicherung der Bestellung aller 
vorhandenen Flächen als Rechtsgrundlage bezog. Demnach waren von der GV dazu per 16.03. und 




69 Ebenda, Reichenbach, 084. Die GV machte darauf aufmerksam, dass die Belehrungen vorzunehmen 
und schriftlich bestätigen zu lassen sind, da sich ein tödlicher Unfall eines Schülers im Kr. Marien-
berg, Bez. Karl-Marx-Stadt, ereignet hatte. 
 
70 Ebenda, Reichenbach, 092. 
 
71 Ebenda. Az: KG/14/64/237/1/35. 
 
72 Ebenda. Reichenbach, 0101. Az: RdK./968/527/1/60. Die GV appellierte an alle arbeitsfähigen Ein-    
wohner, sich auf dem Erntefeld der LPG Typ III an der Großvoigtsberger Straße zur „Ernte von quali-
tätsgerechten Einkellerungskartoffeln“ zu melden. Für den Einatzbeginn zum 23.09.1968 hatte die GV 
eine Konzeption in Vorbereitung und Durchführung der Kartoffelernte vom 05.09.1968 gemeinsam 
mit der LPG Typ III erarbeitet (siehe Pkt. 6.3, Anlagen, Dokumente). 
 




74 Ebenda, Reichenbach, 108. Die Gemeindeverwaltung interessierte sich auch darüber hinaus für den 
„komplexen Einsatz der Technik“ und die weiteren Vorstellungen der LPG zu diesem Thema. Ferner 
wurden Vorstellungen der LPG zur gemeinsamen Feld- und Grünlandbewirtschaftung, d. h. zu koope-
rativen Anfängen, der Erhöhung der Bodenfruchtbarkeit, zu Problemen im Rahmen des neuen Öko-
nomischen Systems und des Wettbewerbs aus Anlass des 20. Jahrestages der DDR im Oktober 1969 
besprochen. 
 
75 Ebenda, Reichenbach, 081.  Dieses Programm ist aufschlussreich, da die Schwerpunktnennung auf die 
Probleme, welche die LPG in einen landwirtschaftlichen Großbetrieb umzuwandeln bereitete, hin-
weist. Große Schwierigkeiten bereiteten den LPG die Viehwirtschaft. Die LPG Typ I in Reichenbach 
hatte deshalb vorgesehen, ab 01.01.1963 im Betrieb Kunze eine „genossenschaftliche Viehhaltung“ 
einzuführen. 
 
76 Ebenda, Reichenbach, 092. Als Wettbewerbskriterien, für die die Gemeindeverwaltungen Verantwor-
tung zu tragen hatten, enthielt das Wettbewerbsprogramm 
- Planerfüllung der LPG, 
- Produktion in GE ausgedrückt, 
- Zuwachsrate bei Milch, 
- Gemeinde (-entwicklungs-) -Programm, 
- Kulturprogramm, 
- Sport und 
- Theaterring und Bücherei.   
 
77 Ebenda, Reichenbach, 073. Der Wettbewerb war konzipiert, um Sieger in folgenden Kriteriengruppen 
zu ermitteln. 
- Beste Komplexbrigade Sammelroder (Geräte und Arbeitskräfte) bzw. Vollerntemaschinen, 
- Beste Komplexbrigade Rodung, 
- Bestes Kollektiv eines Großsortierplatzes für Speisekartoffeln, 
- Beste Lesebrigade der Berufsschüler und 
- Beste der sich z. Zt. entwickelnden Kooperationsverbände (KOV) der Kartoffelerzeugung. 
 
78 Ebenda, Reichenbach, 084. Es galt, Meliorationen durchzuführen, höhere Erträge durch Düngung 
nach Nährstoffkarten, bessere Bodenbearbeitung und Einhaltung agrotechnisch günstiger Termine zu 
erreichen und die Brigadearbeit durch „innerbetrieblichen Wettbewerb“ zu verbessern. In der Brutto-
produktion sollte der Wettbewerb insgesamt zu einer Steigerung von 44,86 GE/ha auf 46,88 GE/ha 
verhelfen. 
 
79 Ebenda. „Gefestigt“ waren allenfalls LPG Typ III einer kleineren Spitzengruppe. Als „gefestigt“ 
konnte man auch nicht die wohlhabenden LPG Typ I bezeichnen, da sie ihre Haupteinkünfte aus einer 
stabilen privaten Viehwirtschaft bezogen. 
 
80 Ebenda, Reichenbach, 084. 
 
81 Ebenda, Reichenbach, 0108. 1967 rief die LPG Typ III außerdem zum Wettbewerb, in welchen die 
GV involviert war, auf, da die Brigade Reichenbach ihren Plan nicht erfüllt hatte. 
 
82 Ebenda, Reichenbach. 079. 
 
83 Ebenda. Weiter lautet die Mitteilung, dass für übrige Bauvorhaben keine Lotto-Mittel mehr vorhanden 
seien und deshalb auch keine Bauanträge eingereicht werden sollen. Jedoch stünden noch Toto-Mittel 
für die Finanzierung, aber nur von Sporteinrichtungen zur Verfügung. Falls Leistungen der Bevölke-
rung an zusätzlichen Vorhaben, die nicht Bestandteil des Volkswirtschaftsplans seien, erbracht wür-
den, könne kein bewirtschaftetes Baumaterial vom Kreisbauamt zugewiesen werden. Zusätzliche 
Bauarbeiten dürften nur im NAW und sofern kein bewirtschaftetes Baumaterial erforderlich sei, aus-




85 Ebenda. Anhand dieser Schreiben ist ersichtlich, dass die GV zum Wohle der Einwohner und im Inte-
resse der Landwirtschaftsbetriebe mit der Verwaltung des Mangels beschäftigt war. Nicht die LPG 
meldete ihren Bedarf an Schweißelektroden, sondern die GV. Ebenso meldeten nicht die Bürger den 
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Bedarf für ihre Baureparaturen, sondern die GV. 
 
86 Ebenda, Reichenbach, 095. Az. kg 14/68/145/1/50. Bei der Gemeinde Großschirma verhielt es sich 
mit einer Beteiligung von 3,2 % am Theaterring und 6,9 % an Kulturgruppen ähnlich. 
 
87 Ebenda, Reichenbach, 084. Der Vorsitzende des RLN, Georg Weihs, appellierte auch in diesem Sinne 
an die GV, denn der Beschluss des Staatsrates vom 15.09.1967 verlangte von den örtlichen Staatsor-
ganen und Betrieben, die gesetzliche Normen von Ordnung, Sicherheit, Sauberkeit und Hygiene ver-
letzen, materielle und finanzielle Auflagen zu erteilen. 
 
88 Ebenda, Reichenbach, 104. 
 
89 Ebenda, Reichenbach, 108. 
 
90 Ebenda, Reichenbach, 084. Offenbar war das Kunstbedürfnis der Typ-I-Bauern nicht so weit entwi-
ckelt, sodass für darstellende Kunst noch geworben werden musste. Die Beteiligung am Dorffest im 
Oktober 1969 anlässlich der zehnjährigen Wiederkehr des 800-jährigen Bestehens der Gemeinde         
Reichenbach fand größeren Widerhall und galt bei ihnen eher als Selbstverständlichkeit. 
 
91 Ebenda, Reichenbach, 101.  In diesem Bericht wird das „Negativbeispiel des Genossenschaftsbauern 
Gerhard Walter, dessen Auftreten offen gegen unsere Partei und Genossenschaft gerichtet ist“ direkt 
angesprochen. In einem ähnlichen Bericht vom 06.02.1970 an den RdK wird der Genossenschaftsbau-
er Junghanß zitiert, der sich über „mangelnde Klempnerartikel, Keramik und sanitäre Gegenbestände“ 
beschwert hatte. (Mit letzterem waren Sanitärartikel gemeint, M.J.).  
 
92 Archiv der Prezschendorfer Landwirtschafts- und Dienstleistungsgesellschaft mbH., Lkr. Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge. Aktenbestand der LPG „Einigkeit“, Typ I/III, Pretzschendorf, Kr. Dippoldis-
walde. Handakten. Schreiben der LPG an den RdK Dippoldiswalde vom 07.05.1960: Abführung der 
SV-Beiträge und Anforderung der staatlichen Kinderzuschläge für Monat April 1960. Dabei hatte je-
doch der BM nicht die Wahl zwischen mehreren LPG zu treffen, sondern in Pretzschendorf gab es nur 
eine LPG (die größte LPG Typ I der sächsischen Bezirke). 
 
93 GBl. T I, 1961, Nr. 10 vom 07.01.1961, S. 139. Spezifizierung für Aufgaben in der sozialistischen 
Landwirtschaft in Abschn. III.5., S. 143. II.1.5.164,  V.A., S. 145, H. S. 147 und 148. 
 
94 Verfügungen und Mitteilungen... 1962. hier vom 15.03.1962, Folge 2, S. 18. RL Nr. 1 über die Finan-
zierung der LPG im Jahre 1962 vom 24.01.1962 (GBl. T. II, S. 37) gem. Beschluss des Ministerrates 
vom 18.01.1962 über die Finanzierung der LPG im Jahre 1962. 
 
95 Autorenkollektiv unter Leitung Fiedler, H./Dehlsen, M./Stöckigt, R./Warning, E.: 40, aus der Be-
kanntmachung... In: Bündnis der Arbeiter und Bauern. Dokumente und Materialien zum 30. Jahrestag 
der demokratischen Bodenreform. Berlin (Ost) 1975, S. 128, 136 und 140. Annahme der Musterstatu-
ten für LPG Typ I, Worin (Kr. Seelow) am 03.07.1952, für LPG Typ II, Merxleben (Kr. Mühlhausen) 
am 08.06.1952 und für LPG Typ III, Fienstedt (Saalekreis) am 23.10.1952. Ebenso Autorenkollektiv 
unter Leitung und verantwortlicher Redaktion von Prof. Dr. sc. jur. R. Hähnert/ Prof. Dr. sc. jur. G. 
Rohde: LPG-Recht-Lehrbuch-. Berlin (Ost) 1976, S. 55. Vgl. Dies. (und Prof. Dr. sc. H. Richter) 
LPG-Recht-Lehrbuch-. Berlin (Ost) 1984. 
 
96 Schmidt, W.: Das Statut der LPG. Berlin (Ost) 1960, S. 3. 
 
97 Musterstatuten für landwirtschaftliche ... , Empfehlung zur Ausarbeitung ... ,Eintritt von Handwer- 
kern... Berlin (Ost) 1959. (Hg): Ministerium für Land- und Forstwirtschaft, Sektor Agrarpropaganda. 
Ein gemeinsamer Beschluss mit dem ZK der SED ist nicht in den Quellen nachweisbar. 
 
98 Autorenkollektiv unter Leitung von Prof. Dr. sc. R. Hähnert/Prof. Dr. sc. H. Richter/ Dr. sc. G. Rohde: 
LPG-Recht, Lehrbuch. Berlin (Ost) 1984. 
 
99 Das Recht der ... (Hg.): Deutsche Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“, 
Institut für staats- und rechtswissenschaftliche Forschung und LWR beim Ministerrat der DDR. Berlin 




100 Gesetze über die …, vom 03.06.1959. GBl. I, S. 577. Vgl. Das Recht der ... , Berlin (Ost) 1964,         
S. 32-48.  
 
101 Abgeleitet aus Mieth, R.: Theoretische Grundlagen der ... In: Thesen zum Zwischenbericht ... For-
schungsbericht Nr. 2690.51/8. Meißen undatiert, S. 22. Ebenso Institut für landwirtschaftliche Be-
triebs- und Arbeitsökonomik Gundorf der DAL zu Berlin: Einschätzung des Standes ... Gundorf 1969, 
S. 16. 
 
102 Becker, H.: Dörfer heute – Ländliche ... Bonn 1997, S. 208 und 210. 
 
103 Eigenes Erleben M. J. 1967/1968 in der LPG „Vorwärts“, Typ III,  Bärenstein, Kr. Dippoldiswalde. 
 
104 Autorenkollektiv unter Leitung von Prof. Dr. sc. R. Hähnert/Prof. Dr. sc. H. Richter/ Dr. sc. G. Rohde: 
LPG-Recht, Lehrbuch. Berlin (Ost) 1984. S. 102 und 103. Selbst im Lehrbuch LPG-Recht von 1976, 
vgl. dies.: LPG-Recht,Lehrbuch. Berlin (Ost) 1976, S. 147 ff. sind die beiden Rechtsbegriffe noch 
nicht enthalten. 
 
105 Ebenda. Dies.: Lehrbuch 1984, S. 103. 
 
106 Humm, A.: Wandel der bäuerlichen ... In: Agrargenossenschaften in Vergangenheit. Rostock 2004, 
S. 99.  
 
107 BStU, MfS BV Leipzig, Abt. III, Einsatzbericht „Lage der Landwirtschaft im Kr. Borna vom 
08.04.1960“, 000018.  
 
108 Redebeitrag des. Vorsitzenden. einer LPG Typ I, Herbert Hiltmann. In: Überarbeitetes Protokoll des 
VIII. Deutschen Bauernkongresses (28.02.-01.03.1964 in Schwerin). Berlin (Ost) 1964, S. 471. 
 
109 Ebenda, S. 460 und 471.  
 
110 Ebenda, S. 463. 
 
111 BStU, MfS BV Karl-Marx-Stadt, Stellvertreter Operati,140, Bd. 2 und BStU, AST Chemnitz, StOP-
140, Bd 2, Schreiben des MfS vom 08.03.1962 an alle Kreisdirektionen MfS des Bezirkes. 
 
112 Vgl. Ergebnisse der LPG Pkt. 3.1.2.5 und 3.3.7. 
 
113 Kreisarchiv Freiberg. Signiert K25, S. 25-28. 
 
114 Ebenda, S. 25 u. 26.  
 
115 Ebenda, S. 49.  
 
116 Ebenda, K24, S. 80-84. 
 
117 Ebenda, K26, S.105-107. 
 
118 Ebenda, S. 14-16. Die LPG Typ III, Neukirchen, schloss sich später, 1970, der LPG „Einheit“,       
Typ III, Dittmannsdorf, an. 
 
119 Ebenda, K25, S. 36–39. 
 
120 Ebenda, S. 25–28. 
 
121 Ebenda, S. 16–18. 
 
122 Ebenda, S. 260. Dieser LPG schlossen sich zum 01.01.1971 die LPG „Unsere Zukunft“, Typ I, und 
die LPG „Morgenrot“, Typ III, beide in Kleinhartmannsdorf, Kr. Flöha, an. 
 




124 Ebenda, S. 17–19. 
 
125 Ebenda, K24, S. 37–40, Nr. 229. Übergang der LPG „1. Mai“, Typ I, Hartha,  „Freier Bauer“, Typ I, 
Wingendorf, und  „V. Parteitag“, Typ III, Frankenstein, zur LPG  „Vereinte Kraft“, Typ III, Franken-
stein. 
 
126 Ebenda, S. 35–38. LPG „Vorwärts“, Typ III, „Rosental“, und Typ I, „Weltfrieden“. 
 
127 Ebenda, S. 80–84. Die LPG bewirtschaftete nach dem Zusammenschluss 718 ha LN. 
 
128 Autorenkollektiv Kooperation Burkersdorf/Erzgebirge: Die Kooperation Burkersdorf/Erzgebirge. 
1987 S. 11 und 46. Im Jahre 1968 schlossen sich im Kr. Brand-Erbisdorf die LPG „Bergheimat“, Typ 
I, Frauenstein, die LPG „Burgberg“, Typ I, Burkersdorf, die LPG „Einigkeit“, Typ III, Dittersbach, 
der schon bestehenden Groß -LPG „7. Oktober“, Typ III, Burkersdorf, an.  
 
129 Ebenda, 1969, S. 40. Zum 1.1.1968 löste sich die LPG „Einigkeit“, Typ I, Dittersbach, Kr. Brand-
Erbisdorf, auf und schloss sich der LPG „7. Oktober“, Typ III, Burkersdorf, an. 
 
130 Kreisarchiv Freiberg. Signiert, K26, Ortschronik Reinsberg, S. 14–16. Hierbei handelte es sich auch 
um den Tatbestand der Auflösung einer LPG gemäß 12. Anstrich dieses Kapitels und die „genossen-
schaftliche“ Weiterentwicklung in zwei verschiedenen Betrieben. Die Auflösung geschah 1965, nach- 
dem die LPG meistens zwar nicht gefestigt waren, aber die sogenannte „Festigungsphase“ absolviert 
hatten und nun in die Phase der Entwicklung unter dem NÖSPL eintraten. 
 
131 BStU, AST Chemnitz, MfS BV Karl-Marx-Stadt, StOP, 140, Bd. 2, 000133. Schreiben des MfS BV 
Karl-Marx-Stadt, Stellvertreter Operativ, an alle KD des Bezirkes vom 08.03.1962, S 2. Im Bez. Karl-
Marx-Stadt wurde beobachtet, dass solche LPG aber nicht einer LPG Typ III beitraten, sondern einer 
wirtschaftlich stärkeren LPG Typ I. In der Gemeinde Heinersgrün, Kr. Oschatz, Bez. Leipzig, trat die 
LPG Typ III in die im selben Ort bestehende LPG Typ I ein. Den Übertritt begründeten die Mitglieder 
damit, dass ihre LPG unrentabel arbeitete. Das diese Vorgänge 1962 beobachtende MfS schlussfolger-
te in einer Berichterstattung: „Diese Bestrebungen sind unbedingt zu unterbinden.“ Die real praktizie-
te Demokratie und die Einhaltung des Freiwilligkeitsprinzips gemäß dem Leninschen Genossen-
schaftsplan ging nicht so weit in der DDR, dass man derartige Mitgliederentscheidungen tolerierte. 
 
132 Kreisarchiv Freiberg. Signiert. Reichenbach, 089. 
 
133 Ebenda, Reichenbach, 084. Wie der „Entwurf des Wettbewerbsprogramms unserer LPG“ („Silber-
blick“, Typ I), der Gemeinde Reichenbach zur Erfüllung der Pläne im Kr. Freiberg zu entnehmen ist, 
sollte ab 01.01.1963 im Betrieb Kunze eine genossenschaftliche Viehhaltung eingerichtet werden. 
Dabei ging es um  
- die zusätzliche, „genossenschaftliche“ Haltung eines Ebers für die erforderliche Sauenbedeckung 
und 
- eine Zusatzerzeugung von 9,5 dt Geflügelfleisch über eine „genossenschaftliche“ Enten- und 
Hähnchenmast. 
 
134 Autorenkollektiv Kooperation Burkersdorf/Erzgebirge: Die Kooperation Burkersdorf/Erzgebirge. 
1987, S. 44–46. 1963 wurde der „Typ-III-Anteil“ in der LPG eingerichtet, wobei das im Grunde ge-
nommen die „genossenschaftliche Viehhaltung“ der dem „Typ-III-Anteil“ angehörenden Typ-I-
Bauern bedeutete. Für dieses Modell hatten sich drei Mitgliedsbetriebe entschieden. Auch in der LPG 
Typ I in Dittersbach wurde ein „Typ-III-Anteil“ eingerichtet. In einem Stall hielt die LPG Typ I „ge-
nossenschaftlich“ ca. 20 Milchkühe und in einem weiteren Stall wurden „genossenschaftlich“ Kälber 
aufgezogen. In der LPG Typ I, Frauenstein, waren infolge der Altersstruktur die Produktionsauflagen 
nicht mehr erfüllbar. Die Reproduktion der Tierbestände war nicht mehr gewährleistet. Deshalb bilde-
ten die LPG-Mitglieder aus drei überalterten Betrieben einen „Typ-III-Anteil“. 
 
135 Persönliche Gespräche mit H. Melzer und H. Neubert, Burkersdorf, 07.12.04. 
 
136 Überarbeitetes Protokoll des VI. Deutschen Bauernkongresses (08.–11.12.1960 in Rostock) Berlin 
(Ost) 1961. Redebeitrag Elisabeth Lehmann, S. 328: Ihre Sorgen bezüglich des Stallbaues mit dem 
RdK Bautzen und hinsichtlich der Freigabe der Baukapazität trug die Delegierte der LPG Milkwitz 
vor. Ebenso des IX. Deutschen Bauernkongresses (26–27.02.1966 Berlin) Berlin (Ost) 1966. 
 Als der IX. Deutsche Bauernkongress abgehalten wurde, diskutierten keine Delegierten mehr über das 
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Problem der „genossenschaftlichen Viehhaltung“ in den LPG Typ I. Das Hauptthema des Kongresses 
war die Kooperation der Landwirtschaftsbetriebe als ein weiterer Schritt bei der Umgestaltung der 
einzelbäuerlichen Landwirtschaft. Mit diesem Schritt lösten sich für die meisten LPG Typ I die Ent-
wicklungsprobleme quasi von selbst. 
 
137 Überarbeitetes Protokoll des X. Deutschen Bauernkongresses (13.–15.06.1968 in Leipzig). Berlin 
(Ost) 1968, S. 251 und 252. Redebeitrag Gerhard Schiller: Den Maßstab geben ... In: Der kooperative 
Weg begann hier, wie auch in anderen Kreisen der DDR, mit dem komplexen Einsatz der Landtech-
nik. 1967 ernteten die Mitglieder der KOG Getreide im Komplex und nahmen auch gleichzeitig auf 
diese Weise die Herbstbestellung vor. Nach Berichten des LPG-Vorsitzenden hatten die Ergebnisse 
auch beim komplexen Einsatz bei der Frühjahrsbestellung überzeugt. Es konnten geringere Kosten 
und ein schnellerer Abschluss der Bestellungsarbeiten nachgewiesen werden. 
 1968, während des IX. Deutschen Bauernkongresses, brachte der LPG-Vorsitzende als Delegierter in 
einem Redebeitrag zum Ausdruck, dass auch diese Schritte bei der Entwicklung seiner LPG nicht aus-
reichen würden. „Um den Welthöchststand zu verwirklichen“, bereiteten sich die kooperierenden LPG 
auf den Übergang zur kooperativen Pflanzenproduktion vor, der ab Herbst 1968 begonnen werden 
sollte. Dass diese Maßnahmen im Denken von Leitern und Mitgliedern, die bereits in einem höheren 
Lebensalter standen, einen Umschwung erforderte, war den Verantwortlichen bewusst.  
 
138 Überarbeitetes Protokoll des IX. Deutschen Bauernkongresses (26. – 27.02.1966 in Berlin). Berlin 
(Ost) 1966, S. 430 und ebenso des VIII. Deutschen Bauernkongresses (28.02.–01.03.1964 in     
Schwerin). 
 
139 Protokolle der Vorstandssitzungen der LPG „Eintracht“, Typ III, Luppa, Kr. Oschatz. 1962–1971. 
Hier vom 25.08.1966. 
 
140 Überarbeitetes Protokoll des VI. Deutschen Bauernkongresses (08. – 11.12.1960 in Rostock). Berlin 
(Ost) 1961 S. 404–406. Redebeitrag Jutta Kuhn: In der LPG „Pionier“, Typ I, wurden anfangs 60 
Kälber im Alter von drei Tagen von den Muttertieren abgesetzt und im Aufzuchtsstall vollmilchspa-
rend gemeinsam aufgezogen. Die Ställe waren in Eigenleistung und mithilfe des Patenbetriebes im 
NAW errichtet worden. Damit wurden ca. 60 % der Baukosten gespart. Die Tiere wurden von einer 
Bäuerin betreut.  
Die Agrarpolitik orientierte in dieser Zeit auf weibliche Arbeitskräfte bei der Jungtieraufzucht, weil 
man der Meinung war, dass dies den Neigungen der Frauen besser entspräche, als einer Arbeit mit 
Traktoren in der sich technisierenden Feldwirtschaft. Später wandelte sich diese politische Richtung, 
indem die Agrarpolitik die Frauen auf den Großmaschinen und Traktoren sehen wollte.  
 Nach Angaben aus der LPG Burkhardtsdorf sollten 1960  15 % des Unteilbaren Fonds (Investitions-
fonds) allein aus den Erlösen der „genossenschaftlichen“ Kälberaufzucht und Jungbullenmast gespeist 
worden sein. 1960 plante die LPG „Pionier“, ihre Viehwirtschaft auf kollektivwirtschaftlicher Basis 
weiter auszudehnen. Aufgrund der bisher gesammelten guten Erfahrungen hatte die LPG vor, zukünf-
tig neben der Rinderhaltung, zur kollektivwirtschaftlichen Sauenhaltung überzugehen. 
 
141 Überarbeitetes Protokoll des VII. Deutschen Bauernkongresses (09.– 11.03.1962 in Magdeburg). 
Berlin (Ost) 1962, S. 399-401. Redebeitrag Erhard Rößler. 
 
142 Überarbeitetes Protokoll des VI. Deutschen Bauernkongresses (08.– 11.12.1960 in Rostock). Berlin 
(Ost) 1961, S. 367. Redebeitrag Kurt Sieber.  
 
143 Überarbeitetes Protokoll des VII. Deutschen Bauernkongresses (09.–11.03.1962 in Magdeburg). Ber-
lin (Ost) 1962, S. 395–397. Redebeitrag Paul Spielmann: Wie wir unsere ... . 
 
144 Überarbeitetes Protokoll des VIII. Deutschen Bauernkongresses (28.02.– 01.03.1964 in Schwerin). 
Berlin (Ost) 1964, S. 141 und 142. Redebeitrag Manfred Prosch: Betriebsspiegel der LPG  
  1953 1963 
 Schlachtvieh 169,7 kg 227,0 kg 
 Milch 817,0 kg 933,0 kg 
 Eier 261 Stck. 415 Stck. 
 Zur Verbesserung der Milchleistung kaufte die LPG weibliche Kälber aus leistungsstarken privaten 
Beständen ihrer Genossenschaftsmitglieder, die dann als „genossenschaftlich“ aufgezogene Jungkühe 
zur Ergänzung der Kuhbestände in sowohl privaten Typ-I-Wirtschaften als auch zur Erweiterung der 




145 Dass. S. 259 und 260. Redebeitrag Arno Heidel.  
 
146 Persönliche Auskünfte von H. Melzer und H. Neuber, Burkersdorf, am 07.12.04. Als eine weitere 
Lösungsmöglichkeit wird das Vorhandensein eines einzelnen Typ-I-Betriebes in einer LPG Typ III 
nicht angesehen, da es sich hierbei um ein Relikt beim „allmählichen Übergang zu gesamt genossen-
schaftlicher Viehhaltung“ handelt. Weitere derartige Fälle in LPG Typ III der sächsischen Bezirke 
konnten nicht nachgewiesen werden. 
 
147 LWR des Kreises Freiberg: Bezirksreporter 1-2/68, 8. Jg, Blickpunkt: X. Deutscher Bauernkongress. 
Karl-Marx-Stadt 1968, S. 36–38, Beitrag D. Kirchen und S. 12–15, Beitrag G. Walter. 
 
148 Ebenda, S. 12–15. 
 
149 Ebenda, S. 13. 
 
150 Ebenda, S. 12–15. Materielle Kennzahlen der LPG, Steigerung der Leistungen 
       1963    1967 
Getreide       33,2 dt/ha       33,5 dt/ha 
Kartoffeln     142,0 dt/ha     220,0 dt/ha 
Milch     2190 kg/Kuh      3250 kg/Kuh 
     1079 kg/ha      1650 kg/ha  
Schweinefleisch        219 kg/ha        450 kg/ha 
 
151 Kreisarchiv Freiberg. Signiert. K 25, Ortschronik Neukirchen, S. 54. 
 
152 Ebenda. Ortschronik Großwaltersdorf, Kr Flöha, S. 260. 
 
153 Ebenda. Ortschronik Langenau, S. 49. Diese KOG übernahm die Feldwirtschaft der LPG „Karl-
Marx“, Typ III, Langenau, und sechs weiterer LPG im Kr. Brand-Erbisdorf. 
 
154 Ebenda, K24. Nr. 229, Ortschronik Frankenstein, Kr. Flöha, S. 37–40. 
 
155 Zwei Typen - eine ... In: Bauern-Echo vom 11.02.1966, S. 1–8. 
 
156 Böhm, H.: Kleinbobritzsch – vier Jahre ... In: Neue Deutsche Bauernzeitung, undatiert 1969. 
 
157 Manuskript für die Fernsehsendung am 13.02.1966, 1205 h: Mehr – besser – billiger, 7. Folge „Eine 
nicht alltägliche Ehe“. Gesprächspartner: Dr. Schifferdecker, LPG-Hochschule Meißen und Berthold 
Schmid, Prod.-Ltr. LPG Kleinbobritzsch, vom 11.02.1966, S. 5. Die 1965 vergrößerte LPG „Freier 
Bauer“ war mit 409 ha LN die damals kleinste LPG Typ III im Kr. Brand-Erbisdorf. 
 
158 HStA Dresden. Die LPG „Bobritzschtal“, Typ I, wurde, wie der Eintrag im LPG-Register, Blatt Nr. 8, 
laufende Nr. 3 am 16.02.1965 ausweist, mit Wirkung vom 01.01.1965 gelöscht. Die vereinigte LPG 
„Freier Bauer“, Typ III, Kleinbobritzsch wurde später, lt. Eintrag im LPG-Register, Blatt Nr. 55, unter 
der laufenden Nr. 9 vom 03.05.1973, mit Wirkung vom 01.01.1973 gelöscht, da sie sich im Zuge der 
weiteren und kooperativen Entwicklung mit der LPG „7. Oktober“, Typ III, Burkersdorf, Kr. Brand-
Erbisdorf, zusammengeschlossen hatte.  
 
159 RA Baran: Der Kleinbobritzscher Weg ... Burkersdorf  28.02.1995. 
 
160 Böhm, H.: Ein Leiter für ... In: Neue Deutsche Bauernzeitung, Nr. 6, 1966, S. 11 und 12. Diese LPG 
unterstand einer neu gewählten Leitung, die der ehemalige Vorsitzende der LPG Typ I und Initiator 
des Modells, Waldemar Kempe, als neuer Vorsitzender ausübte. Der ehemalige Vorsitzende der LPG 
Typ III trat altershalber zurück. Für die private Viehwirtschaft setzte die vereinigte LPG einen geson-
derten Leiter ein. 
 
161 Zwei Typen eine ... In: Bauernecho vom 11.02.1966, S. 2, Betriebsspiegel: 
 LN  409 ha 
 dav. AL  280 ha 
 dav. GL  129 ha 
 Ackerzahl    33 
 Grünlandzahl    42 
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 Ak/100 ha    18 
 Mitglieder der LPG Typ I   46 
 Mitglieder der LPG Typ III   42 
 Viehbesatz kollektiv privat 
 Rinder 113 103 
 davon Kühe   52   69 
 Schweine 146 141 
 Sauen   12   12 
 
162 Zum IX. Deutschen Bauernkongress, Kennwort: Mehr – besser – billiger. In: Neue Deutsche Bauern-
zeitung, Nr. 8 1966, S. 11. 
 
163 2 Typen- eine Genossenschaft. In: Bauern-Echo vom 02.12.1966, S. 4. Der Futtermittelpreis wurde 
errechnet aus dem Grundpreis einschließlich eines Zuschlages: 
 1. Grundpreis  Finanzieller Aufwand für Futtererzeugung 
  + Mittel für Fondsbildung (MDN) 
  = Bruttoproduktion Futtermittel (MDN) 
      35 MDN/GE 
 2. Zuschlag  Grünland und Ackerfläche von acht privaten Viehhaltern x 420 MDN/ha (= neuer 
   Akkumulationsbetrag und Fondszuführung) 
    25 MDN/GE 
 3. Gesamtpreis   35 MDN/GE 
  +  25 MDN/GE 
    60 MDN/GE 
 
164 Ebenda, S. 8 und 9.  
 
165 Manuskript für die Fernsehsendung am 13.02.1966, 12°5 h: Mehr – besser – billiger. 7. Folge „Eine 
nicht alltägliche Ehe“. Gesprächspartner: Dr. Schifferdecker, LPG-Hochschule Meißen und Berthold 
Schmid, Prod.-Ltr. LPG Kleinbobritzsch vom 11.02.1966, S. 4. 
 
166 Böhm, H.: Kleinbobritzsch - vier Jahre danach. In: Neue Deutsche Bauernzeitung, 1966, undatiert. 
Die Akkumulation hatte sich in den Jahren bis 1967 nahezu versiebenfacht: 
1964          70 DM/ha 
1965        320 MDN/ha 
1966        485 MDN/ha 
1967        467 MDN/ha  
 
167 NBZ-Gespräch mit Woldemar Kempe. In: Neue Deutsche Bauernzeitung Nr. 47, 1970, S. 8. Aussagen 
vom Vorsitzenden W. Kempe In: „Alle Erwartungen wurden ...“. 1968 hatte die vereinigte LPG nach 
drei Jahren „Praxislauf“ des Modells einen weiteren Entwicklungsschritt getan, indem sie mit vier an-
deren LPG aus der Nachbarschaft eine GAP gebildet hatte und in mehreren anderen kooperativen Ein-
richtungen Partner geworden war. 
 
168 Ebenda, Beiträge von M. Thurm und H. Böhme. 
 
169 Autorenkollektiv Kooperation Burkersdorf/Erzgebirge: Die Kooperation Burkersdorf/Erzgebirge. 
1987, S. 63. 
 
170 Neue Deutsche Bauernzeitung Nr. 8, 1966, S. 8, 11 und 65. 
 
171 Bretschneider, H./Kummer, R.: Erste Erfahrungen der ... In: Feldwirtschaft, 9. Jg. Nr. 11. Berlin (Ost) 
1968, S. 487. 
 
172 Heller, M.: Freibier am 27... Halle-Leipzig 1982. 
 
173 Ebenda, S. 230. Der tatsächliche Wortlaut wird folgend wiedergegeben: „Die LPG-Mitglieder schaf-
fen ihre Arbeit nicht, z. B. die Heuernte 1963. Die Hilfe der benachbarten LPG Typ I käme zu spät, 
die Melker hätten sich geschlagen, einer davon machte Kasse, d. h. verließ die LPG, im Bullenstall sei 
man zu faul zu füttern, das Futter verderbe und die Bullen wachsen nicht, im Schweinestall müsse 
Kraftfutter gestohlen worden sein, denn die Tiere sehen erbärmlich aus. „Das Möhren- und Rübenfeld 
sehe aus, als hätte man Melde angebaut, und letztlich herrsche in der Buchhaltung ein Chaos, der 
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Buchhalter ist ein großer Angeber und Schwindler, außerdem sind Vorstand und Parteigruppe wie 
‚Hund und Katze’ und die Mehrzahl der Mitglieder ist auf den eigenen Vorteil bedacht.“ 
 
174 Ebenda, S. 241. Der Vorstand wandte sich anfangs gegen diese Lösung, da für die LPG Typ I finanzi-
elle Einbußen unausbleiblich schienen. 
 
175 Ebenda, S. 243. Wie unter Pkt. 3.2.1 vorliegender Arbeit ausgeführt, hatte ein Bürgermeister u. a. die 
Mitverantwortung für alle landwirtschaftlichen Probleme im Dorf. 
 
176 Ebenda, S. 255.  
 
177 Ebenda, S. 264 und 265. 
 
178 Ebenda, S. 277–279. 
 
179 Ebenda, S. 282. 
 
180 Ebenda, S. 300 und 301. 
 
181 Ebenda, S. 310. Vgl. S. 300 und 301. Zu beachten ist hierbei, dass der Wert einer AE bei den LPG 
Typ I im Regelfall wesentlich höher lag als bei den LPG Typ III, da diese die zu verteilenden Mittel 
lediglich aus der kollektivwirtschaftlichen Feldwirtschaft bezogen. 
 
182 Ebenda, S. 307. Ausschlaggebend für das Einverständnis war das Kalkül des Produktionsleiters des 
KLR, über die Vereinigung mit einer starken LPG Typ I in absehbarer Zeit den Übergang der Typ I 
zur „höheren Form der genossenschaftlichen Arbeit“ vollziehen zu können, nämlich zu dem Zeit-
punkt, da die Überalterung der LPG Typ-I-Mitglieder dazu zwingen würde. Nach der Schilderung des 
Buchautors war aber bis Jahresende 1965 der Zusammenschluss noch nicht erfolgt, sondern später. 
Die starken Vorbehalte der Typ-I-Bauern werden ein rasches Handeln der Initiatoren des LPG-
Zusammenschlusses abgebremst haben (M.J.). 
 
183 Nach Recherchen M. J. im Frühjahr 2006 handelte es sich um die LPG Typ I und III in Fremdiswalde, 
Kr. Wurzen, Bez. Leipzig, zwischen Mulde und Wermsdorfer Forst gelegen. Der Vorsitzende lebt 
nicht mehr, genießt aber gegenwärtig immer noch ein hohes Ansehen im Dorf. Auskunft von R. Prie-
mer, Grimma. 
 
184 Gemeinde Röhrsdorf, Lkr. Pirna, Arbeitskreis Heimatgeschichte: Blätter zur Heimatgeschichte der 
Gemeinde Röhrsdorf, Lkr. Pirna bzw. Sächsische Schweiz-Osterzgebirge, Folge 1, 1995 und Folge 3, 
1999. S. 29, 34–35, 36–47. 
 
185 Stier, H.: Stand und Entwicklung ... Diss. an der Humboldt-Universität zu Berlin 1979, S. 14. Das IFO 
Dresden-Pillnitz hatte den Status eines VEG. 
186 Ebenda, S. 62. 
 
187 Aktenbestand der ehemaligen LPG „Zur Elbinsel“, Typ I, Zschieren. 
 
188 Gemeinde Röhrsdorf, Lkr. Pirna, Arbeitskreis Heimatgeschichte: Blätter zur Heimatgeschichte der 
Gemeinde Röhrsdorf, Lkr. Pirna (jetzt Sächsische Schweiz-Osterzgebirge), Folge 1, 1995 und Folge 
3, 1999. S. 13, 14, 18, 20, 41, 46 und 48. 
 
189 RdB, Stellvertreter des Vorsitzenden für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft: Angaben über 
die ... – Dienstsache. Dresden 1990. Betriebe im Kr. Pirna. 
 
190 100–200 Milchkühe = 8,6 Kühe/Betrieb. 
 
191 Das Leitungsgremium der LPG bestand aus dem Vorsitzenden, Buchhalter und einem Brigadier für 
Feldbau sowie einem Brigadier für den Technikeinsatz. 
 
192 Persönliche Auskünfte von Landwirt Hartmut Kuhn, Schönberg, Vogtlandkreis, vom 06.03.08. Ge-
genwärtig existieren in Schönberg noch neun Betriebe mit insgesamt 1.000–1.200 Milchkühen. Die 




193 Kreisarchiv Freiberg. Signiert. K26, Ortschronik Reinsberg, S. 14–16. 
 
194 Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschaft- und Dienstleistungsgesellschaft mbH., Lkr. Sächsische 
Schweiz- Osterzgebirge. Aktenbestand der LPG Typ I/III, Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde. „Fest-
schrift zum 25-jährigen Bestehen der LPG „Einigkeit" Pretzschendorf 1960–1985“, „Entwicklung der 
LPG „Einigkeit“ Pretzschendorf, S. 1 und 2 ”. 
 
195 Angaben von Volker Geißler, Pretzschendorf, Dezember 2005 und Januar 2006. 
 
196 Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschaft- und Dienstleistungsgesellschaft mbH., Lkr. Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge. Aktenbestand der LPG Typ I/III, Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde. „Fest-
schrift zum 25-jährigen Bestehen der LPG „Einigkeit" Pretzschendorf 1960–1985“, S. 4. Die Tbc-
Sanierung war erst 1970 zum Abschluss gekommen. 
 
197 Angaben von Volker Geißler, Pretzschendorf, Dezember 2005 und Januar 2006. Bis 1961 waren   
10,8 % genossenschaftlicher Anteil vorhanden (vgl. Fußnoten 194 bzw. 196). 
 
198 Ebenda. Wendepunkt zum Typ-III-Teil 1968. 
 
199 Ebenda, S. 7. Bis zur vollständigen Umwandlung in den Typ III waren insgesamt 1.081,95 ha LN von 
Typ-I-Betrieben übergeben worden. 
 
200 Persönliche Mitteilung des ehemaligen LPG-Vorsitzenden der LPG Typ III Bärenstein, Kr. Dippol-
diswalde, im Jahre 2003, wonach die Rückwandlung von LPG der KOG „Oberes Müglitztal“ zu die-
ser Zeit mit Siegfried Neubert, dem Stellvertreter des Vorsitzenden des RdB Dresden, verhandelt 
wurde. 
 
201 Statistisches Jahrbuch der DDR, 1956, S. 359, 361 und 362. Seit dem Jahr der ersten LPG-
Gründungen bis 1956 hatte sich der Bestand der LPG vom Typ II in der DDR folgend entwickelt. 
  
 Jahr Anzahl der LPG zusammengeschlossene Betriebe   Mitglieder 
 1952   91 1.089 1.962 
 1953 169 2.036 4.159 
 1954 143 1.358 2.858 
 1955   92    831 1.706 
 1956   77    603 1.222 
 
202 (Hg.): Ministerium für Land- und Forstwirtschaft, Sektor Agrarpropaganda: Musterstatuten für land-
wirtschaftliche ..., beschlossen auf der VI. Konferenz der Vorsitzenden und Aktivisten der LPG, be-
stätigt vom Ministerrat der DDR am 09.04.1959, Berlin (Ost), S. 3. 
203 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 421. 
 
204 Angaben zu Haushalten der Mitglieder. Demnach werden es mehr Mitglieder gewesen sein. 
 
205 Statistisches Taschenbuch 1960 Bezirk Dresden, S. 178. 
 
206 Statistisches Taschenbuch 1961/1962 Bezirk Dresden, S. 139. 
 
207 Statistisches Taschenbuch 1962/1963 Bezirk Dresden, S. 99. 
 
208 Statistisches Taschenbuch 1964 Bezirk Dresden, S. 84. 
 
209 Statistisches Jahrbuch 1965 Bezirk Dresden, S. 84. 
 
210 Statistisches Jahrbuch 1966 Bezirk Dresden, S. 153. 
 
211 dav. 2 LPG < 50 ha. 
 
212 Statistisches Jahrbuch 1967 Bezirk Dresden, S. 147. 
 




214 Statistisches Jahrbuch 1966 Bezirk Leipzig, S. 291. 
 
215 BStU, AST Leipzig, MfS BV Leipzig, Schreiben der Abt. VII, Bericht „Lage und Überprüfung des 
Sachgebietes Landwirtschaft des Kr. Döbeln“ vom 07.04.1960, 000044. 
 
216 BStU, Archiv AST Chemnitz, MfS BV Karl-Marx-Stadt, StOP-97, Bd. 2, Abt. III/3, Bericht, „Lage in 
der Landwirtschaft“ vom 26.03.1962.  
 
217 (Hg.): Ministerium für Land- und Forstwirtschaft, Sektor Agrarpropaganda: Musterstatuten für land-
wirtschaftliche ..., beschlossen auf der VI. Konferenz der Vorsitzenden und Aktivisten der LPG, be-
stätigt vom Ministerrat der DDR am 09.04.1959, Berlin (Ost), S. 27–50 und 125.  
 
218 Überarbeitetes Protokoll des VI. Deutschen Bauernkongresses (08.–11.12.1960 in Rostock). Berlin 
(Ost) 1960, S. 367, Beitrag von Jutta Kuhn, LPG „Pionier“ Burkhardtsdorf, Bez. Karl-Marx-Stadt,    
S. 404–406 und dass. von 1962, S. 395–397. 
 
219 Überarbeitetes Protokoll des VII. Deutschen Bauernkongresses (09.–11.03.1962 in Magdeburg),       
S. 399–401. 
 
220 Autorenkollektiv: Die SED-Geschichte … Berlin 1997, S. 116. Das Plenum, vom 23.–26.11.1961 
abgehalten, befasste sich mit dem XXII. Parteitag der KPdSU und u. a. mit der Lösung der ökonomi-
schen Aufgaben in der DDR. Die SED-Agrarpolitik strebte den Aufbau „genossenschaftlicher“ Vieh-
bestände im Typ II ebenso wie im Typ I an. 
 
221 Überarbeitetes Protokoll des VIII. Deutschen Bauernkongresses (28.02.–01.03.1964 in Schwerin). 
Berlin (Ost) 1964. 
 
222 Überarbeitetes Protokoll des IX. Deutschen Bauernkongresses (26. und 27.02.1966 in Berlin). Berlin 
(Ost) 1966, S. 225–227. 
 
223 Ebenda, S. 236–238. 
 
224 Komitee zur Vorbereitung und Durchführung des VII. Deutschen Bauernkongresses: Beschlussent-




226 Beschluss des VII. Deutschen … In: Das sozialistische Dorf, Zeitschrift des Zentralvorstandes der 
VdgB, Nr. 6/62. Berlin (Ost) 1962, S. 10 und 11.  
 
227 Ebenda, S. 9. 
 
228 (Hg.) Deutsche Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“, Institut für staats- 
und rechtswissenschaftliche Forschung und LWR beim Ministerrat der DDR: Das Recht der … Berlin 
(Ost) 1964, S. 108 – 148. 
 
229 Die Bezirkspresse der SED vom Juni 1962 berichtete aus den Bezirken über die Konferenzen, z. B. 
Lausitzer Rundschau, Bez. Cottbus, vom 14.–16.06.1962 oder Sächsische Zeitung Bez. Dresden vom 
28.– 30.06.1962. 
 
230 Ulbricht, W.: Zur Geschichte der … Bd. X 1961–1962. Berlin (Ost) 1966, S. 768 und 769, „Erläutert 
allen Menschen unsere große Perspektive!“ 
 
231 Ebenda, S. 769. 
 
232 Ebenda, S. 768. 
 
233 Für eine hohe … In: Sächsische Zeitung vom 05.07.1962, S. 4. 
 




235 Ulbricht, W.: Zur Geschichte der … Bd. X 1961–1962. Berlin (Ost) 1966, S. 216–223, „Die Aufgaben 
in der Deutschen Demokratischen Republik nach dem XXII. Parteitag der KPdSU“. 
 
236 Ebenda, „Ordnung in jeder LPG-Grundlage für hohe Erträge“, S. 222. 
 
237 (Hg.): Ministerium für Land- und Forstwirtschaft, Sektor Agrarpropaganda: Musterstatuten für land-
wirtschaftliche ... Berlin (Ost) 1959, S. 38. Hier Musterstatut. LPG Typ II. Ebenso Bündnis der Arbei-
ter und Bauern. Berlin (Ost) 1975, 40, Musterstatut LPG Typ II, S. 136–139. 
 
238 Ulbricht, W.: Zur Geschichte der … Bd. X 1961–1962. Berlin (Ost) 1966, S. 312, „Nur mit den Bäu-
erinnen entwickelt sich die gute genossenschaftliche Arbeit“. 
  
239 Staatliche Zentralverwaltung für Statistik, Bezirksstelle Dresden: Betriebsverzeichnis der Landwirt-
schaftsbetriebe ... Dresden 1968. 
 
240 Janello, M.: Die LPG Typ II ... In: Beiträge zur Agrargeografie und Landwirtschaftsgeschichte des 
historischen Mitteldeutschlands – ein Sammelband. Bd. 10. Crimmitschau 2005, S. 64–71. 
 
241 Persönliche Befragungen von ehemals leitenden LPG-Mitgliedern in den damaligen Kreisen Görlitz, 
Großenhain, Meißen, Freital u. a. in den Jahren 2003–2006.  
 
242 Jähnichen, R.: Die Privatisierung der ... Dresden 1998, S. 10. 
 
243 Verfassung der DDR. Berlin (Ost) 1970: Zweite Verfassung der DDR vom 06.04.1968. 
 
244 Die Erzeugnisse der persönlichen Hauswirtschaft deckten nicht nur den Eigenbedarf, sondern bildeten 
z. T. Marktproduktion für den Staat in erheblichem Umfang. 
 
245 Jähnichen, R.: Die Privatisierung der ... Dresden 1998, S. 8. Die ÖLB haben daher als Eigentumsform 
gemäß Pkt. 2 „Landwirtschaft“, S. 5, d. h. als Privateigentum zu gelten. 
 
246 Vgl. BGH, Urteil vom 04.11. 1994, Akt. Lw 7R 11/93-/234/94). In: Zeitschrift Agrarrecht. Münster- 
Hiltrup 1995, S. 15–22. 
 
247 Goldberg, M.: „Erinnerungen zur LPG-Gründung ... In: Erlebnisberichte von Bauern aus dem Kreis 
Görlitz, die Kollektivierung betreffend. Tetta 2008. Sammlung G. Ender, Tetta, Lkr. Görlitz. 
 
248 „Gesetz über die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften“, - (zweites) LPG-Gesetz vom 
02.07.1982-, GBl. I, Nr. 25, S. 433. 
 
249 Jähnichen, R.: Die Privatisierung der ... Dresden 1998, S. 10 ff. 
 
250 In der sozialistischen Wirtschaft als „lebendige Arbeit“ bezeichnet. 
 
251 Budnick, M./Klose, M.: Zu einigen Fragen ... , Vortrag zur Tagung der Leipziger Ökonomischen 
Societät e. V., Okt. 2000. In: Tagungsberichte, S. 208–267.  
 
252 (Hg.): Deutsche Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“, Institut für staats- 
und rechtswissenschaftliche Forschung und LWR beim Ministerrat der DDR: Das Recht der ... Berlin 
(Ost) 1964. Musterstatut für landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften Typ I vom 09.04.1959 
(GBl. T. I, S. 333, Ber. 616) und Musterstatut für landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften 
Typ III vom 09.04.1959 (GBl. T. I, S. 333), bestätigt durch Ministerratsbeschluss vom 09.04.1959, 
(vgl. Pkt. 6, S. 96, Pkt. 7, S. 146, und Pkt. 8, S. 177). 
 
253 Die LPG Typ II bildeten zum Teil Übergangsformen bei der Vergütung.  
 
254 Meyer, H.: Leben und Werk ... Leipzig 2001, S. 78 u. 79. „Trudodjenj“, die russische Bezeichnung für 
Arbeitstag. 
 
255 Autorenkollektiv Koslow/Perwuschin: Ökonomisches Wörterbuch deutsch/russisch, russisch/deutsch. 








258 Ebenda, S. 79. 
 
259 (Hg.): Ministerium für Land- und Forstwirtschaft, Sektor Agrarpropaganda: Musterstatuten für land-
wirtschaftliche ... Berlin (Ost) 1959, S. 97. Ebenso (Hg.): Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK 
der SED u. a.: Bündnis der Arbeiter ... Berlin (Ost) 1975, Musterstatuten. 
 
260 (Hg.): Deutsche Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“, Institut für staats- 
und rechtswissenschaftliche Forschung und LWR beim Ministerrat der DDR: Das Recht der ... Berlin 
(Ost) 1964. S. 32–48. 
 
261 Ahrends, K./Hoell, G.: Die Agrarverhältnisse im ... Berlin (Ost) 1989, S. 13. In den 50er und 60er 
Jahren wurden in der DDR in den LPG aller drei Typen 10–30 % des Verteilungsfonds für den einge-
brachten Boden ausgezahlt. Diese Mittel, nicht als Rente gedacht, sollten eine Art Rückerstattung von 
Mitteln, die von den Bauern vor Eintritt in die LPG in den Boden investiert worden waren, ergeben. 
Die Anschauung aus dem Jahre 1989 wich wesentlich von der früheren Zweckbestimmung und von 
der Handhabung nach dem „sozialistischen Frühling“ ab (M. J.). 
 
262 Der Anspruch auf Naturalien in einer LPG wurde unterschiedlich, je nach Arbeitsleistung und er-
brachten Arbeitsstunden, von den LPG festgesetzt (M. J). 
 
263 Lehrmittelsammlung der Staatlichen Fortbildungsstätte des SMUL Reinhardtsgrimma, Lkr. Sächsi-
sche Schweiz-Osterzgebirge. Kopie in Sammlung M. Janello, Dresden. 
 
264 Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschaft- und Dienstleistungsgesellschaft mbH., Lkr. Sächsische 
Schweiz- Osterzgebirge. Aktenbestand der LPG „Einigkeit“, Pretzschendorf, Typ I/III, Kr. Dippol-
diswalde. Dokumente. Festschrift zum 25-jährigen Bestehen der LPG, S. 4 und 5. 
 
265 Ebenda. Innere Betriebsordnung und Statut der LPG, § 38 (1), S. 15. 
 
266 Persönliche Tagebuchaufzeichnungen H. Tanneberger sen. aus Kleinhartmannsdorf, Kreis Flöha, 
Bezirk Karl-Marx-Stadt, vom 11.06.1964: 8 Ph/d, 1,84 AE/d für den Pferdeeinsatz am 10.06.1967 
(Ende der Aufzeichnungen), 11 Ph bei 3 ha Kartoffeln häufeln, 1,80 AE/d für den Pferdeeinsatz. Die 
Grundvergütung für jegliche feldwirtschaftliche Arbeiten betrug 0,18 AE/h. 
 
267 Lehrmittelsammlung der Staatlichen Fortbildungsstätte des SMUL Reinhardsgrimma, Lkr. Sächsische 
Schweiz- Osterzgebirge (Kopie in Sammlung M. Janello, Dresden). 
 
268 Kipping, M.: Die Bauern in ... Beucha 2000, S. 112. 
 
269 Ebenda, S. 120. 
 
270 In der LPG „Helmut Just“, Striegnitz, Typ III, Lkr. Meißen (Lommatzscher Pflege), wurden bis zu 
18,- M/AE gezahlt. Die LPG verteilte in späteren Jahren auch materielle Güter als Prämien, z. B. 
Fernsehapparate und Mopeds, um die Überziehung der Vergütung und des Prämienfonds zu ver-     
decken. 
 
271 Umgangssprachlich zumeist das „Individuelle“ genannt. Fälschlicherweise bezeichnete die Umgangs-
sprache, auch im Verwaltungsapparat, ebenso die private Viehwirtschaft der LPG Typ I, als individu-
elle Viehwirtschaft, d. h. der Begriff „individuell“ hatte sich für zwei voneinander unabhängige Tatbe-
stände eingebürgert. Persönliche Hauswirtschaft war auch im LPG Typ I und II zugelassen, wurde 
aber dort lediglich zur Erzeugung von pflanzlichen Produkten genutzt (vgl. Pkt. 3.2.4.1, Beispiel-LPG 
Pretzschendorf, Typ I, Kr. Dippoldiswalde, Bez. Dresden, S. 529 f.). 
 
272 Kipping, M.: Die Bauern in ... Beucha 2000, S.139. 
 
273 Ebenda, S. 110–113. Von der Agrarpropaganda wurde die persönliche Hauswirtschaft sehr oft negativ 
597 
 
belegt und als „aufgebläht“ bezeichnet. 
 
274 Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschaft- und Dienstleistungsgesellschaft mbH. Lkr. Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge. Aktenbestand der LPG „Einigkeit“, Pretzschendorf, Typ I/III, Kr. Dippoldis-
walde. Handakten. 
 
275 (Hg.): Ministerium für Land- und Forstwirtschaft, Sektor Agrarpropaganda: Musterstatuten für land-
wirtschaftliche ... Berlin (Ost) 1959. Ebenso (Hg.): Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der 
SED u. a.: Bündnis der Arbeiter ... (Musterstatuten). Berlin (Ost) 1975, S. 53–56, „Die persönliche 
Hauswirtschaft der Genossenschaftsbauern“ und Musterstatuten, beschlossen auf der IV. Konferenz 
der Vorsitzenden und Aktivisten der LPG (09.–11.12.1955 in Leipzig), bestätigt vom Ministerrat der 
DDR am 09.04.1959, GBl. der DDR, Nr. 26 vom 30.04.1959.  
 
276 Der Ausdruck findet sich im Zusammenhang mit dieser Thematik sehr häufig im offiziellen Sprach-
gebrauch der Medien,  Literatur  und Agrarpolitik. 
 
277 Ulbricht, W.: Zur Geschichte der ... Bd. X 1961 –1962. Berlin (Ost) 1966, S. 218, „Aus dem Bericht 
auf der 14. Tagung des ZK der SED vom 23.–26.11.1961“, vom 23.11.1961.  
 
278 „Bodenordnung“ ist nicht im Sinne der Bodenordnung der heutigen ländlichen Entwicklung zu ver-
stehen, die im Wesentlichen die eigentumsrechtliche Einheit von Gebäude, baulichen Anlagen sowie 
Grund und Boden gesetzlich regelt, sondern zielt auf Disziplin im Betrieb ab. 
 
279 Ulbricht, W.: Zur Geschichte der ... Bd. X 1961–1962. Berlin (Ost) 1966, S. 221, „Ordnung in jeder 
LPG- Grundlage für hohe Erträge”. 
 




282 Ebenda. „Die Aufgaben der Frauenausschüsse“, S. 311.  
 
283 Ahrends, K./Hoell, G.: Die Agrarverhältnisse im ... Berlin (Ost) 1989, S. 16 – 18. Auch in den letzten 
Jahren der DDR nahm die individuelle Kleinproduktion einen großen Umfang ein. Der Anteil am 
staatlichen Aufkommen landwirtschaftlicher Erzeugnisse betrug 1987 bei: 
 Schlachtvieh 14,1 % 
 Wolle  31,3 % 
 Eier  42,4 % 
 Obst  38,2 % 
 Gemüse  25,9 % 
 Die persönliche Hauswirtschaft in den LPG erbrachte etwa die Hälfte der gesamten individuellen 
landwirtschaftlichen Kleinproduktion. Die Kleinproduzenten bewirtschafteten in der DDR eine Bo-
denfläche, die in ihrer Größe der Ackerfläche des Bez. Karl-Marx-Stadt entsprach. Die persönliche 
Hauswirtschaft war aufgrund des Unvermögens der Landwirtschaft, den volkswirtschaftlichen Bedarf 
an Nahrungsgütern und Rohstoffen zu decken, unverzichtbar. Sie nahm etwa 10 % der landwirtschaft-
lichen Marktproduktion ein (Stand 1987).  
 
284 Agrardaten 2000 Sachsen, Sächsisches Staatsministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten. 
 
285 Ebenda, nur heutiges Sachsen. 
 
286 Informations- und Dokumentationsmaterial ... Ordner I. Böhlitz-Ehrenberg, undatiert, Sächsisches 
Staatsarchiv Leipzig: Auflistung der Akten Sächsisches Staatsarchiv Leipzig vom 28.02.1995,           
S. 177–179. 
 
287 Aus den Schreiben der SED BL Leipzig hervorgehende Kostenangaben liegen weit unter diesem 
Wert. 
 
288 Agrargenossenschaft Görzig e. G., Lkr. Meißen. Aktenbestand der LPG „Einheit“, Görzig, Typ III, 
Kr. Großenhain. „Festveranstaltung aus Anlass des 35-jährigen Bestehens der LPG „Einheit“ Görzig 




289 Matthes, E.: Szenarium für die ... Böhlitz-Ehrenberg 1997, S. 28. Offenstall-Bauprogramm: Eine 
Erfindung der Wissenschaftler des SED-Staates. 
 
290 Brendler, D./Klemm, R./Kühlewind, I.: „Von der bäuerlichen Viehhaltung im sächsischen Vierseithof 
zur artgemäßen Haltung und Produktion von und mit Tieren in modernen Stallanlagen“. Oktober 
2001, S. 273–281. 
 
291 Dieser Wert entstammt persönlichen Aufzeichnungen während eines dienstlichen Einsatzes M. J. bei 
der BLN der DDR-Zentrale Berlin, im Sommer 1976. 
 
292 Autorenkollektiv: Handbücherei des Genossenschaftsbauern. Produktion von Rindern (Mast). Berlin 
(Ost) 1967, S. 31 und 32. 
 
293 Piatkowski, B.: Intensivmast früh abgesetzter Kälber ... In: Tierzucht, 22. Jahrgang 1968, H. 1. Berlin 
(Ost) 1968, S. 2. 
 
294 Autorenkollektiv: Handbücherei des Genossenschaftsbauern. Produktion von Rindern (Mast). Berlin 
(Ost) 1967, S. 30–32.  
 
295 Kreisarchiv Döbeln. Signatur 11. Protokolle der Vorstandssitzungen der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, 
Bockelwitz 1963–1967, hier vom 01.04.1966.  
 
296 Autorenkollektiv: Handbücherei des Genossenschaftsbauern. Produktion von Rindern (Mast). Berlin 
(Ost) 1967, S. 28 – 35. 
 
297 Kreisarchiv Döbeln. Signatur 11. Protokolle der Vorstandssitzungen der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, 
Bockelwitz 1963–1967, hier vom 19.09.1967. 
 
298 Ebenda, hier vom 12.11.1966. 
 
299 Ebenda, hier vom 26.04.1967. 
 
300 Ebenda, hier vom 03.03.1967. 
 
301 Ebenda, hier vom 19.09.1967. 
 
302 Engelhard, I.: Probleme der qualitätsgerechten ... In: Tierzucht, 22. Jg. 1968, H. 5 Berlin (Ost) 1968, 
S. 218. 
 
303 Kipping, M.: Die Bauern in ... Beucha 2000, S. 140 und 153. 
 
304 Kreisarchiv Döbeln. Signatur Kartei 24. Protokolle der Vorstandssitzungen der LPG „Klara Zetkin“, 
Typ III, Bockelwitz, hier vom 17.10.1961 und 09.04.1963. 
 
305 Ebenda, hier vom 09.04.1963. 
 
306 Ebenda, hier vom 07.06.1963. 
 
307 Ebenda, hier vom 24.01.1964. 
 
308 Ebenda, hier vom 01.04.1966. 
 
309 Ebenda, hier vom 26.04.1967. 
 
310 Büchner, F.: Produktionssteigerung durch Tuberkulosesanierung ... In: Tierzucht, 19. Jahrgang, H. 11, 








313 Ebenda, S. 573. 
 
314 Persönliche Aufzeichnungen M. J. vom Oktober 1961 in der LPG „Einheit“, Typ III, Sönitz, Kr. Mei-
ßen, Bez. Dresden.  
 
315 Meisinger, G.: Zur Tuberkulosebildung in ... Tierzucht, 21. Jg., 1967, H. 4. Berlin (Ost) 1967, S. 191. 
 
316 Brandsch, H.: Dem VII. Parteitag entgegen. In: Tierzucht, 21. Jahrgang, 1967, H. 1., Berlin (Ost) S. 2. 
 
317 Persönliche Aufzeichnungen M. J. vom Oktober 1961 in der LPG „Einheit“, Typ III, Sönitz, Kr. Mei-
ßen, Bez. Dresden. 
 
318 Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschaft- und Dienstleistungsgesellschaft mbH. Lkr. Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge. Aktenbestand der LPG „Einigkeit“, Typ I/III, Pretzschendorf, Kr. Dippoldis-
walde. Handakten. 
 
319 Bei 25 % Milchverlust nach der Verkalbung, x -Milchverluste lagen bei 20–30 %. 
 
320 Gramer, O.: Ökonomische Auswirkungen der ... In: Tierzucht, 21. Jahrgang, 1967, H. 1, Berlin (Ost) 
1967, S. 15 und 16. 
 
321 Penner, E./Walter, S.: Zur Tbc-Freimachung im ... In: Tierzucht, 21. Jg., 1967, H. 6. Berlin (Ost) 
1967, S. 284–287. 
 
322 Verfügungen und Mitteilungen ... vom 28.09.1962. RL vom 20.08.1962, S. 137. 
 
323 Am Anfang der 1980er Jahre verzeichnete die DDR 6.522 Gemeinden mit rund 12.000 Ortsteilen, in 
welchen etwa 4 Mio. Menschen lebten und arbeiteten (25 % der sächsischen Bevölkerung bewohnten 
rund 60 % der Landesfläche Sachsen). In Sachsen wohnten im Jahre 2003  1,7 Mio. Menschen, das 
entspricht 38 % der Bevölkerung, in Gebieten mit Verdichtungsansätzen und in Gebieten ohne Ver-
dichtungsansätze, d. h. im ländlichen Raum. Laut sächsischem Landesentwicklungsplan 2003 befan-
den sich von 537 Gemeinden 287 (= 53 %) in Gebieten ohne Verdichtungsansätze. Ein nur geringer 
Teil davon lebte in agrarisch geprägten Zonen und arbeitete in der verbliebenen Landwirtschaft. 
 
324 Chronik der LPG Schenkenberg: 15 Jahre LPG ... 1952-1967. Schenkenberg 1967, S. 5. Der Staat 
verwies auf den Bau von 94.668 Wohnhäusern und 142.701 Wirtschaftsgebäuden in der Landwirt-
schaft, welche mit 1.345 Mio. M kreditiert worden waren. Davon wurden wieder 344 Mio. M von Sei-
ten des Staates gestrichen und weitere 2.410  Mio. M allein von 1948–1950 an die Landwirtschaft der 
DDR als Preisstützung für Düngemittel, landwirtschaftliche Erzeugnisse und anderes ausgereicht. In 
späteren Zeiträumen wurden weitere Mio. M für Technisierung, kulturelle Einrichtungen, Ausbildung 




326 Agrargenossenschaft Görzig e. G., Lkr. Meißen. Aktenbestand der LPG „Einheit“, Typ III, Görzig, 
Kr. Großenhain. Protokollbuch der Vorstands-, Vollversammlungs- u. a. Gremiensitzungen, hier vom 
24.08.1962. 
 
327 Chronik der LPG Schenkenberg: 15 Jahre LPG ... 1952–1967. Schenkenberg 1967, S. 63. 
 
328 Auch in anderen LPG hatten sich Kapellen formiert, die jedoch häufig wegen der beruflichen Unver-
träglichkeit der Probeabende, z. B. bei Melkern, nicht lange bestanden. 
 
329 Z. B. E. Koch, Leipzig, oder J. Burkhardt, Dölzig. 
 
330 Kunstfond des Freistaates Sachsen: Enge und Vielfalt-Auftragskunst ... Hamburg 1999. Siebeneicker, 
A.: „Kunstaufträge der Betriebe der DDR“, S. 145 – 147 und Kaiser, P.: „Die Bauern-Galerie der 
VdgB im Ringberghaus Suhl“, S. 318. Ebenso VdgB-Bezirksvorstand Karl-Marx-Stadt: Der Bauern 
beste ... Karl-Marx-Stadt 1988, S. 84. 
 
331 Der Leipziger Kunstmaler Johannes Burkhardt, geb. 1929, war bereits 1959 anlässlich des 10. Jahres-
600 
 
tages der DDR zum „Ehrenmitglied“ (als solche ernannten die LPG verschiedentlich auch Lehrer und 
Bürgermeister, siehe auch Ministerpräsident Otto Grotewohl in Auterwitz) der LPG „Spartakus“, Typ 
III, Dölzig, Kr. Leipzig-Land, ernannt worden, nachdem er als künstlerischer Freiberufler in der LPG 
tätig geworden war. Zwischen der LPG, deren damaliger Vorsitzender ein hohes Interesse für Kunst 
besaß, und dem Kunstmaler Burkhardt bestand 1961 ein unbefristeter „Betriebsvertrag“. (Honorarver-
trag), auf dessen Grundlage der Kunstmaler in der LPG und Gemeinde tätig war. Eigentümer der Bil-
der wurde auf diese Weise die LPG und verfügte über deren Verwendung. Der Künstler leitete neben-
her einen Malzirkel in Dölzig, an dem auch der damalige LPG-Vorsitzende teilnahm. 
 
332 Winkler, J.: „Kulturpolitik“. In: Autorenkollektiv: Die SED-Geschichte ... Berlin 1997, S. 396-398. 
Die Erste Bitterfelder Konferenz fand am 24.04.1959 im Bitterfelder Chemiekombinat statt, Losung: 
„Greif zur Feder Kumpel, die sozialistische Nationalkultur braucht dich!“ Die Zweite Bitterfelder 
Konferenz fand am 24. und 25.04.1964 am selben Ort statt. Auch hier ging es um die Schaffung der 
sozialistischen Nationalkultur, die als Ausdruck der Leninschen Kulturrevolution zu verstehen war. 
Die zweite Konferenz band die Künstler eng an die Arbeitskollektive in Industrie und Landwirtschaft, 
ergab eine Aufhebung der Trennung von Berufs- und Laienkunst, verfügte ein System von Auftrags-
wesen, Betriebsverträgen, Arbeiterfestspielen (auch im ländlichen Raum), Zirkel schreibender Arbei-
ter und schickte viele Künstler in die „Produktion“. Materielle Zeugnisse der Kultur der sechziger Jah-
re sind von den Menschen im ländlichen Raum nicht als solche geachtet und z. T. einer allgemeinen 
materiellen Orientierung geopfert worden, sodass sie kaum noch auffindbar sind. 
 
333 Chronik der LPG Schenkenberg: 15 Jahre LPG ... 1952-1967. Schenkenberg 1967. Das Verfassen von 
LPG-Chroniken war nicht verbreitet, sondern blieb den Jahren ab 1980 zum Zwecke der politisch ver-
ordneten Identitätsstiftung vorbehalten. Eine derartig umfangreiche chronistische Tätigkeit wie in 
Schenkenberg kann den Ausnahmefällen zugerechnet werden. Sie setzte geschichtsinteressierte Men-
schen als Initiatoren voraus, die es in den wenigsten Dörfern gab, da die Probleme der täglichen Ar-
beit der LPG im Vordergrund standen. 
 
334 Ebenda, S. 62. 
 
335 Ebenda, S. 65. Hier werden die häufigen Diebstähle in den LPG angesprochen. 
 
336 Am 03.01.1959 hatte im VE Chemiekombinat Bitterfeld die Brigade „Nikolai Mamai“ dazu aufgeru-
fen, „Brigaden der sozialistischen Arbeit“ zu bilden, die untereinander in ständigen Wettbewerb treten 
sollten. Diese Bewegung hielt bis zum Ende der DDR 1989 an. Der Ursprung dieser Bewegung ist 
den meisten Betroffenen nicht bekannt bzw. geriet in Vergessenheit.  
 
337 Chronik der LPG Schenkenberg: 15 Jahre LPG ... 1952–1967. Schenkenberg 1967, S. 63. 
 
338 LWR des Kreises Freiberg: Bezirksreporter 1–2/68, 8. Jg., Karl-Marx-Stadt 1968, S. 33. 
 
339 Kipping, M.: Die Bauern in ... Beucha 2000, S. 128. 
 
340 Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschaft- und Dienstleistungsgesellschaft mbH., Lkr. Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge. Aktenbestand der LPG „Einigkeit“, Typ I/III, Pretzschendorf, Kr. Dippoldis-
walde. Handakten. 
 
341 Mitteilung des ehemaligen LPG-Vorsitzenden D. Leithold, Dürrweitzschen, im April 2006. 
 
342 Eigmüller, M.: Detailkonzept (Drehbuch) zur Ausstellung. Auterwitz 2003, S. 20. Der Ort des Ge-




344 Ebenda.  
 
345 VdgB Bezirksvorstand Karl-Marx-Stadt: Der Bauern beste ... Karl-Marx-Stadt 1988, S. 207. 
 
346 Kipping, M.: Die Bauern in ... Beucha 2000, S. 134. In anderen LPG des Typs III in den sächsischen 
Bezirken verhielt es sich ähnlich, z. B. ist aus einer der stabilen LPG des Bez. Karl-Marx-Stadt ein 
Preis von 0,85 M/Portion überliefert, wobei sich die Selbstkosten auf 1,50 M/Portion beliefen. Diese 




347 Parteileitung der LPG, Federführung Gen. Waitzmann: Chronik der LPG ... Entwurf. Auterwitz 1985, 
unpag., unveröffentlicht. Ebenso Konzeption zur überarbeiteten Ausstellung im Agrarmuseum Um-
weltzentrum Ökohof Auterwitz, Lkr. Döbeln. 
 
348 LWR des Kreises Freiberg.: Bezirksreporter 1-2/68, 8. Jg. 1968. Karl-Marx-Stadt 1968, S. 36–38. 
Beitrag von D. Kirchen. 
 
349 Parteileitung der LPG, Federführung Gen. Waitzmann: Chronik der LPG ... Entwurf. Auterwitz 1985, 
unpag., unveröffentlicht, Verhältnis LPG und Kinder. 
 
350 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 578.  
 
351 Parteileitung der LPG, Federführung Gen. Waitzmann: Chronik der LPG ... Entwurf. Auterwitz 1985, 
unpag., unveröffentlicht. 
 
352 Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschaft- und Dienstleistungsgesellschaft mbH., Lkr. Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge. Aktenbestand der LPG „Einigkeit“, Typ I/III, Pretzschendorf, Kr. Dippoldis-
walde. Dokumente. 
 
353 Aktenbestand der KOG „Oberes Müglitztal“, Kr. Dippoldiswalde. In: Sammlung G. Hanzsch, Bären-
stein, Lkr. Sächsische Schweiz-Osterzgebirge. Vgl. Pkt. 6.3, Anlagen, Dokumente. Beschreibung der 
Frauentagsfeier der KOG „Oberes Müglitztal“, Kr. Dippoldiswalde, am 09.03.1967 (M. J.) S. 779. 
 
354 Mitteilung des ehemaligen LPG-Vorsitzenden R. Langner, Dahlen, am 27.07.04. 
 
355 Dessen ungeachtet folgten diese LPG einer staatlichen Regelung, wonach sie verpflichtet waren, Zu-
führungen zum sogenannten K- und S-Fonds (Kultur, Soziales und Prämien) zu tätigen. 
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3.3 Ergebnisse der LPG, 1965 bis 1969 
 
Die weitere Entwicklung der in den Kollektivierungskampagnen gegründeten LPG ließ 
nicht die Vorteile einer intensiven landwirtschaftlichen Großproduktion erkennen. Die 
Versorgungsprobleme waren mit dem überstürzten Kollektivierungsabschluss 1960 nicht 
gelöst worden. Für eine Produktion mit landwirtschaftlichen Großbetrieben fehlten in der 
DDR trotz Leistungen der landtechnischen, der Chemie- und Baustoffindustrie die materi-
ellen Voraussetzungen. Die ideellen Voraussetzungen fehlten ohnehin, vor allem in den 
Südbezirken der DDR, aufgrund der traditionsgebundenen Eigentumsverhältnisse und   
Agrarstruktur.  
 
Dennoch, so schätzten Agrar- und Wirtschaftsexperten der DDR und auch kompetente 
Vertreter aus Parteikreisen ein, wären höhere Steigerung der Erträge, des Marktaufkom-
mens, des Betriebsergebnisses sowie der Effizienz bei Bereitschaft der Verantwortungsträ-
ger zu Änderungen in der Agrarpolitik möglich gewesen. Zum Beispiel hatte Kurt       
Viehweg als Agrarökonom und ehemaliger Sekretär für Landwirtschaftspolitik des ZK der 
SED Mitte der fünfziger Jahre auf die Lösung der Agrarfrage durch Beibehaltung des ein-
zelbäuerlichen Sektors neben der Entwicklung des „genossenschaftlichen“ Sektors hinge-
wiesen. Er ging sowohl von der Stärkung der materiellen Basis der einzelbäuerlichen Be-
triebe als auch der Entwicklung eines vielfältigen Genossenschaftswesens ohne staatlichen 
Dirigismus aus.1 Damit stieß er an die Grenzen des Möglichen, da mit einer anderen als der 
administrativen stalinistischen Wirtschaftspolitik unwillkürlich die „führende Rolle der 
SED“ ausgeschaltet gewesen wäre.  
 
Diskussionen über jegliche andere Denkmodelle lehnte die SED in allen Entwicklungs-
etappen der Landwirtschaft und der LPG ab. Sie vergab sich damit die Chance, das LPG-
Modell zu einer betriebs- und volkswirtschaftlich akzeptablen Betriebsform zu gestalten.    
  
Hinsichtlich der Befindlichkeit der arbeitenden Menschen in den LPG hatte sich folgendes 
Bild ergeben. 
 
Auch in der zweiten Hälfte des Untersuchungszeitraumes waren die LPG-Mitglieder for-
mal gesehen gleichberechtigte Genossen und Mitglieder eines kollektivwirtschaftlich orga-
nisierten Betriebes geblieben, aber, real betrachtet, zum Lohnarbeiter abgesunken. Sie fühl-
ten sich auch als solche. Obwohl es zur Identifikation mit der eigenen, ursprünglichen LPG 
gekommen war, hatte sich kaum ein kollektives Besitzdenken eingestellt. Insofern hatte die 
SED-Agrarpolitik eine bewusstseinsmäßige Zwischenstation auf dem Wege zur Verstaatli-
chung der Landwirtschaft erreicht. 
 
Es war eher Idealismus zu glauben, dass die Vorbilder, wie die aus der Sowjetunion reich-
lich zitierten oder der eigenen „Star-LPG“, Wunder bewirken können. Nicht konsolidierte 
LPG wurden deshalb „von oben“ doktriniert, in Kooperationsgemeinschaften unterge-
bracht und deren betriebswirtschaftliche Ergebnisse nivelliert.  
 
Die Prinzipien des NÖSPL haben die Beschäftigten der LPG kaum berührt, obwohl kurz-
fristig Steigerungen bei der Fondszuführung und auch bei der Konsumtion eingetreten wa-
ren.  
 
Die im Zusammenspiel von Partei und Staat erlassenen ökonomischen Regelungen in An-
wendung sogenannter objektiver ökonomischer Gesetze des Sozialismus hatten Auswir-
kungen auf die Menschen in den Dörfern, ohne dass sie sich dessen bewusst waren, und 
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begannen deren Arbeits- und Lebensverhältnisse zu verändern. Das Eigentümerbewusst-
sein der ehemaligen Bauern war ebenso geschwunden wie auch das Selbstverantwortungs- 
und Risikoempfinden gegenüber dem Betrieb. 
 
Um einen Überblick über die regionale landwirtschaftliche Struktur vermitteln zu können, 
wird mit nachstehender Tabelle in die Untersuchung der materiellen Ergebnisse der LPG-
Entwicklung in der zweiten Hälfte des Untersuchungszeitraumes eingeführt. Die Übersicht 
verdeutlicht den Rückgang des staatlichen Aufkommens an Agrarprodukten in den Jahren 
































































Kennziffer Einheit Bez. Dresden Bez. Leipzig Bez. Karl-Marx-Stadt 
    1955 *1 1960 *1 1964 *2 1965 *2 1969 *1 1955 *1 1960 *1 1964 *2 1965 *2 1969 *1 1955 *1 1960 *1 1964 *2 1965 *2 1969 *1
Nutzfläche (LN) 
 Tha 413,6 410,3 408,5 407,5 403,9 368,2 361,9 357,0 355,4 352,1 355,7 348,9 346,3 345,7 341,7
dar. Ackerland (AL) " 307,3 299,1 292,1 291,0 281,6 308,3 299,8 293,1 291,8 288,2 261,6 248,8 237,9 236,4 224,2
dar. Grünland (GL) " 82,4 87,0 94,0 94,4 100,5 41,2 45,9 47,5 47,1 47,2 74,4 82,6 92,2 93,4 101,5
Hektarertrag dt/ha  
       Getreide " 25,9 29,9 25,2 28,3 30,9 29,3 32,8 28,1 33,5 34,3 26,0 29,6 28,1 28,0 31,6
       Kartoffeln " 131,2 205,0 187,1 144,0 156,5 138,1 198,4 177,1 172,0 149,4 150,2 219,2 205,5 170,5 178,0
       Zuckerrüben " 302,4 301,0 299,2 226,3 257,9 309,6 323,0 260,8 299,2 241,4 310,4 273,5 225,5 230,7 244,9
Viehbestand TStck.  
       Rinder " 346,5 387,4 391,1 394,9 441,5 235,5 312,8 304,3 308,6 337,5 315,0 357,7 354,9 357,1 390,2
       dar. Kühe " 206,9 206,5 199,2 199,2 200,9 136,7 145,4 141,3 143,2 141,6 191,0 184,1 180,5 180,8 180,7
       Schweine " 599,4 515,3 568,2 569,1 549,0 616,3 594,6 594,2 595,0 628,1 467,3 411,4 450,3 448,9 459,2
Viehbesatz Stck./ 100 ha LN  
       Rinder " 83,7 94,4 95,7 96,9 109,3 68,8 86,4 85,2 86,8 96,0 88,6 102,5 102,5 103,3 114,2
       dar. Kühe " 50,0 50,3 48,8 48,9 49,7 37,1 40,2 39,6 40,3 40,3 53,7 52,8 52,1 52,3 52,9
       Schweine " 144,9 125,5 139,1 139,6 135,9 167,3 164,2 166,4 167,4 178,6 131,4 117,9 130,0 129,9 134,4
Staatliches Aufkommen kg/ha LN  
        Getreide " 353,2 306,9 300,9 322,0 298,6 464,2 414,2 444,9 475,6 474,5 287,6 247,9 239,8 249,7 205,8
        Kartoffeln " 636,0 641,7 804,0 665,1 777,1 551,1 577,9 704,7 693,7 687,0 596,7 598,0 660,5 621,5 817,7
        Zuckerrüben " 344,2 644,0 618,7 442,3 376,5 1.264,9 1.646,2 1.352,6 1.492,4 991,8 64,2 176,4 148,0 135,6 66,5
        Schlachtvieh " 167,6 199,4 228,2 241,4 290,0 157,7 210,1 244,8 253,8 317,1 167,9 196,3 235,6 247,8 283,0
        Milch (3,5% Fett) " 753,9 1.146,6 1.179,0 1.289,8 1.488,3 629,1 947,1 990,3 1.075,3 1.284,8 726,0 1.165,0 1.235,1 1.330,5 1.608,6
 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 89-91 







Die im Zuge der Konsolidierungsbestrebungen begonnenen Verschmelzungen und An-
schlüsse von LPG2 sind in den weiteren zwei Phasen der LPG-Entwicklung nicht nur im 
Sinne der anfänglichen strukturellen, betrieblichen „Festigung“, sondern auch im Sinne 
von „Spezialisierung und Konzentration der Produktion“ zu sehen. Mit Wirksamwerden 
des NÖSPL setzte neben einer eher zurückhaltenden Spezialisierung, soweit sie aufgrund 
der volks- und planwirtschaftlichen Anforderungen an die Erzeugung von Agrarprodukten 
überhaupt möglich war, eine zunehmende Konzentration innerhalb der betrieblichen Struk-
turen ein. Diese Konzentration äußerte sich in den sächsischen Bezirken in der Abnahme 
der Anzahl der LPG und der Änderung ihres Flächenanteils, vor allem der LPG des             
Typs I/II, wobei zwischen den Bezirken eine Differenzierung zu beobachten ist. Bis 1969 
reduzierte sich die Anzahl der LPG Typ I/II auf einen Bestand in den Bezirken 
Dresden  37,6 %, 
Leipzig  44,6 %  
Karl-Marx-Stadt 50,4 % 
gegenüber dem Bestand des Jahres 1965. Im Vergleich dazu kam es in der gesamten DDR 
per 31.12.1965 zu einem Rückgang bei diesen zwei LPG-Typen auf 46,7 % des Ausgangs-
bestandes. Das bedeutete, im Bezirk Dresden waren 394, im Bezirk Leipzig 315 und im 
Bezirk Karl-Marx-Stadt 341 LPG Typ I/II verblieben. Am deutlichsten vollzog sich deren 
Rückgang im Bezirk Dresden mit 62,4 % des Ausgangsbestandes, d. h. von 1.047 LPG 
dieses Typs waren zu Ende des Jahres 1969 nur noch 394 „am Leben“. 
 
Bei den LPG vom Typ III hielt sich der Bestand stabiler, da diese personell günstiger struk-
turiert waren und nicht an Überalterung litten. Die Rückgänge gegenüber 1965 bewegten 
sich beim Typ III in den drei sächsischen Bezirken in engeren Grenzen als beim Typ I/II:  
 Dresden um 22,8 % 
 Leipzig um   9,9 %  
Karl-Marx-Stadt  um   4,9 % 
 
Im Bezirk Dresden registrierten die Landwirtschaftsbehörden Ende 1968 nur noch 1.094 
LPG, davon 684 vom Typ I/II und 410 vom Typ III.3 Es hatten ca. 30 % der LPG des Jah-
res 1965 aufgegeben. Auch hierbei zeichneten sich große Unterschiede zwischen den Regio-
nen ab. 
 
Einen hohen Anteil Typ I von 71,1 % registrierte insbesondere der Landkreis Dresden 
einschließlich der Bezirkshauptstadt, welcher 16 LPG Typ I bzw. 19,3 % aller LPG Typ I 
des Kreises aufwies. Im Bezirk Dresden befanden sich neben der Hauptstadt weitere Städ-
te mit LPG Typ I wie Görlitz, Pirna, Riesa und Großenhain, d. h. eine Häufung trat in den 
Ballungsgebieten auf. In den politischen Grenzen der Bezirkshauptstadt Dresden befanden 
sich 11 LPG Typ I (1 = 8,6 % der LPG Typ I des Kr. Dresden-Land) und 5 LPG Typ III 
(= 20,8 % der LPG Typ III des Kreises Dresden-Land). Hierbei handelte es sich jedoch 
um kleine Typ-I-LPG mit z. T. nur rd. 50 ha LN Flächenausstattung, die Anfang der sieb-
ziger Jahre die bereits beschriebenen Wege des Typs I gegangen waren. Insgesamt lagen 
im Bezirk Dresden 52 (= 0,5 % aller LPG) in städtischen Gemarkungen. Der Anteil des 
Typs I an den stadtnahen LPG betrug 67,3 %, der des Typs III 32,7 % an der Gesamtzahl 
der LPG des Bezirkes. Hinsichtlich dieser Struktur dürfte ein deutlicher Unterschied zu 
den Kreisen der nördlichen Bezirke der DDR bestanden haben. Am Ende des Untersu-
chungszeitraumes betrug der Typ-I/II-Anteil, bezogen auf die Anzahl der LPG gesamt, im 
Bezirk Dresden 62,1 % im Gegensatz zum Typ III-Anteil mit 37,9 %. An der Spitze des 
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Anteils von Typ-I-LPG lagen die Kreise Kamenz und Sebnitz mit 75,7 bzw. 75,0 %. 
 
Der sich infolge des einsetzenden Spezialisierungs- und Konzentrationsprozesses ab-
zeichnende Rückgang der LPG vom Typ I/II führte trotzdem noch nicht zur zahlenmäßi-
gen Dominanz der LPG vom Typ III. Hinsichtlich des Flächenanteils hatte sich jedoch 
eindeutig in allen drei sächsischen Bezirken eine Dominanz des Typs III, die von 1965 an 
ständig stieg, herausgebildet. Der Flächenanteil des Typs III an der LN der Gesamtheit der 
LPG in den sächsischen Bezirken lag am Ende des Jahres 1969 bei mehr als 70 %. 
 
Mit dem Rückgang der Anzahl der LPG während der zweiten und dritten Phase der total 
kollektivierten sozialistischen LPG-Entwicklung ging eine Flächenanteilsänderung der 
LPG-Typen einher. Sie betraf die drei sächsischen Bezirke mit folgenden Größenord-
nungen (in Prozent). 
 
 1965 1969 Differenz 
LPG Typ I/II      Typ III Typ I/II       Typ III Typ I/II      Typ III 
Dresden    52,9              47,1    28,2           71,8 ./. 24,7    + 24,7 
Leipzig    29,9              70,1    17,2            82,8 ./. 12,7    + 12,7 
Karl-Marx- Stadt    53,2              46,8    28,0           72,0 ./. 25,2    + 25,2 
 
Die Übersicht zeigt, dass der größte Flächenrückgang bei den LPG Typ I/II und zugleich 
die größte Flächenzunahme bei den LPG Typ III im kleinstrukturierten Bezirk Karl-
Marx-Stadt stattgefunden hatte. 
 
Ähnlich hatte es sich im Bezirk Dresden verhalten.  
 
Die Abweichungen des Bezirkes Leipzig erklären sich aus einer von vornherein anderen 
bäuerlichen Betriebsstruktur, die eher den mitteldeutschen als den obersächsischen Ver-
hältnissen entsprach. 
 
Die durch die Flächenanteilsveränderung ausgelöste Entwicklung hielt an, solange die 
LPG ihren Status, der auf dem einheitlichen Produktions- und Reproduktionsprozess be-
ruhte, erhalten konnten. Am Ende des Jahres 1969 hatte die 1966 einsetzende Kooperation 
in der gesamten DDR ein Flächenausmaß von 960.330 ha LN kooperativer Einrichtun-
gen der Pflanzenproduktion erreicht. In den drei sächsischen Bezirken belief sich die 
kooperativ bewirtschaftete Fläche auf 120.092 ha, die sich folgend auf die drei Bezirke 
verteilte: 
Dresden 35.237 ha 
Leipzig 30.845 ha 
Karl-Marx-Stadt 54.010 ha 
 
Damit beteiligten sich die sächsischen LPG an der kooperativen Flächennutzung in der 
DDR zu 12,5 %. In den großflächiger strukturierten Gebieten des Nordens lag der Anteil 
der kooperativ bewirtschafteten Fläche höher. 
 
Bereits 1968 hatten sich im Bezirk Dresden 63 kooperative Einrichtungen, darunter 32 
KOG, die sich vor allem auf die Feldwirtschaft konzentrierten, gebildet. In diesem Bezirk 
traten hinsichtlich der Entwicklung kooperativer Verbünde die Kreise Kamenz, Dippol-
diswalde und Bischofswerda hervor. Sogar im Umfeld der Bezirkshauptstadt, im „Kragen-
Kreis“ Dresden-Land,4 hatten sich bereits vier Kooperationen entwickelt, obwohl jene LPG 
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teilweise ob ihrer zögernden Entwicklung im Sinne der Agrarpolitik in die Kritik seitens 
der Obrigkeit geraten waren. Hingegen hatten sich die LPG in den Oberlausitzer Kreisen 
wie Görlitz, Niesky, Löbau und Zittau von den zumeist administrativ angeschobenen Ko-
operationswellen zurückgehalten, was auf einen gewissen Konservatismus in jenen ausge-
sprochen agrarisch geprägten Gebieten schließen lässt (vgl. Tabelle 60, S. 610). Die 
These des dem Süden der DDR eigentümlichen Konservatismus im ländlichen Raum wird 
auch dadurch gestützt, dass 1968 im Bezirk Dresden noch fünf LPG des Typs II existier-
ten und sich zwei LPG des Typs I bis 1990 gehalten hatte.5 
 
Indem sich die totale Umwandlung der LPG zu kooperativen Einheiten und im weiteren 
die Trennung in kooperativ wirtschaftende Pflanzen- und Tierproduktionsbetriebe voll-
zogen hatte, erübrigt sich eine weitere Betrachtung von Anzahl und Flächenumfang sowie 
Flächenanteil der LPG.6 Am Ende der sechziger Jahre waren die LPG in eine Überlei-
tungsphase zur totalen Veränderung der bisherigen Agrarstruktur eingetreten. Als solche 
ist auch die dritte Phase innerhalb der zweiten Etappe der LPG-Entwicklung zu bezeich-
nen. 
 
Im Ergebnis der Entwicklung der LPG und fortschreitender kooperativer Beziehungen 
zwischen den LPG entstanden am Ende des Untersuchungszeitraumes bereits Kooperative 
Abteilungen Pflanzenproduktion (KAP). Diese Betriebe sollten die Landwirtschaft letzt-
endlich in „kooperatives Eigentum“ als die „höhere Form des landwirtschaftlichen 
Gruppeneigentums“ überführen, um damit die Grundvoraussetzungen für einen weiteren 


























































dav. LPG Typ I und II dav. LPG Typ III 
Anzahl LN der LPGgesamt 
Anteil an der






LN d. LPG 
Anteil an der 
Ges.-LN 
ha   ha % ha % % ha % %
Spalte   1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
      
Sp.5+Sp.9 Sp.6+Sp.10 Sp.3 : Sp.1, Sp.8+Sp.12 






    Sp.10 : Sp.3,
Sp.7+Sp.11
=100%
Sp.10 : Sp.1, 
Sp.8+Sp.12 
=Sp.4
 DDR 6.376.384 15.139 5.455.274 85,6 8.973 1.721.286 31,6 27,0 6.166 3.733.988 68,4 58,6 
1965 *1 Bez. Dresden 409.316 1.543 350.025 85,5 1.047 185.291 52,9 45,3 496 164.734 47,1 40,2 
 Bez. Leipzig 356.004 1.068 304.489 85,5 676 91.044 29,9 25,6 392 213.445 70,1 59,9 
  Bez. Karl-Marx- 
Stadt 
345.229 1.098 304.770 88,3 770 162.000 53,2 46,9 328 142.770 46,8 41,4 
 DDR *5 6.340.315 14.216 5.452.739 86,0 8.157 1.643.357 30,1 25,9 6.059 3.809.382 69,9 60,1 
1966 *2 Bez. Dresden 406.600 1.446 348.767 85,8 973 179.041 51,3 44,0 473 169.726 48,7 41,8 
 Bez. Leipzig *6 354.569 979 303.376 85,5 596 81.633 26,9 23,0 383 221.743 73,1 62,5 
  Bez. Karl-Marx- 
Stadt 
344.200 1.033 304.530 88,5 720 156.330 51,3 45,4 313 148.200 48,7 43,1 
 DDR *5 6.327.283 13073 5433230 85,9 7129 1.505.660 27,7 23,8 5944 3.927.570 72,3 62,1 
1967 *3 Bez. Dresden 406.200 1290 348805 85,8 845 168.319 48,3 41,4 445 180.486 51,7 44,4 
 Bez. Leipzig *7 353.359 880 303266 85,8 506 72.242 23,8 20,4 374 231.024 76,2 65,4 
  Bez. Karl-Marx- 
Stadt 
343.000 896 302842 88,3 595 138.604 45,8 40,4 301 164.238 54,2 47,9 
 DDR *5 6.313.229 11.513 5.416.081 85,8 5754 1.289.333 23,8 20,4 5759 4.126.748 76,2 65,4 
1968 *4 Bez. Dresden 405.700 1.074 346.829 85,5 660 139.843 40,3 34,5 414 206.986 59,7 51 
 Bez. Leipzig *8 352.299 790 302.187 85,8 424 61.659 20,4 17,5 366 240.528 79,6 68,3 
  Bez. Karl-Marx- 
Stadt 
342.000 773 300.695 87,9 482 116.352 38,7 34,0 291 184.343 61,3 53,9 
 DDR 6.301.706 9.836 5.410.666 85,9 4186 883.932 16,3 14,0 5650 4.526.734 
*9 83,7*9 71,8*9 
1969 *5, 10 Bez. Dresden 403.851 777 346.029 85,7 394 87.767 25,4 21,7 383 258.262 
*9 74,6*9 63,9*9 
 Bez. Leipzig 351.682 671 301.187 85,6 315 46.464 15,4 13,2 356 254.723 
*9 84,6*9 72,4*9 
  Bez. Karl-Marx- 
Stadt 
341.696 653 301.602 88,3 341 69.370 23,0 20,3 312 232.232 *9 77,0*9 68,0*9 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 259-264 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 257-262 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 257-260 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 180-184 
 *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 179-181, 184, 185 
 *6 Statistisches Jahrbuch 1967, Bezirk Leipzig, S. 168 - 176 
 *7 Statistisches Jahrbuch 1968, Bezirk Leipzig, S. 157, 160, 164, 165 
 *8 Statistisches Jahrbuch 1969, Bezirk Leipzig, S. 135, 136, 139 
Anmerkung: *9 Ohne Berücksichtigung kooperativer Einrichtungen der Pflanzen-
produktion, deshalb Differenzbeträge. 1968 wurden von der Statis-
tik noch keine kooperativen Einrichtungen der Pflanzenproduktion 
verzeichnet, obwohl es diese bereits gab. 
Deshalb sind die Anteile an der Ges.-LN ab 1969 geringer 
Ergänzung: *10 1969 wurden in der DDR bereits 960.330 ha LN in kooperativen 
Einrichtungen der Pflanzenproduktion bewirtschaftet: 
 dar. Bez. Dresden 35.237 ha LN 
 dar. Bez. Leipzig 30.845 ha LN 































Kreis Anzahl Typ I Typ II Typ III kooperative 
*3 
Einrichtungen Bemerkungen 
Bautzen     99 64 1 34 3 Gemeinde Lauske *2 
dar. Bautzen, Stadt      2 2 - - .   
Bischofswerda     56 36 - 20 11 dar. 6 Kooperationen 
Dippoldiswalde     54 32 - 22 10 dar. 8 Kooperationen 
dar. Dipps., Stadt       1 1 - - .   
Dresden     83 59 - 24 4 dar. 4 Kooperationen 
dar. Dresden, Stadt     16 11 - 5 . Stadtbezirke Dresden 
Freital     54 31 - 23 3 dar. 2 Kooperationen 
dar. Freital, Stadt       3 2 - 1 .   
Görlitz     56 26 - 30 1   
dar. Görlitz, Stadt       5 4 - 1 .   
Großenhain     98 60 - 38 -   
dar. Großenh., Stadt       4 3 - 1 .   
Kamenz    103 78 - 25 16 dar. 9 Kooperationen 
dar. Kamenz, Stadt        3 - - 3 .   
Löbau      79 62 - 17 1 Gemeinde Cunewalde mit 8 LPG Typ I 
dar. Löbau, Stadt        1 1 - - . dar. 1 Kooperation 
Meißen      86 36 1 49 2 Gemeinde Wahnitz-Mettelwitz *2 
dar. Meißen, Stadt        1 1 - - .   
Niesky      46 20 - 26 1   1 ZGE *3 
dar. Niesky, Stadt        1 - - 1 .   
Pirna      89 54 3 32 3 dar. 2 Kooperationen 
dar. Pirna, Stadt        6 4 - 2 . Gemeinde Naundorf, Schöna, Göppersdorf *2 
Riesa      86 44 - 42 3 3 ZGE Legehennenhaltung; 
Gemeinde Zschaiten 3 LPG Typ I dar. Riesa, Stadt        5 2 - 3 .
Sebnitz      52 39 - 13 4 Gemeinde Berthelsdorf 
dar. Sebnitz, Stadt        3 3 - - . 3 LPG Typ I 
Zittau      53 38 - 15 1 Gemeinde Seifhennersdorf 4 LPG Typ I, 
dar. Zittau, Stadt        1 1 - - . Gemeinde Hainewalde 4 LPG Typ I 
Bezirk Gesamt 1.094 679 5 410 63 dar. 32 Kooperationen *4, 5 
dar. Städte *6      52 35 17 .   
Quelle: *1 Staatliche Zentralverwaltung für Statistik, Bezirksstelle Dresden: Betriebsverzeichnis   
       der Landwirtschaftsbetriebe des Bezirkes Dresden (Stand 15.05.1968) 
 
Anmerkungen: *2 LPG Typ II 
*3 Einschließlich Hilfs- und Nebenbereiche im Primärproduktionsbereich (Feldwirtschaft, 
z. T. auch Viehwirtschaft) 
    *4 Kooperation als Sammelbegriff für KOG 
*5 Es werden solche Kooperationen genannt, die mehrere LPG mit Feld- und Viehwirt-
schaft umfassen. Kooperative Einrichtungen insgesamt enthalten neben der Primärpro-
duktion auch andere kooperative Einrichtungen der Hilfs- und Nebenzweige der LPG 
*6 Kooperative Einrichtungen in den politischen Grenzen der Städte sind von der Statistik 





Tabelle 60: Verteilung und Anteil der LPG-Typen in den Kreisen des Bezirkes Dresden, 










Diese Zahlen verdeutlichen den hohen Bestand der Stadt-LPG und deren hohen Typ-I-
Anteil, der mit den Typ-I-geprägten Regionen im Bezirk vergleichbar ist. 
 
4,8 % der LPG des Bezirkes Dresden befanden sich auf städtischen Gemarkungen. 
Kreis Typ I Typ II Typ III Bemerkungen *2 
Bautzen 64,6 0,1 34,3   
Bischofswerda 64,3 - 35,7   
Dippoldiswalde 59,3 - 40,7   
Dresden, Stadt und 
Land 71,1 - 28,9 
11 LPG Typ I und 5 LPG Typ III in 
der Stadt, 19,3 % der LPG des Krei-
ses in der Stadt, 13,3 % LPG Typ I 
des Kreises in der Stadt 
Freital 57,4 - 42,6   
Görlitz 46,4 - 53,6 
4 LPG Typ I und 1 LPG Typ III in 
der Stadt, 8,9 % der LPG des Krei-
ses in der Stadt, 15,4 % der LPG 
Typ I des Kreises in der Stadt 
Großenhain 61,2 - 38,8 
4 LPG in der Stadt, ≙ 4,1 % der
LPG des Kreises, 5,0 % der LPG 
Typ I des Kreises in der Stadt 
Kamenz 75,7 - 24,3   
Löbau 78,5 - 21,5   
Meißen 41,9 1,1 57,0   
Niesky 43,5 - 56,5   
Pirna 60,7 3,3 36,0   
Riesa 51,2 - 48,8 5,8 % der LPG in der Stadt, 5 % der 
LPG Typ I des Kreises in der Stadt 
Sebnitz 75,0 - 25,0   
Zittau 71,7 - 28,3   
x -Gesamt Bezirk  62,1 0,4 37,5   
Quelle: *1 Staatliche Zentralverwaltung für Statistik, Bezirksstelle Dresden. Betriebsverzeichnis der Landwirt-
schaftsbetriebe des Bezirkes Dresden (Stand 15.05.1968). Vgl. Tabelle 59, S. 609 
  
Anmerkung: *2 „Stadtnahe“ LPG insgesamt 52, dav. 35 LPG Typ I, dar. 11 in Dresden = 13,3 % der Typ I des Kreises 
bzw. 67,3 % der LPG Kr. Dresden-Stadt, 17 LPG Typ III, dar. 5 in Dresden = 6,0 % der Typ III des Krei-





Gegen Ende der zweiten Entwicklungsetappe der LPG hatte sich im Rahmen des Entwick-
lungstrends zu größeren Betrieben durch Verschmelzung und Anschluss zu kooperativen 
Einrichtungen und KOG die nach dem „sozialistischen Frühling“ entstandene Betriebs-
struktur wesentlich verändert. Dies betraf nicht nur die südlichen Bezirke der DDR. In den 
nördlichen Bezirken hatten sich Betriebsvergrößerungen vollzogen, die auf der ohnehin 
schon erheblich größeren, ehemals gutswirtschaftlichen Struktur beruhten.  
 
Der ausgeprägte Mittelbauernstand in den sächsischen Regionen ließ in den Kollekti-       
vierungswellen der fünfziger Jahre einen hohen Anteil von LPG des Typs I mit kleineren 
Betriebsgrößen entstehen. Zum Beispiel befanden sich in der Gemeinde Cunewalde, Kr. 
Löbau, neben mehreren LPG Typ III acht LPG des Typs I. In anderen Gemeinden der 
Oberlausitz wirtschafteten bis zu 13 LPG beiden Typs. Es versteht sich von selbst, dass es 
sich hier um nur sehr kleine Betriebsgrößen handeln konnte. 
 
Die hohe Ausstattung der sächsischen Bezirke mit den LPG des Typs I hatte demzufolge 
eine Betriebsstruktur in der kollektivwirtschaftlichen Landwirtschaft ergeben, die sich vom 
Norden der DDR wesentlich unterschied. Als Folge des Vorherrschens der LPG Typ I ist 
die Betriebsgrößenentwicklung in den drei sächsischen Bezirken der DDR, die von ande-
ren Bezirken der DDR z. T. erheblich abwich, zu betrachten. 
 
Es würde den Rahmen dieses Kapitels und der Studie übersteigen, den verschiedenen Ur-
sachen nachzugehen. Wesentlich ist, dass die Betriebsstruktur in den sächsischen Bezirken 
ihren Anfang mit der sächsischen Agrarreform zu Anfang des 19. Jahrhunderts nahm. Eine 
der Ursachen ist aber auch in den naturgegebenen Bedingungen, wie Klima und Oberflä-
chengestalt zu suchen. So findet sich z. B. die starke Ausbildung von LPG des Typs I auf-
fälligerweise in den sächsischen Mittelgebirgen, wo von vornherein eher kleinbäuerliche 
Betriebe anzutreffen waren, die zwangsläufig unter kollektivwirtschaftlichen Bedingungen 
geringere Betriebsgrößen ergaben. Des Weiteren spielten ethnografische Herkunft, Reli-  
gion, Sozialstruktur und Mentalität der Bevölkerung eine nicht unbedeutende Rolle bei der 
Herausbildung von Betriebsgrößen in den sächsischen Bezirken. Zwischen den sächsischen 
Kreisen und Bezirken sowie geografischen Zonen lassen sich dabei Unterschiede nachwei-
sen. Innerhalb der drei Bezirke nimmt der Bezirk Leipzig immer eine gesonderte Stellung 
ein, da es sich hierbei hauptsächlich um Kreise in der größer strukturierten Leipziger Tief-
landsbucht handelt. 
 
Wie die Tabelle 62, S. 614 ausweist, lagen die LPG der sächsischen Bezirke in den Jahren 
1965–1969 ständig zu 3–4 % unter dem Durchschnitt der DDR hinsichtlich des kollektiv-
wirtschaftlichen Flächenausnutzungsgrades, welcher etwa 88 % betrug. Das bedeutete, 
dass nur 82–85 % der LN der LPG kollektiv genutzt wurden und der Rest „individuell“,     
d. h. über die in Sachsen ausgeprägte persönliche Hauswirtschaft.7   
 
Als ein weiteres typisches Merkmal der LPG in den sächsischen Regionen zeigten sich die 
unter dem Durchschnitt der DDR liegenden Betriebsgrößen. Aus Tabelle 62 zusammenfas-
send werden die Betriebsgrößen der drei Bezirke mit dem Durchschnitt der DDR vergli-
chen. So betrug die Flächenausstattung je LPG der sächsischen Bezirke in der zweiten 




 1965 1966 1967 1968 1969 
Dresden 63,0 62,8 64,9 68,4 72,7 
Leipzig 79,0 80,6 82,7 81,1 82,4 
Karl-Marx-Stadt 77,0 76,7 81,1 82,4 83,8 
 
Im DDR-Durchschnitt hatten die Betriebsgrößen von 1965 zu 1969 um 52,4 % zugenom-
men. In den sächsischen Bezirken nahm die Flächenausstattung der LPG zu jener Zeit in 
den Bezirken folgendermaßen zu (in Prozent): 
Dresden  um 76,0 
Leipzig um 59,1 
Karl-Marx-Stadt  um 66,0 
Das heißt, aufgrund ihrer geringeren Ausgangsgröße nahmen die Betriebsgrößen in den 
sächsischen Bezirken mehr zu als bei den LPG im DDR-Durchschnitt. 
 
Diese wie auch die Zahlenangaben aus Tabelle 62, S. 614 sind jedoch nur bedingt aussage-
fähig, da es sich hierbei um Zahlen für alle LPG-Typen handelt. Das Verfahren der Durch-
schnittsberechnung ist deshalb nur eingeschränkt zulässig, da es hinsichtlich der Be-
triebsgrößen zwischen LPG vom Typ I und Typ III erhebliche Unterschiede gab. 
 
Die kleinste LPG in der zweiten Hälfte des Untersuchungszeitraumes fand sich bei den 
Recherchen für vorliegende Arbeit zu Beginn der Kooperation im Kreis Delitzsch mit      
25 ha LN und die größten LPG in der Betriebsgrößengruppe > 2000 ha LN mit einem Fall 
im Bezirk Dresden, zwei bzw. vier Fällen im Bezirk Leipzig und ab 1968 ein Beispiel im 
Bezirk Karl-Marx-Stadt. 
 
Die Agrarzonen der sächsischen Bezirke verzeichneten die höchste Anzahl von LPG bis 
zum Jahre 1968 in der Größengruppe < 200 ha LN. 
 
Welchem Wandel Agrarstruktur und Betriebsgrößen in den Jahren nach dem Abschluss 





LPG Typ I/II 9 LPG Typ III 
LN 
Anteil an 
der LN des 
Bezirkes 
Anz. x  -Be-triebsgröße LN 
Anteil an  
der LN des 
Bezirkes 
Anz. x -Be-triebsgröße
  ha %  ha ha %  ha 
1963 173.686 50,2 868 200 131.321 38,0 377 348 
1964 171.393 49,5 846 204 133.607 38,6 365 369 
1965 162.133 46,9 770 210 142.670 41,3 329 435 
1966 156.734 45,5 729 218 147.740 42,9 314 472 
1967 138.508 40,3 594 233 164.392 47,9 305 539 
 
Da die Staatliche Zentralverwaltung für Statistik ab 1969 aufgrund der kooperativen Ent-
wicklung die Erfassung der Betriebe nach Größengruppen fallen ließ, sind keine weiteren 
Aussagen mehr möglich und auch nicht sinnvoll. Der Verband der traditionellen LPG löste 
sich auf, um einer weiteren sozialistischen Umgestaltungswelle zu noch größeren Betriebs-
formen Platz zu machen. 
613 
 

















































Jahr   LPG Typ I/III 
dav. Typ *6 < 200 ha LN 200 - < 500 ha LN 500 - < 1000 ha LN 1000 - > 2000 ha LN > 2000 ha LN
I/II III I/II III I/II III I/II III I/II III I/II III
1965 *1  
DDR 15.139 *5 8.973 6.166 5.844 753 2.701 2.315 403 2.152 25 885 - 61
Bez. Dresden 1.543 *6 1.047 496 726 165 288 242 31 77 2 11 - 1
Bez. Leipzig 1.068 *8 676 392 *8 546 48 124 178 5 120 1 44 - 2
Bez. Karl-Marx-Stadt 1.098 *6 770 328 442 69 295 158 33 83 - 18 - -
1966 *2  
DDR *4 14.216 *5 8.157 6.059 5.121 607 2.591 2.235 421 2.201 24 952 - 64
Bez. Dresden 1.446 *6 973 473 659 139 276 230 36 90 2 13 - 1
Bez. Leipzig 979 *9 596 383 476 36 115 163 5 135 - 47 - 2
Bez. Karl-Marx-Stadt 1.033 720 313 394 49 289 148 37 96 - 20 - -
1967 *3  
DDR *4 12.999 *6 7.129 5.870 4.293 446 2.395 2.110 415 2.296 26 1.018 - 74
Bez. Dresden 1.289 *6 845 444 531 104 275 214 37 111 2 15 - 1
Bez. Leipzig 877 506 371 397 25 102 148 7 146 - 52 - 2
Bez. Karl-Marx-Stadt 896 595 301 299 26 260 135 35 110 1 30 - -
1968 *4  
DDR 11.422 5.754 5.668 3.272 313 2.052 1.819 400 2.410 30 1.126 - 91
Bez. Dresden 1.074 *6 660 414 391 63 224 183 41 138 4 29 - 1
Bez. Leipzig 790 *9 424 366 327 22 92 130 5 155 - 55 - 4
Bez. Karl-Marx-Stadt 773 482 291 233 14 219 111 28 121 2 44 - 1
1969 *5  
DDR 9.836 4.186 5.650 . . . . . . . . . .
Bez. Dresden 777 *10 394 383 . . . . . . . . . .
Bez. Leipzig 671 *9 315 356 . . . . . . . . . .
Bez. Karl-Marx-Stadt 653 *7, 8 341 312 189 
*7, 8, 12           241 *7, 8, 12         150 *7, 8,12 .           74 *7, 8,11 
Quellen:   *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 259-264 
   *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 262 
   *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 260 
   *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 184 
   *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 182, 185 
   *6 Errechnet aus Werten anderer Tabellen zu Pkt. 3.3 
   *7 Statistisches Jahrbuch 1970, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 78, 80 
   *8 Statistisches Jahrbuch 1966, Bezirk Leipzig, S. 291 
   *9 Statistisches Jahrbuch 1970, Bezirk Leipzig, S. 127 
 *10 Statistisches Jahrbuch 1970, Bezirk Dresden, Kreisvergleiche, S. 209 
Anmerkung: *11 Einschließlich Gemeinsame Abteilung Pflanzenproduktion (GAP) der Kooperationsgemeinschaften 
 
Ergänzung: *12 Von 1965-1969 keine Unterscheidung mehr durch die StZVfSt, Bezirksstelle Karl-Marx-Stadt, in LPG 











Typ I - III LN gesamt dar. LN der LPG 
Anteil an der 
LN gesamt *15 
dar. kollektiv 
genutzte LN *1, 9 
Anteil an der 
LN der LPG *16 









der LPG *10, 13 je LPG
*10, 13  
Anzahl ha ha % ha % ha Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl
Spalte  1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11
1965 *1 
DDR 15.139 6.376.384 5.465.674 85,7 4.806.911 87,9 361,0 910.043 420.538 16,7 60,1
Bez. Dresden 1.543 409.316 350.723 85,7 290.701 82,9 227,3 70.669 *2 34.869 *2 20,2 45,8
Bez. Leipzig *3 1.068 355.426 304.489 85,7 278.148 *13 78,3 *7 285,1 57.908 *2 27.773 *2 19,0 54,2
Bez. Karl-Marx-Stadt 1.098 345.229 305.006 88,3 256.818 84,2 277,8 *19 59.681 *2 26.670 *2 19,6 54,4
1966 *2 
DDR 14.216 6.363.342 *9 5.463.236 *9 85,9 4.822.355 88,3 384,3 896.674 *2 411.646 *2 16,4 63,1
Bez. Dresden 1.446 406.600 348.767 85,8 291.141 83,5 241,2 70.148 *2 34.569 *2 20,1 48,5
Bez. Leipzig *4 979 354.569 303.376 85,6 249.678 *13, 3 82,3 *7 309,9 57.352 *2 27.377 18,9 58,6
Bez. Karl-Marx-Stadt 1.033 344.200 304.530 88,5 257.867 85,7 294,8 *19 58.944 *2 26.285 *2 19,4 57,1
1967 *8 
DDR 13.073 6.350.780 *9 5.450.159 85,8 4.825.819 88,5 416,9 875.278 399.631 16,1 67,0
Bez. Dresden 1.290 406.200 348.805 *9 85,9 .*14 .*14 270,4 72.975 36.262 20,9 56,6 
Bez. Leipzig *5 880 353.359 303.266 85,8 250.194 *13 82,5 *7 344,6 59.261 28.655 19,5 67,3
Bez. Karl-Marx-Stadt 896 343.000 302.842 88,3 .*14 .*14 338,0 *19 57.125 *11 25.324 *11 18,9 63,8
1968 *9 
DDR 11.513 6.336.730 *9 5.434.633 85,8 4.851.782 >    89,3 472,0 829.018 374.695 15,2 72,0
Dresden 1.074 405.700 346.829 85,5 >   206.986 >    59,6 322,9 65.466 32.123 18,9 61,0
Leipzig *6 790 352.299 302.447 85,9 251.031*13 83,0 *7 382,8 53.959 25.330 17,8 68,3
Karl-Marx-Stadt 773 342.000 300.695 87,9 >   184.343 >    61,3 389,0 *19 54.524 23.945 18,1 70,5
1969 *10 
DDR 9.836 6.301.706 5.410.666 85,9 ca. 4.526.730 >    83,7 550,1 764.894 346.361 14,1 77,8
Bez. Dresden 777 403.851 310.791 77,0 >   258.261 >    83,1 400,0 62.776 30.801 20,2 80,8
Bez. Leipzig *7 666 351.682 302.043 85,9 252.508*13 83,6 *7 453,5 52.644 23.038 17,4 79,0






















Quellen:   *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 259-261 
   *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 268 
   *3 Statistisches Jahrbuch 1966, Bezirk Leipzig, S. 283, 284, 286, 287 
   *4 Statistisches Jahrbuch 1967, Bezirk Leipzig, S. 168, 176 
   *5 Statistisches Jahrbuch 1968, Bezirk Leipzig, S. 157, 160, 164, 165 
   *6 Statistisches Jahrbuch 1969, Bezirk Leipzig, S. 135, 136, 139 
   *7 Statistisches Jahrbuch 1970, Bezirk Leipzig, S. 125, 126, 127, 129 
   *8 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 257 
   *9 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 179, 181, 257, 
 *10 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 89-91, 179-185, S. 190, 191     
 *11 Statistisches Jahrbuch 1970, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 78 
 *12 Statistisches Jahrbuch 1966, Bezirk Leipzig, S. 286 
 *13 Errechnet (Sp. 10 = Sp. 8:3, Sp. 11 = Sp. 8:1) 
 *14 Keine Quellen vorhanden (Sp. 11 = Sp. 8:1) 
 *15 Errechnet, LN der LPG: LN gesamt (Sp. 4 = Sp. 3:2)  
 *16 Errechnet, LN genossenschaftlich genutzt: LN der LPG (Sp. 6 = Sp. 5:3) 
 *17 Errechnet, LN der LPG gesamt: Anzahl der LPG (Sp. 7 = Sp. 3:1) 
Anmerkung: *18 Es wird die Anzahl der ständig Berufstätigen ab 1965 angegeben, da die Anzahl der Mitglieder keinen realen Stand der Arbeitskräfte-
situation widerspiegelt und die Statistik im Weiteren nicht mehr die Mitglieder erfasst hatte 
 
Ergänzung: *19 Präzisierung der Spalte x -Betriebsgrößen, Bezirk Karl-Marx-Stadt, lt. Statistischem Jahrbuch 1970, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 78 
 
                              LPG Typ I/II                         LPG Typ III 
 ha LN  ha LN 
1964                                                 204                                                  369 
1965                                                 210                                                  435 
1966                                                 218                                                  472 
1967                                                 233                                                  539 







Da Getreide nicht nur auf dem Weltmarkt, sondern auch im Inland eine besondere Bedeu-
tung erlangt hatte, und der volkswirtschaftliche Bedarf ständig stieg, schenkte der DDR-
Staat der Getreideerzeugung in allen Entwicklungsetappen der LPG eine hohe Aufmerk-
samkeit.10 
 
Die Volkswirtschaft der DDR hatte einen Jahresbedarf von ca. 13.000 kt Getreide für Fut-
termittelherstellung, Ernährung der Bevölkerung, industrielle Verarbeitung und geringfü-
gigen Export. Insbesondere nahm der Futtergetreidebedarf nach der totalen Kollektivierung 
zu, weil Tierbesatz und Bestände disproportional gesteigert werden mussten.11 Den volks-
wirtschaftlich begründeten Anforderungen an die Getreideerzeugung im eigenen Land 
konnten die Landwirtschaftsbetriebe der DDR nicht entsprechen.   
 
Die Landwirtschaft der DDR (alle Betriebe) erzeugte pro Jahr im Durchschnitt (in kt/a): 
1961 bis 1965     5.844,4  
1966 bis 1970     6.891,3  
1971 bis 1975     8.667,9  12 
 
Im Vergleich zu den Jahren vor der letzten großen Kollektivierungswelle erreichten die 
Landwirtschaftsbetriebe folgende Leistungen in der Getreideerzeugung:13 
Jahr Bruttomengen Ertrag 
 kt/a dt/ha 
1955     6.170,0  24,8 
1956     5.746,9  23,6 
1957     5.829,5  23,3 
1958     6.312,5  25,2 
1959     5.947,6  24,4 
 
Während der zweiten Entwicklungsetappe der LPG lag die Gesamterzeugung von Getrei-
de, trotz gestiegener Erträge, nicht wesentlich höher, wie die Übersicht ausweist (in kt und 
dt/ha): 
1960     6.379,0  27,5 
1961     4.842,6  21,7 
1962     5.936,6  26,4 
1963     5.535,8  24,7 
1964     6.184,6  27,0 
1965     6.730,3  29,2 
1966     5.917,5  26,1 
1967     7.353,7  31,8 
1968     7.829,1  33,4 
1969     6.922,1  29,5 
 
Auch im Jahre 1980 betrug die Bruttoproduktion erst 9.600 kt/a, trotz steigenden Trends 
bei den Hektar-Erträgen, der aber auch international zu verzeichnen war. Dieser Trend 
hielt jedoch nicht mit der Getreideerzeugung der westdeutschen Landwirtschaft Schritt. 
Der Trend der jährlichen Ertragssteigerung je ha der Periode 1961–1965 zur Periode           
1966–1970 betrug ca. 4 dt/ha Anbaufläche. Von der Periode 1966–1970 zur Periode 1971–
1975 stieg er auf 6,4 dt/ha Anbaufläche, d. h. er war positiv, reichte aber nicht zur De-
ckung des Inlandbedarfes. Die DDR musste deshalb zusätzlich 4.201 kt importieren. 
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Die Produktionsmengen bei den Getreidearten erreichten in der zweiten Etappe der LPG-
Entwicklung folgende Größen (in kt/a):14 
Getreideart 1961 bis 1965 1966 bis 1970 
Wintergerste    545,6    989,0 
Winterroggen 1.712,8 1.699,6 
Winterweizen 1.112,0 1.811,6 
Sommerweizen    244,7    194,2 
Sommergerste    745,4    924,3 
Hafer    849,7    762,0 
Gemenge    605,8    492,0 
Sommerroggen      28,4      18,6 
Gesamt 5.844,4 6.891,3 (vgl. S. 615 oben) 
 
Die DDR bewegte sich mit einem Getreideanbau von 53 % der Ackerfläche im Weltdurch-
schnitt, der 52 % der AF betrug. Die Erträge lagen zu 80 % über dem Weltdurchschnitt. In 
den sechziger Jahren wurden von der DDR-Landwirtschaft rd. 30 % der landwirtschaftli-
chen Bruttoproduktion des Landes über Getreide erzeugt.15 
 
Die Getreideanbaufläche nahm seit Anfang der sechziger Jahre zu. Das betraf insbesondere 
die ertragreichen Kulturen wie Winterweizen und -gerste sowie Sommergerste, was aber 
zu Lasten von Roggen und Hafer ging. 
 
Die Getreideerträge der LPG in den sächsischen Bezirken überstiegen geringfügig die      
x -Ertragshöhe der Gesamtheit der Bezirke der DDR. Vor allem die LPG im Bezirk 
Leipzig übertrafen in den Jahren ab 1965–1969 den Durchschnitt der DDR mit 15,2–21,8 
%, da hier sehr günstige Anbaubedingungen vorherrschen. In diesem Zeitraum erreichten 
die LPG der drei sächsischen Bezirke 17,9–19,2 % der Getreidebruttoproduktion aller 15 
Bezirke der DDR.16 
 
Die Erträge bei Kartoffeln und Zuckerrüben blieben hinter den der westlichen Nachbarn 
zurück, übertrafen aber die der RGW-Länder.  
 
1965 hatten die sächsischen Bezirke unter einem besonders niederschlagsreichen Spätfrüh-
jahr zu leiden. Die Folge waren niedrige Erträge nicht nur bei Getreide, sondern auch bei 
Kartoffeln sowie Schwierigkeiten bei der Bergung des Grünfutters. Die niedrigsten Kartof-
felerträge traten im Bezirk Dresden mit 144 dt/ha auf. Demzufolge fehlte es im nächsten 
Jahr an Pflanzgut. Die Versorgung der Bevölkerung musste deshalb über Lieferungen aus 
anderen Bezirken der DDR unterstützt werden. Normale Ernteerträge von > 200 dt/ha Kar-
toffeln wurden nur im Ausnahmefall erreicht, z. B. 
Bezirk Leipzig 1967 210,4 dt/ha 
 1968 200,6 dt/ha 
Bezirk Karl-Marx-Stadt 1967 213,5 dt/ha 
 1968 212,3 dt/ha 
 
Der Bezirk Karl-Marx-Stadt war ohnehin prädestiniert für den Anbau von Speise- und 
Pflanzkartoffeln, sodass die staatliche Leitung ständig versuchte, die LPG der Vorgebirgs-
lagen, die durch hohen Grünlandanteil geprägt waren, vom höheren Kartoffelanbau zu   
überzeugen. 
 
Unter den vielfältigen Ursachen für die niedrigen Erträge ist die ständige Ausweitung der 
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Anbaufläche von Kartoffeln zu nennen. Aus der engen Stellung in den Fruchtfolgen erga-
ben sich phytosanitäre Probleme und Abbauerscheinungen. Den niedrigen Erträgen ver-
suchten die Staatsführung und wirtschaftliche Institute mit der Erhöhung der Sortenvielfalt 
zu begegnen. Bereits 1963 verfügte die Landwirtschaft über mindestens 21 Kartoffelsor- 
ten. 17 
 
Die niedrigen Erträge bei Zuckerrüben im Bezirk Karl-Marx-Stadt (vgl. Tabelle 64,          
S. 620) weisen auf die geringere pflanzenbauliche Eignung der Mittelgebirgs-Regionen 
hin. Dagegen gelang es den LPG in einigen Kreisen des Bezirkes Leipzig, Erträge von über 
350 dt/ha zu erreichen. In diesen Kreisen lagen schon von jeher gute Erfahrungen im Rü-
benanbau vor. Insgesamt fehlten auch in diesen Jahren wiederholt Zuckerrüben, um den 
Zuckerbedarf der DDR kontinuierlich zu decken und ausreichend Voll- und Trocken-
schnitzel für Fütterungszwecke zur Verfügung zu haben. Bei Zuckerrüben hatte sich das 
Einzelkornsähverfahren mit monokarpem Saatgut durchgesetzt. Dadurch konnten der Me-
chanisierungsgrad des Anbaues erhöht und der Arbeitskräfteaufwand gesenkt werden. 
 
In den drei sächsischen Bezirken hatte sich bis Ende 1958 der Anbau von Grün- und Silo-
mais aufgrund der wenigen geeigneten Standorte und vor allem wegen des Fehlens geeig-
neter Sorten in relativ engen Grenzen gehalten, welche jedoch infolge des Drucks seitens 
der Agrarpolitik nach der totalen Kollektivierung bald überschritten wurden. Die Übersicht 
zeigt den im Laufe der Maiskampagne zunehmenden Anteil des Maises an der Hauptfutter-
fläche bzw. der LN (in Prozent).18 
 
Bezirk 1957 1958 1960 1964 1969 
Dresden 1-2 6- < 8 6- <   8 . . 
Leipzig 1-2 4- < 5 8- < 10 . . 
Karl-Marx-Stadt  < 1 2- < 4 6- <   8 . . 
DDR . . ~ 9,5 13,4 12,7 
 
Nach dem V. Parteitag der SED nahm der Umfang der meliorierten Flächen ständig zu. 
Dabei traten technologische und ertragsmäßige Verbesserungen ein, wobei die SED-
Agrarpolitik bei Effektivitätsbetrachtungen zu hohe Mehrertragserwartungen unterstellte. 
 
Auf dem Territorium der heutigen Bundesländer hatten sich im Vergleich zur emaligen 
DDR während des Untersuchungszeitraumes die Meliorationsflächen folgend entwickelt 
(in Tha). 
 
Gewerk Entwässerung dar. Dränung 
Bundesland 1960  1976 1960 1976 
Mecklenburg-Vorpommern    210   638   154   291 
Brandenburg     43   532       8     48 
Berlin       4       7       1       2 
Sachsen-Anhalt     73   308     27     90 
Sachsen     24   115     18   110 
Thüringen     13   142       3     73 
Gesamt neue Bundesländer   367 1742   211   614 
Gewerk Bewässerung dar. Beregnung 
Mecklenburg-Vorpommern       3   176      2     57 
Brandenburg     19   310    10     78 
Berlin       3       2       -       3 
Sachsen-Anhalt     12   136      9     84 
Sachsen     12     66      6     65 
Thüringen       6     49      2     45 
Gesamt neue Bundesländer     55   739     29   332 
618 
 
Der Anteil der mit Hydromeliorationen verbesserten Flächen an der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche betrug am Ende des LPG-Modells im Jahre 1989 (in Prozent): 
 
 
Aus diesen Zahlen wird deutlich, dass in den drei sächsischen Bezirken die Drän-, aber 
auch Beregnungsflächen im Untersuchungszeitraum sowohl zugenommen als auch einen 
hohen absoluten Umfang eingenommen hatten. Nach Ablauf der zweiten Entwicklungs-
etappe der LPG wurden mehr als 20 % der Investitionen in der Landwirtschaft für Meliora-
tionen eingesetzt.19  
 
Die Beregnungsflächen befanden sich vor allem in den mittleren und nördlichen Bezirken. 
Die großflächigen Komplexmeliorationssysteme der sächsischen Bezirke wurden Ende der 
sechziger Jahre unter Initiative der Partei und staatlichen Leitung der Bezirke politisch und 
technisch vorbereitet. Hierzu zählen die großen Investitionsvorhaben im „Kanalgebiet“ des 
rechtselbischen Teiles im Kreis Riesa, die Großberegnungsanlagen in der nieder-
schlesischen Oberlausitz sowie das Großvorhaben „Großer Teich“ im Kreis Torgau. Auf 
größtenteils entwässerungsbedürftigen Flächen um den Großen Teich wurde Europas größ-
tes geschlossenes Beregnungsgebiet während der Jahre 1970–1974 errichtet. 
 
Die sächsischen Beregnungsvorhaben erreichten nach Inbetriebnahme nicht die projektier-
ten technisch-ökonomischen Parameter wie auch alle anderen Groß-Vorhaben in der DDR 
und waren damit, gemessen an den staatlichen Vorstellungen, uneffektiv. Ihre Realisierung 
war rein politisch motiviert. 
 
Wie Tabelle 63 ausweist, stieg während der zweiten Etappe der LPG-Entwicklung in den 
sächsischen Bezirken die Bereitstellung von Mineraldünger, lag aber zum Teil unter dem 
DDR-Durchschnitt. Bei der Stickstoffversorgung kam es nicht mehr zu den Defiziten wie 
in den Vorjahren. Es wurden sogar Werte erreicht, die an der Grenze der Verwertbarkeit 
durch Boden und Pflanze lagen. In späteren Jahren führten weitere Steigerungen zur Ge-
fährdung des Grund- bzw. Trinkwassers durch hohe Nitratanreicherungen. 
 
Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln stieg rapide an, wie die für den Bezirk Leipzig auf-




Gewerke Entwässerung dar. Dränung Bewässerung dar. Beregnung 
Bundesland     
Mecklenburg-Vorpommern 53,4 28,7 18,5   5,5 
Brandenburg 47,5   7,0 33,1   9,6 
Berlin . . . . 
Sachsen-Anhalt 28,4 11,7 16,1   9,8 
Sachsen 21,9 18,9 10,9 10,1 
Thüringen 25,7 16,3 13,0 11,2 
neue Bundesländer gesamt  37,8 17,2 19,0   8,8 
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(kg/ha LN) Verwendung chemischer Unkrautbekämpfungs- 
mittel (in Prozent der Anbaufläche) 
 
N P2 05 K2 0 Ca 0 
1965 
DDR *7 62,4 52,6 85,7 202,2   
Bez. Dresden *6, 11 61,9 53,7 77,8 289,5   
Bez. Leipzig * 1 59,2 49,8 83,5 242,3 95.521 ha, dar. Getreide 62.088 ha, ≙ 51,3 %, 
Mais 93,3 % *15 
Bez. Karl-Marx-Stadt *12 56,1 53,2 61,6 355,7   
1966 
DDR *7 66,4 47,7 92,8 226,2   
Bez. Dresden *11 62,7 50,0 80,5 371,6   
Bez. Leipzig *2 72,5 50,2 97,3 310,4 
Getreide 56,8 %, Mais 91,2 % *14, 15
Bez. Karl-Marx-Stadt *8 58,0 49,0 66,0 398,0   
1967 
DDR *7 70,1 51,5 98,2 248,8   
Bez. Dresden *11 62,8 54,3 88,3 388,3   
Bez. Leipzig *3 74,9 56,9 94,7 298,5 
Getreide 59,5 %, Kartoffeln 56,5 %, Mais 89,0 % 
Gemüse 86,2 – 100 %, *15 
Bez. Karl-Marx-Stadt *9 57,0 47,0 71,0 440,0   
1968 
DDR *7 70,5 59,0 93,8 218,0   
Bez. Dresden *11 73,9 55,0 78,6 344,4   
Bez. Leipzig *4 82,1 63,5 93,7 252,0 
Getreide 64,2 %, Kartoffeln 69,1 %, Mais 94,2 %,  
Gemüse 88,7 – 100 % *15 
Bez. Karl-Marx-Stadt *10 61,0 52,0 72,0 398,0   
1969 
Bez. DDR *7 79,6 58,7 92,3 191,4   
Bez. Dresden *7 75,0 54,0 80,0 338,0   
Bez. Leipzig *5 77,5 *16 61,4 93,3 241,8 Getreide 63,5 %, Kartoffeln 74,0 %, Mais 90,8 %, 
Gemüse 83,7 – 100 %, Obst max. 18,1 % *15, 17 
Bez. Karl-Marx-Stadt * 7 75,0 61,0 69,0 387,0   
Quellen:   *1 Statistisches Jahrbuch 1966 Bezirk Leipzig, S. 302, 315 (1965 nur LPG) 
   *2 Statistisches Jahrbuch 1967 Bezirk Leipzig, S. 190, 205 
   *3 Statistisches Jahrbuch 1968 Bezirk Leipzig, S. 177, 192 
   *4 Statistisches Jahrbuch 1969 Bezirk Leipzig, S. 150, 163 
   *5 Statistisches Jahrbuch 1970 Bezirk Leipzig, S. 141, 153 
   *6 Statistisches Jahrbuch 1966 Bezirk Dresden, S. 166 
   *7 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 199 
   *8 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 281 (Zwischen Statistischen Jahrbüchern der DDR und Statistischen Jahrbüchern 
/Taschenbüchern der Bezirke gibt es erhebliche Abweichungen. Die Statistischen Jahrbücher der DDR führten keinen Nachweis 
über Herbizidanwendung) 
   *9 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 277 
 *10 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 199 
 *11 Statistisches Jahrbuch 1969 Bezirk Dresden, S. 107 
 *12 Statistisches Jahrbuch 1966 Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 117 
Anmerkungen: *13 Ab 1966 steigende und bedarfsgerechte N-Versorgung. Bei der „Versorgung 
mit Düngemitteln“ wurden von der Statistik LPG nicht getrennt erfasst 
 *14 Ab 1966 wird der Einsatz von chemischen Unkrautbekämpfungsmitteln nur 
noch in Prozent der Anbaufläche angegeben 
 *15 Hauptsächlich setzten die Betriebe Herbizide bei Mais und zunehmend bei 
Kartoffeln ein, der Herbizideinsatz bei Getreide nahm ebenso zu 
 
Ergänzungen: *16 1969 erreichten die Kreise Delitzsch, Döbeln und Schmölln einen N-Einsatz 
von > 100 kg/ha LN 
 *17 Die chemische Unkrautbekämpfung beim Obstbau lag bei maximal 18,1 %. 



















































menge *10 Ertrag 




menge *10 Ertrag 
*10 
t dt/ha t dt/ha t dt/ha t dt/ha t dt/ha 
Getreide *9 
6.730.308 29,2 5.917.496 26,1 7.353.730 31,8 7.829.121 33,4 6.922.141 29,6 DDR     
                     
dar. LPG         5.965.729 29,0 5.274.131 25,9 6.550.486 31,6 6.986.852 33,3 29,1 
Bez. Dresden    398.558 28,3 390.636 28,3 447.239 32,1 461.479 32,8 432.503 30,9 
dar. LPG        · · . . 412.140 *3 32,1 *3 425.516 32,9 *6 . 31,1 
Bez. Leipzig 454.526 33,5 418.135 31,8 492.605 36,6 536.567 39,5 469.763 34,3 
dar. LPG ·  33,5 . . 445.333 36,4 486.275 . . 34,1 
Bez. Karl-Marx-Stadt 316.054 28,0 327.422 29,5 367.131 32,8 385.587 *8 34,3 *8 349.580 31,6 
dar. LPG . . . . 347.585 32,7 364.642 *8 34,3 *8 . 31,7 
Kartoffeln 
12.856.593 177,2 12.823.189 184,8 14.065.410 205,0 12.639.104 188,1 8.831.776 146,2 DDR     
                     
dar. LPG         11.143.731 177,0 11.306.717 185,0 12.383.731 205,1 11.087.042 187,7 . 145,8 
Bez. Dresden    703.761 144,0 939.206 190,5 920.599 191,3 882.778 184,5 669.537 156,5 
dar. LPG        . . . . 833.786 *3 191,2 *3 724.011 184,5 *6 . 156,0 
Bez. Leipzig 718.085 *7 172,0 *7 843.418 206,8 842.709 210,5 814.192 201,1 530.019 149,4 
dar. LPG . 171,7 . . 747.086 210,4 724.011 200,6 . 150,8 
Bez. Karl-Marx-Stadt 611.778 170,5 696.216 194,9 731.389 213,5 716.737 *8 212,3* 8 552.550 178,0 
dar. LPG . . . . 674.292 213,4 656.790 *8 213,6* 8 . 180,7 
Zuckerrüben 
5.803.783 263,1 6.610.605 313,5 6.948.455 332,6 6.997.744 343,8 4.856.184 253,2 DDR     
                     
dar. LPG         5.360.993 262,6 6.171.137 313,0 6.500.520 332,1 6.563.448 343,6 . 253,7 
Bez. Dresden    194.559 226,3 297.727 337,0 298.125 345,1 306.467 370,6 212.532 257,9 
dar. LPG        . . . . 283.135 *3 346,0 *3 292.893 370,7 . 262,3 
Bez. Leipzig 601.467*7 299,2 *7 692.529 351,8 690.404 350,3 724.011 374,2 448.719 241,4 
dar. LPG . 299,4 *7 . . 650.402 350,1 681.676 374,4 . 244,2 
Bez. Karl-Marx-Stadt 54.475 230,7 72.724 310,9 66.708 330,1 61.177 *8 349,4 *8 35.957 244,9 
dar. LPG . . . . 65.464 329,6 60.433*8 349,0 *8 . 243,8 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 263, 282, 293, 295 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 280, 291, 292 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 284-287 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 206-209 
 *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 203-209 
 *6 Statistisches Taschenbuch 1969 Bezirk Dresden, S. 104,105 
 *7 Statistisches Jahrbuch 1966 Bezirk Leipzig, S. 284, 311, 316 
 *8 Statistisches Jahrbuch 1969 Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 78, 79 
Anmerkungen:   *9 Die Hektarerträge Getreide werden ohne Körnermais angegeben 
 *10 Die Erzeugungsmenge wurde nicht für die LPG getrennt von der Statistik ausgewiesen. 
  Ausnahmen bilden 1967 und 1968 die Bezirke Dresden, Leipzig und Karl-Marx-Stadt 
 *11 Für das Jahr 1969 wurde der Ertrag ohne Angaben zu der Erzeugungsmenge, jedoch für  






Auch die zweite Hälfte der sechziger Jahre war gekennzeichnet von sehr hohen und sich 
noch erweiternden Viehbeständen. 
 
Bei Kühen erhöhte sich von 1965 zu 1969 der Besatz in den Bezirken Dresden und Karl-
Marx-Stadt um 3,3–4,3 Tiere/100 ha LN, d. h. auf > 50 Tiere/100 ha LN. Im Jahre 1969 
verfügten die drei sächsischen Bezirke über rd. 500.000 Kühe und damit über 25 % des 
Bestandes der DDR. Den höchsten Besatz wies ständig der Bezirk Karl-Marx-Stadt auf. 
 
Nach 1965 setzte sich das Tbc-Sanierungsprogramm fort. Die langsame Verbesserung der 
Milchleistung ging darauf und auf das neue Rinderzuchtprogramm zur Erhöhung der 
Milchfettleistung mithilfe der Einkreuzung des Jersey-Rindes zurück. Nach wie vor 
herrschte aber in den meisten LPG immer noch Futtermangel bei der Milchviehhaltung. 
Das genetische Leistungsvermögen der neuen R1-Generation konnte, wie auch in den Vor-
jahren, nicht ausgeschöpft werden. 
 
Auch in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre litt die gesamte Viehwirtschaft der DDR an 
permanentem Futtermangel. Besonders die Winterfütterung schränkte die Produktivität der 
Viehhaltung ein. Aufgrund der hohen Pflichtablieferung bei Getreide - 1963 zu 1968 er-
höhte der Staat die Ablieferungsnorm um 60 % - und der zu geringen Zuwachsrate der 
Getreideerträge, im gleichen Zeitraum lediglich 4,5 %, fehlte Getreide, um Kraftfutter er-
zeugen zu können. 1969 wurde die staatliche Ablieferungsnorm für Getreide um 20 % ge-
senkt. Weniger als 50 % des Getreideertrages der LPG gelangte zur Ablieferung an den 
Staat.  
 
Erst im Jahre 1968 konnte eine LPG im Bezirk Karl-Marx-Stadt mit einer Milcherzeugung 
von 1.604 kg/ha LN die Produktivität der Einzelbauern in ihrem Bereich von 1959 errei-
chen.20 Mit 3.576 kg/Kuh und Jahr lag die Kuhleistung geringfügig unter der Rentabilitäts-
schwelle ( x = 3.600 kg/Kuh und Jahr). Damit begann die Milcherzeugung in dieser LPG 
effektiver zu werden. 
 
Die Milcherzeugung (bei 3,5 % Fettgehalt) der LPG aller Bezirke der DDR hatte während 
der sechziger Jahren folgende Größenordnungen angenommen. 
 
Jahr Milchleistung (kg/Kuh u. Jahr) 
21, 22 Marktaufkommen (kg/ha LN) 23 
Typ I/II Typ III Typ I/II Typ III 
1960 2.649 2.646    710,6    759,6 
1961 2.562 2.576    827,2    771,6 
1962 2.470 2.448    771,7    724,2 
1963 2.630 2.650    820,8    772,7 
1964 2.693 2.719    847,1    798,1 
1965 2.949 2.982    950,7          1.002 
1966 3.060 3.090 1.013,2          1.061 
1967 3.134 3.166 1.045,7          1.091 
1968 3.313 3.344 1.108,3 1.034,4 





Für die Versorgungswirksamkeit war die Marktproduktion bzw. das staatliche Aufkom-
men der Betriebe ausschlaggebend. Zu diesem Zweck soll die Marktproduktion Milch der 
Jahre 1968 und 1969 in den drei sächsischen Bezirken  im Vergleich zu zwei anderen Be-
zirken und dem DDR-Durchschnitt veranschaulicht werden (alle Betriebsformen, in kg/ha 
LN).24  
 
 1968 1969 
DDR 1034,4 1.041,6 
Bez. Dresden 1.458,8 1.488,3 
Bez. Leipzig 1.268,7 1.284,8 
Bez. Karl-Marx-Stadt (Höchstwert) 1.568,2 1.608,6 
Bez. Frankfurt/Oder (Mindestwert)    816,1 · 
Bez. Neubrandenburg ·    821,9 
 
Diese marktwirksame Milcherzeugung – zwischen den Betriebsformen der Landwirtschaft 
traten nur unwesentliche Unterschiede auf – gestattete folgenden Verbrauch der Bevölke-
rung der DDR an Trinkmilch (bei 2,5 % Fettgehalt).25  
 
Jahr kg/Kopf und a 
1960   94,5 
1961       87,8  26 
1962   87,1 
1963   95,1 
1964   93,9 
1965   94,1 
1966   95,7 
1967   96,5 
1968   99,2 
1969 100,5 
 
Trotz der hohen Rinderkonzentration in den sächsischen Bezirken, auf welcher die 
Milcherzeugung pro Kopf der Bevölkerung basierte, muss die Versorgungssicherheit, vor 
allem im Bezirk Karl-Marx-Stadt, als unterdurchschnittlich bezeichnet werden. Sie lag im 
Jahre 1969 erst bei 70 % des DDR-Durchschnitts, wobei diese nicht kontinuierlich und 




Abb.121 Milcherzeugung pro Kuh und Jahr in den drei sächsischen Bezirken im Vergleich zur Gesamtheit der Kreise der DDR 
1966. Die drei sächsischen Bezirke traten neben den Bezirken Schwerin und Rostock mit den höchsten Milchleistungen der 
Kühe hervor. 
Quelle. Statistisches Jahrbuch der DDR. 1967, nach S. 320 
 
In der Schweinehaltung wurden bis zum Jahre 1968 ebenfalls hohe Besatzzahlen ange-
strebt. Bei Zuchtsauen war es vor allem der Bezirk Leipzig, der im Laufe der Jahre    
1966–1968 einen Besatz von mehr als 20 Sauen/100 ha LN erreichte.27  Erst ab 1969    
gingen die Bestände merklich zurück. Bei Schlachtschweinen verhielten sich Tierbestände 
und -besatz analog der Sauenhaltung. Die hohen Schweinebestände im Bezirk Leipzig 
standen in Verbindung mit dem Hauptfutterangebot, das in den beiden anderen Bezirken 
zugunsten der Versorgung der Bevölkerung mit Speisekartoffeln verringert werden musste. 
Die Schweinehaltung bedurfte geeigneterer Stallungen und Verbesserung der Futterwirt-
schaft. Geringe Produktivität der Sauen, hohe Ferkelsterblichkeit und lange Mastdauer 
gingen auf diese Mängel zurück. Damit lagen die Ergebnisse in der Schweinehaltung der 
LPG nicht über denen der ehemaligen Einzelbauern. 
 
Die Schafbestände lagen in den sächsischen Bezirken zu ca. 30 % unter den x -Beständen 
der DDR und erreichten im Jahre 1965 und 1969 mit 9,5 Mutterschafen/100 ha LN ihren 
Höchstwert. An Schafwolle bestand in der DDR ein hoher volkswirtschaftlicher Bedarf, 
der ständig für hohe Erzeugerpreise sorgte. 
624 
 
Die Geflügelbestände erhöhten sich von 1965 zu 1966 rapide. Von da an hielten sich die 
Bestände in den sächsischen Bezirken in konstanter Höhe. Sie lagen über dem Durch-
schnitt der DDR und erreichten einen Maximalwert von 559 Tieren/100 ha LN im Jahre 
1969 im Bezirk Dresden. In diesem Jahr entstanden erste höhere Konzentrationen von Ge-
flügel, insbesondere Legehennen, durch Bildung von ZGE/ZBE im Primärproduktionsbe-
reich der LPG. Damit änderte sich auch das bisherige Verhältnis von privater zugunsten 
kollektivwirtschaftlicher Eiererzeugung. 
 
Die erforderliche Modernisierung in der Viehwirtschaft, ab 1968/1969 von der Agrarpoli-
tik als Tierproduktion28 bezeichnet, gelang nicht umfassend, da die Volkswirtschaft nicht 
über die notwendige Bau- und Ausrüstungskapazität verfügte.  
 
Die hohen Tierbestände ließen die LPG der sächsischen Bezirke und der DDR auch im 
internationalen Vergleich als führend erscheinen, täuschten aber über die noch zu geringe 

































































Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 305 – 310 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 303 – 306-308 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 292 – 296, 298 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 215 – 218 
 *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 183, 214, 215, 220, darüber hinaus in ZGE/ZBE 
 *6 x -DDR LPG Typ I - III, kollektive und individuelle Viehhaltung 
 *7 Statistisches Jahrbuch 1966, Bezirk Leipzig, S. 325 
 *8 Errechnet, Bestand: LN der LPG gesamt 
Jahr 
 
1965 *1 1966 *2 1967 *3 1968 *4 1969 *5 
Bestand Besatz *6 Bestand Besatz *6 Bestand Besatz *6 Bestand Besatz *6 Bestand Besatz *6 Bestand *5 
Anzahl je 100 ha LN Anzahl je 100 ha LN Anzahl je 100 ha LN Anzahl je 100 ha LN Anzahl je 100 ha LN Anzahl 
Rinder 
DDR *5 4.369.138 80,1 (73,6) * 6 4.489.234 82,3 4.560.601 79,3 4.620.330 80,9 4.599.691 82,1 58.171
Dresden 373.151 99,8 389.336 104,3 404.268 109,5 411.110 107,9 408.564 109,3 4.448
Leipzig 286.697 91,0 297.446 94,6 307.559 98,9 314.233 101,6 309.262 96,0 270
Karl-Marx-Stadt 343.721 105,3 349.417 106,9 356.397 110,0 361.931 112,7 368.610 114,2 4.329
dar. Kühe  
DDR 2.018.780 37,0 (30,9) *6 2.047.022 37,5 2.041.441 34,6 2.023.737 34,3 2.012.303 34,4 19.289
Dresden 189.921 45,4 190.061 46,2 191.102 47,3 192.036 46,7 191.303 49,7 1.330
Leipzig 134.781 39,3 136.306 40,9 137.179 42,2 135.748 42,3 133.187 40,3 186
Karl-Marx-Stadt 175.290 49,0 175.339 49,6 173.956 50,3 174.528 51,6 175.444 52,9 -
Schweine 
DDR *5 7.247.906 132,8 (123,4) *6 7.631.405 139,9 7.581.841 146,3 7.826.881 150,8 7.504.249 146,6 152.438
Dresden 467.550 144,9 487.330 146,7 492.294 148,3 497.554 143,3 440.005 135,9 6.142
Leipzig 490.107 153,8 *7 540.936 179,0 560.682 179,9 569.689 183,2 519.882 178,6 10.883
Karl-Marx-Stadt 391.179 138,2 405.841 138,6 403.514 134,3 418.459 135,3 388.545 134,4 9.033
dar. Zuchtsauen 
DDR 758.214 13,9 (15,4) *6 785.173 14,4 793.386 13,6 828.859 14,2 792.073 13,9 9.262
Dresden 50.784 19,3 52.658 19,2 52.514 18,9 53.248 18,0 49.790 13,1 -
Leipzig 51.321 18,9 56.106 20,3 57.146 20,7 57.998 20,7 54.075 16,8 408
Karl-Marx-Stadt 41.865 17,4 43.512 17,9 44.086 17,1 45.989 16,9 43.312 13,3 567
dar. Schlachtschweine  
DDR 2.983.711 54,6 *8 3.041.627 55,7 *8 3.080.532 56,5 *8 3.046.576 56,1 *8 2.984.656 67,1 *8 104.793
Dresden 171.078 48,8 *8 163.674 46,9 *8 175.299 50,3 *8 170.460 49,1 *8 151.092 48,6 *8 5.648
Leipzig 207.666 68,2 *8 222.050 73,2 *8 236.306 77,9 *8 235.873 78,0 *8 216.682 80,2 *8 9.172
Karl-Marx-Stadt 147.010 48,2 *8 148.879 48,9 *8 148.400 49,0 *8 145.827 48,5 *8 141.128 57,0 *8 6.293
Schafe 
DDR *5 1.560.339 28,6 (28,7) *6 1.527.996 28,0 1.431.789 18,9 1.411.446 28,4 1.321.494 26,9 32.922
Dresden 72.594 20,9 69.344 21,5 65.918 37,8 64.872 19,3 61.259 20,8 8
Leipzig 94.388 32,3 *7 92.872 34,4 91.594 25,2 90.277 33,3 88.898 32,3 -
Karl-Marx-Stadt 58.897 16,8 53.697 16,3 52.591 21,4 50.555 13,6 45.539 20,8 5.033
dar. Mutterschafe  
DDR 520.300 9,5 486.911 8,9 452.079 9,1 487.447 *9 9,0 1.321.494 8,9 ·
Dresden 23.082 6,6 * 8 21.531 6,2 *8 19.784 5,7 *8 · · 23.184 *9 6,7 ·
Leipzig 28.928 9,5 * 8 26.955 8,9 *8 25.685 8,5 *8 · · 28.613 *9 9,5 · 
Karl-Marx-Stadt 21.301 7,0 * 8 19.097 6,3 *8 18.427 6,1 *8 · · 23.827 *9 7,9 ·
Pferde  
DDR *5 234.099 4,3 214.087 3,9 184.889 3,5 155.726 3,0 117.770 2,3 312
Dresden 19.456 5,5 *8 17.805 5,1 *8 15.818 4,5 *8 13.469 3,9 *8 9.995 2,9 2
Leipzig 14.788 4,9 *8 13.101 4,3 *8 10.826 3,6 *8 8.713 2,9 *8 6.242 2,4 -
Karl-Marx-Stadt 22.251 7,3 *8 21.013 6,9 *8 17.310 5,7 *8 15.178 5,0 *8 11.081 3,7 7
Geflügel 
DDR 23.953.297 423,4 *8 23.120.144 423,2 *8 23.433.106 430,0 *8 23.122.905 425,5 *8 23.353.229 524,8 *8 1.609.303
Dresden 479.912  136,8 *8 1.682.671 482,5 *8 1.691.583 485,0 *8 1.702.861 490,9 *8 1.737.293 559,0 *8 79.617
Leipzig 699.844  229,8 *8 1.676.786 552,7 *8 1.645.404 542,6 *8 1.634.989 540,6 *8 1.354.320 501,0 *8 210.891
Karl-Marx-Stadt 412.280  135,2 *8 1.477.547 485,2 *8 1.501.271 495,7 *8 1.384.179 460,3 *8 1.248.808 504,4 *8 254.416
dar. Legehennen  
DDR *5 16.571.812  303,2 (148,7) *6 15.916.573 291,3 *8 15.596.202 286,2 *8 14.935.607 274,8 *8 13.979.404 401,0 902.717
Dresden 1.223.410  348,8 (204,7) *8 1.165.113 334,1 *8 1.164.777 333,9 *8 1.184.606 341,6 *8 1.181.805 471,9 35.588
Leipzig 1.159.356  380,8 (235,3) *8 1.129.407 372,3 *8 1.117.833 368,6 *8 1.070.265 353,9 *8 851.531 516,3 132.095
Karl-Marx-Stadt 1.098.810  360,3 (190,8) *8 1.032.138 338,9 *8 987.590 326,1 *8 921.640 306,5 *8 862.934 466,4 101.021
dar. Intensivhaltung DDR 1.339.728  245,1 
*8 1.264.604 231,4 *8 1.418.153 260,2 *8 · · · · · 






Tabelle 66: Viehbestände und -besatz im internationalen Vergleich (vergleichbarer Länder Europas) 1965 bis 1969 
 
 Rinder Schweine Schafe 
Land 
  1965 *1, 5 1966 *1, 4 1967 *1, 3 1968 *1 1969 *2 1965 *1, 5 1966 *1, 4 1967 *1, 3 1968 *1 1969 *2 1965 *1, 5 1966 *1, 4 1967 *1, 3 1968 *1 1969 *2 
DDR *6 T Stck.  4.762 4.918 5.019 5.109 5.171 8.878 9.312 9.254 9.523 9.237 1.963 1.928 1.818 1.793 1.996 
Stck./100 ha LN 75 78 79 81 82 140 147 146 151 147 31 30 29 28 27 
BRD T Stck.  13.677 13.971 13.979 14.059 14.284 17.714 17.673 19.022 18.721 19.315 796 811 809 829 840 
Stck./100 ha LN 97 100 100 101 103 126 126 136 135 140 6 6 6 6 6 
Dänemark T Stck.  3.345 3.374 3.282 3.149 3.002 8.591 8.120 8.486 8.003 8.023 93 112 122 110 90 
Stck./100 ha LN 109 111 109 104 100 280 268 280 265 266 3 4 4 4 3 
Belgien T Stck.  2.731 2.773 2.759 2.805 2.839 1.847 1.971 2.333 2.502 2.780 159 164 165 162 160 
Stck./100 ha LN 163 158 165 172 175 110 114 144 153 171 10 10 10 10 10 
Frankreich T Stck.  20.640 21.184 21.417 21.680 22.093 9.043 9.239 9.840 9.746 10.020 9.056 9.186 9.248 9.506
· 
Stck./100 haLN 60 61 61 63 66 27 27 29 29 30 26 27 27 27 28 
Niederlande T Stck.  3.751 3.968 4.030 4.116 4.324 3.752 3.918 4.295 4.683 4.780 484 558 529 552 554 
Stck./100 ha LN 165 176 180 184 194 164 174 191 209 215 21 25 24 24 25 
Österreich T Stck.  2.441 2.497 2.480 2.433
· 2.638 2.786 2.932 3.094 · 142 138 130 126
· 
Stck./100 ha LN 61 60 63 62 62 66 70 75 79 79 4 3 3 3 3 
Polen T Stck.  9.480 10.002 10.123 10.530 10.285 14.367 14.705 14.384 14.677 14.755 2.572 2.757 2.770 2.787 2.631 
Stck./100 ha LN 48 50 51 58 53 72 74 73 74 75 13 14 14 14 13 
ČSR T Stck.  4.389 4.462 4.437 4.249 4.223 5.544 5.305 5.601 5.136 5.037 614 670 770 906 977 
Stck./100 ha LN 61 63 63 60 59 77 74 79 72 71 9 10 11 13 14 
UdSSR T Stck.  93.436 97.111 97.167 95.735 95.151 59.576 58.028 50.867 49.047 56.011 129.764 135.483 138.461 140.587 977 


























Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, Anhang S. 75-77 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1971, Anhang S. 75-77 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, Anhang S. 75-77 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, Anhang S. 75-77 
 *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, Anhang S. 76-78 
  






Tabelle 67: Milcherzeugung am Ende der zweiten Entwicklungsetappe der LPG, 1965 bis 1969 
 
 
Jahr   
DDR Bez. Dresden Bez. Leipzig Bez. Karl-Marx-Stadt 
1965 *5 1966 *5 1967 *5 1968 *5 1969 *5 1965 *1 1966 *2 1967 *3 1968 *5 1969 *5 1965 *1 1966 *2 1967 *3 1968 *5 1969 *5 1965 *1 1966 *2 1967 *3 1968 *5 1969 *5 




Anz. 2.136.613 2.177.323 2.180.747 2.161.345 2.150.801 198.107 197.948 197.618 197.008 198.462 140.670 143.533 143.862 142.991 141.033 179.325 180.122 179.630 178.171 179.466 







kt 6.371,4 6.728,1 6.903,7 7.226,7 7.232,3 589,6 612,4 635,2 663,4 673,3 412,7 453,9 469,5 485,5 491,7 526,4 551,6 571,8 599,7 611,6 





kg/a 2.982 3.090 3.166 3.344 3.363 2.976 3.094 3.214 3.367 3.392 2.934 3.162 3.264 3.395 3.487 2.936 3.062 3.183 3.366 
3.408 
dar. LPG *9 kg/a 2.949 3.060 3.134 3.313 3.327 2.953 3.073 3.199 3.352 3.375 2.902 3.139 3.241 3.364 3.454 2.923 *7 3.050 *7 3.172 *7 3.356 *7 3.394 *7 
Erzeugung 
je ha LN  
(alle Be-
triebe) 
kg 1.002 1.061 1.091 1.145 1.148 1.447 1.505 1.564 1.635 1.667 1.161 1.280 1.329 1.378 1.398 1.523 1.602 1.667 1.748 *7 1.790 
dar. LPG kg 1.074 1.138 1.173 1.234 1.230 1.594 *8 1.660 1.729 1.817 1.848 1.257 *8 1.391 1.443 1.498 1.524 1.667 *8 1.750 1.824 1.928 1.961 
Erzeugung  
pro Kopf  
(alle Be-
triebe) *6 















Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 314, 315 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 312, 313 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 302, 303 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 224, 225 
 *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 223, 224 
 *6 Errechnet - anhand Tabelle Wohnbevölkerung 1965 bis 1969 (vgl. Pkt. 6.1, Anlagen, Übersichten, S. 747) 
 *7 Statistisches Jahrbuch 1970, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 99 
 *8 Errechnet: Milcherzeugung in LPG: LN gesamt der LPG 
 
Ergänzung: *9 Erzeugung in kg je Kuh u. a.   1965  1966  1967  1968  1969 
     LPG Typ I/II    2.906 2.988 3.123 3.318 3.381 







Zur landtechnischen Ausstattung der LPG in den sächsischen Bezirken von 1965–1969 ist 
prinzipiell nichts anderes zu bemerken als für den Zeitraum 1960–1964 (vgl. Pkt. 3.1.2.5, 
S. 264 ff.). 
 
Am Ende des Jahres 1964 waren die Auflösung der MTS und die Technikübergabe an die 
LPG abgeschlossen. Damit wurde nach Anzahl und Motorisierung eine gute Ausstattung 
erreicht. Im Bezirk Karl-Marx-Stadt nahm im Jahre 1969 die Ausrüstung mit Traktoren 
von 68,5 auf 106,1 Mot-PS/100 ha LN und im Bezirk Leipzig von 72,4 auf 103,2 Mot-
PS/100 ha LN zu. 
 
Ebenso verhielt es sich mit der je Traktor bearbeiteten Nutzfläche. Im Bezirk Karl-Marx-
Stadt mussten von 1965 46 ha je Traktor zu 1969 nur noch 37 ha bearbeitet werden, im 
Bezirk Leipzig 45,8 ha im Jahre 1965 und 40,0 ha 1969. 
 
Die Kapazität der Traktoren stieg seit 1964 relativ langsam. Sie lag im Bezirk Karl-Marx-
Stadt in jenen Jahren bei einer Steigerung von 8,3 Mot-PS/Traktor. Die Kapazität im Jahre 
1969 betrug im Bezirk Karl-Marx-Stadt 38,7 und im Bezirk Leipzig 41,3 Mot-PS/Traktor. 
Die Probleme bei der technischen Ausrüstung der LPG, obwohl die Zuführung von 1965 
an ständig zunahm, setzten sich jedoch seit 1965 fort. 
 
Die Traktoren- und Maschinenbestände nahmen nach der Technikübergabe durch die MTS 
seit 1965 nunmehr aufgrund von Zukäufen der LPG zu.  
 
Da ab 1965 durch ökonomische Maßnahmen der Regierung im Zuge des NÖSPL die In-
vestitionsfonds der LPG sich erhöhten, waren Möglichkeiten des höheren Einsatzes von 
Eigenmitteln gegeben. Dennoch mussten die LPG Abstriche hinsichtlich ihrer Wünsche 
vornehmen, da die Landtechnik der Bilanzierung durch die RdB bzw. Bezirkskomitees für 
landtechnische Versorgung unterlag. Dadurch stiegen die Investitionsfonds weiterhin, ohne 
dass die technische Modernisierung und der Ersatz abgeschriebener Maschinen entspre-
chend den Erfordernissen in den LPG stattfanden. Gleichzeitig nahm die Instandhaltungs- 
und Instandsetzungskapazität der sich vergrößernden LPG zu. Die aus den MTS hervorge-
gangenen RTS und KfL konnten diese jedoch mit ihrer ohnehin schwachen Kapazität nicht 
vollständig sichern. 
 
Infolge von Maschinenimporten aus den RGW-Ländern nahm die Typenvielfalt zu, und 
die Ersatzteilbeschaffung wurde zunehmend schwieriger. Erschwerend wirkte sich die 
Störanfälligkeit von Traktoren, vor allem aus der UdSSR und Rumänien, aus. Die DDR 
war aufgrund von Vereinbarungen innerhalb des RGW verpflichtet, Maschinen aus diesen 
Ländern zu beziehen. Hinsichtlich der technischen Parameter und der Zuverlässigkeit wa-
ren die Erzeugnisse aus der DDR führend. Traktoren und Maschinen aus den westlichen 
Ländern mit Leistungsabstufungen entsprechend der Betriebsgröße der LPG wurden vom 
staatlichen Maschinenbauhandel nicht importiert. 
 
Die Ausstattung der LPG mit LKW lag unter der der VEG, da diese bezüglich Modernisie-






Relativ gering war der Bestand an Kettentraktoren, obwohl in den ackerbaubetonten Re-   
gionen und auf den bindigen Böden der sächsischen Kreise die Anzahl schwerer Traktoren 
mit > 60 PS nicht ausreichte. Im Bezirk Leipzig sank der Bestand von 391 Kettenschlep-
pern von 1965 zu 1969 auf 363 ab.29 
 
Am Ende der zweiten Etappe der LPG-Entwicklung gab es noch Defizite bei der Innenme-
chanisierung. 1969 wurden maximal 75,6 % der Kühe in den LPG Typ I und 85,7 % in 
LPG Typ III maschinell gemolken.30 Dass 1969 ca. 14 % der Kühe in den LPG des      
Typs III noch von Hand gemolken werden mussten, lässt die Vielzahl kleinerer Kuhställe 
(< 30 Kühe), die seit der Kollektivierung noch keine Melkmaschinen erhalten hatten, und 
die relativ geringe Arbeitsproduktivität in der kollektivwirtschaftlichen Viehwirtschaft der 
sächsischen Bezirke erkennen.   
 
Um zu technologischen Verbesserungen und Effektivitätszuwachs zu kommen, setzte Mit-
te der sechziger Jahre ein regelrechter „Rationalisierungsboom“ ein, der bis zum Ende der 
LPG 1990 beibehalten bzw. noch verstärkt wurde. Betriebseigene technische Abtei-        
lungen entwarfen und fertigten Umbauten an landtechnischen Geräten, die die Arbeit in 
der Feld- und Viehwirtschaft verbessern halfen.31 
 
Die Rationalisierungsbewegung rief ein Ansteigen der Neuererbewegung hervor, bzw. die 
staatliche Unterstützung der Neuererbewegung förderte geistige Anregungen der Beschäf-
































 Jahr 1965 1966 1967 1968 1969 
  Bezirk   Bezirk   Bezirk   Bezirk   Bezirk 
DDR *10 Dresden *10 Leipzig  
* 5, 10 
K.-M.-
Stadt *10 
DDR *6, 9 Dresden *9 Leipzig *4, 9 K.-M.- 
Stadt *9 




DDR *7, 19 Dresden *7 Leipzig 
*2, 7 
K.-M.- 
Stadt *7, 19, 20 
DDR *6 Dresden *6, 19 Leipzig *1 K.-M.- 
Stadt *11,19 
Traktoren gesamt 106.934 7.501 6.648 7.009 113.725 8.054 6.924 7.423 118.371 8.448 7.214 7.877 120.125 8.577 7.367 7.903 145.838 10.071 6.791 8.501 
dav. leichte <25PS 29.409 2.382 1.969 2.726 31.828 2.673 2.092 2.995 32.045 2.713 2.067 2.954 30.369 2.586 1.942 2.663 33.318 2.747 1.764 2.555 
dav. mittlere 
> 25 bis < 40 PS 39.980 3.236 2.825 2.782 40.197 3.296 2.831 2.819 39.335 3.256 2.746 2.808 37.280 3.164 2.612 2.624 45.508 3.590 3.340 3.991 
dav. schwere 
> 40 bis < 60 PS 29.951 1.652 1.413 1.317 33.137 1.831 1.525 1.408 37.661 2.174 1.894 1.875 43.177 2.505 2.298 2.354 54.990 3.290 1.267 2.705 
dav. überschwere 














Kettentraktoren · 391 *8 392 374 363 262
Lastkraftwagen *18   4.930 248 372 232 5.349 288 389 260 5.905 320 425 290 6.101 331 442 331 19.734 1.436 395 1.197 
Anhänger 131.541 8.930 9.281 6.621 140.052 9.259 11.014 7.520 147.673 9.694 10.204 7.252 155.617 10.218 10.813 7.941 213.394 13.883 10.398 9.876 
dar. Kipper 60.387 4.802 4.194 3.641 74.010 5.589 5.032 4.704 80.640 6.095 5.419 4.786 88.385 6.670 6.168 · 131.300 9.179 · 6.949 
Dungstreuer *16 
für Stallmist 7.194 675 384 573 7.644 760 357 628 8.471 891 413 698 9.059 1.032 432 761 13.455 1.454 502 1.040 
Kartoffellege- 
maschinen 8.344 584 447 465 8.608 592 457 469
· · · · · · · · · · · · 
Mähdrescher 13.780 856 783 697 15.019 893 857 778 15.878 926 913 867 15.461 1.145 879 950 18.301 1.140 785 1.050 
Kartoffelernte-    
maschinen 6.170 
*15 238 406 *15 232 6.879 *15 370 426 287 7.516 *15 444 445 321 8.182 *15 447 517 420 10.023
*15
666 505*15 513 
Rübenvollernte- 
maschinen 4.107 130 297 
*17 34 4.882 175 368 *17 45 6.241 203 480 *8,17 76 6.115 207 494 *17 83 5.679 219 303 *17 · 
Anzahl LPG 15.139 1.543 1.068 *1, 5 1.098 14.216 1.446 979 *1, 4 1.033 13.073 1.290 880*1,3 896 513 1.074 *14 790 *1, 7 773*13 9.836 777 666 *6 663 *6 
Quellen:   *1 Statistisches Jahrbuch 1970 Bez. Leipzig, S. 127, 137 
   *2 Statistisches Jahrbuch 1969 Bez. Leipzig, S. 146 
   *3 Statistisches Jahrbuch 1968 Bez. Leipzig, S. 164, 171, 173 
   *4 Statistisches Jahrbuch 1967 Bezirk Leipzig, S. 173, 185 
   *5 Statistisches Jahrbuch 1966 Bezirk Leipzig, S. 284 
   *6 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 185, 197 
   *7 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 181, S. 191-193 
   *8 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 268, 269 
   *9 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 259, 270, 271 
 *10 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 261, 272, 273 
 *11 Statistisches Jahrbuch 1970 Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 84, 85 
 *12 Statistisches Jahrbuch 1966 Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 143 
 *13 Statistisches Jahrbuch 1969 Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 85, 86 
 *14 Statistisches Jahrbuch 1969 Bezirk Dresden, S. 97 
Anmerkungen: *15 Einschließlich Kartoffelsammelroder 
 *16 Mineraldünger- Streuer ab 1965 nicht mehr für LPG separat erfasst, da ACZ- Bestand 
 *17 Einschließlich Rodelader sowie anderer umgebauter Geräte 
 *18 Ausstattung mit LKW gering gegenüber VEG, da diese als moderne Vorzeigebetriebe fungieren sollten 
 *19 1969 keine Angaben zur LPG Typ I -III, dafür alle sozialistischen Landwirtschaftsbetriebe 





3.3.6 Personalstruktur und Ausbildungsstand 
 
Bei der zurückverfolgenden Betrachtung der Personalsituation in den LPG ist eine klare 
Unterscheidung zwischen Mitgliedern, ständig mitarbeitenden Mitgliedern, ständig Berufs-
tätigen, Beschäftigten und Arbeitskräften vorzunehmen. Oftmals tauchten auch weitere 
Bezeichnungen auf. 
 
In den Jahren vor 1963 finden sich in der Statistiken der DDR lediglich Angaben zu Mit-
gliedern, ohne dass derartige Differenzierungen vorgenommen worden sind. Andererseits 
versuchten Vertreter von agrarwissenschaftlichen Institutionen sowie Leitungskräfte in den 
LPG, arbeits- und betriebswirtschaftliche Bezugsgrößen zu schaffen. Dabei machte es sich 
erforderlich, Arbeitskräfte als Kategorie zu erfassen und zu definieren, um Aufschluss über 
die Produktivität der „lebendigen Arbeit“ und die betriebswirtschaftliche Effizienz zu er-
halten. 
 
In der zweiten Hälfte der sechziger Jahre ging man in der DDR von Arbeitskräften (Ak) als 
Bezugsbasis für verschiedene ökonomische Kennzahlen aus. Als Ak definierte man Be-
schäftigte aller Art, die effektiv ganzjährig 2.100 Arbeitsstunden im Betrieb leisteten, un-
abhängig davon, ob sie dem arbeitsrechtlichen Status eines Mitgliedes oder Nicht-
Mitgliedes entsprachen.33    
 
In den LPG der sächsischen Bezirke, insbesondere des Typs III, arbeiteten etwa 10 % 
Nicht-Mitglieder. Letztere waren vor allem Beschäftigte nichtbäuerlicher Herkunft wie 
ehemalige MTS-Traktoristen, Landarbeiter, Delegierte, Handwerker oder Auszubildende. 
Verrentete LPG-Mitglieder blieben weiterhin vollwertiges Mitglieder, zählten aber nicht 
als Ak. Betriebseinbringende Bauern und Ehepartner waren i. d. R. bei LPG-Eintritt 
gleichwertige Mitglieder geworden, ohne dass die LPG unterscheiden konnte, in welchem 
Maße jeder Partner an der betrieblichen Arbeit beteiligt war. Deshalb wird für die ersten 
Jahre der LPG-Entwicklung ein zu hoher Ak-Besatz ausgewiesen. 
 
Da Frauen und Rentner häufig nicht ständig in den LPG mitarbeiteten, konnte mithilfe o. g. 
Definition deren Anteil an der kollektivwirtschaftlichen Arbeit genauer berücksichtigt 
werden. 
 
In den sächsischen Bezirken lag aufgrund der geringeren Betriebsgrößen, sowohl der ehe-
maligen einzelbäuerlichen als auch der kollektivwirtschaftlichen Betriebe, ein höherer 
Mitglieder- und Ak- Besatz als in den anderen Bezirken und im Durchschnitt der DDR vor. 
Im Untersuchungszeitraum existierten LPG des Typs III in den sächsischen Regionen, die 
einen Besatz von bis zu 28 Ak/100 ha LN aufzuweisen und damit überdurchschnittlich viel 
Arbeitskräfte beschäftigt hatten. 
 
Die Personalausstattung der LPG unterschied sich zwischen den LPG-Typen, vor allem in 
Bezug auf Altersstruktur, Ausbildungsgrad, Mitgliederzahl und Beschäftigungsgrad. Bei 
der Betrachtung der Personalsituation und genaueren Analysen, vor allem der Zeit, als es 
noch keine Trennung des einheitlichen Produktions- und Reproduktionsprozesses in der 
Landwirtschaft gab, ist es deshalb erforderlich, immer den jeweiligen LPG-Typ anzuge-
ben. 
 
Die nachstehenden Tabellen 70–73, S. 636–639 und Anmerkungen zu den Zahlenangaben 
beziehen sich meistens auf die LPG allgemein, da bei der Erfassung durch die StZVfSt 
632 
 
keine solchen Unterscheidungen vorgenommen wurden und andere Quellen für die einzel-
nen Bezirke vollständig nicht vorliegen. Zum Qualifizierungsstand können demgegenüber 
differenzierende Aussagen anhand der Quellenlage z. T. getroffen werden. 
 
In den Jahren 1965–1969 erreichte der Ausbildungsgrad der Beschäftigten in den LPG 
vom Typ I mit denen des Typs III annähernd Gleichstand. Das bedeutet, dass in den LPG 
Typ III kein höherer Ausbildungsgrad erreicht wurde. 
 
Die höchste Mitgliederanzahl (nicht Ak) wies die Betriebsgrößengruppe > 200–500 ha LN 
auf, gefolgt von der Gruppe < 200 ha LN bzw. der Gruppe > 500–1000 ha LN. Diese Fest-
stellung trifft im Wesentlichen auf alle drei sächsischen Bezirke und die Jahre 1965–1969 
zu, wobei wieder, wie im Zeitraum der „Festigungsperiode“ 1960–1964, die Unterschiede 
zwischen den Bezirken zu beachten sind und keine unmittelbare Vergleichbarkeit vorliegt. 
Die meisten Mitglieder in den oberen Größengruppen (> 1000 ha LN) weist  der größer 
strukturierte Bezirk Leipzig auf. Es gab dort bereits 1965 eine LPG mit > 2.000 ha LN, die 
813 Mitglieder vereinte, ebenso im Bezirk Dresden mit 555 Mitgliedern (vgl. S. 613).  
 
Gegen Ende des Untersuchungszeitraumes, im Jahre 1968, hatten sich die Relationen da-
hingehend verändert, dass die LPG der drei Bezirke die meisten Mitglieder in der Größen-
gruppe > 200–500 ha LN, gefolgt von der Gruppe > 500–1.000 ha LN zu verzeichnen hat-
ten, aber in allen Bezirken bereits LPG existierten, die mehr als 2.000 ha bewirtschafteten. 
Der Bezirk Leipzig wies die höchste Mitgliederanzahl in der Betriebsgrößengruppe > 500–
1000 ha LN auf, gefolgt von der Gruppe > 200–500 ha LN und > 1.000–2.000 ha LN. 
 
Bei den sächsischen Bezirken zeichneten sich Abweichungen gegenüber der durchschnitt-
lichen Personalstruktur der DDR ab. Auffällig traten die Unterschiede zwischen den LPG-
Typen hervor. Im Jahre 1965 bestand folgendes Verhältnis zwischen den Bezirken hin-
sichtlich der LPG-Mitgliederanzahl bei den unterschiedlichen LPG-Typen (in Prozent). 
 
Tabelle 69 LPG-Mitglieder (Typ I-III) in Betriebsgrößengruppen während der Mitte der 
zweiten Entwicklungsetappe der LPG, 1965 (in Prozent) 
  
          < 200 ha LN > 500–1.000 ha LN 
Typ I/II                Typ III Typ I/II                  Typ III




84,4                        15,6 
78,9                        21,1 
88,5                        11,5 
85,9                        14,1 
18,0                            82,0
28,7                            71,3
  4,7                            95,3
26,3                            73,7
 
Das bedeutet, dass im Jahre 1965 im Bezirk Leipzig in der Betriebsgrößengruppe               
> 500–1.000 ha LN lediglich weniger als 5 % aller LPG-Mitglieder dem Typ I/II angehör-
ten und die Mehrheit von > 95 % dem Typ III. Der „umfassende Vergesellschaftungspro-
zess“ der kollektiven Landwirtschaft schien seiner Vollendung entgegenzugehen. 
 
Mit Tabelle 71, S. 637 wird zum Vergleich ein allgemeiner Überblick zur Anzahl der Be-
schäftigten und deren Qualifizierungsgrad in den LPG-Typen der gesamten DDR gegeben. 
  
Im Jahre 1965 konnten in der Gesamtheit der LPG der DDR 21,4 % der ständig Berufstäti-
gen eine Facharbeiterausbildung vorweisen bzw. waren noch zu 78,6 % unqualifiziert. Im 
Verlauf von fünf Jahren, d. h. bis 1969, hatte sich das Bild dahingehend geändert, dass in 
den LPG des Typs I/II 31,5 % und des Typs III 39,7 % eine Facharbeiterausbildung absol-
viert hatten. Bei der Qualifikation der Gesamtheit der Beschäftigten standen mit 45,6 % die 
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LPG Typ I/II nur unwesentlich hinter den LPG Typ III mit 48,0 % zurück.34 Diese Tatsa-
che ist bei bisherigen Betrachtungen der LPG-Entwicklung unberücksichtigt geblieben, 
wie überhaupt das Thema LPG Typ I bei den meisten Autoren der DDR-Agrargeschichte 
völlig unterrepräsentiert ist. 
 
Wie sich die Verhältnisse im Vergleich der drei Bezirke entwickelt hatten, geht aus Tabelle 
72, S. 638 hervor. Es ist zu erkennen, dass die sächsischen Bezirke dem Entwicklungstrend 
der DDR folgten, wobei die ständig Beschäftigten in allen LPG-Typen, z. B. des Bezirkes 
Dresden, in den Jahren von 1965–1969 geringfügig unter dem Durchschnitt der DDR la-
gen. Den höchsten Qualifizierungsfortschritt erlebte der Bezirk Leipzig mit einer Steige-
rung von 108 % im Gegensatz zum Bezirk Karl-Marx-Stadt mit 98 % und zum Bezirk 
Dresden mit 95 %. Diese Steigerungen gingen auf die intensive Agitationstätigkeit staatli-
cher Verwaltungsbehörden  gegenüber den LPG zur Verbesserung des Ausbildungsstandes 
zurück, der entsprechend des sozialistischen Verständnisses für die kommenden Entwick-
lungsphasen und die industriemäßigen Produktionsmethoden unabdingbar war.  
 
In Anbetracht der vorangegangen totalen Kollektivierung und der damaligen wirtschaftli-
chen Situation der LPG spielte in den Familien der ehemaligen Einzelbauern die Berufs-
wahl für die Kinder eine große Rolle. In den meisten Fällen sahen die Jugendlichen ihre 
Zukunft nicht in der LPG und versuchten, Berufe in den Ballungs- bzw. städtischen Gebie-
ten zu ergreifen, die kaum mit der Landwirtschaft artverwandt waren. Bis 1966 war dies 
aber nicht ohne Weiteres möglich, da staatliche Regelungen bei der Schicht der „Genos-
senschaftsbauern“ eine Abwanderung verhindern konnten. Erst mit Außerkraftsetzung der 
entsprechenden Verordnung vom 05.07.1966 konnte ab 01.09.1966 die freie Berufswahl 
garantiert werden. Diese Liberalisierung ging aber weniger auf Einsicht der Regierung der 
DDR und auf einen demokratischen Wandel zurück, als auf den zunehmenden Bedarf an 
Arbeitskräften in anderen neu aufzubauenden Volkswirtschaftszweigen. In dieser Periode 
entschieden sich 10 bis maximal 20 % der Schulabgänger in agrarisch geprägten Re-       
gionen der sächsischen Bezirke für eine landwirtschaftliche Berufsausbildung. Dabei war 
es aber nicht sicher, ob danach die Auszubildenden überhaupt eine Arbeit in den LPG auf-
zunehmen bereit waren.35 
 
Die weiblichen Beschäftigten nahmen in den LPG einen hohen Anteil ein. Ihr Qualifikati-
onsgrad lag jedoch unter dem der männlichen Beschäftigten. Der Anteil von Frauen ohne 
Berufsausbildung stieg im Durchschnitt der DDR von 1965 mit 53,5 % auf 1969 mit     
59,2 %. Der Beschäftigungsgrad von Frauen betrug im Jahre 1965 zwischen 44,7 % (Be-
zirk Karl-Marx-Stadt) und 49,3 % (Bezirk Dresden). Er sank bis Ende 1968 auf 43,9 % 
(Bezirk Karl-Marx-Stadt) und 49,1 % (Bezirk Dresden). 1969 stieg der Beschäftigungsgrad 
bei Frauen wieder an, auf 44,1 % (Bezirk Karl-Marx-Stadt) und 53,3 % (Bezirk Dresden). 
Die Ursachen für die Schwankungen sind vielfältig. Die geringere Beschäftigung von 
Frauen in LPG des Bezirkes Karl-Marx-Stadt könnte auf die besseren Verdienstmöglich-
keiten in den strukturstarken, dicht besiedelten und industriell geprägten Regionen zurück-
zuführen sein. Es bestand ohnehin die Tendenz, dass sich Frauen nach Möglichkeit außer-
halb des Dorfes und der LPG nach Arbeit umsahen.  
 
Dessen ungeachtet ist hervorzuheben, dass nahezu die Hälfte der Beschäftigten in den LPG 
der sächsischen Bezirke aus Frauen bestand. Sie hatten nach wie vor schwere körperliche 
Arbeit zu leisten. Der Anteil der von Frauen übernommenen Arbeiten war in der Viehwirt-






Die Situation der weiblichen Beschäftigten einer in der Literatur beschriebenen LPG Typ 
III im Bezirk Karl-Marx-Stadt gibt einen Blick in das Thema Frauen und LPG frei. 75 % 
der Frauen des Beispielbetriebes waren nicht voll arbeitende Mitglieder. Das Durch-
schnittsalter der Arbeitskräfte in den Feld- und Viehwirtschaftsbrigaden lag zwischen 
47,5–49,8 Jahren, wobei dort die schwerste körperliche Arbeit zu leisten war. Demgegen-
über betrug das Durchschnittsalter von Beschäftigten in der Buchhaltung/Verwaltung, wo 
meistens Frauen eingesetzt waren, 35,4 Jahre. Traktoristen als männliche Arbeitskräfte 
brachten es lediglich auf 34,0 Jahre.36 
 
Wie aus Tabelle 73, S. 639 hervorgeht, waren in den LPG relativ viel Beschäftigte mit 
Hoch- und Fachschulabschluss eingesetzt. Diese Zahlen resultieren aus einer gewissen 
Wissenschaftsgläubigkeit der DDR-Führung, da man meinte, nur mithilfe „wissenschaft-
lich gebildeter Menschen“ die Zukunft meistern zu können. Um die Zeit des Kollektivie-
rungsabschlusses wurden daher viele, und nicht nur junge Leute, geworben, eine Hoch- 
oder Fachschulausbildung aufzunehmen. Es gab in den drei sächsischen Bezirken mehrere 
landwirtschaftliche Fachschulen, die LPG-Hochschule in Meißen (für älteres berufserfah-
renes Leitungspersonal) und in Leipzig die landwirtschaftliche Fakultät der Karl-Marx-
Universität. Die Absolventen letzterer suchten sich nur zu einem geringen Teil eine Lei-
tungstätigkeit in den LPG der DDR. Die Arbeit eines LPG-Vorsitzenden war zu schwierig 
für junge Absolventen und aus soziokulturellen Gründen nicht unbedingt erstrebenswert.    
  
Zu Anfang der sechziger Jahre mühten sich die Leitungsgremien der LPG noch um die 
Einbeziehung aller Arbeitskräfte aus den ursprünglichen, in die LPG überführten einzel-
bäuerlichen Betrieben. Die neuen kollektivwirtschaftlichen Betriebe hatten einen relativ 
geringen Mechanisierungsgrad und daher hohen Arbeitskräftebedarf. Die Tendenz der Ar-
beitskräfteabwanderung aus den LPG hielt im Zeitraum 1964–1967 weiter an. Nach die-
sem Zeitraum setzte jedoch infolge sozialer und wirtschaftlicher Verbesserungen (Urlaub, 
freie Tage, persönliche Hauswirtschaft) langsam ein Zulauf aus den Ballungsgebieten in 
die LPG ein. Ungeregelte Arbeitszeiten gegenüber kurzen Arbeitswegen wurden in Kauf 
genommen. Der ursprünglich auf zwölf Tage (einschließlich Sonnabende) festgelegte und 
gesetzlich geregelte Urlaub für alle Beschäftigungsgruppen in den LPG bedeutete eine 
Benachteiligung gegenüber Beschäftigten der Industrie und anderer Volkswirtschafts-
zweige. Mit der Verordnung vom 03.05.1967 (GBl. T. II, Nr. 38) führte die Regierung der 
DDR ab 28.08.1967 die 43 ¾ Stunden-Arbeitswoche ein, die aber nicht bindend für LPG 
war. Diese Regelung ging auf den VII. Parteitag der SED im April 1967 zurück. Eine Ver-
besserung der Urlaubsregelung für LPG-Beschäftigte erbrachte die ebenfalls am 
03.05.1967 erlassene Verordnung (GBl. T. II, Nr. 39), welche am 11.05.1967 in Kraft trat 
und 15 Werktage Mindesterholungsurlaub garantierte. Dessen ungeachtet konnten LPG 
über Mitgliederbeschlüsse diese Regelung umgehen und abweichend gestalten. Aufgrund 
des Fehlens von eigenen Ferieneinrichtungen wurde der Urlaub meistenteils zu Hause und 
häufig mit Arbeiten im häuslichen Bereich verbracht. Von Urlaubsgestaltung im arbeits-
psychologischem Sinne konnte zu dieser Zeit i. d. R. nicht gesprochen werden.37  
 
Ende der sechziger Jahre ließen LPG-Vorstände bereits Kündigungen und Austritte aus der 
LPG zu, um dafür moralisch und fachlich bessere Arbeitskräfte einzustellen.  
 
In der Viehwirtschaft waren z. T. Arbeitskräfte beschäftigt, die hohe Einkommen anstreb-
ten, aber weniger qualifiziert waren. Bewährt hatte sich, dass Frauen, vor allem ältere und 
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ehemalige Bäuerinnen, in der Jungviehaufzucht eingesetzt wurden. Kennzeichnend für die 
Arbeitsbereiche Ferkelaufzucht und Läuferhaltung war die Beschäftigung Einheimischer 
und ehemals einzelbäuerlichen Personals. Nach heutigen Erkenntnissen hatte sich ein an-
gestammtes Ak-Potenzial gegenüber zugewanderten Arbeitskräften allgemein als das güns-
tigere erwiesen. Sehr oft übernahmen in der Viehwirtschaft die früheren, erfolgreicheren 
Mittel- und Großbauern die Schweinezucht.  
 
In der Feldwirtschaft setzten sich die Handarbeitskräfte aus ehemaligen Bauern, deren 
früheren Arbeitern, Männern und Frauen aus der Einwohnerschaft des Dorfes verschiede-
ner sozialer Herkunft zusammen. In dieser Beschäftigten-Gruppe war ein geringer Ausbil-
dungsstand vorhanden. Mit der Bedienung von Landtechnik waren zumeist jüngere Ar-











Tabelle 70: LPG-Mitglieder*5 (Typ I-III) in Betriebsgrößengruppen am Ende der zweiten Entwicklungsetappe der LPG, 1965 bis 1969 
 
Anzahl der Mitglieder nach Größengruppen 
Jahr Größengruppe 
< 200 ha LN > 200 - 500 ha LN > 500 - 1000 ha LN > 1000 - 2000 ha LN > 2000 ha LN 
Bezirk DDR Dresden Leipzig  K.-M.-Stadt DDR Dresden Leipzig K.-M.-Stadt DDR Dresden Leipzig  K.-M.-Stadt DDR Dresden Leipzig K.-M.-Stadt DDR Dresden Leipzig K.-M.-Stadt 
1965 *1 
LPG gesamt 134.410 21.513 11.060 12.919 282.131 33.923 19.269 28.048 286.362 * 7 14.916 18.222 16.493 200.004 3.747 10.652 4.794 24.457 555 813 - 
dav. LPG Typ I/II 113.394 16.973 9.788 11.099 161.771 18.302 6.759 17.411 51.437 
* 7 4.283 862 4.343 6.061 502 195 - - - - - 
dav. LPG Typ III 21.016 4.540 1.272 1.820 145.850 15.621 12.510 10.637 234.925 * 7 10.633 17.360 12.150 193.943 3.245 10.457 4.794 24.457 555 813 - 
1966 *2 
in LPG gesamt 117.039 18.718 9.232 10.807 270.578 30.757 17.425 25.856 290.280 16.314 19.016 17.330 194.980 3.845 10.946 4.951 23.797 514 733 - 
dav. LPG Typ I/II 99.799 14.811 8.184 9.561 138.190 16.295 6.055 16.126 46.826 4.665 629 4.388 5.216 509 - - - - - - 
dav.  LPG Typ III 17.260 3.907 1.048 1.246 132.388 14.462 11.370 9.730 243.454 11.649 18.387 12.942 189.764 3.336 10.946 4.951 23.797 514 733 - 
1967 *3 
LPG gesamt 95.332 14.882 7.607 8.236 249.739 29.410 15.302 22.712 297.456 19.435 20.122 18.714 205.569 4.338 12.004 7.463 27.182 528 1.124 - 
dav. LPG Typ I/II 82.674 11.815 6.838 7.555 125.502 16.030 5.191 14.238 44.996 4.856 790 4.016 5.260 492 - 259 - - - - 
dav. LPG Typ III 12.658 3.067 769 681 124.237 13.380 10.111 8.474 252.460 14.579 19.332 14.698 200.309 3.846 12.004 7.204 27.182 528 1.124 - 
1968 *4 
LPG gesamt 70.648 10.273 6.358 6.229 208.801 23.981 13.510 18.614 298.320 22.785 20.506 19.051 218.825 7.933 12.239 10.277 32.424 494 1.346 353 
dav. LPG Typ I/II 61.173 8.422 5.527 5.877 103.213 12.264 4.564 11.574 40.806 5.011 564 3.191 5.702 935 - 415 - - - - 
dav. LPG Typ III 9.475 1.851 831 352 105.588 11.717 8.946 7.040 257.514 17.774 19.942 15.860 213.123 6.998 12.239 9.862 32.424 494 1.346 353 
1969 *6 
LPG gesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
dav. LPG Typ I/II . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 




















Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 264 (Mitglieder, Sp. DDR ständig Berufstätige) 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 262 (Ständig Beschäftigte) 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 260 (Ständig Berufstätige) 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 184 (Ständig Berufstätige). Ebenso 
   Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 190, 191 
Anmerkungen: *5 Ab 1966 Bezeichnung als ständig Beschäftigte, ständig Berufstätige 
 *6 Ab 1969 führte die StZVfSt für Statistik keinen Nachweis mehr über die Anzahl der Beschäftigten in 
den Betriebsgrößengruppen. Die Ursache dafür liegt in der starken Konzentration und Spezialisierung 
der Produktion bzw. der weitestgehend abgeschlossenen weiteren Umgestaltung der LPG zu koopera-
tiven Einrichtungen. Für die Agrarpolitik waren die LPG mit ihren Betriebsgrößengruppen nicht mehr 
entscheidend, sondern nur die kooperativen Verbünde. 
 *7 Differenzen zwischen der Angaben der StZVfSt 1965 Betriebsgrößengruppe 500-1000 ha LN und 





Tabelle 71: Ausbildungsstand der Beschäftigten*5 in LPG der DDR am Ende der zweiten 
Entwicklungsetappe der LPG, 1965 bis 1969 
 
   1965 
*1 1966 *2 1967 *2 1968 *3 1969 *3 
LPG Typ-I - III   
 Beschäftigte gesamt Anz. 910.043 896.674 875.278 829.018 764.894 
dar. ausgebildet Anz. 195.046 233.898 270.274 307.654 348.945 
Anteil an den Beschäftigten % 21,4 26,1 30,9 37,1 45,6 
dar. Facharbeiter Anz. 148.830 183.491 216.666 251.469 291.074 
         Anteil an den   
         Beschäftigten  gesamt *4 % 16,4 20,5 24,8 30,3 38,1 
dar. LPG Typ-I/II   
 Beschäftigte gesamt Anz. 308.937 290.011 258.432 210.894 153.246 
dar. ausgebildet Anz. 42.188 53.182 60.050 60.660 55.494 
        Anteil an den Typ- I/II-Be- 
        schäftigten  
% 13,7 18,3 23,2 28,8 36,2 
dar. Facharbeiter Anz. 34.212 44.352 50.859 52.042 48.239 
        Anteil an den Typ I/II- Be- 
        schäftigten *4  
% 11,1 15,3 19,7 24,7 31,5 
dar. LPG Typ-III   
 Beschäftigte gesamt Anz. 601.106 606.663 616.846 618.124 611.648 
dar. ausgebildet Anz. 152.858 180.716 210.224 246.994 293.451 
        Anteil an denTyp-III- Be- 
        schäftigten  
% 25,4 29,8 34,1 40,0 48,0 
dar. Facharbeiter Anz. 114.618 139.139 165.807 199.427 242.835 
        Anteil an den Typ-III- Be- 
        schäftigten *4  












Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 269 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 265 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 195, 196 
 *4 Errechnet, Facharbeiter: Beschäftigte 
 
Anmerkungen: *5 Unter Beschäftigten in den LPG sind zu verstehen:   
  mitarbeitende Mitglieder, ständig Beschäftigte  
  Nichtmitglieder, ständig Berufstätige (vgl. S. 631 oben) 
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Tabelle 72: Personalstruktur und Ausbildungsstand der ständig Berufstätigen in LPG am Ende der zweiten Entwicklungsetappe der LPG, 1965 bis 1969 
 
Jahr 1965 (per 30.09.65) *1 1966 (per 20.11.66) *2 1967 (per 31.12.67) *3 1968 (per 30.09.68) *4 1969 (per 30.09.69) *5 
    Bezirk   Bezirk   Bezirk   Bezirk   Bezirk 
  DDR *5 Dresden *2 Leipzig *2 K.-M.-Stadt *2 DDR *5 Dresden Leipzig K.-M.-Stadt DDR *5 Dresden Leipzig K.-M.-Stadt DDR *5 Dresden Leipzig K.-M.-Stadt DDR *5 Dresden Leipzig K.-M.-Stadt 
ständig Berufs-
tätige *5, 11 910.043 70.669 57.908 59.681 896.674 70.148 57.352 58.944 875.278 68.593 56.159 57.125 829.018 65.466 53.959 54.524 764.869 62.776 52.644 52.066 
dar. weiblich *5 432.463 34.869 27.773 26.670 424.065 34.569 27.377 26.285 412.782 33.773 26.624 25.324 390.671 32.123 25.330 23.945 376.967 33.439 26.100 22.961 
*10 
ausgebildete Be-
rufstätige *6 195.046 14.933 13.014 12.764 233.898 17.797 15.072 15.358 270.274 19.414 17.638 17.035 307.654 22.207 21.229 19.616 348.945 25.818 24.677 22.083 
dar. weiblich 50.090 4.220 3.486 3.156 69.365 5.800 4.746 4.518 89.709 6.860 6.131 5.305 129.682 8.307 
*7 6.514 *9 . 130.694 . 8.252 *8 . 
dav. Hochschulab-
schluss 3.879 258 272 231 4.230 300 309 252 4.407 334 309 273 6.436 336 334 284 4.477 350 365 293 
dav. Fachschulab-
schluss 17.062 1.285 1.088 993 18.688 1.434 1.192 1.079 19.852 1.515 1.319 1.127 25.123 1.531 1.297 1.132 20.087 1.596 1.401 1.240 
dav. Meisterprü-
fung 25.275 1.636 1.670 1.448 27.489 1.830 1.824 1.632 29.349 1.947 1.928 1.895 39.543 2.102 2.189 2.130 33.307 2.209 2.410 2.412 
dav. Facharbeiter 148.830 11.754 9.984 10.092 183.491 14.233 11.747 12.395 216.666 15.618 14.082 13.740 305.788 18.238 17.409 16.070 291.074 21.663 20.501 18.138 
nicht ausgebildete 
Berufstätige *6 
714.997 55.736 44.894 46.917 662.776 39.587 42.280 43.586 605.004 49.179 38.521 40.090 521.364 43.259 32.730 34.908 415.919 36.958 27.967 29.983 
dar. weiblich *6 382.375 30.649 24.287 23.514 354.700 28.769 22.631 21.767 323.073 26.913 20.493 20.019 260.989 23.816 
*7 19.510 . 246.273 . 17.848 . 
Ausbildungs- 
grad % *6 21,4 



















Quellen:   *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 269, 270 
   *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 267, 268 
   *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 265, 266 
   *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 182, 189, 190 
   *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 181, 196 
   *6 Errechnet, ausgebildete Berufstätige: ständig Berufstätige 
   *7 Statistisches Jahrbuch 1969, Bezirk Dresden, S. 98 
   *8 Statistisches Jahrbuch 1970, Bezirk Leipzig, S. 134 
   *9 Statistisches Jahrbuch 1969, Bezirk Leipzig, S. 144 
 *10 Statistisches Jahrbuch 1970, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 82 
Anmerkungen: *11 Ständig Berufstätige, ständig mitarbeitende Mitglieder bzw. ständig Beschäftigte 
 *12 1965 waren 21,4 % der ständig Berufstätigen in den LPG ausgebildet bzw. 78,6 %  
  noch unqualifiziert 





Tabelle 73: Qualifizierunsstand der obersten Leitungsebene (Vorsitzende) der LPG am Ende der zweiten Entwicklungsetappe der LPG, 1965 bis 1969 
 
Jahr  1965 *1 1966 * 2 1967 *3, 14, 15 1968 *4, 13, 15 1969  (per 30.09.69) *5,13,15
 Bezirk  Bezirk  Bezirk  Bezirk  Bezirk 
DDR *1 Dresden Leipzig   K.-M.-Stadt    DDR Dresden Leipzig K.-M.-Stadt DDR Dresden Leipzig *6 K.-M.-Stadt DDR Dresden Leipzig *6 K.-M.-Stadt DDR Dresden *2 Leipzig *8 K.-M.-Stadt *9
Mitglieder (Vorsitzende) 
gesamt *12  15.092 1.539 1.065 1.095 14.131 1.446 975 1.022 . . 880 . . . 790 775 
*10 . . 666 654 *11
dar. weiblich *3 146 14 9 11 129 10 9 9 . . . . . . . . . . . . 
dav. qualifiziert 9.043 858 584 623 9.424 926 603 654 . . . . . . 335 . . . 329 . 
dar. weiblich 69 4 5 6 76 6 4 2      . . . . . . . . 
dav. Hochschulabschluss 1.725 142 117 108 1.829 154 119 119 1.848 146 112 124 . . 116 . . . 114 . 
dar. weiblich 22 2 2 3 20 2 1 2 16 . 1 . . . 1 . . . 1 . 
dav. Fachschulabschluss 3.743 275 217 206 4.022 298 235 206 4.142 318 168 187 . . 163 . . . 168 . 
dar. weiblich 25 1 2 - 30 2 3 - 33 . 3 . . . 3 . . . 4 . 
dav. Meisterprüfung 1.417 138 89 101 1.367 164 82 107 . . . . . . 37 . . . 34 . 
dar. weiblich 9 1 - 2 12 - - - . . . . . . 1 . . . - . 
dav. Facharbeiter 2.158 303 161 208 2.206 310 167 222 . . . . . . 19 . . . 13 . 
dar. weiblich 13 - 1 1 14 2 - - . . . . . . . . . . . . 
unqualifiziert 6.049 681 481 472 4.707 520 372 368 . . . . . . . . . . . . 
dar. weiblich                     133 10 4 5 53 4 5 7 . . . . . . . . . . . . 
Ausbildungsgrad (%) 60,0 55,8 54,8 56,9 66,7 64,0 61,9 64,0 . . . . . . 42,4 . . . 49,4 . 
















Quellen:   *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 270 
   *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 267, 268 
   *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 265, 266 
   *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 189,190 
   *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S.195,196 
   *6 Statistisches Jahrbuch 1968, Bezirk Leipzig, S. 137, 169 
   *7 Statistisches Jahrbuch 1969, Bezirk Leipzig, S. 140, 144 
   *8 Statistisches Jahrbuch 1970, Bezirk Leipzig, S. 127, 134 
   *9 Statistisches Jahrbuch 1970, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 78 
 *10 Statistisches Jahrbuch 1969, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 76 
Anmerkungen: *11 Einschließlich Gemeinsame Abteilung Pflanzenproduktion (GAP) bei den KOG 
 *12 Es wird unterstellt, dass die Anzahl der LPG und die Vorsitzenden annähernd identisch sind, in ca. 5 % 
der Fälle könnten Vorsitzende zwei LPG (Typ I, III oder beide) geleitet haben 
 *13 Nach 1967 enthält die Statistik der DDR keine Angaben mehr zum Qualifizierungsstand des Leitungs-
personals. Die Ursache liegt eventuell in dem zunehmenden Nachschub von Personal, das nicht nur an 
den Universitäten ausgebildet wurde. Ein Großteil des Leitungspersonals wurde von den LPG auch auf 
Druck von staatlicher Leitung und SED in die Hochschule für LPG Meißen delegiert. Im verkürztem Di-
rekt- und Fernstudium erhielten dort „Fachkader", die in der Praxis tätig waren, ein Diplom, das aber 
nicht mit dem Universitäts-Diplom verglichen werden kann. 
 *14 Per 31.12. 1967 





3.3.7 Kollektivwirtschaftliche Arbeit und Betriebsergebnis 
 
Der wirtschaftliche Erfolg der LPG in den sächsischen Bezirken im Zeitraum von      
1965–1969 wird im Folgenden am Beispiel einer LPG Typ I im Bezirk Dresden und mit-
tels Fortschreibung der Ergebnisse aller LPG des Typs III im Kreis Döbeln, Bez. Leipzig, 
gemäß Pkt. 3.1.2.5 aufgezeigt. 
 
Es erscheint sinnvoll, die Werte der Pretzschendorfer LPG Typ I nicht nach dem bisheri-
gen Modus der Halbierung des Untersuchungszeitraumes in diesem Gliederungspunkt ein-
zuordnen, sondern den Entwicklungszusammenhang von Beginn der LPG-Gründung an zu 
erhalten, zumal die LPG am 01.01.1968 vom Typ I zum Typ III mutierte.38 Neben dem 
Bruttoergebnis der Jahre bis Ende 1969 wurde beim Beispiel Pretzschendorf zusätzlich die 
Verwendung des Bruttoergebnisses nachträglich errechnet und rekonstruiert. Zu beachten 
ist die Tatsache, dass es sich im Falle Pretzschendorf um eine große, gut organisierte LPG 
Typ I handelte, die in ihrem Kreis nie als „Planschuldner“ auffiel. 
 
Zum Vergleich und zur Beurteilung werden diese und weitere betriebswirtschaftliche 
Kennzahlen jeder der damals existierenden LPG Typ I des Kreises Döbeln aufgeführt. Das 
Schema entspricht dem der Übersicht zum Typ III, wie sie für denselben Beispielkreis er-
arbeitet wurde, und gewährleistet dadurch eine gute Vergleichbarkeit zwischen den beiden 
LPG-Typen. Die Werte in den Tabellen 79–83, S. 651–655 geben Auskunft über den wirt-
schaftlichen Erfolg von LPG des Typs I und III. Darüber hinaus widerspiegeln sie die Be-
ziehungen zwischen den ökonomischen Kategorien. 
 
Wie auch in den Jahren vor 1965 erreichten die LPG Typ I neben einer relativ stabilen 
Marktproduktion geringere Selbstkosten und niedrigere Kostensätze als die LPG Typ III. 
Zuführungen zum Grundmittelfonds nahmen beide LPG-Typen mit Beträgen, die großen 
Schwankungen unterworfen waren, vor. Bei den LPG Typ I lag die Fondszuführung jedoch 
generell nicht unter der Akkumulationsbereitschaft der LPG Typ III, wie es der LPG Typ I 
oft unterstellt wurde. Nachstehende Übersicht zu LPG im Kreis Döbeln dokumentiert diese 
Feststellung (in MDN/ha LN). 
 
  LPG Typ I39        LPG Typ III 
1965         .       66 bis    759 
1966   92 bis 601        7 bis    727 
1967 262 bis 665    207 bis    779 
1968 323 bis 849    250 bis 1.010 
1969 270 bis 608    329 bis 1.234 
 
Die größten Schwankungsbreiten traten bei der Fondszuführung nicht nur in den LPG vom 
Typ I, sondern auch vom Typ III auf, wobei die bekannten, wirtschaftlich stabileren großen 
LPG wie Bockelwitz, Polkenberg, Gadewitz, Mockritz und Lüttewitz eine „Leuchtturm-
position“ einnahmen. Ausgeglichener waren die Schwankungsbreiten im Typ I. 
 
Die Akkumulation40 hatte sich bei allen LPG des Typs III von 1965 mit 342 MDN/ha LN 
auf 699 M/ha LN im Kreisdurchschnitt gesteigert. Damit hatten sich die LPG, sofern sie 
Werte von > 600 M/ha LN erreichten, eine gute Ausgangsbasis zur Eigenfinanzierung von 
Neu- und Ersatzinvestitionen geschaffen. Viele LPG vom Typ I jedoch verhielten sich bei 
Investitionen eher zurückhaltend, da sie nicht in dem Maße zukunftsorientiert wirtschafte-
ten wie die LPG vom Typ III. 
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Die nur für das Jahr 1969 vorhandenen Quellen zur Marktproduktion belegen, dass die 
LPG vom Typ I nicht denen des Typs III nachstanden. Auf dem viehwirtschaftlichen Sek-
tor waren sie den LPG Typ III in Bezug auf Qualität und Quantität sogar überlegen. Weit 
über dem Kreisdurchschnitt standen bei der gesamten Marktproduktion beim Typ III auch 
nur die vorgenannten „Leuchttürme“.  
 
Die Quellen ergaben keine Werte zur Arbeitsproduktivität beider LPG-Typen. Anhand der 
Kostensätze, wie sie von den LPG Typ I erreicht wurden, kann man annehmen, dass ähnli-
che Relationen wie im Bezirk Dresden vor 1965 bestanden und wesentlich weniger Trakto-
renstunden, dafür aber mehr Pferdestunden/ha LN verbraucht wurden. 
 
Auch anhand des Vergleichs des Bruttoumsatzes, den die LPG zwischen 1965 und 1969 
erwirtschafteten, kann man annehmen, dass die LPG beiden Typs annähernd gleiche Ar-
beitsproduktivität, ausgedrückt in M/Akh, aufwiesen. 
 
Alle diese Vergleiche und Feststellungen berechtigen jedoch nicht zu der Annahme, dass 
trotz der Ergebnisgleichheit für die LPG Typ I eine längerfristige Überlebenschance be-
standen hätte, obwohl dies potenziell möglich gewesen wäre. Die fehlende Hofnachfolge 
in diesen LPG aber verhinderte effektiv eine Modernisierung der Betriebe sowohl im kol-
lektivwirtschaftlich feldwirtschaftlichen Teil der LPG als auch im privatwirtschaftlichen 
und „genossenschaftlichen Teil“ der Viehwirtschaft. Die zunehmende Überalterung in die-
sen Betrieben musste unausbleiblich zu Betriebsaufgaben in Form von Anschluss bzw. 
Verschmelzung mit anderen LPG und zu kooperativen Verbindungen führen. 
 
Der Anteil der Landwirtschaft am Nationaleinkommen der DDR, wie dies auch für die drei 
sächsischen Bezirke anzunehmen ist, lag zu Anfang der sechziger Jahre zwischen 10,2 und 
11,8 %. Er reduzierte sich am Ende der dritten Phase der LPG-Entwicklung, d. h. im Jahre 
1969, auf weniger als 9 %. Damit nahm die Landwirtschaft innerhalb der produktiven 
Volkswirtschaftszweige der DDR immerhin den zweiten Platz ein. 
 
3.3.7.1 Betriebsergebnis in den LPG Typ I 
 
Das Betriebsergebnis der LPG Typ I und dessen Verwendung im Fallbeispiel Pretzschen-
dorf zeigt in allen Kategorien für die Jahre 1960–1969 steigende Tendenz. Innerhalb von 
zehn Jahren LPG-Entwicklung hatte sich der Verkaufserlös für sowohl pflanzliche wie 
auch für tierische Produkte vervielfacht. Diese Tatsache beweist, dass die LPG vom Typ I 
als ein sicherer und kalkulierbarer Partner des Staates hinsichtlich der Versorgung der Be-
völkerung gelten konnten. Obwohl auch in den LPG Typ I, vor allem ab 1965, die Selbst-
kosten stark zunahmen, ergab sich ein hohes Bruttoergebnis, das 1969 einen Akkumulati-
onsbetrag von 357 M/ha LN zuließ. Akkumulation und Konsumtion hätten wesentlich hö-
her ausfallen können, wenn nicht 1969 aufgrund einer neuen staatlichen Regelung eine 
„ökonomisch begründete Abgabe“, die Zahlung des Rückführungsbetrages an den Staats-
haushalt, eingeführt worden wäre. Diese Abgabe begründete der Staat mit der Notwendig-
keit des Ausgleichs der „Differenzialrente I“, die sich durch die qualitativen Bodenunter-
schiede einstellen würde.41 Im Laufe der nächsten Phasen der LPG-Entwicklung schränkte 
der Staat das System der direkten Subventionierung der Betriebe weiter ein.  
 
Die LPG des Typs I im Kreis Döbeln verzeichneten auffällig niedrige Selbstkosten, sodass 
anhand des erreichten Bruttoumsatzes bzw. Bruttoproduktes geringere Kostensätze ent-
standen. Auch hier gilt, dass unter Hinzurechnung der Nettoverteilung, sofern man diese 
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als Personalkosten ansehen würde, eine Verdoppelung des Kostensatzes der LPG im 
Kreisdurchschnitt zu errechnen wäre. Die Selbstkostenwerte der LPG Typ I wiesen 
Schwankungsbreite von 100 % auf. Betrachtet man im Verhältnis dazu deren Betriebsgrö-
ßen, ist davon auszugehen, dass die kleinen LPG relativ gering mechanisiert gewesen sind. 
Diese These wird gestützt von der Tatsache der teilweise geringen Akkumulation. Die Be-
träge weichen aber nicht sonderlich von der Akkumulation der LPG Typ III im selben 
Kreis ab. Gegen Ende der sechziger Jahre erhöhten sich die Kostensätze, sodass im Kreis-
durchschnitt bei o. g. Unterstellung hinsichtlich der Nettoverteilung Werte von annähernd 
100 % entstanden wären.  
 
Bei der Betrachtung der Marktproduktion wiesen die LPG halbprivaten Typs, was im All-
gemeinen für den Großteil der LPG Typ I der sächsischen Bezirke zutrifft, einen hohen 
Veredelungsgrad und eine hohe Ablieferungsquote an den Staat auf. Das abgelieferte 










































Tabelle 74: Betriebliches Einkommen der LPG „Einigkeit“, Typ I, Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde, Bez. Dresden, 1960 bis 1969 *1 (in der jeweils gültigen Währung)  
 
 
















Bruttoergebnis Verwendung des Bruttoergebnisses 
  




Verteilung an die Mitglieder 
Abführung  
Rückführungs- 
beitrag *7, 9 
    Gesamtbetrag *11 für Arbeits- einheiten (AE)
für Boden- 
anteile (BA) *8
Verhältnis AE bzw. 
BA zum Gesamtbe-
trag *10 
  Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp. 4 Sp. 5 Sp. 6 Sp. 7 Sp. 8 Sp. 9 Sp. 10 Sp. 11 Sp. 12 Sp. 13 Sp. 14 
      
  Sp. 1 - 5  Sp. 9 - 12  Sp. 11 + 12   Sp. 11 bzw. 12 : Sp. 10  
1960 275.972,00 427.140,00 20.266,00 39.148,00 - 762.526,00 64.774,00 *4 1.323.262,00 72.242,00 625.510 375.306,00 250.204,00 60,0 : 40,0 - 
1961 306.450,00 606.397,00 35.883,00 24.310,00 - 973.040,00 271.923,00 701.117,00 69.720,00 631.397 378.213,00 807.407,00 59,9 : 40,1 - 
1962 378.197,00 614.500,00 147.633,00 25.406,00 - 1.165.736,00 439.868,00 725.868,00 111.368,00 614.500 502.200,00 788.200,00 81,7 : 18,3 - 
1963 358.592,00 420.390,00 247.101,00 40.472,00 - 1.066.555,00 492.350,00 574.205,00 153.815,00 420.390 258.738,00 340.593,00 61,5 : 18,3 - 
1964 *2 437.100,00 309.700,00 126.800,00 213.600,00 - 1.087.200,00 665.400,00 421.800,00 112.100,00 309.700 245.100,00 1.500,00 79,1 : 20,9 - 
1965 429.652,00 375.872,00 316.248,00 104.410,00 + 16.002,00 1.226.182,00 760.767,00 465.415,00 143.491,00 337.926 337.926,00 - 100,0 - 
1966 555.848,00 466.753,00 451.768,00 147.353,00 + 125.750,00 1.621.722,00 975.293,00 646.429,00 314.292,00 457.887 406.060,00 51.827,00 88,7 : 11,3 - 
1967 550.002,00 398.940,00 583.253,00 329.412,00 + 171.517,00 1.861.607,00 1.263.937,00 597.670,00 261.377,00 507.810 461.710,00 46.100,00 90,9 : 9,1 - 
1968 850.583,00 195.994,00 1.029.341,00 296.615,00 + 190.923,00 2.372.533,00 1.614.510,00 758.023,00 360.564,00 588.382 554.608,00 33.774,00 94,3 : 5,7 - 





















Quelle: *1 Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschafts- und Dienstleistungsgesellschaft 
mbH., Lkr. Sächsische Schweiz-Osterzgebirge. Aktenbestände der ehemaligen 
LPG“ Einheit“, Typ I/III, Pretzschendorf, Jahresabschlussberichte 
Anmerkungen:   *2 1964 Planzahlen, da keine Ist-Zahlen vorhanden 
   *3 Es liegen unterschiedliche Bewertungen der GE (von 45,- M bis auf 60,- M/GE steigend) vor, vgl. Punkt 3.2.4 Entlohung und Vergü-
tung in der LPG (Typ I) 
   *4 Ohne Einbeziehung von Bestellungskosten 
   *5 Steigende Werte resultieren aus Vergrößerung der kollektiven Viehhaltung, Veränderung der Industriepreise, Zunahme der kollektiven 
Arbeit, Lohnkosten der Nicht-Mitglieder und Zuführung zum K- und S-Fonds 
   *6 Auswirkung der Einführung der einheitlichen Preise für pflanzliche Erzeugnisse und der Erhöhung der "kollektiven" Viehhaltung 
   *7 Rückführungsbetrag wurde von den Privatwirtschaften in die LPG eingezahlt (Zuführung) und mit dem Anteil aus der kollektiven 
Viehhaltung an den Staatshaushalt abgeführt 
   *8 Jährlich unterschiedliche Bewertung der Bodenanteile (M/ha LN), 1965 keine BA-Zahlung aufgrund schlechten Betriebsergebnisses 
   *9 Erst ab 1969 nach Einführung der Agrarpreisreform geregelt, entspricht einerstaatlichen Abschöpfung der Mehreinnahmen 
 *10 Verhältnis von Gesamtverteilung an Mitglieder für geleistete AE und für zustehende Bodenanteile (lt. Musterstatut für LPG Typ I 
60:40, für Typ III 80:20) 













































































































































































































































































    -Kreis *7 
 
Nutzfläche (LN) ha 94 94 150 272 172 120 101 106 157 165 147 167 232 186 183 229 203 110 117 197 3.202
Arbeitskräftebesatz *8 Ak/100 ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
AE-Wert *8 MDN . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Geldeinkünfte *3 MDN/ha 1.457 1.049 1.202 1.020 1.330 993 1.051 1.018 813 919 1.056 1.241 1.134 1.015 1.211 1.933 1.458 1.298 1.448 1.047 1.096
Zuführung zum Grundmittelfonds *4 MDN/ha 476 307 272 255 423 361 295 205 179 216 331 358 601 190 505 325 92 363 252 180 290
Nettoverteilung  MDN/ha 1.933 1.356 1.550 1.274 1.793 1.354 1.346 1.222 993 1.135 1.423 1.599 1.732 1.205 1.716 2.314 1.550 1.661 1.700 1.007 1.386
Marktproduktion *8  GE/ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
   dav. pflanzlich  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
   dav. tierisch  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Milchleistung *8 kg/Kuh u.a . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Bruttoumsatz *5 MDN/ha 2.931 2.427 2.766 2.312 2.966 2.690 2.840 2.214 1.885 2.232 2.107 2.430 2.972 2.435 3.060 3.020 2.437 3.442 2.308 1.844 2.509
Selbstkosten *6 MDN/ha 929 1.114 1.021 961 840 1.108 980 873 679 855 750 981 1.099 1.247 950 1.257 970 1.565 799 670 902




















Quellen: *1 Kreisarchiv Döbeln, Akten des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungs-
güterwirtschaft 1963-1972. Signatur 573(RLN Döbeln). Auswertung Jahresab-
schluss 1968 der LPG Typ I, Kreis Döbeln vom 20.02.1969 
 *2 Errechnet: Selbstkosten : Bruttoumsatz 
Anmerkungen: *3 ≙ Konsumtion 
 *4 ≙ Akkumulation 
 *5 ≙ Bruttoprodukt 
 *6 ≙ Selbstkosten der „vergegenständlichten Arbeit", d. h. ohne Einbeziehung der Vergütung, die bei LPG 
  nicht kostenwirksam wurde, sondern als Verteilungsmittel (siehe Nettoverteilung) gebucht wurden 
 *7 Typ I des Kreises Summe LN 















































































































































































































































































   -Kreis *7 
 
Nutzfläche (LN) ha 94 94 150 272 172 120 101 106 157 165 147 167 232 186 183 229 203 110 117 197 3.202
Arbeitskräftebesatz *8 Ak/100 ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
AE-Wert *8 MDN . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Geldeinkünfte *3 MDN/ha 1.565 1.131 1.689 1.427 1.609 1.256 1.263 1.320 1.243 1.108 1.280 1.011 1.781 1.664 1.384 1.542 1.244 1.401 1.322 1.198 1.133
Zuführung zum Grundmittelfonds *4 MDN/ha 350 324 311 424 665 563 472 287 270 350 355 329 483 282 627 570 337 426 323 262 326
Nettoverteilung MDN/ha 1.915 1.415 2.069 1.930 2.380 1.981 1.861 1.681 1.519 1.404 1.701 1.372 2.342 2.016 1.973 2.199 1.639 1.772 1.703 1.504 1.459
Marktproduktion *8 GE/ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
dav. pflanzlich  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
dav. tierisch  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Milchleistung *8 kg/Kuh u.a. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Bruttoumsatz *5 MDN/ha 2.931 2.427 2.766 2.312 2.966 2.690 2.840 2.214 1.885 2.232 2.107 2.430 2.972 2.435 3.060 3.020 2.437 3.442 2.308 1.844 2.509
Selbstkosten *6 MDN/ha 924 1.252 1.157 1.272 968 1.210 1.515 956 726 821 1.002 1.255 1.297 1.369 1.211 1.384 1.034 1.382 897 774 1.044




















Quellen: *1 Kreisarchiv Döbeln, Akten des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungs-
güterwirtschaft 1963-1972. Signatur 570 und 573 (RLN Döbeln). Auswertung 
Jahresabschluss 1968 der LPG Typ I, Kreis Döbeln vom 20.02.1969 
 *2 Errechnet: Selbstkosten : Bruttoumsatz 
Anmerkungen: *3 ≙ Konsumtion 
 *4 ≙ Akkumulation 
 *5 ≙ Bruttoprodukt 
 *6 ≙ Selbstkosten der „vergegenständlichten Arbeit", d.h. ohne Einbeziehung der Vergütung, die bei LPG 
  nicht kostenwirksam wurde, sondern als Verteilungsmittel (siehe Nettoverteilung) gebucht wurden 
 *7 Typ I des Kreises Summe LN 





































































































































































































































































































































Nutzfläche (LN) ha 94 94 150 272 172 120 101 106 157 165 147 167 232 186 183 229 203 110 117 197372 *2401 *2375 *2329 *2722 *2 5.401
Arbeitskräftebesatz *8 Ak/100 ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
AE-Wert *8 M . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Geldeinkünfte *4 M/ha 1.1541.098 1.791 1.4461.7001.6461.4051.1251.0691.113 1.416 1.126 9841.6121.1351.5851.2381.131 7451.226 .*8 .*8 .*8 .*8 .*8 1304
Zuführung zum Grund- 
mittelfonds *5 M/ha 454 333 536 516 488 549 599 296 323 357 455 413 659 346 388 421 556 849 797 378 372 401 375 329 722 423
Nettoverteilung  M/ha 1.5081.431 2.020 1.7881.8901.8351.7251.4211.3911.470 1.651 1.4401.6422.0041.3681.7881.6221.9801.4311.421 .*8 .*8 .*8 .*8 .*8 1524
Marktproduktion *8 GE/ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
   dav. pflanzlich GE/ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
   dav. tierisch GE/ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Milchleistung *8 kg/Kuh u.a . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Bruttoumsatz *6 M/ha 2.4552.857 3.175 2.8903.2083.4463.3112.5372.3152.499 2.549 2.6283.2723.2582.3463.2722.7604.5172.5592.196 .*8 .*8 .*8 .*8 .*8 2738
Selbstkosten *7 M/ha 8861.501 1.103 1.1221.0041.5401.2151.138 708 927 1.009 1.2431.5781.3641.0301.621 9152.074 987 965 .*8 .*8 .*8 .*8 .*8 1151
























Quellen: *1 Kreisarchiv Döbeln, Akten des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungsgüter-
wirtschaft 1963-1972. Signatur 573 (RLN Döbeln). „Höhere Erträge - rationeller 
wirtschaften für unseren sozialistischen Friedensstaat - Tafel der Wahrheit - Plan 1970 
- Vergleich zum Jahr der höchsten Leistungen", herausgegeben vom RLN Döbeln  
 *2 Dass. 1966-1967. Signatur 000290, „Auswertung Jahresabschluss 1968 der LPG Typ I 
Kreis Döbeln", vom 20.02.1969 RLN Kr. Döbeln 
 *3 Errechnet: Selbstkosten : Bruttoumsatz 
Anmerkungen: *4 ≙ Konsumtion 
 *5 ≙ Akkumulation 
 *6 ≙ Bruttoprodukt 
 *7 ≙ Selbstkosten der „vergegenständlichten Arbeit", d. h. ohne Einbeziehung der Vergütung, die bei LPG 
  nicht kostenwirksam wurde, sondern als Verteilungsmittel (siehe Nettoverteilung) gebucht wurden 
 *8 Nicht veröffentlicht 









































































































































































































   -Kreis *8
Nutzfläche (LN) * 2, 5 ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Arbeitskräftebesatz *5 Ak/100 ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
AE-Wert *5 M . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Geldeinkünfte *3, 5 M/ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Zuführung zum Grund-
mittelfonds *4 M/ha 465 407 396 270 363 374 469 413 452 331 289 401 403 484 460 608 417 .
*5 
Langfristige Kredite *5, 8M/ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Marktproduktion *7 GE/ha 59,51 59,89 52,04 52,02 51,24 48,02 64,38 52,69 49,43 62,16 54,97 63,22 54,92 50,86 61,10 47,43 50,62 55,74
   dav. pflanzlich   18,38 16,68 17,91 15,91 19,21 13,27 16,97 14,45 17,44 19,95 14,61 20,39 14,69 15,56 22,12 16,46 14,60 16,84
   dav. tierisch   41,13 43,21 34,13 36,11 32,03 34,75 47,41 38,24 31,99 42,21 40,36 42,83 40,23 35,30 38,98 30,97 36,02 38,90
Milchleistung   kg/Kuh u.a 3.695 3.290 3.700 3.297 3.076 3.150 3.812 3.060 3.992 3.841 3.300 4.459 3.513 2.700 2.865 3.610 2.897 .*5 
Bruttoumsatz *5 M/ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Selbstkosten *5 M/ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
















Quelle: *1 Kreisarchiv Döbeln, Akten des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungsgüter-
wirtschaft 1963-1972. Signatur 573 (RLN Döbeln). „Höhere Erträge - rationeller 
wirtschaften für unseren sozialistischen Friedensstaat - Tafel der Wahrheit - Plan 1970 
- Vergleich zum Jahr der höchsten Leistungen", herausgegeben vom RLN Döbeln  
Anmerkungen: *2 Keine Angaben veröffentlicht, Betriebsgrößen weichen ab vom Jahre 1968 infolge Auflö-
sung/Zusammenschluss/Verschmelzung. Die Gesamt-LN des Kreises wurde in der Quelle 139 a fehlerhaft 
mit 6.116 ha angegeben 
 *3 ≙ Konsumtion, nicht gemeldet bzw. ausgewertet 
 *4 ≙ Akkumulation 
 *5 ≙ Bruttoprodukt 
 *6 Nicht berechenbar, da Bruttoumsatz/Bruttoprodukt nicht veröffentlicht 
 *7 Eigenproduktion, nicht Marktproduktion, pflanzlich errechnet (Gesamt ./. tierisch) 






3.3.7.2 Betriebsergebnis in den LPG Typ III 
 
Die Landwirtschaftsverwaltung des Beispielkreises Döbeln hatte die LPG vom Typ III in 
drei Produktionsbereiche, abhängig von den natürlichen Produktionsvoraussetzungen, ein-
geteilt. Die stärkeren LPG mit den günstigeren Voraussetzungen lagen in den Produktions-
bereichen Nord und Mitte, den westlichen Ausläufern der Lommatzscher Pflege. Die be-
triebswirtschaftlichen Werte der LPG im Produktionsbereich Süd lagen unter dem Kreis-
durchschnitt. Die Marktproduktion aller LPG Typ III des Kreises Döbeln überstieg mit      
< 50 GE/ha nicht die der LPG Typ I. Aufgrund dessen, dass die Selbstkosten höher lagen 
als bei den LPG Typ I, stellten sich trotz höherer Bruttoumsätze wesentlich ungünstigere 
Kostensätze (Rentabilitätsraten) ein. Sie lagen im Kreisdurchschnitt im Typ III bei 90 %. 
Die LPG Meinsberg erreichte 1965 einen Kostensatz von 101 % und die LPG Knobelsdorf 
1967  104,4 %. Unter Einbeziehung der Geldeinkünfte der Mitglieder in die Kosten wären 
alle LPG des Typs III unrentabel gewesen. Die Ursachen für die hohen Selbstkosten lagen 
im höheren Grundmittelbestand bzw. in höheren Abschreibungen und in teilweise geringe-
rer Arbeitsproduktivität. 
 
Bei bestimmten Produktionszweigen beliefen sich die Kostensätze ohnehin in den meisten 
LPG auf über 100 %. Als solche traten Kartoffeln und Milch hervor. 
 
In der LPG Typ III Oberwiera im nördlichen Teil des Kreises Glauchau, Bez. Karl-Marx-
Stadt, wurde ermittelt, dass 1965 und 1967 die Getreide- und Rapserzeugung Gewinn er-










1965 187  82 44 111,8 
1967 237  76 32 101,6 
1968 241 142 59   93,4 
 
Erst nach Erhöhung der Kartoffelerträge und des Abschöpfungsgrades stellte sich eine, 
wenn auch geringfügige Rentabilität ein. In Falle dieser LPG spielten die vielen Ausfall-
stunden der Kartoffelvollerntemaschine eine große Rolle.42 Der hohe Anteil der Personal-
kosten von 48 % an den Gesamtkosten bescheinigte der LPG Oberwiera eine unbefriedi-
gende Arbeitsproduktivität.43 Erst 1968 hatte die LPG den Kostensatz auf 93,4 % abge-
senkt.44 Mit einer Milchleistung von 3.576 kg/Kuh u. Jahr hatte die LPG auch 1968 die 
Rentabilitätsschwelle von 3.600 kg/Kuh u. Jahr fast erreicht. Die Durchschnittsleistung der 
Kühe in der DDR lag zu dieser Zeit bei 3.213 kg/Kuh u. Jahr. Die Marktproduktion von 
Milch nahm in der DDR auf der Grundlage dieser Milchleistung und der hohen Kuhbe-
stände den relativ hohen Wert von 1.145 kg/ha LN ein. 1968 erzeugten die Bauern in der 
Bundesrepublik Deutschland demgegenüber rd. 3.800 kg/Kuh u. Jahr.45 Die                   
x -Milchleistung im Kreis Döbeln betrug bei den LPG Typ III 1968  3.480 kg/Kuh u. Jahr. 
Sie lag demnach noch knapp unter der Rentabilitätsschwelle. Erst 1969 konnten die LPG 
im Kreis Döbeln mit fast 3.700 kg/Kuh u. Jahr diese Schwelle überschreiten. Bei der Er-
lössituation im Betrieb nahm demnach die Milcherzeugung eine Schlüsselstellung ein und 





Die staatliche Verwaltung griff in das Betriebsgeschehen ein, wenn Konsumtion und Pro-
duktivität in einer LPG divergierten, so z. B. in Oberwiera. Dort stieg die Konsumtion von 
1961 zu 1966 um 36 %, aber die Produktivität im gleichen Zeitraum nur um 20 %.46 Das 
heißt in dem Falle überstiegen Nettoverteilung bzw. Geldeinkünfte der Mitglieder das vom 
Staat vorgegebene zulässige Maß, was die zuständige BLN Glauchau nicht mehr duldete.   
  
Gegen Ende der sechziger Jahre nahmen die LPG Typ III im Kreis Döbeln, auch generell 
in den sächsischen Bezirken, hohe Zuführungen zum Grundmittelfonds vor, um ihre Be-
triebe technisch modernisieren zu können. Mit nahezu 700 M/ha LN erreichte der Kreis 
Döbeln eine führende Position in den sächsischen Bezirken und damit einen Fortschritt 
gegenüber den Vorjahren.  
 
Im Folgenden sollen einige allgemeingültige Feststellungen zur Entwicklung der materiel-
len und finanziellen Fonds in der zweiten Hälfte des Untersuchungszeitraumes getroffen 
werden. Obwohl die Beurteilung die LPG Typ III in allen Bezirken der DDR betrifft, ist 
sie auch für die LPG der drei sächsischen Bezirke allgemeingültig, zumal sie im sächsi-
schen Gundorfer DAL-Institut ausgearbeitet worden ist.   
 
Einen wesentlichen Einfluss auf die Effektivitätsentwicklung in den LPG, insbesondere 
des Typs III, hatte der Zuwachs des Grundmittelbestandes. Im Allgemeinen nahm in den 
Jahren seit der totalen Kollektivierung bis zum Ende der sechziger Jahre der Zuwachs ge-
genüber der Industrie und dem Durchschnitt anderer produzierender Bereiche der Volks-
wirtschaft wesentlich schneller zu. Die Tendenz der Steigerung des Fondsvorschusses in 
der Landwirtschaft setzte sich auch nach 1968 fort.47 Insofern bestand die Notwendigkeit 
der höheren Ausnutzung der Grundfonds, um den Aufwand je dt Produkt wirtschaftlich zu 
gestalten. Wie die Erfahrungen zeigten, stieg jedoch mit der anwachsenden Grundfonds-
ausstattung der LPG der Kosten-Aufwand je Gebrauchswert-Einheit. Während von    
1963–1967 die Entwicklung des Grundfondsbestandes und des Beitrages der Landwirt-
schaft zum Nationaleinkommen annähernd gleich verliefen, trat 1968/69 bei gleichblei-
benden Zugängen an Grundfonds ein deutlicher Rückgang des Nationaleinkommens ein.48 
Der Zuwachs an Bruttoprodukt, der sich von 1964–1969 einstellte, wurde durch den Pro-
duktionsverbrauch aufgezehrt und nicht für das Nationaleinkommen wirksam. Das  heißt, 
steigender Grundmittelbestand und zunehmender Produktionsverbrauch verursachten ein 
Anschwellen des Anteils der Kosten für „vergegenständlichte Arbeit“ an den Gesamt-
selbstkosten je dt Produkt.49 
 
Abb.122 Anteil der durch Grundfondsausstattung entstandenen 
Kosten an den Gesamtselbstkosten der LPG Typ III 
von 1965 - 1969 in der DDR (Angaben in Prozent, 
Gesamtkosten = 100 %)  
Quelle:  Klose, M./Klaus, H.: Aufgaben und Anwendung. In: 
Zwanzig Jahre wissenschaftliche Arbeit im Institut 
Gundorf. H. 34. Böhlitz-Ehrenberg 1971, S. 52 
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Hinsichtlich der Entwicklung der materiellen Fonds in den sechziger Jahren ist folgendes 
Fazit zu ziehen.50 
- Die Grundfonds in der Landwirtschaft stiegen absolut und je Beschäftigten schneller 
als der Beitrag zum Nationaleinkommen. Deshalb entwickelte sich der Aufwand an 
Grundfonds in Bezug zum Nationaleinkommen negativ. In der Industrie hatte sich dem-
gegenüber das Verhältnis in umgekehrtem Sinne entwickelt. 
- Durch den hohen Bauanteil bei langlebigen Investitionsobjekten entstand ein hoher 
Fondsvorschuss. Der Anteil langlebiger Investitionen stieg ständig.51 Die Grund-
fondswerte übertrugen ihren Wert erst in einem langen Zeitraum auf die Agrarpro-
dukte.  
- Der Anteil des Produktionsverbrauchs am Bruttoprodukt und der Grundmittelkosten an 
den Gesamtselbstkosten (je dt Produkt) erhöhte sich ständig. 
- Die Entwicklung der Umlauffonds blieb hinter dem Entwicklungstempo der Grund-
fonds zurück. 
- Es war eine eindeutig negative Relation zwischen Aufwand und Ergebnis entstanden.52     
   
Daraus leitete sich die Notwendigkeit der Einsparung von „vergegenständlichter Arbeit“ 
ab, was jedoch bei der staatlich dirigierten Agrar- und Investitionspolitik nicht überschaut 
worden war. 
 
Im Bereich der finanziellen Fonds hatte sich zu Ende der sechziger Jahre ein schneller An-
stieg der Akkumulationsbereitschaft der LPG Typ III abgezeichnet, wobei die individuelle 
Konsumtion etwa gleichbleibend verlief. 
 
Trotz einer jährlichen Steigerung von x = 7 % war die Entwicklung des Bruttoproduktes 
der LPG nicht als positiv zu bezeichnen. Die Selbstkosten der Produktion waren schneller 
gestiegen und verbrauchten einen immer größeren Anteil des erwirtschafteten Brutto-
produktes.  
 
Die diese Problematik untersuchenden Wissenschaftler des DAL-Institutes im sächsischen 
Gundorf mussten seiner Zeit konstatieren: „Die Tendenz der Selbstkostenentwick-
lung ist besorgniserregend.“53 
Abb.123  Entwicklung von Bruttoprodukt, 
Selbstkosten, Nettoverteilung und 
Akkumulationssumme in den Jahren 
1965 bis 1968 in der DDR (in Prozent, 
1965 = 100 %)  
Quelle:  Klose, M./Klaus, H.: Aufgaben und 
Anwendung... In: Zwanzig Jahre 
wissenschaftliche Arbeit im Institut 






Tabelle 79: Vergleich betriebswirtschaftlicher Kennzahlen, LPG Typ III der drei Produktionsbereiche*9 im Kreis Döbeln, Bez. Leipzig, 1965 * 1, 2    
 
























































































































































































































































































































































































































































































     - 
Kreis
Nutzfläche (LN) ha 1.902   . . 672 4621.038 .   758 431 . 112 .   . 909 9431.210 .   904 798 . 404 . 622 357 368 681 . 508 483   . . 297 . . 445 . . 
Arbeitskräftebesatz Ak/100 ha 19,7   . . 20,0 21,0 29,4 .   24,0 23,0 . 18,7 .   . 24,0 26,0 28,8 .   22,3 25,6 . 20,1 . 17,3 20,9 17,0 20,6 . 20,3 19,0   . . 18,4 . . 23,0 . . 
AE-Wert MDN/AE 12,0   . . 11,0 11,0 11,1 .   14,0 12,5 . 12,0 .   . 10,7 12,5 10,0 .   11,0 14,0 . 10,0 . 8,0 11,5 7,5 10,0 . 8,3 9,5   . . 9,2 . . 10,0 . . 
Geldeinkünfte * 4, 8 MDN/Mitgl.4.392   . . 4.4884.0375.093 .   5.376*44.884 . 5.220 .   . 4.3664.8723.620 .   5.0885.922 . 4.840 . 3.4244.9833.6084.080 . 3.2783.506   . . 3.696 . . 4.120 . . 
Zuführung zum Grundmittelfonds * 7 MDN/ha 211   347163 204 286 421323   759 331377 285536   398 240 359 66178   118 488167 210183 29 349 14 96 . 178 107   111202 9318298 85412 342
Langfristige Kredite * 6 MDN/ha .   . . . . . .   . . . . .   . . . . .   . . . . . . . . . . . .   . . . . . . . . 
Marktproduktion * 2 GE/ha 49,8   . . 46,5 42,9 60,9 .   58,4 51,5 . 47,5 .   . 56,7 50,8 45,0 .   46,0 52,2 . 50,5 . 36,2 44,5 38,5 41,9 . 33,6 42,1   . . 39,8 . . 39,8 . 48,5
   dav. pflanzlich * 5 GE/ha 21,0   . . 17,1 20,6 29,6 .   22,9 14,1 . 13,6 .   . 25,5 24,7 19,1 .   14,6 15,9 . 16,6 . 13,2 16,2 17,0 17,3 . 13,0 13,5   . . 15,5 . . 11,6 . 19,3
   dav. tierisch GE/ha 28,8   . . 29,4 22,3 31,3 .   35,5 37,4 . 33,9 .   . 31,2 26,1 25,9 .   31,4 36,3 . 33,9 . 23,0 28,3 21,5 24,6 . 20,6 28,6   . . 24,3 . . 28,2 . 29,2
Milchleistung kg/Kuh u. a 2.940   . . 2.9093.1703.202 .   3.8703.208 . 2.763 .   . 3.2822.5782.910 .   3.2713.943 . 3.150 . 2.8152.9062.2692.832 . 2.2582.806   . . 2.988 . . 2.761 . 3.080
Bruttoumsatz MDN/ha 3.527   . . 3.1143.2783.906 .   4.0203.980 . 3.470 .   . 3.8403.6053.174 .   3.6744.180 . 3.570 . 2.5083.4332.5803.013 . 3.1603.607   . . 2.670 . . 3.173 . 3.472
Selbstkosten MDN/ha 3.084   . . 2.7802.9403.366 .   3.1463.400 . 3.107 .   . 3.4302.8362.902 .   3.6403.690 . 3.370 . 2.4303.0502.5712.860 . 3.0603.458   . . 2.685 . . 3.012 . 3.118
Kostensatz *3 % 87,0   . . 89,0 90,0 86,0 .   78,0 85,0 . 90,0 .   . 89,0 79,0 91,0 .   99,0 88,0 . 94,0 . 97,0 89,0 99,0 95,0 . 95,0 96,0   . . 101,0 . . 95,0 . 90,0
 
Quellen: *1 Münch, W.: Mit den Erfahrungen der Besten- mehr-besser-billiger produzieren. Auswertung der Kosten-       Ergänzung:  *9   Zur Betriebswirtschaft der drei Produktionsbereiche wurden die wichtigsten Kennzahlen veröffentlicht: 
  rechnung der LPG Typ III Kr. Döbeln 1965. Juni 1966 In: KA Döbeln. Aktenbestand der LPG „Klara Zetkin“, 
  Typ III, Bockelwitz und LPG Typ III Börtewitz. Ebenso KA Döbeln. Signatur 000185. Akten des RdK Döbeln, 
  Fachorgan Land-und Nahrungsgüterwirtschaft 1962-1965. KLR Döbeln: Angaben zu den drei bestehenden                        Produktionsbereich 
  Leistungsbereichen im Kr. Döbeln vom 28.01.1966                                      Nord      Mitte         Süd       x  -Kreis 
 *2 KA Döbeln. Signatur 573. Akten des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungsgüterwirtschaft 1963-1972.         1. LPG Typ III 1965         523,0      564,0      356,0      495,0 
   Landwirtschaftsrat des Bez. Leipzig, Institut für Landwirtschaft: Kennzahlen zur Beurteilung derBetriebser-           x -Größe (ha LN) 
  gebnisse ausgewählter LPG Typ III aus dem Jahre 1966                       2. Ablieferungsnorm je ha veranlagungs-   
 *3 Errechnet, Selbstkosten: Bruttoumsatz                            plichtiges AL 
 *4 Bzw. je Ak, errechnet: x  -AE-Verbrauch je Mitglied: AE-Wert                     1962  Getreide (dt/ha)          10,4        10,0         9,1         9,9 
 *5 Z. T. errechnet, bei Marktproduktion pflanzlich mit 45,- MDN/GE bewertet                   1965  Milch (kg/ha)         694,8      673,9      673,5      682,2 
                                      1965  Schlachtschwein (kg/ha)      129,4      126,4      124,0      127,1 
Anmerkungen: *6 Leere Reihe und Spalten, keine Angaben und LPG nicht mehr existent                    3. Staatliches Aufkommen Ist    1.323   1.171      993   1.195 
 *7 ≙ Akkumulation. Münch, W.: Mit den Erfahrungen der Besten -mehr-besser-billiger produzieren. Auswertung der Ko-          1965  Milch (kg/ha) (GE/ha LN)        26,8        25,4        23,5        25,7 
  stenrechnung 1965 der LPG Typ III Kreis Döbeln, S. 20, Tabelle 14, Abweichungen zu Angaben anderer Quellen,          4. Einnahmen (Erlöse) 1962 (MDN/ha)  2.277   2.802   1.649      . 
  z. B KA Döbeln. Signatur 573. Aktenbestand des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungsgüterwirtschaft 1963-1972        5. Selbstkosten (MDN/ha)     1.100   1.202      953      . 
























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Nutzfläche (LN) * 14 ha .   . . . . .     743,30 436 .   .   . 927 *2 . 1.209 *2 . . . 795 *2 . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
Arbeitskräftebesatz * 14  Ak/100 ha .   . . . . .     24,5 20,1 .   .   . 22,9 *2 . 20,3 *2 . . . 24,6 *2 . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
AE-Wert * 14  MDN/AE .   . . . . .     14,0 12,0 .   .   . 10,71 *2 . 10,50 *2 . . . 12,70 *2 . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
Geldeinkünfte * 12 MDN/Mitgl.7.316 6.1215.5866.6686.2455.830  7.0376.1297.039  5.550 5.719 6.2196.866 5.8787.1215.0206.365 6.5946.4606.6814.3795.6746.6844.9275.954  4.5566.271 5.5104.3755.0016.2425.1355.6005.379 6.101
Zuführung zum Grund- 
mittelfonds * 10 MDN/ha 417 493 109 506 347 275     725 421 237  530   432 279 727 183 393 372 341 601 194 299 191 160 486 7 183  64 84 148 267 30 283 145 168 686
314
Langfristige Kredite * 14     MDN/ha .   . . . . .     777 . .   .   . 1.390 *2 . 2.490 *2 . . . 2.183 *2 . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
Marktproduktion * 13, 14 GE/ha .   . . . . .     103,3 . .   .   . 54,1 *2 . 43,5 *2 . . . 52,4 *2 . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
   dav. pflanzlich GE/ha .   . . . . .     . . .   .   . 22,0 *2 . 17,3 *2 . . . 16,3 *2 . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
   dav. tierisch GE/ha .   . . . . .     38,3 . .   .   . 32,1 *2 . 26,2 *2 . . . 36,1 *2 . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
Milchleistung kg/Kuh u. a 3.089 3.3762.8502.8873.3113.429  4.1863.4233.630  2.955 2.903 3.4433.006 3.1503.8422.7503.384 4.0042.5633.1732.7612.7292.7632.2852.512  2.5352.669 2.7652.8313.2462.4932.9182.9182.719 3.098
Bruttoumsatz * 11 MDN/ha 3.597 3.9813.3423.4263.1303.561  3.9723.6954.672  3.170 3.248 3.4944.092 3.1242.9413.1603.618 4.2933.7463.5032.8762.4353.2382.4692.858  2.6053.346 2.9412.4652.5332.9062.5773.0333.332 3.399
Selbstkosten * 7 MDN/ha 2.760 3.2513.0232.6292.4723.013  2.8692.9364.078  2.382 2.742 2.7622.738 2.7842.4082.7263.006 3.2873.5983.1262.8162.2522.5342.5542.568  2.5763.268 2.7932.2602.5312.4722.4012.4792.723 2.836














Quellen: *1 KA Döbeln. Signatur 573. Akten des RdK Döbeln, Fachorgan Land-und Nahrungsgüterwirtschaft 1963-1972. Ebenso Mehr-besser-
billiger produzieren - Tafel der Wahrheit, aus den Jahresabschlussberichten der LPG Typ III 1965-1968, unsigniert  
 *2 KA Döbeln. Signatur 573. Landwirtschaftsrat des Bez. Leipzig, Institut für Landwirtschaft: Kennzahlen zur Beurteilung der Betriebs-
ergebnisse ausgewählter LPG Typ III aus dem Jahre 1966. III/18/361 LP 646/67 
 *3 Dass. Welche Leistungen erreichte der Kr. Döbeln im Jahre 1968?, S. 73 
 *4 KA Döbeln. Unsigniert. Akten des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungsgüterwirtschaft. 1967-1969. Auszug aus dem Per-
spektivplan des Kr. Döbeln, Landwirtschaft. Ebenso Aktenbestand der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz. Unsigniert 
 *5 Dass. Aktenbestand der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz, unsigniert. Vorstandssitzungen 1967-1969, ebenso 1968-1973. 
 *6 Dass. Aktenbestand der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz und „Völkerfreundschaft“, LPG Typ III Börtewitz. Unsigniert 
Jahresabschlussberichte von beiden LPG, Typ III „Völkerfreundschaft“ Börtewitz, Zahlen zur Vorbereitung der Jahreshauptver-
sammlung am 24.01.1969 
 *7 Errechnet: Kosten der „vergegenständlichten Arbeit“ + Kosten „der lebendigen Arbeit“ 
 *8 Errechnet: Selbstkosten : Bruttoumsatz 
Anmerkungen:   *9 Keine selbstständige LPG mehr, z. B. LPG Jahna und Pulsitz 1966 zu LPG Jahna- Pulsitz verschmolzen 
 *10 ≙ Akkumulation 
 *11 ≙ Bruttoprodukt 
 *12 ≙ Konsumtion 
 *13 Nur als Bruttoprodukt in MDN/ha ausgewiesen, deshalb nicht berechenbar 










































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Nutzfläche (LN) *14 ha .   . . . . .     837,30 436 * 6 .   .   . . . . . . . . . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
Arbeitskräftebesatz *14  Ak/100 ha .   . . . . .     26,518,2 * 6 .   .   . . . . . . . . . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
AE-Wert *14 MDN/AE .   . . . . .     14,012,0 * 6 .   .   . . . . . . . . . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
Geldeinkünfte *12 MDN/Mitgl.7.427 6.0385.5416.4646.2266.018 6.313 6.7816.458  6.254 5.1345.0886.5926.3225.9705.0886.4237.2586.1976.0923.9965.5316.7225.9666.104  5.6176.717  5.3085.2584.7785.8685.6505.9955.4076.194
Zuführung zum Grund- 
mittelfonds *10 MDN/ha 499   502 563 452 400 514     651 421 541   660   402 495 779 463 182 533 341 856 515 498 206 330 383 348 388   207 340   320 408 383 230 268 285 475 465
Langfristige Kredite *14 MDN/ha .   . . . . .     1.427 . .   .   . . . . . . . . . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
Marktproduktion *13, 14, 15 GE/ha .   . . . . .     95,2 . .   .   . . . . . . . . . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
   dav. pflanzlich GE/ha .   . . . . .     . . .   .   . . . . . . . . . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
   dav. tierisch GE/ha .   . . . . .     38,3 . .   .   . . . . . . . . . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
Milchleistung kg/Kuh u. a 3.245 3.3573.3843.0323.6683.720 4.170 3.6453.542  3.575 3.0963.5873.1453.3233.7492.8453.6464.2082.8223.0582.6892.7963.0052.8582.655  2.9952.861  2.6402.6243.2732.5362.7422.8762.6413.246
Bruttoumsatz *11, 15 MDN/ha 4.088 3.7574.1193.2713.3834.001 4.451 3.6795.159  4.024 3.4203.7614.1683.4802.6463.4883.8485.1194.2863.6293.1542.4843.2073.5143.140  3.0963.813  3.3172.9862.8653.1512.7753.2213.1033.723
Selbstkosten *7 MDN/ha 3.342 3.1693.7602.7562.9753.354 3.401 3.0994.813  2.948 3.0713.2892.9562.9662.5523.2313.4933.9274.1773.2623.3722.3942.6633.3482.838  2.9853.639  3.1962.6762.8312.7472.5452.9912.7003.248






















Quellen:   *1 KA Döbeln. Unsigniert. Aktenbestand der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz. Protokollbuch der LPG Typ III, 
Bockelwitz, Vorstandssitzungen von 1967-1969. Ebenso Aktenbestand des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nah-
rungsgüterwirtschaft. Auszug aus dem Perspektivplan des Kr. Döbeln, Landwirtschaft 1967-1969 
   *2 KA Döbeln. Signatur 573. Aktenbestand des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungsgüterwirtschaft 1963-
1972. RdK: Welche Leistungen erreichte der Kr. Döbeln 1968?, S. 73 
   *3 KA Döbeln. Unsigniert. Aktenbestand RdK Döbeln, Aktenbestand der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz. 
Protokollbuch der LPG Typ III Bockelwitz, Vorstandssitzungen von 1968-1973  
   *4 KA Döbeln. Signatur 573. Aktenbestand des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungsgüterwirtschaft 1963-
1972. RdK: Welche Leistungen erreichte der Kr. Döbeln 1968?, S. 73 
   *5 KA Döbeln. Unsigniert. Aktenbestand der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz und „Völkerfreundschaft“, LPG 
Typ III, Börtewitz. Jahresabschlussbericht der LPG Bockelwitz 
   *6 KA Döbeln. Unsigniert. Aktenbestand der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz. Protokollbuch der Vorstandssit-
zungen von 1967-1969. Ebenso Aktenbestand der LPG „Völkerfreundschaft“ Typ III, Börtewitz. Jahresabschluss-
bericht der LPG, Zahlen zur Vorbereitung der Jahreshauptversammlung für das Jahr 1968 am 24.01.1969 
   *7 Errechnet: Kosten der „vergegenständlichten Arbeit“ + Kosten der „lebendigen Arbeit" 
   *8 Errechnet: Selbstkosten: Bruttoumsatz 
 
Anmerkungen:   *9 Keine selbstständige LPG mehr infolge Zusammenschluss oder Verschmelzung 
 *10 ≙ Akkumulation 
 *11 ≙ Bruttoprodukt 
 *12 ≙ Konsumtion 
 *13 Nur als Bruttoprodukt - finanziell (in MDN/ha) ausgewiesen, deshalb nicht berechenbar 
 *14 Nicht gemeldet bzw. nicht ausgewertet 
Ergänzung:  *15  Zur Beurteilung und zum Vergleich der Ergebnisse von Brutto- und  Marktproduktion werden Flächenleistungen, die 1967 
im Bezirk Leipzig in den jeweiligen Standorteinheiten erreicht wurden, in einer Übersicht zusammengestellt: 
 
 Hohe Flächenleistungen bei Standorteinheiten D  
1. Getreide 33 - 48 dt/ha Kr. Torgau, Kr. Oschatz 
2. Kartoffeln 202 - 285 dt/ha Kr. Leipzig- Land, Kr. Delizsch (leichte Lö 1 - Standorte!)
3. Eigenproduktion 
(Bruttoproduktion) 
 Kr. Leipzig- Land, Kr. Oschatz 
Schlachtvieh 310 - 640 kg/ha LN
4. Marktproduktion Kr. Delitzsch, Kr. Borna
 Milch 1.064 - 2.722 kg/ha LN 
 Geringe Flächenleistungen 
1. Getreide 19 - 38 dt/ha Kr. Wurzen, Kr. Döbeln (Börtewitz) 
2. Kartoffeln 112 - 183 dt/ha Kr. Geithain, Kr. Delitzsch, Kr. Eilenburg
3. Eigenproduktion 
(Bruttoproduktion)
 Kr. Oschatz, Kr. Delitzsch 
 Schlachtvieh 141 - 267 kg/ha LN  
4. Marktproduktion   
 Milch 518 - 952 kg/ha LN Kr. Geithain, Kr. Leipzig-Land 
 
 
(Quellen zur Ergänzung: KA Döbeln. Signiert 573 und 128, 000290. Aktenbestand des Rdk Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungs-
güterwirtschaft 1963-1972. „Gegenüberstellung von LPG Typ III nach natürlichen Standorteinheiten mit höchsten und geringsten 


















































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Nutzfläche (LN) * 14 ha .   . . . . .     . 436 * 4 .   .   . . . . . . . . . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
Arbeitskräftebesatz * 14 Ak/100 ha .   . . . . .     . 17,7 .   .   . . . . . . . . . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
AE-Wert * 14  M/AE .   . . . . .     . 12,5 * 4 .   .   . . . . . . . . . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
Geldeinkünfte * 12 M/Mitgl. 7.549   5.6907.1576.8826.5716.848     7.329 7.2747.717   6.397   6.2297.8857.9546.7487.8376.2706.7587.4626.1797.2494.2355.722 7.0806.9676.352   5.1936.435   5.7386.6955.2036.4605.7326.4985.585 6.775
Zuführung zum Grund- 
mittelfonds * 10 M/ha 607  579 743 609 471 780  920 541 752 892 7111.010 986 678 511 590 740 919 355 555 316 381 580 693 411 250 382 578 321 262 554 318 362 576 628
Langfristige Kredite * 14 M/ha .   . . . . .     . . .   .   . . . . . . . . . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
Marktproduktion * 13, 14 GE/ha .   . . . . .     . . .   .   . . . . . . . . . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
   dav. pflanzlich GE/ha .   . . . . .     . . .   .   . . . . . . . . . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
   dav. tierisch GE/ha .   . . . . .     . . .   .   . . . . . . . . . . . . . . .   . .   . . . . . . . . 
Milchleistung kg/Kuh u. a 3.330   3.1393.5033.4753.5184.055     4.177 4.0183.825   3.681   3.3713.7683.6943.4104.2953.3203.9154.3753.0983.1833.0473.086 3.2623.2163.034   3.2063.100   3.2512.5983.4992.8803.2793.0173.050 3.480
Bruttoumsatz * 11 M/ha 4.243   4.5284.6253.5513.8004.498     5.209 4.1645.986   4.264   4.0254.7593.6943.4103.1693.8624.2585.3404.5803.7694.3322.854 3.3854.3782.966   3.6283.578   3.9232.8102.9893.6102.9133.3273.275 4.108
Selbstkosten * 7 M/ha 3.464   4.0493.8182.9393.4523.526     3.867 3.5985.211   2.876   3.2903.3643.2932.9072.5233.4533.4124.0994.3103.1223.4442.701 2.5933.5782.662   3.4493.430   3.2722.6482.8192.8922.6252.9472.757 3.413


















Quellen:   *1 KA Döbeln. Unsigniert. Aktenbestand des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungsgüter-
wirtschaft. Auszug aus dem Perspektivplan des Kr. Döbeln, Landwirtschaft 1967-1969 
   *2 KA Döbeln. Signatur 573. Aktenbestand des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungsgüter-
wirtschaft 1963-1972. RdK: Welche Leistungen erreichte der Kr. Döbeln 1968?, S. 73 
   *3 Ebenda. Gegenüberstellung von LPG Typ III nach natürlichen Standorteinheiten mit höchsten und 
geringsten Flächenleistungen, Bezirk Leipzig. – Für die Teilnehmer der Bezirksbauernkonferenz 
am 05.07.1968 
   *4 KA Döbeln. Unsigniert. Aktenbestand RdK Döbeln, Aktenbestand der LPG „Völkerfreund-
schaft“, Typ III, Börtewitz 1961-1971.Betriebswirtschaftliche Auswertungen und Jahresab-
schlussbericht der LPG Börtewitz 1968, Kennzahlen zur Vorbereitung der Jahreshaupt-
versammlung am 24.01.1969 
   *5 KA Döbeln. Unsigniert. Aktenbestand der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz 1967-1969 
und 1968-1973. Jahresabschlussbericht der LPG Bockelwitz 1968 
   *6 Ebenda. Signatur 11. Aktenbestand der LPG „Klara Zetkin“, Typ III, Bockelwitz 1963-1967. 
Ebenso Aktenbestand 1967-1969. Kennzahlen zur Vorbereitung der Jahreshauptversammlung 
am 13.02.1968 
   *7 Errechnet: Kosten der „vergegenständlichten Arbeit“ + Kosten der „lebendigen Arbeit" 
   *8 Errechnet: Selbstkosten : Bruttoumsatz 
Anmerkungen:   *9 Keine selbstständige LPG mehr infolge Zusammenschluss oder Verschmelzung 
 *10 ≙ Akkumulation 
 *11 ≙ Bruttoprodukt 
 *12 ≙ Konsumtion 
 *13 Nur als Bruttoprodukt -finanziell- (in MDN/ha) ausgewiesen, deshalb nicht berechenbar 







Tabelle 83: Vergleich betriebswirtschaftlicher Kennzahlen, LPG Typ III der sieben Kooperationsbereiche im Kreis Döbeln, Bez. Leipzig, 1969 *1, 2 
 
 
























































































































































































































































































































































Nutzfläche (LN) * 4, 9 ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Arbeitskräftebesatz * 9 Ak/100 ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
AE-Wert * 5, 9 M/AE . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Geldeinkünfte * 5 M/Ak 6.3606.4477.0947.6796.0226.4938.0737.1296.9016.5847.4686.5945.8165.8117.8505.7327.5946.4235.5835.0586.1616.7415.6896.8076.0047.2026.7696.6047.5937.0264.9306.5356.651
Zuführung zum Grund- 
mittelfonds * 6  M/ha 416 329 765 973 724 6251.015 702 818 8611.004 514 524 555 709 520 591 405 780 415 660 662 601 869 485 826 579 630 1.234 827 437 1.093
699
Langfristige Kredite * 9  M/ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Marktproduktion * 7 GE/ha 57,8351,0851,2053,5754,1852,9457,6253,1950,0348,4550,0140,8049,8948,3747,1849,7640,4752,0440,0040,3547,3843,3439,9851,0451,5853,5343,8151,4654,9049,3845,5341,0249,92
   dav. pflanzlich GE/ha 19,9221,30 4,0719,2018,6319,9017,9518,9814,4514,5415,2912,1815,5516,2917,7620,87 9,8614,46 8,9312,4214,6313,38 9,6617,3819,1719,8619,9516,7020,9218,3713,0211,0416,64
   dav. tierisch * 7  GE/ha 37,9129,7847,1334,3735,5533,0439,6734,2135,5833,9134,7228,6234,3432,0829,4228,8930,6137,5831,0727,9332,7529,9630,3233,6632,4133,6723,8634,7633,9831,0132,5129,9833,28
Milchleistung kg/Kuh u. a 3.5923.2604.0763.7623.7553.7093.9633.8643.8713.5064.4063.8263.0072.6613.0403.2572.8163.0142.9322.5113.6873.3983.0683.3873.2254.0603.1273.3853.6523.4283.1063.3853.693
Bruttoumsatz * 9 M/ha . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Selbstkosten M/ha 3.0292.1895.4662.4312.3562.3922.5642.2652.2091.7972.7381.9282.5073.1112.1141.7801.7761.4851.6951.5722.4282.3271.6961.9481.8081.9441.9153.0582.1712.5441.7782.720 . 
















Quellen: *1 KA Döbeln. Unsigniert. RLN Döbeln: „Höhere Erträge- rationeller wirtschaften für unseren sozialisti-
schen Friedensstaat - Tafel der Wahrheit. Plan 1970 - Vergleich zum Jahr der höchsten Leistungen LPG 
Typ III. Ist 1968, Plan/Ist 1969 und 1970 (z. T. auch für LPG Typ I) 
 *2 KA Döbeln. Signatur 573. Aktenbestand des RdK Döbeln, Fachorgan Land- und Nahrungsgüter-
wirtschaft. 1963-1972. Ebenso Signatur 128, 000290. Aktenbestand 1966-1967. RLN Döbeln: 
„Planmäßig produzieren, klug rationalisieren, uns allen zum Nutzen - dem VIII. Parteitag entgegen, -
Tafel der Wahrheit, Vergleich der Ergebnisse aus den Jahren 1969 und 1970“, - (Hg.): RLN Döbeln 
Anmerkungen: *3 Die Anzahl der KOG ist gegenüber dem Vorjahr unverändert, es haben sich jedoch einige Mit-
gliedsbetriebe in der KOG verschoben 
 *4 Die LN ist in den Quellen nicht angegeben, ist jedoch gegenüber den Vorjahren unverändert  
 *5 ≙ Konsumtion 
 *6 ≙ Akkumulation 
 *7 GE-Produktion brutto (Eigenproduktion, nicht Marktproduktion), dav. pflanzlich errechnet: 
Gesamt GE/ha ./. tierisch GE/ha 
 *8 Keine Angaben zu Bruttoumsatz oder Bruttoprodukt veröffentlicht, deshalb nicht berechenbar 






3.3.8 Wirtschaftliche Lage und Versorgung der ländlichen Bevölkerung 
 
Analog den Angaben in den Tabellen 39.1–48 des Gliederungspunktes 3.1.2, mit welchen 
versucht wird, die wirtschaftliche Lage und Versorgung der in den LPG Beschäftigten 
während der ersten Hälfte des Untersuchungszeitraumes, zwischen 1960 und 1964, zu un-
tersuchen, wird mit vorliegendem Kapitel der gleiche Versuch für die zweite Hälfte des 
Untersuchungszeitraumes, zwischen 1965–1969, unternommen. 
 
Da sich im Kapitel 3.1.2.5, Tabellen 46–48, S. 306–307 teilweise bereits für den Zeitab-
schnitt 1965–1969 Fortschreibungen finden, endet die Abhandlung zu den Jahren       
1965–1969 mit den Angaben zu Rentenhöhen. Wie die Tabellen 84.1–86, S. 659 und 660 
ausweisen, gibt es einen leicht steigenden Trend beim Monatseinkommen der Beschäftig-
ten unterschiedlicher Volkswirtschaftszweige. Diesem Trend konnten die LPG nicht fol-
gen, wie die Fallbeispiele im Kapitel 3.2.4, Tabellen 50 und 52, S. 534 und 540 aufgeführt, 
beweisen, auch wenn es um herausragende Betriebe ging. Mehr als alle anderen Wirt-
schaftszweige waren die kollektivwirtschaftlich organisierten LPG in ihren Verteilungs-
prinzipien vom eigenen Betriebsergebnis abhängig. Dieses wiederum gestaltete sich in 
Abhängigkeit von objektiven und subjektiven Faktoren. Zu ersteren sind die natürlichen 
Standort- und Produktionsbedingungen zu zählen. Zu letzteren ist die gesamte Bandbreite 
der Rahmenbedingungen, die die SED-Agrarpolitik geschaffen hatte, zu rechnen. Das Mo-
natseinkommen von Beschäftigten in der Industrie war demgegenüber nicht in dem Maße 
von objektiven Faktoren abhängig. 
 
Oben genannter Einkommenstrend entsprach auch den für die Volkswirtschaft relevanten 
Inflationsraten. Der Bevölkerung kam der wissenschaftlich-technische Fortschritt insoweit 
zugute, dass er sie einen hohen Preis kostete. Im anderen Teil Deutschlands war früher und 
rascher dieser Fortschritt eingezogen, der zu jener Zeit aber nicht in dem Maße wie von 
den politischen Preisen in der DDR beeinflusst wurde.  
 
Auffällig ist für die Jahre 1965–1969 wieder die Preiskontinuität, in der DDR mit dem 
positiv belegten Begriff Stabilität versehen, bei der Kategorie Waren des täglichen Be-
darfs, insbesondere der Nahrungsmittel.54 Eine Hervorhebung verdienen die geringen Mie-
ten, welche bei den Ausgabepositionen einen Anteil an den durchschnittlichen Jahresaus-
gaben von LPG-Mitgliedern zwischen 1,1 und 1,8 % einnehmen (vgl. Tabelle 87.1,          
S. 661). Bei Arbeitern und Angestellten außerhalb der Landwirtschaft lag der Anteil etwa 
doppelt so hoch (vgl. Tabelle 87.2, S. 662). Der geringe Anteil der Miete in den Ausgabe-
positionen bei LPG-Mitgliedern begründete sich in der geringeren Wohnraumqualität in 
den Dörfern und der vernachlässigten Werterhaltung durch die LPG, welche bis 1990 an-
hielt. In solchen Gebieten wie der Lommatzscher Pflege führte diese Erscheinung zur 
nachhaltigen Devastierung ländlicher Bauensembles und Schädigung des Dorfbildes. Der 
allgemein niedrige Anteil für Strom, Gas und Heizung ist als Auswirkung der politisch 
motivierten Preise, die teilweise zu Energie- und Ressourcenverschwendung führten und 
nicht dem volkswirtschaftlich begründeten Aufwand zur Energieherstellung entsprachen, 
zu werten.  
 
Einen deutlichen Fortschritt im Lebensniveau der Bevölkerung in den Jahren 1965–1969 
widerspiegelt Tabelle 88, S. 663. Bei der Bestandszunahme an industriellen Konsumgütern 
stand die Landbevölkerung nicht der städtischen Bevölkerung nach. Die Ursachen sind 
vielfältiger Art. Zum Beispiel darf die hohe Ausstattung der Haushalte mit Fernsehgeräten 
in agrarisch geprägten Zonen der sächsischen Bezirke auf deren kulturelle Ansprüche zu-
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rückgeführt werden, welche mehr auf den häuslichen Bereich ausgerichtet waren, als bei 
der Bevölkerung in Ballungsgebieten. 
 
Die rasche Zunahme der Spareinlagen (vgl. Tabelle 89, S. 663) ist als Auswirkung des 
NÖSPL/NÖS zu bewerten. Die Zunahme der persönlichen Einkommen mündete nicht 
zwangsläufig in einem steigenden Verbrauch an höherwertigen Konsum- und Industriewa-
ren, wie das im anderen Teil Deutschlands der Fall war. Da der Handel in der DDR derar-
tige Verbraucherwünsche nicht richtig befriedigen konnte, blieb Geld der Bevölkerung bei 
den Sparkassen deponiert, wobei es den auch in der DDR auftretenden Inflationsraten aus-
gesetzt war. Gleiches passierte mit akkumulierten Geldern der LPG, für die sie nicht die 
Betriebsmittel anschaffen konnten, welche sie, angepasst an ihre Betriebsstruktur, ge-
braucht hätten. Erst der mit der dritten Etappe der LPG-Entwicklung zu Anfang der siebzi-
ger Jahre einsetzende „Kooperations- und Investitionsboom“ löste das Problem. Die bei 
der Investitionsfinanzierung und Kreditierung geforderten Eigenmittel der LPG gingen 
unter den Bedingungen des  staatlichen Kapitalexportes in die Landwirtschaft vollständig 
auf. Zu dieser Zeit gab es keine LPG mehr, die neben hoher Fondszuführung über höher-
verzinsliche Guthaben verfügten. Ausnahmen bildeten die bis Ende 1989 überlebenden 
LPG vom Typ I in den sächsischen Bezirken. 
 
Bei den Spareinlagen trat, wie bereits in den Jahren 1960–1964, erneut der Bezirk Karl-
Marx-Stadt hervor. In den vorwiegenden industriell geprägten Kreisen bildete sich wegen 
besserer Verdienstmöglichkeiten als in den agrarisch geprägten Kreisen ein höheres Spar- 
und Konsumbedürfnis heraus.  
 
Die Versorgung der Bevölkerung mit Agrarprodukten konnte, wie in allen Zeitabschnitten 
der Nachkriegs-Agrargeschichte der DDR, nicht krisenfrei gestaltet werden. Da die LPG in 
das Gesamtsystem Volkswirtschaft der DDR eingebettet waren und nicht am Markt orien-
tiert produzieren konnten, kam es wiederholt, auch in den Jahren zwischen 1965 und 1969, 
zu Versorgungslücken, Verknappung und Rationierung. Das betraf Milch, Milchprodukte, 
Zucker, Speisekartoffeln u. a. Hier zeigten sich die Folgen niedriger Kuhleistungen durch 
Futtermangel und zu niedriger Erträge bei Hackfrüchten. Die Getreideerzeugung hielt oh-
nehin nicht den volkswirtschaftlichen Anforderungen Stand. Im Jahre 1968 kam es im Be-
zirk Karl-Marx-Stadt zu Schwierigkeiten bei der Speisekartoffelversorgung. 32.000 Haus-
halte im Bezirk waren mit Kartoffeln mangelhafter Qualität beliefert worden. Am 
25.09.1969 mussten deswegen in einer renommierten LPG des Bezirkes die Kartoffeln, die 
für die persönliche Hauswirtschaft der LPG-Mitglieder vorgesehen waren, zurückgehalten 
und dem staatlichen Handel zur Verfügung gestellt werden. Zum Ausgleich reichte der 
zuständige RdK Getreide im Verhältnis 3:1 an die LPG-Mitglieder aus.55 Im Verständnis 
der Bevölkerung war die teilweise schlechte Versorgung auf vielen Gebieten eine dem 
sozialistischen System immanente Erscheinung, wie sie in Westdeutschland undenkbar 
war. 
 
Die Eigenversorgung der Bezirke mit Kartoffeln konnte erst in den siebziger Jahren er-
reicht werden. Die staatlichen Behörden versuchten bis dahin, die Versorgung durch Erhö-
hung des Kartoffelanteils in den Anbauplänen der LPG administrativ zu gewährleisten. In 
gleicher Weise sah der Staat das Versorgungsproblem Milch nicht in der Verbesserung der 
Effektivität und Erhöhung der Milchleistung der Kühe, sondern forderte eine ständige Er-





Aufgrund der von der städtischen Bevölkerung abweichenden Lebensweise der ländlichen 
Bevölkerung können wirtschaftliche Lage und Versorgung beider Gruppen nicht direkt 
miteinander verglichen werden. Die Ansprüche waren unterschiedlich. Zum Beispiel wa-
ren die Ausgaben im kulturellen Bereich in den Städten höher als im ländlichen Raum. 
Aufgrund der Eigenversorgungsmöglichkeiten hatte die ländliche Bevölkerung Vorteile bei 
der Ernährungsabsicherung. Ausgaben für gewisse Leistungen wie Verkehr, Mieten, Ur-
laub oder Freizeit hielten sich im ländlichen Raum äußerst gering. Die von der SED in ih-
ren Agrarprogrammen angestrebte Anpassung der Lebensverhältnisse an die der „Stadt“ 
war bisher nicht erfolgt. Die Spezifik der Lebensweise in den agrarisch geprägten Gebieten 
soll in diesem Kapitel nur angedeutet werden. Sie wäre Gegenstand gesonderter und tiefer 




Tabelle 84.1:    -Monatseinkommen vollbeschäftigter Arbeiter und Angestellter in der 
DDR, 1965 bis 1969 (in der jeweils gültigen Währung) 
Wirtschaftsbereiche 1965 *1 1966 *2 1967 *3, 6 1968 *4 1969 *5
Sozialistische Industrie 655 668 680 710 736 
   dar. volkseigen 656 670 681 . . 
   dar. zentralgeleitet 667 679 690 . . 
Genossenschaften 546 573 586 . . 
Volkseigene Bauindustrie 687 703 723 768 805 
Volkseigene Land- und Forstwirtschaft 584 614 638 679 686 
Volkseigener Verkehr 672 689 710 737 773 
Post- und Fernmeldewesen 574 587 601 600 638 
Sozialistischer Handel (ohne BHG) 530 538 564 593 
642    dar. volkseigen 538 545 576 606 
   dar. Konsumgenossenschaften 511 521 535 561 






Tabelle 84.2:    -Monatseinkommen vollbeschäftigter Produktionsarbeiter bzw. gleichge-
stellten Personals sozialistischer Betriebe der DDR, 1965 bis 1968 (in der 
jeweils gültigen Währung) 
Wirtschaftsbereiche 1965 *1 1966 *2 1967 *3, 6 1968 *4, 5 1969 *5
Sozialistische Industrie 640 653 663 691 . 
   dar. volkseigen 641 654 664 . . 
   dar. zentralgeleitet 651 663 673 . . 
Genossenschaften 529 562 575 . . 
Volkseigene Bauindustrie 690 704 723 782 . 
Volkseigene Land- und Forstwirt-
schaft 576 608 621 643 . 
Volkseigener Verkehr 680 696 719 747 . 
Post- und Fernmeldewesen 549 562 576 574 . 
Sozialistischer Handel (ohne BHG) 517 521 548 578 . 
   dar. volkseigen 522 527 559 590 . 
   dar. Konsumgenossenschaften 503 505 519 548 . 





Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 79 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 79 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 81 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 73 
 *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 73 
Anmerkungen: *6 Änderung der Währungsbezeichnung  
   ab 01.12.1967 in M 
  *7 Nicht erfasst bzw. nicht ausgewertet 
x
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 79 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 79 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 81 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 73 
Anmerkungen: *5 Nicht ausgewiesen durch die StZVfSt 
  *6 Änderung der Währungsbezeichnung ab 





Tabelle 85:    -Monatseinkommen vollbeschäftigter Produktionsarbeiter in VEB der 
DDR, 1965 bis 1969 (in der jeweils gültigen Währung) 
 
Wirtschaftsbereich 1965 1966 1967 *11 1968 1969 
VEB der chemischen Industrie *1     644 *7     657 *7 691 721 734 
VEB der Plast- und Plasterzeugnisherstellung     597 *10     563 *8     627 *9      . *15 . 
Erdölverarbeitender VEB     690 *10     687 *8     701 *9 . . 
VEB Braunkohlewerke, -kokereien und- brikettfabriken *1 651 670 742 776 795 
VEB der Herstellung technischer Keramik *1     663 *7     675*7 691 724 753 
Volkseigene Bauindustrie *2 690 704 723 782 798 
See- und Binnenschifffahrt *3 776 843 897 939 978 
VEB Kraftverkehr *3 722 736 763 808 864 
Städtischer Nahverkehr *3 666 681 714 754 806 
Sozialistischer Handel *4 530 538 564 593 628 
Lebensmittelindustrie *5, 13, 14     570 *7     593 *7 613 646 671 










Tabelle 86:    -Monatseinkommen Vollbeschäftigter in VEB der Landwirtschaft*1 der 
DDR, 1965 bis 1969 (in der jeweils gültigen Währung) 
 
Betriebe 1965 1966 1967 *2 1968 1969 
1. Volkseigene Güter   
    dar. Arbeiter und Angestellte 574 598 629 649 654 
    dar. Produktionsarbeiter 570 598 609 637 671 
2. Staatliche Forstwirtschaftsbetriebe  
    dar. Arbeiter und Angestellte 572 611 624 673 674 





Quellen: *  1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 125 
 *  2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 73, 144 
 *  3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 260 
 *  4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 268  
  (vollbeschäftigte Arbeiter und Angestellte) 
 *  5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 125 
 *  6 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 19 
 *  7 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 196, 197 
 *  8 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 198 
 *  9 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 192, 193 
 *10 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 202 
Anmerkungen: *11 Änderung der Währungsbezeichnung ab 
01.12. 1967 in M 
  *12 x -Arbeitseinkommen der Beschäftig-
ten in der DDR, produzierende und 
nichtproduzierende Bereiche der sozia-
listischen Wirtschaft 
  *13 Lebensmittelindustrie bedeutet Herstel-
lung von Nahrungs- und Genussmitteln, 
auch als Nahrungsgüterwirtschaft be-
zeichnet 
  *14 Produktionsarbeiter in Schlachthöfen 
hatten 1965–1969 ein monatliches Ar-
beitseinkommen von 611–650 MDN 
bzw. M 
*15 Nicht erfasst bzw. nicht ausgewertet
Quelle: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 194 






Tabelle 87.1: Ausgabenpositionen der     -Jahresausgaben in Haushalten Beschäftigter der LPG Typ III der DDR, 1965 bis 1969 (in Prozent)  
 
Ausgabenposition 
1965 *1 1966 *2 1967 *3 1968 *4 1969 *5 





























1. Waren 65,4 61,3 63,4 66,6 66,9 62,4 66,7 67,8 66,1 60,5 65,1 68,0 65,5 61,2 64,2 66,2 65,8 62,4 66,3 65,0
     dar. Nahrungsmittel 27,9 24,4 24,8 26,7 27,6 25,0 25,3 27,1 27,9 25,0 25,6 27,3 26,8 24,1 25,0 25,7 27,1 25,0 25,8 26,3
     dar. Genussmittel 9,5 10,7 9,2 9,6 9,7 10,7 10,0 9,6 10,1 11,1 10,0 9,7 9,8 10,7 9,9 9,5 10,0 11,0 10,4 9,7
     dar. Schuhe 1,8 1,3 1,6 1,9 1,8 1,2 1,6 1,9 1,7 1,1 1,9 1,8 2,0 1,4 1,8 2,1 2,0 1,5 1,8 2,1
     dar. Textilien und 
     Bekleidung 10,7 9,7 11,1 11,2 10,9 9,9 11,1 11,4 10,5 9,4 10,6 10,8 11,2 10,3 11,0 11,6 11,0 9,9 11,0 11,5
     dar. sonstige  
     Industriewaren 16,5 15,2 16,7 17,2 16,5 15,6 18,6 17,8 15,9 13,9 17,4 18,4 15,8 14,8 16,6 17,3 15,7 15,0 17,3 15,4
2. Leistungen und Reparaturen 8,1 8,1 8,8 8,6 8,5 8,2 9,5 8,7 8,6 8,8 9,6 8,8 8,8 8,6 9,6 8,8 8,9 8,9 9,4 9,0
    dar. Verkehrsleistungen  1,1 1,2 1,2 1,1 1,2 1,2 1,4 1,1 1,2 1,2 1,3 1,2 1,1 1,2 1,2 1,1 1,0 1,1 1,1 1,0
    dar. Mieten *7 1,3 1,1 1,2 1,4 1,3 1,3 1,2 1,4 1,3 1,1 1,2 1,3 1,4 1,2 1,4 1,5 1,4 1,1 1,5 1,5
    dar. Strom, Gas, Heizung 1,5 1,5 1,4 1,5 1,6 1,6 1,7 1,6 1,5 1,5 1,5 1,6 1,6 1,6 1,6 1,6 1,7 1,8 1,7 1,7
3. Nicht verbrauchswirksame 
    Ausgaben *8 23,2 26,8 24,8 21,6 21,3 25,8 20,5 
*9 20,2 21,3 *9 26,3 22,2 20,0 *9 20,8*9 24,7 *9 21,8 19,9 *9 20,8 23,6 20,7 21,2
4. Betriebsausgaben für 
    persönliche Hauswirtschaft 3,3 3,8 3,0 3,2 3,3 3,6 3,3 3,3 3,4 4,4 3,1 3,2 4,9 5,5 4,4 5,1 4,5 5,1 3,6 4,8
Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
    dar. Ausgaben für 














Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 448 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 442 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 360 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 358 
 *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1971, S. 348 
Anmerkungen: *6 2-P-HH bis 4-P-HH bedeutet 2-bis 4-Personenhaushalt 
  *7 Demgegenüber Arbeiter/Angestellte 3,4 % 
  *8 Steuern, Versicherung, Spenden, Erhöhung der Geldbestände und Guthaben, dar. 
Ausgaben für „Kultur und Erholung“, Arbeiter und Angestellte 2,3 % von Pos. 3.,  
   Beschäftigte in LPG 60 % der Ausgaben von Arbeitern und Angestellten 





Tabelle 87.2: Ausgabenpositionen der    -Jahresausgaben Arbeiter und Angestellter in der DDR, 1965 bis 1969 (in Prozent)  
 
Ausgabenposition 
1965 *1 1966 *2 1967 *3 1968 *4 1969 *5 





























1. Waren 66,1 62,7 65,9 68,2 67,0 64,8 66,4 68,7 64,7 62,4 64,4 66,5 65,5 63,1 65,4 67,0 65,1 62,3 64,8 66,9
dar. Nahrungsmittel 29,7 26,9 28,8 31,2 31,0 28,9 29,9 31,9 29,2 27,2 28,2 30,7 28,1 26,1 27,3 29,0 27,7 26,0 26,6 28,4
     dar. Genussmittel 9,0 10,0 8,7 8,5 9,1 10,0 9,0 8,8 9,2 10,0 9,1 8,9 9,3 10,1 9,2 8,7 9,4 10,3 9,3 8,8
     dar. Schuhe 1,6 1,3 1,7 1,9 1,6 1,3 1,5 1,8 1,5 1,3 1,5 1,7 1,8 1,5 1,8 2,0 1,8 1,5 1,8 2,0
     dar. Textilien und 
     Bekleidung 10,6 10,1 10,8 10,7 10,3 9,9 10,6 10,5 9,9 9,6 10,1 10,2 10,7 10,3 10,7 10,9 10,6 10,2 10,6 11,0
     dar. sonstige  
     Industriewaren 15,2 14,4 15,9 15,9 15,0 14,7 15,4 15,7 14,8 14,3 15,6 15,0 15,6 15,1 16,4 16,4 15,6 14,3 16,5 16,8
2. Leistungen und 
    Reparaturen 12,7 13,3 12,4 12,1 12,7 13,3 12,6 12,3 12,6 13,1 12,5 12,1 12,7 13,1 12,6 12,1 12,4 13,0 12,2 11,9
    dar. Verkehrs- 
     leistungen 1,8 2,2 1,6 1,8 1,9 2,1 1,9 1,8 1,9 2,1 2,0 1,8 1,9 2,0 1,9 1,8 1,7 1,8 1,7 
1,6
    dar. Mieten 3,7 3,8 3,4 3,6 3,6 3,7 3,4 3,5 3,4 3,4 3,2 3,4 3,3 3,2 3,1 3,1 3,3 3,2 2,9 3,0
    dar. Strom, Gas, 
    Heizung 1,4 1,3 1,4 1,4 1,5 1,4 1,5 1,5 1,3 1,3 1,3 1,4 1,5 1,4 1,4 1,5 1,5 1,4 1,4 1,5
3. Nicht verbrauchs- 
    wirksame Ausgaben *7 21,2 24,0 21,7 19,7 20,3 21,9 
*8 21,0 *8 19,0 *8 22,5 *8 24,5 23,1 *8 21,4 21,8 *8 23,8 *8 22,0 20,9 22,5 24,7 23,0 21,2
Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
      dar. Ausgaben für  













Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 447 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 441 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 359 
 *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 357 
 *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1971, S. 347 
Anmerkungen: *6 2-P-HH bis 4-P-HH bedeutet 2-bis 4-Personenhaushalt 
  *7 Steuern, Versicherung, Spenden, Erhöhung der Geldbestände und Guthaben 
  *8 Vgl. Tabelle 4.1, S. 9, geändert M. J., da Differenzen in den statistischen Meldungen 





Tabelle 88: Bestand ausgewählter industrieller Konsumgüter in der DDR, 1965 bis 1969 *1 
 
Erzeugnis 
Bestand je 100 Haushalte 
1965 1966 1967 1968 1969 
PKW   8,2   9,4 11,0 12,3 13,9 
Motorräder und -roller 16,5 17,3 18,0 18,4 18,9 
Mopeds 16,1 16,9 18,3 19,5 20,8 
Fernsehgeräte 48,5 54,0 60,0 63,6 66,3 
Elektrische Haushalts- 
kühlschränke 
25,9 31,5 37,7 48,8 48,3 
Elektrische Haushalts- 
waschmaschinen 
27,7 32,9 38,1 44,0 47,7 
 
Quelle: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 355 
 
Tabelle 89: Spareinlagen der Bevölkerung bei Kreditinstituten der DDR, 1965 bis 1969   
(in der jeweils gültigen Währung)*1 
 
   Bezirk 
  
Spareinlagen  
Jahr DDR Dresden Leipzig Karl-Marx-Stadt
    1965 31.275 3.910 2.811 4.477 
    1966 35.030 4.332 3.139 4.954 
    1967 *2 38.976 4.817 3.491 5.488 
    1968 43.319 5.329 3.870 6.074 
    1969 48.049 5.902 4.285 6.736 
Pro Kopf der  
Bevölkerung 
    1965 1.835 2.071 1.860 2.149 
    1966 2.051 2.344 2.076 2.382 
    1967 *2 2.282 2.555 2.312 2.642 
    1968 2.535 2.882 2.577 2.940 
    1969 2.814 3.142 2.857 3.269 
 
Quelle: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 332, 333 
 










Tabelle 90: Pro-Kopf-Verbrauch ausgewählter Nahrungsgüter in der DDR, 1961, 1964 
und 1969 (in kg) 
 
Produkt 1961 *1 1964 *1 1969 *2
Rind- und Kalbfleisch 19,2 20,2 20,7
Schweinefleisch 33,2 34,1 39,5
Geflügelfleisch 3,9 3,7 4,8
Eier/Eiererzeugnisse  (Stck.) 197 205 226
Butter 13,4 12,6 14,1
tierische Fette 6,9 6,6 5,9
Margarine 10,3 9,2 10,9
pflanzliche Öle und Fette 2,6 2,7 2,4
Trinkmilch (2,5 % Fett) (l) 87,8 93,9 100,5
Käse 3,8 4,2 4,6
Mehl- und Nährmittel 98,2 99 97,5
Speisehülsenfrüchte 1,2 1,2 1,5
Speisekartoffeln 160 155 150 *3
Gemüse 58,8 67,7 66,5
Obst 40,4 43,2 51,1
dav. Südfrüchte 6 5,7 12,4
Zucker 18,5 18,2 18
Bohnenkaffee 1,4 1,7 2,2
Tee (g) 88 89 101
Zigaretten (Stck.) 1.065 1.098 1.232
Wein und Sekt (l) 3,4 4 5,2
Bier (l) 80,4 80,3 92
 
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 430 
 *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 354 
 




















Jahr Invalidenrenten Invalidenaltersrenten Altersrenten 
* 8 
Witwenrenten Halbwaisenrenten Vollwaisenrenten Unfallrenten 
(Voll-) 
DDR *1 
1965 *1 149,80 141,43 171,46 130,65 64,25 82,89 108,48 
1966 *2 150,18 139,96 170,84 131,31 64,16 82,86 110,90 
1967 *3, 8 156,28 137,70 172,33 132,14 64,58 82,99 113,43 
1968 *7 . . . . . . . 
1969 *4 184,26 164,50 193,81 155,83 73,07 93,14 117,98 
Bez. Karl-Marx-Stadt *5
1965 *3 160,58 138,54 160,21 125,65 55,87 79,10 334,78 
1966 *3 162,00 137,75 161,18 125,93 55,74 78,76 331,58 
1967 *8 163,34 137,19 162,26 126,16 55,79 79,07 336,32 
1968 *3 187,27 161,78 181,25 149,07 64,27 88,65 332,37 
1969 *3 204,17 167,68 195,82 162,48 69,52 91,77 366,52 
Bez. Leipzig *6 
1965 *4, 8 148,54  . 
*7 173,82 133,62 65,46 83,60 293,33 
1966 *5, 9 150,64  . 
*7 165,79 132,92 64,44 83,31 301,13 
1967 *8 150,52  . 
*7 166,63 134,01 64,90 82,81 305,93 
1968*7  .  .  .   .   .   .   .  







Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 512. Ebenso Statistisches 
Jahrbuch der DDR 1969, S. 428 
 *2 Ebenda 
 *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 426 
 *4 Ebenda. Ebenso Statistisches Jahrbuch der DDR 1971, S. 424 
 *5 Statistisches Jahrbücher  1968-1970 Bezirk Karl-Marx-Stadt (für 
die Jahre 1965-1969) 
 *6 Statistische Taschenbücher 1966-1969 Bezirk Leipzig (für die 
Jahre 1965-1969) 
Anmerkungen: *7 Keine Angaben in den Statistischen Jahrbüchern der DDR und der Bezirke. Bez. Dres-
den wurde nicht gemeldet 
  *8 Änderung der Währungsbezeichnung ab 01.12.1967 von MDN in M 
 
Ergänzung: *9 Die Entwicklung der Vollrenten nahm in der DDR im Vergleich zu den beiden Bezirken 
folgenden Verlauf (in MDN bzw. M je Fall) 
1965 152,32  Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 512 und 1969, S. 428 
1966 152,34  Ebenda 
1967 157,51  Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 426 und 1971, S. 424 
1968   *7 





Fußnoten Pkt. 3.3 
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wähnt. Vgl. Pkt. 3.2.2.1. (Übergang vom Typ I zum Typ III) und Pkt. 3.2.4 (Entlohnung und Vergü-
tung in den LPG Typ I). Auf diese Weise erhält man Einsicht in die Betriebsergebnisse einer         
LPG Typ I im Zeitraum von 1960–1967 und in die Betriebsergebnisse einer LPG Typ III im Zeitraum 
1968–1969. Damit ist auch ein Vergleich zwischen den Betriebsergebnissen einer LPG Typ I und  
Typ III möglich, welche unter einem Namen firmierte. 
 
39 Für den ehemaligen Kreis Döbeln waren zum Jahr 1965 keine Quellen auffindbar. 
 
40 Im landwirtschaftlichen Fachdeutsch hatte sich für Fondszuführung der Begriff Akkumulation einge-
bürgert. In den 1970er Jahren hieß es richtigerweise Zuführung zum Investitionsfonds. 
 
41 Die Wirkung von Diffenzialrente I und II fußt auf den Theorien von Karl Marx. Der Rückführungsbe-
trag in der Landwirtschaft wurde analog der Produktionsfondsabgabe in der Industrie erhoben. 
 
42 Kipping, M.: Die Bauern in ... Beucha 2000, S. 131 und 132. 
 
43 Ebenda, S. 133. 
 
44 Ebenda, S. 146. 
 
45 Ebenda, S. 128. 
 
46 Ebenda, S. 133. 
 
47 Klose, M./Klaus, H.: Aufgaben und Anwendung ... In: Zwanzig Jahre wissenschaftliche ... H. 34. 
Böhlitz-Ehrenberg 1971, S. 47. Gegenüber der Industrie betrug der Grundfondzuwachs seit 1955 fast 
das Doppelte. Darin ist keine Wertung zu sehen. Ein gewisser Nachholbedarf der Landwirtschaft, der 
etwa 1963 gedeckt war, trug dafür die Verantwortung. 
 
48 Ebenda, S. 48. 
 
49 Ebenda, S. 49. Diese Kategorie der marxistischen Ökonomie des Sozialismus wurde den Kosten für 
„lebendige Arbeit“ (Personal- bzw. Lohnkosten) gegenübergestellt. 
 
50 Ebenda, S. 52. 
 
51 Ebenda, S. 54. Zwei Drittel aller Grundfonds waren den langlebigen zuzurechnen. 
 
52 Ebenda, S. 59. 
 
53 Ebenda, S. 58. H. Kohl/M. Klose. Ebenda, S. 59: Die Selbstkosten beinhalten keine Personalkosten 
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(bewertete AE). Der sprunghafte Anstieg der Akkumulation (Zuführung zum Investitionsfonds) er-
klärt sich aus dem Zuwachs der Nettoverteilung, der nicht der individuellen Konsumtion der Beschäf-
tigten diente. Diese Erscheinung ging auf intensives Einwirken der staatlichen Leitung und der zu-
ständigen Filialen der Bank für Landwirtschaft zurück.  
 
54 Ahrends, K./Hoell, G.: Die Agrarverhältnisse im ... In: Lehrhefte Politische Ökonomie des ... Berlin 
(Ost)1989, S. 29. Im Jahre 1969 wurden die Einzelhandelspreise in der DDR aus dem Staatshaushalt 
mit 4,6 Mio. M gestützt. Zur Ernährung auf eigener Rohstoffbasis waren insgesamt 52 GE, dar. ~17 
GE pflanzliche Erzeugnisse pro Kopf, zu erzeugen. Davon war auch ein Anteil für den Agrarexport zu 
erbringen. Die Eigenversorgung stellte hohe Anforderungen an die Landwirtschaftsbetriebe und an 
den Staat. Sie bedeutete Agrarerzeugung bei steigendem Pro-Kopf-Verbrauch und das bei Beibehal-
tung der zu niedrigen Preise für „Nahrungsgüter des Grundbedarfs“. 1986 subventionierte der Staat 
aus dem Haushalt mit 30,8 Mio. M Nahrungsgüter für den Grundbedarf (= 34,40 M/100 M vom Ver-
braucher gekaufter Nahrungsgüter). Erstmalig gelang es 1987 in der DDR, insgesamt 51 GE/ha LN als 
höchstes Bruttoprodukt (pflanzlich) zu erreichen (vgl. Kipping, M.: Die Bauern in ... Beucha 2000, S. 
147). 
 
55 Kipping, M.: Die Bauern in ... Beucha 2000, S. 152. Es handelte sich um die LPG „Freundschaft“, 
Typ III, Oberwiera, Kr. Glauchau. 
 
56 Ebenda, S. 153. Demzufolge wurde die LPG Oberwiera staatlicherseits angehalten, den Kuhbestand in 




3.4 Weiterentwicklung der LPG im Verlauf der weiteren Kooperation 
 
Aus Gründen der Vollständigkeit soll bei der Behandlung der LPG-Geschichte die dritte 
und vierte Etappe des Weges der LPG bis zu ihrem Ende 1990 angerissen werden. 
 
Als gegen Ende der sechziger Jahre die bisherigen und lt. Statuten garantierten Eigentums-
verhältnisse den weiteren Zielen der Agrarpolitik der SED und Grünbergs Vorstellungen 
über die Durchsetzung einer zunehmend volkseigenen sozialistischen Landwirtschaft im 
Wege standen, zeichnete sich in der Geschichte der LPG ein weiterer abgrenzbarer Zeitab-
schnitt ab.  
 
Prinzipielle Unterschiede zwischen den Bezirken der DDR hatte es dabei kaum noch gege-
ben, da die zentralistische Wirtschafts- und Agrarpolitik der SED in diesen Jahren weiter 
perfektioniert wurde. Es sei denn, man erkennt in den Größenordnungen, die Investitions-
vorhaben in den nördlichen Bezirken, aber auch nur als Ausnahmen, erreichten, Abwei-
chungen gegenüber den Verhältnissen in den immer noch kleiner strukturierten sächsi-
schen Bezirken. 
 
Feldwirtschaftseinheiten, die aus der anfänglichen frühen Kooperation hervorgegangen 
waren, dürfen in den sächsischen Bezirken im Durchschnitt weniger Nutzfläche umfasst 
haben als in den nördlichen Bezirken. 10.000-ha-Betriebe in den sächsischen Bezirken sind 
dabei den Ausnahmen zuzurechnen. Strukturbedingt konnte die Investitionspolitik der SED 
im Norden der DDR mehr größendimensionierte Tierproduktionsanlagen etablieren.  
 
So darf es nicht verwundern, dass sich, nachdem der Höhepunkt der kooperativen Phase 
überschritten war, politisch und territorial gesehen zunehmend eine in allen Bezirken äh-
nelnde Weiterentwicklung der LPG vollzogen hatte.  
 
Zunächst soll die Weiterentwicklung der LPG in den zwei Jahren nach Beginn des Wand-
lungsprozesses in der Kooperation als Überblick nachgezeichnet werden, womit der Unter-
suchungszeitraum vorliegender Studie als abgeschlossen zu betrachten ist. 
 
 
3.4.1 Weitere Gestaltung des „Ökonomischen Systems des Sozialismus“ (ÖSS) in der 
kollektivwirtschaftlichen Landwirtschaft, 1969 und 1970 
 
Am 31.07.1968 wurde der „Beschluss des Ministerrates zur weiteren Gestaltung des öko-
nomischen Systems des Sozialismus in der Landwirtschaft für die Jahre 1969/1970“ ge-
fasst. Im Wesentlichen brachte dieser Beschluss den LPG zwei Erleichterungen: Die LPG 
und VEG erhielten, außer für Getreide und Kartoffeln, keine staatlichen Planauflagen mehr 
und die DDR-Regierung hob das bis dahin geltende sogenannte Doppelte Preissystem auf. 
  
Das Doppelte Preissystem der Landwirtschaft bestand in Preisen für Erfassung, der 
pflichtgemäßen Ablieferung aufgrund staatlicher Planung, und Preisen für Aufkauf, d. h. 
staatlich geregelten höheren Preisen für über die Planauflagen hinausgehende Marktpro-
duktion. Damit war eine gewisse Starre in der Agrarpreisentwicklung unterbrochen. Die 
weitere Entwicklung der Agrarpreise musste den wachsenden Kosten, die der rasch zu-    
nehmenden Konzentration und Spezialisierung, vor allem der Produktion in industrie-
mäßigen Anlagen, geschuldet waren, Rechnung tragen. Auf die Einzelhandelspreise hatte 
die Entwicklung der Kosten und Preise der Erzeuger nach wie vor keine Auswirkungen.     
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Erzeugerpreise für einige ausgewählte Agrarprodukte 1968 im Vergleich zur weiteren  
Agrarpreisentwicklung (in M/dt) 
 
 Doppeltes Preissystem Einheitliche Agrarpreise Erfassung Aufkauf 1 
1968 1970 1976 1981 1984 
Milch (b. 3,5 % Fett   27,9                   67,4   76   84   92 150 
Schlachtschwein (lebend) 220,0 1               519,0 500 490 490 760 
Schlachtrind (lebend) 185,0 1               285,0 380 440 520 915 
 
Am 09.10.1968 ordnete der Ministerrat die Einführung einheitlicher Erzeugungspreise für 
Schlachtvieh, Milch und Eier mit Wirkung ab 01.01.1969 an.2 
 
Im Gegenzug zur Agrarpreisreform mussten die Landwirtschaft und die Nahrungsgüter-
wirtschaft einheitliche „komplexe Jahresvolkswirtschaftspläne“ erarbeiten. 
 
1968 konzentrierte sich die Agrarpropaganda auf die Herstellung einer engen Verbindung 
von Wissenschaft und Praxis. Die SED gab dazu die Losung „Bauernpraxis + Wissen-
schaft = Höchstertrag“ heraus. Dieser Aufruf sollte ein wenig an die volkstümliche Losung 
Lenins in den Anfangsjahren der Sowjetmacht in Russland „Sozialismus = Sowjetmacht + 
Elektrifizierung“ erinnern. Die SED bezog sich gern, soweit sich dafür ein Anlass bot, auf 
Lenin und die Sowjetpolitik der UdSSR. Die Staatsfunktionäre der DDR wollten sich mit 
diesen stets im Einklang sehen. Insofern bestanden Einschränkungen der Eigenständigkeit 
bei der Entwicklung der DDR. 
 
Die mit zunehmender Konzentration und Spezialisierung einhergehende Orientierung der 
Agrarpolitik der SED auf eine rege Investitionstätigkeit hatte mehrere Gründe. Ein Grund 
waren der Zwang zur Erhöhung der Arbeitsproduktivität landwirtschaftlicher Arbeits-
prozesse und die Freisetzung von Arbeitskräften, die immer noch für den Ausbau der In-
dustrie gebraucht wurden. Dabei hatte aber die SED den Investitionsaufwand, der dafür 
notwendig war, wie auch die betriebswirtschaftlichen und vor allem volkswirtschaftlichen 
Folgewirkungen unterschätzt. Mit einem Freisetzungsaufwand von > 120.000 M/Ak bei 
landwirtschaftlichen Großinvestitionen, was bereits in die ökonomischen Planungen für die 
Landwirtschaft eingegangen war, hatte man den Grenzwert der Effektivität überschritten. 
Mit einer hoch entwickelten Industrie wollte die DDR den „Wettlauf der beiden Systeme“ 
gewinnen. 1970 wurde die Losung der SED vom „Überholen ohne einzuholen“ der weite-
ren ökonomischen Entwicklung der DDR zugrunde gelegt. Einerseits sollte dabei eine ge-
genüber der BRD höhere Arbeitsproduktivität erreicht werden, andererseits wurde mit der 
teuer erkauften Ak-Freisetzung in der Landwirtschaft eine zu hohe Personalausstattung in 
der Industrie ausgelöst, die hier bald zu einem Absinken der Arbeitsproduktivität führte. 
Zehn Jahre später führte diese Tatsache zu argen Effektivitätsproblemen der gesamten so-
zialistischen Wirtschaft. Der Grundstein dafür wurde bereits in den Jahren nach 1965 ge-
legt, in den beiden Entwicklungsphasen des NÖS, als SED und Staatsführung das ur-
sprüngliche NÖSPL nicht weiter verfolgten. 
 
In der Mitte der zweiten Etappe der Entwicklung der LPG, ab 1965, kam es zu einem rela-
tiv hohen Bedarf an Landtechnik, der vor allem den Beginn der Konzentrations- und Spe-
zialisierungsperiode ab 1969 kennzeichnete. Jedoch sowohl die Traktoren- und Land-
maschinenindustrie der DDR als auch die spezialisierte, arbeitsteilige Landtechnikher-
stellung im RGW konnten den wachsenden Bedarf nicht decken. Dadurch wuchsen der Re-
paraturaufwand und die entsprechende Eigenkapazität in den LPG ständig an. Traktoren 
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und Landmaschinen mussten mit hohem reparaturtechnischen Aufwand oft bis zum Dop-
pelten der normativen Nutzungsdauer einsatzfähig gehalten werden.  
 
Der Landwirtschaft der DDR wurden die meisten Traktoren aus der UdSSR geliefert.3 Es 
handelte sich insgesamt um 
68.752 Traktoren, Typ MTS 5, 50, 52, 80, 88, 
  3.461 Traktoren, Typ K-700, K-700A, 
  2.893 Traktoren, Typ 150 K- Allrad, 
  2.500 selbst fahrende Rübenrodelader und 
  5.948 Kettenschlepper. 
 
Hinzu kamen Traktoren aus der Tschechoslowakei, aus Ungarn, Rumänien und Polen, de-
ren Ersatzteilversorgung sich zu einem zusätzlichen Problem für die LPG gestaltete. 
 
Anhand des in nachstehender Übersicht aufgeführten Bestandes ausgewählter Land-
maschinen in den Jahren 1960–1975 lässt sich die verstärkte Technikausstattung in der 
Landwirtschaft gut verfolgen. Dabei ist zu beachten, dass die SED-Agrarökonomen und     
-politiker absolut hohe Wirtschaftskennzahlen, wie z. B. Tierbestände oder auch Dünger-
aufwand, stets als Positivum der SED-Strategie ansahen und als Erfolge werteten. Die Ef-
fektivitätsprobleme aufgrund hoher Bestände fanden dabei weniger Berücksichtigung.  
 
Übersicht zur Ausstattung der LPG der DDR mit landtechnischen Großgeräten4 
 
  1960 1970 1975 
Traktoren 1.000 Stck. 70,6 148,9 140,0 
Motorische Zugkräfte PS/100 ha LN 35,5 102,4 120,4 
Lastkraftwagen 1.000 Stck.   9,3   27,2   42,5 
Mähdrescher 1.000 Stck.   6,4   17,9   11,2 
Kartoffelsammelroder 1.000 Stck.   6,4   12,0     9,2 
Rübenrodelader 1.000 Stck.   3,7     5,3     4,9 
 
Damit stand der Landwirtschaft eine ausreichende, z. T. sogar hohe, technische Ausstat-
tung zur Verfügung. Von dieser Feststellung sind jedoch Abstriche zu machen.  
 
Es ist nicht Aufgabe der Studie, Effektivitätsprobleme bei der Technikausrüstung zu unter-
suchen. Unbestritten ist aber, dass die Landtechnik infolge zu häufiger und langer Still-
standzeiten unter einer zu geringen Auslastung litt. Ferner ist nachgewiesen, dass die Repa-
raturkapazität die LPG zu stark belastete und Spezialisierungsbemühungen in der Land-
wirtschaft zuwiderlief. 
 
Bis jetzt hatte die Entwicklung der kooperativen Einrichtungen der LPG solche Formen 
wie Kooperationsgemeinschaft (KOG), Kooperative Abteilung (KA) und Gemeinsame 
Abteilung Pflanzenproduktion (GAP) hervorgebracht. Innerhalb dieser Formen gab es auch 
Spezialisierung nach Fruchtarten, wie Kartoffeln, Futter oder Obst. 
 
Im Zuge der Spezialisierung entwickelte sich z. B. im Südraum von Dresden zur Ver-
sorgung der Bevölkerung des Elbtales der kooperativ organisierte Obstbau, da dafür geeig-
nete natürliche Produktionsvoraussetzungen vorhanden waren. Am 01.01.1975 vereinten 
sich im Zuge der KAP-Bildung die Kooperative Obstwirtschaft und die Kooperative Pflan-
zenproduktion im Raum Borthen, Kr. Freital, zur Kooperativen Abteilung Obstproduktion 
(KAO) Borthen. Damit waren die Betriebsumbildungen jedoch noch nicht abgeschlossen. 
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Ebenso geschah es im Dresdner Zierpflanzenbau, dessen Produktvermarktung über die 
kooperative Einheit „centraflor“ erfolgte. 
 
Ab 1969 begann die Bildung von Kooperativen Abteilungen Pflanzenproduktion (KAP 
bzw. ZBE-P). Die KAP arbeiteten mit eigenen Ak, Fonds und erwirtschafteten eigenen 
Gewinn. Sie waren die Keimzellen der nach dem VIII. Parteitag auftretenden LPG-
Pflanzenproduktion (LPG-P), die ab 1977 in allen Bezirken der DDR entstanden waren. Im 
gleichen Atemzug mit der Herauslösung der Pflanzenproduktion aus den Landwirtschafts-
betrieben wurden LPG Tierproduktion (LPG-T) gebildet. Es handelte sich dabei um soge-
nannte Rumpf-LPG, die nicht mehr der bodengebundenen Landwirtschaft entsprachen. 
  
Mit der KAP- Bildung verfolgte die SED im Wesentlichen zwei Ziele: 
- Schaffung von Betriebsformen für den Übergang zu industriemäßigen Produktionsme-
thoden und 
- Auflösung der noch bestehenden LPG Typ I und vor allem der des Typs III,  
um zu einer „höheren Vergesellschaftung der Produktion“ zu kommen 
 
Die LPG Typ I hatten zu dieser Zeit ein unterschiedliches Produktions- und Einkommens-
niveau. Es gab einen Großteil von starken Genossenschaften, die weit über den LPG Typ 
III oder den Kooperationen liegende Erlöse und Konsumtion vorweisen konnten. Dadurch 
waren sie relativ unabhängig. Andererseits gab es eine Reihe von schwachen, kleinen LPG 
Typ I, die für sich gesehen und in Anbetracht der Überalterung der Arbeitskräfte zwar eine 
noch ausreichende Konsumtion bewahren konnten, aber dem Staat nur eine geringe Ab-
schöpfung ermöglichten. Vergleichbar war dieser Zustand mit den in Polen üblichen klein-
bäuerlichen Wirtschaften mit ihrem zu geringen Abschöpfungsgrad. Die niedrige Vergü-  
tung in vielen LPG Typ III, die nicht mit der Lohnentwicklung der Industrie und anderen 
Erwerbs- und Einkommensmöglichkeiten in der DDR Schritt hielt, führte vorläufig noch, 
vor allem in Stadt- und Industrienähe, zu Abwanderung aus den Dörfern und zu Pendler-
tendenzen, was sich wenig später aber ändern sollte. Die KAP-Bildung rief unter den „Ge-
nossenschaftsbauern und Landarbeitern“, aber auch bereits unter Agrarfachleuten und Wis-
senschaftlern Bedenken gegen die Ausweitung der zwischengenossenschaftlichen Zusam-
menarbeit unter dieser neuen Betriebsform hervor. Es waren schwer überblickbare Be-
triebsgrößen entstanden. Verbunden damit waren große Arbeitswege der Beschäftigten, 
unwirtschaftliche Transportentfernungen, Schichtarbeit, Identifikationsverluste der Men-
schen und der Verlust des Bodenbezuges im Allgemeinen sowie in der Tierproduktion im 
Besonderen.5 
 
Diese Bedenken bewahrheiteten sich wenig später, als die Konzentration und Speziali-
sierung in der willkürlichen und unter staatlichem Druck vollzogenen Umwandlung zu 
LPG-P und -T ihre Fortsetzung fand.  
 
Auf der 10. Tagung des ZK der SED6 am 28. und 29.04.1969 sah sich Walter Ulbricht in 
seinem Schlusswort zu einigen kritischen Bemerkungen über Bildung von Kooperations-
gemeinschaften der LPG genötigt, da sich in der Entwicklung der Landwirtschaft Stag-
nationserscheinungen gezeigt hatten. Die 10. ZK-Tagung musste sich ohnehin mit aktu-
ellen Fragen der wirtschaftlichen Entwicklung befassen. Wichtiger erschienen der Partei 
allerdings solche Themen wie die „Grundlagen des geistigen Lebens im Sozialismus“ und 
die Auseinandersetzung mit der SPD in Westdeutschland. In der Diskussion ging es aber 
auch um die Vorbereitung des 20. Jahrestages der DDR am 07.10.1969 angesichts wirt-
schaftlicher Schwierigkeiten. Diese zeigten sich u. a. in der Versorgung der Bevölkerung 
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mit Agrarprodukten. Zum Beispiel war im Herbst 1969 ein „Engpass bei der Versorgung“ 
mit Speisezwiebeln aufgetreten, obwohl LPG in diesem Jahre mit einem hohen Anteil die-
ser Gemüsekultur von der staatlichen Leitung beauflagt worden waren. An derartigen 
Schwierigkeiten kam auch letztlich die 14. ZK-Tagung vom 09.–11.12.1970 bei der Bera-
tung des Volkswirtschaftsplanentwurfes 1971 nicht vorüber. Es wurden wirtschaftliche 
Schwierigkeiten und gesellschaftspolitische Widersprüche besprochen und Maßnahmen zu 
deren Überwindung beschlossen. Dabei wurde das „ökonomische System“ (der DDR,       
M. J.) als richtig bezeichnet.7  
 
Wie immer bei der Wirtschaftspolitik der SED waren es subjektive Mängel, nicht objekti-
ve, die für das Nichtfunktionieren des Systems verantwortlich gemacht wurden. Die Ver-
sorgungsprobleme waren demnach eine Folge „überspitzter Vorstellungen“ und „Verlet-
zung der proportionalen Entwicklung, die einige wenige Funktionären zu verantworten 
hatten“.  
 
Derartige Schuldzuweisungen können bis zum Ende der DDR 1989 verfolgt werden.   
 
In der ersten Phase der Arbeitsteilung und Spezialisierung waren durch Kooperation zwi-
schen den LPG in der gesamten DDR entstanden: 
 
283  Kooperative Abteilungen Pflanzenproduktion (KAP) 
459  Zwischengenossenschaftliche oder Zwischenbetriebliche Bauorganisationen 
(ZGE/ZBE-ZBO) 
195 Meliorationsgenossenschaften (ZBE/ZGE-MG) 
372  Agrochemische Zentren (ACZ) und eine Vielzahl ZGE bzw. ZBE für bestimmte 
Produktionszweige, wie Trockenwerke, Kartoffellagerhäuser, Gemüseverarbei-
tungsbetriebe, Schweinemastanlagen8  
 
Nach dem Ende des Untersuchungszeitraumes vorliegender Studie, zu Beginn der nächs-
ten, der dritten Etappe der LPG-Entwicklung 1970, wiesen die LPG eine Struktur auf, wie 


























Anteil der Fläche an 
der Gesamt-LN *3 
Anteil am soziali-
stischen Sektor *4 
Arbeitskräfte *5 x -Betriebsgröße *6 Anzahl der 
 ZGE *7 
Beschäftigte 
in ZGE *8 
  ha LN % % Ak/100ha ha LN   
 1 2 3 4 5 6 7 8 
DDR  9.009 5.392.416 85,8 91,7 . . 1.641 72.784 
dar. Typ I/II 3.485 866464 13,8 14,7 14,9 248,6   
dar. Typ III 5.524 4.535.951 72,0 77.0 13,6 819,3   
Bez. Dresden  706 346.969 86,0 94,8 . .    142   5.490 
dar. Typ I/II 340 91.426 22,6 25,0 17,8 268,9   
dar. Typ III 366 255.543 63,4 69,8 17,3 698,2   
Bez. Leipzig  600 301.734 86,1 92,7 . .      81   4.520 
dar. Typ I/II 249 40.385 11,5 12,4 15,7 162,2   
dar. Typ III 351 261.348 74,7 80,3 16,4 744,6   
Bez. 
K.-M.-Stadt  572 300.875 88,5 97,1 . .      91   3.573 
dar. Typ I/II 276 63.946 18,8 20,6 17,3 231,7   
dar. Typ III 296 236.929 69,7 76,5 17,1 800,4   
Quellen: *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1971, S. 182 und 183  
 *2 Ebenda, S. 180 bis 183 
 *3 Errechnet, LN Bezirk: LN der DDR 
 *4 Errechnet, LN der LPG: Gesamt -LN sozialistische Betriebe des Bezirkes, S. 180 
 *5 Errechnet, Ak/ständig Beschäftigte (ohne Lehrlinge): LN der LPG 
 *6 Errechnet, Sp. 2: Sp.1 
 *7 Statistisches Jahrbuch der DDR 1971, S. 194 





Von den 19.313, meistenteils kleinen, im Jahre 1960 registrierten LPG der DDR existierten 
nach zehn Jahren Entwicklungsverlauf noch rd. 9.000. Davon war der Typ-I-Bestand auf 
ein Drittel geschrumpft. In den drei sächsischen Bezirken arbeiteten im Jahre 1970 nur 
noch 1.878 LPG, davon aber knapp die Hälfte als Typ-I-Betriebe. Die Vielzahl der LPG 
und der hohe Typ-I-Anteil darf als eine Besonderheit der Agrarstruktur in den sächsischen 
Bezirken angesehen werden. Die durchschnittlichen Betriebsgrößen bewegten sich in den 
sächsischen Bezirken zwischen 700 und 800 ha LN, was auch dem Durchschnitt der DDR 
entsprach.  
 
Betriebswirtschaftlich gesehen hatten die LPG Betriebsgrößen erreicht, die anhand der 
Ausstattung mit Landtechnik und aufgrund ihrer strukturellen Voraussetzungen Ansätze 
der organisatorischen und wirtschaftlichen Konsolidierung aufwiesen. Willkürliche Ein-
griffe seitens des Staates hätten sie nicht weiter anwachsen lassen dürfen, um einer wei-
teren Festigung im umfassenden Sinne nicht entgegen zustehen. Der von Schematismus 
und Dirigismus behaftete Kooperationswahn in Grünebergs Agrarpolitik stand nach 1970 
einer sinnvollen Spezialisierung und Konzentration im Wege. Die „von oben“ verordnete 
Kooperation ließ die LPG-Strukturen aufweichen, sodass nach 1970 kaum noch ein exakter 
Nachweis traditioneller LPG möglich war. Obgleich „Rumpf- LPG“ der Tierproduktion 
weiterhin verblieben, war die bodengebundene Pflanzenproduktion in verselbstständigten 
großen KAP aufgegangen. Damit schwand die Identifikation der LPG-Beschäftigten mit 
den neuen Einheiten.  
 
Die ständig Berufstätigen in den LPG der drei Bezirke hatten bis zum Jahre 1970 einen 
Ausbildungsstand von über 50 % erreicht, was bedeutet, dass dennoch fast die Hälfte des 
Personals über keine berufliche Ausbildung verfügte. 
 
 
3.4.2 Weitere Etappen der LPG-Entwicklung, 1970 bis 1989/90 
 
Im Ergebnis der Agrarpolitik der SED bis zur Auflösung der LPG lassen sich zwei Nach-
folgeetappen nachweisen, in deren einzelnen Phasen, zeitlich aufeinander aufbauend, die 
Landwirtschaft zu industriemäßigen Produktionsmethoden überging.  
 
Von einer Industrialisierung kann jedoch nicht gesprochen werden, insbesondere nicht in 
der Tierproduktion. Daran änderte auch das Entstehen von industriemäßigen Anlagen 
nichts. 
 
- Dritte Etappe, 1970 bis 1979 
Wegweisend waren für diese Etappe der LPG-Entwicklung die SED-Parteitage von 
1971 und 1976. Vor allem ersterer orientierte strikt auf die Abkehr von der sogenannten 
Warenhausproduktion, die man sehr vielen LPG unterstellte, und auf das weitere Vor-
wärtsschreiten auf kooperativem Wege. Die eigentliche seit 1966 praktizierte Koopera-
tion zum Zwecke des Effektivitätsgewinns stand dabei weniger im Vordergrund als die 
Kooperation zum Zwecke der Trennung in betriebliche Einheiten für Pflanzen- oder 
Tierproduktion. Der VIII. Parteitag im Juni 1971 und dessen Entschließung zur Auf-
spaltung des einheitlichen Reproduktionsprozesses9 gelten, auch im Bewusstsein der 
ehemaligen Führungsschicht der LPG, als das gravierendste Ereignis und als der bedeu-
tendste Einschnitt im gesamten Leben der LPG. Hiermit waren von der SED die Wei-
chen für Stagnation und Effektivitätsverluste im Agrarbereich in verhängnisvoller Art 
und Weise gestellt worden. Somit sind der V. Parteitag 1958 und der VIII. Parteitag 
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1971 als die entscheidenden historischen Ereignisse sowie Zäsuren der deutschen 
Nachkriegs-Agrargeschichte anzusehen. 
 
Bei diesem Prozess gingen KOG so weit, dass sie den Status von ökonomisch und juri-
stisch selbstständigen Pflanzenproduktionsbetrieben erreichten. Jene KAP genannten 
Betriebe wurden zu Vorläufern der gegen Ende dieser Etappe entstehenden Pflanzen-
produktions-LPG. 
 
Die agrare Betriebsgeschichte der DDR führte das Jahr 1971 als den Beginn der sozia-   
listischen Intensivierung der Landwirtschaft und als Wendepunkt bei der Entwicklung 
der LPG an.10 Die Jahre nach dem VIII. Parteitag der SED wurden offiziell als Etappe 
des Strukturwandels mit Vertiefung der Kooperation und komplexer Intensivierung 
durch die Agrarpropaganda determiniert.11 
 
Staatliche Förderungsmaßnahmen, Kredit- und Zinspolitik richteten sich in den folgen-
den zehn Jahren auf technische Trocknung von Grünfutter als Kraftfutterersatz und die 
Fortführung großflächiger Komplexmeliorationen.12 Des Weiteren wurde das Netz der 
Agrochemischen Zentren erweitert.13 Solchen Maßnahmen, wie Züchtung leistungsstar-
ker Kulturpflanzen und Tierrassen oder komplexe Mechanisierung, blieb aber z. T. der 
durchschlagende Erfolg in der Praxis versagt. 
 
Die Qualifizierung der Beschäftigten in den LPG setzte sich fort. Getreu dem Prinzip 
der „Kulturrevolution“ gemäß Leninschem Genossenschaftsplan erfasste die ländliche 
Bevölkerung eine neue Welle zur Veränderung des kulturellen Lebens in den Dörfern 
unter dem Blickwinkel der in Aussicht gestellten landwirtschaftlichen Industrialisie-   
rung.14 Im ländlichen Raum zeichnete sich ein Abbau des Arbeitskräftemangels ab. 
Aufgrund sich relativ verschlechternder Arbeits- und Lebensbedingungen in Städten 
und Ballungsgebieten kam es zu einer geringfügigen Zuwanderung in den Dörfern – vor 
allem industriell geprägter Regionen – der sächsischen Bezirke.15 
 
Im Jahre 1975 hatte bei der Mehrzahl der KOG die Trennung von Pflanzen- und Tier-
produktion in juristisch selbstständige Betriebe ihren Abschluss gefunden.  
 
In jenen Jahren beseitigte die SED auch Reste demokratischer Verfassung in den LPG, 
indem sie den Zentralen RLN der DDR außer Kraft setzte und wieder ein landwirt-
schaftliches Fachressort in der Regierung etablierte.16 
 
Die siebziger Jahre waren darüber hinaus gekennzeichnet von der Perfektionierung und 
Ausweitung ökonomischer Regelungen des Staates, um die Intensivierung zu forcie-
ren.17 Teilweise hatte es bei Agrarprodukten erneut Versorgungskrisen gegeben. Am 
Ende der siebziger Jahre hatte die SED den Agrarbetrieben vorgegeben, eine „hoch pro-
duktive, intensive und zunehmend mit industriemäßigen Produktionsmethoden arbei-
tende Landwirtschaft“ zu entwickeln.18 Außer den dem wirtschaftlichen Vermögen des 
sozialistischen Systems nicht angepassten und zu groß dimensionierten Produktionsan-
lagen wurde die Leitung der Agrarwirtschaft zunehmend in staatliche Hände verlagert.   
  
1976 begann die SED in allen Bezirken Agrar-Industrie-Vereinigungen (AIV) zu schaf-
fen, Leitungsgebilde, die einem „Staat im Staate“ gleichkamen. In den sächsischen Be-




Dresden AIV „Oberlausitz“, Niederseifersdorf, für die Kreise Niesky und 
Görlitz, 
Leipzig AIV Delitzsch, Zschortau, für die Kreise Delitzsch und Eilenburg, 
Karl-Marx-Stadt AIV Hohenstein-Ernstthal, für die Kreise Stollberg, Glauchau und 
Hohenstein-Ernstthal. 
 
Sie umfassten alle LPG der betreffenden Kreise mit mehr als 30 Tha LN je AIV, er-
leichterten staatlichen Dirigismus, führten zu Unübersichtlichkeit und Leitungs-
problemen in den LPG.  
 
Die seit dem VIII. Parteitag der SED gegründeten KAP und die um das Jahr 1977 in 
selbstständige LPG-P umgewandelten Betriebe erhielten 1977 neue Statuten. Damit er-
fuhr die kollektiv organisierte Landwirtschaft eine prinzipielle Änderung der rechtlichen 
Basis.19 
 
Im Primärproduktionsbereich gab es 1978 in der DDR nur noch 1.047 LPG-P, 87 ko-
operative Einrichtungen der Pflanzenproduktion, aber 2.899 LPG-T und weitere koope-
rative Einrichtungen der Tierproduktion. Darüber hinaus existierte eine zwischengenos-
senschaftliche Struktur der Hilfsbereiche der LPG mit nahezu 80.000 Beschäftigten, die 
größtenteils aus LPG delegiert waren, von 623 ACZ, ZBO und MG. Vor der Aufspal-
tung des einheitlichen Produktions- und Reproduktionsprozesses verfügte die DDR 
noch über 15.100 LPG mit 826.700 Beschäftigten.20 
 
Nach wie vor hatte die Landwirtschaft die volkswirtschaftlichen Anforderungen nur     
z. T. erfüllen können. Bei Getreide mit einem Bedarf von > 13 Mio. t/a. gelang dies nie. 
Zwischen 1966–1970 lag die Getreideerzeugung bei 6,9 Mio. t/a. und 1971–1975 bei 
8,7 Mio. t/a. 1974 konnte immerhin der seit Kriegsende höchste Getreideertrag mit 39,7 
dt/ha erreicht werden. 
 
- Vierte Etappe, 1980 bis 1989/90 
Da gewisse betriebswirtschaftliche Kennzahlen wie Arbeitsproduktivität oder Grund-
mittel je Ak die Werte von Betrieben der Industrie erreicht hatten, ging die Agrarpolitik 
davon aus, dass die Zeit der industriemäßigen Produktion erreicht worden sei. Sie hatte 
begonnen, sich nach 1980 vor allem in der Pflanzenproduktion durchzusetzen. LPG-T 
hingegen waren in der betriebwirtschaftlichen Entwicklung stark zurückgeblieben. Der 
industriemäßige Charakter fand seinen Niederschlag in der Grundfondsausstattung seit 
Beginn der achtziger Jahre. Diese hatte sich von 1960 mit 16.000 M/Ak zu 1980 auf 
85.000 M/Ak erweitert. 1960 waren im Durchschnitt 59 ständig Beschäftigte bzw. Ak je 
LPG in der DDR mit 700.000 M produktiven Grundfonds ausgestattet. Bis zum Jahre 
1981 hatte sich das Verhältnis dahingehend verändert, dass 256 VbE je LPG-P mit         
18 Mio. M Grundfonds und 111 VbE je LPG-T produzierten.   
 
Gigantismus und Schematismus sowie überdimensionierte Großanlagen der Primär-
produktion ließen die spezifischen Kosten in der Landwirtschaft weiter ansteigen. 
Kraftstoffmangel seit der Energiekrise, Mangel an Baustoffen, Ersatzteilen und unzu-
reichende Zuführung neuer Landtechnik erschwerten die Produktionsbedingungen in 
den LPG. 47 % des Landmaschinenbestandes waren abgeschrieben. Der Verschleißgrad 
lag bei 70 %. Der steigende Ersatzteilbedarf, insbesondere für Importtechnik, konnte 
von Industrie und Außenhandel nicht gedeckt werden. Die Reparaturkosten in den LPG 
überstiegen die Investitionsaufwendungen für neue Technik. Betrug der Instand-
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setzungsaufwand in den siebziger Jahren bereits 350–400 M/ha, so belasteten die Auf-
wendungen Ende der achtziger Jahre die LPG mit ca. 700 M/ha. Das führte in den Be-
trieben zu aufgeblähten Kapazitäten mit zu vielen Ak in Neben- und Hilfsbereichen.21 
 
Am Ende der achtziger Jahre wurden weniger Investitionen als 1977 getätigt. Die ohne-
hin zurückgehenden Akkumulationsfonds der Betriebe waren materiell nicht mehr ge-
deckt. 
 
Die guten Voraussetzungen, die für die sächsische Landwirtschaft bestanden, konnten 
die LPG nicht ausreichend ausschöpfen. Das gelang den Agrarbetrieben erst nach Auf-
lösung der LPG, wie folgende Übersicht zum Ertragsniveau zeigt (in dt/ha).22 
 
 1989 2000  
           DDR Freistaat Sachsen     
 Getreide   44,0   59,2 
 Ölfrüchte   27,0   33,2 
 Kartoffeln 212,5 358,3 
 Zuckerrüben 286,5 537,3 
 Grün- und Silomais 346,0 419,1 
 Feldfutter 382,9 419,1       
  
Auf dem Gebiet des späteren Freistaates Sachsen waren bis 1989 im Ergebnis der sozia-
listischen Agrarpolitik 907 Betriebe der Primärproduktion verblieben, dar. 202 LPG-P, 
536 LPG-T, 432 ZGE/ZBE-T und 83 ZGE/ZBE Bau- bzw. Melioration. (Vgl. Jähni-
chen, R.: Die Privatisierung der sächsischen Landwirtschaft. Zwischenbilanz eines Neu-
aufbaues. SML 1998, S. 48) Im Bezirk Dresden hatte sich die Agrarstruktur noch radi-
kaler als in anderen Bezirken gewandelt, indem bis März 1990 72 KOG und 73 koope-
rative Einrichtungen (einschließlich ZGE/ZBE), GPG und ACZ entstanden waren. Ver-
blieben als noch selbstständige LPG in den drei sächsischen Bezirken können lediglich 
9 LPG des Typs III und 2 LPG des Typs I nachgewiesen werden. 
 
Die DDR war spätestens ab 1980 bzw. bereits ab 1975, der Erdölkrise, wiederholt von 
einer Wirtschafts- und Finanzkrise, die auch die anderen Länder des RGW erfasst hatte, 
betroffen gewesen. Von dieser Krise konnte sich die DDR trotz Finanzhilfen aus der 
BRD (Milliardenkredit) bis zum Bankrott 1989 nicht mehr erholen. Das Ende des „ge-
sellschaftlichen Systems des Sozialismus“ zog automatisch auch den Zusammenbruch 
der sozialistischen Landwirtschaft im Jahre 1989/90 nach sich. Erst nach dem Beitritt 
der DDR zur BRD nach Art. 23 des Grundgesetzes der BRD im Jahre 1990 waren die 
Möglichkeiten gegeben, dass sich die LPG in „echte Genossenschaften“ (Agrargenos-
senschaften e. G.) und in andere Betriebsformen auf der Grundlage des bürgerlichen 
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4  Ideologie und Legitimationsstrategie 
 
Die Kenntnis des ideologischen Fundaments der SED, der darauf fußenden Legitimations-
strategie und praktischen Umsetzung in eine fest gefügte, sich ständig perfektionierende 
Organisationsstruktur von Partei und Staat sind unerlässlich für das Verständnis des LPG-
Modells und seiner Entwicklungsabschnitte. Ohne dieses Verständnis läuft man bei der 
Betrachtung der SED-Agrarpolitik, in diesem Fall der LPG-Geschichte, Gefahr, falsche 
Schlussfolgerungen aus den historischen Ereignissen zu ziehen. Eine solche wäre z. B. die 
Annahme, bei den LPG habe es sich um eine genossenschaftliche Betriebsform gehandelt 
oder die LPG sei das Ergebnis von Enteignung gewesen. 
 
4.1 Theoretisch-strategische Grundlagen für das LPG-Modell 
 
Im Folgenden werden die politisch-ideologischen Grundlagen der Agrarpolitik der SED 
dargestellt. Dabei soll insbesondere auf den Leninschen Genossenschaftsplan eingegangen 
werden, wobei die Frage untersucht wird, ob Lenin oder SED-Ideologen in der DDR die-
sen Plan aufgestellt haben. 
 
Die Behandlung dieses Themas hat deshalb grundlegenden Charakter, da eine Antwort 
gegeben wird, auf welch geistigem Fundament das Modell der kollektivwirtschaftlichen 
Landwirtschaft, die LPG, beruht. 
 
- Sozialismus als „objektive Gesetzmäßigkeit“ 
Zur Verdeutlichung der ideologischen und theoretischen Grundlagen des sozialistischen 
Modells der deutschen Landwirtschaft werden neben dem Leninschen Genossen-
schaftsplan die Theorien der Politischen Ökonomie, welchen die Werke von Marx, En-
gels und Lenin zugrunde liegen und die das Grundgerüst der Strategie der SED bildeten, 
dargestellt. Ohne deren Kenntnis ist die Konzeption der SED nicht nachvollziehbar. Für 
das Verständnis und die Beurteilung sozialistischer Agrarpolitik ist die Wiedergabe im 
Sprachgebrauch der Agrarpolitik der DDR nicht immer zu umgehen. Eine Übersetzung 
der marxistischen Terminologie in moderne Begriffe der Nationalökonomie birgt die 
Gefahr einer missverständlichen Übertragung in sich. Der Vergleich zwischen objekti-
ven Gesetzmäßigkeiten, deren Existenz erst nach dem gesellschaftlichen und politischen 
Umbruch in der DDR 1990 von verschiedenen DDR-Wirtschaftswissenschaftlern be-
stritten wird, und subjektiver Handhabung durch die Agrarpolitik sowie der Realität der 
Agrarentwicklung, lässt damit in besserer Weise die Beurteilung des LPG-Modells zu. 
Der Bezug auf die der Begründung der Ideologie dienenden „Gesetze“ und auf den 
Leninschen Genossenschaftsplan klärt die Herkunft des Gedankens der Gründung „so-
zialistischer Genossenschaften“.  
 
Im Sinne der SED war die Gründung und weitere Entwicklung von LPG in der DDR 
ein „objektiv gesetzmäßiger Prozess“. Die historischen Abläufe müssten sich demzu-
folge auf der Grundlage „objektiv wirkender Gesetzmäßigkeiten" vollziehen und trü-
gen deshalb auch wissenschaftlichen Charakter. Damit bewegte sich die SED-
Agrarpolitik in ihrem Verständnis automatisch immer auf der richtigen politischen, mo-
ralischen und juristischen Seite. Jegliche von der Ideologie ausgelösten politischen Er-
eignisse waren im Grunde genommen gerechtfertigt. Wer sich den Maßnahmen von 
Partei und Regierung entgegenstellte, musste logischerweise im Widerspruch zu wis-
senschaftlichen Gesetzen und objektiven gesellschaftlichen Prozessen handeln. Zweif-
lern warf die SED vor, den Lauf der Geschichte aufhalten oder gar das Rad der Ge-
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schichte zurückdrehen zu wollen. Es gab sie, die im Widerspruch Stehenden in allen 
Schichten der DDR, nicht nur in der schaffenden Bevölkerung und der wissenschaftli-
chen Elite. In wenigen Fällen hielten sich, mit Einschränkung, Andersdenkende als 
Minderheit sogar in den Funktionärsebenen bis zur Spitze von Partei und Regierung. 
Beispiele für diese Persönlichkeiten werden an den entsprechenden Stellen der Studie 
gebracht. Die „Gesetze“, nach welchen sich u. a. die Agrarentwicklung im sozialisti-
schen Machtbereich vollzog, waren bereits von Karl Marx formuliert und bildeten den 
Grundinhalt der weiterführenden Theorien Friedrich Engels’ sowie W. I. Lenins. Die 
„Politische Ökonomie des Sozialismus“ fußte auf den von Karl Marx definierten öko-
nomischen Gesetzen sowohl des Kapitalismus als auch des Sozialismus. Die SED 
passte sie unter ständiger Auslegung dem jeweiligen politischen Zustand der DDR an. 
Diese Anpassung wurde von den Politökonomen und -ideologen nicht als Wider-
spruch zum eigentlich objektiven Charakter ökonomischer Gesetze, sondern als ein Aus-
druck von Dialektik gesehen. 
 
Die nachstehende Beschreibung dieser Gesetze geht auf ein drittes offizielles Lehrbuch 
der Politischen Ökonomie des Sozialismus aus dem Jahre 1971 zurück.1 Dieses Lehr-
buch führte zu seiner Zeit, im Vergleich zur Wirklichkeit in der DDR, bei der Bevöl-
kerung zu Zweifeln an der Richtigkeit der Gesetze. Deshalb zog die SED die vorheri-
gen Standardwerke relativ unauffällig nach 1971 aus dem Verkehr. 
 
- Gesetzesbegriff 
Die marxistische politische Ökonomie definiert zwei Gesetzesbegriffe,  
• das juristische Gesetz als Rechtsakt der höchsten Staatsgewalt, in dem grundlegende 
allgemein verbindliche Verhaltensregeln zusammengefasst sind 2 und 
• das objektive Gesetz als notwendigen, allgemeinen und wesentlichen Zusammen- 
hang zwischen Erscheinungen sowohl der objektiven Realität als auch des Bewusst-
seins, der sich durch relative Beständigkeit auszeichnet und sich unter gleichen Be-
dingungen wiederholt.3  
 
Laut Wörterbuch der Ökonomie des Sozialismus von 1973 4 wird ein ökonomisches Ge-
setz als ein objektives Entwicklungsgesetz der gesellschaftlichen Produktion erklärt, 
welches die Kette Produktion – Distribution – Zirkulation – Konsumtion materieller 
Güter bestimmt, wie es auch Karl Marx formulierte.  
 
- Allgemeingültige „Gesetzmäßigkeiten für den Aufbau und die Entwicklung der sozialis-
tischen Gesellschaft" 
Der Umwandlungsprozess der Bauernschaft als wichtiger Teil der Gesellschaft in den 
drei Umgestaltungsphasen zwischen 1952 und 1960 mit allen seinen Erscheinungs-
formen war weit vor der Bildung der ersten LPG, schon zu Zeiten der Gründung der 
SED, Bestandteil kommunistischer Wirtschaftsstrategie gewesen. Die Umgestaltung der 
Landwirtschaft galt für alle Länder, die nach einer siegreichen proletarischen Revolution 
den Kommunismus aufbauen sollten, als eine logische Auswirkung dieser allge-          
meingültigen „Gesetzmäßigkeiten“. Nach marxistisch-leninistischer Vorstellung er-
forderten diese den totalen Umbau der Gesellschaft des betreffenden Staates.5  
 
- Allgemeine „ökonomische objektive gesellschaftliche Gesetzmäßigkeiten“ 
Bei den ökonomischen Entwicklungsgesetzen handelt es sich im Marx’schen Sinne um 
objektiv wirkende gesellschaftliche Gesetzmäßigkeiten. Dabei unterscheidet die mar-
xistische Theorie zwei Gruppen: die allgemeinen, in allen Entwicklungsstufen der 
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menschlichen Gesellschaft wirkende Gesetze und die Gesetze der Ökonomie der jewei-
ligen Gesellschaftsordnung.  
 
Zu den allgemeinen ökonomischen objektiven Gesetzen gehören 
• Gesetz der Übereinstimmung der Produktionsverhältnisse mit dem Charakter der Pro-
duktivkräfte6, 
• Gesetz der Ökonomie der Zeit 7, 
• Gesetz des vorrangigen Wachstums der Produktion von Produktionsmitteln8, 
• Gesetz der ungleichmäßigen ökonomischen und politischen Entwicklung des Kapita-
lismus 9, 
• Gesetze der Ökonomie des Sozialismus  
als Grundlage der Strategie der allgemeinen Wirtschaftspolitik der SED. 
 
Mit dem dritten Punkt wird der Vorrang der Produktion von Produktionsmitteln (auch  
„Abteilung I der gesellschaftlichen Produktion“ genannt) gegenüber der Herstellung der 
notwendigen Konsumtionsmittel (auch als „Abteilung II der gesellschaftlichen Produk-
tion“ bezeichnet) zum Ausdruck gebracht.  
 
Die Entwicklung der Volkswirtschaft der DDR spiegelte den ständigen Bezug dieser 
Gesetzmäßigkeiten auf staatlichen Maßnahmen wieder. Sowohl die Kollektivierung der 
Landwirtschaft als auch die sich anschließenden Umwandlungsetappen bzw. -phasen 
galten als ein wissenschaftlich begründeter Prozess, da er auf objektiven Gesetzmäßig-
keiten beruhe und deshalb richtig und unabänderlich sei. 
 
- Insbesondere folgende „Gesetze“ ordneten sich der Kategorie „Gesetze der Ökonomie 
des Sozialismus“ unter. 
• Ökonomisches Grundgesetz des Sozialismus 
Es ist das grundlegende Gesetz, an welchem sich die Gesamtheit der spezifischen 
ökonomischen Gesetze des Sozialismus ausrichtet.10  
• Gesetz der planmäßigen proportionalen Entwicklung der Volkswirtschaft 
Um das im ökonomischen Grundgesetz zum Ausdruck kommende Ziel der sozia-
listischen Produktion, die immer bessere Befriedigung der Bedürfnisse der Men-
schen zu verwirklichen, sieht es das Gesetz vor, die Volkswirtschaft planmäßig zu 
entwickeln und die notwendige Proportionalität bei der Verteilung der Produkti-
onsmittel und Arbeitskräfte auf die Zweige der sozialistischen Volkswirtschaft zu 
wahren.11 
• Gesetz des stetigen Wachstums der Arbeitsproduktivität 
Es besagt, dass sich im Sozialismus die zur Herstellung eines Gebrauchswertes not-
wendige Menge an vergegenständlichter und lebendiger gesellschaftlicher Arbeit un-
unterbrochen verringert.12 Dieser Anforderung gerecht zu werden versuchte die 
SED-Wirtschaftspolitik über staatliche Planung mithilfe persönlicher materieller An-
reize in Verbindung mit moralischen „Stimuli" und der Entwicklung des „soziali-
stischen Bewusstseins“. Dabei sollte die Initiative der Werktätigen auf Schwer-
punkt-aufgaben der Volkswirtschaft gerichtet werden. 
• Gesetz der sozialistischen Akkumulation 
Das Gesetz hatte die systematische Ausnutzung eines Teiles des Nationalein-
kommens für die Erweiterung der gesellschaftlichen Produktion, die Erhöhung 
der Produktionsfonds und der nicht für die Produktionszwecke bestimmten sozialen 
und kulturellen Fonds zum Inhalt, womit sich der gesellschaftliche Reichtum ständig 
vermehren würde. Mit diesem Gesetz sollten die objektiven Beziehungen zwischen 
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Akkumulation (Mittel für die erweiterte Reproduktion) und Konsumtion (individuel-
ler Verbrauch der schaffenden Bevölkerung) im sozialistischen Reproduktions-
prozess geregelt werden.13 
• Gesetz der Verteilung nach der Arbeitsleistung 
Dieses „objektive ökonomische Gesetz des Sozialismus“ sollte bewirken, dass jeder 
Werktätige den Anteil am Konsumtionsfonds erhält, welcher seiner im Arbeitspro-
zess erbrachten persönlichen Leistung entspricht. Gleichzeitig sollte mit dem Gesetz 
auch die „gesellschaftliche Konsumtion“, z. B. das Sozialwesen, regelbar sein.14 
 
- Prinzipien der SED als marxistisch-leninistische Partei 
Um die Rolle der SED als marxistisch-leninistische Partei, deren Führungsanspruch und 
Strategie innerhalb der Agrarpolitik analysieren zu können, ist es notwendig, die zwei 
Prinzipien der Leitung des gesamten gesellschaftlichen Lebens zu betrachten, den demo-
kratischen Zentralismus und die sozialistische Demokratie. Im folgenden Text ist ein 
Umgang mit marxistisch-leninistischen Termini nicht zu vermeiden, um Leitungs-
prinzipien in den LPG verständlich machen zu können.  
 
Diese Prinzipien wirkten nachhaltig auch auf die Menschen, deren Lebens- und Ar-
beitsumfeld die LPG waren, ein. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich 
neben den vorgenannten Gesetzmäßigkeiten im Weiteren um reine Theorie einer 
kommunistischen Partei handelt. Im praktischen Vollzug beachtete die Partei diese Prin-
zipien teilweise überhaupt nicht bzw. sie spielten eine untergeordnete Rolle, da haupt-
sächlich nach dem Diktat gehandelt wurde. Es ist nicht Gegenstand dieser Studie, die 
Theorie und ihren praktischen Vollzug zu untersuchen, sondern auf Elemente dieser 
Theorie hinzuweisen, da sie in allen Entwicklungsetappen von der SED herangezogen 
wurden. 
 
- Sozialistische Demokratie 
Gemäß marxistischer Auffassung bedeutet sozialistische Demokratie politische 
Machtausübung der von der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen 
Partei geführten werktätigen Massen des Volkes.15  
 
Die sozialistische Demokratie sollte die Offenlegung des gesamten gesellschaftli-
chen und staatlichen Lebens bewirken. Sie sollte ihren Ausdruck finden in aktiver und 
wirksamer Mitarbeit sowie Mitgestaltung an der Vorbereitung, Durchführung und 
Kontrolle staatlicher Entscheidungen, z. B. der Arbeit des RLN. Es galt der Verfas-
sungsgrundsatz, dass alle wesentlichen Gesetze im Entwurf öffentlich beraten wer-
den, auch in den Betrieben (VEK, VEB, Genossenschaften). 
 
Ausdruck dafür sollten sein: gewerkschaftliche Tätigkeit, Plandiskussionen, Betriebs-
kollektivverträge, Rechenschaftslegung der Wirtschaftsfunktionäre, Mitarbeit in Neurer- 
und Rationalisierungskollektiven, Mitgliedschaft und Mitarbeit in der „Nationalen 
Front“ und Massenorganisationen, Mitarbeit der Bürger in gewählten Volksvertretungen, 
z. B. in Räten und als Abgeordnete, Mitwirkung bei gesellschaftlichen Gerichten, wie 
Wahl der Richter und Schöffen und Ausübung gesellschaftlicher Kontrolle durch die 
Werktätigen, z. B. in der ABI. 
 
Zu beachten ist, dass dabei die SED als marxistisch-leninistische Partei als lenkende und 




Als grundlegender Bestandteil der sozialistischen Demokratie galt eine straffe einheitli-
che zentrale Leitung und Planung. Die SED verstand sozialistische Demokratie als un-
trennbare Einheit von Verwirklichung und ständiger Vervollkommnung des demokrati-
schen Zentralismus.16 
 
In den Etappen und Phasen der LPG-Entwicklung ist zu erkennen, dass zeitweise unter 
Einflussnahme der SED Gremien zur Ausübung sozialistischer Demokratie ge-
schaffen wurden, die auch Beschäftigte der LPG besetzen konnten. 
 
Am wirksamsten im eigentlichen Sinne der sozialistischen Demokratie waren Aktive, 
Spezialistengruppen und Vertreter in den Landwirtschaftsräten und Räten für Land- und 
Nahrungsgüterwirtschaft zur Blütezeit des NÖSPL tätig. Deren beginnende Wirksamkeit 
ging mit dem Abrücken vom NÖS zu Anfang der siebziger Jahre wieder verloren.17 
 
Bei der Entwicklung der LPG musste von der SED die Individualität der ehemali-
gen Bauern beseitigt werden, um sie als Teile von Kollektiven, im Zuge der weiteren 
Entwicklung sogar von sozialistischen Kollektiven, in einem allmählich zu industriali-
sierenden Produktionsprozess staatlichen Zielen unterordnen zu können. Ein gleicher 
Wandel sollte sich auch im sozialen und kulturellen Bereich der LPG und der Dörfer 
vollziehen. Für dieses Umgestaltungsziel bediente sich die SED-Strategie seit Beginn 
der sechziger Jahren des sogenannten fünften Prinzips des Leninschen Genossen-
schaftsplanes, der Kulturrevolution. 
 
- Demokratischer Zentralismus als Leitungsprinzip 
Nach der Definition in der parteioffiziösen Literatur war der demokratische Zentra-    
lismus das Organisations- und Leitungsprinzip der marxistisch-leninistischen Partei, 
der revolutionären Arbeiterpartei und des sozialistischen Staates. Selbst in der Ille-
galität sollte der demokratische Zentralismus die Arbeitsfähig einer solchen Partei erhal-
ten können. Er sollte mit folgenden Prinzipien verwirklicht werden: Leitung der Partei 
von einem gewählten Zentrum aus, periodische Wahl aller leitendenden Parteiorgane 
(Prinzip der Wählbarkeit), straffer Parteidisziplin, Unterordnung der Minderheit unter 
der Mehrheit, unbedingter Verbindlichkeit der Beschlüsse der höheren Organe für die 
unteren Organe und Mitglieder, aktiver Mitarbeit der Parteimitglieder zur Durchsetzung 
der Beschlüsse, Kritik, und Selbstkritik zur Beseitigung von Mängeln und zur 
Verbesserung der Arbeit.18 Die Definition lt. „Wörterbuch der Ökonomie des Sozia-
lismus“ von 1973 spezifiziert das Wesen des demokratischen Zentralismus wie folgt: 
Wählbarkeit von Volksvertretungen und Leitungen gesellschaftlicher Organisationen 
der Werktätigen, der Rechenschaftspflicht aller leitenden Organe, ständige Kontrolle 
dieser Organe, Verbindlichkeit der Gesetze durch Beschlüsse von oben nach unten, 
schöpferische Mitwirkung der Werktätigen und ihrer gesellschaftlichen Organisa-
tionen an der Ausarbeitung und Durchführung staatlicher Beschlüsse, Durchsetzung ei-
ner „bewussten Staatsdisziplin“ zur Durchsetzung der Verwirklichung von staatlichen 
Beschlüssen.19 Der demokratische Zentralismus fand nicht nur innerhalb der Partei sei-
nen Niederschlag, sondern in der gesamten staatlichen Führung, bis zu den untersten 
Produktionsebenen wie z. B. den LPG.20 Die SED erklärte ihn zum Fundament der so-
zialistischen Gesellschaft. Bereits 1847 wurde der demokratische Zentralismus im 
Statut des Bundes der Kommunisten verankert.21 Nach Lenins Theorien musste der 
Arbeiterklasse politisches Klassenbewusstsein von außen vermittelt werden. Die „revo-
lutionäre marxistische Partei der Arbeiterklasse müsse in ihrem Kern aus disziplinier-
ten Berufsrevolutionären“ bestehen, deren Anordnungen über eine zentrale Leitung mit 
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militärischer Disziplin zu folgen sei.22 Die III. Kommunistische Internationale (Komin-
tern) erklärte den demokratischen Zentralismus für alle in der III. Komintern vereinig-
ten Parteien als verbindlich. Im Statut der KPD von 1925 waren die 21 spezifischen 
„Bedingungen der Zugehörigkeit zur Komintern" von 1920 enthalten.23 Damit gelangte 
der demokratische Zentralismus automatisch nach der Vereinigung von KPD und SPD 
in die SED. Die 1. Parteikonferenz der SED erklärte ihn zum alleinigen Organisations-
prinzip der Partei. Damit war die SED zu einer zentralistisch geführten Kaderpartei nach 
sowjetischen Vorbild ausgeformt worden.24 Die Entschließungen des VIII. Parteitag der 
SED im Jahre 1971 gingen ausdrücklich auf den demokratischen Zentralismus ein, in-
dem sie die Verwirklichung der „Leninschen Parteinormen" und die „breitere innerpar-
teiliche Demokratie" forderten. 
 
Inwieweit es im Leben der SED auf diesem Gebiet Mängel in den Jahren vor dem Par-
teitag gegeben hatte oder die SED andere eigene Ziele verfolgte, soll in diesem Rahmen 
nicht weiter ausgeführt werden. Die zu einer sozialistischen geänderte Verfassung der 
DDR von 1968 bzw. 1974 enthielt den demokratischen Zentralismus als „tragendes 
Prinzip des Staatsaufbaues“ und schrieb das Bündnis mit der Sowjetunion fest.25 Die 
marxistische Theorie stellt dem demokratischen Zentralismus Anarchismus sowie „büro-
kratischen Zentralismus“ gegenüber und betont die Unvereinbarkeit beider „Zen-
tralismen“. 1976 übernahm die SED dieses Strukturprinzip der Partei in ihr (fünftes) 
Statut.26 Das inzwischen festgeschriebene Verbot von „Fraktionsmacherei“ und das 
Wachsamkeitsgebot zur „Einheit und Reinheit der Partei“ schränkte die demokrati-
schen Bestandteile des demokratischen Zentralismus, wie Wählbarkeit und Rechen-
schaftspflicht, ein und sicherte den Leitungsanspruch zentraler Stellen in der DDR. 27 Bei 
der Bezeichnung von obersten Behörden und Parteistellen wurde, auf dem demokrati-
schen Zentralismus fußend, ausdrücklich der Begriff „zentral“ geführt, z. B. BLN der 
DDR, Zentrale Berlin, Zentraler RLN der DDR, ND als Zentralpresseorgan der SED 
oder Zentralkomitee der SED. Es liegt nahe anzunehmen, dass die SED auf die „Zen-
trale“ in Lenins Theorien zurückgriff. Mit dem demokratischen Zentralismus ließ sich 
die Parteihierarchie, beginnend beim Politbüro über das ZK, die Bezirksleitungen bis 
zur BPO bzw. APO, in den untersten Ebenen mit militärischer Disziplin durchsetzen. 
Das war gleichbedeutend mit uneingeschränkter Weisungsbefugnis der SED. Das Po-
litbüro löste seit Bestehen des Ministerrates eine Vielzahl von Beschlüssen aus, welche 
Gesetzeskraft hatten. Weisungen des Politbüros erfolgten i. d. R. nach Besuchen im 
Zentrum der kommunistischen Macht, in Moskau. Die Weisungsbefugnis der SED 
richtete sich nicht nur auf die Leitung der Wirtschaft, sondern auch auf die Staatsorga-
ne, Massenorganisationen, das gesamte öffentliche Leben und sogar auf die Blockpar-
teien. Zum Beispiel ist in Übereinstimmung zwischen SMAD und SED die Grün-
dung der DBD am 29.04.1948 erfolgt. Der demokratische Zentralismus war das Fun-
dament des Diktats und Primats der SED sowie der dirigistischen sozialistischen Plan-
wirtschaft.  
 
- Sozialistische Planwirtschaft 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde im sowjetisch besetzten Teil Deutschlands 
eine kommunistische Partei, die Einheitspartei, in die Lage versetzt, die gesamte 
Wirtschaftsentwicklung in ihrem Sinne zu beeinflussen. Nach der irrigen Auf-
fassung der SED-Führung habe sich das sowjetische Wirtschaftsmodell sogar un-
ter Kriegsbedingungen bewährt. Hingegen hätten 30 Jahre kapitalistisches Wirt-
schaftssystem zwischen den zwei Weltkriegen nur eine negative Bilanz, nämlich 
Konjunktur – Krise – Krieg aufzuweisen gehabt.28 Schon seit Beginn der nach 
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Kriegsende von deutscher Seite geführten Wirtschaftsverwaltung nahm die Planwirt-
schaft in der SBZ ihren Einzug in die Wirtschaftspolitik der SED. 1947 äußerte Fritz 
Selbmann, ein führender Wirtschaftsfunktionär in der SBZ, Minister für Wirtschaft 
und Wirtschaftsplanung des Landes Sachsen (1946-1948), stellvertretender Vorsit-
zender der DWK (1948 und 1949), (Zitat): „... jede Wirtschaft, die nicht geplant wird ... 
ist ein Zurückfallen in das Spiel der privaten Interessen, vom Egoismus des Einzelnen 
und einzelnen Gruppen, bedeutet Fehlleitung großer wirtschaftlicher Werte und Verlust 
des wirtschaftlichen Kapitals.“29 Im Jahre 1948 setzte Walter Ulbricht, damaliges Mit-
glied des Zentralsekretariats bzw. des Politbüros der SED, bei der Vorstellung des 
Zweijahrplanes ein eindeutiges Zeichen mit den Worten: „Der Übergang zur wirtschaft-
lichen Planung bedeutet den Übergang zu einer bewussten Lenkung des gesellschaftli-
chen Fortschritts.“30  In der Verfassung der DDR von 1949 waren neben dem Privatei-
gentum bereits das Volkseigentum an Produktionsmitteln und der vom Staat aufzustel-
lende „öffentliche Wirtschaftsplan“ festgeschrieben. Mit Artikel 21 hatte die Planwirt-
schaft als „... eine sozialistische, für und durch die Gesellschaft betriebene Produktion" 
eine Rechtsgrundlage erhalten.31 Die Planwirtschaft war Bestandteil des sowjetischen 
Wirtschaftsmodells bereits während der gesamten Stalin-Ära gewesen.32 Nach der offi-
ziellen Definition in der DDR-Ökonomie beruhte die sozialistische Planwirtschaft auf 
dem „sozialistischen Eigentum an Produktionsmitteln“ sowie der „schöpferischen Arbeit 
der Arbeiterklasse und der anderen Werktätigen“.33  
 
- Sozialistische Experimente 
Eine offizielle Definition des Experiments in der Wirtschaftspolitik der DDR findet sich 
im Wörterbuch der Ökonomie des Sozialismus.34 Als ökonomisches Experiment be-
zeichnete die SED-Wirtschaftspolitik ein Verfahren zur Erprobung neuer Formen der 
Leitung, Planung und Finanzierung der Betriebe. Durch derartige Experimente sollten  
z. B. neue wirkungsvolle Formen der Anwendung ökonomischer Hebel zunächst in 
kleineren Einheiten im Bereich der Wirtschaft erprobt und ihre Vor- und Nachteile fest-
gestellt werden, bevor sie in den jeweiligen Volkswirtschaftszweigen in breiterem Um-
fange eingeführt würden. Das Wörterbuch unterlässt es nicht, auch auf die Notwendig-
keit der Begrenzung von Zahl und Umfang der Experimente hinzuweisen, um die „straf-
fe Leitung der Volkswirtschaft“ nicht zu gefährden. Sie waren demnach ein Ins-
trumentarium der Steuerung der staatlichen Planwirtschaft. Dabei ist kritisch zu bemer-
ken, dass es von vornherein ein äußerst heikles Unterfangen war, kurzfristig in ausge-
suchten Betrieben einzelne Elemente von z. B. neuen Planungs- und Leitungs-
methoden, die anschließend Systemcharakter für die Volkswirtschaft eines gesamten 
Staates haben sollten, zu prüfen und dabei Erfahrungen in einem Wirtschaftjahr zu 
sammeln. Das aufgrund dieser Erfahrungen beschlossene NÖSPL von 1963 konnte des-
halb nur solange funktionieren, wie die gestiegene Kaufkraft der Bevölkerung mit dem 
dadurch gestiegenem Bedarf an höherwertigen Konsumgütern und deren unzureichen-
der Bereitstellung kollidierte. Aus oberflächlichen Erfahrungen heraus beriefen aber das 
ZK der SED und der Ministerrat für den Monat Juli 1963 eine gemeinsame Wirtschafts-
konferenz ein. Teilnehmer waren Vertreter des ZK der SED, der Regierung, erfahrene 
Wissenschaftler, Praktiker, Arbeiter, Werkdirektoren und Generaldirektoren von VVB. 
Im September 1964 war zum Thema Experimente in der Fachpresse der DDR im Zu-
sammenhang mit dem „schrittweisen Übergang zu industriemäßigen Produktionsme-
thoden in der Landwirtschaft“ ein Beitrag erschienen.35 Der Autor ging davon aus, dass 
sich „dieser Prozess in mehreren Phasen“ vollziehen werde. Dafür sollten u. a. 60 aus-
gewählte Landwirtschaftsbetriebe, vor allem der DAL, aber keine LPG und auch nicht 
aus den Süd-Bezirken stammend, als Experimentierbetriebe entwickelt werden. Die 
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Vorstellungen gingen dahin, dass sie als Beispielsbetriebe hervortreten sollten und die 
Probleme der standortgerechten Verteilung der Produktion und Kooperation in einem 
Produktionsgebiet sowie des Austausches von Produktionszweigen36 lösen sollten. Die 
standortgerechte Verteilung der Produktion, an sich ein rationaler Gedanke, wie auch 
das gesamte Produktionsprinzip, ließ aber wenig später die SED-Agrarpolitik wieder 
fallen, ohne es je durchgesetzt zu haben.  
 
Auch das MfS stieß bei seiner konspirativen Tätigkeit auf den Begriff Experiment. Es 
schätzte in einem Bericht von 1968 ein, dass „die mit dem Experiment zusammenhän-
genden Maßnahmen in der Vergangenheit nicht umfassend genug ideologisch vorberei-
tet“ wurden. Gemeint war in diesem Fall, die hohe Konzentration von Kühen in 600er -
Milchviehställen. Das MfS sprach an anderer Stelle auch vom „Preisexperiment“ in der 
Landwirtschaft.37  
 
In der Bibliografie zu den Aufzeichnungen über die Wertscheinmethode in der Land-
wirtschaft von W. Fernau findet sich ebenfalls ein Hinweis auf das sozialistische Expe-
riment.38 Ein weiteres Beispiel dazu bietet sich für die Zeit, als das NÖSPL im Jahre 
1963 ins Leben gerufen wurde. Partei- und Wirtschaftsfunktionäre sprachen beim 
NÖSPL eindeutig von einem sozialistischen Experiment. Die parteioffiziöse Zeitung 
„Die Wirtschaft“39 veröffentlichte das Grundsatzreferat von Parteichef Walter Ulbricht 
und weitere Diskussionen, welche auf der Wirtschaftskonferenz des ZK der SED und 
des Ministerrates am 24. und 25.06.1963 geführt wurden. Dabei wurde u. a. die Be-
gründung für die Notwendigkeit eines wirtschaftlichen Kurswechsels, nämlich dass das 
bisherige Planungs- und Leitungssystem keine ausreichende Wirtschaftlichkeit sichere, 
geliefert. Das NÖSPL sollte jedoch vorerst in Experimentalbetrieben eingeführt und er-
probt werden. Die Vollwertigkeit des Experiments in der SED-Wirtschaftspolitik ist der 
Beweis einer nicht zu leugnenden Experimentierfreudigkeit, die, wie die Darlegungen in 
vorliegender Studie für die zweite Etappe der LPG-Entwicklung belegen, der Moderni-
sierung auch der Landwirtschaft dienlich sei. Diese Feststellung ist berechtigt, soll aber 
nicht dazu angetan sein, der SED-Politik insgesamt Reformfreudigkeit zu bescheinigen. 
Die SED gab sich den Anschein, wissenschaftlich, reformwillig und demokratisch zu 
agieren, indem sie sich auf Lenin und dessen Theorien zur sozialistischen Wirtschafts-
politik berief. Sie stützte sich darüber hinaus auf die gut ausgebildeten, zuverlässig ar-
beitenden Menschen der DDR, „die Erfahrungen unserer Arbeiter, Wissenschaftler und 
Ingenieure“ und die „klugen Vorschläge aufgrund von Experimenten in VEB und VVB 
zur Erprobung von Methoden der Planung und Leitung“.  
 
Der Ausdruck Experiment war demzufolge zu Zeiten der Existenz der DDR ein keines-
wegs negativ belegter Begriff der sozialistischen Planwirtschaft. Der Hinweis macht 
sich notwendig, da nach dem Ende des LPG-Modells oft von Vertretern der Schicht der 
ehemaligen Funktionsträger und Parteikader ein Diffamierungsversuch gegenüber den 
LPG durch, vor allem westdeutsche, Nachwende-Agrarpolitiker oder Opportunisten ge-
sehen wird. Auch weitere Versuche der SED-Agrarpolitik bei der LPG-Entwicklung 
rechtfertigen den weiteren Umgang mit dem Begriff des sozialistischen Experiments, 
wie er in der Einleitung zu dieser Arbeit erwähnt wird. Bei den Massendemonstrationen 
der DDR-Bevölkerung am Ende des Jahres 1989 und zu Anfang 1990 wurde nach-
drücklich die Forderung erhoben, keine sozialistischen Experimente mehr zu wagen. 





- Leninscher Genossenschaftsplan 
Mit der Errichtung der sowjetischen Besatzungsmacht gelangte das marxistisch-
leninistische Gedankengut, welches in der Sowjetunion das ideologische Fundament 
von Staat und Wirtschaft gebildet hatte, in einen Teil Deutschlands und wurde hier       
ebenfalls zum Fundament der weiteren Entwicklung. Neben der SMAD war es im 
Sommer 1945 insbesondere die Gruppe Ulbricht, die während der Emigration in den 
Jahren ab 1933 in den Komintern – Antifa-Schulen der Sowjetunion im stalinistischen 
Sinne geschult worden war und den ideologischen Import in die SBZ besorgte. Auf 
diese Weise wurde schon vor Kriegsende und vor Gründung der DDR in SED-
Funktionärskreisen vom sowjetischen Kollektivierungsmodell der Landwirtschaft auf 
Grundlage der marxistischen Ideologie gesprochen, ohne dass die Bauern ahnten, was 
ihnen bevorstand. 
 
Der Leninsche Genossenschaftsplan ist kein Plan nach deutschem Verständnis, son-
dern ein von späteren DDR-Interpreten erfundener Begriff, der speziell die Strategie für 
die „sozialistische Umgestaltung der Landwirtschaft“ in der DDR stützen sollte. Mit dem 
Leninschen Genossenschaftsplan hatte sich die SED im Zuge des Abschlusses der tota-
len Kollektivierung des Bauernstandes eine Legitimationsideologie geschaffen, die Wis-
senschaftlichkeit vortäuschen sollte. Mithilfe von „wissenschaftlichen Grundlagen“ und 
„objektiven Entwicklungsgesetzen“ begründete und rechtfertigte die SED jedwede wirt-
schaftspolitische Entscheidungen und Direktiven, eine Strategie, die bis zum Zusam-
menbruch der DDR im Jahre 1989/90 verfolgt wurde. Es handelt sich um die verallge-
meinernde Gesamtheit aller Theorien, die Lenin in seiner 33 Jahre währenden Beschäf-
tigung mit der Agrarfrage in Russland publiziert hatte. Erst im Zusammenhang mit und 
am Ende der letzten Kollektivierungswelle in der DDR 1959/1960 finden sich Erwäh-
nungen des Leninschen Genossenschaftsplanes. In anderen kommunistischen Ländern 
bediente man sich eines solchen Planes nicht. Lenin wendete für seine theoretischen Ar-
beiten in einem gänzlich anderen Zusammenhang den Planbegriff an, z. B. im „Plan der 
Broschüre über die Naturalsteuer“.40 Hierbei handelt es sich lediglich um Gliede-
rung und Konzept einer künftigen Broschüre sowie Fragen und Kernsätze zu land-
wirtschaftlichen Problemen. Ebenso ist der Artikel „Gedanken über einen Plan der 
Staatswirtschaft" aus dem Jahre 1921 zu verstehen, verfasst anlässlich des III. Kongres-
ses der Kommunistischen Internationale vom 22.06–12.07.1921 41 oder der Plan zu dem 
Buch „Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus“.42 Ein „Genossen-
schaftsplan“ einschließlich der fünf Prinzipien als Handlungskonzept für die Schaffung 
von LPG ist in Lenins Werk nicht nachweisbar.  
 
Als Leninschen Genossenschaftsplan bezeichnet die politökonomische Literatur der 
DDR die Gesamtheit der theoretischen, praktischen und taktischen Hinweise Lenins zur 
Lösung der Agrarfrage.43 Aus der Zusammenfassung dieser Theorien arbeiteten die Po-
litstrategen des „Wissenschaftlichen Sozialismus“ der DDR „fünf Prinzipien eines 
Leninschen Genossenschaftsplanes“ aus und unterstellten, dass diese Prinzipien objek-
tiv in allen Entwicklungsstufen der Herausbildung sozialistischer Produktionsverhält-
nisse in der Landwirtschaft volle Gültigkeit besäßen, dass die SED-Agrarpolitik sie 
stets eingehalten hätten und dass es Lenin mit seinem Genossenschaftsplan auch so in 
diesem Sinne gemeint habe. Da es diesen Plan und die Prinzipien vor 1959 nicht gege-
ben hatte, muss der Plan zwangsläufig erst im Zuge der totalen Kollektivierung ab 





Jene Aufsätze hatte Lenin jedoch unter den Verhältnissen im zaristischen Russland für 
eine künftige sozialistische Umgestaltung der Landwirtschaft und deren Weiterentwick-
lung nach der revolutionären Beseitigung der Zarenherrschaft durch die proletarische 
Revolution und für den Aufbau der Sowjetmacht veröffentlicht. Die Thesen Lenins 
wurden in der DDR auf die Landwirtschaft des hoch entwickelten Deutschlands in der 
Mitte des 20. Jahrhundert übertragen. Aus diesem Grunde bedarf es bei der histori-
schen Betrachtung des LPG-Modells der Erwähnung Lenins theoretischer Abhand-
lungen zur Agrarfrage. Die Ideologen der DDR gründeten ihre Strategie für die      
Lösung der Agrarfrage in allen Entwicklungsstufen der LPG auf der Übereinstimmung 
mit Lenin und der sowjetischen Form des Kommunismus, welche ursprünglich unter 
Lenin und später unter Stalin Bolschewismus genannt wurde. 
 
Lenin stammte aus einer anarchistisch geprägten Familie, war kein Agrar- oder Wirt-
schaftsexperte und hatte keinen Kontakt zu Bauern. Er studierte in Kasan Jura und ar-
beitete dort kurze Zeit ab 1891 als Rechtsanwaltsgehilfe, anschließend bis 1893 in St. 
Petersburg. In seinem Wohnort, im südrussischen Samara, gründete er als Student ei-
nen marxistischen Zirkel, in dem er zu Fragen der „Neuen Wirtschaft“ referierte und 
veröffentlichte. 1893 und 1894 waren die ersten Jahre seiner revolutionären Tätigkeit, 
des Kampfes für die Schaffung einer revolutionären Arbeiterpartei in Russland. Be-
reits 1893 untersuchte er Russlands Agrarprobleme und veröffentlichte darüber als  
Erster in Russland. Im Frühjahr 1893 nahm er eine marxistische Analyse der sozial-
ökonomischen Ordnung Russlands am Ende des 19. Jahrhunderts mit der Ausarbeitung 
von programmatischen Leitsätzen und Aufgaben für den revolutionären Kampf des rus-
sischen Proletariats gegen das zaristische System vor.44  
 
Von 1896–1899 setzt er sich mit der Entwicklung des Kapitalismus in Russland 
auseinander.45 Ab 1901 schrieb er an dem Aufsatz „Die Agrarfrage und die Marxkriti-
ker“.46 Nach der Jahrhundertwende bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges befasste 
sich Lenin bevorzugt mit der Kritik an der Sozialdemokratie sowohl in Westeuropa als 
auch in Russland. Insbesondere griff Lenin, sich damals noch als Sozialist (und nicht 
als Bolschewik) bezeichnend, das Agrarprogramm der russischen Sozialdemokratie an. 
Mit dem Artikel „Die revolutionäre demokratische Diktatur des Proletariats und der 
Bauernschaft“ weist Lenin bereits dem Proletariat eine führende Rolle bei der Bauern-
befreiung zu.47  
 
Im November und Dezember 1907 schrieb er ein Werk von 245 Seiten über die Revo-
lution von 1905: „Das Agrarprogramm der Sozialdemokratie in der ersten russischen 
Revolution von 1905-1907“.48 Im Jahre 1908 verfasste Lenin mit 67 Seiten unter 
dem Titel „Die Agrarfrage in Russland am Ausgang des 19. Jahrhunderts" und am Ende 
des Jahres 1910 „Das kapitalistische System der modernen Landwirtschaft" mit 45 Sei-
ten umfangreiche Aufsätze zur Agrarfrage.49 Erbittert polemisierte er in der Ausei-
nandersetzung mit der Sozialdemokratie gegen den deutschen Sozialdemokraten Kaut-
sky und dessen kritische Ansichten zum Bolschewismus sowie zu den Ergebnissen der 
russischen Revolution unter den Bolschewiki, die sich jedoch 1917 während und nach 
der Oktoberrevolution als allzu wahr erwiesen hatten. Im Referat zur Agrarfrage auf 
der 7. Gesamtrussischen Konferenz der SDAPR (B) am 28.04.1917 befürwortete 
Lenin die Vorgänge im Gouvernement Pensa, wo sich Bauern gutsherrlichen Bodens 
und Inventars bemächtigt hatten und als Gemeinbesitz bewirtschaften wollten. Als 
kommunistische örtliche Volksvertreter dies verhindern und eine Aufteilung nach Hof-
stellen vornehmen wollten, tadelte Lenin noch die „Marxisten als kleinbürgerliche Intel-
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lektuelle“.50 Einerseits verwarf Lenin, dass unter dem Kapitalismus keine Kleinwirt-
schaft (für die Landarmut) möglich sei, kritisierte aber andererseits in den „Heften zur 
Agrarfrage“ bürgerlich-reformistische Theorien vom Ende des 19. und Anfang des 20. 
Jahrhunderts, z. B. von E. David „Sozialismus und Landwirtschaft" oder M. Hecht, 
welche den Kleinbetrieb in der Landwirtschaft als überlegen darstellten. Er räumte nur 
dem Großbetrieb, allerdings in der sozialistischen Form, eine Zukunftsaussicht ein.51 Da-
rin zeigte er wieder eine Übereinstimmung mit Karl Marx über den landwirtschaftlichen 
Großbetrieb. Zwiespältige Ansichten, undemokratisches Denken, teilweise anarchisti-
sche und terroristische Züge zeigen sich in Schriften und Aufrufen, vor allem nach 
der Oktoberrevolution, als erste Hungersnöte infolge Enteignung und Vertreibung auf-
traten.52  
 
Von Oktober 1917 an sprach Lenin deutlich über die Notwendigkeit des Bündnisses 
von Arbeitern und Bauern, die allerdings nur bis zum Mittelbauern gerechnet wurden, 
und der Verstaatlichung des Bodens.53 Aus dem Entwurf der „Direktive des Rates für 
Arbeit und Verteidigung an die örtlichen Sowjetinstitutionen“ geht hervor, welche  
Agrarstruktur nach der Enteignung der Großgrundbesitzer und Großbauern die sowjeti-
sche Landwirtschaft im Jahre 1922 aufwies. Es bestanden demnach sechs Betriebsfor-
men: bäuerliche Wirtschaften, Sowjetwirtschaften, landwirtschaftliche Kommunen, Ar-
tels, Genossenschaften und andere Arten gesellschaftlicher Wirtschaft.54 Kolchosen gab es 
zu der Zeit noch nicht. Die späteren LPG der DDR können in gewisser Hinsicht, z. B. be-
züglich der Verteilungsprinzipien des Betriebsergebnisses, mit o. g. landwirtschaftli-
chen Kommunen und Artels verglichen werden. Der prinzipielle Unterschied bestand 
darin, dass die sowjetischen Betriebsformen mit verstaatlichtem Eigentum an Boden 
und Wirtschaftsgütern arbeiteten, hingegen sich die LPG auf „genossenschaftlich sozia-
listischem Eigentum“ bzw. „Gruppeneigentum“ begründeten, welches nicht durch Ent-
eignung entstanden war. Bei der Propagierung des Leninschen Genossenschaftsplanes 
bezog sich die Führung der DDR u. a. auf jene bekannte Schrift Lenins aus dem Jahre 
1923 „Über das Genossenschaftswesen Teil I und II“. Unter Genossenschaften ver-
stand Lenin ein Gemenge von nicht genau definierten „genossenschaftsähnlichen 
Betrieben“. In dem Artikel, Teil I, vom 04.01.1923 erklärte Lenin (Zitat): „Aber ein 
System zivilisierter Genossenschaftler bei gesellschaftlichem Eigentum an den Pro-
duktionsmitteln, bei dem Klassensieg des Proletariats über die Bourgeoisie – das ist 
das System des Sozialismus.“ Im Teil II vom 06.01.1923 tritt der Unterschied zu den 
späteren deutschen LPG hervor, nämlich dass „Genossenschaften im kapitalistischen 
Staat kapitalistische Kollektiveinrichtungen“ seien. Im Sozialismus dagegen weisen 
Genossenschaften keine Unterschiede zu sozialistischen Betrieben auf, sofern sie auf 
Grund und Boden gegründet und mit Produktionsmitteln ausgestattet sind, die dem 
Staat, d. h. der Arbeiterklasse, gehören.55 Mit dieser Definition kommt klar der Unter-
schied der Kolchosen der Stalinzeit zu den LPG der DDR zum Ausdruck. In den Hef-
ten zur Agrarfrage von 1900–1916 kritisierte Lenin noch heftig die „nichtkapitalisti-
sche Entwicklung der Landwirtschaft auf dem Wege des Genossenschaftswesens“, als 
„Theorie von modernen Reformisten und Revisionisten“.56 
 
Lenin ging davon aus, „dass in den Genossenschaften große kapitalistische Wirtschaften 
und kaum kleine Landwirte beteiligt seien und die Genossenschaften den Banken und 
Monopolen dienten“. Im Aufsatz „Über die Naturalsteuer“ aus dem Jahre 1921 be-
zeichnete Lenin Genossenschaften als eine Form des „Staatskapitalismus“.57 Der „ge-
nossenschaftliche“ Kapitalismus sei unter der Sowjetmacht ein privatwirtschaftlicher 
Kapitalismus, d. h. eine „Spielart des Staatskapitalismus“, aber „z. Zt. vorteilhaft und 
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nützlich in gewissem Grade“. Damit kommt jedoch die Option zum Ausdruck, dass 
„wenn diese Nützlichkeit nicht mehr besteht, diese Spielart nicht mehr erhalten werden 
muss“. Im fortschreitenden Umgestaltungsprozess der sozialistischen Landwirtschaft 
der DDR spiegelte sich diese Leninsche Denkart, insbesondere als die Kooperation 
staatlich verordnet und als Wegbereiter der Trennung in LPG Tier- und Pflanzenpro-
duktionsbetriebe diente, wider. Lenin griff die kommunistischen Utopien von Karl 
Marx und Friedrich Engels aus Deutschland auf und entwickelte sie weiter, jedoch 
vordergründig unter dem Eindruck der zaristischen Verhältnisse in Russland. Gleich-
ermaßen griff er den Gedanken des deutschen Genossenschaftsgesetzes auf, um es für 
seine Theorien passfähig zu machen. Nach dem Verständnis der Polit-Ökonomen der 
DDR bilde aber der sogenannte Leninsche Genossenschaftsplan die Grundlage der  
Agrarpolitik jeder marxistisch-leninistischen Partei, d. h. wo auch immer auf der Welt 
die sozialistische Umgestaltung vollzogen werden würde. Da der Kommunismus das 
Ziel anstrebte, überall auf der Welt sein Banner aufzupflanzen, die Weltrevolution zu 
verbreiten, ging die marxistisch-leninistische Ideologie der Kommunisten in der DDR 
folglich davon aus, dass der Leninsche Genossenschaftsplan allgemeingültigen, ob-
jektiven und dadurch wissenschaftlichen Charakter bei der Lösung der Agrarfrage ha-
be. Dabei seien fünf Prinzipien zu beachten.58 
 
• Erstes Prinzip „Führende Rolle der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-
leninistischen Partei bei allen gesellschaftlichen Entwicklungsfragen in der Landwirt-
schaft“  
In den „Heften zur Agrarfrage“, 1900-1916, finden sich mehrere Ausarbeitungen 
Lenins über die Rolle des Proletariats bei revolutionären Umwälzungen auf dem Lan-
de.59 Neben der Begründung der Notwendigkeit der kommunistischen Agrarpolitik, 
der Rolle der revolutionären proletarischen Partei (im Gegensatz zu den „bürgerli-
chen und kleinbürgerlichen Reformisten und Revisionisten“, den Menschewiki, 
den Volkstümlern und Sozialdemokraten) und des kommunistischen Agrarpro-
gramms entwarf Lenin die Theorie zur Lösung der Agrarfrage mit den drei Schwer-
punkten: Klassen und Klassenkampf auf dem Lande, Bündnis der Arbeiterklasse mit 
der Bauernschaft unter der Führung des Proletariats und gemeinsamer Kampf gegen 
Gutsbesitzer und Kapitalisten für Demokratie und Sozialismus. 
 
Das Bündnis der Bauernschaft mit dem revolutionären Proletariat, welches eine 
„Partei neuen Typus“ hervorbringe, wird in den Schriften Lenins besonders hervor-
gehoben. Die Bündnispolitik war für Lenin eine Voraussetzung für die erfolgreiche 
Durchführung der proletarischen Revolution. Die Rolle der „Partei neuen Typus“,    
d. h. der Bolschewiki in Russland, sollte sich später in der DDR in Form der SED 
wiederholen, wie es sich bei den Umgestaltungsprozessen in der Landwirtschaft zei-
gen sollte. Im Zuge der Herstellung des Bündnisses bei der Lösung der Agrarfrage 
war für Lenin wichtig, „richtige Beziehungen zwischen der Arbeiterklasse und den 
verschiedenen Kategorien der Bauernschaft im Entwicklungsprozess des revoluti-
onären Kampfes“ herzustellen. Lenin ging von einer „Doppelnatur des Bauern“, 
nämlich als „kleiner Warenproduzent“ und als „Landproletarier“, sowie der „Zwie-
spältigkeit seiner ökonomischen und politischen Interessen“ aus.60 Anfang Juni des 
Jahres 1920 entwarf Lenin Thesen und Grundsätze zur Agrarfrage, die er am 
15.07.1920 als „Kommunistisches Agrarprogramm“ auf dem II. Kongress der Kom-
munistischen Internationale vorstellte.61 Darin betont Lenin, dass: „... die werktäti-
gen Massen des Dorfes nur im Bündnis mit dem kommunistischen (industriellen) 
Proletariat fähig seien, das Joch der Gutsherren und Bourgeoisie abzuschütteln" 
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und „auch die Industriearbeiter für ihre Klassenkampfziele, wenn sie wirklich 
revolutionär und sozialistisch handelnd sein wollen, die werktätigen Massen des 
Dorfes um sich scharen müssen“. 
 
• Zweites Prinzip: „Freiwilligkeit beim Zusammenschluss zu landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften" (und bei allen Fragen, die mit der weiteren Ent-
wicklung der sozialistischen Produktionsverhältnisse und der sozialökonomischen 
Strukturierung der Landwirtschaft zusammenhängen) 
Das Prinzip der Freiwilligkeit nahm in Lenins Agrartheorien nicht unbedingt obere 
Priorität ein, da die Voraussetzungen für Zusammenschlüsse in Russland proletari-
scher Natur waren. Die SED gab bei der späteren sozialistischen Umgestaltung der 
Landwirtschaft in der DDR immer vor, dieses Prinzip zu beachten. Dass dem 
nicht so war, belegen die Ereignisse während der Kollektivierungsphasen in der 
DDR, insbesondere in der Zeit um den „sozialistischen Frühling auf dem Lande“ des 
Jahres 1960, der Zwangskollektivierung.  
 
Trotz fehlender Priorität o. g. zweiten Prinzips hielt Lenin auf der Tagung des           
Ersten Kongresses der Landarbeiter des Petrograder Gouvernements am 13.03.1919 
eine Rede zur Bündnispolitik und ging auf die Freiwilligkeit ein. Dabei hob er her-
vor, dass die (sowjetische landwirtschaftliche) „Großwirtschaft auf Grundlage genos-
senschaftlicher oder gesellschaftlicher Bodenbestellung oder freiwillig gebildeter 
landwirtschaftlicher Kommunen stattfinden müsse, um Einsparung an menschli-
cher Arbeitskraft und bessere Resultate erbringen zu können“. 62  
 
In der Schrift „Über die Naturalsteuer“ entwarf Lenin „Wege des Übergangs zur so-
zialistischen Landwirtschaft“ über die Stufen Kleinbauern – Kollektivwirtschaft – 
Elektrifizierung und betonte, die „Verständigung mit der Bauernwirtschaft" müsse 
entgegen jeglicher Diktatur vor sich gehen.63  
 
Zur Freiwilligkeit richtete Lenin des Weiteren in seiner Rede auf dem Ersten Kon-
gress der landwirtschaftlichen Kommunen und Artels am 04.12.1919 einen dringli-
chen Appell an die Delegierten und Funktionäre mit Formulierungen wie: „... Zwang 
zu behutsamen Umgang, keine Befehle und kein Einwirken von außen, Bauern kei-
nesfalls mit Zwang in die Kommunen bringen und Auswüchse der Sowjetrepublik 
sind zu tilgen“.64 
 
Lenin stellte sich hinter die Thesen der Kommunistischen Partei Frankreichs 
(KPF) zur Agrarfrage mit einem Artikel vom 11.12.1921, wobei er vom „frei-
willigen Übergang der Bauern zur Vergesellschaftung der Landwirtschaft mit sofor-
tiger Besserung der Lage der überwiegenden Mehrheit der Landbevölkerung“       
ausging.65  
 
Die Freiwilligkeit, mit der die mittellosen russischen Land- und Halbproletarier sowie 
Kleinbauern in die Kommunen und Artels gingen, kann jedoch nicht mit der verord-
neten Freiwilligkeit der Bauern in der DDR beim Eintritt in die LPG verglichen wer-
den. Alle differenzierbaren Teile der deutschen Bauernschaft waren Besitzer und Ei-
gentümer von Boden, Betriebsmitteln und Kapital. Sie hatten ein Unternehmerbe-
wusstsein entwickelt. Dieses Bewusstsein ließ sie nur unter wirtschaftlichem oder 
politischem Zwang in LPG eintreten. Die russischen Agrarproduzenten in den Ar-
tels oder landwirtschaftlichen Kommunen hatten Boden und Wirtschaftsgüter vom 
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Sowjetstaat nur zur Nutzung bekommen. Landbesitzende Bauern in Russland gingen 
auch nicht freiwillig in die Kolchoswirtschaften zu Beginn der Stalinzeit. Sie waren 
von Enteignung und Deportation bedroht. 
 
• Drittes Prinzip: „Stufenweiser, schrittweiser Übergang zu immer höheren Formen 
der genossenschaftlich-sozialistischen Produktion und die Wahrung der Mannigfal-
tigkeit“  
Hinsichtlich des ersten Teiles dieses Prinzips findet sich in Lenins gesammelten 
Schriften wenig ausdrückliches Material, es sei denn, man greift die „Wege des 
Übergangs zur sozialistischen Landwirtschaft“ aus den Schriften „Über die Natural-
steuer“ von 1920 auf. Dort könnte man die Ausführungen Lenins zur Elektrifizie-
rung in der Landwirtschaft als einen Ausdruck des Übergangs zu höheren Formen 
ansehen. Lenin maß der Elektrifizierung einen hohen Stellenwert bei, indem er zum 
Ausdruck brachte: „... wenn keine Elektrifizierung, dann ist sowieso die Rückkehr 
zum Kapitalismus unvermeidlich“, ferner: „... bis sie (die Elektrifizierung, M. J.) nicht 
im Wesentlichen abgeschlossen ist, besteht noch Klassenkampf und ökonomischer 
Kampf in der Übergangszeit vom Kapitalismus und Sozialismus“.66 Weitere Denkan-
sätze zum „schrittweisen Übergang“ könnten u. U. aus diesem Aufsatz herausgelesen 
werden. Lenin war der Auffassung, dass beim Übergang von der Kleinproduktion 
zum Sozialismus der Kapitalismus unvermeidlich sei, man ihn sich aber zunutze 
machen und ins Fahrwasser des Staatskapitalismus als vermittelndes Kettenglied 
zwischen Kleinproduktion und Sozialismus leiten müsse: (Zitat) „der Kapitalismus 
ist ein Übel gegenüber dem Sozialismus, aber ein Segen gegenüber dem Mittel-
alter“.67 
 
In Lenins „Prawda“- Artikel vom 14.10.1921 anlässlich des 4. Jahrestag der Okto-
berrevolution ist zu lesen, dass sich die Entwicklung der SU „nicht aufgrund des En-
thusiasmus (der Revolution, M. J.), sondern anhand der Übergangsstufen Staats-
kapitalismus → Sozialismus → Übergangsform zum Kommunismus → Kommunismus 
vollziehe.68 Als Lenin in der UdSSR Anfang der zwanziger Jahre die „Neue öko-
nomische Politik" (NÖP) ausrief, ein Vorgang, der sich in ähnlicher Form später, 
Mitte der sechziger Jahre, in der DDR wiederholen sollte, schrieb er, dass sie eine 
„Wendung darstelle, dass der proletarische Staat ein umsichtiger, sorgsamer, sach-
kundiger Unternehmer, ein Großkaufmann werden muss, sonst kann er das kleinbäu-
erliche Land nicht ökonomisch auf die Beine bringen, einen anderen Übergang vom 
Kapitalismus gibt es heute nicht“.69 Das heißt, Lenin mahnte zu maßvollen Schritten. 
Dass der praktische Vollzug in der UdSSR dem nicht entsprach, beweisen die vor al-
lem unter Lenins Erben Stalin durchgeführten gigantischen Agrar-Großprojekte und 
die rigorose Kollektivierung der Landwirtschaft. Hinweise auf unterschiedliche Typen 
kollektivierter Bauernwirtschaften (Artels oder Kommunen) in der Sowjetunion, wie 
sie nach den LPG-Statuten in der DDR möglich waren, finden sich in Lenins Werk 
nicht. 
 
• Viertes Prinzip: „Allseitige Unterstützung durch die Arbeiterklasse, den sozialisti-
schen Staat und das ganze Volk“ 
Da im sozialistischen Staat kommunistische Partei und Staat im Ergebnis der proleta-
rischen Revolution und Machtübernahme eine Einheit bilden, ist auch die allseitige 
staatliche Unterstützung des sozialistischen Weges der Landwirtschaft ein selbstver-
ständlicher, unvermeidlicher Vorgang. Dieser Grundsatz entspricht Leninschen Prin-
zipien bei der Genossenschaftsbildung und ist aus seinen Schriften herauszulesen. 
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Lenin definierte die sowjetischen kollektivwirtschaftlichen Agrarbetriebe als die vom 
„Arbeiterstaat auf staatlichem Grund und Boden organisierten Großwirtschaften“. 
Genossenschaften verschiedener kleiner Landwirte (die vom Staat Grund und Bo-
den erhalten hatten, M. J.), verstand er als „Übergang vom warenproduzierenden 
Kleinbetrieb zur kommunistischen Landwirtschaft“.70  
 
Die Leninsche Bündnistheorie basiert auf der Notwendigkeit der Unterstützung 
durch die Arbeiterklasse, denn das Industrieproletariat erzeuge für die Bauernschaft 
die Produktionsmittel. In den „Grundzügen des Agrarprogramms" vom Juni 1920 
hält Lenin es für unerlässlich, auf dem Lande durch die Kommunistische Partei 
Deputiertensowjets, zumindest kommunistische und Agitationszellen zu gründen. Im 
Verlaufe des II. Gesamtrussischen Kongresses der Sowjets der Arbeiter- und Solda-
tendeputierten am 25. und 26.10.1917 und des Außerordentlichen Gesamtrussischen 
Kongresses der Sowjets der Bauerndeputierten vom 10.–25.11.1917 wurden zwei 
wesentliche und die weitere Zukunft prägende staatliche Maßnahmen erlassen, das 
„Dekret über den Grund und Boden“ und der „Beschluss zur Bildung der Arbeiter- 
und Bauernregierung“.71 Nach marxistisch-leninistischem Verständnis bilden im So-
zialismus die Arbeiterklasse, wer auch immer dazu gerechnet wird, der Staat, den 
sich die kommunistische Partei geschaffen hat und das Volk eine Einheit. Die 
Funktion, die die Arbeiterklasse bzw. der Staat gemäß dieses Prinzips einnehmen 
sollte, lässt sich am Verlauf der Umwälzungsprozesse in der DDR nachvollziehen. 
Der Staat DDR erwies sich zwar nicht als fähig, die materiellen Voraussetzungen 
zur Ausformung moderner und effektiver landwirtschaftlicher Großbetriebe zu 
schaffen, brachte jedoch über den Dirigismus der SED und seine Institutionen immer 
neue Stufen von Organisationsformen und darauf angepasste ökonomische Rege-
lungen hervor. Diese weiteren Umformungen der Agrargesellschaft sollten am Ende 
zur Industrialisierung als letzte und höchste Stufe der Agrarproduktion führen. Die 
SED mit ihrem Führungsanspruch betrachtete die Umwandlung der Bauernschaft in 
eine Formation industriellen Agrarproletariats als ihren Auftrag gegenüber dem Staat. 
Sie gab Direktiven aus und setzte ihre Strategie dirigistisch durch. Die Geschichte 
der DDR und der anderen sozialistischen Staaten zeigt, dass die Einheit zwischen 
Staat und Volk jedoch nicht vorhanden war, wie auch die Begriffe, z. B. Arbeiter-
klasse, nicht definierbar waren, weder Arbeiter noch Klasse. 
 
• Fünftes Prinzip: „Sozialistische Kulturrevolution auf dem Lande“ 
Das Prinzip der Kulturrevolution entlehnte der fiktive Leninsche Genossenschafts-
plan ebenfalls Lenins Theorien, die aber auf der Grundlage der Rückständigkeit 
Russlands im zaristischem System entwickelt worden waren. Russland befand sich 
am Rande des Zusammenbruchs von Staat und Gesellschaft. Der beginnende Kapita-
lismus im 19. Jahrhundert hatte Russland in eine tiefe gesellschaftliche, wirtschaftli-
che und soziale Krise gestürzt. Reste von Leibeigenschaft, obgleich 1865 aufgeho-
ben, und fehlende Reformen hemmten die Entwicklung in Industrie und Landwirt-
schaft. Gegenüber den fortgeschrittenen Ländern West- und Mitteleuropas herrschte 
ein technisch-ökonomischer Rückstand, der mit einem mangelhaften allgemeinen 
Bildungs- und Kulturniveau einherging. In Russland herrschte eine besonders primi-
tive und verschärfte Form der Ausbeutung durch private Unternehmer.  
 
Mit Zahlen aus den „Tagebuchblättern" vom 02.01.1923, veröffentlicht in der 
„Prawda" Nr. 2 vom 04.01.1923, gab Lenin Aufschluss über des Lesens und Schrei-
bens Kundige.72 Es handelt sich um Zahlen, wie sie im Deutschland vor dem 
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Genossenschaftsgesetz 1897 oder 1920, nach dem Ersten Weltkrieg, undenkbar ge-
wesen wären.  
 
Unter Kultur verstand Lenin im Grunde genommen den Stand der Zivilisation, 
den Kampf gegen Unwissenheit und Unkultur auf dem Lande sowie die 
„friedliche organisatorische Kulturarbeit“. „Ohne eine ganze Kulturrevolution, 
ohne ein Kulturniveau der Bauernschaft“ hielt Lenin die Kollektivierung in der 
UdSSR für unmöglich. Er schrieb dazu: „Bei vollständigem genossenschaftlichen 
Zusammenschluss stünden wir bereits auf sozialistischen Boden. Aber diese Voraus-
setzung, der vollständige genossenschaftliche Zusammenschluss, schließt ein derar-
tiges Kulturniveau der Bauernschaft ... in sich ein, dass dieser vollständige genossen-
schaftliche Zusammenschluss ohne eine ganze Kulturrevolution unmöglich ist." Jene 
Kulturrevolution, d. h. die Revolution der Zivilisation in Russland, bereite aber 
ungeheure Schwierigkeiten, sowohl rein zivilisatorischer, kultureller Natur, da An-
alphabetentum vorherrschte, als auch materieller Natur.73  
 
Mit Kultur und deren revolutionärer Umsetzung meinte Lenin aber auch landwirt-
schaftliche Kultur, im Sinne der deutschen Ackerkultur, wie aus dem Brief „An die 
Mitglieder des Politbüros“ vom 16.03.1922 hervorgeht.74 Auch hier zeigt sich, dass 
Lenins russische Terminologie genau zu interpretieren ist (vgl. „Plan“). Vor dem 
Hintergrund russischer Verhältnisse ist die Übertragung der Kulturrevolution lt. 
Leninschem Genossenschaftsplan in die Landwirtschaft des hoch zivilisierten und 
technisierten Deutschlands, dem ehemaligen Land der Dichter und Denker, zu sehen. 
Trotz bestehender Unterschiede im Lebensniveau von Stadt und Land bedurfte es 
keiner kulturellen, zivilisatorischen Revolution in Deutschland, auch nicht in der 
DDR.  
 
Jener Kulturrevolution hat nach Beendigung des Zweiten Weltkrieges auch nicht 
Westdeutschland bedurft, ohne dass dabei die ländliche Bevölkerung zurück-
geblieben wäre. Im Gegenteil, der ländliche Raum in beiden Teilen Deutschlands 
war stets ein Reservoir von kultureller Eigenständigkeit und Unverwechselbarkeit, 
die seit dem Ende des 20. Jahrhunderts Gefahr laufen, unter den Bedingungen von 
Europäisierung und Globalisierung nivelliert zu werden. 
 
4.2 LPG im Kontext des Herrschaftsspruches der SED in den Jahren 
1960 bis 1969 
 
Wie aus der Abhandlung über die Beweisstrategie der SED hervorgeht, ist das Modell der 
LPG ein Produkt kommunistischer Ideologie gewesen. Das betrifft auch analoge kollektive 
Betriebsformen in den im Ergebnis des Zweiten Weltkrieges entstandenen „Volksdemo-
kratien“ Europas. 
 
Die SED hatte sich sofort nach ihrer Gründung dem Verhaltensmuster der KPdSU ange-
passt. Moskau verband mit der Behinderung oder Förderung bestimmter Parteientwicklun-
gen in der SBZ besatzungspolitische Ziele, was auch die anderen Alliierten taten. Dabei 
hatte sich der sowjetischen Besatzungsmacht die SED als geeigneter Partner erwiesen. 
Selbstbestimmung in Deutschland stand nicht im Vordergrund, sodass der SED das Image 
einer „Russenpartei“ anhaftete. Sie unterlag der zunehmenden Stalinisierung, obwohl die 




So musste zwangsläufig die Politik der SBZ/DDR gar bald in das Fahrwasser und den 
Kontext der leninistisch-stalinistischen Ideologie der UdSSR bei der Lösung von Agrarfra-
gen geraten. Demzufolge war von vornherein damit zu rechnen, dass mittelfristig der Ent-
wicklung eines stabilen privaten Bauernstandes in der DDR nicht die Zukunft gehören 
würde. 
 
Deshalb erscheint es sinnvoll, außer auf die theoretisch-strategischen Grundlagen für die 
Installation des LPG-Modells in der DDR und der Betrachtung der LPG-Entwicklung in 
den sächsischen Bezirken auch auf das Spannungsfeld SED und LPG einzugehen. Ohne 
die Rekonstruktion dieser Beziehung besteht die Gefahr des mangelnden Verständnisses 
der sozialistischen Umgestaltungsprozesse der Landwirtschaft. 
 
4.2.1 Grundzüge der SED-Agrarpolitik  
 
Zum Grundverständnis der Vorgänge, die sich bei der sozialistischen Umgestaltung der 
bäuerlichen Gesellschaft sowohl in den sächsischen Regionen als auch in der gesamten 
DDR abspielten, gehört nicht nur die Kenntnis der Hierarchie im Parteiapparat, die sich als 
Partei mit „führender Rolle“ in allen Wirtschafts-, sozialen und kulturellen Bereichen sah, 
sondern auch ihre Strategie und Taktik. Die strategischen Konzeptionen lagen der zweiten 
Etappe der LPG-Entwicklung, wie auch den anderen Entwicklungsabschnitten zugrunde 
und waren das Ergebnis von Parteitagen. 
 
- Agrarpolitische Zielstellungen der SED 
Die agrarpolitischen Zielstellungen wurden auf der Grundlage von Beschlüssen der Par-
teitage der SED und der Bauernkongresse erlassen. Vor allem ging es um die Minimie-
rung von Importen (Getreide, Südfrüchte, Zuchtmaterial). Tierzuchtmaterial durfte nur 
im Falle von nachgewiesener Effektivitätserhöhung importiert werden. Beispiele dafür 
im Untersuchungszeitraum waren Importe von Schweinerassen zur Verringerung des 
spezifischen Futterverbrauchs und der Vergrößerung der Kotelettflächen oder die Ein-
kreuzung des Jersey-Rindes zur Steigerung der Milchfettleistung. 
 
Ein wesentlicher Grundzug der Agrarpolitik der SED war der Versuch der Versorgungs- 
autarkie, d. h. der Versorgung des Landes mit Agrarprodukten aus eigenem Aufkom-
men. Gegenüber anderen Wirtschaftszweigen konnte man sich an solche Versuche wa-
gen, da Arbeitskräfte ausreichend zur Verfügung standen, nur in geringem Maße hoch-
wertige Rohstoffe gebraucht wurden und das Hauptproduktionsmittel, der Boden, in 
ausreichendem Maße vorhanden war. 
 
Die SED benutzte folgende Instrumentarien zur Durchsetzung der Agrarpolitik76 
 
   
 politische „klassische“ 
 Änderung der Eigentumsver- Preispolitik 
 hältnisse, d. h. Abgaben an den Staat 
 Schaffung von „sozialistischem“ staatliche Auflagen 
 Eigentum an Produktionsmitteln Steuern 
 Betriebsvergrößerung direkte und indirekte Subventionen 
 Einrichtung von SED-Grund- verschiedene Kreditformen 




Ziel der Agrarpolitik war in allen Entwicklungsabschnitten der LPG gleichzeitig die 
Aufhebung von kulturellen und sozialen Unterschieden zwischen „Stadt und Land“. Die 
SED gestaltete die Agrarpolitik in Abhängigkeit von der SED-Wirtschaftspolitik, der 
Außenwirtschaft sowie deren wirtschaftlichen sowie ideologischen Richtungen bzw. 
Schwerpunktwechseln. 
 
- Strategische Konzeption der SED 
Die Strategie der Partei dokumentierte die SED in ihren Programmen. Die strategische 
Konzeption der SED zur Entwicklung der Landwirtschaft des wesentlichen Teiles des 
Untersuchungszeitraumes ist mit dem „Programm der SED“, welches auf dem VI. Par-
teitag 1963 beschlossen wurde, entworfen worden.77 Damit hatte die SED die Entwick-
lung der Landwirtschaft für die zweite Hälfte der sechziger Jahre, speziell für den Zeit-
raum zwischen dem VI. Parteitag 1963 und den VII. Parteitag 1967, konzipiert. Prinzi-
pielle Abweichungen von dieser Konzeption enthielten die Programme vor- und nach-
gelagerter Perioden nicht. Die Programme der SED wurden als Richtschnur für den dem 
Beschluss folgenden Zeitraum bis zum nächsten Parteitag gehandhabt. Die Programme 
galten für alle Bereiche im Staate und hatten verbindlichen Charakter. Das hielt die SED 
aber nicht davon ab, Kursabweichungen vorzunehmen, da viele Direktiven auf längere 
Sicht nicht realisierbar waren oder neue politische Strömungen die Oberhand gewannen. 
Kursabweichungen quittierte die SED aber nicht als Folge von Fehlern ihrer Strategie, 
sondern, im Gegenteil, als dialektisches Herangehen an die Probleme. Die Dialektik an 
sich war ein Bestandteil der Beweisstrategie für das sozialistische System als einzige 
Alternative und damit auch für die Umwälzungsprozesse der Landwirtschaft. So ist es 
auch verständlich, dass die strategische Konzeption für den Zeitabschnitt ab 1963, zur 
Periode des umfassenden und vollständigen Aufbaus des Sozialismus erklärt, nicht in 
allen Aussagen beibehalten wurde, obwohl sie als Ergebnis des VI. Parteitages be-
schlossen worden war.  
 
Unter der Zielstellung „umfassender und vollständiger Aufbau des Sozialismus“ in der 
Landwirtschaft verstand die SED-Agrarpolitik erstens die bessere Versorgung der Be-
völkerung mit Nahrungsgütern und der Industrie mit Rohstoffen aus eigenem Aufkom-
men. Das beinhaltete gleichzeitig die weitere Ablösung von Importen, auch aus den so-
zialistischen Ländern des RGW, dem die DDR selbst angehörte. Für diese Zielstellung 
bedurfte es zweitens als nicht materieller Bedingung einer besseren Arbeit in den sozia- 
listischen Landwirtschaftsbetrieben, verbrämt mit „guter genossenschaftlicher Arbeit“. 
Dafür war u. a. die Bewusstseinsveränderung der Bauern in Richtung eines „sozialisti-
schen Bewusstseins“ als Notwendigkeit gefordert. Drittens orientierte die SED, materi-
ell gesehen, auf eine Reihe von Voraussetzungen, die in den nächsten vier bis fünf Jah-
ren von der Landwirtschaft zu schaffen waren. Es handelte sich dabei um 
• weitere Intensivierung der Produktion, 
• allmählichen Übergang zu industriemäßigen Produktionsmethoden,78 
• steigende Brutto- und Marktproduktion, verbunden mit systematischer Erhöhung des 
Betriebs- und Anlagenvermögens, 
• Verwendung eines angemessenen Teils des Betriebseinkommens der LPG für die 
Erweiterung der Betriebsmittel, 
• Annäherung der materiellen und kulturellen Lebensbedingungen der in der Landwirt-
schaft Beschäftigten an die der Stadtbevölkerung, 
• Übergang der LPG des Typs I zu den beiden höheren Typ II und III und 
• Erreichung des Höchststandes in der Brutto- und Marktproduktion je Flächeneinheit 
durch die leistungsfähigsten VEG und LPG Typ III. 
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Um diese Voraussetzungen schaffen zu können, sah die strategische Konzeption nach 
dem Diktum der SED die Erfüllung von neun Aufgaben vor. 
• Konsequente Durchsetzung der „innergenossenschaftlichen Demokratie“. Hierunter 
war die Einbeziehung aller LPG-Beschäftigten in die Arbeit zu verstehen. Besonders 
ging es um die Problemgruppe Jugendliche, die in andere Berufe und in die Bal-
lungsgebiete strebten, sowie Bäuerinnen, die sich teilweise der Mitgliedschaft oder 
der Arbeit in den LPG entzogen. 
• Leitung und Koordinierung nach dem „Produktionsprinzip“, ein im Denkansatz 
sinnvolles Prinzip, das wirtschaftlichen Überlegungen zur standortgerechten Vertei-
lung der Erzeugungszweige Rechnung tragen sollte. 
• Hebung der Bodenfruchtbarkeit als wichtigste Aufgabe, um eine stabile Futter-
grundlage, ausreichende und kontinuierliche Ernährung der zunehmenden Viehbe-
stände (einschließlich ordnungsgemäßer Futterbevorratung) zu gewährleisten. Diese 
Aufgabenstellung zeigt deutlich, woran es in den LPG bislang mangelte.  
• Entwicklung einer hoch produktiven Viehwirtschaft bei Vergrößerung der Tierbe-
stände, Steigerung der tierischen Leistungen durch ordnungsgemäße Haltung, Fütte-
rung und Pflege sowie systematische Züchtungsarbeit. Auch hierbei ließ das Pro-
gramm der SED die noch herrschenden Mängel erkennen.  
• Darüber hinaus stellte das Programm den LPG die Aufgabe der Erhöhung der Ar-
beitsproduktivität durch „allmählichen Übergang zur Einführung industriemäßiger 
Produktionsmethoden“. 
• Einführung moderner Technologien zur Mechanisierung und Teilautomatisierung 
landwirtschaftlicher Arbeitsprozesse. Im Zweig Feldwirtschaft bedeutete das Geräte-
kopplungen, komplette Maschinensysteme, höhere Pflugtiefen. Für die Innen-
mechanisierung sah die Aufgabenstellung die Mechanisierung von Futterbereitung 
und -verteilung, Entmistung sowie Melken vor. Um die Defizite bei Kraftfutter aus-
zugleichen, sollten Futtertrocknungskapazitäten wesentlich erhöht werden. 
• Ausdehnung der agrarwissenschaftlichen Forschung mit einem Komplex von For-
schungsschwerpunkten zur Durchsetzung vorgenannter Aufgaben gemäß Aufzähl-
zeichen 1–5. 
• „Vervollkommnung der Planung“, d. h. bei der Planung sollten Langfristigkeit der 
Planung, hoher Nutzeffekt der Investitionen und höhere Ausnutzung von Betriebs-
mitteln berücksichtigt werden. Die Intensivierung und der allmähliche Übergang zu 
industriemäßigen Produktionsmethoden sollten an eine standortgerechte Konzentra-
tion und schrittweise Spezialisierung der Erzeugung gebunden werden, um Produkti-
onsausstoß und Arbeitsproduktivität erhöhen zu können. Auch an die Ausrichtung 
der staatlichen Preispolitik für Agrarprodukte sowie der Steuer- und Kreditpolitik für 
die Landwirtschaft im Sinne eines echten Anreizes zur Produktionssteigerung war 
gedacht. 
• Weiterentwicklung des sozialistischen Wettbewerbs unter dem Wahlspruch „von 
Mann zu Mann, von Brigade zu Brigade und von Betrieb zu Betrieb“, mit dem Ziel 
der Vergütung der Arbeit der Menschen nach der Leistung. Dabei sollte auch eine 
umfangreiche Wissensvermittlung, angefangen bei den LPG-Mitgliedern bis zu den 
Studierenden an den Hoch- und Fachschulen, unter besonderer Berücksichtigung der 
Arbeit an der Basis der Produktion in Angriff genommen werden.  
 
Letztendlich sollten die Dörfer eine sozialistische Entwicklung nehmen, ihr Antlitz in 
diesem Sinne verändern und sich dem kulturellen und sozialen Stand der Bevölkerung 




Die Aufgabenstellung in allen vorgenannten Punkten mutet sehr pathetisch an. Es war 
bei Kenntnis der Wirtschaftskraft des Staates zu erwarten, dass sie bis zum nächsten 
Parteitag im Jahre 1967 nur ansatzweise erfüllt werden konnte. Dies traf besonders auf 
den materiell-technischen Teil zu, da die Wirtschaft der DDR seit dem Abschluss der 
Abschottung im August 1961 unter großen Materialschwierigkeiten litt. Nicht weiterge-
führt wurde durch die SED das sogenannte Produktionsprinzip. Durch dessen Fallenlas-
sen stellten sich Effektivitätsdefizite ein. Jede LPG musste demgegenüber neuerdings in 
der Lage sein, alles produzieren zu können, um rasch Versorgungslücken füllen zu kön-
nen. Damit konterkarierte die SED das Bemühen um Konzentration und Spezialisie-
rung. 
 
Aus der Einzelaufzählung der Aufgaben des Programms kann man Rückschlüsse auf 
den tatsächlichen allgemeinen Zustand in den Landwirtschaftsbetrieben, abgesehen von 
den „Spitzenbetrieben“, ziehen. Zum Beispiel mussten ordnungsgemäße Haltung, Fütte-
rung und Pflege von Tieren (viertes Aufzählzeichen) als eine bäuerliche Selbstverständ-
lichkeit vorausgesetzt werden, bedurfte aber der Aufnahme in das Programm der SED 
für die nächsten vier Jahre. Nochmals wird auf das Thema der industriemäßigen Pro-
duktion verwiesen. Zu jener Zeit hatte sie die SED zwar für die Zukunft als Fern- und 
Endziel, aber nicht für einen absehbaren Zeitraum vorgesehen. Vorläufig ging es tat-
sächlich erst einmal um die Schaffung ganz elementarer Voraussetzungen für eine Ar-
beit in Großbetrieben und vorläufig um „allmählichen Übergang zu industriemäßigen 
Produktionsmethoden in der Landwirtschaft“, wie es der Sprachgebrauch in der DDR 
formulierte. Industriemäßige Produktionsmethoden begannen ansatzweise zum Ende 
der sechziger Jahre, nicht eher. Erst große, organisationsmäßig gefestigte LPG der 
Pflanzen-, Tier- und Spezialproduktion konnten in den achtziger Jahren verschiedene 
industriemäßige Produktionsverfahren einführen. Zu einer konsequenten Industrialisie-
rung der Landwirtschaft ist es in der DDR und in den sächsischen Bezirken bis 1990 nie 
gekommen.  
 
In einem wesentlichen Punkt verfolgte die SED-Agrarpolitik dieses Parteiprogramm 
dennoch konsequent, der Erhaltung und Mehrung der Bodenfruchtbarkeit. Seit dem V. 
Parteitag 1958, dem „Bodenfruchtbarkeits- Parteitag“, widmete die SED diesem Thema 
bis zum Ende der DDR 1989 größte Aufmerksamkeit und setzte eine Menge Meliorati-
onskapazitäten frei. Eine Erfolgsanalyse aller bis 1989 durchgeführten Meliorationspro-
gramme würde den Umfang der Studie überschreiten. Es bleibt jedoch festzuhalten, 
dass die Melioration, insbesondere die Feldberegnung, als ein Intensivierungsfaktor gel-
ten konnte, der ursprünglich nur „reichen Bauern“79 vorbehalten war. In dem Ausmaß, 
wie ihn die DDR anwendete, führte er zu einer rasanten Zunahme der spezifischen Kos-
ten in der Feldwirtschaft. In dessen Folge hatte ein nicht mehr aufzuhaltender Effektivi-
tätsrückgang eingesetzt. Bedingt dadurch hatten sich zu Ende der siebziger Jahre erheb-
liche nachteilige Struktureffekte in der Pflanzenproduktion auf komplexmeliorierten 
Flächen, nicht nur in den drei sächsischen Bezirken, sondern auch in der gesamten DDR 
eingestellt. Die ökonomischen Auswirkungen konnten nur noch mit staatlichen finanzi-
ellen Mitteln ausgeglichen werden. 
 
4.2.2 LPG in der Hierarchie von SED und staatlicher Leitung der Landwirtschaft 
 
Die Tätigkeit der LPG und ihr Entwicklungsverlauf waren abhängig von den obrigkeits-
staatlichen Verwaltungsstrukturen. Deshalb war eine eigenständige betriebliche Entwick-
lung nur begrenzt möglich. Daraus erklären sich die Schwierigkeiten bei der Erhöhung von 
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Effektivität, Arbeitsproduktivität und Marktaufkommen. Subjektiv bedingte Abweichun-
gen konnten zu Entwicklungsunterschieden bei LPG mit ähnlichen Produktionsbedingun-
gen führen. 
 
- Allgemeiner Verwaltungsaufbau 
Die Verwaltungsorgane als Ausdruck der Exekutive gliederten sich wie auch die Legis-
lative in jeweils drei Ebenen, wie nachstehendes Schema zeigt. Sie wiesen eine doppelte 
Unterstellung auf. 
 
Legislative Exekutive Institutionen 
 
Oberste Volksver-  Oberste Verwaltungs- Regierung der DDR 
tretung  ebene 
Volkskammer   Ministerrat  Fachministerien,  
VVB, Kombinate 
(z. B. Landwirtschaft) 
    
Mittlere Volksver-  Mittlere Verwaltungs- 
tretung ebene 
Bezirkstag  Rat des Bezirkes  Fachabteilungen  
des RdB 
(z. B. Landwirtschaft) 
    
 
Untere Volksver-  Untere Verwaltungs- 
tretung  ebene 
Kreistag  Rat des Kreises  Fachabteilungen des RdK 
(z. B. Landwirtschaft) 
 
Der Verwaltungsaufbau trug vier Merkmale: 
• Einheitlich hierarchischer Aufbau der drei Verwaltungsebenen entsprechend des de-
mokratischen Zentralismus 
• Doppelte Unterstellung der Legislative und Exekutive  
• Einbeziehung der Bevölkerung in die Umsetzung von Aufgaben, die die drei Ebenen 
der Volksvertretung einerseits und die drei Ebenen der staatlichen Leitung anderer-
seits aufgrund der Aufgabenstellung der SED beschlossen hatten 
• Ausübung der „führenden Rolle“ durch die SED 
 
Die Machtbefugnis der SED war in der Verfassung der DDR festgeschrieben. Dadurch 
bedingt war die Mitbestimmung durch die Bevölkerung als Ausdruck von Basisdemo-
kratie, insbesondere wenn es sich um Nichtmitglieder der Partei handelte, nur einge-
schränkt möglich. 
 
- Hierarchie der Partei 
 Seit der Umwandlung der SED in eine „Partei neuen Typs“ und unter dem Begriff „füh-
rende Rolle“ hatte sich die SED von vornherein auf der Grundlage des Stalinschen 
Geistes uneingeschränkte Macht in allen wichtigen Bereichen von Staat sowie Gesell-
schaft gesichert und ihre Herrschaftsmethoden verfeinert.80  
 
Das wichtigste Instrument war die Verbindung von Partei und Staat. Die „führende Rol-
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le“ der SED war in der neuen Verfassung der DDR vom März 1968 nach einer Volks-
wahl mit 98,2 % Wählerstimmen Grundsatz und Gesetz geworden. Damit hatte sie 
staatsrechtliche Legitimierung erhalten. Im Verfassungstext hieß es: „Die DDR ... ist die 
politische Organisation der Werktätigen in Stadt und Land unter Führung der Arbeiter-
klasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei.“81 
  
Diese verfassungsrechtliche Legitimierung verhinderte u. a., dass die SED nach dem 
Zusammenbruch des DDR-Staates kriminalisiert werden konnte. 
  
Entsprechend dem sowjetischen Beispiel der KPdSU und dem demokratischen Zentra- 
lismus war die Struktur der SED auch der KPdSU angepasst, einheitlich und hierar-
chisch. Oberstes Leitungs- und Beschlussgremium war der Parteitag der SED, im 
Rhythmus von vier bis fünf Jahren veranstaltet. 
 
   Generalsekretär 
 
  
       Politbüro (PB): - Kandidaten, Mitglieder, Kommissionen, Arbeitsgruppen  
  - Sekretäre für Fachgebiete, z. B. Landwirtschaft 
  
      Zentralkomitee (ZK): - Kandidaten und Mitglieder 
  - 1. und 2. Sekretär 
  - zentraler Parteiapparat 
  
       Bezirksleitungen (BL): - Mitglieder 
  - 1. und 2. Sekretär 
- Sekretariate für Fachgebiete (z. B. Landwirtschaft)  
  
      Kreisleitungen (KL): - Mitglieder 
- 1. und 2. Sekretär 
- Sekretariate für Fachgebiete (z. B. Landwirtschaft) 
  
     Grundorganisa- - Betriebs- und Abteilungsparteiorganisationen 
    tionen (GO):    (BPO, APO) in VEB, LPG, VEG, staatliche Institutionen, 
Verwaltungen mit hauptamtlichen Parteisekretären 
- Wohngebietsparteiorganisationen (WPO) 82   
 
• Eine GO hatte in der Regel mindestens 50 Parteimitglieder, maximal einige Hun-
dert.83 Anders lautende Bezeichnungen für GO waren Betriebs- oder Abteilungspar-
teiorganisation (BPO, APO). Die GO bestanden aus einzelnen Parteigruppen, die in 
























Die GO waren an technologischen Gegebenheiten der jeweiligen Betriebe oder staat-
lichen Einrichtungen orientierte Untergliederungen. Somit entsprach die Parteistruk-
tur der Betriebsstruktur. Auf diese Weise war eine direkte Verquickung des Parteiap-
parates mit allen Einheiten des politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Lebens geschaffen worden. Insbesondere bestand diese Verbindung zum Staatsappa-
rat. So geschah es auch bei der gesamten Landwirtschaftsverwaltung des DDR-
Staates. 1985 gab es in der DDR insgesamt 58.573 GO.84 
• Die WPO waren den Wohnbezirksausschüssen (WBA) der Nationalen Front (NF) 
zugeordnet und übten auch dort die „führende Rolle“ der SED aus. Die WBA um-
fassten Vertreter der Blockparteien und sogenannter gesellschaftlicher Massenorga-
nisationen, wie ABI, VdgB und DFD.  
 
In bestimmten Fällen erfolgte direkter Einfluss der sowjetischen Parteiführung über das 
Politbüro des ZK der KPdSU auf das Politbüro der SED, z. B. bei militärischen oder Si-
cherheitsangelegenheiten. Das Politbüro war nach dem Parteitag höchstes Entschei-
dungsgremium der SED, damit höchstes Machtorgan der DDR und zugleich fest mit 
dem sowjetischen Machtgefüge verbunden. Die Politbüro-Beschlüsse hatten absolute 
Vollzugsgewalt.  
 
Ein Kandidat und bekanntes langjähriges Mitglied des Politbüros der SED war vor und 
nach dem Untersuchungszeitraum, von 1959–1981, der aus der Mark Brandenburg 
stammende Gerhard Grüneberg. Er hatte als Sekretär für Landwirtschaft des ZK von 
Anfang an bis zu seinem Tode am 10.04.1981 die politische Weichenstellung im Agrar-
bereich in der Hand. 1963 war er außerdem Mitglied des Landwirtschaftsrates bzw. des 
Zentralen Rates für landwirtschaftliche Produktion und Nahrungsgüterwirtschaft (RLN) 
der DDR.85 
 
Die SED-Diktatur verstand sich als Diktatur des Proletariats im Sinne Lenins. Sie äu-
ßerte sich im richtungweisenden Wirken des Politbüros der SED. Über eine eigene „Ab-
teilung Blockparteien“ konnte die SED auf die anderen Parteien Einfluss ausüben. Be-
merkenswert ist, dass die Demokratische Bauernpartei Deutschlands aufgrund eines Be-
fehls der sowjetischen Besatzungsmacht von führenden SED-Genossen im April 1948 
gegründet wurde. Weitere spezialisierte Organisationseinheiten bestimmten das gesamte 
politische, gesellschaftliche und kulturelle Leben sowie die produktive Sphäre in der 
DDR. Beim ZK der SED wurden ebenfalls hauptamtliche Abteilungen/Arbeitsgruppen 
für verschiedene Sachgebiete, wie z. B. Bauwesen, Justiz, Sport, Presse, Wirtschaft, 
Frauen, gesamtdeutsche Fragen und viele andere, eingerichtet. Der Abteilungsleiter für 
Landwirtschaft im ZK war während des Untersuchungszeitraumes Bruno Kiesler 
(1959–1981).86 Mit dem aus Ostpreußen stammenden Funktionär saß ein Mann in der 
Fachabteilung Landwirtschaft im ZK, der sich in der sozialistischen Landwirtschaft 
hochgearbeitet hatte. 1949 hatte er sich Verdienste bei der Aktion „FDJler auf die Trak-
toren“ erworben und wurde deshalb als „Hennecke der Landwirtschaft“ bezeichnet. 
Bruno Kiesler begann seine landwirtschaftliche Laufbahn als Traktorist in einer MAS 
und brachte es über Funktionen im Parteiapparat ab 1954 bis zum Minister für Land-, 
Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft.  
 
Zur Ausbildung von Funktionären für die sozialistische Landwirtschaft gab es die Insti-





Die Fortbildung von höheren Partei-„Kadern“ fand ferner in Sonderklassen des ZK an 
der Hochschule für LPG in Meißen (Bezirk Dresden) und an der Hochschule für Land- 
und Nahrungsgüterwirtschaft in Bernburg (Bezirk Halle) statt.  
 
Die Bezirksparteileitungen unterhielten darüber hinaus eigene Bezirksparteischulen. In 
den sächsischen Bezirken befanden sich diese in Dresden („Georg Wolff“), Mittweida 
(„Ernst Schneller“) und Leipzig („Walter Ulbricht“).87    
 
- Verwaltungsstrukturen Landwirtschaft 
Die Leitung der LPG war an die drei Ebenen der Verwaltungsstruktur der DDR und der 
SED-Hierarchie angepasst. 
 
In der Verwaltung wurde stets experimentiert und Angleichung an politische Wechsel 
vorgenommen. Die leitungsstrukturellen Eingriffe wirkten bis in die LPG hinein. Es gab 
dort ebenfalls Strukturveränderungen, die Arbeitsgruppen, Brigaden, Komplex-
Brigaden, Brigadebereiche, Fachbereiche, Produktionsbereiche bis zu spezialisierten 
LPG hervorbrachten. 
• Zentrale Ebene 
Die zentrale Ebene verkörperte das Landwirtschaftsministerium der DDR in Berlin. 
Im Verlaufe der Geschichte der DDR fanden in der obersten bzw. zentralen Ebene 
der Landwirtschaftsverwaltung mehrere Strukturveränderungen statt, welche den Un-
tersuchungszeitraum 1960-1969 betrafen: 
1949 bis 07.02.1963  Ministerium für Landwirtschaft, Erfassung und Forsten 
1963 bis 1967  nach Einführung des NÖSPL bzw. NÖS Zentraler Landwirt-
schaftsrat der DDR mit Unterstellung von Bezirks- und 
Kreislandwirtschaftsräten (BLR, KLR) nach dem Produkti-
onsprinzip 
1967 bis 1972 nach dem VII. Parteitag der SED und im Rahmen der Um-
wandlung des NÖS in das „Ökonomische System des Sozia-  
lismus“ Zentraler Rat für Landwirtschaft und Nahrungsgü-
terwirtschaft (RLN-Z) der DDR mit Produktionsleitung (PL)) 
und Unterstellung der RLN (B) und RLN (K) 
ab 01.01.1973 Dezentralisierung des Rates, Auflösung des RLN-Z mit PL 
und Wiedereinrichtung des Ministeriums für Land-, Forst- 
und Nahrungsgüterwirtschaft (MLFN) mit dem Sitz in Ber-
lin-Karlshorst88 
 
Dem MLFN unterstanden ab 1973  13 VE-Kombinate für den Agrarbereich. Als 
Ausnahme unterstanden alle VE Meliorationsbaubetriebe und VE Landbaukombinate 
den Räten der jeweiligen Bezirke. 
 
Minister des Agrar-Ressorts und Parteizugehörigkeit89: 
 
1949 - 1950 Ernst Goldenbaum (DBD), Minister für Landwirtschaft, Er-
fassung und Forsten 
1950 - 1952  Paul Scholz (DBD), dto 
1952 - 1953  Wilhelm Schröder (DBD), dto 
1953  Hans Reichelt (DBD)90, dto 
1953 - 1955  Paul Scholz (DBD), dto 
1955 - 1963  Hans Reichelt (DBD), dto 
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1963 - 1972 Georg Ewald (SED), Minister und Vorsitzender des Zentra-
len Landwirtschaftsrates der DDR 
1972 - 1973 Georg Ewald (SED) als Vorsitzender und Produktionsleiter 
des RLN-Z im Range eines Ministers, ab 1973 wieder Mini-
ster für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft der DDR 
1973 - 1982 Heinz Kuhrig (SED), Minister für Land-, Forst- und Nah-
rungsgüterwirtschaft der DDR 
1982 - 1989 Bruno Lietz (SED), Minister für Land-, Forst- und Nahrungs-
güterwirtschaft der DDR 
1989 - 1990 Hans Watzek (DBD), Minister für Land-, Forst- und Nah-
rungsgüterwirtschaft der DDR 
1990 Peter Pollack (parteilos), Minister für Landwirtschaft der    
Übergangsregierung 
• Mittlere Ebene 
Ab 1952 fungierten die Räte der Bezirke (RdB) mit Fachabteilungen wie Kultur, 
Bauamt, Planung, Finanzen, Gesundheit, Industrie, Verkehr. Dazu gehörten Unteror-
ganisationseinheiten für verschiedene Fachgebiete des Agrarbereiches, z. B. MTS, 
Kader und Ausbildung, LPG, VEG, Bau. Für das landwirtschaftliche und Ver-
sorgungs-Ressort waren die Abteilungen Handel und Versorgung, Erfassung und 
Aufkauf sowie Land- und Forstwirtschaft eingerichtet worden. 
 
Ab 1963 gab es Bezirkslandwirtschaftsräte mit Produktionsleitung (BLR-PL), d. h. 
BLR als ehrenamtliches gewähltes Organ des Bezirkstages, PL als hauptamtliches, 
nicht wählbares Fachorgan mit den jeweiligen spezifischen Fachabteilungen. 1964 
wurde die Abt. Forstwirtschaft in die VVB Forstwirtschaft überführt. 
 
Weitere Stufen bestanden in:  
bis 1967 Abt. Allgemeine Landwirtschaft u. a. erhalten geblieben  
ab 1967 Übernahme dieser Organisationseinheit durch den BLR-PL als eine der 
fachspezifischen Abteilungen 
ab 1968 Rat für Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft mit Produktionslei-
tung (RLN-PL)  
RLN (B) als ehrenamtliches, gewähltes Organ des Bezirkstages 
RLN (B)-PL als hauptamtliches, nicht gewähltes Fachorgan mit den jeweiligen 
 spezifischen Fachabteilungen, z. B. Landwirtschaft, Bau und  
 Melioration, Kader 
1968 wurde die Nahrungsgüterwirtschaft vom Wirtschaftsrat des Bezirkes dem Rat 
des Bezirkes, Fachorgan für Landwirtschaft, zugeordnet, ab 1975 Rat für Landwirt-
schaft und Nahrungsgüterwirtschaft (RLN ohne PL) als gewähltes beratendes Organ 
des Bezirkstages und des Rates des Bezirkes sowie Rat des Bezirkes, Abt. Land- und 
Nahrungsgüterwirtschaft (RdB, Abt. L u. N), Einsatz der Mitarbeiter der ehemaligen 
Fach-Organisationseinheiten der PL in Fachsektoren, wie Technik, Bau, Melioration, 
Tierproduktion, Pflanzenproduktion, Kaderausbildung, VEG, entsprechend der zen-
tralen Ebene, Neubildung einer fachlichen Organisationseinheit (Sektor) für Forst-
wirtschaft bei der Fachabteilung, Rekrutierung der Mitarbeiter aus der ehemaligen 
VVB Forstwirtschaft von 1964. 
 
Bei dieser Organisationsform hatte demnach das Agrarfachorgan beim RdB eine 
doppelte Leitung, den Stellvertreter des Ratsvorsitzenden für das Agrarressort, das 
gewählte Organ als Ausdrucksform einer Rückbesinnung auf demokratische Prinzi-
707 
 
pien und den Abteilungsleiter für die Fachabteilung in administrativer, nicht wählba-
rer Funktion, bestätigt vom Bezirkstag und der SED-BL.91 
 
Diese Funktionen wurden von SED-Mitgliedern, sogenannten Nomenklatur-Kadern, 
besetzt und unterlagen dadurch direkt dem Einfluss der SED. Den beiden Leitungs-
kadern der Fachabteilung des Agrarbereiches war die Bezirksleitung der SED mit 
entsprechender Rangordnung und einem Sekretär für Landwirtschaft zur Seite ge-
stellt. Mit dieser Unterstellung konnte innerhalb der Hierarchie auf die Durchsetzung 
zentraler oder bezirklicher Parteibeschlüsse direkt Einfluss ausgeübt werden.  
 
In den sächsischen Bezirken waren die Organisationseinheiten der mittleren Partei- 
und Verwaltungsebene im Untersuchungszeitraum folgend besetzt:92 
 
 Bez. Dresden Bez. Leipzig Bez. Karl-Marx-Stadt 
1. Partei (BL)    











Rolf Weihs  
(1960-1963) 
Paul Roscher  
(1963-1976) 








Gerda Meschter  
(1952-1961) 
Walter Weiss  
(1961-1970) 




Fritz Hecht (1960-1962) 
Manfred Scheler 
(1962-1963) 
Hans Krone  
(1963-1980) 






Karl Götz (1961-1963) 
Kurt Fritz (1963-1974) 
1.4. Mitglieder und Kandida-
ten der BL 
(landwirtschaftlicher 
Herkunft) 
von 1954–1963  



























Paul Bock  
(1969-1981) 
2. Staatsapparat (RdB)    
2.1. Vorsitzender des RdB Walter Weidauer 
 (1958-1961) 






Max Müller  
(1952-1960) 
Werner Felfe  
(1960-1963) 















Helmut Lindau  
(1967-1989) 
Eduard Paul 95  
(1958-1960) 











Nach dem VI. Parteitag der SED im Januar 1963 bildete die Regierung per Staats-
ratsbeschluss vom 14.12.1963 den Zentralen Landwirtschaftsrat der DDR. Damit 
wurde gleichzeitig das Fachministerium für Landwirtschaft aufgelöst. Dem Zentralen 
Landwirtschaftsrat wurden als mittlere und untere Ebene der Landwirtschaftsverwal-
tung die Bezirks- und Kreislandwirtschaftsräte (BLR und KLR) unterstellt. Bei die-
sem Akt war es der SED gelungen, die Demokratische Bauernpartei (DBD) abzu-
koppeln und sich als uneingeschränkt herrschende Partei die Führung auch im 
Volkswirtschaftszweig Landwirtschaft zu sichern. Die Produktionsleitung der BLR 
und KLR, das eigentliche, aber nicht wählbare Leitungsgremium, wurde mit SED-
Genossen besetzt. Der Rat als ehrenamtliches, wählbares Gremium, durfte mit Ver-
tretern, die dem gesamten Parteispektrum angehörten, besetzt werden. Das betraf     
aber in den sächsischen Bezirken mit Einschränkung nicht den Bezirk Karl-Marx-
Stadt. Dort befanden sich, mit Ausnahme von Kurt Dittbrenner (DBD), nur Angehö-
rige der SED in der Position des Stellvertretenden Vorsitzenden des Rates des Bezir-
kes für Landwirtschaft und Ernährung.96 
 
Aus Gründen der besonderen Bedeutung der Landwirtschaft und der politischen Pari-
tät erhielten zwischen 1954 und 1963, der Phase der Bildung von Büros der BL, 
Funktionäre der sozialistischen Landwirtschaft in vorwiegend landwirtschaftlich ge-
prägten Bezirken den Status eines Mitgliedes bzw. Kandidaten des Büros der BL. Bis 
zur Auflösung der Büros 1963 gehörten die Vorsitzenden von Bezirkswirtschafts- 
und Bezirkslandwirtschaftsräten automatisch als Mitglieder bzw. Kandidaten den 
Büros an. 
 
Aufgrund des Beschlusses des Politbüros der SED vom 26.02.1963 über die Leitung 
der Parteiarbeit nach dem Produktionsprinzip wurden die Büros der BL aufgelöst und 
bei den BL im Frühjahr 1963 fachbezogene Sekretariate mit hauptamtlichen Sekretä-
ren gebildet. Ferner richtete die SED Büros für Industrie, Bauwesen sowie Landwirt-
schaft mit bis zu neun Mitgliedern ein, darunter ein bis zwei hauptamtliche Partei-
sekretäre von VEB. Darüber hinaus bildete die BL eine Ideologische Kommission.    
  
Im Frühjahr 1965 wurden diese Büros und die Ideologische Kommission, die es auch 
beim Politbüro und den Kreisleitungen gab, wieder aufgelöst. Bis Ende 1989 gab es 
dann wieder Sekretariate der BL, denen u. a. alle hauptamtlichen Sekretäre, die Vor-
sitzenden der RdB und (bis 1976) die Vorsitzenden der Bezirkslandwirtschaftsräte 
angehörten. Die Ersten Sekretäre der BL nahmen eine besondere Stellung im Macht-
apparat der SED ein. In der Regel waren sie zugleich Kandidaten oder Mitglieder des 
ZK der SED.97 
 
• Untere Ebene 
Die untere Verwaltungsebene war analog der mittleren Verwaltungsebene aufgebaut. 
Die kreisliche Struktur widerspiegelte die bezirkliche Struktur, wie dies auch in der 
SED-Hierarchie der Fall war. Dadurch, dass in den größeren LPG Typ III die SED 
Parteigruppen mit hauptamtlichen Parteisekretären installierte, konnten die LPG re-
gelmäßig zu Rapporten und internen Beratungen in die SED-Kreisleitung beordert 
werden. In der Regel bestand die Mehrheit des Leitungspersonals aus SED-Mit-
gliedern, anderenfalls wären sie nicht mit diesen Funktionen betraut worden. Die 
DBD als Blockpartei war nicht nach dem Betriebsprinzip, sondern nach dem Territo-
rialprinzip, d. h. nach Wohngebieten in Ortsgruppen, gegliedert. Dadurch hatte sie 
keinen politischen Einfluss auf das Betriebsgeschehen und die Agrarpolitik. Im Jahre 
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1963 wurde sie ohnehin entmündigt und die Landwirtschaftsverwaltungen nur noch 
von SED-Mitgliedern besetzt. 
 
Die Parteisekretäre der LPG hatten teilweise nebenbei eine fachliche Funktion in den 
LPG inne. Für die Parteifunktion erhielten sie zusätzliche Arbeitseinheiten als Ver-
gütung. In den kleineren LPG Typ I, wo es normalerweise keine SED-Mitglieder 
gab, waren keine Parteisekretäre eingesetzt. In diesen Fällen hatten die SED und 
auch die staatliche Leitung nur indirekten Einfluss auf das betriebliche Geschehen.    
  
Im Folgenden wird anhand eines konkreten Falles, der LPG Typ I in Pretzschendorf, 
Kr. Dippoldiswalde, der relativ schwache Einfluss der SED und deren geringe Prä-
senz im Betrieb erläutert. In einer Aufstellung der LPG Typ I, Pretzschendorf, (unda-
tiert und ohne Adressat, wahrscheinlich an den RdK Dippoldiswalde) wird für die 
Leitungsgremien der LPG ein Hinweis auf die politische Herkunft der Mitglieder ge-
geben.  
 
Gremium dar. Parteizugehörigkeit eingebrachte LN (ha)
Vorstand                         1 SED        6,22 
25 Mitglieder                        2 DBD      18,57 bzw. 20,97 
                        1 CDU         - 
Revisionskommission   
12 Mitglieder                        1 SED         - 
Normenkommission 
  
10 Mitglieder                        1 DBD      18,40 
Frauenausschuss   
4 Mitglieder                             -         - 
 
Dass bei 212 Mitgliedern der LPG bzw. bei 47 in Leitungsorgane gewählten Mitglie-
dern nur 2 der SED bzw. 6 überhaupt einer Partei angehörten, kann als Zeichen poli-
tischer Unterrepräsentanz bzw. genereller Ablehnung von Parteien durch die Bauern 
bewertet werden. Oft wurden SED-Mitglieder nur deshalb in Funktionen gewählt, 
um vor Einflussnahme von „außen“ Ruhe zu haben. Bezeichnend ist auch, dass im 
Regelfall die Landeinbringer nicht der SED angehörten bzw. dass die SED-
Mitglieder eher zu den Landlosen oder -armen gehörten.  
 
In den LPG Typ III verhielten sich die politischen Verhältnisse prinzipiell anders als 
in den LPG Typ I und oft zugunsten der SED und Blockparteien. Dies war eine Fol-
ge der sozialen Zusammensetzung, die sich in den LPG durch Zuzug von nichtland-
wirtschaftlichen Arbeitskräften, die auch nach dem „sozialistischen Frühling“ an-
hielt, verändert hatte. 
 
Nach einer vom 14.04.1970 datierten Aufstellung hatte sich in der LPG Pretzschen-










Gremium Mitgliederanzahl dar. Parteizugehörigkeit 
Vorstand 15 2 SED 
Revisionskommission   9 1 CDU 
Sozialkommission   8 1 CDU 
Normenkommission   8   1 LDPD 
Prämienkommission   6 - 
Frauenkommission 11 - 
 
Auch nach knapp zehn Jahren LPG-Entwicklung und politischem Einfluss „von au-
ßen“ hatten sich die Verhältnisse nicht wesentlich zugunsten der SED verändert, da 
Eingriffe von Parteileitungsorganen in eine LPG vom Typ I schwer möglich waren. 
Die betont bäuerliche Zusammensetzung solcher Betriebe konnte einer Durchsetzung 
mit SED-Mitgliedern entgegensteuern.  
 
Hinsichtlich der politischen Konstellation im Betrieb und Vorstand konnten bei den 
LPG sehr große Unterschiede auftreten, sodass eine Verallgemeinerung zur Parteizu-
sammensetzung und -repräsentanz nicht getroffen werden kann. Allgemein trifft aber 
die Annahme zu, dass ältere Bauern nicht in Parteien oder gar in die SED eintraten, 
da außerdem vielfach Bindungen zur Kirche bestanden. 
 
Die vorgenannt beschriebenen Verhältnisse in einer LPG des Typs I, zumal deren 
Gründung erst auf die Zeit der endgültigen Kollektivierung zurückgeht, können nicht 
auf größere und schon in den fünfziger Jahren entstandene LPG des Typs III über-
tragen werden. Diese Feststellung soll mit einem Beispielfall untermauert werden. 
 
Im Jahre 1965 verzeichnete die LPG „Freundschaft“, Typ III, Oberwiera, Kr. 
Glauchau, 95 Beschäftigte, die einer Partei angehörten. (= 21 % des Gesamtpersonal-
bestandes). Bei der Parteizusammensetzung dominierte die SED. 
 
Partei Anzahl der Beschäftigten 
SED 67 
CDU 20 
NDPD   5 
DBD   2 
LDPD   1 
Die soziale Stellung der Parteimitglieder der LPG lässt Rückschlüsse auf die soziale 
Struktur der Parteien zu. 
 
Partei Arbeiter Neubauern Altbauern Gesamt 
SED     42       16       9  99     67 
CDU       5         -     15     20 
NDPD       1         1       3       5 
DBD       -         2       -       2 
LDPD       -         -       1       1 
gesamt     48       19     28     95 
 
Die Parteistruktur des gesamten Leitungspersonals der LPG (vgl. nachstehende       
Übersicht) drückt noch deutlicher die Dominanz der SED aus. Mit Hilfe einer solch 
starken Vertretung der SED konnte das Zusammenspiel von SED-Grundorganisation 
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in der LPG und der übergeordneten „Leitungsorganen“ von Partei und Staatsapparat 
ungestört funktionieren. 
 
Partei Leitungspersonal Anteil Vorstandsmitglieder Anteil 
         Anzahl    %  Anzahl    % 
SED 12       60,0   8 53,3 
CDU   3       15,0   2 13,3 
NDPD   3       15,0   1   0,7 
andere Parteien   -            -   -      - 
parteilos   2       10,0   4 26,7 
gesamt 20     100,0 15 100,0 100 
 
Das Fehlen der DBD darf nicht verwundern, da sich viele der Kirche verbundene 
Bauern nicht einmal der „landwirtschaftsrelevanten“ DBD zuwandten, obwohl die 
DBD kein marxistisch-leninistisches „Glaubensbekenntnis“ verlangte. Außerdem ist 
die Zugehörigkeit zur DBD sehr stark regionalen Unterschieden unterworfen gewe-
sen. Auf diese Besonderheiten wird in einer Arbeit von Theresia Bauer tiefgründig 
eingegangen.101 
 
Die SED hatte ihre Arbeit nach dem Prinzip des absoluten Gehorsams organisiert. 
Sie vergab an die Mitglieder Parteiaufträge, die bedingungslos zu erfüllen waren. 
Ebenso wie „Fraktionsmacherei“ den Parteiausschluss nach sich zog, konnte auch die 
Ablehnung eines Parteiauftrages die weitere berufliche Zukunft des Betreffenden 
kosten. Wie das abgebildete Dokument beweist, nahm die SED nicht nur in den 
Landwirtschaftsbetrieben, sondern auch im Wohngebiet Einfluss auf die Durch-













Abb. 124 Parteiauftrag der WPO Conradsdorf, Kr. Freiberg, für ein künftiges SED-Mitglied zur Entwicklung der Arbeit der LPG 
Typ I im Dorf, nach dem „sozialistischen Frühling“ erteilt 
Quelle: Archiv der Gemeinde Conradsdorf, Lkr. Mittelsachsen. Akten WPO, 4 B/LPG Typ I 
 
Verschiedentlich nahm die SED bestimmte parteipolitische Ereignisse in der DDR 
zum Anlass, kampagneartig Mitglieder für die Partei zu gewinnen. Dabei ging es 
auch darum, den Bestand „echter Arbeiter und Bauern“ innerhalb der „Partei der Ar-
beiterklasse“ zu erhöhen. Zuweilen drohte der SED ein Übergewicht an Vertretern 
der Intelligenz und Führungsschichten aus Betrieben sowie staatlichen Institutionen. 
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Ein solcher Anlass zur Parteiwerbung konnte z. B. die Verkündung des Siebenjahr-
















Abb. 125 Feierliche Übergabe der SED-Mitgliedsbücher an Mitglieder von LPG im Kreis Görlitz aus Anlass des Abschlusses des 
Siebenjahrplanes durch den Ersten Sekretär der SED-BL Dresden und MdZK, Werner Krolikowski (2. v. li.) 
Quelle: Schwonnek, B./Berger, H.: Die erfolgreiche Entwicklung der Landwirtschaft des Kreises Görlitz von der Befreiung vom 
Hitlerfaschismus durch die ruhmreiche Sowjetarmee bis zur Gegenwart, 1945–1985. 1985, S. 45 
 
Aufgrund des Produktionszuwachses, der in den Jahren 1959–1965 im Kreis Görlitz 
lt. statistischen Angaben erreicht worden sein soll, z. B. bei Milch 35,3 %, gelang es 
der SED, viele Mitglieder aus LPG des Kreises zu einem Parteibeitritt zu bewegen. 
Nach dem Diktum der SED wird dieser Vorgang folgend beschrieben: „Bei der Lö-
sung dieser Aufgaben, die in engem Zusammenwirken zwischen der Arbeiterklasse 
und der Klasse der Genossenschaftsbauern erfolgte, wurde nicht nur der Vertiefung 
der Bündnispolitik mit der sich entwickelnden Klasse der Genossenschaftsbauern 
Rechnung getragen, sondern viele Genossenschaftsbäuerinnen und -bauern baten um 


















Leitung der LPG 
Die Leitung der LPG war entsprechend der sozialistischen Demokratie und des de-
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- Buchhaltung und Ökonomie 
- Lagerhaltung 
- Kommissionen 
  (Norm~, Frauen~, Kultur~,  
  Wohnungs~) 
- Spezial- „Kader“  
  Verantwortungsbereiche von 
- Feld- und Viehwirtschaft 
- Technik 
 
- Hilfsbereiche (z. B. Bau) 
- Sonderkulturen (z. B. Hopfen, 









- Verantwortlicher  
- Kampagneleiter 
- Agronom, Zootechniker  
- Komplexbrigadier 
- Leiter Technik o. Betriebs-
ingenieur 
- Leiter, Brigadier 
- Leiter, Brigadier 
 












Im Regelfall gab es in den LPG Typ I keine „genossenschaftliche“ Viehhaltung, Ne-
ben- und Hilfsbereiche wie Bau oder Technik, sondern nur eine gemeinsame Feld-
wirtschaft mit Nebenkulturen, wie Garten- oder Obstbau. Aufgrund der geringen 
Größe dieser LPG wurden Bauleistungen außerhalb der Primärproduktion von örtli-
chen Handwerkern, sofern sie im Dorf noch vorhanden waren, oder von Baubrigaden 
örtlicher LPG Typ III übernommen. Konkurrenzdenken zwischen den LPG verschie-
denen Typs hatte sich im Allgemeinen nicht ausgeprägt. Die Angehörigen aller LPG 
bildeten so etwas wie eine Solidargemeinschaft. Die Bauern des Typ I hatten z. T. 
ein höheres Jahreseinkommen, dafür jedoch schwerere manuelle, längere und unge-
regelte Arbeit zu leisten. Bei den Angehörigen des Typ III verhielt es sich umge-
kehrt.  
 
Als Hilfsorgane der Mitgliederversammlung und des Vorstandes wurden Kommis-
sionen gewählt. Die Übersicht zeigt deren verschiedene Funktionen. 
 
  Kommissionen 
waren zu bilden für konnten gebildet werden für 
 
- Normung - Wettbewerb 
- Arbeits-, Gesundheits- und Brandschutz - Bau 
- Übernahme und Bewertung des einge- - Kultur- und Sozialwesen 
   brachten Bodens und Inventars - Sicherheit 
 - Rechtsfragen 
 - Frauenprobleme 
 - Qualifizierung 
 
Die beschlussfähige Mitgliederversammlung, i. d. R. zweimal im Jahr oder aus be-
sonderen Anlässen einberufen, war das höchste Leitungsorgan der LPG. Betriebsplä-
ne, wesentliche Entscheidungen für die Entwicklung der LPG, Beitritte und Aus-
schlüsse von Mitgliedern und Investitionsentscheidungen bedurften eines Mitglie-
derbeschlusses. Im Zuge der Vergrößerung der LPG und der Spezialisierung geriet 
dieses Prinzip ins Hintertreffen und wurde zunehmend vernachlässigt.103  
 
Mit dem folgenden Schema wird der Aufbau einer seinerzeit namhaften, ökonomisch 
gut gestellten, „fortschrittlichen“ LPG Typ III veranschaulicht. 












Organisatorischer Aufbau der LPG „7. Oktober“, Typ III, Schenkenberg, Kr. Delitzsch, 























































































  1. Plan 
  2. Normen 
  3. Bau- u. Mechanisierungs 
  4. Brandschutz 
  5. Arbeitsschutz 
  6. Sozial 
  7. Kultur 
  8. Wohnungs 
















2 AE- Abrechner 
Arbeitsbereich 1  
Kertitz 
- Komplexbrigade I 
   Schenkenberg 
- Komplexbrigade III 
   Storkwitz 
- Komplexbrigade IV 
   Kertitz 
- MTS- Brigade 
       Kertitz 
Arbeitsbereich 2  
Rödgen 
- Komplexbrigade II 
   Rödgen 
- Komplexbrigade V 
   Petersroda 
- MTS- Brigade 
       Rödgen 
 




























4.3 LPG als kollektivwirtschaftliches Experiment 
 
Im Folgenden wird ein Resümee zur Entwicklung der LPG im Entwicklungsabschnitt nach 
der vollständigen Kollektivierung bis zu den beginnenden Kooperationsbeziehungen am 
Ende der sechziger Jahre gezogen. Dabei werden Vergleiche und Chancen landwirtschaft-
licher Großbetriebe im Rahmen des Wettbewerbes aufgezeigt. 
 
4.3.1 Vergleich zwischen LPG und sowjetischem Kolchos 
  
Im Vergleich zwischen LPG der DDR und Kolchos in der Sowjetunion ist ein grundsätzli-
cher Unterschied zu beachten. 
 
Die deutschen Bauern, aber auch die Bevölkerung in der DDR sahen in der LPG das Ab-
bild des russischen Kolchos. In der Umgangssprache der LPG-Mitglieder nannte sich die 
LPG auch Kolchosen, eigentlich mit verächtlichem Unterton geäußert. Dass die Kolchosen 
der Sowjetunion nicht ganz den LPG der DDR entsprachen, war den wenigsten bekannt. 
Ausschlaggebend war für die Bauern, dass ihnen ihr Betrieb nicht mehr gehörte und dass 
sie sich ihr Geld ähnlich den Lohnarbeitern der Industrie verdienen mussten. Der besonde-
re und eigentliche Weg der DDR-Landwirtschaft gegenüber der sowjetischen Landwirt-
schaft bestand in den LPG, die ohne Enteignung im juristischen Sinne und mit drei Be-
triebstypen, entsprechend des Vergesellschaftungsgrades von Eigentum und Produktion, 
entstanden waren. 
 
Im nachrevolutionärem Russland bzw. der Sowjetunion waren mit dem Dekret über den 
Boden Lenins Agrartheorien wesentlich radikaler durchgesetzt worden. Die Artels und 
ähnliche Formen, in der Stalin-Ära zum Kolchos umgewandelt, bekamen vom Staat Boden 
und materielle Produktionsfonds zur Verfügung gestellt. Es handelte sich hierbei um ent-
eignete, verstaatlichte Betriebsmittel. Dabei spielte es keine Rolle, ob die Eigentümer, vor 
allem des Bodens, dem Adel angehörten oder ob es die Gemeinden waren. Letztere verfüg-
ten im alten Russland meistenteils über den Boden und verteilten diesen seit alters her nach 
eigenen Grundsätzen und nach Bedürftigkeit der Familien im Dorf. 
 
4.3.2 Eigenständigkeit bei der LPG-Entwicklung und Abhängigkeit von der Sowjet-
union 
 
Es besteht gemeinhin die Ansicht in Deutschland, dass die landwirtschaftlichen Produk-
tionsgenossenschaften der DDR nicht nur die Kopie der sowjetischen Kolchos-Betriebe 
darstellten, sondern auch unter sowjetischen Diktat entstanden seien. Auch Letzteres ent-
spricht nicht den Tatsachen. Der Einfluss der sowjetischen Parteiführung auf die SED in 
der DDR hinsichtlich der Umgestaltungsprozesse, nicht nur der einzelbäuerlichen Struktur 
in eine kollektivwirtschaftliche, sondern auch der Nachfolgestrukturen, ist differenziert zu 
sehen.  
 
Im Laufe der Umgestaltungsphasen in den vier Etappen der LPG-Entwicklung zeichnen 
sich deutlich Erscheinungen ab, die zweifelsohne nicht nur sowjetische Einflussnahme, 
sondern auch ausgesprochene Eigenständigkeit der SED-Agrarpolitik erkennen lassen. So 
verhält es sich auch in der untersuchten Zeitspanne, als es neben den staatlichen volks-
eigenen Gütern nur noch die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften gab. Zu 
dem Zeitpunkt, als Bauern in der DDR die ersten LPG gründeten, ging die Bevölkerung 
von einer obrigkeitsstaatlichen Aktion und von Weisungen Moskaus aus. Dass dem nicht 
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so war, beweisen die Gespräche zwischen Stalin und den Vertretern der SED- und Staats-
führung der DDR im April 1952 in Moskau.105 
 
Obwohl Agrarfragen bei diesen beiden Gesprächen am 01. und 07.04.1952 nicht im Vor-
dergrund standen, sondern eine schnelle Bewaffnung der DDR mit sowjetischer Hilfe, kam 
es dennoch, mehr am Rande, zu Bemerkungen Stalins hinsichtlich der Schaffung von LPG 
als eine mögliche (sozialistische, M. J.) Betriebsform in der DDR-Landwirtschaft. Bis da-
hin hatte sich die SED ablehnend gegenüber Genossenschaftsgründungen verhalten. Doch 
während der Fortsetzung des Gespräches vom 01.04.1952 am 07.04.1952 in Moskau be-
lehrte Stalin die deutsche Seite, welche Politik in der Landwirtschaft der DDR durchzufüh-
ren sei und dass man quasi probehalber Produktionsgenossenschaften organisieren solle. 
Dabei solle man den Großbauern nicht zu nahe treten (Zitat): „Ich habe bemerkt, dass ihr 
in eurer Politik die Bauern nicht genügend schätzt. Das ist ein altes sozialdemokratisches 
Vorurteil gegenüber der Bauernschaft. Wenn das zutrifft, dann muss man mit dieser Situa-
tion Schluss machen.“106  
 
Bei dem Dialog zwischen Stalin und deutschen Genossen kam zusammengefasst Folgen-
des heraus (wörtlich): 
- „Bisher sprachen wir nicht davon bei uns, dass wir in Richtung Sozialismus (in der 
Landwirtschaft, M. J.) gehen“, man habe nur die „in der DDR entstandenen gesell-
schaftlichen Beziehungen ein wenig markiert“ (W. Ulbricht) 
- man solle „in der DDR nicht lauthals vom Sozialismus reden“, „Produktionsge-
nossenschaften seien ein Schluck Sozialismus“, wie volkseigene Betriebe auch, man 
könne in der DDR einige Produktionsgenossenschaften gründen und „danach in der Par-
tei darüber diskutieren“ (J. W. Stalin)107 
 
Das Typische der Gespräche bestand darin, dass Stalin keine Kenntnis von den Verhältnis-
sen in der deutschen Landwirtschaft hatte, wie auch die Führung der KPdSU nur recht  
oberflächlich die Situation in den Satellitenstaaten kannte und militärischen Dingen gegen-
über landwirtschaftlichen eine viel höhere Priorität eingeräumt hatte. 
 
Was Stalin anbetrifft, war bekannt, dass seine Instruktionen zum Aufbau des Sozialismus 
in der DDR sehr „abstrakt und von sowjetischen Erfahrungen weit entfernt“ waren. Es ist 
auch überliefert, dass Stalins Instruktionen „schauspielerisch, in das Gewand von Rat-
schlägen gekleidet, gleichsam im Verlauf der gemeinsamen Beratungen“ (auch mit Vertre-
tern der anderen osteuropäischen Länder, M. J.) entstanden waren. Indem Stalin im Glau-
ben an die eigene Unfehlbarkeit lebte, von der Richtigkeit der marxistisch-leninistischen 
Theorien überzeugt war und den Dogmatismus zelebrierte, war er ein schlechter Stratege. 
Sämtliche großen Entscheidungen, die Umschwünge einleiteten und strategischen Charak-
ter trugen, führten zu schwerwiegenden Fehlern und Einbrüchen, z. B. die innenpolitische 
Entscheidung über die Kollektivierung der Landwirtschaft in der UdSSR, von der sich das 
Land auch nach sieben Jahrzehnten nicht erholen konnte. Andere derartige Entscheidungen 
betrafen den Krieg mit Deutschland und die „deutsche Frage“.108    
 
Jede Begegnung mit Stalin und seinen Nachfolgern konnte gravierenden, mitunter ent-
scheidenden Einfluss auf Weichenstellungen in den betroffenen Ländern haben. Sie führ-
ten zur Sowjetisierung Europas und Konsolidierung des sowjetischen Blocks.109 Deutlich 
trat dies auch bei Stalins Nachfolgern Chruschtschow und Breshnew sowie deren Einfluss-




Aus den beiden Apriltreffen des Jahres 1952 ergab sich hinsichtlich der LPG-Geschichte, 
dass 
- Stalin keine Order, sondern lediglich eine oberflächliche Empfehlung zum Versuch ei-
ner Kollektivierungsvariante gab, 
- die deutschen Genossen, anfangs in ihrem Tun noch zweifelnd, plötzlich politischen 
Rückenwind bekamen und die erste Kollektivierungswelle auslösten, die aber vorerst 
mit dem 17. Juni 1953 wieder zum Stillstand kam110 und 
- letztendlich unter eigener Regie und mit eigenen Handeln die weitere sozialistische Um-
formung der Agrargesellschaft in der DDR weiterbetrieben wurde, wobei an manchen 
Stellen der Entwicklung Eiferer in der SED-Spitze versuchten, Moskaus Wohlwollen zu 
gewinnen. 
Angepasst an sowjetisches Vorbild führte die SED-Agrarpolitik eine auf die UdSSR zu-
rückzuführende Terminologie ein, die in das landwirtschaftliche Fachdeutsch der DDR 
einging (siehe nachstehendes Verzeichnis ). Nach Gründung der ersten LPG im Jahre 1952 
wurden bei den gesetzlichen Regelungen für die neu entstandenen LPG sowjetische Orga-
nisationsprinzipien übernommen. Bereits im Jahre 1953 per Gesetz erlassene Bekanntma-
chungen, An- und Verordnungen, Durchführungsbestimmungen, Ergänzungen zu Rege-
lungen, Preisverordnungen, Statuten, Vertragsmuster, Richtlinien und Anweisungen für die 
Landwirtschaft lassen in der Begriffswahl die Übernahme sowjetischer Beispiele erkennen. 
Eine Reihe darin enthaltener Fachbegriffe, die aus der russischen Landwirtschaft entlehnt 
wurden, fanden während der Umgestaltungsphasen Eingang in die gesamte Landwirtschaft 
der DDR. Sie behielten bis zur Umwandlung der sozialistischen Landwirtschaftsbetriebe 
im Jahre 1990 und z. T. darüber hinaus Gültigkeit. Eine Vielzahl dieser Begriffe betrifft 
den landwirtschaftlichen Betrieb direkt, aber auch die Land- und Volkswirtschaft allge-
mein. Das nachstehende Verzeichnis listet einen großen Teil der von der DDR-
Bevölkerung später kaum noch mit der Sowjetunion in Verbindung gebrachten und aus 
dem Bewusstsein der die neue Fachsprache gebrauchenden Menschen auf, ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit zu erheben.111 
 
Verzeichnis der häufigsten aus dem Russischen stammenden Begriffe im Fachsprach-
gebrauch der sozialistischen Landwirtschaft 112 
 






*Bruttoproduktion valovaja produkcija 
*Chemisierung chemisacija 
*einzelbäuerliche Wirtschaft edinoličnoe krestjanskoe chosjaistvo 
*Erfassungspreis zagotovitelnaja cena 
*Einzelbauer edinoličnyj krestjanin 
*Einzelleitung edinonačale 
*Feldwirtschaft poljevodstvo 
  Fünfjahrpläne pjatiletnye plany 
*Genossenschaft tovariščestvo 113 
*genossenschaftlich kooperativnyi 
*Generalreparatur kapitalnyi remont 
*Innerbetrieblicher Umsatz vnutrizavodsky oborot 
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*Innerbetrieblicher Vertrag vnutrizavodskj dogovor 
*Investitionsvorhaben kapitalnoe stroitelstvo 
*Individuelle Nebenwirtschaft lečnoe chošaistvo 





  Kommandohöhen der Volkswirtschaft kommandnyje vysoty narodnogo chozjaistva 
*Konsumtion potreblenie 
*landwirtschaftliche Produktions- selskochosjaistvenyj proizvodstvnnyj  
  genossenschaft (LPG)  kooperativ (SCHPK) 
*Lebendige Arbeit živoj trud 
*Maschinen-Traktoren-Station (MTS) mašino-traktornaja stancija (MTS) 
*Mechanisierung mechanizacija 
*Mechanisator (Traktorist) mechanizator 
*Meisterbauer master vysokich urozaev 
*Naturalvergütung naturoplata(za raboty) 
  Neue ökonomische Politik (NÖP) bzw. novaja ekonomičeskaja 
  System (NÖS) politika (NEP) 
  Ökonomik ekonomija 
  ökonomische Hauptaufgabe osnovnaja ekonomičeskaja zadača 
*Örtlicher Landwirtschaftsbetrieb (ÖLB) mestnoe selskoe chosjaistvo 
  operativ operativ 
  Perspektivplanung perspektivnoe planirovanie 
*Pflichtablieferungen objazatelnye postavki 
  Planwirtschaft planovoe chosjaistvo 
*Prinzip der materiellen Interessiertheit prinzip materialnoy zainteresovannosti 
*Produktionsabgabe nalog s oborota 
*Reproduktion vozproizvodstvo 
*Reparatur-Technische Station (RTS) remont-techničeskaja stancija (RTS) 
  Sozialistischer Wettbewerb socialističeskoe sorevnovanie 
  Staatliche Plankommission (StaPlaKo) gosplan 
*Staatliches Komitee ...(SK ...) gosudarstvennyj (naučno-techničesky)  
   komitet... (GNTK ...) 
*Traktorist traktorist 
  Unvollendete Produktion      (UP)    nezaveršennoe proizvodstvo 





  Wissenschaftliche Arbeitsorganisation naučnaja organisacija trud (NOT) 
  (WAO) 




Die Entlehnungen aus dem Russischen drangen über verschiedene Kanäle, wie die Tätig-
keit von sowjetischen Offizieren und Wissenschaftlern in der SBZ/DDR, politische Vor-
träge in den obersten bis zu den untersten Leitungsebenen, Gesetze oder Beitritt zu gewis-
sen Institutionen, später über die Medien, in die Alltagssprache der Bevölkerung bzw. in 
den Fachsprachgebrauch verschiedener Wirtschaftszweige ein. Als solche sind sogar Inter-
nationalismen wie Brigade, Norm, Veteran oder Fonds entstanden. 
 
Um bei der Agrarentwicklung auf dem Gebiet der SBZ/DDR zu bleiben, ist festzustellen, 
dass zeitlich abgrenzbare Phasen für nachstehend genannte Entlehnungen aus dem Russi-
schen entstanden waren: 
1945-1950 Agronom, Aktiv, Brigade, Held der Arbeit, Verdienter Aktivist 
1951-1958 Meisterbauer, Produktionsaufgebot, Kombine 
1959-1962 Produktionsabteilung, verschiedene Fonds 
1963-1968 Arbeiter- und Bauern-Inspektion, materielle Interessiertheit114 
 
Der Einzug von Entlehnungen aus dem Russischen in die DDR-deutsche Fachsprache 
vollzog sich nicht etwa unbewusst, sondern ist das Ergebnis bewussten Handelns der nach 
1945 in der SBZ/DDR die Führung beanspruchenden Kommunisten, um sowohl „Anti-
kommunismus und Antisowjetismus“ als auch „faschistisches Gedankengut“ zu beseiti-   
gen. 115 
 
Von Anpassung an das sowjetische Kollektivierungsmodell zeugen das Auszeichnungs- 
und Wettbewerbswesen, die propagandistisch begleiteten Großvorhaben im Landwirt-
schaftsbau und Meliorationswesen, die Agrarschauen in Markkleeberg und die Medienauf-
merksamkeit für Produktionskampagnen in der Landwirtschaft.  
 
Weitere Anpassungen an die Sowjetunion äußerten sich im ständigen Zelebrieren der 
„materiellen Interessiertheit“ mit Prämienwesen.  
 
Auch die Namensverleihung an LPG, gesteuert von der SED, hatte ihre Entsprechung in 
der Sowjetunion, wobei dort in der Hauptsache propagandistische Wortwahl wie z. B. „Ro-
ter Strahl“ oder „Oktober-Sturm“ Anwendung fand.   
 
Im Prinzip galt zu jeder Zeit das sowjetische Vorbild, lediglich in abgewandelter Form. 
Ähnlich verhielt es sich mit dem Offenstallprogramm, welches auf eine SED-Direktive aus 
dem Jahr 1957 zurückgeht.116 Von sich aus hatten fortschritts- und moskaugläubige SED-
Funktionäre die Offenstall-Bewegung ins Leben gerufen, wobei Offenställe keineswegs 
von der sowjetischen Agrarpolitik erfunden worden waren, sondern schon vor dem Zwei-
ten Weltkrieg in Deutschland aufkamen. Dennoch reichten „positive Erfahrungen der Sow-
jetunion“ aus, um in der DDR in vorauseilendem Gehorsam kampagnemäßig und flächen-
deckend Offenställe bauen zu lassen. 
 
Ein weiteres Beispiel der gläubigen Gefolgschaft der SED demonstriert das Mais-
programm. Ausgelöst durch die Debatten während der 33. Tagung des ZK vom             
16.–19.10.1957 zu grundlegenden Fragen der ökonomischen und politischen Entwicklung 
der DDR hob die SED das Maisprogramm aus der Taufe.117 Auf Grundlage des Mais-
programms beauflagte die staatliche Leitung in den sächsischen Kreisen die LPG 10–12 % 





Sowjetische Erfahrungen, die, wie vorauszusehen, untauglich waren für die deutsche 
Landwirtschaft, wurden von der Agrarpolitik der SED bereitwillig übernommen, selbst 
wenn diese „Erfahrungen“ auf pseudowissenschaftlichen Studien beruhten. Nach dem Be-
such Chruschtschows im Sommer 1958 in der DDR hielt der Mais seinen Siegeszug in der 
DDR. Chruschtschow und Mais entfalteten sich unter der Bevölkerung der DDR quasi zum 
Synonym für die Landwirtschaft und die LPG. 
 
 
Abb. 126 Der Stellvertretende Vorsitzende des Ministerrates  
   und Mitglied des Parteivorstandes der DBD, Paul  
   Scholz, (li.) von 1953–1955 Minister für  
   Landwirtschaft, Erfassung und Forstwirtschaft, im  
   Gespräch mit Genossenschaftsbauern über den  
   Maisanbau 
Quelle:    Autorenkollektiv unter Leitung. von Prof. Dr. Gerhard 
   Seidel: Die Landwirtschaft der Deutschen Demokrati- 
   schen Republik. Berlin (Ost) 1961, nach S. 72 
Abb. 127   Schon die Schulkinder wurden in die Maiskampagne 
einbezogen. Der Agronom der LPG Typ III, Wül-
knitz, Kr. Riesa, Bez. Dresden, erklärt den Schülern 
den Anbau von Mais, Sommer 1960 
Quelle:       Autorenkollektiv unter Leitung von Prof. Dr. Gerhard 
Seidel: Die Landwirtschaft der Deutschen Demokrati-
schen Republik. Berlin (Ost) 1961, nach S. 268 
 
Abweichungen und Eigenständigkeit in der Agrarpolitik der DDR waren Wechsel-
wirkungen unterzogen, da die SED z. T. nicht die Fehler sowjetischer Agrarpolitik wieder-
holen wollte und in direkter Nachbarschaft zum Westen einem gewissen wirtschaftlichen 
und politischen Konkurrenzdruck ausgesetzt war. 
 
Die zur Modernisierung der Wirtschaft der DDR mit dem NÖSPL im Jahre 1964 ein-
setzende Kursänderung ist auf einen solchen Druck zurückzuführen. Das NÖSPL und die 
daraus folgende ökonomische Entwicklung bis zum Ende der sechziger Jahre fand wiede-
rum nicht unbedingt das Wohlwollen Moskaus. Die Wirtschaftsreform scheiterte nicht nur 
aus objektiven Gründen. Traditionalisten in der administrativen Elite und Moskau-Hörige 
aus dem zentralen Parteiapparat der DDR und insbesondere das Politbüro in Moskau, an 
der Spitze Leonid Breshnew, torpedierten derartige Eigenständigkeitsbestrebungen, für die 
auch Walter Ulbricht die Verantwortung trug. Das am westlichen Konsummodell orientier-
te östliche Wohlstandsdenken sah sich aber in der Pflicht, eine weitere Talfahrt der DDR-
Wirtschaft, auch auf dem Agrarsektor, zu verhindern.118   
 
Ebenso ist die Kooperation der sechziger Jahre im umfassenden Sinne ein Ausdruck SED- 
eigener Schöpfungen. In der UdSSR verstand man unter Kooperation andere Formen der 
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Agrarwirtschaft, die eher im Sinne der vertikalen Kooperation in der DDR zu sehen waren. 
Letztlich lautet das russische Fachwort für LPG kooperativ (vgl. S. 719). Der Kooperation 
als Lösungsweg für Spezialisierung und Konzentration wendete sich beizeiten die SED zu 
und richtete die ökonomischen Regelungen auf die immer weitergehende Verne-tzung von 
zwischenbetrieblichen Strukturen aus. Damit sollte dem internationalen Trend, in der 
Landwirtschaft industriemäßig zu produzieren, gefolgt werden.119          
 
Die Großinvestitionen am Ende der zweiten Etappe der LPG-Entwicklung hatten keine 
direkte Entsprechung in der Sowjetunion, obwohl Gigantismus in der Sowjetunion schon 
lange betrieben wurde. Sie stellten sich deshalb in der DDR nicht als Nachahmung dar, 
sondern können als Ausdruck eigener Vorstellung der sozialistischen Agrarpolitik zur Mo-
dernisierung der Landwirtschaft und zur Lösung der Agrarfrage im 20. Jahrhundert ange-
sehen werden. 
 
Auch die Vorbereitungen zur Aufspaltung der LPG in Pflanzen- und Tierproduktion am 
Ende der sechziger Jahre in getrennte Betriebsformen entsprachen nicht sowjetischen Vor-
gaben, sondern den Ideen Gerhard Grünebergs zur totalen Industrialisierung und „Ver-
volkseignung“ der Landwirtschaft. 
 
Die ausbleibenden Erfolge der Landwirtschaft in der Sowjetunion, deren geringe Leistung 
und die dadurch bedingten Versorgungsschwierigkeiten blieben den Beschäftigten der 
Landwirtschaft und vielen Vertretern der Funktionärsschicht in der DDR nicht verborgen. 
Der Verweis auf die angebliche Überlegenheit der Landwirtschaft beim ,,großen Bruder“ 
war lediglich als verbales Bekenntnis der Funktionäre der DDR zu werten. Die Eigenstän-
digkeitsbestrebungen der SED-Politik unter Walter Ulbricht führten sogar zu dessen Sturz 
im Jahre 1971, im Hintergrund von Moskau geschürt. 
 
Eine undifferenzierte Nachahmung sowjetischen Vorbilds fand auf dem Gebiet der Land-
technik statt. Immer gigantischere Traktoren und Maschinen wurden hergestellt oder im-
portiert, um danach die Agrarstruktur der Technik anzupassen und nicht im umgekehrten 
Sinne. 
 
Es ist eine Untersuchung wert, ob der Leninsche Genossenschaftsplan überhaupt in der 
UdSSR bekannt war und dessen fünf Prinzipien der Agrarstrategie der KPdSU zugrunde 
lagen. Da der Genossenschaftsplan nicht im Lande Lenins entstanden war, wie dies in der 
Studie angeführt wird, ist das auszuschließen.  
 
Das von der SED nicht gewährte Selbstbestimmungsrecht der „Genossenschaftsbauern“ 
gegenüber ihrem Betrieb und ihrem Eigentum an Betriebsmitteln entsprach wiederum 
gänzlich dem sowjetischen Modell. Ebenso entsprach die Missachtung des in den LPG 
vorhandenen Demokratiepotenzials den Gepflogenheiten der Kommunistischen Partei in 
der UdSSR. 
 
Dem Vorbild der Sowjetunion folgend, kam es anlässlich öffentlicher politischer Veran-
staltungen, Tagungen, Kongresse, insbesondere der Landwirtschaftsausstellungen in 
Markkleeberg, zu inszenierten Begegnungen zwischen Funktionären der Partei- und Staats-
führung und dem „Volk“. Die seit 1960 aller zwei Jahre stattfindenden Bauernkongresse 
gingen nicht auf die Initiative der Bauern zurück, sondern die SED-Agrarpolitik nutzte 
diese Veranstaltungen, um die Verbundenheit der in den LPG Beschäftigten mit der obrig-
keitsstaatlichen Macht zu demonstrieren. Zu diesen Manifestationen hatte nur ein vorher 
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ausgewähltes Publikum Zugang. Spontane Begegnungen waren, wie auch in der UdSSR 
und anderen kommunistischen Ländern, von vornherein bei der Vorbereitung des Sich- 

















Abb. 128 Walter Ulbricht im Gespräch mit De-
 legierten und Gästen des VII. 
 Deutschen Bauernkongresses am 
 10.03.1962, in Magdeburg während 
 einer Theaterpause 
Quelle: Ulbricht, W.: Das ökonomische System 
 des Sozialismus in der Landwirtschaft 
 der DDR, 1961-1969. Berlin (Ost) 
 1970, nach S. 112  
 
Gemäß sowjetischem Vorbild dienten die Veranstaltungen der SED hauptsächlich der 
Durchsetzung von in obersten Parteigremien gefassten Beschlüssen, wobei sie gleichzeitig 











Abb. 129 Else Merke aus der LPG Schenkenberg, Kr. Delitzsch, 
 Mitglied des Staatsrates der DDR, wird vom Parteichef 
 Walter Ulbricht auf dem IX. Deutschen Bauernkongress 
 am 26. und. 27.02.1966 in Berlin begrüßt 
Quelle: Feldwirtschaft, 9. Jg., 7/1968. Berlin (Ost) 1968, S. 293 
 
Direkte Einflussnahme durch die Machtzentrale in Moskau und unkritische Nachahmung 
von sowjetischen Beispielen müssen grundsätzlich auseinandergehalten werden. Während 
das eine objektiv im Rahmen des demokratischen Zentralismus nicht zu verhindern war, 
muss das andere subjektivem Verhalten opportunistischer Führungskader der DDR zuge-
ordnet werden. Grundsätzlich fußte in der DDR, wie auch in der UdSSR, die Agrarpolitik 
auf der marxistisch-leninistischen Ideologie. Unterschiede traten bestenfalls hinsichtlich 
der Wahl der Wege zum Erreichen des gesellschaftspolitischen Ziels, die prinzipielle Über-
legenheit des Sozialismus zu beweisen, auf. 
 
Am deutlichsten zeigt sich die Divergenz der Wege am Ende der Reform des Ökonomi-
schen Systems des Sozialismus und der Regierungszeit Walter Ulbrichts, der u. a. auf Be-
treiben Moskaus seine Macht einbüßte. Die Verwendung der Bezeichnung „neues ökono-
misches System“ (NÖS) darf wohl auf taktische Erwägungen der Ausrichter des neuen 
Modells zurückgeführt werden. In der UdSSR hatte es 1921 den Versuch der Einführung 
einer „neuen ökonomischen Politik“ (NÖP) gegeben.120 Offenbar diente man sich in der 
724 
 
DDR mit dieser Begriffsangleichung im Jahre 1963/64 der sowjetischen Führung an.  
 
Die Agrarpolitik der SED basierte auf der sogenannten marxistisch-leninistischen Bünd-
nispolitik. Demnach seien „Arbeiter“ und „werktätige Bauern“, zu welchen sie aber nicht 
die sogenannten Großbauern zählte, sondern nur Klein- und Mittelbauern, Bündnispartner 
im Kampf um die Eroberung der politischen Macht. Mit der Übernahme des sowjetischen 
stalinistischen Modells im Zuge der Errichtung der sowjetischen Besatzungsmacht in dem 
auf der Konferenz von Jalta von den Alliierten abgesteckten Gebiet Deutschlands nahm die 
Sowjetunion den größten Einfluss auf den mehrstufigen Umwandlungsprozess der Land-
wirtschaft über die Institutionen SMAD und SKK. Auch nach Gründung des zweiten deut-
schen Separatstaates ging von der Sowjetunion Einfluss aus, sowohl auf nationale als auch 
auf internationale Beziehungen der DDR. 
 
Die DBD wurde mithilfe der SED auf Initiative der SMAD am 29.04.1948 gegründet und 
stellte bis 1963 die Führungskräfte der Landwirtschaftsverwaltung. Als Zeichen der Eigen-
ständigkeit der Politik der SED wurde sie 1963 entmachtet und ins politische „Schlepptau“ 
der SED genommen. 121 Die Einführung eines Mehrparteiensystems entsprach nicht sowje-
tischem Vorbild, erfolgte aber unter Anleitung der KPdSU. 
 
Das Politbüro des ZK der KPdSU bestimmte den Beginn der Kollektivierung der Land-
wirtschaft.  
 
Nach den Auftritten Chruschtschows in der DDR und seit Beginn der sechziger Jahre lie-
ßen umfassende Einflussnahme und Abhängigkeit von der UdSSR nach. Ein direkter Ein-
fluss Moskaus auf die SED-Agrarpolitik ist kaum mehr nachweisbar. Immerhin litt die 
Sowjetunion unter großen innenpolitischen Schwierigkeiten. Die KPdSU konnte sich auf 
dem Gebiet der Agrarpolitik nur noch am Rande mit derartigen Problemen in den Ost-
blockstaaten befassen, sodass jene wie auch die DDR eigene Richtungen einschlugen und 
zusehen mussten, wie sie selbst mit dem engen Rahmen des ihren Ländern aufgebürdeten 
sozialistischen Systems zurechtkamen.  
 
- Fazit 
Zusammenfassend wird nochmals bei der Analyse von Eigenständigkeit und Abhängigkeit 
der SED-Agrarpolitik darauf verwiesen, dass das Vorbild der Sowjetunion stets gegenwär-
tig war, aber nicht als direktes Diktat. Nachahmungen sowjetischer Beispiele fanden statt, 
aber nicht in jedem Falle. Eigenständigkeiten in der Agrarpolitik und -entwicklung können 
jedoch nicht als Versuch der Abkopplung der SED von Moskau angesehen werden. Viel-
mehr ist darin das Bestreben zu sehen, „es noch besser und vollkommener zu machen“, als 
es die sowjetische Agrarpolitik vermochte. Die Ursache für ein solches Verhalten liegt in 
einem gewissen Eifer begründet und in dem den Deutschen eigenen Perfektionismus, der 
sich u. a. bei den politischen Praktiken in bestehenden und vergangenen Gesellschaftsord-
nungen zeigt.  
 
4.3.3 Möglichkeiten der LPG unter den Bedingungen des sozialistischen Staates 
 
- Eigenverantwortung, Selbst- und Mitbestimmung nahmen in den LPG einen wechseln-
den Lauf. Während der Entwicklungsetappen gab es voneinander abweichende Formen 
der Wahrnehmung von Eigenverantwortung und Selbst- sowie Mitbestimmung im kol-




Die Formen der Eigenständigkeit, welche als Ausdruck der sozialistischen Demokratie 
und des demokratischen Zentralismus den betroffenen Menschen in der Landwirtschaft 
mit der Kollektivierung garantiert werden sollten, geriet in die Abhängigkeit der von der 
SED bestimmten Agrarpolitik. Bei der LPG-Entwicklung zeichneten sich sowohl Pha-
sen der Einschränkung als auch Phasen der Gewährung von Eigenverantwortung und 
Selbst- sowie Mitbestimmung durch die staatliche Leitung ab. Demokratische Prinzi-
pien waren den LPG-Bauern jedoch nur im Rahmen und im Sinne der sozialistischen 
Agrarpolitik wahrzunehmen möglich. Gleich in welcher Phase des Vollzugs der sozia-
listischen Demokratie sich die Mitglieder der LPG befanden, bestanden deren Rechte 
nur nach außen. Freizügigkeit über den eingebrachten Boden und Bestimmung des Pro-
duktionsprofils bestanden lediglich in Form der zustimmenden Beschlussfassung der 
Mitgliedervollversammlung. Da vielerorts und häufig die Mehrzahl der LPG-Mitglieder 
keine Bauern bzw. Bodeneinbringer waren und kein Eigentümerbewusstsein besaßen, 
stand es von vornherein fest, wer die Beschlussfassungen beeinflussen konnte und in-
wieweit Voten in der Mitgliederversammlung vorzubringen und durchzusetzen möglich 
waren.  
 
Formen der Eigenverantwortung und Selbst- bzw. Mitbestimmung sollten in den Bau-
ernkongressen Ausdruck finden. Sie fanden von 1952–1961 jährlich und ab 1962 im 
Zweijahres-Rhythmus statt. Der Untersuchungszeitraum umfasst die Bauernkongresse 
von 1960 bis einschließlich 1968. Die Vorbereitung fand mittels breit angelegter insze-
nierter Diskussionen in den Mitgliederversammlungen der LPG statt. Von den LPG ge-
wählte Delegierte sollten die Interessen der LPG zusammengefasst auf den Deutschen 
Bauernkongressen vertreten. Träger der Kongresse waren die SED als führende Partei, 
die DBD, die Regierung der DDR, die VdgB und die Nationale Front. Neben überwie-
gend vorgetragenen Bekenntnissen zur Staatspolitik wurden aber auch kritische Aus-
sprachen geführt. Das Studium der veröffentlichten Protokolle122 ermöglicht einen Ein-
blick in die Realität, auch wenn die Beiträge der ausgewählten Delegierten nicht spon-
tan vorgetragen worden waren und nur dem Sinne sozialistischer Agrarpolitik entspre-
chen durften. Aufschlussreich sind die Redebeiträge der LPG-Vertreter über die      
größtenteils geringe Vergütung der Arbeit, Effektivitätsprobleme und Arbeitsmoral. 
Damit wird ein Blick in den Alltag der LPG freigegeben. Es wurde über Entscheidun-
gen von Partei und Regierung zu volkswirtschaftlichen Aufgaben, Produktion, Planung, 
Arbeitsorganisation, betriebswirtschaftliche Probleme der LPG, Fragen von wissen-
schaftlichem und technischem Fortschritt, Aus- und Weiterbildung bis zu kulturellen 
und sozialen Problemen der LPG-Mitglieder gesprochen. Anhand des Spektrums der 
Themen und Delegierten wird ersichtlich, dass die Kongresse nicht nur eine Angelegen-
heit der „Genossenschaftsbauern“ unter sich gewesen sind, sondern auch der Vertreter 
von Partei und Staat.  
 
Eine weitere Ausdrucksform der Gestaltung von Eigen- und Mitverantwortung waren 
die Aussprachen in den Landwirtschaftsbetrieben und Gemeinden zu Gesetzes-
entwürfen, An- und Verordnungen, die Agrarpolitik und Landwirtschaft betreffend. Die 
LPG-Mitglieder hatten die Möglichkeit, jedoch in den genannten Grenzen, zu Betriebs-
wirtschaft, Preisgestaltung für Erfassung und Aufkauf, Erzeuger- und Industriepreisen 
Vorschläge innerhalb der Verwaltungshierarchie „von unten nach oben“ durchzu-
reichen.  
 
In den Anfangsphasen der LPG-Entwicklung hatte die Landwirtschaftsverwaltung zur 
Demonstration demokratischen Verwaltungshandeln in den Jahren 1956–1963 in den 
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Kreisen und Bezirken der DDR sowie zentral in Berlin LPG-Beiräte gebildet. Die Bei-
räte sollten Aufgaben zur „operativen Durchführung“ agrarpolitischer, landwirt-
schaftlicher und sogar kommunalpolitischer Vorgaben unter Führung der staatlichen 
Verwaltung übernehmen. Deshalb gehörten den LPG-Beiräten neben ausgewählten 
LPG-Vorsitzenden andere Führungskräfte der sozialistischen Landwirtschaft, Wissen-
schaftler und Vertreter verschiedener „gesellschaftlicher Kräfte“ an. Einen großen Ein-
fluss gewann diese Organisation auf die Tätigkeit der LPG nicht. Sie verdient lediglich 
eine Erwähnung, da die LPG-Beiräte in der sozialistischen Literatur der DDR, die Aus-
übung der Demokratie betreffend,  beschrieben werden. 
 
- Einschränkungen von Eigenverantwortung und Selbst- bzw. Mitbestimmung der wirt-
schaftlichen Tätigkeit der LPG gab es in vielfältiger Form. Sie bestimmten die Lei-
tungstätigkeit der Verantwortlichen in den LPG und erschwerten die Entwicklung der 
LPG zu modernen Betrieben. Mit den vielfältigen Einschränkungen wurden wesentliche 
Prinzipien des Leninschen Genossenschaftsplanes von dessen Geburtshelfern missach-
tet. Die Einschränkungen zeigten sich im 
• Umgang der staatlichen Leitung und der LPG mit dem Eigentum an landwirtschaftli-
cher Nutzfläche, Wald und eingebrachten Grundmitteln, d. h. Verlust der Frei-
zügigkeit der Eigentümer, 
• Umgang mit dem wirtschaftlichen Ergebnis, Anbauplanung und Struktur, Fruchtfol-
ge, Viehbeständen, Vertragsbeziehungen, Futterwirtschaft, Freiheit im Kauf und 
Verkauf von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und Produktionsbedarf, Nachwuchs-
bildung und Personalausstattung, 
• staatlichen Verwaltungshandeln, wie Beauflagung bei Viehhaltung, Markt-
produktion, Anbau von pflanzlichen Erzeugnissen (auch dann noch, als Mitte der 
sechziger Jahre vertraglich geregelte ökonomische Beziehungen der LPG zu Ver-
arbeitungsbetrieben eingeführt worden waren, M. J.), 
• Hineinkommandieren von Partei und Staatsführung in die Tagesaufgaben mittels Di-
rektiven für Bestell- und Erntearbeiten unter Einschaltung der öffentlichen Medien  
mit dem Ergebnis des Erzeugens von Misstrauen der LPG-Mitglieder gegenüber der 
Politik und Abbau deren Verantwortungsbewusstseins. Während späterer fortge-
schrittener Entwicklungsphasen der LPG ignorierten Führungskräfte der LPG derar-
tige staatliche Anweisungen, um zu einem höheren betrieblichen und volkswirt-
schaftlichen Nutzen zu kommen.  
• Umbau der Leitungsorganisation durch die SED und Verstärkung des Einflusses der 
Partei auf die Leitung der Landwirtschaftsbetriebe.  
 
Mit der Einrichtung von Landwirtschaftsräten mit Produktionsleitung – Ende 1961 als 
Idee von Walter Ulbricht aus Rumänien mitgebracht – wurde ein unübersehbarer Ge-
gensatz zwischen Demokratie und zentralistischer Wirtschaftsführung geschaffen. Im 
Ergebnis des VI. Parteitages im Januar 1963 wurde das Landwirtschaftministerium ab-
geschafft. Der Landwirtschaftsverwaltung aller drei Ebenen wurden „zur Verbesserung 
der Leitung durch Partei und Staat, zur besseren Wahrnehmung der Verantwortung ge-
genüber den Beschlüssen von Partei und Regierung, zur Erfüllung des Volkswirt-
schafts-, Staatshaushalts- und Perspektivplanes“ in den jeweiligen Verantwortungsbe-
reichen Landwirtschaftsräte mit Produktionsleitung an die Seite gestellt. Infolge der di-
rekten Unterstellung dieser Organisationsform der Kreise und Bezirke dem Zentralen 
Landwirtschaftsrat war jedoch eine Zentralisation erfolgt, wie sie bisher auf keinem Ge-
biet der örtlichen Wirtschaft stattgefunden hatte. Darüber hinaus kam es zu einer Ände-
rung der Parteistruktur durch Bildung der Büros für Landwirtschaft beim ZK der SED.  
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Damit war es der SED gelungen 
• die Leiter der Landwirtschaftsräte mit Produktionsleitung direkt in SED-Führungs-
strukturen einzubauen, 
• direkten Einfluss auf die staatliche Leitung der Landwirtschaft, wissenschaftliche    
Institutionen und selbst auf die LPG zu gewinnen und  
• eine Personalunion von Leitern der Landwirtschaftsräte der Produktionsleitungen mit 
der Partei herzustellen, indem sie Mitglieder der engsten Führungsspitze der SED, 
des Politbüros und der Sekretariate der Kreis- oder Bezirksleitung der SED wurden. 
 
Mit diesem Schritt war es der SED nicht nur gelungen, die DBD, ursprünglich als poli-
tische Plattform der Bauern gedacht, zu entmachten und aus verantwortlichen Stellen in 
landwirtschaftlichen Führungsgremien zu verdrängen, sondern auch die sogenannte in-
nergenossenschaftliche Demokratie nachhaltig abzubauen.  
 
Ein Beschluss des SED-Politbüros sah vor, dass LPG-Mitglieder, die die modernste 
Landtechnik bedienten, Mitglieder der SED zu sein hatten. Praktikabel war der Be-
schluss keineswegs, da in der Berufsgruppe der Mechanisatoren weit weniger SED-
Genossen zu finden waren, als es die Partei erwartet hatte. Dieser Beschluss sollte zu-
gleich der Mitgliederwerbung für die SED dienen, da ohnehin schon eine Konzentration 
von SED-Angehörigen in nichtproduktiven und Leitungskreisen sowie der Schicht der 
Intelligenz stattgefunden hatte.123 LPG-Vorsitzende und andere ausgewählte Führungs-
kräfte wurden zu Nomenklaturkadern ernannt. Das bedeutete, sie bedurften, selbst wenn 
sie nicht der SED angehörten, der Bestätigung ihrer Funktionen durch die Kreisleitun-
gen der SED. 
 
Weitere Einschränkungen durch Partei und Staat bestanden in Eingriffen in die Struk-
turpolitik. Walter Ulbricht verkündete vor den Delegierten des VIII. Deutschen Bauern-
kongresses 1964 in Schwerin (Zitat): „… es muss Klarheit darüber bestehen, dass für 
die Entwicklung bis 1970 und 1980 der planmäßige Übergang zu industriemäßigen Pro-
duktionsmethoden charakteristisch sein wird.“ Das hieß, dass noch mitten in einem 
Zeitabschnitt der Festigungsbemühungen und vieler wirtschaftlicher Probleme der      
meistenteils instabilen LPG der Umbau in große, moderne, aber noch nicht umsetzbare 
Betriebsformen angekündigt wurde. Unvorbereitet und ohne die notwendigen Voraus-
setzungen wurden Maßnahmen, wie  
• Intensivierung mit Mechanisierung, Chemisierung und Melioration, 
• Profilierung von Hauptproduktionszweigen, um höhere Arbeitsproduktivität und Ef-
fektivität zu erreichen, und die  
• Trennung von Pflanzen- und Tierproduktion über Arbeitsteilung und Kooperation  
zwischen spezialisierten LPG und Verarbeitungsbetrieben 
in Angriff genommen. 
 
Die „Chemisierung“ z. B. löste die Kette: einseitige Orientierung auf die mineralische 
Düngung → Vernachlässigung der organischen Düngung → Mängel in der Humus-
versorgung → Schädigung der Böden durch zerstörende Tätigkeit von Wasser und 
Wind und weitere Umweltprobleme, deren wahres Ausmaß erst in den achtziger Jahren 







Von 1965–1978 wurde in der DDR der jährliche Einsatz bei 
Pflanzenschutzmitteln (PSM) von   8.200 t  auf 27.000 t 
Phosphorsäure-Dünger (P2O5)   313.000 t 430.000 t 
   (= 66,3 kg/ha AL)  (= 91,1 kg/ha AL) 
Stickstoffdünger (N)   414.000 t  784.000 t 
   (= 87,7 kg/ha AL) (= 125,0 kg/ha AL) 
gesteigert.124 
 
Kennzeichnend für die SED-Agrarpolitik, die das Streben und die Verpflichtungen der 
LPG zur Erfüllung staatlicher Aufgaben gegenüber der Bevölkerung in wechselnden 
Phasen beförderte oder behinderte, war eine zeitweilige, einseitige, eingeschränkte und 
vorwiegend auf bloßen Wünschen beruhende Fortschrittsgläubigkeit.125 Es bestand die 
Hoffnung, nicht die Gewissheit, die ständig neuen Probleme und Widersprüche der 
Wirtschaftsentwicklung durch spektakuläre, neue wissenschaftlich-technische Erkennt-
nisse kurzfristig lösen zu können. Der Untersuchungszeitraum war betroffen von 
• Offenstallprogramm, in Bewegung gesetzt durch den Investitionsmangel der fünfzi-
ger Jahre, 
• Maisprogramm, Ende der fünfziger Jahre zur Behebung des Kraftfuttermangels kurz-
fristig und völlig überzogen eingeführt, 
• industriemäßiger Produktion, nicht als Alternative unter geeigneten Bedingungen, 
sondern generell und durchgängig von allen LPG anzuwenden126  
und weitere Programme.  
 
Über den Rahmen der Primärproduzenten hinaus wirkten sich die Einschränkungen auf 
die freie Entfaltung der Wissenschaft aus. Es bestand ein gestörtes Verhältnis zwischen 
Partei und Wissenschaft. Die führende Rolle der SED schloss Objektivität und Wahr-
heit, freimütigen Meinungsstreit und Mut zur Korrektur aus. Parteidisziplin führte zu 
Gewissenszwang. Ein lebendiges Beispiel zeigte im Jahre 1967 die staatliche verwei-
gerte Anerkennung der wissenschaftlichen Leistungen Professor Otto Rosenkranz´ aus 
dem AdL-Institut im sächsischen Böhlitz-Ehrenberg, dem wissenschaftlichen Begrün-
der und Nestor der landwirtschaftlichen Betriebslehre sowie Betriebsgrößenforscher.127  
 
Gleichermaßen sei auf das Schicksal des Professors der LPG-Hochschule Meißen, 
Wolfgang Gampe, hingewiesen. Anfang der siebziger Jahre, der Blütezeit der Koopera-
tion, als die SED die „höhere Form“ des sozialistischen Eigentums der kollektivwirt-
schaftlichen Landwirtschaft ansteuerte, geriet er in die Kritik der Grünebergschen Ge-
folgschaftsleute. Die Ablösung als Fernsehprofessor wegen „Missachtung der Parteibe-
schlüsse“, vor allem im Hinblick auf die Entwicklung des Eigentums, das Berufsverbot 
als Hochschullehrer wegen der sogenannten runden Betriebswirtschaftslehre nach Ro-
senkranz’schem Vorbild und die Streichung als Kandidat des Plenums der Landwirt-
schaftswissenschaften wegen „politischer Unzuverlässigkeit“ waren die Folgen ideolo-
gischer gesteuerter Kleingeistigkeit. Letzteres beschloss eine Akademie, die vorgab, un-

















Abb: 130 Prof. Dr. habil. Wolfgang Gampe (im Jahre 1965) war seit 1965 Direktor des Instituts 
 für sozialistische Betriebswirtschaft der Hochschule für LPG Meißen. Er arbeitete in 
 der Sektion Agrarökonomik der DAL mit und war für den Forschungskomplex 
 „Leitung sozialistischer Landwirtschaftsbetriebe“ verantwortlich 
Quelle:  Feldwirtschaft, Nr. 11, November 1967, S. 531 
 
 
Die Meinung zur Stellung der Wissenschaft bei der Entwicklung der LPG und zum Di-
rigismus unter den Bedingungen der Vormundschaft der SED wird nach dem Zusam-
menbruch der DDR (1992) auch vom langjährigen ehemaligen Minister für Landwirt-
schaft der DDR (1953, 1955–1963) Dr. Hans Reichelt geteilt. 129  
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1  Autorenkollektiv: Politische Ökonomie ... ihre Anwendung ... Berlin (Ost) 1969 und Arbeitsgruppe für die 
Gestaltung des ökonomischen Systems des Sozialismus beim Präsidium des Ministerrates der DDR: Zur 
Gestaltung des ... Berlin (Ost) 1970. 
 
2 Autorenkollektiv, Böhme, W. et altri: Kleines Politisches Wörterbuch. Berlin (Ost) 1988, 
S.41. Gesetze sollen nach marxistischem Verständnis in allgemeiner Form den Willen der Arbeiter-
klasse und ihrer Verbündeten (z. B. der Genossenschaftsbauern, M. J.) die Hauptrichtung der Politik 
der marxistisch-leninistischen Partei und des sozialistischen Staates zum Ausdruck bringen. 
 
3 Ebenda, S. 340. Der objektive Charakter eines Gesetzes besteht in der Existenz und Wirkung, unab-
hängig vom Bewusstsein der Menschen, von ihrem Willen und Wünschen. 
 
4 Autorenkollektiv: Wörterbuch der Ökonomie ... Berlin (Ost) 1973, S. 657. Entscheidend sei beim 
ökonomischen Gesetz die Wechselwirkung von Produktionsverhältnissen und Produktionskräften. Die 
verschiedenen ökonomischen Gesetze wirken objektiv und sind nach marxistischer Ideologie deshalb 
unbestreitbar. Die ökonomischen Gesetze des Sozialismus werden vom marxistischen Standpunkt aus 
als objektive Gesetze angesehen. So gelten die „gesellschaftlichen Beziehungen“ als das Ergebnis der 
bewussten Tätigkeit der Menschen auf der Grundlage der von der marxistischen Ideologie geschöpf-
ten ökonomischen Gesetze. 
 
5 Ebenda, S. 356 und 357: Errichtung der Diktatur des Proletariats, Führung der werktätigen Massen 
durch die Arbeiterklasse und deren Vortrupp, die marxistisch-leninistische Partei, Bündnis der Ar-
beiterklasse mit der Bauernschaft und der anderen werktätigen Schichten, Beseitigung der natio-
nalen Unterdrückung und Herstellung von Gleichberechtigung und brüderlicher Freundschaft zwi-
schen den Völkern, Verteidigung der Errungenschaften des Sozialismus gegen die Anschläge äußerer 
und innerer Feinde, Solidarität der Arbeiterklasse mit der Arbeiterklasse der anderen Länder (Pro-
letarischer Internationalismus), Beseitigung des kapitalistischen Eigentums und Herstellung des gesell-
schaftlichen Eigentums an den Produktionsmitteln, planmäßige Entwicklung der Volkswirt- 
schaft, gerichtet auf den Aufbau des Sozialismus und Kommunismus, auf die Hebung des Le-
bensniveaus der Werktätigen, Realisierung der Kulturrevolution, die Einführung einer allge-
meinen Volksbildung, die Schaffung einer dem Sozialismus ergebenen Intelligenz und die schritt-
weise sozialistische Umgestaltung der Landwirtschaft. 
 
6 Ebenda, S. 349–351. Aus ihrem Führungsanspruch abgeleitet, sah es die SED als ihre Aufgabe an, auf 
der Grundlage einer wissenschaftlich begründeten Strategie und Taktik die gesellschaftliche Entwick-
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lung in der DDR politisch zu steuern, um so die notwendige Übereinstimmung zwischen dem 
Charakter und dem Entwicklungsstand der Produktionskräfte sowie den Produktionsverhältnissen 
herzustellen. 
 
7 Ebenda, S. 345–347. Dieses Gesetz beinhaltet die Notwendigkeit, bei aller gesellschaftlicher Tätigkeit 
Zeit einzusparen und „Arbeitszeit auf wirtschaftlichste Weise zu verausgaben“. 
 
8 Ebenda, S. 353–355. Die Unterteilung in „Abteilungen“ geht auf Lenin zurück. Vgl. Lenin Werke, 
Bd.1. Berlin (Ost) 1961, S. 96. Die Parteitage der SED – Vorbild dafür waren die Parteitage der 
KPdSU – beschlossen je nach Bedingungen und wirtschaftlichen Fehlschlägen die jeweiligen Produk-
tionssteigerungen von Abt. I oder II. 
 
9 (Hg.): Autorenkollektiv, Böhme, W. et altri: Kleines Politisches Wörterbuch. Berlin (Ost) 
1988, S. 347 und 348.  Das Gesetz enthält solche Begriffe wie Konkurrenz, Anarchie der Produktion, 
Unvermeidlichkeit der ungleichmäßigen Entwicklung, Imperialismus, Aggressivität, allgemeine Krise 
des Kapitalismus, Währungskrisen des Kapitalismus, die der Kapitalismus automatisch, d. h. objektiv 
hervorbringt, weshalb er auch beseitigt werden muss.  
 
10 Wörterbuch des Wissenschaftlichen ... Berlin (Ost) 1984, S. 278 und 279. Ebenso Statut der SED von 
1963 (1954–1958), Änderung und Zusätze von 1967 sowie vom Jahre 1971. Berlin (Ost) 1959, 1967 und 
1973. Das Gesetz drückt aus, dass die „assoziierten Produzenten“, gemeint waren die Arbeiterklas-
se, die Genossenschaftsbauern, die Intelligenz u. a. Werktätige selbst die Produktion beherrschen und 
diese den Bedürfnissen der (sozialistischen) Gesellschaft unterordnen werden. Alle wichtigen Elemen-
te dieses Grundgesetzes hatte die SED in ihrem Parteistatut verankert.  
 
11 Autorenkollektiv: Wörterbuch der Ökonomie ... Berlin (Ost) 1973, S. 347–349. Dass dabei die sozia-
listische Planung und die bewusste Gestaltung der Planwirtschaft eine zentrale Rolle spielten, erklärt 
sich von selbst. Die Aneinanderreihung der ZK-Tagungen der SED, vor allem im Zeitraum des 
NÖSPL, galt bei den Wirtschaftsstrategen als die bewusste Anwendung dieses „ökonomischen Gese-
tzes“. Die Einflussnahme mit staatlichen ökonomischen Regelungen auf das Verhältnis von Akkumu-
lation und Konsumtion in den LPG, Proportionalität zwischen Nettoeinnahmen der Bevölkerung und 
Entwicklung der Konsumtionsfonds, rationelle Standortverteilung der Produktion, Verhältnis von Be-
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In der vorgelegten Arbeit wird der Weg der Bauern in den sächsischen Bezirken im 
Verlaufe eines 38 Jahre währenden Umgestaltungsprozess zu neuen Betriebsformen in 
vier Etappen nachgezeichnet und periodisiert. 
 
Das Thema widmet sich der zweiten Etappe des Umgestaltungsprozesses, dem histori-
schen Zeitabschnitt, in dem die letzten, im Zuge des „sozialistischen Frühlings auf dem 
Lande“ 1960 gegründeten LPG zu arbeiten begannen, um wirtschaftliche Betriebser-
gebnisse rangen und an dessen Ende 1969 frühe Formen der „sozialistischen Koopera-
tion“ entstanden waren. 
 
Der Untersuchungszeitraum 1960 bis 1969 wurde als Bestandteil des „Experiments des 
Sozialismus in der Landwirtschaft auf deutschem Boden“ reflektiert und analysiert. Es 
ergibt sich folgender Tatbestand. 
 
1. 15 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges war in dem sowjetischen Herr-
schaftseinfluss unterliegenden Teil Deutschlands die private einzelbäuerliche Land-
wirtschaft beseitigt worden. An ihre Stelle trat eine kollektivwirtschaftliche Land-
wirtschaft mit sozialistischen landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
(LPG). 
 
2. Die Voraussetzungen dazu schuf die SED-Agrarpolitik über einen vierstufigen Pro-
zess mit jeweils abgrenzbaren Phasen der Umformung der privaten einzelbäuerlichen 
Wirtschaftsweise in eine kollektivwirtschaftliche. Dabei wurde Privateigentum von 
Wirtschaftsgütern und Kapital in sogenanntes sozialistisches genossenschaftliches 
Eigentum überführt. 
 
3. Damit gestaltete die SED-Politik nicht nur die Betriebsstruktur, sondern auch die ge-
samte Agrarstruktur und die soziokulturellen Verhältnisse im ländlichen Raum um. 
Dorf und LPG waren im Untersuchungszeitraum vorläufig eine politische, ökonomi-
sche, soziale und kulturelle Einheit geworden. 
 
4. Wesentliche Merkmale der zweiten Etappe der LPG-Entwicklung in den sächsischen 
Bezirken sind: 
 
- Am Ende des Jahres 1960, nach dem Abschluss der vollständigen Kollektivie-
rung, bewirtschaften 4.916 LPG mit 187.533 Mitgliedern zwischen 84,3 und 86,9 
% der landwirtschaftlichen Nutzfläche, davon 1.313 LPG des Typ III und 3.603 
LPG des Typ I/II. Letztere galten der SED-Agrarpolitik als der politisch weniger 
fortschrittliche Typ. 
 
- Die Mitglieder des Typ III setzten sich zu 55 % und die des Typ I zu 95 % aus 
ehemaligen Bauern zusammen. Daraus resultierten im Untersuchungszeitraum an-
fangs soziale Unterschiede in der LPG mit Auswirkungen auf das Leben im Dorf. 





- Mindestens 17.000 Bauern der DDR widersetzten sich bis 1961/62 dem staat-
lichen Kollektivierungsdruck und verblieben zunächst privatwirtschaftlich als 
Einzelbauern. 
 
- Die Analyse des Bestandes von am Ende des Untersuchungszeitraumes existie-
renden LPG ist ins Gegenstandslose zu verweisen, da infolge kooperativer Ver-
netzung seit 1966 neue Betriebsformen und sogenannte Rumpf-LPG der Tier-
produktion als Folge eines weitergehenden Umbaus der Agrarverfassung ent-
standen waren. 
 
- Ab 1960 durchliefen vor allen die LPG Typ III eine sogenannte Festigungsphase. 
Es ging dabei um die organisatorische und ökonomische Konsolidierung und den 
Ausbau der Einflussnahme von SED und Staat auf die neuen sozialistischen 
Landwirtschaftsbetriebe. Erschwerend auf die Konsolidierung wirkten sich dabei 
die sogenannte Störfreimachung, die Verselbständigung der DDR innerhalb der 
Wirtschaftssysteme der Welt und die Ruinierung des klein- und mittelständischen 
Gewerbes durch die SED-Wirtschaftspolitik unter Walter Ulbricht aus. 
 
- Am Anfang dieser Entwicklungsetappe wirtschafteten LPG verschiedener Typen, 
da die Grundlage, das gesamte Vieh in kollektivwirtschaftlichen Ställen zu halten, 
fehlte. 
 
- Die LPG des Typs III hatten im Gegensatz zu denen des Typ I große Probleme 
beim Aufbau der Produktionsgrundlagen für die Viehwirtschaft wie die Bereit-
stellung des Futters, von Gebäuden und baulichen Anlagen, des Personals, der 
Vergütung der Arbeit und der Wirtschaftlichkeit. 
 
- Allgemein genügte die materiell-technische Basis nicht den Anforderungen, total 
vergesellschaftlichte Betriebe als einzige Betriebsform staatlicherseits durch-
zusetzen. Aufgrund dessen wurde eine Modernisierung mittelfristig behindert. Die 
LPG erlitten z. T. wirtschaftliche Rückschläge, so dass es zu Auflösungen und 
Zusammenschlüssen mit anderen, erfolgreicheren LPG kam. 
 
- Sofern ökonomische Erfolge eintraten, führte dies zur Zunahme der Identifikation 
der Mitglieder mit der LPG. 
 
- Temporäre Hinwendung der SED-Wirtschaftspolitik in den Jahren 1964/65 zu 
demokratischen Formen und Selbstbestimmung in den Betrieben, verbunden mit 
der zentralen staatlichen ökonomischen Förderungspolitik im Zuge des NÖSPL 
trugen zu einer Stabilisierung und Erhöhung der Agrarproduktion sowie zur Ver-
besserung der Einkommenssituation der LPG und der Beschäftigten bei. In vielen 
LPG setzte eine gesteigerte Konsumtion ein, die gegen Ende der sechziger Jahre 
zu einem Kaufkraftüberschuss führte. 
 
- In der Vielzahl der kleinen LPG Typ I/II - 1965 gab es deren in den sächsischen 
Bezirken noch 2.493 – wurden mehr als 10 % des Gesamt-Viehbestandes der drei 
Bezirke privat gehalten. Lediglich die Feldwirtschaft war kollektivwirtschaftlich 
organisiert. Obwohl sie damit die Schaffung von größeren Betriebseinheiten ver-
zögerten, garantierten sie eine sichere und qualitativ gute tierische Marktprodukti-
on bei Erfüllung staatlicher Planauflagen. Da die LPG des Typs I/II keine größe-
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ren Investitionen vornahmen, genügte ihnen eine geringere finanzielle Akkumula-
tion. Diese Mittel fehlten jedoch als Fondsausgleich beim Übergang zu größeren 
Typ III-LPG. 
 
- In dem die SED die Entstehung von Groß-LPG des Typ III, wie sie ursprünglich 
zu Anfang der sechziger Jahre propagiert worden waren, gegen Ende des Unter-
suchungszeitraumes nicht zuließ, behinderte sie den Zusammenschluss der an 
Überalterung leidenden LPG Typ I/II oder deren Anschluss an stärkere LPG des 
Typs III. Eine Vielzahl von LPG war Ende der sechziger Jahre so weit gefestigt, 
dass deren eigenständige stabile Entwicklung, auch unter den Bedingungen der 
Übernahme der allmählich überalternden LPG Typ I, möglich gewesen wäre. 
 
5. Die SED-Agrarpolitik verfolgte das Ziel einer intensiv erweiterten und effektiveren 
Großproduktion. Mit einer gewissen Experimentierfreudigkeit widmete sie sich dem 
Agrarsektor über die Beschleunigung von Konzentration und Spezialisierung der 
Produktion sowie technologischen Neuerungen, wobei deren durchschlagender Er-
folg z. T. nicht gegeben war. Als Beispiele gelten der Anbau der Ölfrucht Krambe, 
neue Kleearten, Jersey-Einkreuzungen bei Milchvieh, Mast schwerer Kälber. 
 
6. Die Ausrichtung der Landwirtschaftspolitik auf den „allmählichen Übergang zu in-
dustriemäßigen Produktionsmethoden gemäß Direktive des VI. Parteitages der SED 
1963 war in der Phase der zweiten Entwicklungsphase, in der es noch der organi-
schen und ökonomischen Stabilisierung des Großteils der LPG bedurfte, absolut ver-
früht. Sie entsprach nicht dem Entwicklungsstand, bedeutete nicht den Lösungsweg 
der Probleme und fand weder bei den Bauern noch den Mitgliedern der LPG allge-
meine Zustimmung. 
 
7. Im Rahmen zwischenbetrieblicher Beziehungen organisierten die LPG unterschied-
lichen Typs von sich aus frühe und einfache Kooperationsformen. Derartige Koope-
rationen, vor allem in der Neben- und Hilfsproduktion, unterstützte in den Jahren 
1963 bis 1966 die Spezialisierungsbemühungen der LPG und bot den Ansatz zur Ef-
fektivitätserhöhung. Vielfach kooperierten LPG auf dem Gebiet der Ernte der Haupt-
kulturen und der Erzeugung von Feldfutter. 
- Ihren Beginn nahm die Kooperation mit dem gemeinsamen Mähdrusch. Ab 1967 
durfte aufgrund staatlicher Regelungen Erntegroßtechnik von den Land-
wirtschaftsbetrieben nur noch im „Komplex“ gekauft, finanziert und eingesetzt 
werden. 
- In Kooperationsgemeinschaften (KOG) unterschiedlicher Intensitätsstufen grün-
deten die Partner Gemeinsame Abteilungen Pflanzenproduktion (GAP) oder ähn-
lich bezeichnete ökonomisch und juristisch nicht selbständiger Betriebsformen. 
 
8. Ab 1969 bildeten, unter zunehmend staatlichem Druck, die kooperierenden LPG  
erste sich ökonomisch und juristisch verselbständigende Produktionseinheiten, Ko-
operative Abteilung Pflanzenproduktion (KAP) genannt. Staatliche Regelungen be-
vorteilten diese KAP gegenüber eigenständig verbleibenden, nicht kooperierenden 
LPG. 
 
9. Die hohen Investitionen der selbstständigen kooperierenden Einheiten führten zu ho-
hen spezifischen Kosten, Effektivitätsverlusten und Schwund der Identifikation der 




10. Die durch die beginnende Trennung von Pflanzen- und Tierproduktion entstandenen 
Betriebseinheiten der Viehwirtschaft ohne eigenen Bodenfonds blieben aufgrund der 
staatlichen Förderung der kooperativen Entwicklung der Feldwirtschaft ökonomisch 
zurück. Die Errichtung größerer oder gar industriemäßiger Anlagen wäre in der 
Viehwirtschaft notwendig gewesen, hätte aber erhebliche gemeinsame Investitionen 
erfordert. Die materiellen Voraussetzungen dafür konnte der Staat nicht in ausrei-
chendem Maße schaffen. 
 
11. Die ab 1966 auftretenden Kooperationsformen wurden nicht von sich aus und auf-
grund des Entwicklungsstandards der LPG praktiziert, sondern als staatliche Vorgabe 
und mit Hilfe staatlicher ökonomischer Regelungen in die Landwirtschaft hi-
neingetragen. Lediglich ökonomisch gleichstarke Betriebe hätten administrativ in ei-
ner Kooperation zusammengeführt werden dürfen. Die horizontale Kooperation führ-
te zur Nivellierung des unterschiedlichen Leistungsniveaus und Betriebsergebnisses 
der Beteiligten. 
 
12. Umgestaltungsprozesse der Landwirtschaft und historische Vorgänge in den jeweili-
gen Entwicklungsphasen vollzogen sich nicht immer in Form einer direkten Über-
nahme des sowjetischen Kolchos-Modells. Obwohl kommunistischer Parteiapparat 
der UdSSR und sowjetische Staatsführung keine Abweichungen vom sozialistischen 
Weg der DDR-Landwirtschaft zuließen, handelte die SED-Agrarpolitik vielfach ei-
genständig. Ausdruck dessen sind die Umwandlung der einzelbäuerlichen Betriebe in 
drei abgestufte LPG-Typen je nach Vergesellschaftungsgrad und die Einführung von 
Kooperationsmodellen. Als Ausdruck direkter Übernahme und Nachahmung sowje-
tischer Vorgaben und Beispiele gelten neue Begrifflichkeiten im Arbeitsleben und 
der Technologie, ungeprüfte Neuerungen in der Agrikultur sowie das Wettbewerbs- 
und Auszeichnungswesen. 
 
13. Für das Verständnis des LPG-Gedankens der Staatspartei ist die Erläuterung der ide-
ologischen Grundlagen und der Beweisstrategie erforderlich. Deshalb wenden diese 
dem Hauptthema zur Seite gestellt. 
 
14. Seit dem Beginn der zweiten Entwicklungsetappe wollte sich die SED hinsichtlich 
der Gründung von LPG und der weiteren Sozialisierung stets im Einklang mit dem 
fiktiven Leninschen Genossenschaftsplan sehen. Jedoch elementare Prinzipien dieses 
Planes wurden bei der staatlich gelenkten LPG-Entwicklung, trotz Warnung aus den 
eigenen Reihen der SED, nicht eingehalten. Es handelt sich u. a. um die Verletzung 
des „Freiwilligkeitsprinzips“, des „Prinzips der stufenweisen Entwicklung vom Nie-
deren zum Höheren“ und des „Prinzips der allseitigen Unterstützung der Bauern 
durch den sozialistischen Staat“. 
 
15. In dem von natürlichen Voraussetzungen abhängigen Volkswirtschaftszweig Land-
wirtschaft erforderte die schnell zu steigernde und effektivere Produktion auch unter 
kollektivwirtschaftlichen Bedingungen ein Unternehmertum mit weitreichender Ent-
scheidungsfreiheit für die LPG-Leitungsgremien unter demokratischen Wirtschafts-
bedingungen. Mit stattdessen angewendeten staatlichen Repressionen und Admi-
nistration konnten agrarpolitische Ziele zu langsam, mit zu hohem Aufwand und 








- Die Bauern waren nicht die Träger der Umgestaltungspolitik in allen Zeitab-
schnitten, sondern die Objekte der Umgestaltung. Ein kollektives Besitzdenken 
hatte sich kaum herausgebildet. Der Dualismus von kollektiver Arbeit in der LPG 
und individueller Arbeit außerhalb dieser war erhalten geblieben. 
 
- Die LPG der sächsischen Bezirke hatte sich gegen Ende der sechziger Jahre zu 
Betriebsgrößen entwickelt, welche bei größerer Unabhängigkeit und ohne staat-
liche Bevormundung die Gewähr für höhere Effektivität, Stabilität und höheres 
staatliches Aufkommen geboten. Die sächsischen Bezirke registrierten in der Be-
triebsgruppe 200 bis  500 ha 424 LPG Typ III und in der Betriebsgrößengruppe 
500 bis  1.000 ha 414 LPG Typ III. Das waren 39,6 bzw. 38,7 % des Typ-III Be-
standes. In der gesamten DDR lagen die Verhältnisse bei 32,1 bzw. 42,5 %. Ende 
1968, als noch die traditionellen LPG ohne getrennten Produktions- und Repro-
duktionsprozess arbeiteten, lag in der Betriebsgrößengruppe 500 bis  1.000 ha 
ein betriebswirtschaftliches Optimum. 
 
- Hinsichtlich der Flächenerträge bei den Hauptkulturen lagen die LPG der sächsi-
schen Bezirke (1968) im bzw. über dem Durchschnitt der DDR. Bei Kartoffeln 
lag die Erzeugung etwa bei 98 – 114 %. Im Zuckerrübenanbau lagen die Bezirke 
Dresden und Leipzig mit 108 – 109 % über dem Durchschnitt der LPG Typ III der 
DDR, was vor allem auf den höheren Anteil zuckerrübenfähiger Böden und die 
höhere Ausstattung mit Arbeitskräften gegenüber den Nord-Bezirken zurück-
zuführen ist. 
 
- Auffällig ist die Leistung der sächsischen LPG auf dem Gebiet der Viehwirt-
schaft. Zum einen lag der Besatz mit Rindern über dem DDR-Durchschnitt  
(1968) mit 126 – 140 %. Beim Besatz mit Milchkühen lag der grünlanddominierte 
Bezirk Karl-Marx-Stadt bei 150 %. In gleichem Maße rangierten die sächsischen 
LPG bei der Milcherzeugung. 
 
- Die relativ günstige Agrarstruktur der sächsischen Bezirke darf nicht über die Un-
terlegenheit gegenüber den Produktionskennziffern der Landwirtschaft in der 
BRD hinwegtäuschen. Gegenüber den Leistungskennziffern und der Versor-
gungssicherheit der Länder des RGW zeigen sich die sächsischen LPG deutlich 
überlegen. 
 
- Die Schlaggrößen in den LPG, auch des Typ I/II, nahmen seit 1961 rapide zu, so 
dass in der Betriebsgrößengruppe 500 bis  1.000 ha LPG in Niederungskreisen 
mit guten Böden ca. 20 % der Schläge von 25 – 50 ha vorweisen konnten. Sta-
tistische Erhebungen wurden dazu nicht angestellt. 
 
- Prinzipielle Unterschiede in der LPG-Entwicklung zwischen den drei sächsischen 
und den anderen Bezirken der zentralistisch geführten DDR waren nicht aufgetre-
ten. Dennoch hatten sich, historisch bedingt, einige Unterschiede herausgebildet, 
da sich die sächsischen Bezirke hauptsächlich in den Gebieten der ehemaligen 
Mitteldeutschen Grundherrschaft befanden. Diese waren: 
 
 Ein zahlenmäßig starkes halbprivates LPG-Typ I-Bauerntum bis zum Ende der 
sechziger Jahre, das sich bis auf Ausnahmen wegen fehlender Hofnachfolge 
nicht halten konnte. Zu Ende des Jahres 1960 arbeiteten in den sächsischen 
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LPG rd. 50 % der Mitglieder im Typ I, welche die Hälfte der LN be-
wirtschafteten. Rd. 50 % aller Mitglieder wurden in den LPG Typ III nach-
gewiesen und bewirtschafteten ebenfalls 50 % der LN. 
 Entsprechend der höheren Besiedlungsdichte, der Bevölkerungsstruktur und In-
tensität der Erzeugung wiesen die sächsischen LPG gegenüber den nördlichen 
Bezirken einen höheren Arbeitskräftebestand auf. 
 In den sächsischen Bezirken besaßen die LPG einen höheren Anteil von Alt-
bauern als im Norden des Landes. 
 Gegenwärtig hat die sächsische Landwirtschaft mit 8.585 kg/Kuh und a ( x  -
BRD = 7.240) die zweihöchste Milchleistung in Deutschland. Auch bei Zu-
ckerrüben liegt die sächsische Landwirtschaft rd. 100 dt/ha über dem Durch-
schnitt der BRD mit 629 dt/ha. (SMUL Freistaat Sachsen, Daten zur Land- und 
Forstwirtschaft, Berichtsjahr 2011).  
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6 .1  Über s i ch te n  
 
Struktur der Wohnbevölkerung in den drei sächsischen Bezirken im Vergleich zur Gesamtheit der Bezirke der DDR, 1958 bis 1969 
 
    1958 *1 1959 *2 1960 *3 1961 *4 1962 *5 1963 *6 1964 *7 1965 *9 1966 *10 1967 *11 1968 *12 1969 *13 
DDR gesamt Pers. 17.311.707 17.285.902 17.188.488 17.079.306 17.135.867 17.181.033 17.011.931 17.047.933 *13 17.071.380 *13 17.089.884 *13 17.087.236 *13 17.074.504 *13 
dar. im arbeitsfähigen Alter Pers. 10.781.611 10.695.524 10.482.579 9.983.450 *6 9.863.979 *6 9.753.762 *6 9.836.543 9.924.360 *13 9.898.995 *13 9.884.650 *13 9.879.344 *13 9.870.694 *13 
Anteil an der Ges.-Bevölkerung *21 % 62,3 61,9 61,0 58,5 57,6 56,8 57,8 58,2 58,0 57,8 57,8 57,8 
dar. Bevölkerung im ländl. Raum Pers. 4.933.400 4.887.100 4.820.900 4.789.100 4.769.100 4.755.200 4.609.700 4.581.500 4.587.700 4.582.400 4.565.600 4.533.000 
Anteil an der Ges.-Bevölkerung *21 % 28,5 28,3 28,1 28,0 27,8 27,7 27,1 26,9 26,9 26,8 26,7 26,6 
Bezirk Dresden gesamt Pers. 1.895.669 *8 1.893.219 *8 1.885.214 *14 1.875.639 *14 1.876.767 *14 1.880.011 *14 1.884.311 *14 1.887.739 1.889.779 1.884.626 1.881.712 1.877.131 
dar. im arbeitsfähigen Alter Pers. 1.172.381 *8 1.164.725 *8 1.145.051 1.091.668 1.075.829 1.059.991 1.041.446 1.091.215 1.085.923 1.076.768 1.072.731 1.068.001 
Anteil an der Ges.-Bevölkerung *21 % 61,8 61,5 60,7 58,2 57,3 56,4 55,3 57,8 57,5 57,1 57,0 56,9 
dar. Bevölkerung im ländl. Raum Pers. 472.352 *21 469.343 *20 469.442 469.972 466.500 467.000 465.469 *14 457.800 459.800 458.700 455.111 449.000 
Anteil an der Ges.-Bevölkerung *21 % 24,9 24,8 24,9 25,1 24,9 24,8 24,7 24,3 24,3 24,3 24,2 23,9 
Bezirk Leipzig gesamt Pers. 1.534.605 1.529.360 1.518.693 1.509.610 1.513.816 1.512.847 1.511.487 1.510.773 1.511.171 1.507.873 1.501.847 1.496.432 
dar. im arbeitsfähigen Alter Pers. 961.308 953.364 934.507 891.422 881.710 868.974 833.705 889.553 885.782 879.967 873.842 867.729 
Anteil an der Ges.-Bevölkerung *21 % 62,6 62,3 61,5 59,1 58,2 57,4 55,2 58,9 58,6 58,3 58,2 58,0 
dar. Bevölkerung im ländl. Raum Pers. 350.634 *18 343.439 *15 339.584 *15 336.669 *15 337.627 *15 337.169 *15 323.490 *15 322.600 316.600 315.400 312.004 310.500 
Anteil an der Ges.-Bevölkerung *21 % 22,8 22,4 22,4 22,3 22,3 22,2 21,4 21,4 21,0 20,9 20,8 20,8 
Bezirk Karl-Marx-Stadt gesamt Pers. 2.130.597 2.123.660 2.112.057 2.098.592 2.094.763 2.091.267 2.090.180 2.082.927 2.080.090 2.074.000 2.065.783 2.057.200 
dar. im arbeitsfähigen Alter Pers. 1.325.968 1.315.668 1.293.463 1.234.626 1.215.167 1.196.002 1.224.433 1.231.060 1.227.869 1.220.667 1.213.287 1.205.050 
Anteil an der Ges.-Bevölkerung *21 % 62,2 62,0 61,2 58,8 58,0 57,2 58,6 59,1 59,0 58,9 58,7 58,6 
dar. Bevölkerung im ländl. Raum Pers. 378.422 *17 379.124 *16 378.150 *16 373.454 *16 371.923 *16 371.161 *16 361.214 *16 363.900 365.000 365.100 368.231 364.700 















Quellen:   *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1958, S. 26 
   *2 Statistisches Jahrbuch der DDR 1959, S. 34 
   *3 Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61, S. 19, 25, 32 
   *4 Statistisches Jahrbuch der DDR 1962, S. 19, 25, 32 
   *5 Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S.476 
   *6 Statistisches Jahrbuch der DDR 1964, S. 10, 498 
   *7 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, S. 10, 508 
   *8 Statistisches Taschenbuch 1960, Bezirk Dresden, S. 9 
   *9 Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, S. 14, 518-519 
 *10 Statistisches Jahrbuch der DDR 1967, S. 14, 520-521 
 *11 Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 10, 516-517 
 *12 Statistisches Jahrbuch der DDR 1969, S. 10, 433-437 
 *13 Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 10, 434-435 
 *14 Statistisches Jahrbuch 1965, Bezirk Dresden, S. 4 *22 
 *15 Statistisches Taschenbuch 1965, Bezirk Leipzig, S. 369-370 
 *16 Statistisches Jahrbuch 1965, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 195 
 *17 Statistischer Jahresbericht 1959, Bezirk Karl-Marx-Stadt, S. 15 
 *18 Statistisches Taschenbuch 1960, Bezirk Leipzig, S. 29 und 30 
 *19 Statistisches Jahrbuch der DDR 1959, S. 18 und 19 
 *20 Statistisches Jahrbuch der DDR 1958, S. 8 und 9 
Anmerkungen: *21 zu *  1 - *20 Die Anteile der Bevölkerungsgruppen wurden errechnet 
 *22 zu *14   - Bevölkerung in Gemeinden bis zu 2000 Einwohnern 
  - 1964 gab es im Bezirk Dresden 696 solche Gemeinden, in der Übersicht als ländlicher Raum bezeichnet, und 112 Gemeinden mit > 2000 Einwohnern 















Quellen:   *1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1965, II. Internationale Übersichten, *49, *50, *59, *60, *62, *63 
   *2 Ebenda 
   *3 Ebenda 
   *4 Ebenda 
   *5 Ebenda, 1969, II, Internationale Übersichten, *56, *57, *66, *67, *69, *70 
   *6 Ebenda, 1971, II, Internationale Übersichten, *56, *57, *66, *67, *69, *70 
   *7 Ebenda 
   *8 Ebenda 
   *9 Ebenda 
 *10 Ebenda, Zuckerrüben Ernteertrag Belgien und Österreich, ebenda 1972, *77, *78, Dänemark ebenda, 1973, *77 
 
Anmerkung: *11 Nur Winterweizen, ab 1964 x - Erträge von Winter- und Sommerweizen, andere Länder x - Erträge 1960–1969 
von Winter- und Sommerweizen 
 
Land 1960 *1 1961 *2 1962 *3 1963 *4 1964 *5 1965 *6 1966 *7 1967 *8 1968 *9 1969 *10 
DDR 34,8 27,5 31,1 30,0 31,1 36,7 31,4 37,8 41,7 35,5
BRD 35,6 28,9 34,8 35,1 36,0 30,8 32,6 41,2 42,3 40,2
Dänemark 39,0 41,3 41,8 36,7 42,3 44,6 42,7 46,5 48,1 45,6
Polen 16,9 19,9 19,4 19,9 18,7 20,6 21,5 22,4 24,8 24,0
ČSR 23,3 26,0 24,5 24,6 22,0 24,1 25,2 27,1 31,6 30,9
Österreich 25,3 25,8 26,1 25,1 26,5 24,0 28,6 33,0 34,2 33,2
Frankreich 25,2 23,9 30,7 26,4 31,5 32,7 28,3 36,4 36,6 35,9
Belgien 37,7 34,8 39,8 37,7 41,5 37,5 30,5 41,4 41,4 38,6
Niederlande 46,6 39,3 45,5 42,1 47,1 44,4 40,4 47,9 44,2 45,1
UdSSR *11 10,6 10,6 10,5 7,7 11,0 8,5 14,4 11,5 13,9 11,9
Land 1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 
DDR 192 124 179 173 173 177 185 205 188 146
BRD 236 220 261 279 242 231 257 301 291 271
Dänemark 188 185 162 184 233 231 240 229 247 201
Polen 132 160 130 158 169 154 169 176 185 165
ČSR 90 104 98 130 156 83 134 148 176 159
Österreich 212 198 190 217 218 176 220 228 267 263
Frankreich 170 161 155 181 167 195 198 202 213 207
Belgien 239 247 274 222 288 247 249 313 285 344
Niederlande 286 281 305 287 330 263 316 350 344 324
UdSSR 92 95 80 84 110 103 105 115 123 113
Land 1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 
DDR 288 214 214 266 261 263 314 333 344 253
BRD 420 356 328 416 393 366 425 465 470 439
Dänemark 407 358 345 379 376 312 375 422 448 386
Polen 256 275 234 287 283 259 313 358 357 276
ČSR 346 272 221 310 290 255 329 368 415 318
Österreich 425 324 322 411 419 383 495 476 440 428
Frankreich 445 368 328 369 382 429 436 407 435 439
Belgien 486 434 354 375 487 420 430 464 459 489
Niederlande 505 455 381 390 490 389 398 508 495 490
UdSSR 191 164 152 117 199 188 195 230 286 210
749 
 




Übersichtsplan: In den sächsischen Kreisen und Bezirken hatte sich im Verhältnis zur gesamten DDR die größte Bevölkerungs-
dichte entwickelt  






Übersichtsplan:  Die Höhenstufen in Sachsen 
Quelle:  Agrarbericht der Bundesregierung 1998, Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Bonn 
GIS und Kartographie: Fachbereich Ländlicher Raum, Betriebswirtschaft und Landtechnik (LfL, SN) 
 
 
Übersichtsplan: Anteil der landwirtschaftlich genutzten Fläche (LF) an der Territorialfläche der Gemeinden Sachsens 
Quelle: Agrarbericht der Bundesregierung 1998, Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Bonn 












Dokument: Patenschaftsvertrag eines „vollgenossenschaftlichen“ Dorfes im Kreis Freiberg  





































Dokument: Dreiseitiger innerbetrieblicher Vertrag der LPG „Vorwärts“, Typ III, Großwaltersdorf, Kr. Flöha, Bez. Karl-Marx-
Stadt, für Erzeugungszweige der Viehwirtschaft im Jahre 1967 
Quelle: Aktenbestand der LPG “Vorwärts“, Typ III, Großwaltersdorf, Kr. Flöha, Bez. Karl-Marx-Stadt. Innnerbetriebliche 





Dokument: Verrechnungspreise der LPG Typ III, Conradsdorf, als Mitgliedsbetrieb der KOG. Diese „innerbetrieblichen 
Vereinbarungspreise“ waren in Wirklichkeit zwischenbetriebliche Verrechnungspreise, da sie nicht nur in der LPG 
Conradsdorf verwendet wurden 





















Für 1967 ist bereits ein Kuh-Jungviehverhältnis von 60 % vorgesehen, wobei in stark 
sanierungsbedürftigen Betrieben wie z. B. in der LPG „Paul Scholz" Oschatz durch 
Kooperation mit der LPG „Thomas Müntzer" in Oschatz sowie in einigen anderen Be-
trieben das Kuh-Jungviehverhältnis 80 % betragen wird. 
Zur züchterischen Beeinflussung der Milch- und Fettleistung unseres Kuhbestandes 
wird die Jersey-Einkreuzung mit F1 -Bullen bei 1.200 Erstbesamungen pro Jahr festge-
setzt. 
Zur Erhöhung des Anteiles der Herdbuchzuchten in der Rinderhaltung wird im Kooperati-
onsbereich Niedergoseln -Schweta mit den Züchtern der LPG Typ 1 in Schweta die 
Stammzucht entwickelt, dabei soll der Herdbuchanteil 80 % des Gesamt -Kuhbestandes 
erreichen und die Durchschnittsleistung auf 4.500 kg Milch pro Kuh mit 4,1 % Fett und 
185 Fett -kg gesteigert werden. Die LPG „Walter Ulbricht" Dahlen einschließlich Star-
ke, Großböhla und der LPG „Otto Buchwitz" Lampertswalde wird weiter an der Ver-
mehrungszucht arbeiten und einen Gesamtkuhbestand von ca. 1.000 Stck haben. Fol-
gende Leistungen sollen bis 1970 erreicht werden: 4.400 kg Milch pro Kuh mit 3,8 Fett 
und 187 Fett -kg. 
Die LPG „Eintracht" Luppa sowie die LPG „Karl Marx" Wermsdorf in Verbindung 
mit Mahlis sollen gleichfalls zu Vermehrungszuchten entwickelt werden. Ihr Kuhbe-
stand wird mindestens ca. 1.200 Stck betragen. Das Leistungsziel liegt bei mindestens 
4.200 kg Milch pro Kuh, bei 3,8 % Fett und 160 Fett -kg. Der Herdbuchanteil in den 
Vermehrungszuchten soll gleichzeitig 80 % betragen. Bis 1970 ist eine Milchleistung 
in der sozialistischen Landwirtschaft von 4.200 kg für ganzjährig geprüfte Kühe 
und für Färsen mit Erstabkalbungen von 3000 geplant. Damit wird in unserem Kreis 
eine Milchleistung von 4.000 kg/Kuh erreicht. Im Jahre 1970 werden für das staatliche 













(örtlich geleitete Landwirtschaft) 
Anbauverhältnis - % zum Ackerland 





















Getreide insgesamt 45,88 45,7 45,4 45,23 44,95 44,75
dav.      Wintergetreide 35,92 35,7 35,7 35,47 35,95 35,81
Sommergetreide 9,96 10,0 9,7 9,72 9,0 8,93
Ölfrüchte insgesamt ein-
schl. Mohn 
3,32 3,43 3,27 3,41 3,29 3,42
Zuckerrüben insges. 7,05 7,29 7,03 7,32 8,80 7,36
Kartoffeln insges. 16,10 15,40 16,21 15,41 13,68 12,78
Gemüse 1,73 2,0 1,92 2,0 1,93 2,01
Futterhackfrüchte (ohne 
Verm.) 
3,69 3,67 3,18 3,08 4,06 3,99
Silo- u. Grünmais 5,02 5,23 6,47 6,74 5,76 6,0
Feldfutterpflanzen insges. 
(ohne Mais) 
11,56 11,7 12,20 12,72 14,10 14,64
dav.: mehrj.  
Feldfutterpflanzen 
8,58 8,79 10,54 10,98 13,30 13,87
Feldfutterpfl. Vermehrung 2,77 2,80 2,92 3,04 2,36 2,46
Tabak u. Heil- und Ge-
würzpflanzen 
-,46 -,47 0,40 0,40 0,36 0,37




Plan 1966 Vorschlag 
 1967 1970 
Getreide insgesamt 35,3 36,3 38,0 42,8 
dav.      Winterweizen 39,2 40,4 44,4 49,2 
Winterroggen 31,2 31,0 32,0 35,3 
Wintergerste 38,7 40,4 40,9 45,7 
Sommergerste 30,8 32,9 34,8 39,7 
Hafer 33,8 31,0 33,0 37,8 
Gemenge von Hafer und Gerste 32,4 32,0 33,3 39,0 
Ölfrüchte insges. einschl. Mohn 17,3 15,8 15,8 15,8 
Zuckerrüben 303,4 335,0 345,0 395,0 
Kartoffeln insges. 175,3 228,0 240,0 298,5 
Futterhackfrüchte 632,0 645,0 650,0 700,0 
Silo- u. Grünmais 352,0 360,0 385,0 500,0 
Mehrj. Feldfutterpflanzen (Heu) 69,2 72,0 73,7 108,0 
Wiesen (Heuwert) 52,8 53,5 53,0 70,0 
Weiden (Heuwert) 59,9 60,6 64,0 75,0 
Winterzwischenfrüchte 178,0 190,0 190,0 200,0 
Untersaaten 75,0 80,0 80,0 90,0 






Staatliches Aufkommen pflanz. Erzeugnisse (örtl. geleitete Landwirtschaft insges.), Mengen in t  
 
 Ist 1965 VW-Plan 1966 Vorschlag 1967 Vorschlag 1968 Vorschlag 1969 Vorschlag 1970 




































Getreide insges. 16.321 16.318 16.264 16.262 16.040 16.038 16.040 16.038 16.040 16.038 16.040 16.038 
dav.:   Konsum 15.886 15.883 15.769 15.767 15.756 15.754 15.756 15.754 15.756 15.754 15.756 15.754 
Saatgut 230 230 213 213 284 284 284 284 284 284 284 284 
Ölfrüchte insges. 1.563,3 1.563,3 1.406 1.406 1.406 1.406 1.370 1.370 1.370 1.370 1.370 1.370 
Kartoffeln 25.476 25.476 26.612 26.607 26.000 25.995 26.000 25.995 26.000 25.995 26.000 25.995 
Zuckerrüben/Fabrik 47.608 47.608 43.900 43.900 43.900 43.900 43.900 43.900 43.900 43.900 43.900 43.900 
Tabak 71 50 72 65 72 65 72 65 76 69 80 75 
Obst 2.657,1 2.657,1 3.440 3.440 3.450 3.450 3.950 3.950 4.750 4.750 5.450 5.450 
Gemüse 6.709,2 6.709,2 9.780 9.780 9.800 9.800 10.200 10.200 10.200 10.200 10.200 10.200 
 
 
Das Ist 1965 und der Volkswirtschaftsplan 1966 beinhaltet die Mengen der 2%igen Staatsreserve. Im Ist 1965 sind bei Getreide die im Tausch 















Staatliches Aufkommen tier. Erzeugnisse (örtl. geleitete Landwirschaft insges.), Mengen in t bzw. TStck.  
 






































(ohne Geflügel) 7.412,7 7.137,4 7.610 7.367 8.179 7.915 8.010 7.748 8.060 7.800 8.160 7.908 
dav.:   Rind und 
Sonstiges 2.721,6 2.692,8 2.705 2.687 2.934 2.910 2.950 2.928 3.000 2.980 3.100
3.082 
Schwein x) 4.691,1 4.444,6 4.905 4.680 5.245 5.005 5.060 4.820 5.060 4.820 5.060 4820 
Geflügel 380,2 365,3 340 327,4 343 330,4 350 337,4 360 347,4 400 387,4 
Milch 40.607 39.719 40.724 39.869 45.000 4.4145 47.500 46.680 51.000 50.200 56.380 55.600 
Eier 17.507 13.579 16.800 13.400 16.800 13.400 16.800 13.400 17.300 13.400 17.800 13.900 
Wolle 52,27 50,04 49,9 47,3 49,9 47,3 52,0 49,4 52,0 49,4 55,0 52,4 
 
 













Die finanzpolitische Entwicklung wird sich in den LPG Typ III und I unter Berücksichti-
gung der Steigerung der Brutto- und Marktproduktion, der Anwendung moderner Techno-
logien und der Steigerung der Arbeitsproduktivität wie folgt entwickeln: 
 
 
1. Bruttoproduktion MDN/ha     
Typ III   Typ I    
Ist 1965 3.876 Ist 1965 2.133  
Plan 1966 3.998 Plan 1966 2.169  
 1967 4.150  1967 2.220  
 1968 4.250 1968 2.280  
 1969 4.350  1969 2.330  
 1970 4.500 1970 2.400  
2. Gesamtkosten MDN/ha     
Typ III   Typ I    
Ist 1965 2.129 Ist 1965   860  
Plan 1966 2.135 Plan 1966   910  
 1967 2.155 1967   950  
 1968 2.180  1968   990  
 1969 2.200  1969 1.100  
 1970 2.250  1970 1.210  
3. Einfache und erweiterte Reproduktion MDN/ha     
Typ III   Typ I                  :pro 
Jahr Ges. einf. Jahr Ges. einf. erw.        erw.
1965 466 237 1965 271                 229
1966 603 255 1966 373                 368 
1967 650 1967 500   80 420         400 
1968 690 265 1968 500   90 410         425
1969 755 280 1969 520 110 410         475 
1970 800 290 1970 550 130 420         510
4. Verteilung an die Mitglieder MDN/ha (einschl. Naturalien) 
Typ III   Typ I   
Ist   1965 1.789 Ist 1965 1.092  
Plan 1966 1.849 Plan 1966 1.120  
 1967 1.900 1967 1.295  
 1968 1.960 1968 1.399  
 1969 2.000 1969 1.409  








Dokument: Perspektivplan des Rdk Oschatz zur Entwicklung der LPG im Kreisgebiet  











Dokument: Volkswirtschaftsplan 1964 des RdK Freiberg 














Dokument: Information des RdK Freiberg zur Entwicklung der Milchproduktion im Kreis Freiberg an die Gemeinden 
































Dokument: Führungskonzeption einer Gemeindeverwaltung und Gemeindevertretung für die örtliche LPG Typ I 





Dokument: Berichterstattung des RdG Reichenbach zur Erfüllung des staatlichen Aufkommens an den RdK Freiberg 











Dokument: Appell der SED-Betriebsorganisation (BPO) der LPG Conradsdorf an die örtliche Bevölkerung, der LPG Typ III, Hilfe bei 
der Rübenpflege und Heuernte zu leisten 







Dokument: Informationsbericht des RdK Freiberg an die Gemeinden des Kreises zur Ernte 1966 











Dokument: Informationsbericht des RdG Reichenbach an den Rdk Freiberg 




































Dokument: Konzeption des RdG Reichenbach zur Kartoffelernte der örtlichen LPG 
Quelle: Kreisarchiv Freiberg. RdG Reichenbach, Landwirtschaft. Signatur 089 (1964) 
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Frauentag in einer Kooperationsgemeinschaft 
 
In der KOG „Oberes Müglitztal“, Kr. Dippoldiswalde, Bez. Dresden, gestaltete der Koope-
rationsrat für 352 gemeldete Frauen aus den Partnerbetrieben eine Frauentagsfeier zum 
9.3.1967. Es war die erste gemeinsame Veranstaltung dieser Art. In den einzelnen LPG, 
vor allem des Typs I, der KOG wird es wohl vordem solche Feiern kaum gegeben haben.  
 
Für diesen Tag hatte der Kooperationsrat eine gemeinsame Ausfahrt mit Kaffeetrinken und 
anschließendem Kulturprogramm vorbereitet. Zusätzlich war ein Geschenk der Kooperati-
on mit einem Wert von 5,00 MDN pro Person vorgesehen. Das geplante Treffen mit einer 
Abordnung aus einer sowjetischen Garnison kam aus ungenannten Gründen nicht zustan-
de.1 Die deshalb erforderliche Kostenneuverteilung ergab 6,19 MDN je Geschenk und 6,78 
MDN pro Person für die Kulturveranstaltung. Jede Frau bekam ein Frottee-Handtuch über-
reicht. 
 
Die aus späterer Sicht etwas humorvoll anmutenden Feiern, die mit Kooperationsbeginn 
auch über den Rahmen der einzelnen LPG hinaus organisiert wurden, sind unter dem As-
pekt zu sehen, dass damit den Frauen nicht nur etwas Unterhaltung geboten werden sollte, 
sondern dass sie, die sie in nächster Zukunft in wesentlich vergrößerten betrieblichen Ein-
richtungen gemeinsam arbeiten mussten, sich darüber hinaus persönlich kennenlernen soll-
ten. Es ging darum, eine gewisse Identität mit diesen neugeschaffenen Betriebsformen, 
außerhalb ihrer Ursprungs- LPG, zu entwickeln. 
 
Die meisten Frauen hatten bislang nur die schwere Arbeit während ihrer privatbäuerlichen 
bzw. LPG-Zeit und im wesentlichen das eigene dörfliche Umfeld gekannt. Das Leben im 
oberen Osterzgebirge, dicht an der Grenze zur ČSSR, verlief relativ abgeschirmt vom Le-














Dokument:  Frauentag in einer Kooperationsgemeinschaft im Bezirk Dresden 
Anmerkung 1 Es lag nicht im Interesse der Roten Armee und sowjetischen Politik, Kontakt zwischen Soldaten und einheimischer 
Bevölkerung aufkommen zu lassen bzw. zu vertiefen. Deutsch-Sowjetische Freundschaft wurde unter staatlichem Dik-
tat und nicht spontan sowie freiwillig praktiziert 
Quelle: 2 Protokolle der Sitzungen des Kooperationsrates de KOG „Oberes Müglitztal“, Kr. Dippoldiswalde, hier Protokoll vom 













Dokument: Bericht des RdG Nauendorf an den RdK Freiberg über die Organisation von Wochenendeinsätzen zur Kartoffelernte 
Quelle: Kreisarchiv Freiberg. Gemeinde Naundorf, Landwirtschaft, 1965. Signatur 016 
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7 .  Abkürzungen  
 
a Jahr (annus) 
a ar 
ABI Arbeiter- und Bauerninspektion 
Abt. Abteilung 
ACZ Agrochemisches Zentrum 




agra Landwirtschaftsausstellungen der DDR (ab 1967) 
Ak Arbeitskraft 
Akh Arbeitskraftstunden 
ALN (E) Amt für ländliche Neuordnung (Entwicklung) 
AO Anordnung 
APO Abteilungsparteiorganisation (der SED) 
Ast. Außenstelle 
awig Agrarwissenschaftliche Gesellschaft (der DDR) 
AZ Ackerzahl 
 




BHG Bäuerliche Handelsgenossenschaft 
BL Bezirksleitung (der SED) 





BPO Betriebsparteiorganisation (der SED) 
BPS Bezirksparteischule 
BRD Bundesrepublik Deutschland 
BStU Bundesbeauftragter für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 





CDU Christlich-Demokratische Union Deutschlands 
ČSR Tschechoslowakische Republik 
ČSSR Tschechoslowakische Sozialistische Republik 
 
d Tag (dies) 
DAL Deutsche Akademie der Landwirtschaftswissenschaften zu Berlin 
dar. darunter, nur ausgewählte Einzelposition (Ausgliederung) 
dav. davon, Summe der Einzelpositionen ergibt Gesamtsumme bzw. 
100,0 % (Aufgliederung) 
782 
 
DAW Deutsche Akademie der Wissenschaften zu Berlin 
DBD Demokratische Bauernpartei Deutschlands 
DDR Deutsche Demokratische Republik 
DEFA Deutsche Film-Aktiengesellschaft (AG) 
Ders.,Dies.,Dass. Der-, Die-, Dasselbe 
DFD Demokratischer Frauenbund Deutschlands 
DFF Deutscher Fernsehfunk 
Diss. Dissertation 
DNB Deutsche Notenbank 
DSF Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft 
DSG Deutsche Saatgutgesellschaft 
dt Dezitonne 
DWK Deutsche Wirtschaftskommission 
 
Ebd. Ebenda 
EDV Elektronische Datenverarbeitung 





FDGB Freier Deutscher Gewerkschaftsbund 
FDJ Freie Deutsche Jugend 
 




GHI Geheimer Hauptinformant 
GI Geheimer Informant 
GL Grünland 
GLZ Grünlandzahl 
GO Grundorganisation der SED 
GPG Gärtnerische Produktionsgenossenschaft 
GTW Grünfuttertrockenwerk 
GV Großvieheinheit bzw. Gemeindeverwaltung 






HO (staatliche) Handelsorganisation 
HVA Hauptverwaltung Aufklärung (im MfS) 
 
IB-Verträge innerbetriebliche Verträge 
i. d. R. in der Regel 
IFA Industrieverwaltung Fahrzeuge 
iga Internationale Gartenbauausstellung der DDR 






JP Junge Pioniere 
KAP Kooperative Abteilung Pflanzenproduktion 
KD Kreisdirektion 
KdPB Kandidat des Politbüros (der SED) 
KdT Kammer der Technik 
KdZK Kandidat des ZK (der SED) 
KfL Kreisbetrieb für Landtechnik 
KLR Kreislandwirtschaftsrat 
KOG Kooperationsgemeinschaft 
KPD Kommunistische Partei Deutschlands 
KPdSU Kommunistische Partei der Sowjetunion 





LDPD Liberal-Demokratische Partei Deutschlands 
LfL Sächsische Landesanstalt für Landwirtschaft 
LKW Lastkraftwagen 
LN Landwirtschaftliche Nutzfläche 
LPG Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft 






MdPB Mitglied des Politbüros des ZK (der SED) 
MdV Mitglied der Volkskammer 
MdZK Mitglied des Zentralkomitees (der SED) 





MLEF Ministerium für Landwirtschaft, Erfassung und Forstwirtschaft 
MLFN Ministerium für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft 
Mot-PS motorisierte Pferdestärke 





NAW Nationales Aufbauwerk 
ND Neues Deutschland 
NDPD National-Demokratische Partei Deutschlands 
NF Nationale Front 
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n. f. D. nur für den Dienstgebrauch 
NÖS neues ökonomisches System 
NÖSPL neues ökonomisches System der Planung und Leitung der Volkswirt-
schaft 
NPK Stickstoff – Phosphorsäure – Kali 
NS nationalsozialistisch 
NSDAP Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 
NVA Nationale Volksarmee 
NVO Neuererverordnung 
 
OibE Offizier in besonderen Einsatz 
ÖLB Örtliche Landwirtschaftsbetriebe 
ÖSS Ökonomisches System des Sozialismus  
 
PB Politbüro des ZK (der SED) 
Ph Pferdestunden 
PHS Parteihochschule („Karl Marx“ beim ZK der SED) 
PKK Parteikontrollkommission 
PL Produktionsleitung des Rates des Bezirkes/Kreises 





PwF Produktionsgenossenschaft werktätiger Fischer 
 
RA Rechtsanwalt 
RdB Rat des Bezirkes 
RdG Rat der Gemeinde 
RdK Rat des Kreises 
RGV Rauhfutterverzehrende Großvieheinheit 
RGW Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
RKV Rahmenkollektivvertrag 
RL Richtlinie 
RLN Rat für landwirtschaftliche Produktion und Nahrungsgüterwirtschaft 
RTS Reparatur-Technische Station 
 
SED Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 
SDAPR (B) Sozialdemokratische Arbeiterpartei Russlands (Bolschewiki) 
SDAG Sowjetisch-Deutsche Aktiengesellschaft 
SBZ Sowjetische Besatzungszone 
Sh Schlepperstunden 
SMAD Sowjetische Militäradministration 
SML Sächsisches Staatsministerium für Landwirtschaft 
SMUL Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft 
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
SPK Staatliche Plankommission 
SKK Sowjetische Kontrollkommission in Deutschland  





StZVfSt Staatliche Zentralverwaltung für Statistik 
SU Sowjetunion 
SVK Sozialversicherungskasse 
SZ Sächsische Zeitung 
t Tonne 
TAN technisch begründete Arbeitsnorm 
TGL technische Güte- und Leistungsnorm 
 
u. a. unter anderem, und andere  
UdSSR Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
UTP Unterrichtstag in der Produktion 
 
VD vertrauliche Dienstsache 
VdgB Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe 
VEAB volkseigene Erfassungs- und Aufkaufbetriebe 
VEB volkseigener Betrieb 
VEG volkseigenes Gut 




VVB Vereinigung Volkseigener Betriebe 
VVG Vereinigung Volkseigener Güter 
 
WBA Wohnbezirksausschuss der Nationalen Front 
WPO Wohngebietsparteiorganisation (der SED) 
WTF wissenschaftlich-technischer Fortschritt 
WWD Wasserwirtschaftsdirektion 
 
ZBE Zwischenbetriebliche Einrichtung 
ZBO Zwischenbetriebliche Bauorganisation 
ZGB Zivilgesetzbuch der DDR 
ZGE Zwischengenossenschaftliche Einrichtung 
ZK Zentralkomitee 





• Aufzählzeichen unter „ - ” 
· entsprechende Angaben liegen nicht vor, nicht berechenbar 
≙ entspricht 
≈ ist rund 
x  Durchschnittswert (gewogenes arithmetisches Mittel) 
< kleiner als 





8  Quellen- und Literaturverzeichnis  
 
8.1 Ungedruckte Quellen 
 
8.1.1 Bundesbeauftragter für die Unterlagen der Staatssicherheit (BStU, Berlin) 
 
8.1.2 Außenstellen des BStU  
 
Chemnitz 
Stellv. Operativ 97, Bd. 2  1958–1965 
Stellv. Operativ Nr. 105, Bd. 3  1964–1968 
Stellv. Operativ Nr. 137 
Stellv. Operativ Nr. 140, Bd. 2 
Stellv. Operativ Nr. 141 
AKG Nr. 42, 3. Bd. 
AKG Nr. 3 290 
 
Dresden 
Bezirksverwaltung Dresden, Kreisdienststelle Pirna, Nr. 70 261 
 
MfS 1556, MfS 1557, 
 













ZAIG, X 265; Z 300, Z 255 (245 60), 
ZAIG 253 (23 60, 368/60), 
Z 300 (574 60), Z 325 (326 60) 
MfS ZAIG Nr. 244, Z 244 
 
Berichte und Informatio-
nen über die Lage der 
Landwirtschaft 
1960 
Z 446(21 61, 273 61, 283 61, (351 61) 
Z 789 (304 61, 379 61) 
Z 378 (79 61), Z 383 (98 61) 
Z 487 (640 61), MfS-Bdl. Dok. 
Nr. 0023 97, 1. Exemplar 
 
Dies. 1961 
Z 591 (283 62), Z 680 (702 62), 
Z 678 (810 62), Z 549 (71 62), 
Z 639 (397 62, 420 62, 398 62, 401 62, 
422 62, 425 62) 
 
Dies. 1962 
Z 768 (347 63, 409 63) 
 
Dies. 1963 
Z 846 (112 64) Dies. 
 
1964 
Z 1179 (81 66), Z 1191 (201 66), 









Bezirksverwaltung Leipzig, Leitung 1 
-"- -"- ,  Leitung  00290 2 
-"- -"- ,  Abt. III  3 
-"- -"- ,  Abt. VIII 4 





Rat des Kreises, Fachorgan Land- und Nahrungsgüterwirtschaft, landwirtschaftliche Pro-
duktionsgenossenschaften 
Unsigniert 
Aktenbestand LPG Bockelwitz, Jahresabschlussberichte (JAB), ders. 1967–1969;      
1968–1973. 
Aktenbestand der LPG Börtewitz 1963–1968. 
Kondolenzbuch für Otto Grotewohl. 
Nr. 3, Kartei LPG Bockelwitz, Kretzschmann, M./Winkler, H.: Einführung der sozialisti-
schen Betriebswirtschaft von Neuholland in die LPG „Klara Zetkin“, Bockelwitz, Typ III. 
Ingenieurarbeit an der Ing.-Schule des RLN-B-Leipzig, Dahlen-Döbeln. Bockelwitz 1969. 
Nr. 7, Aktenbestand LPG Börtewitz, Gennert, R.: Untersuchung der Betriebsorganisation 
und der Leitungsmethoden in der LPG Börtewitz, Kr. Döbeln. Wissenschaftliche Hausar-
beit zum Staatsexamen an der Hochschule für LPG Meißen, Juni 1963. 
Nr. 10, Aktenbestand LPG Bockelwitz, Lorenz, E.: Analyse der gesellschaftlichen Voraus-
setzungen im Bereich der KOG Bockelwitz mit dem Ziel der Entwicklung einer breiten 
gesellschaftlichen Tätigkeit in der KOG. Ingenieurarbeit an der Ing.-Schule des RLN-B-
Leipzig, Dahlen-Döbeln, 1969. 
Nr. 11, Protokollbuch LPG Bockelwitz 1963–1967. 
Nr. 22, Aktenbestand LPG Börtewitz, Betriebspläne LPG Bockelwitz 1968–1975. 
Nr. 24, Protokollbuch LPG Bockelwitz 1961–1963. 
Signiert. 
Auswertung Jahresabschlüsse LPG Typ I, Kr. Döbeln 1966–1968. 
387/2 Schriftverkehr Bau 1964–1971. 
Ders. 230.  
573 Landwirtschaft 1963–1972, 1963–1977. 
128,000290 Ders. 1966–1967. 
000 185 Ders. 1962–1965. 
 
Kreisarchiv Freiberg 
Rat des Kreises, Abt. Landwirtschaft. 
Gründung und Zusammenschluss von LPG, 1953–1969, Kooperationsgemeinschaften. 
Übergabe von MTS-Technik und MTS-Auflösung, 1960–1963. 
JAB LPG Typ I, Typ III, 1962 und 1963. 
Rat des Kreises, Gemeinde Naundorf, Sachgebiet Handel und Versorgung, Sachgebiet 
Landwirtschaft. 
Rat des Kreises, Gemeinde Krummenhennersdorf, Sachgebiet Landwirtschaft. 
Rat des Kreises, Gemeinde Reichenbach, Sachgebiet Landwirtschaft. 

































Archiv der Gemeinde Conradsdorf, Lkr. Mittelsachsen. Signiert. 
Sachgebiet Landwirtschaft, LPG 1960–1970. 
Sachgebiet Kultur, 1960–1970. 
SED-Wohngebietsparteiorganisation, 1960–1970. 
 
Archiv der Agrargenossenschaft Görzig e. G., Lkr. Meißen 
Aktenbestand der LPG „Einheit“, Typ III, Görzig, Kr. Großenhain. 
Protokollbuch der Vorstands-, Vollversammlungs- und anderer Sitzungen. 
„Festveranstaltung aus Anlass des 35-jährigen Bestehens der LPG „Einheit“ Görzig und 
des 40. Jahrestages der DDR“ (Festbroschüre). Görzig 1989. 
Handakten der LPG Görzig. 
Ergebnisse der Kostenrechnung in den Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
des Bezirkes Dresden: n. f. D. I 161/64/05 1962; N. f. D. I 1724/64, 1963; n. f. D 
I 1888/65, 1964. (Hg.): Produktionsleitung des Bezirkslandwirtschaftsrates Dresden. 
 
Archiv Rechtsanwaltsbüro Barran, Burkersdorf, Lkr. Mittelsachsen 
Barran: Der Kleinbobritzscher Weg und die Feststellung des Abfindungsanspruchs nach    
§ 44 LwAnpG. Burkersdorf 28.02.1995. 
LPG-Register RdK Brand-Erbisdorf, Blatt 8, lfd. Nr. 3, Blatt 55, lfd. Nr. 9 (Kopie Samm-
lung M. Janello, Dresden). 
 
Archiv des Instituts für Umweltgeschichte und Regionalentwicklung e. V. an der Hoch-
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schule Neubrandenburg, Land Mecklenburg-Vorpommern 
Janello, M.: Erfahrungen bei der Arbeit mit dem Meliorationskataster und bei der Siche-
rung von Archivbeständen im Land Sachsen. Vortrag gehalten zum 10. Seminar in der 
Heimvolkshochschule am Seddiner See/Brandenburg am 07.10.2009, Thema Melioration: 
gestern – heute – morgen. 
Ders.: Ergänzung zum Bericht „Erfahrungen bei der Arbeit mit dem Meliorationskataster 
und bei der Sicherung von Archivbeständen im Land Sachsen“ vom 14.10.2009. Dresden 
13.02.2010. 
 
Betriebsarchiv der Landschaftsgestaltung, Straßen-, Tief- und Wasserbau GmbH (LSTW) 
Freiberg, Lkr. Mittelsachsen. 
Nr. 14.005 33 ha: Anlage 1, LPG des Kreises Freiberg nach KOG geordnet: Mitgliedsbe-
triebe zur Bildung der Meliorationsgenossenschaft (MG) Freiberg, 01.01.1969. 
 
Archiv der Mockritzer Agrarland Verwaltungsgesellschaft mbH, Lkr. Mittelsachsen 
Abrechnungsunterlagen zur Vergütung, LPG „IV. Parteitag“, Typ III, Mockritz/Jeßnitz, 
Kr. Döbeln, Bez. Leipzig, 1960–1969. 
 
Archiv der Pretzschendorfer Landwirtschafts- und Dienstleitungsgesellschaft mbH, Lkr. 
Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 
Aktenbestand der LPG „Einigkeit“, Typ I/III, Pretzschendorf, Kr. Dippoldiswalde: Hand-
akten, Festschrift, Statut, Dokumente, Abrechnungsunterlagen, IAB, Protokolle, Nieder-
schriften. 
 
Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft, Registratur der Abt. 2,  
Dresden 
Dittrich, G./Günther, P.: Sachstandsbericht zur rechtlichen Stellung des Meliorationskatas-
ters der ehemaligen DDR. Dienstsache der LfL, FB 3 – Ländlicher Raum, Betriebswirt-
schaft und Landtechnik. Böhlitz-Ehrenberg Mai 1999. 
 
Archiv der VVG Dahlen, Lkr. Nordsachsen 
Arbeitsgemeinschaft Landwirtschafts- und Heimatgeschichte beim Beirat der Vermögens-
verwaltungsgesellschaft Dahlen, GBR meH (VVG): Die Landwirtschaftlichen Produkti-
onsgenossenschaften (LPG) im Bereich Dahlen (Beitrag zur Landwirtschafts- und Heimat-




Sammlung Dr. K. Dämmrich, Hausdorf, Lkr. Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 
Döhler, H.: Bezirksreporter 1-2/68, 8. Jg., (Hg.): Bezirksleitung der SED, Abt. Landwirt-
schaft, und LWR des Bezirkes Karl-Marx-Stadt – Agrarpropaganda – mit LWR des Krei-
ses Freiberg. Karl-Marx-Stadt 1968. 
Knorr, E.: Die Enkel fechtens besser aus. Die führende Rolle der SED bei der Bauernbe-
freiung 1945-1960, dargestellt am Beispiel des Bezirkes Karl-Marx-Stadt.(Hg.): Bezirks-
leitung der SED, Kommission zur Erforschung der Geschichte der örtlichen Arbeiterbewe-
gung. Karl-Marx-Stadt 1982. 
VdgB-Bezirksvorstand Karl-Marx-Stadt: Der Bauern besten Jahre. Karl-Marx-Stadt  
30.07.1988.  
VdgB-Bezirksvorstand Karl-Marx-Stadt in Zusammenarbeit mit dem Agrarwissen-
schaftlichen Zentrum beim RdB Karl-Marx-Stadt: Tiefe Wurzeln - 40 Jahre Vereinigung 
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der gegenseitigen Bauernhilfe im Bezirk Karl-Marx-Stadt. Karl-Marx-Stadt, Oktober 1986.  
 
Sammlung Prof. Dr. G. Dittrich, Leipzig 
Autorenkollektiv von Klose, Seidel u. a.: Die Vertragsbeziehungen in der LPG, Thema 7 
im Lehrbrief der Sozialistischen Betriebswirtschaft. (Hg.): Hochschule für LPG Meißen im 
Auftrag des RLN der DDR. Bildungsprogramm der Kooperationsakademie der Land- und 
Nahrungsgüterwirtschaft. 02. Juni 1971.  
Autorenkollektiv unter Leitung von F. Dorn: Erfahrungen der LPG „Georgi Dimitroff“ 
Neuholland bei der Anwendung des neuen ökonomischen Systems der Planung und Lei-
tung in der sozialistischen Betriebswirtschaft. (Hg.): agra Markkleeberg DDR 1967. 
Dyrenfurt, K./Rosenkranz, O.: Die weitere Entwicklung der sozialistischen Landwirtschaft 
in der DDR. 14. Vortragstagung der Landwirtschaftlichen Fakultät, Karl-Marx-Universität 
13.–15.06.1966. Leipzig 1966.  
Klose, M./Klaus, H.: Aufgaben und Anwendung der sozialistischen Betriebswirtschaft in 
LPG und VEG bei der weiteren Gestaltung des ökonomischen Systems des Sozialismus 
und Schlussfolgerungen für die betriebswirtschaftliche Forschung. In: Zwanzig Jahre wis-
senschaftliche Arbeit im Institut Gundorf, Arbeiten aus dem Institut für landwirtschaftliche 
Betriebs- und Arbeitsökonomik Gundorf, DAL zu Berlin. H. 34, S. 21–69. Böhlitz-
Ehrenberg 1971.  
Notwendigkeit und Vorraussetzungen für die industriemäßige Produktion in der Landwirt-
schaft. Arbeit aus dem Institut für landwirtschaftliche Betriebsorganisation und Ar-
beitsökonomik Gundorf der DAL zu Berlin vom 08.12.1971. 
Rosenkranz, O.: Probleme der industriemäßigen Produktion in der sozialistischen Land-
wirtschaft. 12. Vortragstagung der Landwirtschaftlichen Fakultät Karl-Marx-Universität 
20. und 21.03.1964. Leipzig 1964.  
Vorabdruck des Sonderheftes Kooperation. (Hg.): Rat für landwirtschaftliche Produktion 
und Nahrungsgüterwirtschaft der DDR, Berlin (Ost) 1969. Die Erfahrungen der Genossen-
schaftsbäuerinnen und -bauern bei der Entwicklung der Kooperation und bei der Finanzie-
rung, Planung und Abrechnung zur weiteren Steigerung der Produktion, Erhöhung der Ar-
beitsproduktivität und Senkung der Kosten.  
 
Sammlung G. Domel, Holtendorf, Lkr. Görlitz 
Autorenkollektiv: Empfehlungen für die Futterverteilung, materielle und finanzielle Ab-
rechnung in den Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften Typ I und II. (Hg.): 
Bezirksvorstand der VdgB Dresden. Dresden 1962. 
 
Sammlung G. Ender, Vierkirchen, Lkr. Görlitz 
Erlebnisberichte von Bauern aus dem Kr. Görlitz, die Kollektivierung betreffend. 1960. 
 
Sammlung Dr. W. Fernau, Lützen, OT Schweßwitz, Burgenlandkreis 
Fernau, W.: Betriebsgeld der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften der DDR 
1963–1970. Essay und Katalog. 1995. 
Ders.: Diverse Wertscheine (Original) 
Lehnert, H.: Die Wertscheinmethode erzieht zum ökonomischen Denken und Handeln. 
(Hg.): LWR der DDR. (undatiert, ev. 1964). Leipzig-Markkleeberg.  
 
Sammlung Fam. Göbel, Dresden 
Aktenbestand zur LPG Typ I „Zur Elbinsel“, Zschieren. 
 
Sammlung G. Hanzsch, Bärenstein, Lkr. Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 
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Protokolle der Sitzungen des Kooperationsrates der KOG „Oberes Müglitztal“, Kr. Dip-
poldiswalde: 
- Protokollbuch vom 06.08.1966–18.10.1967, Sitzungen des Kooperationsrates 
- Protokollbuch Nr. 2 Kooperationsgemeinschaft „Oberes Müglitztal“ vom 23.10.1967–
10.09.1969, Sitzungen des Kooperationsrates. 
 
Sammlung M. Janello, Dresden 
Aktenbestand der LPG „Vorwärts“, Typ III, Großwaltersdorf i. L., Lkr. Freiberg: 
- Innerbetriebliche Verträge 
- Protokolle Sitzungen der Prämienkommission am 25.01.1965 
- Kurzanalyse über die LPG „Vorwärts“, Großwaltersdorf nach Jahresabschluss per 
31.12.1967 
Analyse der Entwicklung von kooperativen Beziehungen und Vorschläge zur Lösung von 
Entwicklungsproblemen anhand der Spezialisierung in der Tierproduktion nach dem VIII. 
Parteitag im Kooperationsgebiet Berlstedt. Material der DAL zu Berlin, Institut für Land-
wirtschaftliche Betriebs- und Arbeitsökonomik Gundorf. Undatiert (eventuell 1971). 
Arbeiten aus dem Institut für Agrargeschichte und ausländische Landwirtschaft der AdL 
der DDR (IALA), Stand 1985, Auflistung. 
Autorenkollektiv: Die Kooperation Burkersdorf/Erzgebirge. Burkersdorf Dezember 1987. 
Autorenkollektiv unter Leitung der KOG Neuholland: Erste prognostische Vorstellungen 
über die Entwicklung der LPG und der VEG der KOG Neuholland bis 1980 und einige 
Erfahrungen bei der Weiterentwicklung der sozialistischen Betriebswirtschaft. Neuholland, 
Juni 1968. Gelöschte VD der DAL zu Berlin, Institut für Landwirtschaftliche Betriebs- und 
Arbeitsökonomik Gundorf, DAL 12 D 24 68 1 n. f. D. 
Autorenkollektiv unter Leitung Fiedler, H./Dehlsen, M./Stöckigt, R./Warning, E.: Bündnis 
der Arbeiter und Bauern – Dokumente und Materialien zum 30. Jahrestag der demokrati-
schen Bodenreform. Berlin (Ost) 1975. (Hg.): Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK 
der SED, Institut für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED. 
Autorenkollektiv unter Leitung von Werner, K.: Einschätzung des Standes und der Ent-
wicklung der sozialistischen Betriebswirtschaft in den LPG und VEG und ihren KOG nach 
dem X. Deutschen Bauernkongress und dem 10. Plenum des ZK der SED, mit Anlage 1. 
DAL zu Berlin, Institut für Landwirtschaftliche Betriebs- und Arbeitsökonomik Gundorf in 
Zusammenarbeit mit der LPG-Hochschule Meißen. Gundorf 15.12.1969, S. 7–12. 
Barth, B.: (Universität Konstanz), Vortrag am 16.11.2007 zur Tagung „Hungersnot – Ho-
lodomor in der Ukraine“. 15.–17.11.2007 im Zeitgeschichtlichen Forum Leipzig, Skripten 
und persönliche Aufzeichnungen M. J. 
Braun, J./Tillack, R./Klose, M.: Die Anwendung ökonomischer und philosophischer Er-
kenntnisse von Karl Marx in der Wissenschaft von der sozialistischen Betriebswirtschaft. 
Vortrag anlässlich des Institutskolloquiums zum 150. Geburtstag von Karl Marx am 
21.05.1968. DAL zu Berlin, Institut für landwirtschaftliche Betriebs- und Arbeitsökonomik 
Gundorf. 
Burkhardt, J.: Persönliche Gespräche und Aufzeichnungen M. J. in Leipzig seit Dezember 
2008. 
Einschätzung und Ergebnisse der in den Kooperationen Berlstedt, Neuholland und Staven 
im Jahre 1968 durchgeführten ökonomischen Experimente der persönlichen materiellen 
Interessiertheit, mit Anlage 1 Experiment Berlstedt, 1968, S. 1–15; Anlage 2 Experiment 
Neuholland 1968, S. 1–17; Anlage 3 Experiment Staven, S. 1–18, 1969. Am 30.11.1972 
gelöschte VD der DAL zu Berlin, Institut für Landwirtschaftliche Betriebs- und Ar-
beitsökonomik Gundorf: DAL 12 D 7 69 4. 
Erfahrungsbericht der Vorsitzenden der genossenschaftlichen Spezialbetriebe der KOG 
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Berlstedt, Kr. Weimar: Erfahrungen bei der Entwicklung und Vertiefung horizontaler und 
vertikaler Kooperationsbeziehungen zur Herausbildung industriemäßig produzierender 
genossenschaftlicher Spezialbetriebe der Pflanzen- und Tierproduktion. Vertrauliches Dis-
kussionsmaterial (nicht für die Öffentlichkeit bestimmt). Berlstedt, 10.04.1969. 
Freitag, S.: Zur Entwicklung der Agrarstruktur im mittelsächsischen Lößgebiet zwischen 
1935 und 1994, dargestellt am Beispiel der Gemeinden Ziegenhain und Burkhardswalde. 
Belegarbeit an der TU Dresden, Fakultät Bau-, Wasser- und Forstwesen, Abt. Geodäsie 
und Kartografie. März 1995. 
Diverse Wertscheine (Original) aus Sammlung Dr. W. Fernau, Lützen, OT Schweßwitz, 
Burgenlandkreis. 
Informations- und Dokumentationsmaterial zur agrarhistorischen Ausstellung der agra 
Markkleeberg und des DLM Markkleeberg, Ordner I: SHStA, Zahlen und Fakten, Zeitta-
fel, agrarhistorische Dokumente, Entwicklung der Landwirtschaftsausstellung Markklee-
berg, Statistiken der DDR. Böhlitz-Ehrenberg, undatiert, unsigniert. (Bis 2002 Sammlung 
E. Matthes, Leipzig). 
Dass., Ordner II: Unterlagen agrarhistorische Sammlungen Markkleeberg ab 1963, Kon-
zeption Agrarmuseum Markkleeberg. Böhlitz-Ehrenberg, undatiert, unsigniert. (Bis 2002 
Sammlung E. Matthes, Leipzig). 
Dass., Ordner III: Manuskripte des ehemaligen Institutes für Agrargeschichte und auslän-
dische Landwirtschaft der AdL der DDR (IALA), agrarhistorische Fakten, Essay von     
Dr. oec. H. Reichelt. Böhlitz-Ehrenberg, undatiert, unsigniert. (Bis 20.10.2000 Sammlung  
E. Matthes, Leipzig).  
Dass., Ordner IV: Unterlagen zur ehemaligen Halle 18, Text für DIA-Reihe „30 Jahre 
LPG“ (Begleitheft), Zeittafel 1945–1978, Traditionskabinette, Biografie von Edwin Hoern-
le. Böhlitz-Ehrenberg, undatiert, unsigniert, z. T. signiert H. 14/1949. (Bis 2002 Sammlung 
E. Matthes, Leipzig). 
Keller, K.: Leben zwischen Kabine, Bockshain und Weinberg. Zur Geschichte der Orte 
Roitzschjora, Sausedlitz und Seelhausen. (Hg.): RdK Delitzsch, Abt. Kultur. Delitzsch 
1989, S. 60–65. 
Klose, M.: Thesen zum Vortrag „Begriff und Gliederung des sozialistischen Landwirt-
schaftsbetriebes“. DAL zu Berlin, Institut für Landwirtschaftliche Betriebs- und Ar-
beitsökonomik Gundorf. Lhg 143/30/66-25-B. Gundorf. (Bestände der ehemaligen LfL, 
Böhlitz-Ehrenberg). 
Ders.: Zu einigen Fragen des Eigentümers und seiner ökonomischen Realisierung in der 
Landwirtschaft. Nicht gehaltener Vortrag (Manuskript) zur wissenschaftlichen Vortragsta-
gung der Leipziger Ökonomischen Societät: „Beiträge der betriebs- und arbeitswirtschaft-
lichen Forschung in Sachsen zur Entwicklung der Landwirtschaft im 20. Jahrhundert“. 
Leipzig 22.10.2000. 
Leinert, A.: Sachsens Schlösser, Guts- und Herrenhäuser zwischen Funktionswandel und 
Vernichtung in den Jahren von 1945–1952. Magisterarbeit an der TU Dresden 1996. 
Matthes, E.: Szenarium für die Ausgestaltung der neuen Museumshalle „Deutsches Land-
wirtschaftsmuseum“ in Leipzig-Markkleeberg, Stand 21.04.1997. Unveröffentlichtes Ma-
terial aus der LfL, Böhlitz-Ehrenberg. 
Ders.: Überarbeitete Konzeption zur agrar- und forstwirtschaftlichen Ausstellung in 
Leipzig-Markkleeberg, Thema: „Die Landwirtschaft in Ostdeutschland - ein Experiment 
des Sozialismus“ vom 30.03.1998. Unveröffentlichte Dienstsache der LfL, FB 3 – Ländli-
cher Raum, Betriebswirtschaft und Landtechnik, Böhlitz-Ehrenberg. 
Mieth, E.: Thesen zum Zwischenbericht über die Themenstellung „Theoretische Grundla-
gen der Kooperation im einheitlichen Reproduktionsprozess unter den Bedingungen der 
industriemäßigen Leitung und Organisation der Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirt-
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schaft“. Forschungsbericht Nr. 26 90, 51 der Hochschule für LPG Meißen, Institut für Poli-
tische Ökonomie und Agrarökonomik im Auftrag der DAL Leipzig-Gundorf, Institut für 
Betriebs- und Arbeitsökonomie. Undatiert (evtl. 1966), S. 4–16. 
Nuhs, A.: Sachsens Bauern in Geschichte und Gegenwart, Teil 2. Das 20. Jahrhundert 
(1918–1990). Unveröffentlichte Arbeit (Entwurf) an der TU Dresden 2001. 
Ökonomische Regelungen in der Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft für die Jah-
re 1973–1975, In: Die weitere Gestaltung der ökonomischen Regelungen in der sozialisti-
schen Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft für die Jahre 1973–1975, (Hg.): Minis-
terium für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft. Berlin (Ost) 1973. Sammlung       
M. Janello, Dresden. 
Pellmann, D.: Aspekte der Geschichte der Agrarpolitik der SED. (Hg.): Landwirtschafts-
ausstellung der DDR. Leipzig Mai 1988. 
Persönlicher Brief von Prof. Gampe, Kalkreuth, an Prof. Rosenkranz, Böhlitz-Ehrenberg, 
anlässlich dessen 85. Geburtstages, vorgetragen zum Kolloquium an der Leipziger Land-
wirtschaftlichen Fakultät 1996, datiert vom 14.01.1996. 
Projekt plana kooperazij naučnych isledovannii po ekonomike i organisazii selskovo chos-
jaistva, provodimych stranami - členami SEV na 1969–1970 gg. Moskva, Vsesojusnyi – 
naučno -isledovatjelskij institut ekonomiki selskovo chosjaistva 26. sentjabrja 1968, Mos-
kva. Wissenschaftliches Allunionsinstitut für Ökonomik der Landwirtschaft, Moskau. Ge-
löschte VD der DAL zu Berlin, Institut für Landwirtschaftliche Betriebs- und Arbeitsöko-
nomik Gundorf: DAL 29 681 12 D. 
Rosenkranz, O.: Geschichte und Aufgaben landwirtschaftlicher Betriebswirtschaftswissen-
schaften in der DDR. In: Sitzungsberichte der Akademie der Wissenschaften der DDR, 
Gesellschaftswissenschaften, Jg. 1987, Nr. 1/G. Berlin (Ost) 1987, S. 11, 14 und 15.  
Ders.: Optimale Betriebsgröße und industriemäßige Produktion in der Landwirtschaft. In: 
Sitzungsberichte der DAW zu Berlin, Klasse für Philosophie, Geschichte, Staats-, Rechts- 
und Wirtschaftswissenschaften, Jg. 1965, Nr. 3. Berlin (Ost) 1965.  
Ders.: Über die industriemäßige Produktion in der Landwirtschaft. In: Sitzungsberichte Bd. 
XIII, Heft 3 (Hg.): DAL zu Berlin. Berlin 1964.  
Ders.: Die Vergütung der Genossenschaftsbauern und ihre Problematik. In: Sitzungsbe-
richte der DAW der DDR zu Berlin, Klasse für Philosophie, Geschichte, Staats- Rechts- 
und Wirtschaftswissenschaften, Jg. Nr. 3, 1967 (Vortrag von Prof. O. Rosenkranz während 
der Sitzung am 06.10.1966 gehalten). Berlin (Ost) 1967.  
Ders.: Der Weg zur genossenschaftlichen Produktion in der Landwirtschaft. In: Schriften-
reihe der Karl-Marx-Universität Leipzig zu Fragen der sozialistischen Landwirtschaft. Zur 
genossenschaftlichen Produktion in der Landwirtschaft und zur Nahrungsmittelversorgung. 
Vorträge auf der 9. wissenschaftlichen Vortragstagung anlässlich des zehnjährigen Beste-
hens der Landwirtschaftlichen Fakultät der Karl-Marx-Universität Leipzig, H. 7, Berlin 
(Ost) 1962, S. 4–19.  
Ders.: Zur Charakteristik sozialistischer Landwirtschaftsbetriebe. In: Sonderdruck aus Leh-
re Forschung Praxis. Die Karl-Marx-Universität Leipzig zum zehnten Jahrestag ihrer Na-
mensgebung am 05. Mai 1963. Leipzig 1963, S. 479–488.  
Ders.: Zur Problematik der Betriebsgröße in der Landwirtschaft. In: Leipziger Universitäts-
reden, Karl-Marx-Universität. Neue Folge Heft 12. (Hg.): Prof. Dr. Georg Mayer, Rektor 
der Universität Leipzig. Leipzig 1960.  
Schapoval, J. (Nationalakademie der Wissenschaften der Ukraine, Kiew): Vortrag am 
16.11.2007 zur Tagung. „Hungersnot - Holodomor in der Ukraine“, 15.–17.11.2007 im 
Zeitgeschichtlichen Forum Leipzig, Skripten und persönliche Aufzeichnungen M. J. 
Schlenker, K.: Die Gutshäuser und Gutsanlagen des 18. Jahrhunderts im Landkreis Güst-
row in Mecklenburg. Magisterarbeit an der TU Dresden 1995. 
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Schriftliche Mitteilungen von Landwirt, H. Kuhn, Schönberg, Vogtlandkreis vom 
01.03.2008 mit Angaben zur ehemaligen LPG Typ I, Schönberg, Kr. Plauen. 
Schiebold, C.: Die Bestimmung der Sollgröße der gesunden bäuerlichen Ackernahrung in 
Sachsen. Berlin 1940.  
Visitenkarte der Agrar-Industrie-Vereinigung Oberlausitz. Veröffentlichung der AIV Nie-
derseifersdorf/OL. Undatiert.  
Wachsmuth, H.: Die Arbeiten der Frauen in den sozialistischen Landwirtschaftsbetrieben 
und Empfehlungen über die Möglichkeiten ihres Einsatzes, dargestellt aufgrund von Un-
tersuchungen in den südlichen Bezirken der DDR. Untersuchungsbericht zur Stellung der 
Frau im Produktionsprozess. DAL zu Berlin, Institut für Landwirtschaftliche Betriebs- und 
Arbeitsökonomik Gundorf, I/66 bis V/67, Plan-Nr. 36 80 12/6–11/6. Gundorf 1967, S. 7 ff. 
Werner, K.: Die Entwicklung von Kooperationsbeziehungen in der sozialistischen Land-
wirtschaft. In: Tagungsbericht der DAL zu Berlin, Nr. 82, Teil I Wissenschaftliche Tagung 
Arbeitskreis Agrarökonomik 02.–06.07.1965. Berlin 1966, S. 113–125. 
Ders.: Kennzahlen zur Beurteilung der Organisation und Leistung arbeitsteilig wirtschaf-
tender sozialistischer Landwirtschaftsbetriebe. In: Arbeiten aus dem Institut für Landwirt-
schaftliche Betriebs- und Arbeitsökonomik Gundorf der DAL zu Berlin und dem Institut 
für Betriebs- und Arbeitsorganisation in der Landwirtschaft der Karl-Marx-Universität 
Leipzig. Gekürzte Fassung des Forschungsberichtes 17 01 01 h-1-02/1 „Kennzahlen zur 
Betriebsbeurteilung“. Als Manuskript vervielfältigt, Böhlitz-Ehrenberg 1963.  
Winkler, G.: Die Bestimmungsfaktoren des Nahrungsmittelverbrauchs unter Berücksichti-
gung der Verhältnisse in der DDR. In: Schriftenreihe der Karl-Marx-Universität Leipzig zu 
Fragen der sozialistischen Landwirtschaft. Zur genossenschaftlichen Produktion in der 
Landwirtschaft und zur Nahrungsmittelversorgung. Vorträge auf der 9. wissenschaftlichen 
Vortragstagung anlässlich des zehnjährigen Bestehens der Landwirtschaftlichen Fakultät 
der Karl-Marx-Universität Leipzig. H. 7 Berlin (Ost) 1962, S. 20–38.  
 
Sammlung G. Langner, Dahlen, Lkr. Nordsachsen 
Protokolle Vorstandssitzungen der LPG „Eintracht“, Typ III, Luppa, Kr. Oschatz,        
1962–1971. 
 
Sammlung D. Leithold, Auterwitz, Lkr. Mittelsachsen 
Leithold, D.: Die Erfahrungen bei der Futtersaatgutproduktion in der LPG „Otto Grote-
wohl“ Auterwitz unter besonderer Berücksichtigung der Produktionsverfahren. Wissen-
schaftliche Hausarbeit zum Staatsexamen an der Hochschule für LPG Meißen. Juni 1963. 
 
Sammlung Dr. K. Lerche, Borthen, Lkr. Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 
Die geschichtsverändernde Rolle der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution und ihre 
Auswirkungen auf die Entwicklung der Gartenbauwissenschaft. Internationales Symposi-
um der Sektion Gemüse-, Obst- und Zierpflanzenbau der DAL zu Berlin am 29.11.1967 in 
Berlin (Ost). Tagungsbericht Nr. 8. Berlin (Ost) 1970. 
Himpel, E.: Genossenschaftsbauern begrüßen das neue Vertragsgesetz. In Vertragssystem, 
Jg. 9, H. 8, 1965, S. 289. 
„Vergleich der Ist-Kosten und Leistungen 1964, Plankosten und Leistungen 1965 (ohne 
Abschreibungen)“, GPG „Neuer Obstbau“, Neufahrland, Kr. Potsdam Land. 
 
Sammlung M. Löser, Oberbobritzsch, Lkr. Mittelsachsen   
Löser, M.: Der Stand der kooperativen Beziehungen und ihre Auswirkungen auf die LPG 
„Bobritzschtal“, Oberbobritzsch. Belegarbeit an der Agraringenieurschule Zug bei Freiberg 
1973. 
Ders.: Vorschläge zur Gestaltung der sozialistischen Betriebswirtschaft in der kooperativen 
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Abteilung Pflanzenproduktion „Bobritzschtal-Süd“, Kr. Freiberg. Ingenieurarbeit an der 
Agraringenieurschule Zug bei Freiberg 1973. 
 
Sammlung H. Planer, Delitzsch, OT Kertitz, Lkr. Nordsachsen  
Merke, M./Hübner, B./Hahn, A.: Erfahrungen der Kooperationsgemeinschaft Schenken-
berg, Kr. Delitzsch, bei der industriemäßigen Organisation und Leitung der Pflanzenpro-
duktion. In: Schenkenberger Erfahrungen – Für Sie notiert. (Hg.): agra markkleeberg 
DDR. Schenkenberg 31.05.1967. 
Planer, H.: Probleme bei der Herausbildung, Entwicklung und Festigung von Kooperati-
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